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M eim  man  die  ganze  Entwickelung  des  Kircbenrechts  für 
Dorereinbar  mit  dem  Wesen  der  Kirche  halten  kann,')  so  darf 
man  sicherlich  die  Ausbildung  des  Kirchenstaates  als  einen 
Auswuchs  des  Kirchenrechts  betrachten;  aber  wie  die  ideale 
Auffassung  des  Begriffes  Kirche  das  reale  Kirchenrecht  nicht 
fortzuleugncn  vermag,  so  lässt  sich  das  Gebiet  des  Kirchen- 
rechts nicht  so  scharf  begi-enzen,  dass  daraus  die  Erhöhung  des 
Römischen  Bischofs  zum  Souverän  ausgeschieden  werden  könnte,-) 
zumal  da  die  Kirche  selber  auch  die  erworbenen  staats-  und 
völkerrechtlichen  Befugnisse  als  Kirchengut  angesprochen  und 
somit  unter  den  Schutz  ihrer  Baungewalt  gestellt  hat/*) 

Noch  leichter  ergiebt  sich  die  Bejahung  der  Frage,  ob  die 
Entstehung  des  Kirchenstaates  in  das  Kirchenrecht  gehört. 


')  Du»  ist  der  (irundgedauke  in  (1er  (jüngsten)  Darstellung  des  Kirchen- 
rechts  von  Kudolph  Sohm  (I,  isyj);  vgl.  dazu  den  Aufsatz  von  K.  Köhler 
,1'eber  die  Jloglicbkeil  des  Kirchenrechts“  in  der  Deutschen  Zeitschrift  für 
Kirchenrecht,  Dritte  Folge  VI,  1 — 23.  l!>t> — 176.  269—272. 

*)  Entgegen  der  allgemeinen  Meinung  (vgl.  Friedrich  von  Schulte, 
Uhrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenreebts,  4.  Aufl.  S.  46; 
Emil  Friedberg,  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kircbenrechts, 
4.  Aull.  S.  39;  Rudolf  von  Scherer,  Handbuch  des  Kirchenrechts  I,  33.  34; 
Philipp  Zorn,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  S.  79.  BO.  266.  266)  stellt  Paul 
Hinschius  (Das  Kirchenrecht  der  Katholiken  und  Protestanten  in  Deutsch- 
land I,  215)  in  Abrede,  „dass  eine  geschichtliche  Darstellung  der  Ent- 
stehung und  Ausbildung  des  Kirchenstaates  in  das  Kirchenrecht  gehört“, 
obgleich  von  ihm  (1869)  in  einem  eigenen  Abschnitt  S.  214—216  „der  Papst 
als  Souverän  des  Kirchenstaates“  behandelt  und  sonst  gerade  die  historische 
Entwickeinng  mit  grosser  Sorgfalt  besprochen  wird. 

’)  Hinschius  I,  216:  „Die  realen  Unterlagen  dieser  Souveräuetät,  das 
Land,  die  Einkünfte  u.  s.  w.  geltcu  nicht  als  Staats-,  sondern  als 
Kirchengut“. 

OuAdlftcb,  KnUlohung  de«  KiroheiiitMiM.  1 
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aus  dem  unvermeidlichen  Zngeständniss,  dass  die  Erörterung 
des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  in  einer  Dar- 
stellung des  Kirchenrechts  nicht  übergangen  werden  darf;  denn 
beschränkt  man  die  Untersuchung  jener  Frage  auf  die  Zeit 
Pippins  und  Karls  des  Grossen,  in  welcher  nach  der  allgemeinen 
Annahme  der  Kirchenstaat  sich  gebildet  haben  soll,  so  hat  man 
es  noch  nicht,  wie  die  vorliegende  Arbeit  darthun  wird,  mit 
einem  souveränen  päpstlichen  Staatswesen,  sondern  lediglich 
mit  einem  dem  fränkischen  Künigthura  dienstbaren,  dann  theil- 
weise  und  endlich  ganz  ihm  unterthänigen  Papstthum  zu  thun. 

Die  Auseinandersetzung  darüber  ist  zugleich  eine  Prüfung 
des  Anspruchs,  welchen  die  zeitgenössischen  Päpste  erhoben 
haben:  Inhaber  der  AVs  publka  Romanonun  zu  sein;  der  im 
folgenden  unternommene  Nachweis  seiner  völligen  Haltlosigkeit 
kennzeichnet  als  verfehlt  das  neueste  Ergebniss,  welches  die 
Geschichtsforschung  bei  der  Lösung  des  vielbehandelten  Problems 
„Die  Entstehung  des  Kirchenstaates“  erzielt, ■*)  und  als  unzu- 
länglich dasjenige  Mittel,  welches  sie  bisher  am  meisten  ver- 


*)  Paul  Kehr,  welcher  dieses  Ergebniss  zu  Tage  gefördert  hat,  nennt 
Stephan  II..  welcher  das  Einschreiten  Pippins  gegen  die  Langobarden  ver- 
anlasste.  .den  ersten  in  der  Reihe  der  Papstkönige“  (Kachrichten  von  der 
königlichen  üesellschaft  der  Wissenschaften  zu  üöttingen,  Philologisch- 
historische Klasse  aus  dem  Jahre  ISUß  S.  12S)  und  urtheilt  von  dem  Urief- 
wechsel  Hadrians  I.  mit  Karl  dem  Grossen:  „Hier  redet  Souverän  zu 

Souverän*  .Historische  Zeitschrift  LXX  [isaa],  405).  Die  Kchrsche  Auf- 
fassung, dass  der  Papststaat  schon  von  Pippin  begriiudet  wurden  sei,  haben 
sich  dann  angeeignet  Gustav  Schnürer  („Die  Entstehung  des  Kirchen- 
staates“: Gürres-Ge.sellschaft,  Zweite  Vereinsschrift  für  18‘J4),  Wilhelm 
Sickel  („Die  Verträge  der  Päpste  mit  den  Karolingern  und  das  neue 
Kaiserthum“:  Deutsche  Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft  XI,  301 — 351; 
Xn,  1—43),  Dovo  („Corsica  und  Sardinien  in  den  Schenkungen  an  die 
Päpste“;  Münchener  Sitzungsberichte  1894  S.  183 — 238)  und  Ernst  Sackur 
(„Die  Promissio  Pippins  vom  Jahre  754  und  ihre  Erneuerung  durch  Karl 
den  Grossen“ : Slittheilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung XVI,  385—424  und  „Die  Promissio  von  Kiersy“ : ebenda  XIX, 
55 — 74),  ohne  dass  bisher  ein  anderer  Widerspruch  .als  von  Wilhelm  Martens 
laut  geworden  wäre,  welcher  in  seiner  Schrift  „Releuchtung  der  neuesten 
Controversen  über  die  Römische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen“ 
(München  1898)  im  wesentlichen  sich  aber  dar.auf  beschränkt,  seine  in 
älteren  Arbeiten  dargelcgte  Meinung  zu  wiederholen.  Die  frühere  Litteratur 
verzeichnet  Kehr  in  der  Historischen  Zeitschrift  LXX,  386.  388  Anm.  1. 
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wandt  hat:  die  philologische  Untersuchung,')  welche  hier  nur 
in  Verbindung  mit  der  kirchen-,  staats-  und  völkerrechtlichen 
Erörterung  zu  einem  zweckdienlichen  Geräthe  wird.*) 

Ehe  genauer  dargelegt  wird,  zu  welcher  Zeit  und  in 
welcher  Bedeutung  der  Begriff  imhliai  Butnauorum  in  der 
Römischen  Curie  üblich  war,  muss  die  Vorfrage  beantwortet 
werden:  Welche  Rechtsstellung  hatte  das  Papstthum  errungen, 


’■)  Kehr  benierkt  über  das  Verfahren  zur  Klarheit  zu  gelangen  in  der 
Krage,  ob  die  sogenannten  Schenkungen  Pippins  und  Karls  echt  oder  unecht 
seien,  (a.  a.  O.  S.  3S9):  .Ich  versuche  ihrer  Lüsung  näher  zu  kommeu, 
indem  ich  den  Wortlaut  des  Schenkuugsvorsprcchens  selbst  und  seine 
Deutungen  einer  uochiualigcn  Kritik  unterwerfe.  Denn  dass  nur  eine  solche 
Kritik  der  allein  richtige,  der  allein  die  Möglichkeit  eines  sicheren  Krgob- 
uisses  verheisseude  Weg  ist,  darüber  kann  nach  den  bisherigen  Resultaten 
ein  Zweifel  nicht  mehr  bestehen.  Vor  allem  andern  ist  der  Hericbt  des 
Biographen  [Hadrians]  selbst  zu  prüfen,  gilt  es  in  ihm  selbst  die  Merkmale 
aufzusuebeu.  die  für  seine  Zuverlässigkeit  sprechen  oder  seiue  Uuglaub- 
wiirdigkoit  erweiseu.“  Gleichwohl  hat  Kehr  auf  diesem  Wege  nur  deu 
Beweis  gefunden  — wie  er  selber  einräumt  (s.  unten  Anm.  170)  — , dass 
der  Bericht  des  Biographen  im  Jahre  774  entstanden,  nicht  dass  er  echt 
oder  gefälscht  ist.  Dagegen  hat  es  mit  der  Mahnung  Martens'  in  seiner 
letzten  .Schrift  S.  V,  .mit  dem  Buchstaben  alter  L'eberlieferungen  keinen 
Götzendienst  zu  treiben*,  kaum  etwas  auf  sich,  weil  er  eigeutlich  dieselben 
Mittel  wie  Kehr  angewandt  und  der  Forschung  neue  Wege  nicht  er- 
schlossen hat. 

«)  Wie  ein  Alb  hat  bisher  auf  Historikern  und  Juristen  das  Bewusst- 
sein gelogen,  dass  es  mit  dem  Hechtsverhältniss  der  Päpste  zu  den  ersten 
Karolingischen  Königen  eine  ganz  eigene  Bewandtuiss  haben  müsse;  darum 
ist  der  Versuch,  ob  es  nicht  aus  den  Einrichtungen  des  fränkiscbou  Rechts 
zureichend  bestimmt  werden  könne,  noch  niemals  gemacht  worden.  Nur  eine 
Ahnung  ist  dem  Bearbeiter  der  .Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  unter 
König  Pippin“  (Leipzig  1«71),  L.  Oelsuer.  aufgedämmert,  wenn  er  S.  143 
sagt:  .Ganz  olme  Analogie  im  damaligen  Staatenleben  war  die  Btellung  des 
Römischen  Bischofs  nicht,  man  wird  mehrfach  an  die  Immunitätsrechte  er- 
innert, welche  die  fränkischen  Könige  so  häutig  den  Bischöfen  und  Achten 
ihres  Reiches  ertheilten“.  Das  scheint  jedoch  unbeachtet  geblieben  zu  sein, 
bis  kürzlich  Heinrich  Brunner  (Deutsche  Rechtsgeschichte  II,  lajipzig  1392, 
S.  37.  88)  wieder  der  Oelsnerschen  Auffassung  nahe  kam  mit  dem  L'rlheil: 
.Verfa.ssungsmässig  stellte  sieh  das  päpstliche  Gebiet  als  eine  mit  umfassenden 
Hoheits-  und  immunitätsreebten  ausgestattete  geistliche  Herrschaft  dar, 
welche  innerhalb  des  fränkischen  Reiches  lag* ; aber  Brunner  hat  nicht  dar- 
gewiesen, worin  die  über  die  Iinmuuitatsrechte  hiuausgehendeu  .umfassenden“ 
Uuheitsrechte  bestanden. 

1* 
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als  es  Anspruch  auf  die  Res  publka  Romanonim  erhob?  Denn 
da  Stephan  II.  von  den  Langobarden  die  „Restitution“  des 
Exarchates  und  der  Pentapolis  an  die  Res  pnbUea  Romanorum 
verlangte,  so  gab  er  damit  zu  verstehen,  dass  das  Papstthum 
die  zurQckverlangten  Gebiete  schon  vor  der  langobardischen 
Eroberung  besass  — zu  welchem  Recht,  das  kann  nur  eine 
Betrachtung  der  damaligen  päpstlichen  Macht  in  Kirche  nnd 
Staat  lehren. 

Die  Zerstörung  des  Ostgothen-Reichs  in  Italien  befreite 
den  Römischen  Bischof  von  der  Herrschaft  eines  arianischen 
Oberherm,  welcher  der  katholischen  Kirche  gegenüber  zwar  im 
allgemeinen  Zurückhaltung  gewahrt,  aber  gegebenenfalls  seine 
Kirchenhoheit  nachdrücklich  geltend  gemacht  hatte,")  und  ent- 
kleidete den  Römischen  Senat  des  massgebenden  Einflusses  auf 
die  kirchlichen  Angelegenheiten,  welchen  der  Ostgothen-König 
durch  die  Delegation  seiner  Hoheitsrechte  an  diese  Körper- 
schaft des  Stadtadels  aufrecht  erhalten  und  verstärkt  hatte.") 

Die  kirchliche  Herrschaft,  welche  Rom  über  Süd-  nnd 
Mittel  - Italien  übte,  war  nicht  die  lockere  Primatialhoheit, 
sondern  die  straffe  Metropolitangewalt,  welche,  im  dritten  Jahr- 
hnndert  erwachsen,")  so  durchgreifend  war,  dass  selbst  das 
Erzbisthum  Ravenna  sich  ihrer  auf  die  Dauer  nicht  erwehren 
konnte.  Wahrscheinlich  aus  Anlass  der  Verlegung  der  kaiser- 
lichen Residenz  nach  Ravenna  schon  im  Anfang  des  fünften 
Jahrhunderts  zur  Metropole  erhoben,'")  erhielt  Ravenna  die 
Autokephalie  im  Jahre  066  von  Constans  II.  zugestanden") 


’)  Felix  Dahn,  Urgeschichte  der  germanischen  und  romanischen 
Völker  I,  308-316. 

"l  Hermann  Usener,  Das  Verhältniss  des  Römischen  Senats  zur  Kirche 
in  der  Ostgothen-Zcit  (Commentationes  philologae  in  honorem  Theodori 
Hommsen  scripserunt  amici,  Berolini  1877,  p.  759 — 767). 

•)  Sohm,  Kirchenrecht  I,  366.  388—391;  vgl.  Edgar  Loening,  Geschichte 
des  deutschen  Kirchenrechts  1,  436. 

'”)  Loening  I,  444.  445.  Eine  Analogie  bildet  Arles;  s.  meine  Schrift 
„Der  Streit  der  Bistbllmer  Arles  und  Vienne  um  den  Primatus  Galliarum“ 
S.  185—188. 

")  Der  Bischof  Manrus  von  Ravenna  erhält  für  seine  Kirche  die  Ver- 
günstigung: noii  .luhjacere  pro  qiiolibet  nuxlo  pafriarcliae  urhis  Uomae,  xed 

mauere  tarn  aiUoccplnilon  et  lanctum  ejas  apo.>Mkam  cedesiam  cum  oniHibuii 
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and  von  Constantinus  Pogonatos  bestätigt;’-)  aber  schon  der 
Erzbischof  Theodor  (677— fi91),  welcher  noch  von  seinen 
Snffraganen  in  Ravenna  geweiht  worden  war,  konnte  seine 
Unabhängigkeit  gegen  Rom  nicht  behaupten;’-’)  und  wenn  auch 
Schwankungen  sich  einstellten, ’■•)  so  blieb  es  doch  fortan  Rechtens, 
dass  die  Ravennatischen  Erzbischöfe  ihre  Weihe  in  Rom  nach- 
snchen  und  wie  jeder  andere  der  subnrbicarischen  Bischöfe  dem 
Nachfolger  Petri  sich  verpflichten  mussten.’’’)  Die  Verpflichtung, 
welche  auch  die  Suffragane  Ravennas  unmittelbar,  nicht  etwa 
nur  durch  das  Mittel  ihres  verpflichteten  Metropoliten  traf, 
vollzog  sich  durch  Unterfertigung  dreier  Urkunden,  der  PV  ommio 
fidei,  der  Cautio  und  des  Indiculum,  von  welchen  die  beiden 
ersten  die  Befolgung  des  rechten  Glaubens  und  die  Anerkennung 
der  Zuchtgewalt  Roms  sicherten,  die  dritte  aber  schon  in  das 
staatliche  Gebiet  hinübergriff  und  den  politischen  Einfluss  des 


ntji  perltHeHlibm  per  lUocesin  et  jHirochiis  ordinataribus,  sicut  reliqui  metro~ 
poiilae  ]ter  dirertus  ra  puhlicae  manentes  prorindaji,  qui  et  a propriis  cotise- 
cratu»  epincopix,  iiteiu«  ridelicet  et  deeore  palei,  sicut  tiostrae  divinitalis  sancticme 
supenia  inspiratioiie  praelargitum  est  (MG.  SS.  rer.  Lang,  et  Ital.  p.  350  n.  8). 

W)  Agnelli  Liber  poiitificalia  eccleaiae  Rarennatia  c.  115  (SS.  rer.  Lang, 
p.  354);  vgl.  Ludo  M.  Uartmaun,  Unterauchungen  zur  Geschichte  der  byzan- 
tiniachen  Verwaltung  in  Italien  (Leipzig  1889)  S.  88.  170. 

“J  Agnellus  c.  117  (p.  355)  und  e.  124  (p.  360). 

“)  Der  von  dem  Papste  Constantin  (708—715)  in  Rom  cousecrirte  Erz- 
bischof Felix  von  Ravenna  fügte  sich  nicht  vollständig  der  Römischen  Ober- 
gewalt: qui  secunduiH  priorum  suorum  solittis  in  scrinio  noluit  facere  cautiones, 
sed  per  potentiam  judicum  exposuil  ut  maluit,  sagt  der  Biograph  Constantins 
von  ihm  (Liber  poutificalis  od.  L.  Duchesne  I,  Paria  1886,  p.  389s);  Hartmann 
S.  20  deutet  das  so,  .dass  Felix  nicht  den  Eid  der  suburbicarischen  Bischöfe 
zu  leisten  batte.“  Erst  nachdem  er  bei  dem  Kaiser  in  Ungnade  gefallen, 
seines  Rückhaltes  in  dem  niedergeworfenen  Ravenna  beraubt  und  geblendet 
in  die  Verbannuug  abgefUhrt  war,  leistete  er,  sobald  er  wieder  nach  Ravenna 
zuriiekkehren  durfte,  dem  Papste  die  herkömmliche  Huldigung  (soiita  quae  ab 
unirersis  in  scrinio  ijtiscojxirum  fient  iiidicula  et  fidei  expositiunes  tt  hic  con- 
fessus  est  sieque  recoticilialionis  promeruit  absolutiunem : ibidem  p.  39 ln). 

*^)  Von  dem  Nachfolger  des  Theodor,  Damian,  und  von  dem  Nachfolger 
des  Felix,  Sergius,  vermerkt  Agnellus  c.  125  (p.  360)  und  c.  154  (p.  377): 
eonsecratus  Ttomuc.  Ueber  die  suburbicarischen  Provinzen  vgl.  Hinschius  I, 
554—557;  auf  die  Nordgrenze  des  päpstlichen  Metropolitanbereieba  komme 
ich  Weiter  unten  zurück. 
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Papstes  bejpOndete.'*)  Der  verpflichtete  Biscliof  musste  nämlich 
darin  verspreclien,  alle  zu  seiner  Kenntniss  gelangenden  Um- 
triebe gegen  das  Reich  und  den  Kaiser  nicht  zu  begünstigen, 
sondern  nach  Kräften  zu  hemmen  und  unter  allen  Umständen 
dem  Papste  zu  melden.'")  Nachdem  die  in  Italien  eingedrungenen 
Langobarden  gegen  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  zum 
katholischen  Glauben  übergetreten  waren,  wurde  das  Versprechen 
der  in  ihrem  Staate  ansässigen  Bischöfe  dahin  abgewandelt: 
allen  Eifer  darauf  zu  verwenden,  dass  stets  der  gottgefällige 
Friede  zwischen  dem  Reiche  und  dem  Langobarden -Volke  er- 
halten bleibe.'**)  Und  das  war  keine  leere  Form ; als  Gregor  III. 
im  October  740  Gesandte  an  die  Langobarden-Könige  Liudprand 
und  Hilprand  schickte,  um  vier  ihm  im  Jahre  zuvor  entrissene 
Ortschaften  zurückzuerlangen,  forderte  er  die  Bischöfe  des 
langobardischen  Tusciens  unter  Berufung  auf  ihr  beurkundetes 
und  beschw'orenes  Treuegelöbniss  auf,  mit  den  päpstlichen  Ge- 
sandten an  den  langobardischen  Königshof  zu  eilen  und  ihre 
Bitte  zu  unterstützen.*") 

Indem  Gregor  III.  seine  verfassungsmässige  Oberherrlichkeit 
Ober  die  langobardischen  Bischöfe  zur  Wahrung  des  Besitz- 
standes der  Römischen  Kirche  in  Wirksamkeit  setzte,  eiferte 
er  nur  seinen  Amtsvorgängern  nach,  welche  das  Vermögen 


'•)  Es  sind  die  Formulae  73,  74.  75  des  Liber  diiirnus  Rnmanormn  pnn- 
tificum  (ed.  Th.  e.  ab  Sickel.  Vindobonae  1S89);  vgl.  dazu  des  Herausgebers 
.Prolcgomena  zum  Lilier  diuniua“  (Wiener  .Sitzungsberichte,  Philosophisch- 
historische Klasse  CXVIl  [l8S9j)  I,  61  und  Haitmatiu  S.  18. 

Liber  diurnus  j).  79:  promMeus  pariter,  quia,  si  quid  contra  rempit- 
hlicam  rel  piissimum  prineijn-m  nuntriim  quodlihct  tuji  cuqnorao,  minime  con- 
aenlire,  aed,  in  quttnium  rirtua  auffrayarcrit,  uheiare  et  riatrio  tun,  dimiino  mev 
apnalolicu,  moiiia  quihua  jwtucru  nuntialui;  Prolegomena  II,  83. 

"*)  Liber  diurnus  p.  «I : protnillena  jniriter  featinare  omni  anniau,  ut 
aemiurr  pax  quam  Daia  diliyit  inter  rem  puhticam  et  nua,  hoc  est  yentem  Lan- 
yohardorum,  conaerretur;  Prolegomena  II,  87. 

'•)  Jaffi-Ewald,  Regesta  pontificum  Romanorum  2253:  Der  Papst  erinnert 
die  Rischüfe,  tempore  ordinalionia  aiitie  jxr  chinajrnphi  et  aacramenUtm  rin- 
culiim  heato  Petro  principi  apoalulorum  apojmndiaae,  ut  i»i  emeryetitihiia  utili- 
taÜbua  aanctae  ejua  rccleaiiie  tolia  ririhua  clahoretia,  und  verlangt,  ut  ad  eoadem 
cum  praedictia  filiia  noalria  properelia,  ut  a Deo  inapirati  protcctoribua  eorum, 
beatia  principibua  ajioalolorum  Petro  et  Paulo,  eadem  caalra  reatituantur. 
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Sl  Peters,  als  unentbehrliche  Unterlage  ihrer  Macht,  emsig 
gemehrt  hatten : es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  bereits  im 
sechsten  Jahrhundert  der  Papst  der  reichste  Grundbesitzer 
Italiens  war.  Seine  Patrimonien  — so  hiessen  die  Kirchen- 
güter gleich  den  kaiserlichen  Domänen  — breiteten  sich  von 
Ravenna  und  Genua  über  Corsica  und  Sardinien  und  die  ganze 
Apennin-Halbinsel  bis  nach  Sicilien  hin  ans'^’)  und  wurden  so 
ertragreich,  dass  beispielsweise  die  calabrischen  und  sicilischen 
Patrimonien  zu  Anfang  des  achten  Jahrhunderts,  als  sie  von 
Leo  dem  Isaurier  confiscirt  wurden,  jährlich  350  Pfund  Gold 
oder  etwa  25  000  Schillinge  für  den  päpstlichen  Säckel  ab- 
warfen.-') Stets  gefüllte  Kornkammern  setzten  den  Papst  in 
den  Stand,  die  begehrliche  Bevölkerung  Roms  durch  umfängliche 
Sj)enden  zu  gewinnen,“)  und  ein  grosses  und  sicheres  Einkommen 
ermöglichte  ihm,  an  Stelle  des  ohnmächtig  gewordenen  Staates 
für  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  der  Stadt  zu  sorgen,  indem 
er  die  Stadtmauern  wieder  hei-stellen  und  die  Wasserleitung 
aufs  neue  in  Betrieb  setzen  liess.^^') 

Wie  bei  der  Stadtbevölkerung  der  Natural-  und  Geldertrag 
der  Kirchengüter  den  päpstlichen  Einfluss  steigerte,  so  er- 
reichte schon  ihre  Doppelbewinhschaftung  dasselbe  Ziel  bei  der 
Landbevölkerung. 


*’)  Ijouis  Armbrust,  Die  territoriale  Politik  der  Päpste  von  DüO  bis 
SOO  (Göttinger  Dissertation  1S85)  S.  40—51  ; Carl  .Scliwarzloae,  Die  Patri- 
monien der  Römischen  Kirche  bis  zur  Gründung  des  Kirchenstaats  (Berliner 
Dissertation  1887)  S.  18—32. 

*>)  Theophanes  (Corpus  seripturum  historiae  Hyzantinae)  berichtet,  nach- 
dem er  von  dem  Zorn  des  Kaisers  Leo  gegen  die  calabrische  und  sicilische 
Bevölkerung  erzählt.  I (Bonnae  183M),  031:  -ä  Je  XtYdjuvet  navpipd'a»  töiv 
iy'rav  *ol  zofio:f»l(i)V  droSTÄiuv  Tiiiv  iv  7:(ie3|J'jT(p!|i  P'bpT,  TtpeupGiov  tat; 
(za).T,aiai;  Ltral.at  tel.oipeva  ypooloj  tdlavta  tpla  tifj  jT,fio3(i]i  -t/,eit8ai 

rfo3(Ta;ev.  Die  Umrechnung  gehört  llartniann  S.  86  an. 

**)  Ueber  die  Speicher  und  .Speicherbeamten  der  Kirche  vgl.  Charles 
Diehl,  Etndes  sur  radministration  byzantine  (Paria  1888)  p.  12i). 

“)  Die  Ausbesserung  der  Sladtinauern  wird  im  achten  Jahrhundert 
von  Sisinnius.  Gregor  II.  und  III.  berichtet  (Liber  pont.  I.  388.  336.  420); 
dnreh  die  PUrsorge  liir  die  .städtische  Wasserleitung  trat  Hadrian  an  die 
Stelle  des  alten  staatlichen  ciinilur  funimiuin  (s.  Diehl  p.  130). 
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Die  Kirchen^ter  wurden  nämlich  entweder  verpachtet, 
und  zwar  auf  Grund  der  Anordnung  Justinians'-^)  dauernd  in 
der  Form  der  Empbyteuse  gegen  einen  Geldzins  — mit  diesem 
eigenthumsähnlichen,  vererblichen  und  veräusserlichen , ding- 
lichen Nutzungsrecht  war  es  möglich,  auch  wohlhabende  Grund- 
besitzer dem  Vortheil  der  Kirche  zu  verpflichten  — oder  durch 
eigene  Beamte  verwaltet  und  durch  unfreie  oder  halbtreie 
Colonen  bebaut,  welche  Naturalabgaben  leisten  mussten.  Aber 
der  Papst  wachte  in  seinem  wohlverstandenen  Nutzen  nicht 
nur  darüber,  dass  die  Lasten  der  Hintersassen  nicht  drückend 
wui  den,  sondern  auch  darüber,  dass  das  Abhängigkeitsverhältniss 
von  der  Kirche  als  begehrenswert h angesehen  blieb:  wenn 

Gregor  I.  den  kirchlichen  Colonen,  welche  nicht  ohne  weiteres 
von  Heerdienst  und  Kopisteuer  befreit  waren,  die  zum  1.  Sep- 
tember fällige  Staatssteuer,  welche  sie  vor  dem  Verkauf  ihrer 
Ernte  nicht  zahlen  konnten,  aus  dem  Kirchenvermögen  vor- 
strecken Hess,  um  sie  nicht  in  die  Hände  der  wucherischen 
Steuerbeamten  fallen  zu  lassen,  so  musste  gegen  den  Erwerb 
eines  solchen  Schutzes  selbst  der  Verlust  der  Freiheit  kleinen 
Bauern  geringfügig  erscheinen  und  auf  diese  Weise  die  An- 
ziehungskraft des  kirchlichen  Grossgrundbesitzes  auf  den  klein- 
bäuerlichen ausserordentlich  verstärkt  w’erden.“’) 

Die  moralische  Autorität,  welche  die  Nachfolger  des  heiligen 
Petrus  schon  frühzeitig  genossen  und  in  ihrer  ausgreifenden 
Metropolitangewalt  in  verfassungsmässige  Herrschaft  umgesetzt 
hatten,  und  das  vornehmlich  in  Grundbesitz  bestehende  Vermögen 
der  Römischen  Kirche,  welches  ihr  eine  in  Stadt  und  Land 
w'eitreichende  Clientei  verschafft  hatte,  gaben  dann  auch  Anlass, 


Nov.  CXX,  ß (544):  Totvjv  ottofxev  toE;  tipTjfjtivot; 

otxoi;  jjL>^\ov  rpßaxaipov  noceiaöai  tü>v  äxtvi^Twv  Trpa^iiaTtuv  t(üv 

aÜToi;  7:po;r|X<)vTtov,  i)J.i  xai  6(rjVtxü>;  TaäTa  ipitf'jTC’jTtxiii  ?ixa(tp  Toi;  ^ojXojjiivotc 
St8r!vai. 

Carl  Scliwarzlosc,  .Die  Verwaltung  und  finanzielle  Bedeutung  der 
Patrimonien  der  Römischen  Kirche  his  zur  Gründung  des  Kirchenstaats“ 
in  der  Zeitschrift  für  Kirchengeschichte  XI  (ISOO),  G2— 100;  Theodor 
Mommseu,  .Die  Bewirthschaftung  der  Kirchengüter  unter  Papst  Gregor  I.“ 
in  der  Zeitschrift  für  Social-  und  W'irthschaftsgeschichtc  I,  43 — 59; 
Hartmann  S.  84.  85. 
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die  Päpste  organisch  in  die  Reichsverfassung  und  -verwaltnng 
einzufügen.  Allerdings  wurde  die  darauf  abzielende  Ordnung 
nicht  eigens  auf  den  Römischen  Bischof  angelegt,  sondern  auf 
alle  Reichsbischöfe  insgemein;  aber  da  der  Römische  durch 
Ansehen  und  Reichtlinm  den  abendländischen  Episcopat  am 
glänzendsten  vertrat,  so  kam  auch  ihm  die  ganze  Entwickelung 
am  meisten  zu  gute. 

Die  Entwickelung  hob  an  mit  den  Bestrebungen,  für  die 
Geistlichen  einen  eigenen  Gerichtsstand  zu  begründen.*) 

Zufolge  der  Mahnung  des  Apostels  Paulus  an  die 
Korinther,^)  bei  Streitigkeiten  nicht  den  weltlichen  Richter 
anzngehen,  sondern  darüber  einen  angesehenen  Gemeindegenossen 
entscheiden  zu  lassen,  wurde  es  Sitte  in  den  Gemeinden,  den 
Bischof  als  Schiedsrichter  anzurufen;  indessen  lag  zunächst  kein 
gesetzlicher  Zwang  dazu  vor,  selbst  in  dem  Falle  nicht,  dass 
der  Beklagte  ein  Geistlicher  war:  der  Weg  an  die  staatlichen 
Gerichte  blieb  immer  ofien.  Erst  allmählich  drang  die  in 
Concilienbeschlüssen  niedergelegte  Forderung  der  Kirche  durch, 
dass  die  Geistlichen  nur  vor  dem  Bischof  Recht  nehmen  sollten,'*) 
bis  Justinian  .ö3‘.i  verfügte,  dass  Welt-  wie  Klostergeistliche 
einzig  vor  ihrem  Bischof  belangt  werden  könnten,'*)  und 
Heraclius  629  in  Geistlichen-Processen  auch  die  Berufung  an 


M.  A.  V.  Bethmann-Hollweg,  I)pr  Civilprocess  des  gemeinen  Rechts 
in  geschichtlicher  Entwickelung  III,  112—115;  Locning  I,  2S9 — 310; 
Uartmann  ,S.  48.  49;  K.  K.  Zachariä  von  Liiigenthal,  Geschichte  des 
griechisch-römischen  Hechts,  Dritte  .Vufl.  S.  382  — 384;  Friedberg 
S.  257.  258. 

“)  1.  Cor.  1,  1— C. 

Der  früheste  Beleg  findet  sich  in  dem  Schreiben,  welches  die  Synode 
von  Sardica  344  an  die  Gemeinde  in  Alexandria  erliess  (Mansi,  Conc.  III, 
55.  56 j;  weiter  kommt  in  Betracht  die  Synode  zu  Uippo  393  c.  9 (Mansi 
III.  920.  921),  die  elfte  Karthagische  407  c,  10  N.  104  (Mansi  III,  807), 
die  Synode  von  Chalcedon  451  c.  9 (Mansi  VII,  361.  362)  und  dann  be- 
sonders eine  Reihe  von  gallischen  Syuoden  des  fünften  und  sechsten  Jahr- 
hunderts. 

c.  29  C.  de  episcopali  audientia  I,  4 (530);  Nov.  LXXIX,  1 
(«r  Ti;  oix-<o5v  £/oi  5(-ar,v  r.fii  ti«;  tüv  tW.vSsxvdvwv  «1jxt,t(üv  ^ tiöv  ieoni|x(v(uv 
rvfrSGiov  fjvatxäiv  iv  (io-jut/joIoi;  ojjiL-/  [539]\  LXXXIII  1 Ipoofjjttov  (tot; 

*>.r,pi*0!;  . . . af  vi;  e/oi  vivi  roi;  otoToü;  yorjUXTixTiV  iixT|V  [539]), 

cxxm.  cxxxi.  cxxxvii, 
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dio  weltlichen  Gerichte  ausschloss  und  die  Ausführung;  des 
Urtheils  den  kirchlichen  Gewalten  übertrug.'*0 

In  der  Strafgerichtsbarkeit  zogen  die  Bischöfe  die  leichteren 
Fälle  auch  vor  ihr  Fonim.  Für  die  schwereren  blieben  freilich 
die  staatlichen  Gerichte  zuständig:  da  aber  die  Geistlichen, 
welche  sich  eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  hatten,  ihrer 
Würde  entkleidet  wurden,  ehe  es  zur  eigentlichen  gerichtlichen 
Verfolgung  kam,  so  wurde  wenigstens  in  der  Form  der  be- 
sondere Gerichtsstand  der  Geistlichkeit  nicht  beeinträchtigt. 

Für  die  im  Grunde  aber  doch  nicht  vollständige  Gerichts- 
gewalt über  die  Geistlichen  wurden  die  Bischöfe  entschädigt 
durch  einen  merkwürdigen  Einfluss,  welchen  sie  auf  die  Straf- 
rechtspflege überhaupt  übten : sie  nahmen  es  als  ein  Recht  ihres 
geistlichen  Amtes  in  Anspruch,  für  die  Angeklagten  und  Ver- 
urtheilten  sich  zu  verwenden  und  ihre  Freisprechung  oder  Be- 
gnadigung durch  Fürbitten,  welche  nicht  leicht  unbeachtet 
blieben,  zu  erwirken.'*') 

So  wenig  der  Sinn  dieses  Brauches  veikannt  werden  kann: 
eine  Billigkeitsinstanz  zu  haben  gegenüber  der  Härte  des  Ge- 
setzes oder  der  Mangelhaftigkeit  des  Verfahrens,  so  zweifellos 
schlug  auch  das  wieder  zur  Hebung  des  bischöflichen  Ansehens 
aus;'*2)  und  den  nämlichen  Erfolg  hatte  die  Befugniss  des 
Bischofs,  den  Verfolgten,  Gefangenen  und  Sklaven  Schutz  zu 
gewähren  und  die  von  gewissenlosen  Vätern  und  Herren  ver- 
kuppelten Töchter  und  unfreien  Mägde  vor  einem  Leben  der 
Schande  und  Findlinge  vor  der  Sklaverei  zu  behüten.-'*) 

Justinian  hatte  um  so  weniger  Anlass,  die  allgemeine  Be- 
stimmung des  Bischofs  als  des  Hortes  der  Vergewaltigten  und 
Schutzlosen  zu  vereiteln,'^)  als  er  bei  der  Xeuorduung  des  zu- 


*)  Zachariä  a Lingenthal,  Jus  Gracco  Romaiium  III.  Kovellae  consti- 
tutiones  iinperatornm  post  .lustinianum.  Coli.  I,  Nov.  XXV  (nach  Uartmaim 
S.  l.öO). 

’*)  Loeniiig  I,  310.  311. 

Loening  a.  a.  O. 

Ijocniiig  I,  314 — 333. 

Vgl.  insbesondere  den  Codextitel  de  cjiiectijutli  audioiUn  et  de 
diversis  capi(uli.i  quae  ad  jiu  cnramqiie  et  rrrcrciiUam  pontificalem  perlivent 
I,  4,  z.  B.  C.  12.  14.  24.  27.  30.  33. 
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rückeroberten  Italiens  nicht  blos  die  Ehrlichkeit  des  Kaufmanns 
in  Handel  und  Wandel,  sondern  auch  die  Lauterkeit  des  Be- 
amten bei  der  Staatsverwaltung  unter  bischöfliche  Gew'ähr- 
schaft  stellte.-**) 

In  der  1^-aipmticu  mnctio  ernannte  der  Kaiser  den  Papst 
neben  dem  Senate  zum  Hüter  der  echten  Münzen,  Maasse  und 
Gewichte,  indem  er  ihnen  die  normativen  Stücke  übergab  und 
wahrscheinlich  zugleich  die  Controlle  übertrug.*) 

Weit  wichtiger  war  aber  eine  andere  Massregel,  welche  er 
in  demselben  Gesetze  traf. 

Um  die  Corruption  des  Beamtenthums  an  der  Wurzel  zu 
treffen,  verbot  der  Kaiser  den  eingerissenen  Aemterschacher, 
die  Entrichtung  des  mlfriujium  für  ein  Amt,  indem  er  die 
Bischöfe  mit  der  Anzeige  der  Uebertretungsfälle  betraute,'*')  und 
verordnete  er,  dass,  wie  die  Ortsobrigkeit,  der  defetimr  und  jntter 
(irifatis,  durch  die  ansehnlichsten  und  wohlhabendsten  Stadt- 
bewohner, von  welchen  der  Bischof  nicht  auszuschliessen  war, 
erwählt  wurde,*)  so  in  Zukunft  auch  der  leitende  Beamte  der 
Provinz,  der  praeses  jmninciae,  von  den  Bischöfen  und  den 
hervorragendsten  Männern  der  Provinz  aus  den  Eingesessenen 
erkoren  werden  sollte.*)  Aber  die  Analogie  wurde  noch  weiter 
getrieben.  Wie  der  Bischof  Mitglied  jener  Commission  wurde, 
welche  die  städtische  Verwaltung  überwachte,*')  so  erhielt  er 
auch  die  Rechte  der  Aufsicht  über  den  prueses  provinciae:  falls 


*’)  Carl  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfaasung  von  Italien I,  138 — 144; 
Armbrust  S.  12—23;  Hartinann  S.  4'.»— f>l. 

®)  Pragmatica  sanctio  c.  19  (MG.  LL.  V,  174):  Vt  aulan  milUi 

fraudin  rfl  taesionii  prorinciarum  nimalur  »cauiio,  jiihemiitf  i«  illiti  meimiriM 
rtl  jKjnilerUnis  »pecits  vet  jiecunia.i  tlari  rel  smcipi,  qitae  beiitinsimo  jxijme  ttl 
ampltjiitimo  setuiiui  iwslra  pietas  in  praeseiiti  cmtlrudidit, 

Hegel  a.  a.  0. 

®)  c.  19  C.  de  episcopali  andieiitia  I,  4. 

®)  Pragmatica  sanctio  c.  12  (p.  172):  Proriiwiarum  eiiam  jiiilices  ni 

epUcopix  et  primatibus  uniusenju^que  reyumis  idqneus  diyendos  et  mf'ficienten 
ad  locorum  (ulministrationetn,  ex  ipitiit  viMicet  julmnus  fieri  proeineüs,  quas 
administraturi  »unt,  sine  sul/ruyio. 

*")  c.  26  C.  h.  t.  und  Not.  CXXVIII,  IG:  ...  sxioto-j  S1  IvhotoO 
n/.TjpO‘jpi4vo-.i  Tov  ö-iüiTcr:ov  [xtiä  roojTeudvTtov  ttoI.iui; 

ir.an-iia  Toö;  rap’  yj-üiv  upofi'' r,8tvTx;  . . . 
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dieser  das  Recht  verweigrerte,  sollte  der  Bischof  auf  eine  Be- 
schwerde des  Benachtheilig^cn  den  Beamten  zur  richterlichen 
Entscheidung  anhalten  und,  wenn  das  nichts  fruchtete,  an  den 
Kaiser  berichten;^')  war  die  Unparteilichkeit  des  Beamten  ver- 
dächtig, so  konnte  der  Bischof  zur  Gerichtsverhandlung  hinzu- 
gezogen werden  ;*2)  weiter  durfte  der  Bischof  sofort  Meldung 
an  den  Kaiser  erstatten,  wenn  der  praeses  einen  ünterbeamten, 
der  Stenern  in  gesetzwidngem  Uebermass  erhoben  hatte,  straflos 
liess  die  jtraesides  blieben  den  Bischöfen,  später  jedenfalls 

den  Metropoliten  noch  fQnfzig  Tage  verantwortlich,  nachdem  sie 
ihr  Amt  niedergelegt  hatten.'*^) 

Die  Aufsicht,  welche  unter  allen  Umständen  dem  Römischen 
Oberbischof  über  die  jrraesideg  Mittel-  und  Süditaliens  gewahrt 
blieb,  und  die  wenigstens  in  einigen  Fällen  sanctionirte  Ver- 


Xov.  LXXXVI,  1:  ti  ie  rpoiiwv  Tt;  Ttp  apyovTt  TTj;  /«up«; 

TÄv  otxafuiv,  xc).rjo]j.ev  «Orov  zpo;t).&iW  tuT  xitd  tov  T^trov  ^JituTcrrtt»  irisxtJrtj) 
xal  aifZfj'*  Trpo;  tov  ).«pi«p»5TaTov  Tf^?  iTzaoyiaz  xpyovT«  xai  Ol’  tavtou 

rxpxytviTdai  ffpo;  x\»tov  xai  irapaTxtJirTxi  x’jtov.  tvat  ;:4Tt  tponotj  axovTr,  toü 
rpoci-ivTO«  XXI  x'jtöv  |*£Ta  tou  ?txxto*j  xxt«  tou;  r^pirr^pou;  .... 

ei  xxt  toO  osituT^TOj  irt'ix'ino’j  iri(YOvTo;  tov  «pyovT*  ucT-i  tou  iixxtoy 
iixXvMi  Tx  Ttt»v  7Tpo;t'ivT(ov  t:px7|jiorra  6 ip/wv  ?ix'/x^x)./.itxi  ....  iniTpiTTopiev 
T^I  oauüTflfTto  ir,iTK.67:tf>  ixti'^T^z  tt,;  ooOvxi  rpo;  t,»a5;  YpxtAijLaTx  TttJ 

TV/OVTl  ToO  Sixatou. 

Nov.  LXXXVI,  2:  K(  3'^fAßT,  Tiva  tö>v  T,ji8Tipu>v  ■jrr,x'5tüv  £v  uj:ot}#{a 
lyiiv  TOV  apyovTo,  xe/.cOopiev  t«m  oauüTXTw  iTTiTX'irto  avvxxooxoftxi  to»  XaurpoTon» 
apyovTi. 

Nov.  LXXXVI,  y:  Ki  5t  ti;  jxxyiSTpixvo;  irxpytxo;  f,  otx;5i^roTc 

Tjyr,;  u>v  Xdßr,  rXetovx  5r»5pTOvXa  tu»v  «bpiapitvtuv  txi;  dcfxi;  5ixt4;£3i. 

xtXtvOfjLtv  raJi  Tpozoi;  Tt^T  apyovTt  tt^;  ^r:xpy{x;  xtv5*ivip  iSiip  xxtx  tov  7,pi^ttpov 
vtjfxov  toOto  ^x5ix£iv  xxl  lui^povioptov  tnxytiv  toI;  tx  toixvtx  TOAptdiaiv  . ct  5t  pt^ 
ix5(xr,xt(  TXvTx  5 xpycov,  xoeixv  5Iooutv  Ttp  ojicurarm  tt,;  noAttu;  ^xtlvr^;  £?:t3x^r<p 

piT^vOXXl  T,pllv  TX  rtpi  TOVTWV. 

Nov.  VIII.  y : ei  pivTou  rplv  av  rXr,p«>ati£  tx;  j:t'/Ty,xovTx  r^pispa;. 

4ro5topxxx«üv  4).o{tj  xxIHrsp  Tt  täv  xTtp.oTx'T«iv  xv5pxr<iou*v,  5iootjiev  xoetxv  toT; 
vnoTtX^ai  xxTiytiv  xvTOv  iv  t^  X*“!'?  oeStbxxxiv  xbrip  rpoipxaet  xXorf^; 

toOto  eiirpxTTttv.  rxp<ivTo;  piivtot  to^  öeo^iXtiTxtoy  iruxonoo  xxl  to  "pxyjxx 
iyypx'tpw;  StxjxoroOvro;,  ttu;  xv  xnoSoir,  zxv  ortp  xtxXo'ftb;  ^xveItj  (,^35);  Nov. 
OXXVIll.  23:  £t  5i  avptßxtVj  tivx;  xvtwv  rpo  too  nXT^ptoaxt  tx;  revrV^xovTx 

Vjpiipx;  xxTxXireiv  tyjv  ympxv,  x£XtOou£v  r'dfvrx;  Tob;  :rxp'  xutü>v  ;Tjpi{av  tivx 
tiropiefvxvTx;  xvve^vxi  raox  Ttp  oiKuTditp  ttj;  fir^TporoXcüj;  ^i:tTx<$n«p  r^;  xot^; 
irxpyix;  . . . xxl  ix  t^;  ixtivo'j  reptooaix;  xxft’  oo  t4  toixOtx  yiyovtv  b7to,avy,pLXTx 
r43xv  C’ifAfxv  Tol;  ßXxßtlJiv  ^roxxHiSTxTyxi  (545). 
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tretungsbefugniss  der  Bischöfe^)  deutet  schon  die  in  Rom 
folgende  Entwickelung  an:  die  staatlichen  Beamten  wurden  ent- 
weder abhängig  von  den  Päpsten  oder  gar  durch  päpstliche 
ersetzt. 

Nachdem  seit  Anfang  des  siebenten  Jahrhunderts  der 
Römische  Senat  als  Behörde  aufgehört  hatte, stellte  in  der 
Stadt  der  jwaefectus  urbi,  welcher  von  dem  Exarchen  in  Ravenna, 
dem  Stellvertreter  des  Kaisers,  ernannt  und  beaufsichtigt  wurde, 
allein  die  oberste  weltliche  Gewalt  dar,  bis  er  durch  den  dux, 
den  Befehlshaber  der  Streitkräfte  in  der  ganzen  Römischen 
Provinz,  als  Gouverneur  verdrängt  und  auf  die  Strafgerichts- 
barkeit beschränkt  wnrde  J')  Wie  der  Präfect  geriet  aber  auch 
der  dux  thatsächlich  so  völlig  in  die  päpstliche  Botmässigkeit,**) 
dass  die  Frage  auftauclien  konnte,  ob  nicht  schon  der  mit  der 
putricins-'WürAe  ansgestattete  dux  Stephan  (unter  Gregor  III. 
und  Zacharias  731—752)  vom  Papste  mit  dieser  Würde  be- 
widmet  worden  sei,-**)  während  nicht  zu  bestreiten  sein  dürfte. 


c.  31  C.  de  episcopali  andientia  I,  4;  Stincimus,  «i  quando  afuerilia, 
qai  r»  aiienan  rtl  cretUtori  obiioxUis  tieiinei,  et  deeiderat  dominiu  rei  vel 
emhiur  »uam  intetitionem  fn-oyonere  et  non  ei  licentia  sit  absente  suo  atlrersario 
qui  rem  detinei  rtl  infantia  rel  farore  Udstrante  et  neminem  tutorem  rel  cara- 
lurem  hahetde  rel  in  summa  potestale  cunstituto,  licentia  ei  delur  ailire  praesidem 
rei  lilH-Uum  ei  porrüjrre  et  boc  in  querimonütm  deducere  intra  tvnsldula  lemi>ora 
et  interTuplionem  tenqioris  facere.  Sin  autetn  nuUn  {silerit  modo  yraesiilem 
adtre,  saliem  tut  episcopum  locorum  tat  et  smim  manifesUtre  voluntatem  scripUs 
deproperet;  c.  32  b.  t wird  bestimmt,  dass  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Eigentbümem  und  Pächtern  die  Klage  angebracht  werden  kann  q izapi  np 
äsjfOvTi  q ev  ärovtiz  Toä  dp^ovTo;  napi  T*p  cxtt'xip  T<iiv  tdntuv  f,  xapi  Ttp 
ixijxdxiti  tf,;  itOtiu«.  xaft  qs  h iter.6':qi  ToO  xT^piaTo;  SidY«'- 
“)  Diehl  p.  125.  126. 

Diehl  p.  127.  128.  131. 

Die  thatsächliche  Verfügung  über  das  Kümisebe  Heer  ist  eine 
Voraussetzung  des  päpstlichen  Verhaltens  gegenüber  den  Langobarden, 
worauf  ich  noch  zu  sprechen  komme;  dass  sie  rechtlich  nicht  begründet 
war,  zeigt  auch  die  Nachricht  der  Zacharias-Biographie:  das  Römische  Heer 
unterstützte  den  Langobarden -König  adhorlatione  sancti  Wr>  (Liber  pont, 
I,  127t. 

1’)  Armbrust  S.  93  ; Hartmann  S.  25 — 27  glaubt  aus  der  patrieius- 
Wurde  schlicssen  zu  sollen,  dass  der  Römische  Ducat  damals  ein  von  dem 
Eiarcben  unabhängiger  Verwaltungsbezirk  war;  dagegen  Diehl  p.  115  n.  3 
Hugo  Cohn,  Die  Stellung  der  byzantinischen  Statthalter  in  Ober-  und 
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dass  ein  Menschenalter  später  der  mit  Hadrian  I.  verwandte 
comitl  et  dux  Theodor  (778 — 781)  sein  Amt  ganz  dem  Papste 
verdankte.*) 

Die  päpstliche  Macht  über  Rom  nnd  den  Römischen  Ducat 
hinaus  zu  verbreiten,  trug  nichts  so  erfolgreich  bei  wie  die  Art, 
in  welcher  die  Päpste  das  byzantinische  Reich  gegen  den  in 
Italien  sich  ausdehnenden  Langobarden-Staat  vertiaten. 

Da  der  Exarch  in  Ravenna  durch  die  bis  in  den  Süden  der 
Halbinsel  vorgedrungenen  Langobarden  von  den  mittel-  und  süd- 
italischen Gebieten  abgeschnitten  war,  so  bestellte  an  seiner 
Statt  Gregor  der  Grosse  im  Jahre  592  nicht  nur  für  Xepi  ein 
Stadthaupt,*')  sondern  auch  für  Neapel  einen  militärischen  Be- 
fehlshaber und  forderte  für  beide  Beamte  von  den  Stadtbewohnern 
kraft  ihrer  Unterthanenpflicht  den  schuldigen  Gehorsam.'’^')  Wenn 


Mittclitalien  ,'i40 — 751  (Berlin  18SU)  S.  46.  47  und  Brunner  II,  84  Anm.  4. 
Eine  bcachtcnsworthc  Erklärnn;;  darüber,  wie  dieser  Stephan  zu  aeiuom 
Amte  gekommen  sein  könnte,  hat  L.  Weiland  (a.  Armbrust  S.  84)  gegeben: 
Ueberall  in  Verbindung  mit  dem  Römischen  Volk  und  Heer  genannt  (dux 
omnis  excnilus  Uomani),  dürfte  er  in  Anbetracht  der  damals  überall  in 
Italien  auf  Selbstverwaltung  gerichteten  Bestrebungen,  von  welchen  ich 
noch  sprechen  werde,  von  den  Römern  — versteht  sich  unter  massgebendem 
Einfluss  des  Papstes  — gewühlt  worden  sein.  Damit  würde  die  Obliegenheit 
eines  Statthalters  des  abwesenden  Papstes  wohl  vereinbar  sein,  welche 
bervorgeht  aus  der  Angabe  der  Zacbarias-Biogrnpbie:  der  Papst  reiste 
nach  Ravenna,  relicta  Humana  urbc  jam  lUrtu  Stfjdianu  patrkiu  et  diiri  ad 
yubernandum  (Liber  pont.  I,  42»  js). 

“)  Codex  Carolinus,  Ep.  60.  61.  67.  6»;  HG.  Epp.  111,  587 as.  68825. 
589  ig.  590  20.  598 17.  Theodor  wird  als  Gesandter  Hadrians  oder  .ils  Mit- 
glied einer  vom  Papste  niedergesetzten  Untcrsuchungscommission  genannt. 

•'■)  Der  Papst  schreibt  an  Geistlichkeit.  Behörden  und  Volk  von  Nepi 
(II,  14:  MG.  Epp.  I,  1122-5):  Ixontiu  riro  clarisitimo,  prneuintium  inirlitori, 
curam  soUicdudinemqm'  cifitatin  injunximas,  ut  in  cunctni  invifiilann,  qiiae  ad 
utilitatem  ratram  vfi  rei  imhlicac  pertincre  coynoscil,  ijwt  disqxtnat;  darum  er- 
geht an  sie  die  Mahnung,  quaknus  ei  in  omniliua  ex/iihcre  uboediaUiam  debealiu. 

“)  An  die  Neapolitaner  schrieb  er  (II,  34;  p.  13Ü2o  — 131s):  Summte 
mililiae  Ittuti  inter  alia  Imta  nurila  hacc  est,  oboetUrntiam  sanetae  rei}>uldicae 
utiiitalibus  exhibere,  quwUiue  »ibi  utiUler  imperatum  fucrit,  vblrmiKrare.  Gregor 
hat  erfahren,  dass  die  Neapolitaner  seinen  Weisungen  gefolgt  sind,  qiiihas 
magni/ieum  virum  Cuiintanlium  tribuuum  castotliac  cicUatiii  dqtutarimas 
praeeene,  und  ermahnt  sie  nun.  uH  pracdiclo  magni/ieu  eiru  tribuno,  nicul  et 
fecüititi,  omnem  debeatis  pro  \erenissimurum  duniinurum  utUitate  ecl  euitserranda 
eiedatc  oboedUntiam  exhtbere. 
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diese  Massnahmen  durch  die  Behinderung  des  Exarchen  gerecht- 
fertigt waren,  so  gelang  es  dem  Papste  aber  nicht  ohne  weiteres, 
auch  für  einen  Frieden,  welchen  er  mit  den  Langobarden  ver- 
einbart hatte,  die  Anerkennung  des  Kaisers  zu  erlangen.®) 

Wie  Gregor  handelten  auch  seine  Nachfolger,  nur  dass  sie 
sich  nicht  auf  die  Erhaltung  des  Reichsgebietes  beschränkten,®) 
Sündern  mit  allen  Mitteln  auch  auf  die  Zurückgewinnung  ver- 
lurenen  Landes  bedacht  waren  und  so  immer  tiefer  in  die 
Politik  hineingezogen  wurden. 

Als  der  langobardische  Herzog  Gisulf  von  Benevent  in 
Campanien  einfiel,  kaufte  Johannes  VI.  alle  Gefangenen  los 
und  bewog  den  Herzog  zur  Heimkehr;®)  auch  Gregor  III.  fand 
mit  Geld  den  Anspruch  des  Herzogs  Trasimund  von  Spoleto  auf 
Gallese  ab;®)  und  Gregor  II.  setzte  dem  Neapolitanischen  (liisc 
eine  Belohnung  von  siebzig  Pfund  Gold  aus  für  die  Zurück- 
eroberung der  von  den  Langobarden  durch  einen  Handstreich 
genommenen  Feste  Cumae  und  zahlte  die  verheissene  Summe, 
nachdem  der  unterstützt  von  einem  päpstlichen  Verwaltungs- 
beamten, die  Langobarden  durch  einen  nächtlidien  üeberfall 
vertrieben  hatte.^') 

Aber  das  Geld  der  Römischen  Kirche  und  die  dadurch 
angespomtc  Tliatkraft  einzelner  byzantinischer  Befehlshaber 
erwies  sich  doch  als  unzureichend,  als  die  Langobarden-Könige 
Liudprand  und  Hilprand  selber  den  päpstlichen  Machtbereich 


“)  Gregor  klagt  dem  Kaiser  Maurieius  im  Juni  .095  (V,  36:  p.  319g): 
•uAi  /Hix  yiim/ilii  eil,  cum  lAiiiijiihartUii  in  Taxciu  ;«wi7w  xine  uUo  rei 

pitlßliaie  lUxfH-ndiu  /'eeerum.  Ueber  den  Eifer  des  Papstes,  Frieden  mit  den 
langoharden  zn  sdilieasen,  s.  n.  i zu  \’  I,  63.  Friodensschliisso  gingen  auch 
über  die  weitgefasste  Competeuz  des  Exarchen  hinans  und  blieben  dem 
Kaiser  Vorbehalten;  vgl.  Uartmanu  S.  30. 

Von  Honorius  wird  überliefert:  hlcrn  . . . Gaiulioxo  noturio  et 

ÄHuIvtio  maijiitro  militum  Xriipuliluniim  ciritakm  rnienihim  cummiltit  cum 
vmnibux  ei  i>erUncHtibux  et  qualiter  lUlteut  reyi  xcripli.'i  iul'oriiuit  (Deusdedit 
prtsbyteri  cardinalis  Collectio  eanouum  edita  a Pio  llartinucci  p.  322). 

“)  Liber  pont.  I,  383. 

“)  Liber  pont.  I,  420. 

Liber  pont.  1,  400. 
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bedrohten:’’*^)  Gregor  III.  nahm  in  dieser  Noth  739  und  740 
seine  Zuflucht  zu  dem  fränkischen  Hausmeier  Karl  Marteil, 


*)  CoHCUKuaque  ent  /irorinria  Homiiiiac  ilicioiiin  xul/jccta  heisst  es  iin 
Liber  pont.  I,  420  te. 

“)  Vgl.  die  beiden  ersten  liriefe  des  von  mir  herausgogebenen  Codex 
Ciirolinus:  Mü.  Epp.  III,  476-47(1. 

Die  Kritik  dieser  Ausgabe  hat  besonders  Faul  Kehr  sieh  angelegen 
sein  lassen  und  bisher  zweimal  zu  diesem  Bchufe  das  Wort  ergriffen  in  den 
UUttingiselien  gelehrten  Anzeigen  ISH3  S.  871— S98  und  in  den  Naehrifhten 
von  der  königliehen  Ciesellsehaft  der  Wissensebaften  zu  tiöttingeu,  Phil.- 
hist.  Klasse  aus  dem  Jahre  I8IIG  S.  103 — 157.  Indem  ich  mir  eiae  Aus- 

einandersetzung mit  ihm  an  anderer  Stelle  Vorbehalte,  will  ich  hier  nur 
auf  seinen  Versuch  eingehon,  die  Fapstbriefe  nach  dem  Stil  zu  Uruppen 
zusammenzulegen  und  so  genauer  zu  datiren. 

Ich  stimme  durchaus  mit  ihm  üherein,  dass  der  ilerausgeher  die  l’tlicht 
hat,  in  den  Schriftstücken  die  Kanzleiformcln  und  die  wiederkehrenden 
Wendungen,  soweit  sie  als  Ausdrucksweise  eines  bestimmten  Beamten  nach- 
weisbar sind,  aufzuzeigen,  und  habe  das  auch  in  der  Ausgabe  in  rund  300 
Anmerkungen  und  im  Neuen  Archiv  XVll,  535 — 548  gethan,  an  letzt- 
genannter Stelle  insonderheit  S.  539 — 545  den  Nachweis  geführt,  dass  34 
Hadrian-Briefe  von  einem  und  demselben  Dictator  berrüliren,  indem  ich  alle 
übrigen  Briefe  des  Codex  als  Vergleichsmaterial  verwandte.  Aber  wenn  Kehr, 
welcher  meinem  Beweise  den  denkbar  höchsten  Beifall  spendet  — er  er- 
innert mit  den  Worten  („Auzeigen"  S.  891),  dass  des  von  inir  bestimmten 
Dictators  „stilistische  Eigenart  auch  dem  ungeübtesten  Auge  schon  durch 
die  Barbarei  seines  Lateins  aut  den  ersten  Blick  erkennbar  ist“,  lebhaft  an 
die  tieschichtc  von  dem  Ei  des  Columbus  — , auch  unter  den  übrigen  Briefen 
„bestimmte  Dictatgruppen”  von  einander  unterscheiden  zu  können  glaubt  und 
mir  dafür  einige  Nachhilfe  zu  ertheilen  die  Uüte  bat,  so  beschränke  ich  mich 
eben  auf  das  nachweisbare  und  überlasse  ihm  gern  derartige,  wie  er  in 
treffender  Selbsterkenntniss  sagt,  „der  Revision  sehr  bedürftige  Versuche.“ 

Obwohl  nun  drei  Jahre  vergingen,  bis  Kehr  mit  einer  neuen  Arbeit  über 
den  Codex  Carolinus  hervortrat,  hatte  er  doch  inzwischen  seine  Versuche 
noch  nicht  „revidirt“,  er  hatte  sich  eines  bessern  besonnen  und  wollte  mir 
in  den  „Nachrichten“  ein  Vorbild  liefern,  wie  mau  Dictatuntersuchungen 
„von  mechanischen  Zusammenstellungen  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  erhebt“ 
(S.  107).  So  bereitwillig  ich  nun  gute  Lehre  annohme,  ich  kann  doch  in 
den  jüngsten  Ausführungen  Kehrs  etwas  vorbildliches  nicht  linden. 

Er  sicht  ganz  richtig,  dass  uns  im  Codex  Carolinus  nicht  die  Gesammt- 
heit  der  Briefe  erhalten  ist,  welche  die  Päpste  an  die  Karolinger  gerichtet 
haben:  „es  sind  nur  Bruchstücke  davon“,  sagt  er  S.  106,  „die  zu  ergänzen 
vielleicht  ein  Wagniss  ist“;  und  dennoch  unternimmt  er  es,  die  drei  Briefe  Pauls, 
in  welchen  von  einem  drohenden  Angriff  der  Griechen  auf  Ravenna  die  Rede  ist 
(30.  31.  38.),  um  sechs  andere  (32.  33.  39.  13.  19.  43),  weil  in  diesen  Pippin 
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indem,  er  ihn  beschwor,  doch  seine  und  seiner  Ahnen  Stiftungen 
für  die  Röini.sche  Kirche  nicht  in  den  Händen  der  Langobarden 


Wfgen  Besctiirraung  der  orlhixluxu  ebenso  übersrliwänglich  wie  fonncl- 
liaft  gefeiert  wird,  zu  einer  firuppe  zu  ergänzen  und  die  ganze  ürnppe  in 
das  Ende  des  Jahres  75y  und  den  Anfang  des  folgenden  zu  setzen  (8. 
l.'ii),  da  der  IS*.  Itrief,  worüber  kein  Zweifel  herrscht,  ini  April  760  ent- 
standen ist.  Es  ist  nun  gar  nicht  einmal  sicher,  dass  die  lledrohung  Ka- 
vennas  durch  die  Griechen  sich  auf  einen  und  denselben  Zeitpunkt  bezieht; 
der  geängstigte  Papst,  welcher,  für  den  Komischen  Ducat  noch  immer  ein 
l'nterthan  des  Kaisers,  ehemals  byzantinische  Gebiete  von  deniEranken-Künige 
sich  hatte  übertragen  lassen,  musste  stets  auf  die  Hache  seines  verrathenen 
Souveräns  gefasst  sein  — diese  31eiuung,  welche  Paul  selber  ausspricht, 
als  er  sich  zu  einer  Zusaninienkunft  mit  Desiderius  anschickt,  iH.rlrac(aii<lum 
pru  (iratrvnim  malilin,  qni  culiilit:  immintnl  in  i/isrnn  Hannnnlem  tni/rcäi 
cirilatrm  .p.  ählio),  haben  nicht  nur  Jaft'u  und  ich,  sondern  auch  MUlilbat  her 
vlleutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern  S.  71).  Weiter  ist  es  baro 
Willkür,  die  formelhaften  Stellen,  in  welchen  lüppin  als  Vertheidiger 
des  rechten  Glaubens  und  — was  doch  wohl  dasselbe  ist  — der  heiligen 
Kirche  Gottes  gefeiert  wird,  auf  den  vermeintlich  einzigen  Fall  der  He- 
drohimg  Kaveunas  zu  deuten;  denn  einmal  ist  davon  in  noch  mehr  Itriefon, 
als  Kehr  anfiihrt,  die  Rede  — ich  habe  schon  in  der  Au.sgalte  p.  5;lH  n.  5 
und  p.  500  n.  0 noch  sechs  weitere  Hriefo  angegeben  — , und  zum  andern 
ainl  meine  Auffassung,  dass  Pippin  seit  der  Xeubegründuug  der  päpst- 
lichen Immunität  im  Exarchat  und  in  der  l‘entapolis  jederzeit  als  ihr  Er- 
luller  und  Ilescliützer  auch  ohne  besonderen  Anlass  gepriesen  werden 
konnte,  dadurc  h be.stätigt,  dass  sogar  in  clreion  der  von  Kehr  als  Dankbriefe 
gekennzeichneten  Schreiben  Pauls  dem  Dunk  die  ausdrückliche  Kitte  folgt, 
den  rechten  Glauben  zu  vertlieidigen  fp.  .5;i0<)-i<.  ätüu-u.  .öSHo—io),  was 
ungereimt  wäre,  wenn  Schutz  der  urt/iwtoxa  = Kettung  des  bedrohten 
Kavenna  wäre. 

Es  kommt  nnn  aber  noch  hinzu,  class  Kehr  mit  der  von  ihm  beliebten 
chronologischen  Hestimmung  der  Hriefe,  wie  er  selbst  erkannt  hat.  in  — 
nnlüsbaren  — Widerstreit  geräth  zu  positiven  Angaben  der  fränkischen  Annalen. 

In  den  Briefen  32  und  43  führt  der  Papst  alle  Kinder  Pippins 
namentlich  auf,  nennt  aber  nicht  des  Königs  gleichnamigen  Sohn,  obgleich 
dieser  ihm  als  Pathen  besonders  am  Herzen  liegen  musste  — doch  wolil 
ein  sicheres  Zeichen  dafür,  dass  der  kleine  Prinz,  welcher  verlässlicher 
l’eberliefemng  zufolge  (vgl.  Oelsner,  Jahrbücher  S.  324.  325)  750  geboren 
wurde  und  im  dritten  Jahre  starb,  zur  Eutstehungszeit  der  beiden  fraglichen 
Briefe  entweder  noch  nicht  am  Leben  oder  schon  wieder  gestorben  war. 
Stau  danach  die  chronologische  Bestimmung  der  Briefe  zu  regeln,  mäkelt 
Kehr  (S.  121  Anm.  1)  an  der  L'eberlieferuug  der  Annalen  herum,  lässt  sich 
aber  dadurch  nicht  ablialteu,  an  anderer  Stelle  (S.  133;  dieselbe  Ueber- 
liefemng  für  die  Bestimmung  eines  andern  Briefes  auszubeuten. 

Otadlacb,  EaUtebuoc  Kirob«oatMtc4.  2 
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zu  lassen**')  und  das  Ravennatisclie  wie  das  Römische  Gebiet 
vor  ihnen  zu  retten.**)  Da  indessen  der  fränkische  Machthaber 
nicht  für  eine  Kinmischung  in  die  italischen  Angelegenheiten  zu 
gewinnen  war,  so  musste  sich  der  Papst  mit  kleineren  Mitteln 
bescheiden.  Um  die  vier  Ortschaften  Ameria,  Ortae,  Polimartium 
und  Blera,  welche  der  Langobarden-König  besetzt  hatte,  zurück- 
zuerlangen, half  Gregor  III.  dem  vertriebenen  Herzog  Trasiinund 
von  Spoleto  mit  der  Römisclien  Miliz,  in  seinem  Herzogthuin 
wieder  festen  Fuss  zu  fassen,  wurde  aber  um  die  vertrags- 
mässige  Gegenleistung  betrogen;  denn  Trasimund  weigerte  sich 
nun,  dem  Papste  zur  Wiedereroberung  der  vier  Ortschaften 
Unterstützung  zu  leisten.****) 


Ferner  ist  der  43.  Itrief,  welcher  von  Kehr  in  da»  Jahr  760  gesetzt 
ist.  von  Jaff6  und  mir  dem  Jahre  767  zngewiesen  worden,  weil  als  missus 
Pippins  in  dem  Hriefe  ein  .\bt  Haribert  genannt  und  nach  den  Aniiales 
Nazariani  der  Aht  Haribert  von  Murbach  im  Jahre  767  nach  Kom  geschickt 
worden  ist.  Kehr  erwägt  demgegenüber  die  Möglichkeiten,  welche  die  an- 
genommene Identität  ungewiss  machen  können,  nm  schliesslich  zu  er- 
klären ),S.  119):  „Ich  für  meine  Person  glaube,  dass  diesem  un- 
sichern  Indicium  das  sichere  Argument  desDictates  vorgezogen 
werden  müsse.“ 

Da  diese  ausgiebige  Probe  sattsam  die  Methode  Kehrs  veranschaulicht, 
so  Werden  es  mir  hoffentlich  die  lieuutzer  meiner  Ausgabe  Dank  wissen, 
dass  ich  .das  Argument  des  Dictates“,  welches  nur  in  der  Einbildung 
Kehrs  ein  .sicheres“  ist,  nicht  dazu  verwandt  habe,  meine  Fonnel-  und 
Stiluntersuchungcn  im  Sinne  Kehr.»  zu  einer  .wissenschaftlichen“  Arbeit  zu 
erheben.  — 

Dm  hier  auch  auf  eine  Ausstellung  Kehrs  einzugehen,  welche  er  un 
anderer  Stelle  (Historische  Zeitschritt  LXX,  406  Anm.  9)  gemacht  bat,  so 
erledigt  sich  sein  Hedauern,  dass  ich  mich  über  den  Vorschlag  Martens', 
die  Ep.  50  vor  die  49  zu  setzen,  nicht  im  Neuen  Archiv  XVII,  562  ff., 
noch  in  der  Ausgabe  geäussert  habe,  damit,  dass  ich  schon  S.  553  Anm.  1 
beide  Briefe  als  gleichzeitig  bezeichnet  habe. 

Der  Papst  klagt;  Omnia  mim  luminaria  ad  ipsiu.s  principin  afiostc- 
liiruni  et  r/uae  ii  fxMris  parentihm  rel  a tvbü  o/jerla  sunt  ipH  ubsliikrant 
(Epp.  III,  4772-iJ. 

•■i)  Die  Oewaltthaten  der  Langobarden  haben  sowohl  iu  partibun 
liavennacium  wie  in  isUs  parlibu.i  Jlomanis  stattgefunden  (p.  4772p.  so). 
Diese  Bestimmung  erläutert  den  L'mfang  der  pruvincia  Romantu:  tlicionii 
sulijecta  (oben  Anm.  56). 

Liber  pont.  I,  426,  427. 
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Darum  wechselte  Zacharias,  der  Nachfolger  Gregors  III., 
die  Parthei,  als  der  Laugobarden-König  abermals  mit  Heeres- 
macht  heranzog:  er  liess  zur  Unterwerfung  Spoletos  die  Römische 
Streitmacht  zu  ihm  stossen  und  erhielt  dafür  nicht  nur  die  vier 
Ortschaften,  sondern  auch  eine  Anzahl  von  Patrimonien  zurück 
und  obenein  einen  zwanzigjährigen  'Waffenstillstand  für  den 
Römischen  Ducat  zugebilligt.*'*)  Der  Papst  war  aber  durchaus 
nicht  gesonnen,  sein  nördliches  Gebiet  den  Langobarden  preis- 
zugeben; wie  er  schon  in  dem  ersten  Abkommen  mit  Liudprand 
die  Freigabe  aller  Gefangenen  erwirkt  hatte,  welche  den  ver- 
schiedenen päpstlichen  Landen,  auch  dem  Ravennatischen,  an- 
gehörten,*‘)  so  versagte  er  sich  ein  Jahr  danach  nicht  dem 
Hilferuf  des  Exarchen  und  des  Erzbischofs  von  Ravenna  wie 
der  Bevölkerung  der  Pentapolis,  als  der  Langobarden- König  sie 
bedrängte;  er  machte  sich  nach  Pavia  auf  und  setzte  es  in  der 
That  durch,  dass  Liudprand  die  fortgenommenen  Ravennatischen 
Gebietstheile,  inbesondere  Cesena,  wieder  herausgab.*^’)  Ebenso 
gut  kam  Zacharias  mit  Rachis,  dem  Nachfolger  Lindprands, 
aus ; er  schloss  gleich  bei  seiner  Thronbesteigung  einen  zwanzig- 
jährigen Waffenstillstand  mit  ihm;**)  und  als  der  König  dennoch 
Miene  machte,  Perugia  und  die  Städte  der  Pentapolis  sich  anzu- 
eignen, genügte  das  persönliche  Erscheinen  des  Papstes,  um 
Rachis  zum  Abzug  zu  bewegen;  der  König  trat  bald  darauf 
als  Mönch  in  ein  Kloster  ein.*") 


l*rtiaikias  IV  eirilates  . , , eitlem  mneto  cum  eorum  habitalorihus 
retloaaril  viro,  qiio.i  et  per  doiiaUo>iem  /Irmiiril  ....  JVam  et  titirinenee 
pilrimoiuum,  rjui  per  utmue  itrupe  XXX  fueral  tiltalullum,  atque  Xariiieii/iem 
eiitim  ei  Awsimuniim  aUjiie  .lnc</iiitiimim  neemm  et  Humaiialem  et  VaHem  qui 
mcatur  Mai/na,  eitum  in  territorio  Satrimi,  i>er  dtmiiUonit  lilulo  ip.su  heatu 
I'elru  iqiustulurum  priticipi  reconcetittU;  et  piicem  cum  diicato  llomaiiu  ip.se  rex 
m ru/inti  a/nfinnavit  atmo.s  (Liber  pont.  I.  4-JSi_7). 

Von  liem  König  wird  erzählt;  Sed  et  captirus  omiies  qum  detembat 
ex  dirersia  prurinciia  Uuinanorum,  mia.si.s  litlcrüi  aiiis  turn  in  Tusciam 
smiiH  quttmque  truna  I’ailo,  untt  cum  Jluriii  itinos  captima  Leunem,  •Senjium, 
VicUirem  et  Aijnellam  amaiilea  praedictu  t/eutiaaimu  redotuivU  jHinlifici  (Liber 
pont  I,  4287—7). 

•*)  Liber  pont.  1,  429 — 431. 

“)  Liber  pont  I,  äSlj». 

®)  Liber  pont  I,  433. 

2» 
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Es  fragt  sich  nun:  Welchen  rechtlichen  Charakter  hatte 
der  Papst  bei  seinen  Verträgen  mit  den  Langobarden?  War 
er  Mandatar  seines  Souveräns,  des  Kaisers?  Nahm  er  das, 
was  die  Langobarden  ihm  gewährten,  im  Aufträge  des  Kaisers 
in  Empfang? 

lieber  die  sogenannten  Fricdensvertiäge  ist  leicht  Klarheit 
zu  gewinnen.  Da  der  Kaiser,  wie  erwähnt,'*^)  eigentliche 
Friedensschlüsse  sich  selber  vorbehielt  und  laut  unserer  Ueber- 
lieferung  nirgends'*^“)  bei  den  auf  Frieden  bezüglichen  Ab- 
machungen des  Zacharias  niitwirkte,  so  können  das  nur  Wafl'en- 
stillstände  sein,  mögen  sie  nun  nur  den  Römischen  Ducat,  wie 
der  erste  Vertrag  mit  Liud]irand,  oder  den  E.xarchat  und 
die  Pentapolis,  wie  der  zweite,  oder  endlich  ganz  Italien,  d.  h. 
den  byzantinisch  gebliebenen  Amtsbezirk  des  Exarchen,  wie  der 
Vertrag  mit  Rachis,'®)  betreffen.  Und  selbst  die  Bezeichnung 
Waffenstillstand  wäre  noch  zu  hoch  gegriffen,  da  diese  Verträge 
auf  eine  einseitige  Zusicherung  des  Langobarden-Königs:  das 
nicht  als  Staat  orgauisirte  päi)stliche  Gebiet  unbehelligt  zu 
lassen,  hinausliefen,  wenn  nicht  der  König  den  italischen 
Oberbischof,  welcher  durch  seine  bevorrechtete  Stellung  zur 
Förderung  des  Reichswohls  vor  anderen  veri)flichtet  war,  still- 
schweigend als  Vertreter  des  Kaisers  betrachtet  hätte. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  wer  denn  der  eigentliche 
Empfänger  der  von  den  Langobarden  zurückgegebenen  Gebiete 
und  Ländereien  war.  Es  wäre  ja  denkbar,  dass  der  Papst 
überall  nur  das  private  Eigenthuni  erhielt,  während  die  staat- 
liche Souveränetät  dem  Langobarden-König  verblieb.  Das  ist 
jedoch  nur  bei  den  Patrimonien  anzunehinen:  wie  früher  bei 
dem  Patrimonium  der  Alpen  Cotliae,''>)  so  unter  Zacharias  bei 


*)  S.  oben  Anm,  53. 

•^1  \’gl.  indessen  .\mn.  7S. 

•*)  Der  Geltung.slicreicli  dieses  Waffenstillstandes  ergiebt  sich  aus  den 
Worten  der  Zacharias-Biographie:  in  A’.Y  anmirai«  spatiiim  iiiita  /mcc,  uni- 
versus  Italiae  quiinit  populus  iLibcr  pont.  I.  131  isj. 

™)  Der  Biograpli  Johanne.!' VII  (705 — 707)  berichtet;  Hiijim  UmporUnu 
Aripcrttis  rex  Lanijolmrihrum  ihmaliomm  patrimonii  Alpiiim  Culhirum,  qiii 
lonya  per  tempora  a jure  ecekniae  priculum  erat  uc  uh  milem  nentc  iktenehulur, 
in  litUris  aureia  ccaraluiii  Juri  prupriu  heuti  apualulurum  priiiapis  Velri  re- 
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den  Patrimonien  in  der  Sabina,*')  in  Narni,"'-)  in  Osimo,  Ancona 
nnd  l'mana’'')  und  in  der  ValUs  mmpin  unweit  Sutri,"'')  aber 
nicht  bei  ganzen  Ortschaften:  zwar  wird  bei  Sutri  ein  Unter- 
schied in  unserer  üeberlieferung  niclit  klar,''’)  aber  schon  bei 
den  vier  an  Zacharias  zurückgegebenen  Ortschaften  lieisst  es, 
dass  die  Einwoliner  mit  übergeben  wurden,™)  und  vollends  bei 
Gallese  aus<lrücklich,  dass  Gregor  III.  es  „in  das  Gefüge  des 
heiligen  Reiches  und  in  den  Verband  der  von  Christus  geliebten 
Römischen  Heeresgemeinschaft“  aufnehmen  liess;”)  und  auch 
bei  den  Ravennatischen  Gebietstheilen,  deren  Auslieferung 


Junuarit  (Liber  pont.  I.  Da  das  Patrimonium  vereinzelt  im  lango- 

bardischen  Gebiet  — in  der  Gegend  von  (ienna,  wie  Paul  Fahre  in  den 
Melanges  d'archCologie  et  d’histoire  IV  .1SS4),  3.S3 — 408  gezeigt  hat.  — 
lag.  so  war  es  leicht  wiederholter  Beschlagnahme  ausgesetzt,  und  so  lesen 
wir  in  der  Biographie  Gregors  II.  (715 — 731):  F>j  lemimre  Liutpmndus  rex 
imatiiynem  ptttrimuHÜ  Alpium  OMiarum,  quam  .4ri)<er/u.v  rex  feceral  hieque 
rqiftirral,  mnmonitione  tiinti  tiri  i'fl  increpatiane  retldilam  anifirmarit  (Liber 
pont.  I.  398(. 

■')  Das  Patrimonium,  wohl  ebenfalls  der  Kölnischen  Kirche  wieder 
entzogen,  fiel  mit  dem  Langobarden-Keiche  774  an  Karl  den  Grossen  und 
gab  zu  langwierigen  Verhandlungen  Anlass;  s.  unten. 

■-)  Die  Stadt  Narni.  wohl  zu  unterscheiden  von  dem  hier  belegenen 
Patrimonium,  wurde  erst  7.‘>4  ini  ersten  Flieden  zu  Pavia  von  .Vistulph  ab- 
getreten, dann  aber  wieder  in  Besitz  genommen  und  gelangte  endgiltig 
erst  7.56  durch  den  zweiten  Paveser  Frieden  an  Stephan  II ; s.  unten. 

Die  Städte  and  Stadtgebiete  Osimo,  Ancona  und  Umana,  also  viel 
weiter  reichende  Izindereien  als  die  au  diesen  Orten  genannten  Patrimonien, 
Hess  sich  Stephan  II.  757  von  Desiderius  versprechen,  erhielt  sie  aber  nicht; 
I.  unten. 

Das  Patrimonium  kommt  in  der  hier  behandelten  Folgezeit  nicht 
wieder  zur  Sprache. 

Bezüglich  des  Sulrienne  cmtelliim  berichtet  der  Biograph  Gregors  II : 
dmmfi(»i(m  htatisgimiii  iqhigtolis  Petrum  cl  Paido  aidefatiig  emiltciis  Lango- 
lianlimim  rex  rexlHuit  atque  dunaril  (Liber  pont.  I.  407 u). 

■*)  Die  schon  oben  Aum.  63  gebrachte  Angabe,  dass  die  Rückgabe  der 
Ortschaften  cum  eorum  hahiialoribug  erfolgte,  wird  wiederholt  in  der 
Schilderung  der  Auflassung  Liber  pont.  I,  428i9 — 4294. 

Der  Biograph  Gregors  III.  erzählt  von  seinem  Papste:  Galleiigium 
lastrum  . . . in  cunpage  giiiiclae  rei  puhlicu  atque  corpore  t'hrigto  dilecti 
exercitus  Uomaiii  annecti  praecepit  (Liber  pont.  I,  420.  121). 
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Zacharias  erzielte,  wird  als  eigentlicher  Empfänger  das  byzan- 
tinische Reich  ausser  Zweifel  gestellt."**) 

Der  Papst  Zacharias,  welcher  bis  752  den  Stuhl  Petri 
inne  hatte  und,  wie  es  scheint,  gleich  zu  Anfang  seiner  Amts- 
zeit flir  die  Römische  Kirche  von  kaiserlicher  Huld  zwei 
Domänen  zum  Geschenk  erhielt,"*')  handelte  also,  schwerlich  im 
einzelnen  ermächtigt,  als  ständiger  Vertreter  des  Kaisei-s:  er 
war  unbestreitbar  noch  ein  ünterthan  des  byzantinischen  Reichs, 
in  dessen  Ver\valtungsorganismus  es  nunmehr  Umfang  und 
Charakter  des  päpstlichen  Bereichs  genauer  zu  bestimmen  gilt. 
Nachdem  Valentinian  III.  im  Jahre  441  die  beschränkte 
gesetzliche  Immunität  der  Kirchen  aufgehoben  hatte  — die 
Freiheit  von  den  am  Grund  und  Boden  haftenden  Frohnden 
(mutiera  aordida)  und  von  den  ausserordentlichen  Zuschlägen 
zur  Grundsteuer  (ea:f»'rtorJ(W(iri«»i  siqicrindicticiumre)’*')  — , stellte 
sie  Justinian  wieder  her,  indem  er  die  Verfügung  des  Honorius 
aus  dem  Jahre  412  erneuerte.'*')  Aber  neben  dieser  allgemeinen 


™)  Der  König  verstand  sich  zunüclist  nur  dazu,  von  Cesena  zwei 
Drittel  an  das  byzantinische  Reich  herauszugehen.  das  letzte  Drittel  behielt 
er  als  Pfand  für  die  Unverletzlichkeit  seiner  nach  Hyzanz  geschickten  Ue- 
sandten:  ditas  pnrtt-s  liTritorii  caxtri  t’fninae  ml  jmrtem  rei  puhlUne  railttuit; 
tertiam  rero  parlem  ile  euiidem  aulntm  nuh  optenl»  ntfiiiiil  j>er  inito  coiinliliito, 
ul  iisijue  ad  Kat.  .Jan.  rjim  uiUsi  a reyia  rererteniitar  url>e,  cuudrm  caxlnim 
et  tertiam  parlem,  ipiem  pro  piynoris  causam  detiuelxtl,  parli  rei  puhticae 
restitueret  fLiber  pont.  I,  431s-s). 

Et  juxta  quod  beutissimus  pouli/'ex  pustulareral,  donationem  in 
scriplis  de  duahus  massis  quae  Ximplias  et  iVwmiVi.s  apiidlanlur,  jaris 
e.tistenles  puhlici,  videm  sanclissinw  ac  beatissimo  papae  sanctaeque  llomanue 
ecclesiae  jure  qterpeiuo  direxit  jMssidendas  (Liber  potit.  I,  Die  Zeit 

dieser  Schenkung  dürfte  durch  die  unmittelbar  vorhergehende  -Angabe  be- 
stimmt werden,  dass  Zacharias  eine  Anzeige  seiner  Erhebung  siimdqiie  et 
aliam  suijijestionem,  wohl  oben  den  Antrag  auf  Ueberlassung  der  beiden 
Domänen  au  den  Kaiser  richtete. 

“"J  Loening  I,  228 — 233. 

c.  5 C.  de  sacrosanctis  ccclesiis  I.  2:  1‘lucel  ratiunabilis  consilii 
tenorc  perpenso  desirida  moderatioiie  praeseribere,  a quibus  specialiter  necessi- 
talibiis  ecclesiae  urbium  sinyularum  hubcantur  immunes.  Prima  quipjie  itlias 
usarpulioiiis  contumelia  ibqiellenda  est,  ne  praedia  lesibus  caelest ium  secreturum 
dedicata  sordiilorum  munerum  faecc  fe.cenlur,  nibil  extraordinarium  ab  har 
sujterindidiciumve  /laijiletur,  mdla  translatiunum  solliritudo  yiyiiulur,  jßOstremu 
nihil  praeter  canonicum  illatiunem,  quam  adrenliciae  necessilatis  sarcina  repentina 
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Immunität  gab  es  ini  römischen  Recht  noch  eine  besondere, 
durch  Privilegium  verliehene,  welche  die  Freiheit  von  Boden- 
zins und  Kopfsteuer  bedeutete;*-’)  und  eine  solche  ist  unter  den 
italischen  Bisthümern  nachweislich  dem  reichbegüterten*’)  Erz- 
bisthum  Ravenna  von  Constantinus  Pogonatus  verliehen  worden.'’^) 
Wenn  diese  Begünstigung  Ravennas  ihre  Spitze  gegen  das 
übermächtige  Rom  richtete.*’)  so  war  das  Papstthum  stark 
genug,  für  sein  eigenstes  Gebiet,  den  Römischen  Ducat,  sich 
die  Immunität  zn  ertrotzen,  und  zwar  beruhte  seine  Stärke  ini 
Grunde  darauf,  dass  es  der  Hort  des  rechten  Glaubens  gegen 
die  Uebergriffe  ketzerischer  Kaiser  war. 

Schon  gegen  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  hatte  so  das 
Papstthum  Gelegenheit  zu  einer  Kraftprobe  gegen  das  Kaiser- 
thum gehabt.  Als  Justinian  II.  seinen  Protospathar  Zacharias 
nach  Rom  schickte,  um  den  Papst  Sergius,  welcher  sich  den 
ketzerischen  Beschlüssen  der  Quinisexta  (f)'.t2)'*’)  nicht  fügen 
wollte,  gefangen  nach  Constantinopel  bringen  zu  lassen,  rotteten 
sich  die  Milizen  des  Exarchats,  der  Pentapolis  und  anderer 


depuptKtcerU,  ^Ufi  functioitibiiii  aihcrihatiir.  Vgl.  Zuclmriä  von  Lingentlial, 
iweite  Aufl.  1S77  S.  192—201  Jn  die  dritte  ist  diese  Ausfüliruug  nicht 
wit“der  aufgenonniien  worden)  und  Brunner  II.  2S7 — 2S9. 

t’*)  Moramsen,  Römisches  .Stnatsrechf  III,  23(5 — 2:19.  S07 — 810. 

“)  Harlmanu  handelt  S.  87—89  eingehend  von  dem  grossen  Gnind- 
besilz  der  Kavennatischeu  Kirche. 

Der  Wortlaut  der  schon  oben  Anin.  12  erwähuten  Urkunde  ist, 
soweit  er  sich  erhalten  hat,  bekannt  gemacht  von  Augelo  Mai  (Classicorum 
ancloruui  tomus  V [Komae  1833],  362.  363);  der  Kaiser  wendet  sich  darin 
»n  den  Krzbi.schof  Reparatus  (671— 677)  mit  den  Worten:  l^icerdoku,  clerum, 
sam  timwiiaUs  femhian,  actores  eccle^üuiticos,  domeaticos  aiit  commendutos 
ecdaiae  dinrau  aejcu,  aUmruphoroa,  copliretia,  stratona  rd  cunelnm  famdiam 
■tandae  Karetmaiia  ecdtaiae,  tarn  in  Hvitute  liavemm  iiumn  qui  et  extra  eam 
l>er  direraa  loca  rel  territoria  reaidenlea,  ntdiua  praeaiimal  eua  ad  pablicam 
fanetionem  aut  dialrictiouem  udducere  pro  quaiihel  cauaa,  aed  suh  veatra 
poteilate  aucceaaorit/uaque  reatria  cmiatitiiimua  dirigendum  et  judicundum.  Die 
Oeutnng  Hartmanns  S.  170:  «Freiheit  von  der  Grundsteuer  dürfte  schwerlich 
durch  diese  Worte  ausgedrückt  sein,  sondern  nur  Freiheit  von  der  Leistung 
der  verschiedenen  munera“  trifft  aber  offenbar  nicht  zu,  weil  die  Befreiung 
von  den  munera  aordida  .«chon  durch  Gesetzesrecht  gegeben  war. 

*;  S.  oben  S.  ö und  Hartmann  .S.  20.  21. 

'*)  Ueber  diese  auch  die  Trullanische  genannte  Synode  vgl.  t'arlJosepb 
ton  Hefele.  Conciliengeschichte  HD,  328 — 348. 
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Bezirke  zusammen  und  zogen  nacli  Rom,  die  Abfüliruug  des 
Papstes  zu  vereiteln und  sie  sclieuclitcn  aueh  den  er- 
schrockenen Protüspatliar  aus  der  Stadt  hinaus.  Des  Rücklialtes 
an  dem  militärisch  organisirten  italischen  Volke  .sicher,  konnte 
es  dann  Constantin  (708 — 71."))  wagen,  das  Bild  des  ketzerischen 
Kaisers  Phili])picus  nicht  in  die  Kirche  hineinzulassen,  seinen 
Kamen  bei  der  Messe  nicht  zu  nennen  und  seinem  für  Rom 
bestellten  dux  Petrus  die  Ausübung  des  Amtes  zu  verwehren,  bis 
Philippicus  (713)  gestürzt  war  und  sein  Xachfolger  Anastasius  II. 
seine  Rechtgläubigkeit  dem  Papst  in  einem  Schreiben  dargelegt 
hatte.**^)  Koch  weiter  ging  Gregor  II.  Er  verweigerte  (727) 
Leo  III.,  dem  Isaurier,  welcher  entweder  Annahme  seiner 
gegen  die  Bilderverehrung  gelichteten  Lehrmeinung  oder  S' er- 
zieht auf  den  apostolischen  Stuhl  von  dem  Papste  forderte,  die 
Steuern  der  Provinz  Italien,  indem  er  ohne  Zweifel  für  dieses 
Gebiet  die  Immunität,  wie  sie  dem  Erzbisthum  Ravenna  ge- 
währt worden  war,  in  Anspruch  nahm.^*)  Und  die  Massregel 
glückte;  denn  als  der  Exarch  Paulus  auf  Befehl  des  Kaisers 
gegen  den  Papst  einschreiten  wollte,  nahmen  diesen  die  Römer 
und  sogar  die  katholischen  Langobarden  wirksam  in  Schutz; 
dieses  Mal  blieben  jedoch  die  Italiener  nicht  bei  dem  bewaffneten 
Widerstande  gegen  den  Kaiser  stehen  sie  kündigten  dem 
Exarchen,  welcher  in  den  Wirren  zu  Ravenna  seinen  Tod  fand, 
den  Gehorsam,  wählten  sich  überall  in  Italien  dnees  „und 
strebten  damit  insgesammt  des  Pa])stes  und  ihre  Immunität 


Der  Hiograph  des  Papstes  »act : Kccilaliim  esl  vor  mililinr, 

iliicatun  liiam  PailuiHtlittwi  el  circMmijuiDiiie  i>arliiiiii,  ikhi  prrmilirre  /W/iO/iVem 
apo.ilolicae  srilis  in  ripiim  nsiriKkre  iirhcin  ,],iber  pont.  I.  HiSi»  . 

*)  Liber  pont.  I,  3‘.)2. 

*')  Der  Biograpli  lirogors  II.  .sagt:  in  /irorincin  poncre  prne- 

}Ktli(lntt  et  »iii.i  upilnin  eectisiui  ileninliire  (Liber  imiit.  I,  4"3n).  Die  Zu- 
sammenstellung lehrt,  (lass  jcdenl'alls  die  KirrloMi  bei  U('r  .Steuerzahlung 
und  -Verweigerung  am  meisten  in  netracht  kamen. 

Der  Biograph  ei regor  II.  macht  tnnne“  }’enluiHilense,i  alqiieyetielinrum 
(,C(TCitrt  (Liber  pont.  I,  404n)  besonders  namhaft:  die  letzteren  zeugen  dafür, 
dass  der  päpstliche  Einfluss  auch  noch  Uber  den  Exarchat  hinaus  sich 
erstreckte. 
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an“.*"')  Der  Kaiser  Hess  indessen  die  Empörer  nicht  unge- 
straft: er  entzog  der  Römischen  Kirche  die  calabrischen  und 
sicilischen  Patrimonien*'*)  und  ertheilte  auch  dem  neuen  Exarchen 
Entychius  den  Auftrag,  Rom  mit  Waffengewalt  zu  unterwerfen; 
aber  obgleich  der  Exarch  ein  Bündniss  mit  dem  Langobarden- 
König  Liiidprand  zu  Stande  brachte  und  mit  ihm  vereint  vor 
Korn  erschien,  es  gelang  dem  Papste,  erst  den  König  für  sich 
zu  gewinnen  und  durch  diesen  auch  ein  Abkommen  mit  dem 
Exarchen  zu  treffen.***) 

Es  lag  offenbar  Gregor  II.  gar  nichts  daran,  die  byzan- 
tinische Herrschaft  überhaupt  abzuschütteln,  sondent  alles  nur 
daran,  sein  Gebiet  als  Selbstverwaltungskörper  — das  ist  der 
Sinn  der  Immunität  — anerkannt  zu  sehen;***)  darum  hatte  er 
die  iu  der  ersten  Hitze  des  Aufruhrs  beabsichtigte  Wahl  eines 
neuen  Kaisers  hintertrieben  :**’)  darum  lieh  er  jetzt  auch  dem 


*>)  So  bei?it  P8  ausdrücklich  in  der  Biographie  üregor»  II;  gi>enieiiles 
uriliiuiliniieiii  txunhi,  xibi  omm'x  ulnqur  in  Jtalia  tluctji  etegerunl  ntque  itir  de 
ponti/icix  drque  «iid  inimanitate  ciwcti  xtudehant  (Biber  pont.  I,  404is). 
Da  die  .Steucrrerweigerung  Gregors,  welche  seiner  Fürsorge  für  die  Kirche 
zugescbriehen  wird  (s.  Anin.  SU),  auf  dasselbe  biuauskomint  wie  die  lumiunität, 
auf  Weiche  es  die  Italiener  abgeaeheu  haben,  so  dürfte  Ducbesnes  Auffassung 
(Liber  pont.  I,  412  n.  27),  dass  es  sich  bei  der  Steuerverweigerung  noch 
nicht  um  den  Bilderstreit  handelte,  unbegründet  sein,  zumal  da  Theophaues, 
auf  welclien  er  für  seine  Auffassung  sich  beruft,  den  abgeleugneten  Zu- 
ssmraenhang  klar  und  deutlich  aiigiebt;  er  sagt  I (Bomiae  18:lU).  621: 
xnt  uaftiuv  tcöto  — nämlich  I.<eos  Vorgehen  gegen  die  Bilderverelirung  — 
ö toö;  S’Jooj;  tt,;  ’lTa/.t'x;  xai  'Pobur,;  Ixw/.o7tv, 

.\eovra  trijro/.Tjv  coyjjisTixr^v.  pi,  ittv  'fnO.ia  rtol  ziz-euK  i.iy'jx  roitijUxi 
xj*  xxivoTCueiv  TX  xp'/aia  S'iipxTx  T?,;  sxx).T,7tx;  TX  jxö  TÜ»v  rxvfpttiv 

'>.7iixT!jt)ivTx.  Zu  weit  geht  Armbrust,  welcher  meiut  (S.  37.  3s),  dass  der 
Aulmf  des  Papstes  die  übrigen  Italiener  ,.zum  Abfall  vom  Kaiser  bewegen 
sollte*. 

**)  S.  oben  S.  7. 

Liber  pont.  I,  407.  408. 

**)  Der  Inhalt  des  .Uikommens  ist  nicht  überliefert.  Da  aber  der  mit 
Gewalt  nicht  bezwungene  Papst  bald  darauf  besonderen  Eifer  für  den  Kaiser 
entfaltet  ,s.  oben),  so  ist  daraus  die  Erfüllung  seines  Verlangens  zu  er- 
schliessen.  Dass  damals  auch  den  Italienern  die  Wahl  ihrer  dueex  einge- 
riauit  wurde,  ist  nicht  sicher,  aber  doch  bei  ihrem  engen  Verhältniss  zum 
Papste  wahrscheinlich. 

Liber  pont.  I,  404.  405. 
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Exarchen  die  Waffeiihilfe  der  Römischen  Miliz  zur  Beseitigung: 
des  Tiberius  Petasius,  welcher  in  Tuscien  sich  zum  Kaiser  auf- 
geworfen hatte.***)  Die  Souveränetät  des  Kaisers  wurde  auch 
von  Gregor  III.  anerkannt,  obgleich  der  Papst  in  Sachen  der 
Bilderverehrung  den  abweichenden  Stand])unkt  Gregors  II.  fest- 
hielt und  in  diesem  Sinne  die  Beschlüsse  einer  Synode  italischer 
Bischöfe  den  Kaisern  Leo  und  Constantin  unterbreitete;*'')  denn 
die  fünfunddreissigtägige  Zwischenzeit  zwischen  seiner  Wahl 
und  Weihe  ist  augenscheinlich  so  zu  erklären,  dass  er  in  dieser 
Frist  die  Bestätigung  bei  dem  Exarchen  nachgesucht  und  er- 
halten hat,***)  und  die  Feste  Gallese  hat  er,  wie  erwähnt,***') 
ausdrücklich  zu  Gunsten  des  byzantinischen  Reichs  von  den 
Ansprüchen  des  langobardischen  Herzogs  von  Spoleto  befreit. 
Obgleich  dann  Zacharias  schon  vier  Tage  nach  Gregors  III. 
Tode  geweiht,  also  schwerlich  bestätigt  worden  ist,*"**)  so  kann 
das  mit  der  damaligen  Nothlage  Roms  — der  Langobarden- 
König  rückte  auf  die  Stadt  heran  — gerechtfertigt  werden, 
da  im  übrigen,  wie  schon  dargelegt,  über  die  ünterthanenschaft 
auch  des  Zacharias  kein  Zweifel  obwaltet. 

Unter  bjzantinischer  Souveränetät  dehnte  sich  nun  die 
päpstliche  Immunitätsherrschaft  auch  über  die  Peutapolis  und 
den  Exarchat  aus.  Ursprünglich  hier  auf  die  Patrimonien  der 
Römischen  Kirche  beschränkt,  aber  stets  gestützt  und  befördert 
durch  die  ausserordentliche  Metropolitangcwalt  des  Römischen 
Bischofs,  gewährte  sie  wohl  von  vorn  herein  auch  Einfluss  auf 
die  Wahl  der  rfMces,*'")  bis  dieser  Einfluss  sich  schliesslich  in 
ein  Ernennungsrecht  umsetzte,'*'-)  je  häufiger  und  gründlicher 
die  Päpste  auch  dem  Exarchat  und  der  Peutapolis  ihren  Schutz 
angedeiheu  Hessen;  denn  Schutz  und  Herrschaft  sind  von  jeher 


**)  Liber  pont.  I.  40S. 

”)  Liber  pont.  I,  41ü. 

*)  Hartinaim  S.  24.  Ueber  (las  Bestätigungsrecht  des  Kaisers  und 
Exarchen  s.  Hartmann  S.  31,  Cohn  S.  9i).  100. 

")  S.  oben  S.  21. 

'**)  Hartmann  S.  25.  2G;  W.  Sickel  XI.  31«  Aum.  4. 

'*”1  S.  oben  S.  24;  die  Entwickelung  in  Rom  selber  s.  oben  Anm,  4H. 
'*“)  Es  ist  recht  bezeichnend,  dass  noch  für  Iinnnmitätsbeamte  Hadrians 
derselbe  Titel  (duces)  gebräuchlich  ist;  s.  unten  Anm.  306. 
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nnzertrennlich  gewesen.  Da  die  Päpste  für  den  Exarchen  ein- 
traten zu  Zeiten,  in  welchen  er  behindert  — abwesend"^*)  oder 
mattmetzt"*^)  — war,  so  ist  es  begreiflich,  dass  ihnen  auch  die 
Bezüge  desselben  zulielen,  nachdem  er  mit  dem  Jahr  751  gänzlich 
verschwunden  war,  d.  h.,  weil  die  byzantinischen  Oberbefehls- 
haber im  Abendlande  kein  Gehalt  aus  Constantiiiopel  bezogen, 
sondern  auf  die  Erträge  der  Domänen  ihrer  Provinz  angewiesen 
waren,"’''’)  zunächst  diese  Erträge  und  damit  endlich  auch  die 
kai.serlichen  Domänen  im  Exarchat;  kaum  anders  dürfte  das 
Eigenthumsrecht  Hadrians  I.  und  Leos  III.  an  der  Raven- 
natischen Pfalz  und  ihrem  Zubehör'"*)  entstanden  sein.  — 
Nachdem  Stephan  II.,  der  Nachfolger  des  Zacharias,  in 
seinem  75.‘1  an  die  fränkischen  Fürsten  gerichteten  Briefe 
(Epp.  III,  488  s-n)  erklärt  hatte,  der  fränkischen  Hilfe  zu  be- 
nöthigen  ^für  die  Verwirklichung  des  Nutzens“  {pro  perfieiimda 
HtiUtote)  des  heiligen  Petrus,  gebraucht  er  755  nach  dem  ersten 
Frieden  von  Pavia  den  Ausdruck  (Epii.  III,  48t>is),  dass  die 
Abtretungen,  zu  welchen  der  Langobarden-König  Aistulph  ver- 
pflichtet wurde,  „dem  seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche 
Gottes,  dem  Staate  der  Römer“  (heato  Prtro  sonefaeqiie  Del 
ecek)<iae,  rti  publicae  Romanorum)  zukommen:  er  bringt  damit 

einen  Begriff  auf,  welcher  einen  der  päpstlichen  Kanzlei  bisher 
geläufigen  Begriff  in  der  Form  nur  geringfügig  abwandelt,  aber 
im  Wesen  zweifellos  den  Anspruch  des  Papstthums  in  sich 


"“)  Gregor  II.  oder  III,  wandte  sich,  als  Ravenna  zwischen  72f>  und  73n 
vorübergehend  in  die  Hände  der  Langobarden  gefallen  war,  an  den  Dogen  Ursus 
von  Venedig  und  den  Patriarchen  Antoniiius  von  Grado,  .um  durch  beide 
den  in  Venedig  weilenden  Exarchen  zur  Vertreibung  der  Langobarden 
malmen  zu  lassen:  Epp.  III,  702;  vgl.  dazu  meine  Erörterung  im  Neuen 
Archiv  XVIII.  053—661. 

Vgl.  die  oben  S.  13  besprochenen  liemühungen  des  Zacharias, 
als  der  Erzbischof  und  Exarch  von  Kavenua  und  die  Pentapolenser  ihn  um 
Beistand  anriefen. 

Constantinus  Poiphyrogenitus  bemerkt  I (Honuae  IS23),  637: 
:-T£nv.  ÖTi  ot  O'jvetuc  Sei  tö  /.xußd'/tiv  xovoh;  ä-ö 

vii'.  (5(niv  noTo)v  tteiidvu)'/  ÜG;  aoTöio  x»t'  sto;.  Hartmann, 

»eldier  S 7»  darauf  aufmerksam  gemacht  hat,  belegt  diesen  Brauch  auch 
noch  für  den  byzantinischen  nuiyinkr  militiiiH  in  Istrien. 

S.  unten  Anm.  256. 
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schliesst,  den  Bereich  des  seligen  Petrus  und  der  lieiligen  Kirche 
Gottes  als  Staat,  als  Staat  der  Römer  inne  zu  haben. 

In  den  Briefen  Gregors  des  Gi'ossen  z.  B.  wird  das 
Römische  Reich  als  res  puhlicu  schlechthin'"')  oder  durch  Zu- 
sätze erweitei't  als  ehristiana,  jiia.  sanda  resjnihlica  und  so  auch 
als  Komanu  respuhlicn  bezeichnet."**)  Derselbe  Sprachgebrauch 

— das  schlichte  res  publica  oder  erweiterte  respablica  lioiiuuia 

— ist  noch  zu  Ende  des  siebenten  und  Anfang  des  achten 
Jahrhunderts  in  den  Formeln  des  Liber  diuivus  anzutretfen.'"") 
Indem  nun  Stephan  II.  von  dem  römischen  Reich,  der  res  publica 
Romana,  den  Bereich  des  heiligen  Petrus  als  lies  puUiai 
liomanurum  unterscheidet,  scheint  er  im  Gegensatz  zu  dem  von 
der  Stadt  Rom  ausgegangenen  Weltreiche,  welches  alle  unter- 
worfenen Länder  mit  seiner  Staatsgewalt  erfasst  hatte,  den 
Bereich  seiner  Kirche  als  ein  Gemeinwesen  bezeichnen  zu 
wollen,  welches  auf  die  Nationalität  seiner  Insassen,  der  Römer, 
gestellt  war  und  die  Herrschaft  der  volksfiemden  Griechen 
ausschloss. 

An  dem  einmal  geprägten  Begriff  haben  zwar  die  Päp.ste 
in  ihren  Schreiben  an  Pippin  und  Karl  den  Grossen  festgehalten; 
aber  sie  lassen  doch  merkwürdige  Schwankungen  erkennen  über 
die  Art,  den  Römer-Staat  mit  dem  heiligen  Petrus,  der  Römischen 
Kirche  und  dem  Papst  in  Beziehung  zu  bringen. 

Hatte  Stephan  II.  in  der  oben  angeführten  Stelle  als 
Empfänger  der  von  Aistulph  zu  erwartenden  Abtretungen  den 
seligen  Petrus  und  die  heilige  Kirche  Gottes  und  daneben  in 
schüchterner  Apposition  den  Staat  der  Römer  genannt,  so  er- 
wähnt er  noch  in  demselben  Briefe  an  späterer  Stelle  (E]>p.  III, 
489m)  geradezu;  die  zu  restituirenden  Städte  und  Ortschaften 
„des  Staates  des  seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche  Gottes“ 
(beuti  Petri  sanctaeque  Dei  eccicskie  rei  puhlkue  ciritates  et  loco) 

— hier  fehlt  Romanorion  — und  im  Jahre  757  (,Ei)p.  III,  öOGji) 
die  dem  seligen  Petrus  gebührende  „Gerechtsame  des  Römer- 


"0  JtO.  Epp.  I,  ‘J3n  z.  B.,  iiftcli  .\riiibrust  S.  Gl  die  liiiufigste  Be- 
zeichnung. 

Epp.  I,  4:I6s4.  325i.  91ä.  31022  e.  g. 

"*)  S.  Anm.  17.  18.  Statt  des  einfachen  rem  publicum  hat  die  F.  7G 
Itmnmmm  rem  puhlieum  in  der  Collectio  canonnm  des  Beusdedit  p.  ö05; 
Huncta  res  publica  erscheint  nocli  in  den  oben  .Viiin.  103  erwähnten  Briefen. 
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Staates  der  lieiligen  Kirclie  Gottes“  (juslitiam  satutne  Dei 
enksiae  ivi  publicae  Jiomanorum  beato  Petro  . . . restUuereJ:  er 
sagt  auch  (p.  49322  und  497i2)  „unser  Volk  des  Römer-Staates“ 
(iioater  }>opulus  rei  publicae  Eomunorum  und  nostrum  Eomanorum 
rei  publicae  2>opiduin).*^^>) 

Stephans  Nachfolger  Paul  I.  handelt  dauii  wohl  im  April  760 
(p.  520s)  von  den  „Gerechtsamen  des  seligen  Petrus  in  unseren 
verschiedenen  Städten  des  Römer-Staates“  (jmiitias  . . . beati 
Petri . . . (lirersarian  ciritutum  iiostrurum  7-ei  publkac  Romatwrum), 
aber  er  lässt  in  einem  anderen  Briefe  (p.  52  Go)  gerade  den 
Staatsbegritf  fallen  und  dringt  nur  auf  „unsere  Römer-Gerecht- 
same“ tnostrus  Roimmurum  jiiditius):  er  beschwert  sich  zugleich 
über  den  Langobarden- König  Desiderius,  welcher  Weiterungen 
mache  (p.  52  Gs),  „damit  unser  Römer-Part  nicht  die  ihm  eigene 
Gerechtsame  erlange“  (ne  jmre  nostra  Romunorum  proprium  cvme- 
qmtur  justitium). 

Unter  Stephan  III.  taucht  allei'dings  der  Staatsbegriff 
wieder  auf,  ist  aber  sonderbar  verschoben,  wenn  der  Papst  etwa 
769—770  die  Franken-Könige  Karl  und  Karlmann  gegen  die 
Langubarden  zu  entschiedenen  Massnahmen  anstiftet  (p.  5604_i), 
.damit  sein  Eigenthum  der  Apostelfürst  und  die  heilige  Römische 
Kirche  der  Reeimblicu  wieder  erhalte“  (iif  eua  propria  iedem 
priticeps  ajmtolorum  atijiie  eaneta  Romnna  rei  publicae  ccclesia 
recipiat),  und  wenn  er  in  einem  anderen  Briefe  (p.  563n)  die 
Langobarden  gezwungen  haben  möchte,  „dass  sie  das  Eigenthum 


Hat  man  in  der  päpstlichen  Kanzlei  den  Ausdruck  bilden  können 
.unser  Volk  des  Rümer  Staates",  dann  ist  auch  die  Möglichkeit  eines  so 
verzwickten  Begriffes  wie  „(ierechtsame“  oder  .Städte  des  Körner-Staates 
des  seligen  Petrus“  oder  .der  heiligen  Kirche  Gottes“  zuzugeben.  Ich 
verkenne  nicht,  dass  rei  piititieue  Itomamßnim  sich  überall  als  erläuternde 
Apposition  fassen  lässt;  wenn  ich  das  aber  nur  an  der  ersten  Stelle  (p,  48918) 
geihan  habe,  so  ist  es  geschehen,  weil  mir  erst  in  der  zweiten  (p.  489ss) 
die  L’uterdrücknng  des  Genitivs  Jtonumorum  den  überfüllten  Begriff  anzn- 
bihnen  schien.  .Andererseits  ist  dieser  grammatisch  auch  schon  in  der 
ersten  Stelle  nicht  ausgeschlossen,  wenn  mau  übersetzt  .ilein  seligen  Petrus 
nnd  dem  Körner-Staate  der  heiligen  Kirche  Gottes“  und  an  der  zweiten 
Stelle  den  Ausfall  des  liumiimiruiii  auf  ein  Versehen  des  Abschreibers  zurück- 
fuhrt:  daun  wäre  unter  Stephan  keine  Entwickelung  in  dem  Begriffe  an- 
luuchmen. 
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der  heiligen  Römischen  Gotteskirche  der  Een  pubUea  herausgeben 
sollen“  (ut  propria  sanciae  Bei  ecclenun:  llomame  rvi  pnUicae 
reddere  debeard).''^) 

Hadrian  I.  hat  iiienials  selbständig  Karl  dem  Grossen  gegen- 
über den  Kirchenstaat  betont:  die  einzige  Stelle,  an  welcher 
er  von  „unserem  Volk  des  Römer-Staates“  spricht  (ji.  öh.'ts), 
findet  sich  in  einer  längeren  Austiihrnng,  welche  wortgetreu 
einem  Briete  Stephans  II.  (p.  — 4ii7)  entlehnt  ist. 

Die  Entwickelung  des  Begriffes  Een  pitblica  Eommorum  in 
den  Kundgebungen  der  Päpste  an  die  Karolingischen  Könige 
verräth,  dass  dem  Schiff  der  Kirche  erst  ein  günstiger  Wind 
die  Segel  schwellt,  es  in  den  Hafen  eines  eigenen  Staates  zu 
tragen,  dass  dann  aber  der  Wind  merklich  nachlässt  und 
schliesslich  ganz  anfliört:  unter  Stephan  II.  ist  offen  von  dem 
Staate  der  Kirche  die  Rede;  unter  Paul  I.  wird  bei  den  Gerecht- 
samen St.  Peters  zuletzt  nicht  mehr  der  Gegensatz  von  Staat 
zu  Staat,  sondern  nur  von  Volksthum  zu  Volksthum  den  Lango- 
barden gegenüber  hervorgehoben;  unter  Stephan  III.  ist  die 
Kirche  „des  Staates'*  geworden;  und  unter  Hadrian  I.  tritt 
abgesehen  von  einem  verstohlenen  Hinweis  vielsagendes 
Schweigen  ein. 

Den  Aeusserungen  der  Päpste  vor  Pipj)in  und  Karl  ist 
nicht  gleich  zu  achten,  wenn  Hadrian  in  einer  Urkunde  vom 
20.  Februar  772*’-)  von  „Insassen  unseres  Römer  - Staates“ 
(buminen  nontrae  Eomunorum  rei  piddkaej  und  von  Bewohnern 
„sei  cs  der  Stadt  Rom,  sei  es  der  verschiedenen  anderen  Ort- 
schaften und  Städte  dieses  unseres  Römischen  Staates“  (sire  ex 
ciritate  Eomana  neu  de  dirersis  ceterin  loein  et  civitutibus  inlius 
nontme  Eimuinue  rei  publicae)  spricht;  und  die  Papstbiograi)hien 
können  hier  nur  in  dritter  Reihe  in  Betracht  kommen : 


"')  Für  sich  allein  wäre  diese  Stelle  natürlich  auch  zu  Übersetzen; 
.dass  sie  das  Eigenfhuui  dem  Staate  der  heiligen  römischen  Gotteskirche“ 
oder  „dem  römischen  Staate  der  heiligen  Gotteskirche  heranagehen  sollen“ ; 
da  sie  aber  nach  der  früheren  Stelle  geformt  ist  — auch  die  einleitenden 
Worte  der  «<-.Sätze  sind  ganz  ähnlich  (p.  .'>004  fortihr  ms  . . . dinlriniiciilcx 
unil  p.  5ü:1i5  di.slrirnjenUn  ros  /irmiierj  — , so  mus.s  auch  jene  für  die  üeber- 
setzung  massgebend  sein. 

JalTö-Ewald  R. 
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In  der  Vita  Stephani  II.,  welche  erst  nach  dem  Tode  des 
Papstes  entstanden  ist  zu  einer  Zeit,  als  infolge  der  Thron- 
besteigung des  Desiderius  das  Papstthum  neue  umfassende 
Ländereien  einzuheinisen  sich  auschickte,  ist  Stephan  geradezu 
als  ein  „Mehrer  des  Staates“  (rem  piihlkam  dilaüim:  Liber  pont. 
I,  45.'>ig)  hingestellt,  und  durch  ein  echtes  Taschenspieler- 
kunststück  das  Rechts -Subject  der  von  den  Langobarden  zu 
restituirenden  Gebiete  aus  dem  byzantiuischen  Reich  in  den 
Papststaat  verwandelt;  p.  442j  berichtet  nämlich  der  Biograph, 
dass  der  Kaiser  von  dem  Langobarden- König  verlangt  habe: 
rei  pubUeae  — das  ist  doch  das  byzantinische  Reich!  — loca 
diaboUco  ab  eo  usurpata  ingetüo  proprio  restitueret  domiuio,  und 
wenige  Seiten  weiter  p.  449t  erzählt  er:  Pippin  habe  denselben 
Langobarden-König  propter  . . . pi-oprietatis  sanctae  Dei  ecclesuw 
rei  puhlicae  — das  ist  der  Staat  St.  Peters!  — resütuenda  jura 
anfgefordert : propria  redilueret  propriis  — also:  die  Herausgabe 
derselben  Objecte  an  den  wahren  Eigenthümer  (irroprio  reditueret 
domhiio  und  propria  redilueret  propriw)  soll  das  erste  Mal  an 
das  byzantinische  Reich,  das  zweite  Mal  an  den  Kirchenstaat 
erfolgen ! Danach  ist  an  allen  anderen  Stellen,  wo  von  dem 
Pajiststaat  die  Rede  ist  (p.  448i  euusam  beati  Petri  et  rei  publieue 
Romatiorum,  a rei  puhlicae  jura  seit  loca,  n ad  obiciendum  atque 
iideersatidum  causae  redemptionis  sandae  Dei  ecclesiae  rei  publicae 
Homatwrum,  ]).  449ia  propria  sandae  Dei  ecclesiae  rei  publicae 
Romunorum.  p.  455g  rei  puhlicae  se  redditurum  jtrofessus  est 
eivitates  quae  remanserant),  olFenbar  ein  souveränes  Staatsgebilde 
gemeint,  welches  an  die  Stelle  des  byzantinischen  Reiches  ge- 
treten ist. 

Der  Biograph  Hadrians  I.  stimmt  gleich  zu  Anfang  auf 
denselben  Ton  ein,  indem  er  (p.  48Gg)  den  Papst  preist,  weil 
er  „mannhaft  in  Gottes  Kraft  den  Feinden  der  heiligen  Kirche 
Gottes  und  den  Anfechtern  [ihres]  Staates  widerstehe“  (vir'ditcr 
cum  Dei  virtutc  inimicis  sandae  Dei  ecclesiae  ac  rei  publicae 
impwjnnloribus  resistensj;  aber  wenn  es  auch  an  weiteren 
Belegen  mangelt,  so  wird  doch  die  Tendenz  des  Biographen 
genugsam  durch  die  Verfälschung  des  Versprechens,  welches 
Karl  im  Jahre  774  zu  Rom  abgegeben  haben  soll,*''')  gekenn- 


S.  unten  besonders  Anm.  170. 
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zeichnet,  und  bestätigt  durcli  den  Versuch,  den  Papst  als  vülkcr- 
rechtliche  Vertragsjiarthei  auszugeben. 

Während  nämlich  Stephan  II.  dem  Franken-Könige  gegenüber 
niemals  über  die  bescheidene  und  unzweifelhaft  wahrheitsgetrene 
Andeutung  hinausgeht,  dass  in  dem  naturgemäss  zwischen  den 
Franken  und  Langobarden  geschlossenen  Paveser  Frieden  der 
Langobarden- König  sich  verpflichtet  habe,  fortan  in  Frieden 
mit  der  Kirche  Gottes  und  den  Römern  zu  leben,"'')  während 
von  einer  Ver])flichtung,  die  herauszugebenden  Städte  unmittelbar 
an  den  Papst  abzutreten,  nirgends  in  den  an  die  Karolinger 
gerichteten  Papistbrielen  die  Rede  ist.  zeigt  sich  die  Römische 
Curie  nm  so  beflissener  da,  wo  das  Auge  des  fränkiseheu  Ober- 
herrn nicht  anl'  ihr  ruhte,  die  Souveiänetät  dem  Papste  indirect 
beizulegen,  indem  er  nicht  bloss  als  ein,  sondern  als  der  vor- 
nehmste Contrahent  des  Paveser  Friedens  hingestellt  winl. 
Von  dem  ersten  Paveser  Frieden  sagt  der  Biograjth  Stephans 
(p.  -töl,);  Deo  diledam  putrm  inifHti’x  ahiuu  in  senj/to  fwtUn'c 
pndtnn  ai!/irm>mtes  inter  J\  oinnnox,  Fftouvi/  ct  LanijolHinlos  und 
bezieht  sich  für  den  zweiten  darauf  zurück  mit  den  allgemeinen 
Worten  (p.  I-öSu):  denno  confinnntu  pitda,  ijtti  piT  dnpxam  VIII. 
indidkmem  mtxr  padrs  prorenernt.  In  derselben  emphatischen 
Weise  hebt  auch  Stephan  III.  in  seinem  Briefe  an  den 
Patriarchen  Johannes  von  Grado  (Fpji.  III.  Tlö-a)  die  Römer 
als  Vertragsparthei  der  Pavi.'ser  Friedensschlüsse  hervor,  indem 
er  sagt;  in  nostro  jxidu  tjintniU,  qiml  inh-r  liumnnox.  Fntneos 
et  Lanr/olätrdos  dkjnoscitnr  prormisse;  und  endlich  änssei  t sich 
auch  wieder  Hadrians  Biograph  in  demselben  Sinne,  indem  er 
seinen  Helden  erklären  lässt  (p.  487«):  in  va  foederi.i  pacf,  qmte 
inter  Iiomano!< , Fmncog  et  Lnngohnrdux  conlirimUa  ed,  dudebo 
permanendiim.'^'’)  — 


Ht  . . . in  ^meix  qnidc  ennt  eccU'sifi  Iki  ct  nnstro  inqniloy  .ncitl  in 
IHtclihii.')  a tun  Imnitute  cunlirmatix  cuntinetur,  permaniiirit  cum  iminrsa  nun 
i/rntf  sagt  Stephan  II.  zu  Pippin  'p.  50622-24'). 

'“)  Ks  Ware  wichtig  zu  erfahren,  wie  die  Pranken- Könige  Pippin  und 
Karl  zu  dem  Bcgrifl'  Jfc.v  jniOlica  Itvmaui/rum  »ich  verhalten  haben;  leider 
vereagt  aber  das  nächstliegende  Auskunftsinittel ; Karl  hat  im  .lahre  731 
nur  die  von  den  Päpsten  au  seinen  Orossvater,  »einen  Vater  und  ihn  selbst 
gerichteten  Priefc  in  den  sugeuaouteii  Codex  Caroliuu»  abschreibeu  lassen, 
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Die  mangelnde  Ziivei-sicht  der  Päpste  in  ihren  schwanken- 
den Ansprüchen  anf  die  lies  publica  Komamrum  nnd  der 
Widerspruch  der  Biographen  Stephans  II.  und  Hadrians  I. 
über  den  dominus  der  AVs  publica,  d.  h.  Subject  und  Träger 
der  Staatsgewalt  in  dei’selben,  ist  ebenso  wenig  geeignet,  für 
die  curiale  Auffassung  einzunehmen  wie  die  nur  mittelbar  auf 
päpstliche  Souveränetät  abzieiende  curiale  Behauptung,  dass 
Stephan  II.  gleich  dem  Franken-  und  Langobarden-Könige  im 


nicht  auch  die  Antworten,  w'elchc  uns  manches  Rätbsel  hätten  lügen  können. 
So  mnis  luiiu  denn  auf  Umwegen  zum  Ziel  zu  gelangen  Tersnehen  und  sich 
mit  einem  nur  wahrscheinlichen  Ergebni.gs  begnügen.  In  derjenigen  Fort- 
setzung der  Chronik  Fredegars,  welche  den  Grafen  Nibelung,  einen  Vetter 
König  Pippins,  zum  Urheber  hat,  erscheint  zweimal  der  Ausdruck  rca 
^iiMira;  cs  heisst  hier  c.  37  (MG.  S8.  rer.  Merov.  II,  184^:  Aistniph  ver- 
suchte 754  gegen  den  Angriff  Pippins  die  Klausen  zu  vertheidigen  cum 
Idu  ct  machinis  et  mullo  apparatu,  quod  »equiter  contra  rem  puhlicam  et  solem 
huntuMam  apostolicam  ailmimrat,  und  weiter:  der  Langobarden-König  musste 
im  ersten  Frieden  geloben,  iit  nuinqiiam  a Fraiicurum  tlidone  se  attstraheret 
et  u/terii«  ad  sedem  apontoliciim  Homaniim  et  rem  puhlicam  hostiliter  numquam 
areederet.  An  beiden  Stellen  kann  in  Anbetracht  der  bestimmten  Ablehnung 
Pippins,  seine  Flroherungen  dem  Kaiser  auszuliefern  (s.  Anm.  130'',  res 
imbtica  nicht,  wie  der  Herausgeber  will  (p.  184  u.  3),  das  byzantinische 
Reich,  es  muss  das  päpstliche  Gebiet  bezeichnen  und  darf  als  Beleg  dafür 
gelten,  dass  der  fränkische  Hof  und  König  diese  Bezeichnung  gebrauchte, 
ohne  nothwendig  zugleich  die  curiale  .Auffassung  sich  anzueiguen  — etwa 
nie  es  mit  dem  Patriciustitel  geschah,  welchen  Pippin  sich  gefallen  liess, 
ohne  ihn  seinerseits  überhaupt  anzuwendeu  — ; denn  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen des  Papsttbums  zum  fränkischen  Köuigthum  wurden  anderweitig 
» bestimmt  geregelt  (s.  unten),  dass  auf  solche  Namen  gar  nichts  ankam.  — 
ln  der  litteratnr  ist  man  weit  mehr  auf  die  fränkische  Auffassung  einge- 
gangen, d.  h.  man  hat  res  publica  als  räumlichen  Quantitätsbegriff  hinge- 
nommen  und  den  geographischen  Umfang  zu  bestimmen  versucht,  als  auf  die 
curiale,  welche  einen  staatsrechtlichen  Qualitätsbegriff  daraus  macht.  Während 
Georg  Waitz  (Deutsche  Verfassungsgeschiebte  HD,  88)  die  Rechtsstellung 
der  Päpste  bis  auf  Zacharias  (s.  oben)  auch  für  Stephan  II.  fcsthält,  unter 
Urs  publica  Homanorum  den  römischen  .Staat  begreift,  für  welchen  auch 
dieser  Papst  noch  .die  Rechte  des  Reiches  geltend  machte  und  sich  über- 
tragen liess“,  fasst  J.  v.  Uöllingcr  (Das  Kaiserthum  Karls  des  Grossen 
nnd  seiner  Nachfolger,  München  18(i4,  S 18.  28.  29}  die  lies  publica  Ilo- 
•utiiorum,  .unter  welcher  man  in  Rom  bald  die  Stadt  mit  dem  nicht  lango- 
bardisch  gewordenen  benachbarten  Gebiete,  dem  seit  711  sogenannten 
Römischen  Ducatus,  bald  auch  das  Gebiet  des  Exarchats  und  der  Pentapolis 

GnidlAcb,  EaMt«bQD(f  dei  KireheniUAte«.  3 
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Paveser  Frieden  Vertragsparthei,  also  völkerrechtlich  handlungs- 
fähig gewesen  sei.  Aber  erst  durch  eine  kritische  Darlegung 
der  Ereignisse,  welche  für  die  Rechtsverbindung  der  Päpste 
mit  den  Karolingern  belangreich  sind,  wird  man  in  den  Stand  ge- 
setzt, den  Begriff  AV.«  publica  Romanorum  als  fletiv  nachzuweisen 
und  dann,  von  diesem  Schemen  nicht  mehr  beirrt,  das  wahre 
Rechtsverhältniss  des  fränkischen  Königthnms  zum  Papstthum 
zu  entwickeln.  — 


mit  dem  Ducatus  veretaiidcn  zu  haben  scheint“,  als  „national-italische 
Kespublicu“,  an  welche  Pippin  „zurUckerstatten“  kann,  „weil  er  und  der 
Papst  die  byzantinische  Herrschaft  Uber  diese  Provinzen  als  eine  lange, 
durch  die  Eroberung  unter  Justinian  begonnene  Usurpation  betrachteten, 
welche  das  autonome  Recht  der  italisch-riimischen  JUspuhlica  nur  factisch 
unterbrochen,  nicht  aufgehoben  habe*.  Placidus  Genelin  (Das  Schenkungs- 
Versprechen  und  die  Schenkung  Pippins,  Wien  und  Leipzig  1880)  erklärt 
seine  Annahme,  dass  die  lies  publica  Komanorum  nur  den  Heimischen  Ducat 
ausmachte,  S.  'iC>  folgendermassen : „Zur  Zeit  Stephans  II.  war  es  durchaus 
uothwendig,  dass  die  freie  staatliche  Existenz  des  Ducates  betont  wurde, 
denn  er  war  der  erste,  der  offen  als  Fürst  des  Ducates  auftrat.  Er 
musste  also  vor  allem  danach  trachten,  dass  der  fuctische  Zustand  der  Unab- 
hängigkeit Roms  von  Byzanz  auch  als  ein  rechtlicher  angesehen  wurde; 
daher  das  absichtliche  Uervorheben  des  staatlichen  Charakters  seines  Ducates: 
später,  als  Pippin  durch  die  Ausführung  eines  Tbeils  seines  Schenkungs- 
Versprechens  ...  die  Existenz  einer  päpstlichen  Kexpablica  anerkannt 
hatte  . . .,  war  dieses  nicht  mehr  nothig.  Jetzt  konnten  die  Päpste  sich 
auf  den  Vertrag  mit  Pippin  allein  berufen,  und  da  dieser  mehr  einen 
religiösen  Charakter  hatte,  so  trat  jetzt  der  heilige  Petrus  in  den  V^order- 
grund“.  Ludwig  Weiland  ; iu  der  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  XVII,  373 — 376) 
stimmt  zwar  Genelin  darin  zu,  dass  die  Kes  publica  Kumanurum  eigentlich 
den  Römischen  Ducat  bedeute,  meint  aber,  dass  sie  schon  unter 
Gregor  II.  „durch  die  Beseitigung  der  kaiserlichen  Regierungsgewalt 
und  der  kaiserlichen  Beamten  in  Rom“  (vgl.  dieselbe  Zeitschrift 
XXII,  186)  ins  I>eben  trat  und,  als  „autonomes“  oder  „souveränes“ 
Gebiet  unter  kaiserlicher  Suzeränetät  ebarakterisirbar,  nach  der  Be- 
seitigung des  Exarchen  auch  den  Exarchat  sich  angliederte.  Nach 
W.  Marlens  (Die  Römische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen, 
Stuttgart  1881,  S.  72 — 79)  bedeutet  Kes  publica  ursprünglich  den  Exarchat; 
dazu  schlägt  aber  .Stephan  II.  auch  noch  den  Römischen  Ducat,  als  er  für 
die  Römische  Kirche  die  neue  Kes  publica  Kunuiiu/rum  beansprucht,  „ein 
sozusagen  patriarchalisches  Gemeinwesen,  welches  frei  war  von  dem 
griechischen  Scepter,  aber  sich  ohne  den  dauernden  Schutz  des  Franken- 
Reiches  nicht  behaupten  konnte.“  Gegen  H.  v.  Sybel,  welcher  (Kleine 
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Obgleich  Steiilian  II.  umnittelbar  nach  seiner  Weihe  mit 
dem  neuen  Langobarden-Künig  Aistulph,  welcher  den  Exarchat 
und  die  Pentapolis  erobert  hatte,  auf  vierzig  Jahre  sich  ver- 
trageu  hatte,  glaubte  er  schon  nach  kaum  vier  Monaten  Uber 
Vertragsbruch  sich  beklagen  zu  müssen:  Aistulph  beansiuuchte 
eine  Steuer  von  je  einem  Schilling  jährlich  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  und  die  Gerichtsbarkeit  über  Rom  und  die  von 
der  Stadt  abhängigen  Ortschaften.*”’)  Nachdem  der  Papst  in 
Constantinopel  vergebens  um  Waffenhilfe  nachgesucht  hatte. 


hiitorische  Schritten  III.  74  und  sonst)  lies  puhlicti  Hoiimiwrum  mit 
.römisches  tiemeinwesen“  Überset it,  führt  B.  Niehues  (im  Historisclien 
Jshrbuch  der  Görres-üesellschaft  1881  S.  76  ff.)  aus,  dass  sie  identisch  sei 
mit  llalia  prurinem,  also  das  kaiserlich  gebliebeue,  nicht  langobardisch  ge- 
wordene Italien,  wesentlich  Havenna  mit  dem  Exarchat,  die  Pentapolis  und 
den  Riimischen  Ducat  bezeichne.  Diesen  Ausführungen  haben  sich  ange- 
schlossen H.  Theleu  (Zur  Lösung  der  Streitfrage  über  die  Verhandlungen 
König  Pippins  mit  Papst  Stephan  II.  zu  Ponthion  und  das  Schenknngsrer- 
sprechen  Kurls  des  Grossen,  Göttinger  Dissertation  1881  und  P.  Scheffer- 
Boichorst  (in  den  Mittheilungen  des  Instituts  für  ö.sterreichischc  Geschichts- 
lorachung  V,  200 — 203),  welcher  lies  publica  Bumanorum  und  lUUia  proriucia 
als  das  Gebiet  betrachtet,  „über  welches  die  Päpste  eine  Art  Verweserschaft 
fhi  das  oströmische  Reich  ausübten*,  bis  beide  Ausdrücke  verschwinden, 
weil  seit  dem  Jahie  781  — nach  Maassgahe  einer  Urkunde  Hadrians,  welche 
nicht  nach  Kaiserjahren  datirt  ist  — .die  Päpste  von  der  griechischen 
Snzeränetät  nichts  mehr  wissen  wollten,  sondern  sich  voll  und  ganz  als 
sonverän  betrachteten“.  Brunner  (Deutsche  Rechtsgeschichte  II.  86)  nennt 
die  Römische  Kirche  als  Empfängerin  der  von  Pippin  gemachten  Eroberungen 
.einen  politischen  Embryo“,  „dessen  staatsrechtlicher  Begriff  und  Umfang 
unter  dem  Namen  Am  publica  Iteali  Petri  oder  Houiaui/riim  wohl  nicht  ohne 
.Vbsicht  im  unklaren  erhalten  wurde“,  und  Wilhelm  Sickel  (in  der  Deutschen 
Zeitschrift  für  Geschichtswissen-schaft  XI,  I,  323)  erklärt  Acs  publica 
Itnmunorum.  „das  kirchliche  römische  Reich“,  als  besonderen  Namen  für  das 
päpstliche  Land  in  der  Uebergangszeit , während  welcher  Rechte  des 
römischen  Reichs  in  Rechte  der  Römischon  Kirche  umgewandelt  wurden, 
und  lässt  das  Gebiet  der  lic-s  pulAica  verschieden  bestimmbar  sein,  je  nach- 
dem man  die  realisirte  oder  die  projectirte  Herrschaft  der  Kirche  ins  Auge 
fisse.  — Diese  Auslese  der  Meinungen  über  den  Begriff  der  Am  publica 
Humam/ruiii  und  seine  Tragweite  dürfte  zur  Genüge  die  hier  gebotene  neue 
Lntersuchung  rechtfertigen. 

"•’)  Liber  pont.  I,  441ij_n;  jter  unuiiitpienujue  nciliccl  capul  .tiiujub>s 
a«ri  suluhs  aniiue  auferre  inialuU  et  mi  juriedictiune  cicilatem  luntc  lluinauum 
ni  eubjacenlen  ei  caelra  subäere  indignanler  aseerebat, 
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forderte  er  insgelieim  durch  einen  Püger  den  Franken-König 
Pippin  auf,  durch  Uesandte  ihn  in  das  Franken-Reich  abholen 
zn  lassen.  Schon  der  Geneigtheit  Pipiiins  versichert,  empfing 
Stephan  aus  Constantinopel  die  Weisung,  schleunigst  zu  dem 
Langobarden-König  sich  zu  begeben,  um  bei  diesem  die  Heraus- 
gabe Ravennas  und  der  zugehörigen  Städte  an  das  Reich  zu 
erwirken.  Demgemäss  brach  der  Papst  am  14.  October  7ö3 
nach  Pavia  auf  — zusammen  mit  zwei  fränkischen  Gesandten, 
welche  inzwischen  in  Rom  eingetroft'en  waren,  um  ihn  zn  Pii)pin 
zu  geleiten.  Stephan  richtete  unbeirrt  seinen  Auftrag  aus;  aber 
alles  Ritten  bei  Aistulph,  die  besetzten  Städte  und  Landschaften 
dem  rechtmässigen  Heim  zurückzugeben,  war  umsonst:  da 
drangen  die  fränkischen  Gesandten  in  den  überraschten  J^ango- 
barden-König,  dem  Papst  den  Weg  nach  dem  Franken-Lande 
freizugeben,  und  zähneknirschend'*")  liess  Aistulph  am  15.  No- 
vember Stephan  ziehen,  welcher  nun  in  höchster  Eile  der 
fränkischen  Grenze  zustrebte.  Am  G.  Januar  754  fand  zwischen 
l’ajist  und  König  die  erste  Zusammenkunft  in  Ponthion  .statt,"'*) 
bei  welcher  Pippin  auf  die  Bitte  Stephans"“)  eidlich  versprach, 


Lilier  pont.  I.  416 12:  «/  ho  thiitiliu)i  f'remehnt. 

“'‘1  feber  ileii  Kmpfan;;  beriebtet  <ler  Biograph  Stoplmns  (Liber  pont. 
I,  llTia):  l'ippin  habe  »ich  vor  <ieiu  Papste  nieilergcwurfen  (cum  miifftia 
humilitiile  terrae  jirontrafne)  und  ihm  den  Dienst  eines  .Stallmeisters  er- 
wiesen (eiti  et  vice  etratorie  wique  in  aliquantum  loi  um  jiwla  ejus  sellarcm 
yruperaeit).  Obsebon  die  fränkischen  .lahrbücher  nichts  davon  berichten,  ist 
dennoch  die  Selbstdemiithigung  dos  Kiinigs  glaubhaft,  weil  dadurch  das 
päpstliche  Ansehen,  dessen  er  zur  Befestigung  seiner  Djiiastie  nicht  ent- 
rathen  zu  kdnnen  glaubte,  nur  noch  höher  gesteigert  wurde.  Andererseits 
meldet  der  Biograph  nichts  davon,  dass,  wie  im  Chrouicon  Moissiacense 
(MG.  SS.  I,  2113)  erzählt  ist,  der  Papst  (mit  Gefolge)  am  Tage  nach  dem 
Empfang  in  härenem  Gewände  und  das  Uaupt  mit  Asche  bestreut  hilfe- 
Hebeud  sieh  zu  Boden  geworfen  (aspersus  cinere  et  indulus  cUirio  in  terram 
jirvstratus)  und  sich  nicht  eher  erhoben  habe,  als  bis  ihm  der  König,  seine 
.Söhne  und  seine  Grossen  die  Hand  zum  Zeichen  willigen  Beistandes  gereicht. 
I cber  den  Marschalldienst  im  päpstlichen  Ceremoniell  s.  auch  E.  Miihlhacher 
Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern  S.  61. 

US)  Nach  dem  Liber  pont.  1,  417is  hat  Stephan  den  König  gebeten, 
„mittels  eines  friedlichen  Vertrages  dio  Sache  des  seligen  Petrus  und 
des  Römer-Staates  zu  ordnen“  (ul  per  pacis  foedera  causam  benti  Petri 
et  rei  pubUeae  Itunianurum  dispunerel).  Die  Auffassuug,  welche  Martens 
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ihn  in  den  Besitz  der  Gerechtsame  des  lieiligcn  Petrus,  insbe- 
sondere des  Exarcliats  von  Ravenna  zu  setzen. *'■*')  Nachdem 
der  König  auf  einer  Versammlung  seiner  Grossen  zu  Braisne 


(Beleuchtung  der  neuesten  (Jontroversen  Uber  die  Römische  Frage  S.  5) 
rertritt:  Pippin  soll  dem  Langobarden- König  „einen  Frieden  dictiren,  welcher 
ii«s  Oberhaupt  der  Kirche  zu  befriedigen  vermag“,  trifft  nicht  zu;  denn  der 
Biograph  hat  die  anch  schon  von  Kehr  (Göttingische  .Vnzeigen  1895  I,  714) 
erkannte  Tendenz,  „das  Heatrehen  des  Papstes  Überall  als  ein  friedliches 
in  betonen“:  er  will  seinen  Papst  von  dem  Makel  befreien,  welchen  nach 
Kirchenrecht  die  Irregulnriln«  ejc  defectu,  perfei'tae  leiiilatis  bildet;  man  ver- 
gleiche nur  Liber  pont.  I.  449:  Pippin  verhandelte  aut  den  heilsamen  Rath 
Stephans  jirnptfr  pacis  fnedera  mit  dem  Langobarden  Könige,  er  verstand 
sich  bin  et  tertio  auf  .\nregung  des  Papstes  zu  Ritten  und  versprach  ihm 
grosse  Geschenke,  «<  tmitummodo  pacifice  prnprin  rentituerel  jn-oinriin;  ja 
als  das  fränkische  Heer  schon  die  Hälfte  des  Weges  zurUckgelegt,  machte 
Pippin  auf  Stephans  Veranlassung  noch  einmal  den  Versuch,  den  Lango- 
larden-König  nachgiebig  zu  stimmenuAsiyue  hximnni  e/  funioue  na  ngui  nin, 
und  Stephan  selbst  schickte  ne  nnnguin  ef'funderetur  chrint  ianorum  an 
.kistulph  einen  Brief,  in  welchem  er  ihn  beschwor,  pacifice  sine  ulta 
tauyui  n in  effuniune  das  fremde  Eigenthum  herauszugeben.  Nachdem 
Pavia  ein  geschlossen  war,  verwandte  sich  Stephan  (p.  45nio)  ne  nanyuis 
effunderetur  chrint i anorum  bei  Pippin  datur,  ut  pacifice  caunae 
(inirent  ur.  Dass  iliese  aufdringliche  Tendenz,  nach  welcher  der  Papst 
jedem  Blutvergiessen  abhold  war,  der  Wirklichkeit  nicht  entspricht,  lässt 
sich  beweisen : Stephan  sicherte  nämlich,  als  er  die  fränkischen  Fürsten  "riS 
für  den  heiligen  Petrus  aufrief,  ihnen  Vergebung  der  .Sünden,  hundertfachen 
lohn  und  ewiges  I..eben  zu  (Epp.  III,  488».  m)  prr  certamen,  quod  in  ejus 
«anetnrn  eirleniam,  ventram  »piritalem  matrem,  feceritin,  wenn  certamen  hier 
die  landläufige  Bedeutung  „Kampf“  hat.  Damit  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen. dass  Stephan  mit  dem  Versuche  Pippins,  den  Langobarden- 
Kiinig  in  Güte  zum  Nachgeben  zu  bringen,  einverstanden  war. 

'*’)  Wie  der  Biograph  .Stephans  meldet  (Liber  pont.  I,  448»),  hat 
Pippin  dem  Papste  verheissen,  „allen  seinen  Weisungen  und  Aufforderungen 
mit  .Vufbietung  der  ganzen  Kraft  nachzukommen  und,  wie  es  ihm  gefällig 
sein  werde,  den  Eiarchat  von  Ravenna  und  die  Rechte  und  Orte  der  Men 
publica  auf  alle  Weise  zurückzugeben“  (onmihun  ejun  niandatin  et  ammoni- 
lionibun  nene  lotin  ninibun  obuedire  et,  ut  illi  placiluni  fuerit,  ej-archatum 
Harennae  et  rei  publicae  jura  neu  loca  reddere  mudin  omnibun).  Wenn  auch 
nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  das  allgemeine  Versprechen  Pippins,  wie  es 
später  in  Quierzy  beurkundet  ist  (s.  oben),  durch  mündliche  Abrede  auf 
einzelne  Gebiete  genauer  bestimmt  wurde  — die  beiden  P'riedensverträge 
von  754  und  756  durften  dafür  beweisend  sein,  dass  es  sich  um  die  Er- 
oberungen Aistulphs  au  ehedem  byzantinischen  Städten  und  Ländern  handelte  — , 
so  scheint  der  Biograph  auch  hier  wieder,  falls  die  Worte  ut  illi  placition 
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oder  zu  Quierzj-  den  Beschluss  erwirkt  hatte,  nacli  seinem  Ver- 
sprechen die  Befriedigung  des  Papstes  im  Bedürfnissfalle  mit 
den  Machtmitteln  des  Staates  zu  erzwungen,  liess  er  jedenfalls 
zu  Quierzj’  eine  Urkunde  ausfertigen,  in  welcher  er  und  seine 
Söhne  Karl  und  Karlmann  sich  verpflichteten,  nach  Kräften 
die  Römische  Kirche  zu  vertheidigen  und  die  Gerechtsame  des 
heiligen  Petrus  wieder  beiziischafl’en.'-')  Dafür  hielt  der  Papst 
mit  seinen  Gaben  an  die  Karolingische  Dynastie  nicht  zurück: 
er  salbte  in  St.  Denis  Pippin  und  seine  beiden  Söhne  als 
Franken  - Könige , erklärte  .sie  und  ihre  Nachkommen  den 


furril  den  Umfang  der  Restitution  von  der  Entsebeidung  des  Papstes  ab- 
hängig machen  sollen,  tendenziös  zu  verfahren,  das  Versprechen  Pippins 
gleich  von  .Vnfang  an  so  umfänglich  darzustellen,  dass  auch  die  Erweiterung 
dos  päpstlichen  Bereichs,  welche  bei  dem  Regierungsantritt  des  Pesiderius 
erfolgte  (s.  oben',  darin  einbegriffen  war. 

Die  älteste  massgebende  Erwähnung  des  Versprechens  findet  sich 
im  Jahre  7?)5  in  einem  Briefe  .Stephans  II.  an  Pippin,  Karl  und  Karlmann 
(Epp.  III.  49Is7):  ro»  bento  Petro  poUicili  eslie,  rju»  jmlitinm  exiyere  et 

drfemioiieni  »anctae  Del  eiTlenine  i>rorurnre,  und  dazu  bildet  gewissermassen 
die  Quittung  die  zur  nämlichen  Zeit  an  dieselben  Könige  gerichtete  Er- 
klärung Stephans  (p.  489i2):  jmficinm  bmti  Petri,  in  tiunntum  }>otuiiitiis, 
exigere  elwluistie.  Dieser  Angabe  kommt  im  Ausdruck  von  deu  fränkischen 
Annalen  das  späte  Chronicon  Moissiacense  am  nächsten;  hier  (SS.  I,  ütKt) 
fordert  Pippin  von  dom  I.angobarden-Köuig,  nt  omneni  jmtilinm  de  rebus 
abMi»  fnveret,  und  erläutert  ihm  seine  Forderung  dahin,  ut  ei  — dem 
heiligen  Petrus  — reddne  Pentaimlim,  Snrninn  et  Cexniium  et  omnia,  unde 
populm  Uomiinm  de  tun  iniguitate  rongueritur;  und  so  wird  Aistulph  ge- 
zwungen. «f  omtics  Juntiliae  utincti  Petri  xe  redditurum  repromitteret;  Pippin 
übergiebt  dem  Papste  ausser  den  genannten  Gebieten  auch  noch  Ravenna. 
Dass  d.as  Versprechen  Pippins  urkundlich  verbrieft  war,  folgt  daraus,  dass 
es  Karl  der  Grosse  im  Jahte  774  zu  Rom  bestätigte  ; denn  Hadrian  bittet 
um  Erfüllung  dessen  (Epp.  III.  .ö7Us),  ijutie,  saiu  tne  memorine  ijenitor  rexter, 
domnvu)  Pippinus  rex,  bento  Petro  uiia  robixi  nm  jmlliritux  et  poxtmodum 
tu  ipse,  a Deo  inxtitute,  mmjne  rex,  dum  ad  liinina  opoxtotorum  jn-ofextus 
es,  ea  ipaa  spopondem  ronfirmaxt i eidemque  Dei  apoxtolo  praexentnliter 
mnnibux  tuix  eandem  offeruixti  promixxionem,  und  der  Biograph  Hadrians 
berichtet  (Liber  pont.  I.  49Sis',  dass  Karl  ipxam  jtromixxionem,  i/une 
Francia  in  loeo  qui  voeatur  darixinro  faeta  ext,  habe  verlesen  und  erneuern 
lassen.  — Ob  die  entscheidende  Verhandlung  Pippins  mit  seinen  Grossen 
in  Quierzy,  wie  der  Biograph  Stephans  II.  will,  oder  in  Braisne,  wie  der 
Fortsetzer  Fredegars  (c.  37:  SS.  rer.  Merov.  II.  10:tss.  ss)  angiebt,  stattge- 
funden  hat,  ob  zuerst  in  Quierzy  oder  in  Braisne  verhandelt  worden  ist, 
oder  ob  nur  eine  Versammlung  anzunehmeu  ist,  lasse  ich  dahingestellt  sein. 
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franken -Fürsten  gegenüber  unter  Androhung  der  Excommuni- 
cation  für  unabsetzbar und  ernannte  sie  zu  Patricü  Ro- 
manonirny^) 

Da  Aistulph  auch  nicht  durch  ein  Angebot  von  12  000 
Schillingen  zur  Ernillung  der  päpstlichen  Ansprüche  zu  bewegen 
war,'-^)  so  mussten  die  Waffen  entscheiden;  der  Langobarden- 
Künig,  in  Pavia  belagert,  wurde  im  Oetober  754  zum  Frieden 
gezwungen:  unter  Geiselstellung  und  Eidesleistung  zur  Aner- 
kennung der  fränkischen  Oberhoheit’-^)  und  zu  dem  Versprechen, 
für  den  Papst  Ravenna  und  die  übrigen  in  der  Aemilia  und 
der  Küsten-  und  Binnen-Pentapolis  belegenen  Städte,’-*)  welche 
er  den  Byzantinern  abgenommen  hatte,’-'-)  nebst  der  Stadt  Narni 
herauszugeben.  Ueber  diese  Städte  Hess  Pippin  dem  Papste 
eine  Schenkungsurkunde  ausstellen,'*)  welche  er,  wie  es  scheint. 


Das  stellt  in  iler  sogenannten  „Clansala  ile  Pippino“  zn  lesen, 
welche  zuletzt  unter  dem  Titel  .iJe  unctione  Pippini  regis  nota  monaclii 
Sancti  Dionysii“  in  den  Mti.  SS.  XV,  l herausgegeben  ist. 

'“)  Die  tendenziöse  Biographie  Stephans  schweigt  gänzlich  von  dem 
Patriciat  der  Franken- Könige.  Wenn  Hauck  Kirchengeschichte  Deutsch- 
lands IL  -20  Anm.  6)  die  auf  Pippin  bezüglichen  Worte  der  Clausula;  pfr 
mrinun  ejmilrmque  Stephani  jtontifiriH  . . . in  rei/em  et  pntricium  . . . unctun 
et  henedietwt  egt  so  deutet,  dass  Pippin  sich  und  seinen  .Söhnen  die  Patricius- 
Würde  beigelegt  habe,  ohne  guthun  des  Papstes  Patricias  gew-orden  sei, 
weil  er  ja  durch  die  Salbung  und  Segnung  auch  nicht  zum  König  wurde, 
sondern  es  schon  war,  so  widerspricht  dieser  Folgerung  vor  allem  das  Ver- 
halten Pippins,  welcher  nachweisbar  niemals  des  Titels  Patricius  sich  be- 
dient bat. 

Chron.  Moiss.  (SS.  I,  293). 

'*)  Cont.  Fredeg.  c.  37  (SS,  rer.  Merov.  II,  134). 

'**)  Sie  werden  in  der  V'ita  Stephani  erst  bei  Gelegenheit  des  zweiten 
Friedensschlusses  im  Jahre  736  (Liber  pont.  I,  454g_ii)  aufgezählt. 

'*’)  Dass  als  Zeitnorm  für  die  Abtretungen  das  Jahr  750,  das  .Vutritts- 
jahr  .\istulpbs,  gilt,  haben  v.  Sybel  (Kleine  historische  Schriften  III,  30) 
und  Duebesue  (Liber  pont.  I,  460  n.  51)  hervorgehobon. 

'*)  Am  eingehendsten  äussert  sich  Stephan  darüber,  indem  er  755 
Pippin,  Karl  und  Karlmann  mahnt  (Epp.  III,  493s.  lo):  ciritates  et  loca 
atque  onmeg  obgideg  et  rnpticos  beato  Petro  reMite  rel  omnia,  qitae  ipmi 
donatio  continet,  wobei  v.  Sybel  (III,  79)  die  obgideg  et  captirog  als  ,die 
von  den  Langobarden  fortgcschlcppten  Gefangenen  und  Geiseln“  deutet. 
Dass  sich  die  Schenkung  auch  auf  Narni  bezog,  wird  in  zwei  Briefen 
Stephans  (Epp.  III.  4954>  und  499sj)  erwähnt ; vgl.  Liber  pont.  1.  452  und 
Chron.  Moiss.  (oben  Anm.  121). 
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zugleich  ini  Kamen  seiner  Söhne  vollzog.'®)  Aber  Aistulph 
hatte  kaum  Kami  dein  fränkischen  Bevollmächtigten  überant- 
wortet, da  wurde  ihm  sein  Versprechen  leid,  und  ehe  Kami 
dem  Papste  aufgelassen  werden  konnte,  ging  er  zu  Feindselig- 
keiten gegen  Stephan  Uber;  er  belagerte  den  nach  Rom  heim- 
gekehrten  Papst  drei  Monate  lang  und  nothigte  so  den  Franken- 
König  abermals  zu  einem  bewaffneten  Einschreiten. 

Als  sich  das  fränkische  Heer  bereits  der  Grenze  näherte, 
erschienen  in  Rom  zwei  Gesandte  des  Kaisers,  welche  sich  zu 
Pippin  begeben  sollten.  Die  Mittheilung  Stephans,  dass  der 
Franken-König  schon  im  Anmarsch  sei,  bezweifelten  sie,  bis  sie, 
in  Begleitung  eines  päpstlichen  Gesandten  in  Marseille  ange- 
langt, erfuhren,  dass  Pippin  unlängst  in  das  Langobarden-Land 
eingerückt  sei,  um  sein  dem  heiligen  Petrus  gegebenes  Ver- 
sprechen zu  verwirklichen.  Da  sie  glaubten,  dass  für  den 
Erfolg  ihrer  Aufträge  alles  darauf  ankäme,  um  wie  viel  sie 
schneller  bei  Pippin  einträfen  als  der  päpstliche  Gesandte,  so 
richteten  sie  diesen  unbequemen  Begleiter  so  übel  zu,  dass  er 
nicht  weiter  konnte,  und  wenigstens  einer  der  beiden  Byzantiner 
erreichte  zuerst  das  fränkische  Heer,  als  es  schon  in  der  Kähe 


'*)  Nur  Martens'  hält  noch  immer  daran  fest  (Beleuchtung  der 
neuesten  Controversen  S.  1.3—16),  dass  donaiimii»  pngina  (Epp.  III.  4SS>is) 
oder  chiriHjraphuji  (p.  492s6.  ss)  keine  besondere  Schenkungsurkunde,  sondern 
nur  das  Friedensinstrument  bezeichne,  und  steift  sich  darauf,  dass  der 
Biograph  Stephans  nichts  von  „einer  so  wichtigen  Urkunde*  sagt,  sondern 
nur  nach  dem  zweiten  Frieden  eine  Urkunde  Pippins  erwähnt;  aber  dieses 
Verbalten  entspricht  doch  auch  seinem  Verfahren,  die  von  Aistulph  abge- 
tretenen Städte  bei  Gelegenheit  des  ersten  Friedens  nicht  zu  nennen,  sondern 
erst  bei  dem  zweiten,  weil  die  erste  Urkunde  ebenso  wenig  Dauer  hatte 
wie  die  Anordnung  des  ersten  Friedens.  W’eiin  es  auf  Pippin,  Karl  und 
Karlmanu  bezüglich  heisst  .'EpP-  HI.  4906)  jicr  ilonatiunem  rexlram  ninnu 
firmiitam  oder  (p.  492s2)  quae  per  iloimtionem  manu  re»tra  coiifirmaiitis  — 
vgl.  Hailrians  auf  .Stephan  II.  gebende  Aeusserung  in  einem  Brief  an  Karl 
(p.  56«jo):  cui  miH'tae  recordatiunia  yenitor  tuits  aimulque  et  praerltira 
excellentia  tun  ipaum  ejarrhatum  auh  jure  beafi  Petri  permanendum 
traditum  eal  — , so  muss  nicht  nothwendig  die  Anwesenheit  der  beiden 
Prinzen  bei  dem  Beurkundiingsacl  aiigenomineu  werden:  da  auch  in  ihrem 
Namen  die  Versprechungsurkunde  ausgestellt  war  (s.  oben),  so  war  es 
natürlich,  dass  die  Schenkungsurkunde,  durch  welche  jenes  Versprechen  er- 
füllt ward,  auch  in  ihrem  Namen  ansgefertigt  wurde. 
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Pavias  stand.  Aber  Pippin  wies  alle  seine  lockenden  Vor- 
heissungen  für  die  Abtretung  Ravennas  und  der  übrigen  Städte 
des  Exarchats  an  den  Kaiser  zurück  mit  der  Betheuerung,  dass 
er  nur  aus  Liebe  zum  heiligen  Petrus  und  um  Vergebung  seiner 
Sünden  zu  erlangen,  den  Feldzug  unternommen  habe  und  nicht 
um  irgend  eines  irdischen  Vortheils  willen  die  Städte  dem 
heiligen  Petrus,  der  Römischen  Kirche  und  dem  Papste  ent- 
fremden werde.''*’) 

Durch  den  zweiten  Frieden  im  Jahre  T-öß  W’urde  denn 
auch  Aistulph  genöthigt,  nicht  nur  die  früher  bestimmten 
Städte,  sondern  auch  noch  Comachio  für  den  Papst  herauszu- 
geben; er  musste  ausserdem  unter  abermaliger  Anerkennung 
der  fränkischen  Oberhoheit  ein  Drittel  seines  Schatzes  ausliefern 
und  sich  zu  einer  jährlichen  Abgabe  verpflichten.*'“)  Durch  eine 
L'rkunde,  welche  zur  Zeit  da  die  Biographie  Stephans  entstand 
im  päpstlichen  Archiv  beruhte,'-®*)  erfolgte  dann  die  Schenkung 
der  Städte  an  den  Papst  und  seine  Einweisung  in  der  Art, 
dass  als  Bevollmächtigter  Pippins  der  Abt  Fulrad  von  St.  Denis 
zusammen  mit  Bevollmächtigten  Aistulphs  in  den  Städten  um- 
herreiste,  jede  einzeln  sich  übertragen  licss  und  von  ihr  Geiseln 
und  die  leitenden  Beamten  sammt  den  Stadtthorschlüsseln  nach 
Rom  brachte  und  hier  [die  Geiseln  in  Gewahrsam  gab,  die 
Beamten  zur  Huldigung  veranlasste  und]  die  Schlüssel  und  die 
Urkunde  Pippins  auf  das  Grab  des  heiligen  Petrus  niederlegte.'®) 


Liber  pont.  I.  452.  45S. 

■®)  Cont.  Fredeg.  c.  37  (SS.  rer.  Merov.  II.  185). 
über  pont.  I.  453u.  n. 

■”)  Wie  der  iliograph  Sieplmns  II.  schon  früher  eingeräumt  bat,  da.ss 
der  Langobarden-KiSnig  Narni,  welches  er  durch  den  ersten  t'aveser  Frieden 
herausiugeben  verpflichtet  war,  schon  — behufs  Ausantwortung  an  den 
Papst  — dem  fränkischen  Bevollmächtigten  übergeben  hatte  (f/wem  priilem 
reihliileral  misso  Fraiivoruin  : Liber  pont.  I,  452  i.  i),  als  er  cs  sich  wieder 
aneignete  und  so  den  ersten  Frieden  brach,  so  schildert  er  auch  ausführlich, 
wie  die  im  zweiten  Frieden  von  Aistulph  an  Pippin  abgetretenen  Städte 
dem  Papste  übertragen  wurden  (p.  454i_<i);  tler  nd  recipifiitiiw  ijisits  ciritates 
Ton  Pippin  entsandte  Abt  Fulrad  Hareiiiiiitium  parleK  cum  mimiiii  jnmfati 
Aiftulfi  regi«  conjungen»  (t  per  niiigulwi  imjrr.dir.m  cifiltiteH,  tarn  I’rida- 
poUo»  et  Kmitiae,  «usipi«  reripiene  et  obeideH  per  uimmi/uami/ue  auferens 
alipte  primatos  secum  uiia  cum  claces  imrtarum  cicitatum  de.ferens,  Uomam 
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Eine  neue  Gelep^enheit,  den  Maclitbereich  des  heiligen 
Petrus  zu  erweitern,  bot  sich  Stephan,  als  der  Langobarden- 


cuitjniixit.  El  ipsas  clitve»  tarn  Riiiennantiam  urbis  quamque  (/irfrs«n<m 
ciritdlum  ipniux  llucennantium  e.tntvhiUuM  uiiii  cum  suiirunrriptn 

ilomiliunc  (Ir  rin  a suo  rege  cmiuiid  in  cunfrmionc  bcnli  Petri  puiiriu* 
riilrm  J)ei  niHndulu  et  rjuu  ricariu  eanrlinKimo  pnpne  nhiur  omnibus  rjuu 
uuerersoribus  pnnti/icibus  prrennitrr  pmodilendivt  ntque  dinponrntlna  trnilidil. 
Der  liiograph  Imt  augensrheinlicb  keine  Ahniiug  davon,  dass  dabei  die  auch 
von  ilim  vertretene  Frätension  der  Küraiachen  Curie:  der  Frieda  aei  zwiaeben 
Römern,  Frauken  und  Langobarden  gescbloaacn  worden,  .der  l’apst  also 
völkerrechtliche  Vertragaparthei  gewesen,  nicht  bestehen  kann;  denn  hätten 
die  Römer  den  Franken  und  Langobarden  völkerrechtlich  gleichgestanden, 
so  wäre  die  Herausgabe  der  abgetretenen  .Städte  und  Landschaften  von  den 
Langobarden  an  die  Körner  zu  erwarten  gewesen  ohne  das  Mittel  der 
fränkischen  Schenkung  und  der  daraufhin  erfolgenden  Einweisung,  welche 
nicht  so  sehr  die  Wiederbeischaffungspflicht  des  Franken-Königs  realisirt, 
als  die  Unfähigkeit  des  nichtsouveräneu  Papstes  bezeugt,  von  einem  .Staate  — 
und  sei  es  auch  von  dem  nach  7.')«  unter  fränkischer  Oberhoheit  nur  noch 
autonomen  Langobarden-Staatc  — irgend  ein  (iebiet  zu  erwerben.  Das 
wird  nämlich  von  den  Päpsten  selbst  anerkannt ; Stephan  II.  klagt  im 
Jahre  Ibb  Uber  Aistulph  (Epp.  III.  4il2j,  e):  omnia  qune  i>rr  Hncramentum 
benlu  Petro  per  reslrue  miesoe  reetiturmln  promieil,  irriln  fecit;  Paul  I. 
berichtet  758  an  Pippin,  er  habe  Desiderius  beschworen  (p.  5l.’>4i),  «/ 
ciritntee  Hins,  id  eet  Imuloe,  Hononin,  Auaimum  et  Ancona  — quia  eaa 
nobie  jmieeentniiler  aimul  et  per  reatroa  iniaaoa,  id  eet  Eolrndum  Deo 
amnbileni  nbbatem  et  jtrrahgtrruin  nh/ue  Itodbertum,  rj  cellr nt  i aa  im  ae 
rhriat  i n nilai  i tune  et  per  tr  elinm  beato  Petro  npoatolorum  jtrincipi 
jtollicilua  eat  redditurum  — reatitur.re  deberet;  demgemäss  bittet  der  Papst 
den  Frauken -König  (p.  51723),  den  Desiderius  anzuhalten,  tiuntenua praefntaa 
(juaa  jiolticitua  eat  cicitntea  tune  me  II  i flune  ejccellentiae  et  per  te 
henlo  Petro  fautori  tuo  realiluni,  und  giebt  7UO  von  dein  Hauptvertrage, 
welcher  den  päp.stlichen  und  langobardischen  Bereich  abgrenzte,  (p,  älüas) 
zu:  conatitit  inter  eoe  — die  fideliaai  mi  miaai  ceatri  sind  es  — et 
Deaiderium  Lnngobnrdorum  regem.  Dazu  kommt  eine  allgemeine  Erwägung. 
Wer  an  der  .Souveränetät  des  Papstes  festbält,  verwickelt  sich  in  unlösbare 
Schwierigkeiten,  sobald  das  nur  auf  .Restitution“  gehende  Verlangen 
Stephana  II.  erklärt  werden  soll;  denn  wenn  der  Papst  nicht  ehrlich  als 
Unterthan  des  byzantinischen  Kaisers,  in  dessen  Aufträge  er  vor  den  Augen 
und  in  Gesellschaft  fränkischer  Gesandten  nach  Pavia  gereist  war,  genauer: 
nicht  als  Inhaber  der  dem  heiligen  Petrus  eignenden  Immunitäten  und  Güter 
den  Franken-König  um  Restitution  angegangen  wäre,  wenu  er  als  Inhaber 
eines  souveränen  Papststaates  und  staatlicher  Rechte  aufgetreteu  wäre,  was 
für  Tröpfe  wären  dann  Pippin  und  die  fränkischen  Fürsten  gewesen,  nicht 
zu  wissen,  dass  der  Römische  Bischof,  dessen  nördlichstes  Imumnitätsgebict 
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König  Aistulph  zu  Ende  des  Jahres  756  starb,  ohne  Leibes- 
orhcn  zu  hinterlassen,  und  nun  der  Herzog  Desiderius  von 
Tuscien  sicli  um  den  Thron  bewarb.  Desiderius  gewann  gegen 
den  Bruder  des  verstorbenen  Königs,  den  von  den  Langobarden 
begünstigten  Ruchis,  den  bei  Pippin,  dem  Oberherm  des  lango- 
liardischen  Staates,  eiiitlussreiclien  Pai)st,  welcher  zugleich 
Disciplinargewalt  über  den  aus  dem  Kloster  entwichenen  Neben- 
bnhler  besass,  indem  er  ihm  in  Gegenwart  des  fränkischen  Be- 
vollmächtigten Fnlrad  urkundlich  die  Abtretung  von  Faenza, 
Imola  und  Ferrara  mit  ihren  Gemarkungen,  ebenso  von  Osimo, 
Ancona  und  Umana  und  nachträglich  auch  noch  von  Bologna 
verhiess.’^)  Stephan  schritt  nun  gegen  Rachis  ein,  indem  er 
ihn  in  sein  Kloster  zurückverwies,  und  befürwortete  bei  Pippin 
die  Anerkennung  des  Desiderius,  zugleich  um  die  Genehmigung 
und  Ausführung  des  von  diesem  abgegebenen  Versprechens 
bittend.  Er  begründete  aber  seine  Bitte,  „der  Kirche  Gottes 
die  vollständige  Gerechtsame  zu  Theil  werden  zu  lassen“,'**) 
nicht  etwa  damit,  dass  Pippin  auch  die  in  Rede  stehenden 
„übrigen  Städte“"-)  urkundlich  oder  mündlich  verheissen  habe, 
sondern  damit,  dass  sie  stets  mit  den  von  Pippin  756  ge- 
schenkten Städten  und  Gebieten  unter  einer  Herrschaft  gestanden 
haben  und  sie  erst  zu  einem  lebensfähigen  Ganzen  vervoll- 


nur  wenige  Jteilen  von  der  friinkisclien  Südgrenze  entfernt  war,  sich  ihnen 
gegenüber  in  die  Holle  eines  Uechtsnachfolgera  des  byzantinischen  Kaisers 
hineinlog'  Dagegen  die  tendenziösen  .\ngaben  der  Vitae  Steidiani  und 
Hadriani,  in  welchen  allerdings  die  SoiiverSnetät  des  l’apstthums  behanplet 
wird,  als  bare  Münze  hinzunehmen,  geht  doch  nicht  an,  zumal  die  litterari.sohe 
Kalschmünzerei,  wie  oben  dargelogt,  unschwer  zu  erkennen  ist. 

•“)  Epp.  III,  50Us;  Liber  pont.  I,  4.ö5e. 7. 

'-'f-l  Epp.  III,  ä06s-ij.  De.siilcrius  verhiess  also,  wie  Ducliesne  bemerkt 
(Liber  pont.  I,  4G1  u.  57),  auch  die  Eroberungen  des  Langobardeu-Königs 
Lindprand  aufzugeben  und  sich  mit  den  Grenzen  zu  begnügen,  welche 
zwischen  dem  langobardischen  und  byzantinischen  Reiche  am  Ansgang  des 
siebenten  Jahrhunderts  bestanden  hatten. 

**)  Stephan  bittet  (Epp.  Ifl.  505js):  pleiiariam  jtistitinm  eitlem 

Dei  erclejiiae  tribuere  iligneris,  und  nimmt  diesen  neuen  Begriff  in  demselben 
Schreiben  noch  zweimal  auf  (p.  nObn  pleiinrinm  ßistitinm  illi  iiiii>ertire 
und  p.  juxlitiiim  . . . pteniuK  renliluerei. 

”-)  riritiiten  reliqum  (Epp.  III,  50i  j.>.  50tls.  js);  ähnlich  auch  der 
liiograph  Stephans:  cirihilts  ipme  remniinerttiit  (Liber  pont.  I,  4554). 
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ständigen.’*)  Diesen  Grund  liess  jedoch  Pippin  nicht  gelten; 
er  nahm  zwar  dem  Pajtst  Faenza  und  Ferrara  nicht  wieder 
ab,  von  welclien  Stephan  sofort  Besitz  ergriften  hatte,'*)  gab 
indessen  die  Auslieferung  der  anderen  Städte  nicht  zu;'"*^') 
ebenso  wenig  ging  er  darauf  ein,  die  langobardischen  Herzog- 
thümer  Spoleto  und  Benevent  der  Römischen  Kirche  zu  unter- 
stellen, über  welche  Stephan  gleichzeitig  gemeldet  hatte,  dass 
ihre  Insassen  sich  durch  ihn  dem  Franken-König  zu  commendiren 
wünschten.'^') 

Desiderius,  welcher  die  Anerkennung  seines  fränkischen 
Oberherrn  gefunden  hatte,  ohne  zu  den  ilim  vom  Papste  ange- 


V^l,  beaouderä  (Epp.  III,  5oris4)  ilie  Herufung  auf  das  Vrtlieil 
Fulrads,  weither  sich  durch  den  Augenschein  überzeugt  habe,  quofl  ?ir- 
quaiiunm  ipse.  rivere  ponfiH  ejirn  wrum  fiiien  et  terriloria  tilqur. 

nbnqu«  ch'itntibiiH  HUh,  qune  selnper  rum  ei»  »uh  uiiiu»  ihimiiiii 
ditioiie  eriiiit  ruiinexae.  l’nter  die.seni  Oesichtspunkt  erscheint  das,  was 
Pippin  bereits  gethan  hat,  nur  al.s  der  Anfang  (»irut  repisli  p öo.^iol  der 
Ausführung  seines  eidlichen  Versprechens,  welche  noch  der  Vervollstündigung 
harrt.  Erat  Stephan  III.  hat  um  770  die  OewSbrung  ,der  vollständigen 
Gerechtsame"  geradezu  als  Inhalt  iler  Vcr.aprechungsurkunde  Pippins  hin- 
gestellt,  indem  er  Karl  und  Karlmann  bat  (p.  ü59«8).  ut  jileiiaria»  ju»tilias 
beati  Petri  . . . exigere  et  beiito  Petro  reddere  juheati»,  »irut  et  restra 
continet  prumi»»io,  et  omiiiii  quae  beato  Petro  et  eju»  rirarii»  rum  reatro 
»itiictiie  memoriae  pio  genitore  prnmi»i»ti»,  mtimplere  diguemini.  Die  Wahl 
des  Ausdrucks  exigere  deutet  bestimmt  auf  den  von  .Stephan  II.  überlieferten 
Wortlaut  der  urkundlichen  VerpHichtung  Pippins  (s.  oben  Anm.  121);  in- 
zwischen hatte  sieh  allerdings  der  Inhalt  der  Gerechtsame  wesentlich  herab- 
gemindert  (vgl.  oben  das  folgende). 

'**)  Liber  pont.  I,  455u— n:  direxit  mi»»um  »uum  praelatu»  »anctiaai- 
mm  jxmtifex  et  abatulit  de  ipaia  riritatihm,  quaa  aoepedictua  Tteaideriua 
rex  reddere  promiaerixt  heutiaaimo  eodem  pupae,  id  eat  Farentiaa  cum  enatro 
Tiberiueo  acu  Cabellum  et  uiiireraum  durnfuni  Ferrariae  in  iutegro.  Gabello 
dürfte  ebenso  Zubehör  zu  Ferrara  wie  das  rnatrum  Tiberiticum  zu  Faenza 
sein;  vgl.  Kehr  in  den  Göttingiseben  Nachrichten  1»96  E.  1S2  Anm.  1. 

'**)  Das  beweist  die  folgende  Entwickelung  unter  Paul  I.  und  Stephan  III.; 
die  Auslieferung  der  anderen  Städte  hatte  Desiderius  möglicherweise  von 
weiteren  lltdingungcn  abhängig  gemacht,  welche  uus  verschwiegen  werden. 

'*')  Spolitiiii  quomque  etinm  Beiierciitani  omiiea  ae  eommemlnre  per 
noa  a l>eo  aerrntiie  rxrellentine  tuae  rupiiwt  (Epp.  111,  äotiis.  n).  Wenn 
Paul  I.  von  den  Spoletincrn  und  Ueneventanern  sagt;  »e  aub  rratra  n Iteu 
acrriitii  putealulr  roidiileruid  (p.  bl.öie),  so  ist  das  Jedenfalls  ohne  Genehmigung 
Pippins,  wie  dessen  weiteres  Verhalten  zeigt,  geschehen. 
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«niieiien  weiteren  Opfern  lierangezogen  zu  worden,'®)  stellte 
nnii  wie  in  Benevent,  so  auch  in  Spoleto  seine  Heri-scliaft  her; 
er  nahm,  von  Pipjiin  niclit  gestört,  den  Herzog  Alboin  von 
SiK)leto  gefangen,  welcher  von  dem  Papste  zur  Treue  gegen 
den  heiligen  Petrus  und  den  Franken-König  verpflichtet  worden 
war,'®)  und  vertrieb  den  Herzog  Liudprand  von  Benevent,  ihn 
durch  Arichis  ersetzend.  Dem  Papste  Paul  I.,  welcher  im 
April  oder  Mai  757  seinem  Bruder  Stephan  auf  den  apostolischen 
Stuhl  gefolgt  war,  erklärte  er  in  Rom  auf  die  Mahnung,  doch 
die  versprochenen  Städte  Iniola,  Bologna,  Osimo  und  Ancona 
berauszugeben,'®)  nur  eine,  Imola,  ausliefern  zu  wollen,  wenn 
Paul  ihm  bei  Pippin  die  Rückgabe  seiner  Geiseln  ausw'irke.'®) 
Es  ist  nicht  bekannt,  dass  Pippin  jemals  diese  Ansprüche  des 
Papstthums  unterstützt  hätte;  wohl  aber  Hess  er  seine  Abge- 
sandten im  Jahre  7CO  mit  Desidcrius  für  Paul  einen  Vertrag 
schliessen,  welcher  die  „vollständigen  Gerechtsame“  St.  Peters 
regelte,  nicht  soweit  sie  neu  zu  revindicirende  Städte  und  Land- 
schaften, sondern  mir  soweit  sie  zu  revindicirende  Patrimonien, 
Rechte  und  Grundstücke,  Gebiete  und  Gemarkungen  der  ver- 
schiedenen schon  päpstlich  gewordenen  Städte  betrafen.'®)  Aber 
nachdem  ein  Theil  dieser  Gerechtsame  dem  Papste  ausgeant- 
würtet  war'-*“)  — nach  dem  verabredeten  Verfahren,  dass  erst 


‘*r  Erwägt  man,  (ia.is  Pippin  seine  Anerkennung  von  den  päp.stlieher- 
»fits  gewün.sehten  weiteren  .\btretungen  abhängig  machen  konnte,  so  darf 
»in  Verfahren  mittelbar  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass  er  „die 
rollständigen  Gerechtsame“,  wie  Stephan  »ie  auffas.ste,  ursprünglich  ihm 
tiiht  versprochen  hatte. 

“■’)  Alhoiiium  ilwem  Simlelimim  rum  ejm  »alrinuliuu,  i/ui  In  Ihle  heiiti 
P'Iri  et  eextra  siicramenlum  irnehuerunt,  »chreiht  Paul  t.  au  Pippin 
(üpp.  III,  516is). 

'“J  Von  dem  oben  S.  genannten  rniana  ist  nicht  mehr  die  Rede. 

Epp.  111,  5ISs2_3a  51539 — 51Ü7. 

“*t  Desideriiis  wird  verpflichtet,  ut  . . . omnes  Juutitias  fnutwis  reutri, 
fuali  l'etri  ai>ostolorum  — omnia  rhlelirrt  putrimonia,  Jura  etinm 

et  hea  iitipee  fineji  et  territoria  tUcem<irum  ciritalum  iiontrarum  rei  {mblieae 
Homaiiorum  — tiobie  iitemnsime  reut ituiaifet  (Epp.  111,  520t_3j. 

"')  Paul  meldet  Pippin:  l'iule  errc  ex  purle  quidrm  e.hidem  iuntitiia 

Kuhit  uutem  Lnnyobardorum  rex  feriese.  dinoeeitur;  et  reliquim  omnes  justitiaa 
>e  prvlitetur  atque  omiiimt  upundet  iiuhiil  esse  /'acturue  (Kpp.  III,  5-2ÜS—5). 
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der  Pai)st  in  allen  laugobardischen  Städten,  in  welchen  der- 
artige päpstliche  Gerechtsame  beansprucht  wurden,  befriedigt 
werden  sollte,  dann  der  Langobarden -König  in  allen  päpst- 
lichen — , stellte  Desiderius  plötzlich  die  weitere  Herausgabe 
ein,  indem  er  vergebens  ein  anderes  Verfahren  verlangte,  dass 
nämlich  fortan  umschichtig  erst  eine  langobardische,  dann  eine 
päpstliche  Stadt  vorgenommen  und  so  Zug  um  Zug  die  Ange- 
legenheit erledigt  werden  sollte.'^)  Wenn  man  von  den 
Patrimonien  absieht,  welche  ja  auch  im  langobardischen  Binuen- 
lande  liegen  konnten,*'“')  erschöpfte  sich  die  ganze  Auseinander- 
setzung in  einer  Grenzberichtigung:  denn  nur  in  der  Reihe  der 
Grenzorte  konnte  der  Zubehör  der  Städte  zweifelhaft  sein;  und 
so  hat  sich  denn  auch  das  Protokoll  einer  Verhandlung  aus 
dem  Jahre  760  über  die  Grenzen  Tödis  gegen  Spoleto  und 
Bevagna  und  Perugias  gegen  Assisi  erhalten.*'"')  Die  genaue 


•»"i  Paul  sagt  in  einem  niidereu  Uriefe  (Kpp.  III.  521is_3o):  ijuentnd- 
modum  hi  jtraesmtia  minsuuni  re*Ir</ri(iM  roiinfifit  mm  Ihsidcrio Lnngohar- 
dorum  reije.  ul  H<i»trax  Hornnmimm  juxiHins  fjc  umiiihm  Laiiyohardorum 
ciritatihm  fdeniwi  itrimifux  recipimemm  r.t  ita  imntmodum  tid  virem  ex 
umiiihm  nontri»  ciritatilm»  in  integnt  Langobardin  /VriK.sewiHi’  juslitias  — 
frrli  tu  hujutuxmodi  ejug  pollicitatiow,  iintim  in  prneneutia  pratdietorum 
minHuum  reiilrorum  cxhihuil,  umtlros  miiiMiii  dirf.riium  ad  ciiüdem  recipiendas 
fnriendaxque  jtattilinx.  Ipne  veru,  rnriax  adhiheu»  ofraxiouuiii  rrrsu/iax, 
uei/iiii'/uam  uo/iix  primifux,  ul  cuuxlitit,  pkuariax  de  timulbttx  xuix  ciritatihux 
farere  fuluil,  quax  exquirimux,  juxUtiax  et  ita  demum  xuax  iii  integro  r.c 
tmtnihux  noxirix  lifitatiltux  recepixxe;  xed  xiiigillatini  tantummutln  de  una 
cifilate  ftuere  et  de  alin  reripere  maluit,  ndeiix  pro  lux:  ditatiouem  inferre, 
iie  parx  nuxtra  Kuntnuartim  proprium  roiixeguutur  Juxtiliam.  Et  etxe  iioxtri 
mixxi  nihil  iupriraiitex  ad  iios  sine  effeetu  rererxi  sunt.  In  der  Ausgabe 
habe  ich  bemerkt  (n.  1),  dass  dieser  V'ertrag  von  dem  p.  519.  520  er- 
wähnten verschieden  zu  sein  scheine,  halte  aber  nunmehr  dafür,  dass  er, 
an  zweiter  Stell«  nur  genauer  ausgeführt,  sehr  wohl  mit  jenem  zu  ver- 
einen ist. 

'**)  Ihnen  würden  theoretisch  Domänen  des  Langobarden-Königs  in 
dem  päpstlichen  Hereich  entsprechen,  welche  es  indessen  nach  der  noch  zu 
erörternden  Rechtsstellung  dieses  Hereichs  nicht  geben  kann.  KinBuss  hat 
Desiderius  auch  in  päpstlichen  Städten,  wie  in  Rom,  wo  er  Constantin  II. 
beseitigen  half  und  durch  Paul  Afiarta  ,Stephan  III.  in  der  letzten  Zeit 
beherrschte,  so  auch  in  Ravenna  besessen:  der  im  Einverständniss  mit  ihm 
aufgeworfene  Erzbischof  Michael  vermochte  sich  ein  ganzes  .labr  dem  dritten 
Stephan  zum  Trotz  zu  behaupten  (Liber  pont.  I,  -477;  vgl.  Epp.  III.  Uglit— so). 

la'j  Tro^a,  Cod.  dpi.  Longobardo  V,  73  X.  741. 
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Scheidung  der  beiderseitigen  Gebietstheile  war  nothwendig,  um 
den  Uebergriffen  der  Langobarden*^’)  wie  den  übertriebenen 
Beschwerden  des  Papstes'-'*^)  ein  Ziel  zu  setzen:  und  nachdem 
gelegentliche  Austräge  sich  doch  nur  als  Nothbehelf  erwiesen 
hatten,'-'’)  kam  man  auf  das  früher  von  Desiderius  vorgeschlagene 
Verfahren  zurück,  indem  man  die  beiderseitigen  Ansprüche 
innerhalb  grösserer  Gebietstheile  Stadt  für  Stadt  zum  Ausgleich 
brachte:  Pai)st  Paul  berichtete  in  einem  Briefe,  welcher  in  der 
zweijährigen  Frist  von  Ende  764  bis  Ende  766  entstanden  ist, 
an  Pippin,  dass  in  Benevent  und  Toscana  die  Regelung  durch- 
gefiihrt,  im  Herzogthum  Spoleto  im  Gange  sei  und  hier  ein 
baldiges  Ende  erwarten  lasse; '•'’)  und  Stephan  III.,  welcher 
769  oder  770  Karl  und  Karlmann  ein  Verzeichniss  der  noch 
ausstehendeu  Gerechtsame  übeiTeicht  hatte,’-")  erklärte  dem 


Paul  beruft  sich  der  Ablengnuiig  des  Desiderius  gegenüber  auf 
dis  Zeuguiss  fränkisdier  Gessndten.  dass  die  Laugobarden  in  Siuigaglia 
gnd  in  dein  campanischen  Valentis  „wie  die  Heiden  gehaust  habeu* 
(Epp,  III,  .'■.2.3»!)— '>2412). 

'“)  Pippin  musste  den  Papst  ermahnen,  Frieden  mit  dem  Langobarden- 
Kiinig  zu  halten,  wie  Paul  sagt  (Epp.  III,  5512),  fu^itemui  in  jmeis  dilectione 
mm  DesUlerio  Lanijnharilomm  rege  ronrergare  shuteninuii, 

*^)  Wir  hören  z.  B.  vou  einer  Verhandlung  zwischen  Langobarden 
und  den  Einwohnern  der  Fünf-Städte  über  die  Rückgabe  eiitfiemdeter  Vieh- 
heerden  (Epp.  III,  54lsj_ss;  I’raelnli  rienique  »lissi  rejitri  in  noefri  prae- 
ttniia  evm  Lniujohnriloniui  miesi»  ner  nun  et  J'entiipolfiuiium  nc  singulnrvm 
«ualrarunt  ririttifum  liominihn.“  ad»i»lenlai,  conjiruhatio  roram  ein  facta  est 
4e  kabitis  inter  utranquc  pnrten  aliquibus  jmtitiin,  ritielicet  de  lieculiin  inter 
partes  rentitntiei  und  zugleich  von  einer  andern  erst  in  Aussicht  genommenen 
•her  Stadtgemarkungen  und  Patrimonien  (Epp.  III,  54I41 — 542s:  ut  nontri 
ac  »ingubinim  «os/rorum  ciritatiim  misni  ad  Heniderinm  Lanipihardurytm 
regem  mm  rentrin  jrrmjredi  debeant  minsin,  ui  in  euriiin  atque  prnedkti  reijis 
praeseati«  pro  eindem  finibun  uc  pntrimoniin  cmninrohntiu  fiat  nobinque  omnia 
jtuta  paeli  serie.m  rentitunntur). 

'-''*)  Epp.  III,  54Si37-4i:  de  partihun  lienerentanin  atque  TuncanennibuH 
et  ferimu»  et  ad  rirem  nontran  rerepimun;  nam  et  lU  dwatu  Spoletiiiu,  nuntrin 
rel  Lantp}hardurum  ininHin  illw;  ailliur  ejcintenten,  ex  parte  jmtiiiaa  fecimun 
K recepimun;  ned  et  relitiua»,  quae  rcniaiiHerunt,  inudin  umnibun  pteninsime 
inter  parten  farere  Student. 

t“)  Der  Papst  bittet  um  Wiederboisehaffuug  der  vollständigen  Ge- 
rechtsame secundum  rapitulare,  quod  vobis  per  praesenies  restros  fidelissitnos 
missos  direximus  (Epp.  III,  55U3«). 
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Franken-König  Karl,  dass  eine  mit  der  Beischaffung  der  päpst- 
lichen Patrimonien  im  Beneventanischen  betraute  fränkische 
Gesandtschaft  sich  ihres  Auftrags  zu  seiner  höchsten  Zufrieden- 
heit entledigt  habe,'-'*)  und  bekannte  schliesslich,  dass  er  alle 
Gerechtsame  des  heiligen  Petrus  von  Desiderius  durchaus  voll- 
ständig und  unverkürzt  erhalten  habe.'-’^') 

Also:  obgleich  die  hochtönenden  Worte,  mit  welchen 

Stephan  II.  die  Erweiterung  des  päpstlichen  Bereichs  um  neue 
Städte  und  Landschaften  bei  Pippin  beantragt  hatte,  in  den 
Bitten  und  Beschwerden  der  folgenden  Päpste  Paul  I., 
Constantin  II.  und  Stephan  III.  nicht  verschwinden,''**)  sind  sie 
doch  in  ihrem  Inhalt  bescheidener  geworden:  sie  haben  seit 


’■’*)  Der  um  seiner  Leistungen  willen  liochgclobte  Hcvollmäclitigto 
Karls,  jtro  ej-gerjur.iitliii  facienilüiijue  Jmlitiia  entsandt,  ist  in  Rom  eilige- 
troffen  und,  wie  Stephan  meldet  (Epp.  111,  .'»fiJsj)  i'lieo  partes  Hetieventaui 
proftetus  rst  ilucalm  pro  reiolUyendo  illis  in  partihus  situm  patrimonitim. 

*■'’)  Stephan  schreibt  im  .lahre  "71  an  Karl  (Epp.  III,  SOTss);  omnes 
jusliliaii  heati  Petri  ab  eo  / Desiderio/  plenius  et  in  inteyro  suseepimus; 
vgl.  Annales  Sancti  Amandi,  Laurcshamenses.  Moscllani,  Chron.  Moiss. 
(8.S,  I,  i:i.  30;  XVI,  106;  I,  205):  et  hoe  anno  [Ti<t]  domna  Herta  fuit  in 
Italia  proptcr  filiam  Desiderii  et  redditae  sunt  eiritates  plurimae,  Haneti 
Petri.  Indessen  wahrscheinlicher  ist,  da.ss  cs  sich  nur  um  ein  Vcrsprecheu 
des  Desiderius  handelte,  dass  der  l’apst  mithin  der  Furcht  vor  dem  damals 
in  Rom  anwesenden  T.angoharden-König  und  der  Willfährigkeit  gegen 
Bertrada  und  Karl,  der  zur  Zeit  Schwiegersohn  des  Desiderius  war,  seine 
Einsicht  zum  Opfer  brachte;  vgl.  Hadrians  gegen  den  Laugoharden-König 
erhobene  .Viischuldigung:  er  habe  Stephan  UI.  nicht  gehalten,  i/itnr  ei  in 
eorjnu  heati  Petri  jurejurando  promisit  [fro  juslitiis  sanctae  Dei  eiviesiae 
faeiendis  (Liher  pont,  I,  4«7ii— is)  und  die  Zusicherung  der  Gesandten  des 
Desiderius  i/uod  eorum  rer  et  omnes  Justitias,  i/uas  antefato  dotniio  Stephano 
papae  non  f'eeerni,  eidem  /nraeripHo  jumti/nd  et  summu  pastori  jirr/ieeret 
(ibidem  p.  -e). 

'“■}  Abgesehen  von  den  schon  angeführten  Stellen  erscheinen  die  ple- 
nariae.  Justitiae  bei  l’aiil  p.  5126.  526io,  hei  Stephan  III.  p.  550as.  ss.  die 
perfeeta  plenariaqtie  Justitia  bei  Paul  p.  520ia;  dem  entspricht  es,  dass  die 
perfecta  oder  ampliata  oder  amplissima  liheratio,  redemptio,  cxaltatio  der 
heiligen  Kirche  Gottes  angestreht  winl  von  raul  p.  ölGs.  .52021.  52sas. 
53528.  54326.  .55»9,  von  Constantin  11.  p.  64927,  von  .Stephan  III.  p.  56:42s 
oder  plenissinia  salus  et  redetnptio  von  l’aul  p.  Ölest,  dass  es  sich  für  l’anl 
darum  handelt,  die  Kirche  perfectitis  liberare  oder  redimere  p.  5202t.  52842. 
53632.  ö45st. 
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dem  Jabre  760  nur  noch  die  genauere  Feststellung  des  päpst- 
lichen Bereichs  zum  Gegenstände  und  sind  in  dieser  Bedeutung 
mit  dem  allgemeinen  Versprechen  Pippins  auch  nach  des  Königs 
Auffassung  in  Einklang  zu  bringen. 

Hatte  die  Verschwägerung  zwischen  dem  langobardischeii 
und  fränkischen  Königshanse,  zu  welcher  Karl  unter  dem 
Einfluss  seiner  Mutter  Bertrada  trotz  des  Wuthausbruchs 
Stephans  III. geschritten  war,  schwer  auf  dem  PajjStthum 
gelastet,  so  hob  sich  der  Druck,  als  Karl  seine  langobardische 
Gemahlin  etwa  nach  Jahresfrist  verstiess  und  gleichzeitig 
(771  Dec.  4)  die  Alleinherrschaft  im  Franken-Reiche  überkam 
durch  den  Tod  seines  Bruders  Karlmann,  dessen  Wittwe  sich 
mit  ihren  Söhnen  zu  dem  schwer  beleidigten  Desiderius  begab. 

Dieser  Umschwung  traf  ungefähr  mit  einem  Papst  Wechsel 
zusammen,  welcher  in  Hadrian  I.  einen  klugen  und  entschlossenen 
Oberhirten  zur  Herrschaft  brachte.  Ihn  suchte  Desiderius 
zunächst  durch  Vereprechungen  für  sich  zu  gewinnen;  da  aber 
ein  Faustpfand  für  die  Fügsamkeit  des  Papstes  sicherer  zum 
Ziele  zu  führen  schien,  so  besetzte  er  auch  Faenza,  Feirara, 
Comacchio  und  andere  päpstliche  Städte,  um  Hadrian  zu  nütbigen, 
angeblich  nur  mit  ihm  zusammenzukommen,  in  Wahrheit  die 
Sühne  Karlmanns  zu  Franken-Königen  zu  salben.  Der  Papst, 
welcher  wider  die  langobardische  Parthei  in  Rom  auf  den 
apostolischen  Stuhl  gelangt  war,  verfügte  dagegen  die  Fest- 
nahme ihres  Führers,  des  auf  dem  Wege  zu  Desiderius  befind- 
lichen Paul  Afiarfa  in  Rimini  durch  den  Erzbischof  Leo  von 
Raveuna  und  überlieferte  ihn  damit  dem  Henker,  den  Leo,  w'ie 
es  heisst,  eigenmächtig  seines  Amtes  walten  Hess."*’)  Da 


Als  der  Papst  von  der  geplanten  Familienverbindung  erfuhr,  eiferte 
er  in  geradezu  unanständiger  Weise  gegen  solche  .Verrücktheit“ : die  Lango- 
barden sind  in  seinen  Augen  gar  kein  Volk,  sondern  eine  stinkende  LUgen- 
bmt,  »-eiche  unzweifelhaft  den  Aussatz  in  die  Welt  gebracht  habe  und 
einen  Karolinger  nur  verunreinigen  könne  (luUn  ile^ipieiitia  . . . <p<otl  rtslra 
lirueclara  Francorum  ijeim  . . . j>erfi'l<ie  . . . ac  foelenfinsimue  Laiiyoburdurum 
ijtnti  juMuatur,  quae  in  numero  yentium  ncquaquam  rompulatur,  de  cujus 
natione  ei  leprosoram  ijenus  oriri  certum  est : Kpp.  llt,  561ii_u;  vgl. 

Xenes  Archiv  XVIU,  657  Antn.  1). 

"»)  Liber  pont.  I.  487— 4U-2. 

Oandlacb,  KnUlebung  dei  KlrobcoatMtot.  4 
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Desiderius  zuletzt  Rom  selber  bedrolite,  so  wandte  sich  Hadrian 
an  Karl  unter  Berufung  auf  das  von  ihm  und  seinem  Vater 
abgegebene  Versprechen  und  bat  um  Hilfe;  und  so  gern  der 
Franken- König,  mit  dem  Kriege  gegen  die  Sachsen  beschäftigt, 
eines  Eingreifens  überhoben  gewesen  wäre  — er  bot  dem  I>an- 
gobarden-König  tür  die  vollständige  Befriedigung  der  päpstlichen 
Ansprüche"*')  14  000  Schillinge  — , musste  er  bei  der  hart- 
näckigen Weigerung  des  Desiderius  mit  Heeresmacht  nach 
Italien  ziehen  und  mit  Waft'engewalt  den  Langobarden-König 
unterwerfen  (774). 

Noch  ehe  Desiderius  dem  anrückenden  fränkischen  Heere 
bei  den  Alpenpässen  eutgegentrat,  ergaben  sich  eine  Anzahl 
angesehener  Spoletiner  und  Reatiner  dem  Papste,  indem  sie 
ihm  und  dem  heiligen  Petrus  Treue  schworen  und  sich  zu 
Römern  scheeren  Hessen;"’''-)  als  dann  Desiderius  nach  Pavia 
zurückweichen  musste,  gaben  alle  in  die  Heimath  zurückkehreuden 
Spoletiner  dem  Papste  die  Bitte  zu  erkennen,  sie  als  Unter- 
thanen  des  heiligen  Petrus  anzunehmen,"**;  und  Hadrian  will- 
fahrte ihnen  und  bestellte  ihnen  den  Hildebrand  zum  Herzog."**) 


**')  Der  Biograph  Hadrians  gielit  an.  dass  sieh  die  Forderung  des 
Papstes  nicht  bloss  auf  die  Ziirnckstellung  der  besetzten  päpstlichen  Städte, 
sondeni  auch  anf  plemirins  beati  1‘etri  jimtilias  bezogen  bäte  (Liber  potit. 
1,  -löSis.  2s-  -totss). 

'*®)  et  lieatini,  aliiiiiiinii  eorum  hIiUh  personae,  aiifeipmai 

Desiekritis  seu  Lanijolmrilorum  ejus  exerrilus  ad  clustu  peiyerent,  Uli  ad 
healuni  1‘elrum  coiifiu/ium  ftu-ientes  praedirta  sanctissimo  Adriam>  papae  sc 
Iradideraiit  et  in  fide  ipsius  priiidpis  apastolorum  tUijue  praeilicti  saiictusimi 
puiitificis  Juranies,  mure  Humtmorum  tonsorali  sunt;  Liber  pont.  I,  4'.iäsi_s-. 

Liber  pont.  I.  tOGi.a:  ul  eos  in  sercitio  hctili  Petri  sanelaerpie 

Romantte  eceksiae  suscijteret  et  more  Romanorum  lomorari  faeeret. 

'**)  Der  Biograph  Hadrians  setzt  hinzu:  Et  ita  T)e.o  annurnle  prae- 
dictum  ducutum  Spolitinum  generaliter  suo  eerlumine  isdem  praccipuus 
imniifex  sut>  jure  et  putestate  beati  Petri  subjiujarit  (Liber  pont.  I,  4‘.lös.  9). 
Die  Absicht  hervoizukehren,  dass  der  Papst  ohne  Zuthun  des  Franken- 
Königs  (sHO  eerlumine)  in  den  Besitz  des  Herzogthums  .Spoleto  gekommen, 
ist  unverkennbar  und  wichtig  für  das  Vorständniss  iler  nachfolgenden 
Kntwickelung. 
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Ihrem  Vorgang  lolgteii  dann  noch  die  Einwohner  von  Fermo, 
Osinio,  Ancona  und  (,'ittä  di  Castello."”) 

AVälirend  die  Belagerung  Pavias  noch  andauerte,  erschien 
der  Franken-König  mit  grossem  Gefolge  zur  höchsten  Ueher- 
raschung  des  Papstes"*^)  in  Koni,  um  hier  das  Osterfest  des 
Jahres  774  zu  feiern.  .Mit  denselben  Einen  emiifangeii,  welche 
früher  dem  Exarchen  erwiesen  zu  werden  pflegten,  bat  Karl 
den  Papst,  die  Stadt  zur  Verrichtung  seiner  Gebete  betreteu 
zu  dürfen,  und  nachdem  er  ihn  am  (Jrabe  des  heiligen  Petrus 
seiner  dienstwilligen  Gesinnung  versichert  und  von  ihm  eine 
entsprechende  Versicherung  empfangen  hatte,"*')  betrat  er  ftom 
und  erneuerte  dann  in  der  Peterskirche  auf  die  Bitte  Hadrians 
die  Versprechungsurkunde,  welche  einst  Pippin  in  hatte 

ausstellen  lassen."*'*) 


Sed  et  umiiat  hahitatoree.  tum  iluciitm  Firmiiiii,  Auximiwi  et  Aii- 
eoHitaiii  Dimuhjue  et  ile  eantello  Felieitiitin,  et  ipsi  dum  a etuKiii  LaiiijolKtritorum 
fuijieuteji  rrremi  nuiit,  ad  yriiefatum  aam  tinsimum  jinntifieein  culicurreiites,  ejue 
«<r  ler  heatUwliiii  tradiderunt,  praextittxjue  saeTumeidii  in  /ide  et  serritio  beati 
Petri  atfjue  ejutt  r«;arö',  antefati  almifiri  Adriani  jtajufej  micre.ji.iarumyue  yittt 
puidificum  tideliter  permaimuroii,  more  JUomanuram  toneorati  eunt  : Liber  poiit. 
I,  41*6  9 — 13. 

'**)  iliuirian  war,  wie  sciu  Biograph  sagt  (Liber  pont.  I,  4062»  , qtwd 
SK  rejieiile  ipse  Frnneurum  adrenisset  re,.c,  in  mw/no  stupore  et  txliui  dedw  tus. 

'""J  Das  ist  das  Wesen  des  reehtlich  noch  nicht  fassbaren  .Liebes- 
uud  Freundsch.iftsbuudes",  welchen  Pippin  mit  dem  Nachfolger  Petri  — 
wahrscheinlich  als  Grundvertrag  schon  mit  Zacharias:  s.  unten  — ge- 
schlossen hatte  und  Karl  nur  erneuerte;  als  dieser  später  Leu  111.  gegen- 
über den  laebes-  und  Freundschaftshund  genauer  präcisirtc  (a.  unten J,  war 
er  offenbar  nicht  unbeeinflusst  von  iler  Kntwickelung,  welche  inzwischen  das 
Heebtsverbältniss  des  Papstthums  zum  fräukischen  Kunigthum  durchlaufen 
— Dass  die  Zusicherung  Karls  774  eine  ei  Hiebe  gewesen  sei,  wie 
Ulan  nach  den  Worteu  des  Jiadrian-liiograplien  annehmen  muss  (srj<e<pie 
mutuo  )Kr  sacramenlum  munkntes;  Uber  pont.  I,  41*724  1,  bestreitet  Martens 
(Beleuchtung  der  neuesten  Coutroverseu  S.  20.  21)  mit  liecht;  denn  au 
allen  Stellen,  wo  Hadrian  auf  diese  Zusicherung  zu  sprechen  kommt,  ist 
nirgends  von  einem  Schwur  die  Rede. 

"**)  S.  oben  .Vum.  121.  lladriau  kommt  dem  Wortlaut  iler  Ver- 
sprechungsurkunde am  nächsten,  als  er  ausgangs  775  Karl  iiu  seine  in  Korn 
><4  abgegebene  Krkläruug  eriunert,  dass  er  mit  seinem  Heere  so  viel 
Mühsal  nur  erduldet  habe  pro  justitiis  beati  Petri  exitjendis  et  exaltatione 
sanctae  Üei  ecclaiiae  per/kienda  et  nostrum  securitulem  ampliare  eertantes 
(Epp.  111,  58l2j_27j. 

4* 
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Es  hätte  ohne  Frage  am  nächsten  gelegen,  statt  der  Ver- 
sprechungsurkunde Pippins  die  nach  dein  zweiten  Paveser 
Frieden  aiisgefertigte  Schenkungsurkunde  zu  bestätigen  und 
zu  dem  darin  verbrieften  päpstlichen  Besitzstände  diejenigen 
Städte  und  Landschaften  hinzuzufiigen,  um  welche  er  sieh 
seitdem  vermehrt  hatte,  wie  Spoleto  u.  s.  w.,  wofern  Karl  sie 
als  rechtmässig  erw’orben  anerkannte;  aber  einerseits  war  der 
Franken-König  offenbar  nicht  geneigt,  bei  der  Kürze  seines 
Aufenthaltes  in  Rom  sich  darüber  in  Untersuchungen  einzulassen, 
andererseits  war  dem  Papste  das  allgemeine  Versprechen 
Pippins,  die  Römische  Kirche  zu  vertheidigen  und  die  Gerecht- 
same des  seligen  Petrus  wiederbeizuschaffen,  werthvoller  als 
eine  bestimmte  und  beschränkte  Schenkung,  weil  ihm  damit  die 
bisherigen  Xeuerwerbungen  nicht  aberkannt  und  weitere  nicht 
abgeschnitten  wurden****):  solange  die  eigene  Auffassung  des 
Königs  wie  des  Papstes  unerörtert  blieb  — und  eine  uner- 
quickliche Auseinandersetzung  vermied  man  in  der  österlichen 
Festwoche  ohne  Zweifel  mit  Absicht  — , war  es  also  damals 
beiden  Theilen  am  genehmsten,  dass  Karl  die  Versprechungs- 
nrkunde  Pippins  bestätigte  und  die  Ausführung  sich  für  siiätere 
Zeit  vorbehielt. 

Die  Römische  Auffassung  vertritt  der  Biograph  Hadrians, 
indem  er  berichtet:  „Karl  gewährte  dem  heiligen  Petrus  die- 
selben Städte  und  liandschaften  [wie  Pippin]  und  gelobte  sie 
dem  genannten  Papst  zu  übergeben  mittels  einer  bestimmten 
Grenzlinie,  wie  sie  ausweislich  der  Schenkung  verläuft  und  in 
sich  begreift  von  Luni  einschliesslich  der  Insel  Corsica  nach 
Sarzana,  dann  nach  dem  Laeisa-Pass  bez.  Berceto,  hierauf 
Parma,  Reggio,  Mantua  und  Monselice  und  zugleich  auch  den 
ganzen  Exarchat  von  Ravenna,  wie  er  seit  Alters  war;  ferner 


'*"J  Die  Besorgiii.ss  Hadrians,  da.ss  der  Franken-Kiinig  den  im  Zu- 
sammenbruch des  Langobardeu-Reiches  so  ergiebigen  Fisebzug  Petri  ver- 
eiteln und  sofort  den  Krtrag,  vor  allem  das  Herzogthum  Spoleto,  an  sich 
nehmen  konnte,  spricht  deutlich  aus  den  schon  angezogenen  Worten,  mit 
welchen  der  überraschte  Papst  von  dem  Biographen  bezeichnet  wird:  in 
miujno  sliijiore  et  ejetaii  tU'ludm! 
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die  Provinzen  Venetien  und  Istrien;  endlich  das  gesammte 
Herzogt  hum  Spoleto  und  Benevent*^.''") 


Caruhts  . . . cunces.iit  eamkm  ciritatex  et  lerritoria  heato  Petro  emque 
praefulo  poiitifici  contraiii  spojumflit  per  ilexiyniituvi  con/itiium,  sicut  in'eadem 
limationem  continerc  inonxlralur,  id  est  a Luiiis  cum  in.sula  Vorsiea,  deinde  in 
Snrtano,  deinde  in  monte  liardune  id  ext  in  Vercito,  ileinde  in  Parma,  (leinde 
t«  Bti/io  et  exinde  in  Mantua  atque  Monte  tiilicix  ximulque  et  unieerxum 
miirhatum  llarennantium,  sicut  antiijuitus  erat,  atque  prorincias  Venetiarum 
et  iMria,  necnon  et  cunctum  ducatum  Spuliliniim  seu  Henerentanum : Liber 
pont.  I,  49Sn-«. 

Ob  dieses  umfassende  und  bestimmte  ScbenktingsTersprechen  Karls 
echt  ist  oder  nicht,  das  ist  die  t’ardinalfrage  in  dem  Streit  über  die 
Schenkungen  der  Karolinger  an  die  Päpste;  denn  da  Karl  im  Falle  der 
Echtheit  die  Urkunde  seines  Vaters  lediglich  bestätigt  hat,  so  bat  schon 
Fippiit  dasselbe  umfassende  und  bestimmte  Versprechen  abgegeben  und  in 
den  Zuwendungen  ans  Anlass  des  ersten  und  zweiten  Paveser  Friedens  und 
der  Thronbesteigung  des  Desiderins  nur  Abschliigszahlungen  geleistet  unge- 
achtet seines  eidlichen  und  urkundlichen  Versprechens,  obgleich  er  das 
tisuze  zn  leisten  imstande  war,  dann  sind  aber  auch  alle  ungefähr  gleich- 
leitigen  Xachrichteu.  welche  die  Allgemeinheit  des  urkundlichen  Versprechens 
hfiengen,  in  ihrer  Allgemeinheit  fehlerhaft  und  werden  berichtigt  durch  die 
Angabe  des  unzweifelhaft  partheilichen  Biographen  Hadrians,  welche  erst 
zwanzig  Jahie  nach  der  Urkunde  Pippins  entstanden  ist.  Aber,  von  diesen 
äfhaerwiegenden,  methodischen  Bedenken  ganz  zu  geschwoigen,  man  braucht 
nur  Torausznsetzen,  dass  Pippin  und  Karl,  wie  herrschsiiehtig  sie  immer 
gewesen  sein  mögen,  nicht  ruchlos  mit  ihren  dem  heiligen  Petrus  geleisteten 
Eiden  gespielt  haben,  und  man  kann  nicht  umhin,  sich  gegen  die  Echtheit 
der  Angabe  des  Hadrian-Biographen  zu  entscheiden;  denn  nach  ihm  (Liber 
pont.  I,  40g«5  hat  auch  Karl  sub  terribile  sacramentu  zur  Ausführung  seines 
amfassendeu  und  bestimmten  Schenkungsversprechens  sich  verpflichtet,  und 
dennoch  ist  des  Königs  ganzes  Verfahren  gegen  Hadrian  bis  zum  Jahre 
"i".  778,  wie  noch  darzulegea  ist,  ein  Hohn  auf  diese  beeidigte  V'erheissung. 
So  hat  denn  auch,  nachdem  Ficker  1869  in  seinen  „Forschungen  zur  Reichs- 
nnd  Rechtsgeschichte  Italiens“  II.  .ISO— 350  die  V’ertrauenswUrdigkeit  des 
Biographen  zu  rechtfertigen  versucht  hatte,  die  deutsche  Geschichtsforschung 
unter  Führung  Heinrich  v.  Sjbcls  seit  1880  („Die  Schenkungen  der  Karo- 
linger an  die  Päpste“,  Abdruck  aus  der  „Historischen  Zeitschrift*  in  von 
Sybels  „Kleine  historische  Schriften“  III,  65  ff.)  die  Nachricht  über  Karls 
Schenkungsverfprechen  als  gefälscht  oder  doch  als  verfälscht  angesehen,  bis 
kürzlich  (1893)  Paul  Kehr  in  dem  Aufsatz  „Die  sogenannte  Karolingische 
•Schenkung  von  774*  (Historische  Zeitschrift  LXX.  385 — 441)  die  Echtheit 
verfochten  und  damit  fast  allgemein  Anklang  gefunden  hat  (s.  oben  Anm.  4). 
Ohne  auf  die  ältere  Litteratur  anders  als  gelegentlich  eingehen  zn  können. 
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So  wenig  conc  in  die  Aiisdrueksweise  ist,  der  Umfang  der 
päpstlichen  Ansiiriiclie  wird  doch  klar,  und  ihre  im  (irnnde 
einheitliche  Unterlage  kann  nicht  verkannt  worden. 


glaube  ich  hier  wenigstens  in  Kürze  nicinen  Stamlpnnkt  zn  der  neuesten 
Wendung  kennzoiclinen  zu  sollen. 

Kehr  hat  anfs  neue  bewie.seu,  was  vor  ihm  schon  Schefter-Hoiehorst 
(Mittheilungen  des  Instituts  tür  öslerreichisehe  Oesehichtsforsehung  V, 
19S — 200)  gezeigt  und  auch  Diuhesiie  (Liber  )iont.  I p.  fCXXXVI  ans- 
gesproelien  hat,  dass  die  fragliche  .Stelle  der  Vita  Hadriani  wirklich  im 
Jahre  774  uiedergeschriebeu  ist.  ,\ber  damit  ist  noch  keineswegs  erwiesen, 
dass  Karl  in  der  That  versprochen  hat,  was  der  liiograph  Liadrians  damals 
niedei schrieb;  Kehr  selber  gient  ja  zu  .S.  429):  ,Ks  ist  immerhin  denkbar, 
dass  der  Autor  die  wahre  Pippiuisch-Karolinische  1‘iomissio  unterschlug 
und  an  ihre  .Stelle  eine  Fälschung  unterschob,  oder  dass  er  ebenso  wie  Karl 
selbst  durch  ein  keckes  Kalsifieat  aus  der  Zeit  Stephans  II.  . , . getäuscht 
wurde“  — den  zweiten  Gedanken  hat  .\dolf  Schaube  anfgegiitl'en  und  in  der 
Historischen  Zeitschrift  LXXII.  lUd— 212  weiter  ausgesponnen,  um  zu  einer, 
wie  jetzt  allgemein  anerkannt  sein  dürfte  (vgl.  llovc  S.  19ä  und  .Sackur 
S.  38H',  unannehmbaren  „Verständigung  über  das  .Scbcnkungsversprechen 
von  t^uierzy  und  Kom“  zu  gelangen  — ; Kehr  bezeichnet  freilich  .sogleich 
die  angedcutete  Möglichkeit  als  „unwahrscheinlich“,  und  da  ja  Hadrian  den 
Franken-König  77,’>  daran  erinnert,  dass  er  das  Herzogthuin  Spoleto  per- 
sönlich (774)  dem  heiligen  Petrus  dargehracht  habe,  da  ferner  das  Ver- 
sprechen Pippin.s  auch  noch  andeie  Landschaften  zu  umfassen  scheint,  da 
endlich  die  Briefe  Hadrians  an  Karl  aus  den  Jahren  774  bis  770  von  .Vor- 
würfen und  Klagen*  erfüllt  sind,  so  entscheidet  er  sich  nicht  bloss  für  die 
Echtheit  des  von  Karl  774  in  Rom  beurkundeten  Versprechens,  wie  es  von 
dem  Biographen  Hadrians  überliefert  wird,  sondern  auch  für  den  gleichen 
Wortlaut  der  damit  nur  bestätigten  l'rkutide  Pippitis,  welche  er  nach  dem 
Vorgänge  Ditclicsties  (Liber  potit.  1 p.  CG.XLH)  als  „Ecetitualversprecheti“, 
das  Latigobarden- Reich  durch  die  attfgctiotutttettp  Gretizlinic  zwischen  Franken- 
König  und  Papst  zu  thcileti,  charakterisirt. 

Diese  Anschauung  scliätzt  Pijipitt  titid  Karl  doch  recht  ttiedtig  ein; 
denn  es  heisst  nicht  klug,  geschweige  iletiti  staatstnätinisch  verlahren,  das 
Fell  des  Bären  schon  zu  theilcn,  ehe  er  erlogt  ist;  und  ganz  unwahr- 
scheinlich ist  ausserdettt  die  Annahme,  dass  bereits  Pippin  die  .Vitfhebung 
des  langobardischen  Königreichs  ins  .Vuge  gefasst  habett  soll;  so  sehr  schon 
solche  i-llgemeitictt  reberlegungen  gegeti  die  Schlussfolgerung  Kehrs  sich 
wenden,  sie  wird  im  eitizelneti  durch  eitie  Kritik  seiner  lieweisgründc 
vereitelt. 

Wäre  die  von  Kehr  gar  nicht  erklärte  Grenzlinie  politischer  .\rt  — 
Sackur  hat  sic  allerdings  als  solche  tmchzuweiseti  gesucht,  aber  von 
Kehr  (Göttingische  gelehrte  Anzeigen  IS9.'>  I,  091— 710)  citie  sachlich  be- 
gründete ZurUckweisittig  erfahren  — , so  liessc  sich  ilcr  Thcilungsplatt  immer 
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Auf  Benevent  hatte  einst  schon  Stephan  II.  begehrliche 
Blicke  gerichtet,  indem  er  bei  dem  Kmporkommen  des  Desiderius 


noth  liÄrep;  sic  ist  aber,  wie  oben  dargetliun  wird,  einzig  aus  der  kircb- 
licben  Verfassung  Italiens  zu  begreifen,  und  das  deutet  doch  schon  darauf 
kin.  dass  sie  und  damit  der  ganze  Tbeilungsplan  in  der  Riiniisclien  t'urie 
ohne  Zuthun  der  fränkischen  Könige  ausgeheckt  worden  ist. 

Wenn  dann  Kehr  behauptet  (.S.  440):  .Wer  die  Correspondenz  Hadrians 
B»ch  dem  ,)nni  77t  aufmerksam  liest,  wird  aus  Karls  Verhalten  leicht  eine 
Mischung  von  Feindseligkeit  und  schlechtem  Gewissen  gegen  den  Papst 
berauslesen* : welch  einen  unheimlichen  .Scharfblick  zeigt  er  da.  das  aus  den 
nicht  vorhandenen  Briefen  Karls  herauszulescu;  denn  es  sind  uns  doch 
nnr  die  Schriftstücke  der  Gegenparthei  erhalten! 

l'nd  die  Ansprüche  Hadrians  auf  Spoleto  und  auf  andere  Lande 
Italiens  als  die  von  Pippin  7öB  und  757  geschenkten  lassen  sich,  wie  oben 
geschehen,  durch  .eine  die  gesammte  rebcrlieferung  noch  einmal  prüfende 
Erwägung“,  welche  Kehr  selber  (S.  429)  für  entscheidend  hält,  aber  gleich- 
wohl nicht  angestellt  hat.  in  dem  llaasse  als  der  Curie  nahe  liegend  er- 
klären. dass  sie  nach  der  Beseitigung  des  Desiderius  und  seines  Hauses 
lia  Jahre  774  in  einem  Programm  zusammengefasst  wunlen:  nicht  anders 
nämlich  kam.  da  die  An.sprüche  der  Curie  nicht  rechtlich  begründet  waren, 
der  in  der  Biographie  Hadrians  angegebene  Inhalt  der  Versprechungsurkuude 
Karls  bezeichnet  worden. 

Die  Stelle  ist  also  nach  meiner  Auffassung  objectiv  allerdings  eine 
Fälschung,  insofern  der  Bericht  des  Biographen  sieh  nicht  mi.  dem  deckt,  was 
Karl  in  seiner  Crkunde  wirklich  versprochen  hat.  sondern  ohne  weiteres  angiebt, 
in  welcher  Weise  man  in  Rom  Karls  Versprechen  auszudeuten  und  auszu- 
keuteii  sich  veranlasst  sab,  aber  subjectiv  jedenfalls  uicht  in  dem  Grade,  dass  die 
Stelle  bez.  die  mit  ihr  übereinstimmende  Urkunde,  wie  Kehr  (S.  428)  sich  das 
nur  denken  konnte,  .augefertigt  wäre  in  der  Absicht,  dem  König  Karl  im  April 
774  vorgelegt  zu  werden“,  sondern  höchstens  in  der  Absicht,  das  Urtheil 
der  Nachwelt  in  einem  der  Curie  günstigen  Sinne  zu  beeinflussen  — vgl. 
das  Urtheil  Weilands  (Zeitschrift  für  Kirchenrecht  XVII,  385),  .dass  die 
Tendenz  des  Berichtes,  wie  er  jetzt  in  der  Vita  Hadriani  vorliegt,  die  war, 
die  territoriale  Politik  Hadrians  und  seiner  nächsten  Vorgänger  den 
kommenden  Geschlechtern  aufzubewahren“ : — ich  halte  mithin,  um  in  dem 
Sprachgebrauch  des  Strafrechts  zu  reden,  dolus  nur  als  dolus  eventualis  für 
vorliegend. 

Während  meine  Ansicht  auch  der  Curie  gerecht  wird,  bemühen  sich 
die  Vertreter  der  Gegenansicht,  Duchesne,  Kehr  und  Sackur,  vergebens,  die 
fränkischen  Könige  von  ihrem  Eidbruch  zu  reinigen.  Duchesne  spricht 
(p.  UCXLlj  davon,  dass  der  gewissenhafte  Karl  nicht  etwa  seinen  Schwur 
verletzt,  sondern  nur  die  Erfüllung  seines  Versprechens  hinausgeschoben 
habe,  bis  der  Papst  selber  einsah.  dass  eine  beschränkte  Ausführung  des 
Versprechens  besser  sei  als  die  umfassende;  Kehr,  welcher  (.S.  43tj  den 
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dem  Franken-Köniff  anzeigte,  dass  alle  Beneventaner  sich  ihm 
mittelbar  durch  den  Papst  zu  commendiren  wünschten;  da  aber 
Pippin  diesem  Wunsche  kein  Gehör  gegeben  zu  haben  scheint,''') 
so  bleibt  für  Benevent  nur  die  Metropolitangewalt  Roms  als 
Grundlage  des  päpstlichen  Anspruchs  zur  Zeit  Hadrians  anzu- 
nehmen übrig. 

Anders  verhält  es  sich  mit  Spoleto.  Nachdem  schon 
Stephan  II.  das  Herzogthum,  welches  sich  gleichfalls  aus 
Suffragansprengeln  Roms  zusammensetzte,  kurze  Zeit  als  unter- 
thäniges  Gebiet  behenscht  hatte,'"'-)  glaubte  es  Hadrian  aus 
eigener  Kraft  dem  weltlichen  Machtbereich  des  heiligen  Petrus 


Satz  uufstellt,  dass  mit  dam  von  ihm  sohenannten  „Eveiitnalvorsprechen“ 
Pippin  sich  noch  nicht  zu  den  die  Theiluiig  des  Laiigobardeu-Keichs  be- 
gründenden Eroberungen  verpflichtet  habe,  unterscheidet  sehr  fein  angesichts 
der  Thatsache,  dass  Karl  wenige  Wochen,  nachdem  er  Rom  verlassen,  sich 
zum  König  der  Langobarden  und  damit  zum  Rechtsnachfolger  des  nationalen 
Herrschers  machte,  (8.  43S».  440):  „Es  war  nicht  eigentlich  ein  Urueh  des 
Versprechens  von  Quierzy,  aber  thatsächlich  kam  es  doch  darauf  hinaus“ ; 
und  Sackur,  welcher  nach  der  Beseitigung  des  Desiderius  „den  politiseh- 
langobardi.schon  Gedanken“  in  Karl  plötzlich  übermächtig  werden  lässt, 
erklärt  gar  bezüglich  der  Eidesleistung  Karls  (S.  420):  „Das  alles  hat 
keinen  grösseren  Werth  als  den  einer  formalen  Cereinonie  gehabt  . . . . 
Wenn  Karl  der  Grosse  auch  in  noch  so  feierlicher  Form  das  Versprechen 
des  Vaters  bekräftigte,  so  folgte  noch  nicht,  dass  er  selbst  es  zur  .\us- 
führung  brachte,  wenn  die  politische  Lage  es  nicht  erlaubte  oder 
es  ihm  unbeiiuem  war“.  Kein  Zeitgenosse  hat  Karl  ins  Herz  schauen 
können,  geschweige  denn  dass  ein  Bericht  über  einen  solchen  Einblick  über- 
liefert wäre;  aber  soviel  darf  doch,  wie  auch  z.  B.  Weiland  (Zeitschrift  für 
Kirchenrecht  XVII,  37»)  urtheilt,  als  wahrscheinlich  gelten,  dass  der  überall 
durchgreifende  Franken-König,  unfähig  den  durch  Verstossung  der  Tochter 
tief  gekränkten  Desiderius  gütlich  zur  Befriedigung  des  Papstes  zu  be- 
stimmen, schon  bei  dem  Einmarsch  in  Italien  entschlossen  war,  einen  Tod- 
feind zu  stürzen,  dessen  V'orgänger  die  fränkischen  Waffen  zweimal  zum 
Einschreiten  in  Italien  genöthigt  batte,  und  dass  Karl  mindestens  schon  zu 
Ostern  774  wusste,  welch  ein  Schicksal  er  dem  Langobarden -König  und 
-Reich  bereiten  wollte,  dessen  völlige  Unterwerfung  damals  nur  noch  eine 
Frage  der  Zeit  war  und  auch  mit  dem  Fall  Pavias  binnen  acht  Wochen 
erfolgte:  — und  in  diesem  Bewusstsein  soll  er  dem  Papste  eine  Schenkung 
zugeschworeu  haben,  welche  das  Langohardeu-Reich  zu  einem  Schatten  seiner 
selbst  machte,  den  Siegespreis  fast  völlig  entwerthete? ! 

*"')  S.  oben  S,  44. 

'•^)  S.  oben  S.  45. 
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zun"ickgewonncn  zu  haben er  meinte  deshalb,  sicli  einer 
Bestätigung  seitens  des  Franken-Königs  um  so  eher  versehen 
zu  dürfen,  als  dieser  ja  nicht  bloss  den  Besitzstand  des  heiligen 
Petrus  gewährleistet,  sondern  auch  die  Wiederbeischaffung  der 
verlorenen  Gerechtsame  verheissen  hatte. i'‘‘) 

Auch  die  beiden  nordöstlichen  Kirchenprovinzen  Italiens, 
von  welchen  Grado  zu  Anfang  des  achten  Jahrhunderts  die 
noch  byzantinisch  gebliebenen  Gebiete,  die  Halbinsel  Istnen 
und  das  Gebiet  der  Lidi  und  Lagunen,  unter  dem  Namen 


S.  oben  Anm.  164. 

'**)  Diese  Meinung  Hadrian»  wird  belegt  durch  seine  775  an  Karl  ge- 
richtete Aenssernng:  et  ipsum  S/ioleUnum  tluciilum  von  liratvettttililrr  offeruiKtis 
ftrotectori  resiro  beato  Petro  (Epp.  III.  SSlsi)-  welche  ebenso  bestimmt  klingt 
wie  770  die  über  Cittit  di  C^stello  und  andere  Erwerbungen:  fyuac  heato 
Petro  principe  apontuUirum  n reetra  exceUentia  pro  miimae  restriie  mercnle 
ofrrtae  sunt  (p.  5.SSss.  ss).  Wenn  man  jedoch  bedenkt,  das.»  auch  .Stephan  II. 
and  seine  Nachfolger  die  von  Pippin  gewährlei.steten  jmtitiue  heati  Petri  in 
pkmtritie  jnstitiae  umzudeuten  versuchten  (s.  oben  Anm.  138)  und  dass  der 
liiograph  Hadrians  dem  Langobarden -König  gegenüber  genau  denselben 
Ton  anschlägt  (s.  oben  Anm.  161),  so  wird  man  über  die  wahre  Bedeutung 
dieser  Aeu.sserung  nicht  im  Zweifel  sein,  zumal  doch  das  unbestimmte  offerre 
gewählt  ist,  welche»  in  Hadrians  Zeit  da»  nicht  vollzogene  Schenken  be- 
deutet (vgl.  die  oben  Anm.  121  angeführte  Stelle  p.  57‘Js  und  als  Er- 
läuterung de»  auf  Spoleto  bezüglichen  offerre  in  demselben  Brief  die  Bitte 
Hadrians:  ui  nosiram  <leprerationem  de  pruedirtu  iifflictione  et  prueiiunumilum 
Spoletinum  ducatum  eelerius  effectui  muncipetis:  p.  581si.  sj,  und  überall 
da.  wo  es  unter  Ausschluss  jedes  Missverständnisses  .schenken“  heissen 
»oll.  verstärkt  wird;  man  beachte  Hadrians  Ausdruck  bezüglich  der  von 
Pippin  geschenkten  Städte  Faeiiza.  Ferrara,  Comacchio  u.  s.  w. : quae  eanclac 
mmorine  geiutor  tuus  et  tu  ipee  beato  Petro  eoncemiiiitiii  atijue  of’f'erui  st  in 
i^Epp.  III.  .580». t'  und  genau  entsprechend  die  Wendung  des  Biographen 
Hadrians;  qme  mnetae  memoriae  Pippimi.t  rex  et  ejus  filii  Curulus  ett'urulo- 
mannus  . . . beato  Petro  concedentes  offeruerunt  (Liber  pont,  I.  488»—»); 
daher  ist  selbst  an  denjenigen  Stellen,  wo  Hadrian  die  l'rkunde  Karls  von 
774  fictiv  als  Schenkung  bezeichnet,  doch  immer  angegeben,  dass  es  sich  nur 
um  etwas  versprochenes  handelt:  quue  beulo  Petro  , . . per  tunm  ' donationrm 
of ferenda  spopondisti  (K/iniyt/ere  (Epp.  111,  57äi5.  zi)  und  quae  beato  Petro 
per  reslrum  'donatiotiem'  offeren  da  promisistis  adimplcre  (p.  577as.  3»). 
Dagegen  ist  allerdings  das  einfache  Substantiv  oldatio  in  dem  Sinne  von 
Schenkung  dem  Sprachgebrauch  eines  päpstlichen  Kanzleibearaten,  des  von 
mir  für  die  Zeit  von  etwa  779  bis  791  im  Neuen  Archiv  XVII.  539—545 
nachgewieseneu  Dictators  eigenthnmlich  (s.  weiter  unten). 
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Venetipii  umfasste,  während  Aquileja  das  langobardisch  gewordene 
Hinterland,  die  spätere  Mark  Verona  und  Friaul,  unter 
sich  hatte,  standen  in  kirchlicher  Abhängigkeit  von  Rom;'"’) 
denn  die  Bischöfe  dieser  Provinzen  wurden  zwai-  nicht  in  Rom 
consecrirt,  sondern  von  ihren  eigenen  Metropoliten;'’'’)  aber  diese 
ninssten  bei  der  Palliumverleihung  ohne  Zweifel  dem  Papste 
Unterwürfigkeit  geloben''')  und  beide  waren  gehalten  kraft 
ihres  Gelöbnisses  der  päpstlichen  Entscheidung  über  die  Aus- 
dehnung ihres  Bereiches  sich  zu  lügen und  mit  ihren  Sutlra- 
ganen  der  Einberufung  zu  Synoden  nach  Rom  Folge  zu  leisten.''") 
Ueberdies  wird  die  Obergewalt  der  Römischen  Kirche  über 
Venetien  und  Istrien"*')  von  dem  Patriarchen  Johannes  von 


'”’)  Die  einschlägigen  Schriftstücke  habe  ich  unter  dem  Titel  .Kpistolae 
Langobardicae  collectae-  ini  III.  Kpistolae-Iiande  p.  ijOl  — 715  zusniniucn- 
gostellt. 

Gregor  III.  spricht  um  741  zu  dem  Patriarchen  Antonimis  von 
Gradl»  von  den  Itischiifen  (jui  hhIi  Ina  ordinal ionf  coim'iiltwl  (Kpp.  III.  70‘.i4', 
und  Stephan  III.  schreitet  auf  die  Klage  des  Bischofs  Johannes  von  Grado 
gegen  die  Bischöfe  Istriens  ein,  welche  unter  dem  Schutz  der  ins  Land  ge- 
drungenen Langobarden  sich  der  Consecrationsgewait  ihres  l’atriarehen  ent- 
zogen und  untereinander  die  Weihe  erthcilt  haben  (ep.  19.  20.21;  p.  7t2äS-Ji. 
7 14i»_23.  71ÖSS.  st). 

‘^)  Diese  Pflicht  bringt  Gregor  II.  dem  Patriarchen  Serenu.s  723  (vgl. 
ep.  8.  9:  p.  G98 — 700J  und  Gregor  III.  dem  Patriarchen  Calistus  von 
Aquileja  731 — 733  A-gl.  ep.  15:  p.  707.  70s)  in  Erinnerung. 

''S)  S.  ep.  8.  9.  14.  15:  p.  098  — 700.  704  — 708.  Die  Gründe,  aus 

welchen  Karl  Kodenberg  das  mangelhaft  überlieferte  14,  Schriftstück  p.  723 
tür  unecht  erklärt  nat.  können  nicht  als  zureichend  angesehen  werden,  vor 
allem  darum  nicht,  weil  auch  er  den  wesentlichen  Inhalt  nicht  beanstanden 
will.  Dasselbe  gilt  von  Wilhelm  Jlej’cr,  welcher  in  seinem  Aufsatz  «Die 
Spaltung  des  Patriarchats  Aquileja*  (.Vbhaudlungen  der  Königlichen  Gesell- 
schalt der  Wissenschaften  zu  Göttingen.  Phil.-hist.  Klasse,  Neue  Folge 
Bd.  II.  Nr.  0,  Berlin  1898)  S.  10  ff.  und  31  das  Schriftstück  bespiochen 
hat;  übrigens  hat  W.  Lcnel  ^Deutsche  Litteraturzeitung  XIX,  1107.  08) 
seinejvoii  Meyers  abweichende  Auffassung  der  ganzen  Frage  darzulegcu  sich 
Vorbehalten. 

*'”)  Vgl.  ep.  13.  14.  17:  p.  703 — 709. 

*”")  Wahrend  der  geographische  Begriff  Istrien  klar  ist.  kann  Venetien 
nicht  auf  den  in  byzantinischer  Gewalt  verbliebenen  Theil  — vermuthlich 
zuletzt  nur  noch  die  Lagunen  der  Stadt  Venedig  allein  ^p.  713s2.  ss)  — 
beschränkt  werden,  es  muss  auch  das  Venetien  unseres  heutigen  Sprach- 
gebrauchs mit  umfassen. 
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(irailo  aiisdriicklirh  anerkannt'’*')  und  von  den  Päpsten  als  so 
selbstverständlich  bet  rächtet,'’'^-')  dass  srlion  Stephan  III.  das 
Schutz  versprechen  Pipi»ins  und  seiner  Söhne  auch  auf  diese 
Lande  erstreckte.'’*') 


Der  Patriarch  beginnt  sein  Sclireihen  (ep.  lU)  mit  den  Worten: 
.Si  Olimen  ciiftilti  ra)>itis  no-itro  itfnis  ixiieroil  virtu/i  nnsiru  otlore 

(amatur  xuiiri(nUn,  iirr  sic  iligtie  lauiitx  et  iirtiliax  refrrre  v<tleremux  efiectihux 
iiptutijici  iKi'ilnir  ilomiiiationix  de  tut  aijoiiihus,  i/utie  diifiuiU  exti»  pro  tuUux 
ppuU  eonxidiitioue  iiostrtoptr  xatufe  ttupetidrre  (p.  "1^4—7):  unti  von  der 

xiotela  lionuiiia  ecciexia  .sai^t  er:  qtine  prima  ext  daminira  uoxlra  (p.  713«^). 
Itie  kirchliche  Hoheit,  welche  der  Papst  iihte.  wandelte  sich,  sobald  die 
bvzantinisehe  (Ihii^keit  matl^esetzt  war,  mittels  der  Fürsorge,  welche  dem 
fast  herrenlosen  Lande  von  Koin  ans  gewidmet  wurde,  wie  anderwärts  so 
auch  hier  leicht  in  weltliche  Herrschaft  um. 

Auf  Venelien  und  Istrien  gehen  die  Worte  Uregors  III.  ipiae 
Mvxlra  xuiil  con/iniu  fp.  TOäsi)  in  dem  von  Kodenberg  zu  I'nrecht  ange- 
iweifelten  Schriftstück;  s.  .\nm.  175. 

'''■‘I  Dabei  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  Stephan  III.  das 
nicht  auf  (irund  des  Worllaut.s  der  von  Pippin  ausgestellten  Ver.sprechungs- 
urkunde  thut,  sondern  infolge  einer  Deduction,  ähnlich  derjenigen,  auf  Grund 
welcher  Stephan  II.  einst  die  ihm  von  Desiderins  verheissenen  Städte  und 
Gebiete  als  .vollständige  Gerechtsame“"  St.  Peters  bei  Pippin  in  Anspruch 
genommen  hatte  fs.  oben  S.  -131.  Stephan  III.  erklärt  allerdings  dem 
Patriarchen  Johannes  — wohlgemerkt  nicht  dem  fränkischen  Könige!  — : 
iii  Hoxtro  piirlo  ejenerati,  ipiod  inler  Ilvmunox.  Fruiicox  et  lAtngohardiix  dig- 
«'M  ilur  /erueenixxe,  et  ipxa  rrxlra  Ixtriurum  jtroriiiciu  einistat  exxe  mn/irmntu  atepie 
aiiAe.ca  ximidipie  et  Venetiarum  jtroriiicia  (p.  715je_si).  und  versichert  weiter: 
ihi  fidelex  Iteafi  l*etri  xtadaerunt  wl  xerrieadum  jurejuntnilo  heato  Petro 
apjxtotorum  itrincipi  et  ejux  ommlnix  licariix,  <pii  in  xede  ipxiux  apndoliea 
usgut  in  /iiiem  xeciiti  sixxitri  eruid,  in  xeriplix  eonluirrmit  promixxioiiem,  ut 
xieid  haue  iwxtram  liomanorum  prorinriam  et  exarvhntum  Uiireniintiiim  et 
ipxnm  giKXfue  rextram  prorincitim  pari  mmlo  ah  inimieorum  opprexxionihnx 
xeuiper  defendei-e  prixurent  (p.  715i6-3oP,  aber  in  dem  Paveser  Frieden, 
welcher  mit  dem  partum  generale  gemeint  ist,  kann  .\istulph  gemäss  des 
allgemein  gehaltenen  eidlichen  und  mkundlichen  Versprechens  Pippins  und 
»einer  Söhne  — wie  zaghaft  ist  auf  sie  mit  der  Hezeichnung  tideUx  xanrtt 
Petri  hingedeutet'  — nur  verpilichtot  worden  sein,  wie  jede  andere  Eroberung. 
»0  auch  Istrien  aufzugeben,  das  in  iler  Tbat  schon  damals  den  Langobarden 
zur  Heute  gefallen  zu  sein  scheint  (vgl.  die  Nachricht  im  C’hronicon  Saler- 
uitauum  c.  g:  SS.  III,  471.  auf  welche  S.aekur  aufmerksam  gemacht  hat: 
Per  idrm  teinpnx  Kathiciux  liomanornm  patrieinx  xe  AgxUdfo  tradidit  ximul- 
'pie  (’oii.iaeluni  atipie  Pn'rariam  xeii  et  Ixtriain  piignando  iditinnil);  es  ist  bei 
der  Genauigkeit,  mit  welcher  der  lüograph  Stephan»  11.  über  ilcn  zneiten 
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Wenn  Rom  die  Provinzen  Grado  und  Aquileja  durch  ilire 
Patriarchen  heheri’schte,  so  übte  es  über  die  Provinz  Ravenna 
eine  unmittelbare,  die  einzelnen  Bischöfe  erfassende  Metroiwlitan- 
gewalt  aus;  denn  der  Pajist  verpflichtete,  wie  schon  ausgeführt 
ist,"*^)  jeden  Bischof  nicht  bloss  im  byzantinischen,  sondern  auch 
im  langobardischen  Bereich  bei  der  lediglich  in  Rom  erhält- 
lichen Consecration  durch  drei  Urkunden  und  säumte  gelegentlich 
nicht,  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  zu  seinen  Gunsten  zu  fordei-n. 
Während  nun  der  Exarchat  und  die  Pentapolis  schon  nach  dem 
ersten  Paveser  Frieden  dem  Papste  geschenkt,  seinem  welt- 
lichen Herrschaftsgebiet  angegliedert  waren,  wünschte  man 
nunmehr,  ihm  auch  die  übrigen  Suflragansprengel  Ravennas 
hinzugefügt  zu  sehen:  denn  die  vielumstrittene  Grenzlinie  von 
Luni  bis  Monselice  ist  nichts  anderes  als  die  damalige  Nord- 
grenze der  Kirchenprovinz  Ravenna.''*^’’) 


l'aveser  Frieden  lieridit  erstattet,  vollkommen  aiisgescliloasen.  dass  danials 
Kcliün  Istrien  und  Venetieu  dem  Papste  geschenkt  worden  wären.  Hat  es 
sich  aber  als  päpstliche  Tiadition  herausgebildct,  (jebietc,  iilicr  welche  Koin 
kirchliche  (Jewalt  übte  und  weltliche  gewann,  als  durch  das  Versprechen 
Pippins  und  seiner  Söhne  dem  heiligen  Petrus  gewährleistet  anr.nsehen, 
dann  kann  cs  auch  nicht  Wnnder  nehmen,  dass  Hadrian  das  Herzogthuiu 
.Spoleto  von  Karl  dem  heiligen  Petrus  .dargebracht“  wähnte. 

'«)  S.  oben  S.  4—6. 

J.  K.  Th.  tViltsch  (Handbuch  der  kirchlichen  Geographie  und 
Statistik  I,  Ilerlin  1S46,  ,S.  86.  87)  führt  freilich  unter  den  Suffragaustüblen 
Ravennas  auch  Piacenza  auf,  welches  durch  die  Grenzlinie  ausgeschlossen 
wird ; aber  die  in  den  Annales  ecclesiastici  abgedrnckte  Constitution 
Valeutinians  III.  vom  Jahre  432,  auf  welche  er  sich  dafür  beruft,  wird  von 
Haronius  selber  (Ausgabe  von  Augustin  Tbeiner  VII.  428—430)  als 
Fälschung  dargethan.  Demgemäss  sagt  denn  auch  Jacob  Nehcr  (Kirchliche 
Geographie  und  Statistik  von  Italien,  Sp.anien,  Portugal  und  Frankreich. 
Regensburg  1864,  .S.  24U,  nachdem  er  S.  8‘J  die  falsche  Auffassung  vor- 
getrageif:  .Den  ersten  bekannten  Hischof  von  Piacenza  treffen  wir  im 
.labre  381  auf  dem  Conciliuui  Aiiuilejensc:  er  stand  unter  Mailand;  von 
Innocenz  III.  wurde  der  Sitz  der  Metropole  Ravenna  unterstellt“,  und 
entsprechend  äu.ssert  sich  auch  der  neueste  Geschichtsschreiber  Piacenzas 
F.  Giarelli  (Storia  di  Piacenza  I,  Piacenza  188S),  p.  43).  Die  einzige 
beweiskräftige  Unterschrift  eines  Bischofs  vou  Piacenza  vor  dem  Jahre  774, 
welche  ich  habe  ermitteln  können,  ist  die  des  Bischofs  Majoriauus  in  der 
451  an  den  Papst  Leo  gerichteten  Kpistola  sjnodica  des  Bischofs  Eusebius 
von  Mailand  (Mansi,  Conc.  VI,  143).  \Va.s  Mantua  betrifft,  das  von  der 
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In  der  hochgespannten  Erwartung  zur  Zeit  der  Abführung 
des  Langobarden-Königs  Desidcrius  und  seiner  Gemahlin  nach 
dem  Franken-Reiche"**)  glaubte  man  also  in  Rom  von  dem 
Franken  - Könige  eine  Anftheilung  des  Langobarden  - Staates 
zwischen  Karl  und  Hadrian  erhoffen  zu  dürfen,  und  zwar  die 
Umgestaltung  des  mittelbaren  und  unmittelbaren  päpstlichen 
iletropolitangebietes,  sow'eit  es  in  den  Händen  der  Langobarden 
gewesen  war  oder  damals  noch  war,"*^)  in  einen  weltlichen 
Machtbereich  des  Papstthums:  so  verstand  man  damals  in  Rom 
die  von  dem  Franken-König  gewährleistete  „Beischaffung  der 
Gerechtsame  des  heiligen  Petrus“.'**) 


Grenilinie  zu  Itavenna  gezogen  wir<l.  so  ist  cs  zwar  ein  Suffraganstuhl  von 
Aquileja  gewesen  (vgl.  Neher  S.  286);  es  ist  imlesscii  im  Jahre  774  noch 
gar  liein  Bisthum,  sondern  wahrscheinlich  erst  im  Jahre  805  dazu  erhoben 
nnd  dann  zu  Aquileja  geschlagen  worden ; jedenfalls  spricht  Leo  Ul.  in 
einem  seiner  Briefe  au  Karl  den  Grossen  (cp.  5:  Jaffg,  Bihliotheca  rer. 
tienn.  III,  .321)  davon,  dass  bei  seiner  Anwesenheit  in  Aachen  805  die 
Provinz  Aquileja  geordnet  worden  ist  (in  .Jq«!.’'  pahiliv  nohiscum  i>raeri<U«IU 
it  Aiiuilejense  ecclesia,  relut  una.  qmu  nuam  tietUm  huheret).  Demnach  wird 
der  erste  Bischof,  Georg,  von  Gams  (Serics  episcoporum  p.  704)  etwa 
(>04—808  angesetzt. 

“<)  Damit  schliesst  der  erste  Theii  der  Vita  Hadriani  (Liber  pont.  I, 
499s),  und  damit  ist  auch  der  Zeitpunkt  seiner  Abfassung  gegeben,  wie 
Kehr  genauer  au.sgeführt  hat. 

**7)  Beide  Bedingungen  treffen  auch  auf  das  der  Grenzbestimmung 
«geschlossene  Corsica  zu;  denn  von  dem  Papste  Sisinnius  (708)  überliefert 
sein  Biograph  (Liber  pont.  I,  8884);  Fecil  autem  ejiiscopitm  in  in.tiila  (’oraiea 
SS«»;  und  Dove  hat  in  den  Münchener  Sitzungsberichten  1804  S.  210 
wahrscheinlich  gemacht,  dass  der  Langoharden-Künig  Liudpraud  die  Insel 
besetzt  habe. 

'*■)  Da  meine  Auffassung  neu  ist.  dass  der  Biograph  Hadrians  nicht 
den  Wortlaut  der  von  Karl  bestätigten  Versprechungsurkunde  Pippins 
ingiebt,  soudem  gleich  die  Wünsche  der  Curie  vorträgt  — am  nächsten 
kommt  mir  noch  Weiland,  welcher  (Zeitschrift  für  Kircheurecht  XVII,  325 
[vgl,  XXII,  189])  den  Bericht  charakterisirt  als, den  getreuen  Spiegel  dessen, 
»as  Hadrian  und  seine  Umgebung  erstrebt  haben“;  aber  er  lässt  den  Be- 
richt erst  „nach  dem  Tode  Hadrians“  entstanden  sein  — , so  muss  ich  des 
Einwandes  gewärtig  sein,  dass  ein  Verfahren,  wie  ich  es  dem  Biographen 
Hadrians  zuschreibe,  jedes  Beispiels  ermangele.  Das  ist  aber  nicht  der  Kall. 
Bne  überaus  werthvolle  Analogie  liefert  die  Flugschrift  eines  österreichischen 
üeiitlichen  über  die  Wahl  Lothars  im  Jahre  1125;  denn  unmittelbar  nach 
dtm  geschilderten  Hergang  verfasst,  wie  der  Bericht  in  der  Biographie 
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Karl  hatte  eine  ganz  andere  Versitelluug  von  der  Trag- 
weite seines  beurkiiiideten  Versprecheiis  und  braelite  sie 
sehonungslos  zur  Geltung,  indem  er  Hadrian  zunächst  mit  allen 
übertriebenen  Ansiirüehen  kläglich  seheitern  und  obenein  die 
königliche  Ungnade  in  vollem  3Iaasse  fühlen  Hess. 

Den  Versuch  Hadrians,  die  jiäpstliche  Macht  über  das  noch 
zuletzt  langobardische  Tnscien  bis  an  die  Nordgrenze  der 
Kavennatischen  Kircheniirovinz  anszndehuen,  scheint  Karl  znrück- 
gewiesen  zu  haben,  indem  er  die  wahrscheinlich  im  Einver- 
ständniss  mit  dem  Papste  stehenden  Bischöfe  von  Pisa,  Lucca 
und  Reggio  ans  ihren  Sprengelu  entfernte."^) 

Der  Franken-König  war  aber  auch  nicht  gewillt,  die  Er- 
werbungen, welche  Hadrian  beim  Zusammenbruch  des  Lango- 
barden-Reichs  gemacht  hatte,'**')  als  rechtmässige  anzuerkennen : 
er  nöthigte  den  Papst,  den  Herzog  Hildebrand  von  Spoleto  ans 
seinem  Dienst  in  den  fränkischen  zu  entlassen  und  damit  das 
Herzogthum  aufzugeben,"")  und  Hess  dem  Befehlshaber  Raginald 
von  Chiusi  freie  Haud  gegen  das  päpstlich  gewordene  Cittä  di 
Castello,  ohne  auf  die  Beschwerden  Hadrians  zu  hören.'**-) 


Hadrians,  giebt  sie  nicht  — das  bat  Emil  Eriedberg  in  seinem  Aufsatz 
,Die  Narratio  de  electione  Lotbarii“  (Forscbimgen  zur  deutschen  Utv 
scbichte  VIII,  75 — 80)  bewiesen  — über  das  neugeregelte  Verhiiltniss 
zwischen  Staat  und  Kirche  die  Wahrheit,  die  der  Wirklichkeit  entsprechenden 
I’Hichten  und  Handlungen  Lothars  an,  sondern  die  Wünsche  der  kirchlichen 
l’arthei,  wie  sie  namentlich  der  Erzbi.schof  Konrad  von  Salzburg,  der  Metro- 
polit des  Verfassers,  vertrat. 

Wir  liBren  nur  davon,  da.ss  Hadrian  iin  Ausgang  des  .lahres  774 
den  Eranken-Küiiig  bittet,  ut  tjilKcujM.i  illua,  id  eul  ririlutit  l’Ushnu'  .seit 
Luiiiiiiw  d lltyii),  ad  jirajirian  sahs  at'jna  ccclcsias  ct  jdelns  eis  iviinitissas 
ahsolrere  jahealis  rtenleiiduiu  (p.  57031—33);  da  aber  Karl  schwerlich  wegen 
eines  kirchlichen  Vergebens  gegen  die  liischiife  eingesebritten  ist  und  der 
Papst  sic  in  Schutz  nimmt,  so  dürfte  der  oben  angenommene  Zusamnienbang 
statthaft  sein. 

S.  oben  S.  5o.  51. 

**‘)  Vgl.  die  beiden  liriefe  Hadrians  N.  .5ii.  57:  p.  5so — 583. 

"'"1  \’g|.  ep.  58:  p.  583.  584.  Als  Karl  775.  770  in  Italien  weilte, 
Hess  er  Raginald  ungeachtet  der  Heschuldigungeu  Hadrians  (p.  58-.*2.3_ 31) 
unbehelligt;  s.  .Abel-Simson,  Jahrbücher  1.  240.  Die  übrigen  piipstlicben 
Erwerbungen  werden  in  den  Hriefen  Hadrians  an  Karl  nicht  genannt;  ibieli 
ist  es  wahrsebeinlich,  dass  Karl  mit  ihnen  ebenso  verfahren  ist  wie  mit 
.Spoleto  und  Cittä  di  Castello. 
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Ja.  Kail  tjestäti"ie  dem  Papste  so<far  nicht  einmal  die- 
jenigen Gebiete,  welche  einst  Pippin  der  Kömischen  Kirche 
urkundlich  übertragen  hatte:  den  Exarchat  vun  Ravenna,  sondern 
Hess  den  Erzbischof  Leo  von  Ravenna  zu  dem  Beweise  zu, 
(lass  sein  Vorgänger  Sergius,  der  Zeitgenosse  Stephans  II., 
Gewalt  darüber  besessen,'*'')  und  sprach  dann  die  Gebiete  in 
einer  berechneten,  Hadrian  auf  das  tiefste  kränkenden”*^)  Frei- 
gebigkeit dem  Erzbischof  zu,”*'’“)  welcher  sie  bis  zu  seinem  Tode 
(777  Februar  14.)  inne  gehabt  hat. 

Dazu  kam,  dass  der  König  dem  brennenden  Verlangen 
Hadrians  gegenüber,  der  auf  schleunige  Erfüllung  dos  ihm  ge- 
gebenen Versprechens  drang,'****)  nicht  bloss  kühl  abweisend 
sich  verhielt,  sondern  selbst,  als  er  77.i  776  nach  Italien  kam, 
nach  Rom  zu  gehen  vermied '**■)  und  unter  anderm  den  Ge- 
sandten Hadrians  wegen  unehrerbietiger  Aeusserungen  fest- 


Die  Kiivennatische  Auffassung  hat  Agnellus  bewahrt,  imlem  er  von 
Sergius  rühmt  (c.  16a:  SS.  rer.  Lang.  p.  äSOss-Si):  hjitur  jwlicarit  isle 
u /inibu»  Pminti  tot  um  Penlapolim  ei  uu/pie  ad  Tmciam  et  usque  ad 
UeMsam  IV’«/n«i  vehäi  ejcnrchus:  sic  omnia  disjuinebat,  ut  soliti  su)it  modo 
Uomnui  fartre. 

Der  begünstigte  Nebenbuhler  wird  von  Hadriau  „Schurke* 
(nrpkarius  p.  öOSes)  genannt;  es  heisst  von  ihm:  „Bezüglich  der  Städte 
Imola  und  Bologna  aber  behauptet  die  Canaille“  (in-ofani:at  dii-eiis  p.  öTTsoL 

Nach  Leos  Behauptung,  welche  der  erbittert«  Hadrian  dem  Franken- 
König  meldet  (p.  568i2_u  , hat  der  Krzbischof  den  Flxarchat  gerade  in  dem 
von  der  Rümi-chen  Curie  vergebens  erstrebten  rmfang;  sieiU  anliquilm 
erat,  erhalten,  nämlich  neben  Ravenna  Bobio,  Cesena,  Forlimpopoli,  Forli, 
F aenza,  Imola,  Bologna,  Ferrara  und  Comacchio  — an  anderen  Stellen 
Werden  noch  Gabello  'p.  5772s.  57y.as)  und  ein  Trihmialus  iteriimis  genannter 
Bezirk  (p.  579<z)  hinzugefügt  — , zusammen  mit  der  Pentapolis,  in  welcher 
er  jedoch  keinen  festen  Fass  fassen  kann.  Fis  half  Hadrian  nichts,  dass  er 
den  Rechtsanspruch  I^eos  widerlegte  und  dagegen  deu  seinigeu  als  besser 
be-gründet  geltend  machte  (p.  5683« — 56‘Js). 

Man  vergleiche:  omnia,  quae  beatu  I'etra  . . . puUicili  eslis,  ad 
'fferfuui  perdurere  matiirnle  (p.  57is.  »);  ad  impleiidis,  quac  ei  puUieiti 
fstis,  properare  (p.  574io.  ii);  eelucifer  ea.  quae  hailo  l’eiru  . . . spo- 
pusdisti,  tidimplere  p.  576|9.  21);  celeriter  cos  omnia  per/ici,  quae  eidem 
apostoio  . . . spO])ondislis  p.  57.">3o.  Sl);  cuitiia  a cobis  beatu  l’riru  promi.tsa 
relociter  effectui  mancipaitda  (p.  577io.  ul. 

V’gl.  .Vbel-.Simson,  Jahrbücher  I,  258, 
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uelinien  Hess'*)  und  zwei  Jlänner,  welclie  gegen  Hadrian  sich 
vergangen  hatten,  in  Elinni  bei  sich  behielt.'*) 

Diese  Mittel  verfehlten  denn  auch  ihre  \^'irkuug  nicht; 
nach  einigen  Jahren  des  Aergers  und  Grolls  gab  Hadrian  klein 
bei,  indem  er  imMaiT78  mit  dem  zaghaften  Wunsche,  dass  Karl 
dem  gegen  den  heiligen  Petrus  so  freigebigen  Kaiser  Constantin 
ähnlich  werden  möge,-"')  unter  Vorlegung  beweiskräftiger  Ur- 

'*■)  Kpp.  III,  57322-28. 

>*•)  Kpp.  III.  673i_9. 

Kpp.  III,  6S7s_ij;  sicu!  Iniijnirihwi  henti  Silrmlri  limmini puntifirin 
a siiiii  tuc  rinjr<l<itiuuin  jiiinsimo  Oiimtaiilhio,  maijiiii  iitijicriitore,  y«r  t/ujf 
ItmiilntnH  Hnmtii  Hei  rnl/ioliea  et  aiioxfolica  Hoiiiiwa  ikritln  ntque 

rj-iiltiita  esl  tt  jinteglntem  in  liis  Jltv/nrinc  jinriihus  litri/iri  ilifiHtilu*.  ita  et 
in  hix  rexlris  l’elieixximix  tcmjiorihux  <il<jue  nuxlris  xmnta  Hei  ercleoöi,  iii 
ext  beati  Petri  njmstoli,  ijerntinet  ntijue  rjrxütet  et  iimitliuM  quam  amjilitui 
ejaltatn  iiermaueat.  — lii  der  Streitfrage  über  da»  Constitutum  Constantiul, 
da»  am  besten  von  Karl  Zeumer  in  der  mit  Heinrich  Brunner  gemeiimchaft- 
lichen  Arbeit  .Die  Constantiiii.scbe  Sdietikungsurkunde",  Berlin  tSSS  (Sonder- 
abdruck aus  der  ,.Fe»tgabe  für  Rudolf  von  Gneist”),  8.  47—59  Iierausgegeben 
ist  — die  neue  Litteratur  verieicbnet  Kdgar  Loeuiug  in  der  Historischen 
Zeitschrift  LXV’,  193  Aum.  1 — halte  ich  es  für  ausgemacht,  dass  da» 
Constitutum  in  den  Jahren  774 — 77i!  gefälscht  ist,  zu  der  Zeit,  als  in  Rom 
die  Hoffnungen  auf  eine  umfassende  Verwirklichung  des  Papststaates  am 
hiichsteu  gingen  und  von  Karl  immer  mehr  getäuscht  wurden,  dass  Hadrian 
mit  dem  oben  berührten  Briefe  an  Karl  778  auf  die  gefälschte  I'rkunde 
Bezug  nimmt,  sie  ihm  aber  nicht  vorlegt.  Ich  stimme  im  wesentlichen  mit 
l/teuing  überein,  dem  ja  auch  J.  Langen  in  der  Historiseben  Zeitschrift  H 
413  nahe  kommt,  ohne  mich  von  Scheffer-Boichorsts  AutfassungtMittheilungeu 
des  Instituts  für  österreichische  Geschichtsforschung  X.  XI)  eigentlich  zu 
entfernen;  denn  sind,  wie  Scheffer-Boichorst  dargethan  hat,  die  bezeichnenden 
Wendungen  des  Constitutum  der  päpstlichen  Kanzlei  in  dem  Jahrzehnt  von 
757  bis  767  eigen,  dann  kann  natürlich  ein  päpstlicher  Kanzleibeamter  da.s 
Constitutum  auch  in  der  von  mir  angenommenen  Zeit  verlässt  haben.  Ich 
sehe  die  Xothwendigkeit  nicht  ein,  die  Angabe  des  Constitutum  über  die 
Kaiserkrone  mit  den  Kaiserkrönungen  der  Karolinger  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten de»  neunten  Jahrhunderts  inZusammenbang  zu  bringen,  wie  es  Weiland 
in  der  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  XXII,  209,  Brunner  a.  a.  O.  S.  23 — 34 
und  Lamprecht  in  der  Schrift  .Die  Römische  Frage  von  Pippin  bis  auf 
Kaiser  Ludwig  den  Frommen“  ,S.  119 — 123  thun.  Wenn  insbesondere  Brunner 
8.  25  fragt:  „Was  in  aller  Welt  mag  »ich  der  Fälscher  gedacht  haben,  als 
er  die  Bestimmung  aufnabm,  dass  der  Papst  Constantins  Krone  tragen  solle, 
während  er  den  Kaiser  gleich  bemerken  lässt,  dass  der  Papst  sie  nicht  tragen 
wolle  V“  so  scheint  mir  die  Antwort  darauf  sehr  nahe  zu  liegen.  Obschon 
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künden  nur  darum  bat,  der  Römischen  Kirche  wiederzuver- 
schaffen, was  ihr  von  Kaisern.  Patriciern  und  anderen  gottes- 
(nrchtigcn  Männern  in  Tuscien,  Spoleto,  Beneveiit,  Corsica  und 
in  der  Sabina  geschenkt  und  von  den  Langobarden  entrissen 
norden  war. 

Da  der  Exarchat  niclit  grw’ähnt  wird,  aber  gleichwohl 
später  nachweislich  unter  päpstlicher  Botmässigkeit  stellt,^") 


der  Papst  ja  nicht  die  Krone  Onstantiiis  trä);t , sondern  aus  geistlicher 
Pietät  das  Phrygium,  so  soll  es  doch  das  Wahrzeichen  nicht  einer  geringeren 
als  der  kaiserlichen  tiewalt  über  die  I.ateran-Pt'alz  und  die  Gebiete  der 
Stadt  Rom,  Italiens  und  des  .\bendlandes  sein,  welche  t'onstantin  der 
Komischen  Kirche  geschenkt  hat;  und  diese  Auffassung  linde  ich  sogar  aus- 
drücklich bestätigt  in  den  Worten  (1.  261 — 263  der  Ausgabe  Zeumers):  Ad 
imilatiuHfm  imperii  nostri,  uiidf  ul  non  puiilifii'tiliii  apeic  rilfsent,  sed  magis 
amplius  quam  terreni  imperii  diijnita«  d qloriae  poleiitia  ikeurdur;  damit 
soll  offenbar  dem  Franken-König  zu  verstehen  gegeben  werden;  was  der 
Kaiser  verfügt  habe,  das  dürfe  er  uicht  ändern' 

Im  Jahre  783  beantragt  Hadrian  bei  Karl  die  Auslieferung  zweier 
Beamten,  welche  in  ihrem  Amtsbezirk  zu  Ravenna  gewaltthätig  geschaltet 
haben,  behufs  Aburtheilnng,  quatenun,  so  sagt  er  p.  6OO44  — Güia,  qui  atjxtni 
talia  iniifua  nlque  perrersn,  per  eoH  emendriilur,  et  inlihata  oblatio,  quae  a 
Kandat  reemrdnt ionin  genitorifi  redri,  domni  Pippini,  mtnjni  reyiHf  allata  et 
restris  praefuUjidis  reyalee  manibm  in  amfeesione  beati  1‘dri,  ekieiyeri  reyni 
caebirum.  offerta  alque  nimirum  eonfirmata  sunt,  im-oneussa  d inmai'ula  in 
fternum  permanennt.  Weil  Hadrian  die  Gerichtsbarkeit  über  Ravennatische 
Beamte  beansprucht  auf  Grund  der  von  Karl  in  Rom  bestätigten  Oblations- 
urknnde  Pippins,  so  hat  er  vermnthlich,  nachdem  er  sich  der  Auffassung  Karls 
über  die  Tragweite  der  Urkunde  von  774  gefügt  hatte,  den  durch  den  Tod  des 
Erzbischofs  Leo  erledigten  Exarchat  zunächst  ohne  besondere  Beurkundung 
erhalten,  bis  Karl  Ostern  781  in  Rom  erschien  und  die  Oblationsurkunde, 
d.  h.  die  Schenkungsurkunde,  seines  Vaters  von  766  in  erweiterter  Gestalt 
bestätigte.  Die  Erweiterung  folgt  ans  der  Bitte,  welche  der  Papst  abermals 
am  die  Auslieferung  einiger  Raveunaten  und  Peutapolcnser  (pro  hominibus 
Karinianis  d Pentapoknses,  >k  iptos  scripsimus,  ul  eos  nobis  diriyi : p.  6,35».  3) 
790.  791  an  Karl  richtete:  nullam  norilalem  in  IwbM  iiustum , quod  beato 

Petro  sandne  reeorikilionis  yenilor  resler  optiUil  d restrn  exctllenlin  amplircs 
lonfirmarit,  imjntnere  sntayat,  quia,  ul  /'uli  eslis,  lionor  palririatus  restri  a 
sobts  inrefrayabiliter  eonserralur  dinm  et  /ilus  amplitoi  honuri/iei:  fuinornlur, 
«imüi  modo  ipsum  patrieiatum  beati  Petri  fnutnris  restri  htm  a sandae 
recordiUioim  domni  Pippini,  mayni  reyis,  yenitoris  restri  in  seriptis  in 
ideyro  eonressam  et  a vohis  amplius  eitnlirmalum  inrefrayabili  jure  per- 
maneat  (p.  635ii_2i);  denn  wenn  Pippin  den  patriciatus  beati  Petri,  die  — 
aoeh  genauer  zu  erörternde  — Herrschaftsstellung  des  Papstthums  iu  dem 
OuB<li»ch,  Entttehuog  de»  KircbentMat«».  j 
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so  dürfte  Hadrian  die  Gelegenheit  des  Todes  seines  Neben- 
buhlers, des  Erzbischofs  Leo  von  Ravenna,  benutzt  uud  von 
Karl  die  Zusicherung  des  Exarchats  und  der  im  Langobarden- 
Reiche  befindlichen  Gerechtsame  der  Römischen  Kirche  erlangt 
uud  daraufhin  den  eben  berührten  Brief  an  Karl  gerichtet 
haben.®’“^) 

Damit  war  das  Gebiet  des  von  Karl  annectirten  Lango- 
barden-Reiches  dem  Papste  für  alle  ausschweifenden  Ver- 
grösserungspläne  endgiltig  verschlossen.  Aber  Hadrians  Er- 
werbssinn war  viel  zu  lebhaft,'*"“)  als  dass  er  nicht  die  Erweiterung 


Kxarchat  und  der  l’entapoli«  gewähre  und  Karl  das  von  Pippin  gewährte 
in  weiterem  Umfang  bestätigt  bat,  so  kann  cs  sich  unmöglich,  wie  man 
bisher  meist  angenommen  hat,  um  die  Versprechungsurkunde  Pippins  von  754, 
welche  Karl  774  bestätigte,  handeln,  weil  diese  eben  nach  dem  Bericht  der 
Vita  Hadriani  (s.  oben  S.  51)  in  genau  der  gleichen  Ausdehnung  von  Karl 
bestätigt  wurde  und  überdies,  wie  dargelegt  ist,  viel  zu  allgemein  gehalten 
war,  als  dass  ihre  Allgemeinheit  logisch  noch  einer  Erweiterung  fähig  ge- 
wesen wäre:  mit  hoUx-aHntum  kann  nur  die  genauer  bestimmte  Schenkungs- 
urkunde gemeint  sein,  welche  Pippin  nach  dem  zweiten  Paveser  Frieden 
ausfertigen  liess.  wie  zum  Ueberfluss  handgreiflich  klar  wird  aus  den  als- 
bald folgenden  Worten  Hadrians : ijenitor  vtater  »nnclae  recorilatiunia  domiiux 
mayiim  rex  euH  /sc,  hvmi  ne«  Jiavi  ni  anos  ei  Pent  npolenses] 
beaitt  Petro  ejnsrfue  vicario  conce«ait  et  demum  — wie  gezeigt  ist,  im 
Jahre  781  — excellmtia  restra  toiifirmarit  (p.  635s3— ss).  Ich  befinde  mich 
bei  dieser  Anfftissnng  im  Bunde  mit  Karl  Lamprecht,  der  schon  1889  in 
seiner  oben  Anm.  200  angezogenen  Schrift  S.  20  die  Bestätigung  der 
Schenkung  Pippins  durch  Karl  in  das  Jahr  781  gesetzt  bat;  auch  Martens 
nimmt  es  an. 

*")  Karls  Anweisung  an  den  istrischen  Bischof  Jlauricius,  die  Ein- 
künfte, welche  der  heilige  Petrus  aus  Istrien  bezog,  beizutreiben  und  an 
den  Papst  abznfUbren  (p.  590is_2s),  kann  daher  erst  ergangen  sein,  nachdem 
Hadrian  seine  Ansprüche  der  Auffassung  Karls  anbe<iuemt  hatte,  der  Brief, 
in  weichem  davon  die  Rede  ist  (cp.  63)  mithin  nicht  schon  nach  776  ge- 
schrieben sein,  wie  Jaffi;  und  ich  ihm  folgend  in  der  Ausgabe,  angenommen 
batte,  sondern  frühestens  nach  dem  Tode  des  Erzbischofs  Leo  von  Ravenna 
(777  Febr.  14.). 

*■)  Hadrian  verwahrt  sich  freilich  wiederholt  dagegen,  dass  er  hab- 
süchtig sei  und  weiss  auch  seine  Begehrlichkeit  mit  einem  höheren  Zweck 
zu  bemänteln  — er  sagt:  No«  rjuidem  pro  nihilo  depxtl amu«  ipsam  cicitatem 
Terrarineiisem;  «ed  ut  non  jier  illttm  rilitim  huiirral,  et  infidele«  llrnerentani, 
ticut  deeideranl,  Incum  inrenienie«,  a ce«lra  «uldrahnnlur  fide  . . . (p. 
und  Seä  in  hoc  minime  ve«tra  a JJeo  promola  excelleniia  ion«iderari  ikbeat, 


Digitized  by  Google 


67 


seines  Bereichs  nun  in  das  byzantinische  Gebiet  auf  eigene 
Faust  betrieben  hätte.  Nachdem  er  Karl  angekündigt  hatte 
(778  Mai),  dass  er  sein  Heer  gegen  die  byzantinische  Stadt 
Terracina  in  Marsch  setzen  werde, •^‘*)  deren  Einwohner  angeblich 
seine  Untergebenen  der  päpstlichen  Herrschaft  zn  entziehen 
trachteten, nahm  er  in  der  That  die  Stadt  „für  den  heiligen 
Petrus,  für  sich  und  den  Franken-König“  ein,'*“)  verlor  sie 
aber  bald  darauf  wieder  au  die  Neapolitaner  und  die  Griechen;*^) 
und  nun  versuchte  er  (779  780),  seiner  Ohnmacht  sich  bewusst, 
den  Franken-König  zu  veranlassen,  alle  Truppen  in  Tuscien, 
SiK)leto  und  Benevent  antzubieten  nicht  bloss  zur  Wiederein- 
nahme Terraciuas,  sondern  auch  zur  Eroberung  Gaetas  und 
Neapels,  indem  er  dafür  Karl  gegenüber  die  Wiederbeischaffung 
des  päpstlichen  Patrimoniums  in  der  Gemarkung  Neapels  zum 
Vorwand  nahm.*“)  Aber  nichts  spricht  dafür,  dass  der  König 
sich  auf  dieses  Unternehmen  eingelassen  habe. 

In  ein  geregeltes  Verhältniss  zu  dem  Franken-König  kam 
Hadrian  erst  781,  als  Karl  zu  Ostern  in  Rom  nicht  nur  die 
Schenkung  seines  Vaters  bestätigte*“)  und  erweiterte,-'^)  sondern 
dem  Paitste  auch  urkundlich  genauer  bestimmte  Territorien  in 
der  Sabina,  in  Tuscien,  Sjjoleto,  Benevent  und  Corsica  als 
Patriinonien  zu  übereignen  versprach,  wenn  und  wie  weit 


iptod  pro  Houlra  ariilitnle  out  ipnau  nrUntex  mhiuire.ndum,  quaK  bealo  Petro 
ajumtnln  et  nolth  rondonaetie,  talia  robie  iMiiiuari  aluduimue;  aed  pro 
mmjna  aefuritnte  aanrtne  Itei  calfudiene  et  njuwlolii-ae  Itomunae  erclraiae 
nUpte  reatrae  /n-aecehiae  regalia  ej-uUationia  rbforia  ea,  qwie  awlirimua  et 
agnoaci  potuimua,  realria  regales  auribus  iiisiiiuare  nulh  modo  neglejcimus 
(p.  6i:in_32)  — ; aber  a'excuae  s'accuse.' 

Epp.  III.  589  »_ii. 

Epp.  III.  58835.  36. 

***)  Epp.  III,  59 Ile.  n. 

Epp.  III,  591n— 13. 

**)  Epp.  III.  51919-3*. 

**)  S.  Amn.  '201. 

Worin  die  Erweiterung  bogtand,  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu  er- 
CTünden;  doch  dürfte  Karl  dem  Papste  den  Exarchat  mindestens  in  dem 
Umfange  gewährt  haben,  in  welchem  das  Oebiet  dem  Erzbischof  von  Ravenna 
lugesprochen  worden  war.  und  ihm  mm  auch  den  Römischen  Ducat  ver- 
brieft haben,  welchen  Pippin  in  seine  Schenkungsurkunde  nicht  einbezogeu 
haben  kann  (s.  unten). 

5* 
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Hadrian  daran  das  Eigenthuni  der  Römischen  Kirche  nach* 
weisen  würde.*”) 

Am  klarsten  ergiebt  sich  das  Verfahren,  welches  Karl  bei 
allen  diesen  Schenkungen  eingeschlagcn  wissen  wollte,  ans  dem 
ausführlichen  Bericht  Uber  die  Ausantwortung  des  Patrimoniums 
in  der  Sabina'^'^^:  so  bestimmt  Hadrian  die  Schenkung  des  voll- 


Hadrian  eröffnet  den  68.  Brief,  welcher  zu  Anfang  des  Jahres  78! 
entstanden  ist,  mit  einem  Preis-  und  Danklied  auf  die  Freigebigkeit  Karls 
und  sagt  schliesslich:  mutlis  <torumeiitiii  de  feetrie  allatie  munerlbus  ecclesia 
beaü  Petri  enituit,  tarn  de  ciritafibus  qunm  de  dirersis  territoriis  siih  inte- 
gritate  eidem  Dei  ajmtoU)  a robi«  offertie  (p.  597s4— ssj.  Der  Zeitpunkt 
dieser  genau  substanziirten  Versprechung  oder  bedingten  .Schenkung  ergiebt 
sich  mit  Gewissheit  aus  dem  einzig  im  Papyrusoriginal  noch  erhaltenen 
Brief  Hadrians  vom  Jahre  788,  worin  es  bezüglich  Capuas  heisst;  de  i/ua 
plraeeellentmeimxte  filiunj  et  sjiiritatie  conpater  nuHler  /dominmj  Carulfujs 
rex  Frnnnirum  et  Lamjubnrliturum  atquje  paltjrichui  Jtimmnorvm  fdjun/a- 
tiunjem  healtjo  I’etro  apvetolo  fallt ori  euo  et  ...  . [c]um  sua  praecelleH- 
iissima  efunjxuje]  domiiia  re/ginn]  eorumgue  noeiUimimoe  mcoles  et  i-utuifia 
episcjojiiß]  ablbjati[bu.i  neciwn]  et  omnea  iweilissimi  Franei  (p.  654i5_i9). 
Da  Karl  nur  einmal  — zu  Ostern  781  — mit  Gemahlin  und  Kindern  in 
Rom  war,  so  muss  die  Schenkung  ('apnas  und  anderer  beneventanischer 
Städte,  welche  wiederholt  zusammengefasst  werden  (p.  611s3.  e«.  ölSes.  se. 
SS.  3a.  610r.  s.  28-3J.  620u.  15)  dem  genannten  Zeitpunkt  angehören.  Damit 
aber  von  multie  donimentia  schon  zu  Anfang  des  Jahres  781  gesprochen 
werden  könne,  ist  es  nöthig,  nicht  bloss  die  Bchenkn^g  des  Patrimoniums 
in  der  Sabina,  welches  gleichzeitig  mit  den  muUiit  doi'umcntis  im  68.  Briefe 
zuerst  erwähnt  wird,  sondern  auch  die  auf  Tuscien,  Spoleto  und  Corsica 
bezüglichen  auf  denselben  Zeitpunkt  zurUckzuführen,  sodass  also  damals 
etwa  fünf  wesentlich  gleichlautende,  nur  in  dem  Gegenstand  verschiedene 
Urkunden  ausgestellt  sein  mögen.  Dass  der  gesammte  päpstliche  Besitz 
auf  der  von  Karl  bestätigten  und  um  den  Römischen  Ducat  erweiterten 
Oblationsurkunde  Pippins,  den  Exarebat  und  die  Pentapolis  begreifend,  und 
auf  einer  iin  Grunde  einheitlichen,  wenn  auch  in  mehreren  Urkunden  ver- 
brieften Schenkung,  die  Patrimonien  umfassend,  beruht,  darf  aus  dem 
Wunsche  Leos  III.  gefolgert  werden:  ut  ablatio,  quam  dulrimimiie  genitor 
veater,  dvinnwi  Pippinm  rex,  beato  Petro  apostolo  obtutit  et  ros  eonfirmastis, 
ipae  clariger  regni  caeleatis  ante  ivnapeetum  Dei  nim  ipea  donatione  ros 
jnraesentetiir,  quiitinus  gawlia  aeterna  percipere  mereatis  (Jaffö,  Bibi.  rer. 
Germ.  IV,  334),  wenn  nicht  damit  die  oben  Anm.  174  augesetzte  Gleichung 
oblatio  = donatio  als  richtig  erwiesen  wird. 

Die  Briefe  68 — 72  (p.  597 — 003)  aus  den  Jahren  781  und  782  be- 
ziehen sich  darauf. 
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ständigen  Gebiets  behauptet,-*'^)  er  giebt  doch  auch  an,  dass  die 
Uebereignung  nicht  ohne  weiteres  erfolgte,-'^}  sondern  von  dem 
Gelingen  des  durch  Zeugen-'^)  und  Urkunden''^”*)  geführten 
Beweises  über  Eigenthum  und  Umfang  abhängig  wai\ 

Die  Schwierigkeit  der  Beweisführung  brachte  es  mit  sich, 
dass  die  Uebereignung  sich  sehr  in  die  Länge  zog.  Aus  zwei 
Schreiben  des  Papstes,  welche  den  Jahren  787  und  788  ange- 
hören,-'’)  erfahren  wir,  dass  er  in  Tuscien  die  Gebiete  von 
Soana,  Tuscanella,  Viterbo,  Bagnorea  und  anderen  Städten  der 
Schenkung  Karls  entsprechend  vollständig  und  von  Populonium 
und  Rosellä  nur  zum  Theil  erhalten  hat,  aber  auch  diese  beiden 
in  ihrer  alten  vollständigen  Ausdehnung  auf  Grund  der  Schenkung 
Karls  beansprucht.-***) 

Zugleich  bat  er,  ihm  aus  demselben  Grunde  die  Städte  im 
Herzogthum  Benevent  zu  übergeben;  und  weil  dazu  Capua  ge- 
hörte,-'**) so  nahm  er,  nachdem  er  sich  mit  Gesandten  Karls 


Er  sagt  z.  B.  euinlem  pntrimoiiium  in  inlegro  . . . concrsshlis 
«tiiue  Irailidititis  (p.  .^9Sss— so). 

*’*)  Der  Papst  muss  erst  noch  bitten;  ea,  quae  . . . in  intfyro  con- 
reMisti»,  adimplere  prr  /iVfe/issiMios  misitos  vfHtro»  . . .,  niittt  et  anliquilun 
fvit.  contrailere  mibin  jubeatii  (p.  tlOOji-ss). 

Epp.  III.  ÖU9  8-14. 

"*)  Epp.  III,  t)ü3u— n. 

*'■)  Es  sind  die  Briefe  79  und  80:  p.  610 — 614. 

*'*)  Weil  von  Spoleto  gar  nichts  verlautet,  so  scheint  hier  die  Ueber- 
eignung der  Patrimonien  am  glattsten  verlaufen  zu  sein.  Die  für  Tuscien 
nahezu  gleichzeitig  bezeugte  Patrimonien-L'ebereigiiung  macht  die  spät  be- 
zeugte Uebertragung  des  langobardischen  Königszinses  in  Spoleto  und 
Tuscien,  wovon  erst  die  Urkunde  Ludwigs  des  Frommen  vom  Jahre  817 
berichtet  (Böhmer-Miihlbacher,  Kegesta  imperii  I.  R.  0-22)  au  sich  wenig 
glaubhaft  , vollends  unvereinbar  mit  Karls  Auffassung  ist  aber  die  Uober- 
tragung  als  angebliche  Entschädigung  für  den  Verzicht  Hadrians  auf  Tuscien 
und  Spoleto'  In  der  nur  abschriftlich  überlieferten,  ohne  Zweifel  inter- 
polirten  Urkunde  Ludwigs  — vielleicht  schon  in  ihrer  Vorlage  — versucht 
meines  Erachtens  die  Römische  Curie,  welche  ebenso  um  ihre  Gerechtsame 
handelt  und  feilscht  wie  .\braham  um  die  Gerechten  in  Sodom,  statt  der 
774  erhofften  gesammten  Hoheitsrechte  über  Tnscieu  und  Spoleto  nach- 
träglich und  für  die  Zukunft  noch  etwas  mehr  als  die  Patrimonien  für  sich 
zu  retten. 

Epp.  III,  GIOt—s:  quae  bento  Petro  . . . cum  celeris  clritatibu» 
offeruintiu  (vgl.  p.  6.ö4jo). 


Digitized  by  Google 


70 


berathen,^’)  eine  zu  Anfang  788  in  Rom  weilende  Abordnung 
der  Stadt  für  sich  und  den  Franken-König  in  Eid  und  Pflicht.'-“') 
Als  dann  endlich,  noch  im  Jahre  788,  die  Verhältnisse  im 
Herzogthum  Benevent  eine  Ausführung  der  königlichen  Schenkung 
znliessen,  beklagte  sich  der  Papst,  dass  ihm  die  Bevollmächtigten 
Karls  in  Benevent  ebenso  wenig  wie  in  Rosellä  und  Populonium 
die  Hoheitsrechte,  sondern  nur  die  Kirchengüter  und  Domänen 
und  inhaltslose  Ehrenrechte  über  die  Städte  übertrugen.'—) 

Am  längsten  Hess  die  Ansführnng  der  Corsica  betreffenden 
Schenkung  auf  sich  warten;  sie  hat  Hadrian  gar  nicht  mehr 
erlebt;  sondern  erst  sein  Nachfolger  Leo  III.  erhielt  zu  Anfang 
des  Jahres  808  von  Karl  Aussicht  auf  Befriedigung  der  An- 
sprüche St.  Peters.'^'*) 

Für  Leo  hat  Karl  die  Urkunden,  anf  welchen  die  päpst- 
liche Herrschaft  beruhte,  nicht  erneuern  lassen;  er  hat  ihm 
lediglich,  nachdem  er  von  ihm  die  Anzeige  seiner  Wahl  und 
das  Gelöbniss  seines  Gehorsams  und  seiner  Unterthanentreue 
erhalten  hatte,-'*)  zu  verstehen  gegeben,  dass  er  zu  ihm  in 


S.  den  Brief  Epp.  III,  r>54.  65.'i. 

Vapuanos  in  cmifeHniotie  protectoris  rMri,  benti  Petri  apoatolorum 
j/rindpis,  jurare  feciimm  in  fide  ejmdem  Dei  npontoli  et  nostra  ntijue  rextrae 
repntix  potentiae  (p.  SlTjo— es). 

Epp.  III,  G20j2_J6:  «ui/fi  nlia  illix  — den  päpstlicheu  Gesandten  — 
trndere  roluerunt  tiiei  epixeopin,  nuniaxteria  et  eurtex  ptiblicnx,  ximul  vlaret 
de  civitalibux  xine  hominibux,  et  ipxi  huminex  in  conim  pdextate  intro- 
euntex  exeuntex  mnnerc.  Et  qxwmodo  nox  xine  hominibux  eiritatex  illax 
habere  potuerimux,  xi  habitalorex  enrum  adrerxux  eax  machinarenturf 

De  autem  iiixula  Onrxica,  Bchri-ibt  Leo  an  Karl,  unde  et  in  scriptix 
et  per  mixxos  rextrox  nobix  emixixtix,  in  rexlrum  arbitrium  et  dixjMxitum  com- 
mittimux.  Atque.  in  ore  poxuimux  llelmcngaudi  comitix:  ut  restra  donatio 
xemper  finna  et  xtnbilix  permanent  et  ab  inxidiix  inimicorum  tiUa  persixtat 
per  inteirexxionein  xanetne  Dei  genetrieix  et  bentorum  prineipum  apoxtolorum 
Petri  ac  Pauli  et  rextrum  fortixxiinuin  briwhium.  Et  Domino  niixerante, 
tempore  npto,  qunntum  qdux  celeriux  raluerimux,  per  fidelem  mixxum  nostrum 
omni  ulilitate  xanetae  Dei  ecclexiae  rexlrae  imperinli  jmtenliae  liquidiux 
innotexcimux  Jaffe,  Bibi.  IV,  308). 

“*)  Karl  schreibt  796  an  Leo:  ralde,  ut  fateor,  garixi  sumux  xeu  in 
electionix  unanimitate  xeu  in  humititatix  rextrae  oboedientia  et  in  promixxionix 
ad  nox  fidetitnte  (Epp.  I\'.  ISOji—jc). 
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demselben  Liebes-  und  Treueverhältniss  wie  zu  Hadrian  weiter 
stehen  wolle,  und  dieses  Verhältniss  sofort  dahin  erläutert,  dass 
der  Papst  die  fränkischen  Waffen  überall  mit  seinem  Gebete 
und  seinem  Segen  zum  Siege  zu  geleiten  habe,  während  er,  der 
König,  die  Kirche  gegen  alle  äusseren  Angriffe  vertheidigen 
und  vor  allen  inneren  Wirren  schützen  werde.^’)  — 

Deucht  dieses  von  Karl  so  genannte  pactum  als  Vertrag 
zanächst  ohne  Belang,  weil  es  lediglich  Karls  einseitige  Grund- 
sätze zu  enthalten  scheint,  nach  welchen  der  neue  Papst  sein 
Verhalten  regeln  soll  — Grundsätze,  welche  ihre  tiefere  Be- 
deutung in  der  nicht  ausgesprochenen,  aber  darum  nicht  minder 
deutlichen  Mahnung  an  Leo  haben:  nicht  wie  Hadrian  nach 
einer  umfänglich  und  inhaltlich  unstatthaften  landesherrlichen 
Gewalt  zu  streben  — , so  ist  doch  auch  die  übereinstimmende 
Willenserklärung  der  andern  Parthei  nachweisbar,  wenn  man 
dazu  auch  ein  halbes  Jahrhundert  in  die  Vergangenheit  zurfick- 
gehen  muss.  Der  Papst  Zacharias  nämlich  sagt  in  einem  Briefe 
an  den  Vater  Karls,  den  damaligen  Majordomus  Pippin,  und 
die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  des  Franken- Reichs 
(c.  747  Jan.  5):  „Den  Fürsten  und  kriegsgewaltigen  Laien 

ziemt  es,  sorgsam  auf  der  Hut  zu  sein  gegen  die  Schliche  der 
Feinde  und  das  Land  zu  vertheidigen,  den  bischöflichen  Oberen 
aber,  den  Dienern  Gottes,  steht  es  zu,  sich  heilsamen  Gutachten 
und  Gebeten  zu  widmen,  aufdass  durch  unser  Gebet  und  ihren 


**')  Sicut  cniin  cuiii  heatinsiino  patre,  praeilccenHWe  resfrae  sanctae 
pairmitati»,  pactum  inii,  »ic  cum  beatitudine  resfrn  tjusdem  fidei  ct 
caritaii$  inriolaliile  foedux  stalucre  deaidero,  qualenu»,  nposfolicae  naactitatis 
coUrae  dicina  gratia  adrocata  precibus,  me  ubir/ue  aqmetoUca  benedictio 
cvneequatur,  et  antui ieeima  Homanae  e/xde^iae  gedea  Deo  doiiante  iioatra 
temper  derotione  defendatur.  Suatrum  eat:  secundum  au^ilium  dirinae 
pietatia  aaiKlam  uiidiijue  Chriali  ea-lesiam  ab  incumu  pagnnorum  et  ab  in- 
lutelium  decaatatione  nrmis  defemlere  forig  et  intug  catliolicne  fidei  agiiitione 
muiiire.  Veatrum  eat,  aanctigaime  pater:  eleratia  ad  Deum  cum  Moyac 
manihua  noatram  ndjurare  militiam,  quatenua  vobia  intetredeatibua  Deo 
iactore  et  datore  {loputua  cbrigtiaiim  auper  inimicoa  sui  aancli  numinia 
ahtque  gemper  habeat  rictoriam  et  numen  domiiii  iwgtri  Jeau  Chriati  toto 
clarificelur  in  orbe  (Epp.  IV,  137j7 — Die  Anfangsworte  hat  so  ohne 
Zweifel  sutreffend  Dove  in  den  Itüncliener  Sitznngäbericliten.  Jalirgang  1SU4. 
S.  214  .\nni.  34  emendirt. 
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Kampf  mit  Gottes  Gnade  das  Land  unbeschädigt  bleibe  und  es 
Euch  zum  Heile,  Ruhme  und  ewigen  Lohne  ausschlage“.^'*) 

In  diesen  Worten,  welche  mit  Karls  auffallenderweise  als 
bezeichneter  Anschauung  über  das  Verhältniss  zwischen 
Staat  und  Kirche  fast  genau  übereinstimmen,  glaube  ich  in  der 
That  den  Grundvertrag  der  Karolinger  mit  den  Päpsten  ange- 
deutet zu  sehen. 

Wem  müsste  nicht  die  Leichtfertigkeit  auffallen,  mit  welcher 
Pippin  auf  das  Hilfsgesuch  Stephans  II.  einging  und  sich  zu 
einem  folgenschweren  bewalfneten  Einschreiten  gegen  den  Lango- 
barden-König  bestimmen  Hess?  Wenn  auch  die  Machtentfaltung 
des  byzantinischen  Reiches  in  Norditalien  um  die  Mitte  des 
achten  Jahrhunderts  nichts  weniger  als  imponirend  mehr  war, 
so  war  doch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Eintreten  für  einen 
ünterthan  des  Kaisers  zu  Verwickelungen  führte,  welche  ein 
so  klug  zurückhaltender  Staatsmann  wie  Pippin  nicht  ohne  Noth 
herauf  beschwören  konnte.  Weiter  ist  ausdtücklich  überliefert, 
dass  Pippin  den  entschiedensten  Widerstand  eines  Theils  seiner 
Grossen  gegen  einen  Feldzug  nach  Italien  zu  überwinden  hatte, 
welche  ihm  dafür  die  Heereslolge  zu  verweigern  drohten,-'') 
und  sogar  seinen  Bruder  Karlmann  in  Vienne  einbannen  musste, 
welcher  eigens  aus  seinem  italienischen  Kloster  nach  dem 
Franken-Lande  kam,  um  nicht  sowohl  im  Aufträge  des  Lango- 
barden-Königs,  als  vielmehr  augenscheinlich  ans  vollster  Ueber- 
zeugung  den  Zug  Pippins  zu  hintertreiben.--**)  Endlich  läuft 
das  Verfahren  Pippins  dem  von  seinem  Vater  Karl  Martell 
beobachteten  Verhalten  schnurstracks  zuwider;  denn  dieser  hatte 
sich  in  den  Jahren  739  und  740  auch  nicht  durch  den  Hinweis 


^ PrinripeH  ft  ttfcutareH  hnminfs  at(jur  belUitorfft  ronvenit  curam 
habere  et  ttoUintufliaem  contra  inimironim  aHtutiam  et  prorinciae  de.femioixem, 
jl>rnfH\tUbwf  vero  üiurrdotibMfi  atque  Dei  servil  pertinet  HalHtaribu»  consiliis 
et  orationibwf  racare,  ut,  nobin  arantibm  et  illia  bellantibuHj  Deo pmext ante 
procinciti  nalva  pernistat  fiaique  robin  in  Halutein.  tnuilem  et  metredem  per- 
jfctuntu  (Epp.  III.  4hO:_u). 

Einhard  urzählt  in  der  Vita  Karoli  Magni  c.  0 (p.  i>  der  Sonder- 
ausgabe): qufdam  e primorib\ui  Fratnuanm,  mm  tpiihuH  conmttare  aolebat, 
adeo  roluni(tti  ejutf  renisi  sunt,  uf  »r  retjem  dcsertv.ro»  domumque  redituro» 
libera  voce  itroidamarent. 

Liber  poiit.  I,  4IH.  449;  vgl.  Uelsiier,  ,IaUrbüther  S.  162.  163. 
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darauf,  dass  die  Langobarden  der  von  ihm  und  seinen  Vor- 
fahren der  Römischen  Kirche  zugewandten  Spenden  sich  be- 
mächtigt hätten,  zu  Feindseligkeiten  gegen  die  Langobarden 
hinreissen  lassen.'-^) 

Da  von  einer  inzwischen  etwa  eingetretenen  Verfeindung 
zwischen  Franken  und  Langobarden  keine  Spur  zu  entdecken 
ist,  so  muss  das  absonderliclie  Vorgehen  Pippins  durch  sein 
inzwischen  verändertes  Verhältniss  zum  Papstthnm  erklärt 
werden,  durch  eine  Verpflichtung,  welche  er  wahrscheinlich  als 
Gegenleistung  dafür  auf  sich  nahm,  dass  der  Papst  Zacharias 
als  höchste  moralische  Instanz  der  Zeit  durch  sein  Gutachten'-**') 
die  Gewissensbedenken  der  Franken  über  den  von  Pippin  ge- 
planten Staatsstreich,  die  Entthronung  der  Merowinger,  be- 
schwichtigen sollte.  Dass  die  feierliche  Gesandtschaft,  welche 
Pippin  zur  Einholung  des  päpstlichen  Gutachtens  751  nach 
Rom  schickte,  von  langer  Hand  vorbereitet  war,  darauf  weisen 
die  oben  angeführten  Worte  des  Papstes  in  dem  Brief  des 
Jahres  747;  die  hier  vorgenommene  Vertheilung  der  Obliegen- 
heiten: für  den  kriegsgeübten  Majordomus  die  defetiMo  provinciae, 
für  den  abendländischen  Oberbischof  ausser  siegverbürgenden 
Gebeten  sahitaria  comilia,  sieht  ganz  so  aus  wie  ein  Präliminar- 
vertrag, in  welchem  die  Contrahenten  sich  gegenseitig  die  ihrer 
Eigenheit  entsprechende  werthvollste  Leistung  zusichern.  Dazu 
kommt,  dass  dazumal  die  Lage  des  fränkischen  Majordomus  und 
des  Römischen  Bischofs  nicht  unähnlich  war:  wie  Pippin  that- 
sächlich  alle  Macht  im  Franken-Reiche  an  sich  gebracht  hatte 
und  zu  der  erreichbaren  rechtlichen  Erhebung  auf  den  Königs- 
thron nur  noch  der  moralischen  Unterstützung  bedurfte,  so  hatte 


***)  S.  obenS.  16  — 18.  Richard  W'eyl,  Die  BeziebunKen  des  Papstthama 
zum  fränkischen  Staats-  und  Kircbenreclit  (Untersucbungen  znr  deutschen 
Staats-  und  Rechtsgeschicbte,  herausgegeben  von  Otto  Gierke,  Heft  40, 
Breslau  ls9‘2),  hält  S.  19  gegen  die  Ablehnung  Duchesnes  (Liber  pont.  I, 
OT  n.  17)  daran  fest,  dass  schon  Gregor  II.  vergebens  versucht  habe,  die 
Hille  Karl  Martells  gegen  die  Langobarden  zn  erlangen,  und  die  Möglich- 
keit ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

Annales  regni  Francomtn  zu  749  (rec.  F.  Kurze  p.  8):  Zacharias 
ixipa  mnniiticil  Pippitw,  iiJ  melius  esset,  il/um  reijem  voeari,  qui  potestatem 
haheret  quam  illum,  qui  sine  regali  putestate  manebat.  Der  Biograph  des 
Bapsies  schweigt  sich  Uber  diese  Angelegenheit  aus. 
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auch  der  Papst  in  dem  Rest  der  byzantinischen  Provinz  Italien 
eine  von  dem  Kaiser  nicht  mehr  gestörte  Immunitätsherrschaft 
erworben,®')  welche  gegen  die  begehrlichen  Langobarden  nur 
des  militärischen  Rückhaltes  darbte. 

Einzig  auf  Grund  eines  solchen  — natürlich  geheim  ge- 
haltenen — Vertrages,-*'-)  dessen  Leistung  der  versöhnliche 
Zacharias  von  Pippin  einzufordern  nicht  in  die  Lage  kam,  ver- 
steht man  meines  Erachtens,  dass  Pippin  überhaupt,  dass  er 
trotz  aller  Schwierigkeiten  dem  Ansuchen  Stephans  II.  Folge 
leistete.®*) 

Das  Vertragsverhältniss  wurde  genauer  ausgestaltet,  als  der 
Papst  im  Jahre  1^6.  7.'’)4  in  das  Franken-Reich  kam,  nachdem 
die  Eingriffe  des  Langobarden-Königs  Aistulph  in  die  pä])st- 
liche  Immunität  den  cams  fot-deris  geschaffen  hatten.'^**) 

“')  S.  oben  die  Einleitung  S.  -4— 27. 

“*)  Auch  Halm,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reiches  744 — 752.  S.  126.  127 
hat  von  Zacharias  vennuthet.  dass  er  jodenfalls  vorbereitet,  vielleicht  auch 
durch  eine  bestimmte  Verpflichtung  Pippins  gewonnen  war.  Selbstverständlich 
bindet  die  Verpflichtung  des  Majordomus,  welcher  erst  Franken-König  werden 
will,  nicht  den  fränkischen  Staat;  Pippin  kann  sein  Versprechen  nur  in 
dem  Sinne  abgegeben  haben,  dasjenige  Organ,  in  welchem  der  staatliche 
Wille  mit  erzeugt  wurde,  die  fränkische  Reichsversammlung,  dahin  zu  be- 
einflussen. dass  sie  sein  Versprechen  zu  dem  ihrigen  machte,  und  das  fand 
im  Jahre  754  statt.  IMe  mangelhafte  Legitimation  Pippins  zu  einem  solchen 
Vertrage  fügt  zu  den  erwähnten  .Vualoga  ein  weiteres;  denn  auch  der  Papst 
war  als  Immunitätsinhaber  rechtlich  nicht  befugt,  sich  die  Waflfenhilfe  einer 
auswärtigen  Macht  zu  sichern. 

'•®>j  Sonst  muss  man  in  der  That  den  Schritt  Pippins  beurtheüen,  wie 
es  W.  Sickel  XI,  320  thut;  ,Es  war  der  grösste  Verzicht  auf  politisches 
Denken  und  Handeln,  welcher  bis  dahin  von  einem  Germanen  vollbracht 
worden  war“. 

Eine  durchaus  richtige  Vorstellung  hat  der  Fortsetzer  des  Fredegar, 
indem  er  erzählt;  Stephan  habe  bei  Pippin  um  Hilfe  gegen  die  Lango- 
barden uachgesucht,  ut  per  ejm  ndjutorium  eorum  oppremiinnihu»  rel  frau- 
didentia  de  miinibwi  eorum  liberaret,  et  tributa  rel  niunrrtt,  quod  eontru 
legie  ordine  ad  Uomanoe  re<iuireba)it,  fucere  deeistereiit,  und  Pippin  habe 
demgemäss  den  Langob.trden-König  aufgefordert,  ut  jtropter  rererenlia 
beatisaimorum  npoatulorum  Petri  et  Pauli  partibua  Romae  huatiliter  non 
ambuluret  et  aiiperatitioaaa  har  impias  rel  contra  legia  ordine  raunaa,  quod 
antea  Romani  numquam  feeerant,  propler  ejua  petitione  faccre  non  deberent 
(MG.  SS.  rer.  .Merov.  11,  ISSm.  so).  Es  ist  übrigens  nicht  beispiellos,  dass 
Pippin  für  die  kirchliche  Immunität  gegen  einen  weltlichen  Machthaber 
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Der  fränkische  Königsschutz,  um  welchen  Stephan  sich 
bewarb,  hätte  ihm  auch  ohne  Gegenleistung  gewährt  werden 
können;-*'’)  da  aber  schon  Zacharias  nach  dem  wahrscheinlichen 
Grnndvcrtrag  Pippin  einen  Dienst  erwiesen  hatte,  und  da  es 
vor  allem  darauf  ankam,  dem  widerstrebenden  fränkischen  Adel 
gegenüber  die  bewaffnete  Intervention  nicht  als  ein  dynastisches 
Privatvergnügen  des  Königs,  sondern  als  ein  auf  die  Ausbreitung 
fränkischer  Macht  gerichtetes  Unternehmen  erscheinen  zu  lassen, 
so  wurde  es  Stephan  nicht  erspart,  sich  in  aller  Form  Rechtens 
der  fränkischen  Dienstbarkeit  zu  ergeben. 

Ob  auch  bisher  immer  übei-sehen,  es  kann  nicht  verkannt 
werden,  dass  Stephan  sich  und  die  Römische  Kirche  dem 
Karolingischen  Könige  und  dem  fränkischen  Staate  commendirt 
hat.  Er  sjigt  nämlich  ausdrücklich  (Epp.  III,  490»):  wos  omim 
rmms  mnctae  IJi'i  eechi^iae  in  rcutro  yremio  commrndavim  us, 
and  mit  klarer  Bestimmung  der  Zeit  und  klarerer  der  sym- 
bolischen Handlung  (j).  491 24.  »5):  dnni  i'estria  ineUißnis  ohfutibus 
pmeseniati  »umiM,  miincs  caimm  jirincipin  ajiogtoJorum  in  ventris 
man ib IIS  commendavimus,  was  abgekürzt  zu  omms  eausas 
beafi  Petri  vdns  commendavimus  (p.  4932»)  wiederkehrt.  Der 
technische  Ausdruck  commmdare  ist  durch  einen  andern  ersetzt 
p.  496»  (49941):  in  tuis  manibus  nostras  omnium  Romanorum 
commisimts  unimas  und  p.  497j:  in  tuo  (iremio  nostras  com- 
misimns  aniimis;  ferner  heisst  es  unbestimmter  p.  497»  (5ü0io): 
nostrn  et  omnis  Romanorum  popidi  unimiie  . . . in  tuam  . . . 
erceUentiam  et  genti-m  Francorum  pendent  und  p.  497»»  (500»»): 
roi«  nnimas  omnium  nostrorum  Romanorum  tradidimus. 


eintritt:  derselbe  Fortretzer  des  Fredegar  berichtet  (p.  I8613),  dass  Pippin 
Ton  dem  Fürsten  Waifar  von  Aquitanien  gefordert  habe,  «<  res  ercleeiartun 
4e  rrt/no  ipsius,  qui  in  Aquitania  sitas  ernnt,  redderet,  et  suh  i minunitate» 
nomine,  sirtU  nb  unten  fuerant,  conserrnias  esse  dehereni,  et  judiees  hac 
rjcnetores  supra  qiredirtas  res  eiTlcsInrum,  quod  a longo  tempore  fnctv.ni  non 
fserat,  mittere  non  deberet, 

’*')  .Commendatiou  und  Huldigung  nach  fränkischem  Recht“  hat 
Victor  Ehrenberg  in  einer  tretllicbcn  Monographie  (Weimar  1877)  behandelt. 
Welche  Sohm  in  der  Jenaer  Litteiaturzeitung  VI,  ‘207— :loo  angezeigt  hat; 
ausserdem  vergleiche  man  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  II,  1*, 
330—335;  IV’^,  234  ff.;  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  II,  48 — 57; 
Dahn,  die  Könige  der  Germanen  VII,  1,  206 — 209;  3,  407 — 414. 
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Die  Zusicherung:  des  Königsschutzcs,  an  einigen  Stellen 
angedeuiet  — so  sagt  Stephan  (p.  48iU):  die  Franken-Könige 
sollen  bei  Gott  Wohlgefallen  erregen  pro  defensione  natirfae 
sunr  ecdesine:  (p  48!',, ):  Gott  habe  Pippin  einen  glänzenden 
Sieg  geschenkt  pro  defensionc  mnefae  siiae  eirlruine;  (p.  49 Go.  n) : 
der  Erlöser  sei  besonders  denen  gnädig,  quoa  omnim  fofa  mmtis 
inU'gritate  fidete.->  d defrniiorrs  mnrtae  .tiMe  ecrleidaf  cogmrrrit. 
und  kein  Lohn  sei  dem  zu  vergleichen  (1.  12),  qmr  pro 
defensione  Ikö  eerleskie  ertheilt  werde:  Pippin  habe  (1.  28) 
jno  defensione  Dei  ecclesiae  eiligst  den  Kampf  aufgenommen  — , 
wird  besonders  klar  in  den  schon  angeführten  Worten  des 
Papstes  (p.  49120):  eos  bmto  Petro  jxdlinti  estis  ejus  jusfitirnn 
exigert  et  defcnsionem  sanetne  De.i  ecclesiae  procurare. 

Nun  könnte  man  ja  trotz  der  Kunstausdrücke  noch  immer 
annehmen,  dass  die  Coinmendation  Stephans  nicht  den  eigen- 
thümlichen  Rechtsvorgang  bedeute,  weil  nirgends  geradezu  über- 
liefert wird,  dass  durch  sie  der  Königsschutz  erworben  worden 
sei;  aber  jeder  Zweifel  muss  doch  schwinden  angesichts  solcher 
Stellen,  an  welchen  der  Anspruch  des  Papstes  auf  Schutz  und 
Hilfe  von  Seiten  der  Franken  durch  seine  Coinmendation  be- 
gründet wird:  Stephan  fordert  von  Pijipin,  Karl  und  Karlmann 
(p.  490s.  9)  die  Erfüllung  ihres  urkundlichen  Versjirechens, 
etenim  nos  oinnes  anntas  sanefae  Dei  eeclesiae  in  restro  greinio 
commendarimus;  cf  verlangt  weiter  von  Pippin  (p.  496;):  sub 
niniia  festinalione  et  muxitm  celeritate  nobis  subrenias,  ne  per- 
eamus,  quoniam  post  Deum  in  tuis  manibus  nostnis  omninm 
Komanorum  eommisimus  animas.  und  beschwört  den  Franken- 
König  (p.  49741).  ihn  aus  der  Langobarden-Noth  — Rom  wird 
belagert  — zu  befreien,  quia  nobis  animas  omnium  nostrum 
Komanorum  tradidimus;  ja  selbst  in  dem  ganz  theologisch  ge- 
fassten Brief,  welchen  Stephan  im  Namen  des  heiligen  Petrus 
an  die  Franken  schreibt,  lässt  er  den  Apostel  sagen  (p.  öOSn): 
i'cclesiam  . . . robis  per  manus  ricarii  mei  eommemtavi  ad 
iiberanditm  de  manibus  i>iimieorum.'^^) 


“■)  Die  Commendation  Steiilians  wird  bestätigt  durch  die  schon  an- 
gezogene  Uittheilung  de»  Papstes  an  Pippin  im  Jahre  <57  (p.  50ßn.  19): 
ipsi  Spolitiui  owiinijw  eliam  Beiierenluiii  omiies  *e  conimciidiire  per  nos 
o Dm  serratae  excelkntiae  tuae  eupitmi;  denn  da  Pippin  der  Oberherr  des 
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Der  Papst  hat  also  seine  gefalteten  Hände  von  den  Händen 
des  Franken-Königs  umfangen  lassen  und  sich  ihm  dadurch 
allgemein  als  dienstpflichtig  bekannt;  dafür  erhielt  er  als  Gegen- 
gabe'^*^) die  Urkunde,  in  welcher  der  König  zugleich  im  Namen 
seiner  Söhne  die  Gerechtsame  des  heiligen  Petrus  beizuschaffen 
und  die  Römische  Kirche  zu  schützen  vers])rach. 

Die  Commendation,  mit  welcher  keine  .Huldigung,  keine 
Eidesleistung  verbunden  war,^®')  begründete  keine  Unterthänig- 
keit,  sondern  nur  Dienstbarkeit:  der  Papst  wurde  nach 

fränkischer  Rcchtsauffassung  dadurch  nicht  etwa  seinem  Souverän, 
dem  byzantinischen  Kaiser  entzogen  und  nicht  etwa  dem 
fränkischen  Unterthanen verbände  eingegliedert, '“®*)  sondern  nur 
für  sich  und  seine  Nachfolger  zu  Diensten  gegen  Pippin  und 
dessen  Nachfahren  verpflichtet,  wofern  und  wie  lange  diese  ihre 
V ertragspflicht  erfüllten. 

Da  Stephan  nicht  bloss  om«es  Roimnwn,  also  sicher  auch 
das  Immunitätsgebiet  des  diu  ntus  Konumug,  sondern  omm-s  immiD 
lieati  Petri,  alle  Rechte  der  Römischen  Kirche,  dem  Franken- 
König  commendirte,  so  waren  auch  alle  Patrimonien,  alle  Ver- 
mögensrechte überhaupt,  eingeschlossen,  welche  in  Pippins 
Urkunde  unter  dem  allgemeinen  Worte  jnäiüae  begriffen  werden. 
Der  Umfang  der  Revindicationen  wurde  aber  beschränkt  durch 
die  Verpflichtung  des  fränkischen  Königs,  nur  diejenigen  Ge- 
rechtsame wieder  beizuschaffen,  welche  von  dem  Langobarden- 
König  Aistnlph  dem  Papste  entzogen  waren;  die  Verpflichtung 
Pippins  erstreckte  sich  mithin  nicht  auf  die  von  dem  griechischen 
Kaiser  eingezogenen  Patrimonien. 


^Dzen  langobardiscben  Reiches  war,  so  hätte  Stephan,  wenn  er  nicht  selber 
dem  Franken  - König  commendirt  gewesen  wäre,  die  Herzogthumer  der 
fränkischen  Hoheit  zu  entfremden  gewünscht;  es  handelte  sich  aber  offenbar 
für  die  HerzogtbUmer  nur  um  eine  Aenderung  der  Zwischenherrschaft:  sie 
wollten  fortan  nicht  mehr  unter  der  des  Langobarden-Königs,  sondern  unter 
der  des  Papstes  stehen. 

“’j  Waitz  IV2,  218.  2iy  und  Dalm  VII,  1,  2üü  heben  gegen  Ktirenberg 
herror,  dass  die  Gabe  nicht  immer  gewährt  worden  ist. 

Ehrenberg  S.  1 32-- 134,  vgl.  ,S.  78. 

Ich  komme  darauf  weiter  unten  zurück,  wo  ich  das  Verhältniss 
des  Papstthums  zum  byzantinischen  Reich  bespreche. 
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Demgemäss  sind  die  Salbung  Pippins  und  seiner  Söhne'-'*^') 
und  die  durch  Androhung  der  Excommunication  bewirkte 
Sicherung  seiner  Dynastie  seitens  des  Papstes'-^’)  als  die  ersten 
Dienste  zu  erachten,  welche  Stephan  II.  seinem  Schutzherrn 
leistete;  und  der  Schutz,  zu  welchem  Pippin  ver])fliclilet  war, 
begann  verwirklicht  zu  werden  durch  die  beiden  Feldzüge  gegen 
den  Langobaiden-König,  deren  Ergebnisse  in  den  zwei  Friedens- 
schlüssen von  Pavia  festgestellt  wurden;  durch  diese  und  die 
sich  daran  anschliessenden  Schenkungen  Pippins  ward  das  Ver- 
hältniss  des  Papstthums  zu  den  Franken,  Langobarden  und 
Griechen  neu  gestaltet,  was  nunmehr  genauer  zu  erörtern  ist. 

Durch  die  Paveser  Friedensschlüsse  wurden  der  Exarchat 
und  die  Pentapolis  fränkisch : die  durch  Eroberung  darüber  er- 
worbene langobardische  Sonveränetät-^-)  ging  nach  Kriegsrecht 
in  die  fränkische  über : und  die  fränkische  Souveränetät  darüber 
gab  Pippin  nicht  auf,  als  er  beide  Lande  dem  Papste  Stephan  II. 


Das»  die  Salbung  dem  Empfang  der  Königsschutz -Urkunde  folgte, 
wird  ausdrücklich  in  den  .\imalea  q.  d.  Einhardi  zu  "54  (rec.  Kurze  p.  1 3) 
berichtet:  Stephaiius  pujia,  postijua$n  a rege  Fijipino  eerleMae  Romanae 
defensionia  f'irmit atem  accepit,  ipsum  sacra  unclioiic  ad  regiae  dignUntia 
honorem  consecravit. 

■■'<*)  Eine  Gabe  von  wesentlichem  Werth  war  die  Verleihung  des  Titels 
Patriciua  Komanorvm  nicht;  denn  auch  nachdem  zu  der  fränkischen  Schutz 
herrschaft  über  die  Römische  Kirche  die  fränkische  .Souveränetät  erst  über 
einige,  dann  über  alle  päpstlichen  Laude  hinzugekommeu  war,  blieb  dafür 
die  Bezeichnung  Batriciat.  auf  welchen  ich  unten  noch  genauer  eingehe. 

Wenn  der  Exarchat  und  die  Pentapolis  auch  nicht  durch  einen 
förmlichen  Kriedensvertrag  von  dem  Kaiser  an  den  Langobarden-König  ab- 
getreten waren,  so  dauerte  die  von  Byzanz  nicht  gestörte  langobardische 
Herrschaft  darüber  im  Jahre  750  schon  etwa  ein  halbes  Jahrzehnt,  war 
also  völkerrechtlich  unantastbar:  das  war  unzweifelhaft  die  fränkische  An- 
schauung, welche  Pippin  in  seiner  Weigerung,  dem  Kaiser  die  eroberten 
Lande  herauszugeben,  (s.  oben  ,S.  41)  zum  Ausdruck  brachte.  Mochte  auch 
die  byzantinische  Rechtsauffassung  an  der  Unverlierbarkeit  nicht  förmlich 
abgetretener  Gebiete  festhalten:  solange  sie  nicht  mit  Waffengewalt  gegen 
die  laiigobardisch-fränkische  in  Anerkennung  gesetzt  wurde,  Ihat  sie  nichts 
zur  .Sache;  sie  konnte  nur  dem  Papste,  der  ja  für  den  Römischen  Ducat 
immer  noch  byzantinischer  Unterthan  blieb,  verhängnissvoU  werden,  weil  er 
nach  einseitiger  byzantinischer  Theorie  die  fremde  fränkische  Macht  in  das 
byzantinische  Reich  geführt  und  über  Reichsgebiete  die  fremde  fränkische 
Souveräuetät  anerkannt,  also  Hoch-  und  Landesverrath  begangen  hatte. 
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schenkte:  denn  hätte  er  damit  zugleich  eine  jiäpstliche 

Sonveräuetät  geschaffen,  welche  schon  begrifflich  mit  der  in 
der  Commendation  angelobten  Dienstbarkeit  unvereinbar  ist,  so 
wäre  auch  der  fränkische  Königsschutz  aufgehoben  worden. 
Indem  der  Königsschutz  alle  Rechte  der  Römischen  Kirche 
gewährleistete,  schirmte  er  nicht  bloss  ihren  zeitweiligen  Be- 
sitzstand, sondern  auch  den  verlorenen;  aber  er  schloss  alle 
Xeneroberungen  ans:  sein  Ziel  war  nur  die  Wied^herstellung 
des  früheren  Rechtszustandes  im  Exarchat  und  in  der  Penta- 
[wlis,  d.  h.  die  Wiedereinrichtung  und  Erhaltung  der  päpstlichen 
Immunität,  welche,  wie  gezeigt  worden  ist,  unter  bjzantinischer 
Herrschaft  sich  herausgebildet  hatte,  nunmehr  unter  fränkischer 
Souveränetät.  Pippin  wäre  ja  auch  mit  der  Gewährung  der 
[«pstlichen  Souveränetät  über  den  Antrag  Stephans  II.,  welcher 
nur  Restitution  wollte, weit  hinaus  gegangen;  er  hätte  über- 
dies auch  seine  Befugnisse  eigenmächtig  überschritten,  wenn  er 
selbstständig  mittels  einer  einfachen  durch  Königsurkunde  ver- 
brieften Schenkung,  d.  h.  mittels  eines  Verwaltungsactes,  dem 
Papst  die  Souveränetät  im  Exarchat  und  in  der  Pentapolis 
eingeräumt  hätte,  wozu  als  zu  einer  Staatsaction  zweifellos  die 
Mitwirkung  der  fränkischen  Reichsversammlung  erforderlich 
gewesen  wäre. 

Da  der  Römische  Ducat  niemals  dauernd  langobardisch 
gewesen  war,  so  konnte  er  auch  nicht  von  Pippin  durch  einen 
Krieg  gegen  die  Langobarden  erobert  werden:  er  blieb  rechtlich 
unter  b3zantinischer  Souveränetät  und  zugleich  unter  fränkischem 
Künigsschutz,  welcher  alle,  auch  die  öffentlichen  Rechte  der 
Römischen  Kirche  d.  h.  den  päpstlichen  Selbstverwaltungskörper 
des  ditcaim  llomanits  sicherte,-'*^)  bis  Karl  der  Grosse  im 
Jahre  781,  als  er  die  Schenkungsurkunde  Pippins  bestätigte 
and  erweiterte,  für  die  schon  durch  den  Königsschutz  begründete 
thatsächliche  fränkische  Hen-schaft  über  den  römischen  Ducat 

*“)  S.  oben  Amn,  133, 

•**)  Senat  und  V'olk  von  Rom  nennen  757  ganz  richtig  in  einem  Briefe, 
»dcher  nach  Ausweis  seiner  Formeln  in  der  päpstlichen  Kanzlei  geschrieben 
»t  den  Papst  Paul  dommim  iiostrmn  (Kpp.  flf,  509ss.  510$),  d.  i.  unsern 
Iiunanitäts-]  Herrn,  während  der  Franken-König  nosttr  jmst  Deum  tlefemor 
} m)  heisst. 
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die  Anerkennung  von  Seiten  des  byzantinischen  Hofes  als  eine 
auch  zu  Becht  bestehende,  d.  h.  den  Verzicht  aut  die  byzan- 
tinische Souveränetät  gewann'^’)  und  damit  auch  das  päpstliche 
Immunitätsgebiet  des  Bömischen  Ducats  unter  fränkische 
Souveränetät  stellte.'-^) 

Als  privilegirt,  nach  formalem  Hecht  ein  Ausfluss  könig- 
licher Gnade,  musste  die  päpstliche  Immunitätsherrschaft  einer- 
seits nicht,  «wie  Karl  der  Grosse  in  den  Jahren  nach  der  Be- 
seitigung des  Desiderius  gezeigt  hat,  von  jedem  neu  antretenden 
Franken-König  bestätigt  werden,  galt  sie  andererseits  für  die 
Lebenszeit  jedes  Königs  ohne  Bücksicht  darauf,  wie  oft  während 
derselben  der  Inhaber  des  aiwstolischen  Stuhls  wechselte:  daher 
hat  Pippin  seine  Schenkung  den  Päpsten  Paul  I.,  Constantin  II. 
und  Stephan  III.  nicht  erneuert,  ebenso  wenig  Karl  seine  Be- 
stätigung dem  Papste  Leo  III. 

Königsschutz  und  Immunität-'*')  sind  nun  auch  die  General- 
nenner, unter  welchen  sich  alle  uns  überlieferten  einzelnen 
Bechtsbeziehnngcn  der  Päpste  zu  Pippin  und  Karl  unterbringen 
lassen. 

Da  die  Päpste  bis  auf  Hadrian,  unter  welchem  die  fränkische 
Souveränetät  auch  über  den  Bömischen  Ducat  ausgedehnt  wurde, 
Paul  I.,  Constantin  II.  und  Stephan  III.,  den  fortdauernden 


Die  absonderliche  Zwitterstellung  des  Papstes  im  Kömisebeu  Ducat 
in  der  Zeit  von  754  bis  781,  nur  möglich  bei  einem  so  verrotteten  Staata- 
wesen,  als  welches  das  ostrdmisebe  Reich  in  Italien  sich  erwies,  wird  erst 
völlig  klar  durch  die  später  folgende  Erörterung  der  Beziehungen  des  Papst- 
thums zu  Byzanz  in  der  angegebenen  Zeit. 

Auf  die  Patrimonien  gehe  ich  weiter  unten  ein. 

“’)  Vgl.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  IV^,  287 — 32H;  von 
Bethmann  - Holl  weg.  Der  Civilprocess  des  gemeinen  Rechts  V,  32 — 56; 
Loening,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  II,  724 — 747;  Sohm.  Die 
altdeutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  I,  346  ff.  und  in  der  Deutschen 
Ditteratnrzeitnng  III  (18m2),  793;  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschafts- 
recht I,  131 — 135;  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  II,  287 — 302;  Dahn, 
Die  Könige  der  Germanen  VII,  3,  537—570  fS.  564—667  treffende  'Wider- 
legung Loenings,  der  alle  Gerichtsgewalt  der  Immunitätsherren  leugnet); 
Richard  Schröder,  I/thrbuch  der  Deutschen  Rechtsgescbichte  S.  113. 
101—197. 
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Künigsschutz  lür  sicli  in  Anspruch  neliinen-'*^)  — mit  Recht; 
denn  Stephan  liatte  sich  ja  nicht  iiersönlich,  sondern  alle  enumi- 
des  heiligen  Petrus  dem  Franken-König  und  seinen  Söhnen 
commendirt  '^^)  — , so  ergiebt  sich  daraus,  dass  auch  das  Pajist- 
thum  fortdauernd  dem  fränkischen  Königthnm  dienstbar  war, 
ein  Verhältniss,  welches  auch  darin  zur  Anerkennung  kommt, 
dass  mindestens  Paul  I.  und  Constantin  II.  dem  Franken-Könige 
ihre  Wahl  auzeigten,  und  zwar  Paul  nach  dem  früher  für  den 
Exarchen,  den  Regenten  der  Provinz  Italien,  verwandten  For- 
mular.-''') Ein  Unterthaneneid,  allgemein  erst  seit  789  nach- 
weisbar,sollte  dem  Franken-König  ini  Exarchat  775  geleistet 
werden!  jedenfalls  berichtete  Hadrian  an  Karl,  dass  er  einen 
Bevollmächtigten  nach  Imola  und  Bologna  abgeordnet  habe, 
um  die  ganze  Bevölkerung  auch  ihm,  dem  Franken-  Könige,  den 


“'■J  I’aul  iiiimnt  z.  H.  die  Vcrsiclurung  rippins  an  (Epp.  111, 
firma  pir^ef'craiüia  fore  ntl  tlcfensioneut  suuvtae  Ih'l 

efrlfj/inr,  et  unirerxi  poiniU  Umiiaiii  iiltjue.  Intim  jirot'iiieine;  Consfantin  11 
biliei  ip  deu  Frankoii-König;  iiiultu  iimpUm  e.rnllntioiicm  miiKlae 

Pei  errlesine.  epiritalis  iH'itriK  i'estrae^  iitqu-cm'tlwiloj'tte/ifleidefenHiuiieiiij 
1‘ujm  enliis  mmmieme  prneiiii  inc  qterf'a  titm  liheratioiii  iii  jirix  urare  diyiiemiiü 
nriil  ganz  iiliiilich  Stepliaii  111.  fp  äiiSj»-»,):  nmplisHimnm  liheniliotiem 
nhjne  t'inUiilioiii'in  Hiiiirlne  ]>ii  indexinf,  xpiritalix  mnlrig  icstrae,  et  intim 
a rvliie  red'  iiij/l<irj>rori)ii  irie  d efrn  niu ne  in  jieilin  re  Juhe.nliii.  Hi'inerkcns- 
werlti  ist,  dass  Constantin  II.  vei  sichert  (p.  Oä-.’ji-ia):  plm  elinm  qunm 
praelnti  nosiri  prnedceeHsiyres  pnntifire»  in  rentrn  a Ileo  pruterti  reijni  renlri 
Franrimtm  cnrihile  et  dilerlioiie  nlipic  nincera  f'idelitate  cuin  omni  nonlru 
inpulo  timui  iDnntanlin  crimm  pcnnanmri,  und  Gesandte  schickt  (p.  ti.V -si\ 
i/tt«  ro«  de  nnntra  fidel  i t nt  e , ipmm  erija  renlram  rei/alcm  potcntirini  ijcrimm, 
tatisfarere  deheant;  denn  die  L'uterthaneutrouo  wird  sonst  nicht  von  den 
Päpsten  bis  auf  Leo  111.  den  Franken-Königen  gegenüber  betont;  vgl. 
'Vaitz  nie  80  Anm.  1. 

-v'l  Die  Meinung  Ehrenhergs.  dass  die  Conimendation  auf  ilic  Con- 
irahenten  beschränkt  war.  sich  nicht  auf  ihre  Kcchtsiiachfolger  erstreckte, 
hat  D.-ihn  VII.  3,  41-i  mit  vollem  Recht  verworfen. 

Ep.  l'd  (p,  äOi.  ÖOS),  98.  00  (p.  640—653);  vgl.  Ottokar  Lorenz, 
Papstwahl  und  Kaisenhuiu,  Berlin  187  4,  S.  3-J-40  und  llerinann  Dopffel, 
Kaisertlmm  und  Papstwechsel  unter  deu  Karolingern,  Froibnrg  1880, 
S.  11—43. 

®')  S.  Brunner  II.  .59;  Waitz  UD,  -JO-3.  203  lässt  ihn  „wahrscheinlich“ 
7s6  eingefülirt  sein. 

Oondlacb,  Ihntatcbun«;  tiei  Kircb«MU<»tcik.  (3 
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Treueid  scliwüren  zu  lasseii.“'2j  Demnacli  hat  Leo  111.  nicht 
etwa,  wie  man  gemeint  hat,  die  von  Hadrian  behauptete 
Unabhängigkeit  aufgegeben,  als  er  Ende  79fi  seine  Wahl  dem 
Franken-Könige  anzeigte,  ihm  Treue  und  Gehorsam  gelobte'^'*) 
und  um  Absendung  eines  Königsboten  bat,  welcher  der  Be- 
völkerung Roms  den  Huldigungseid  fiir  den  Franken-König  ab- 
nehmen sollte,'^'^)  sondern  Leo  hat  einfach  gethan,  was  er  nach 
dem  längst  zwischen  Papstthum  und  fränkischem  Königthum 
bestehenden,  von  Stephan  II.  und  Hadrian  I.  nur  zeitweise 
unbefugt  zu  ihrem  Vortheil  verschobenen  Verhältniss  von  Rechts 
wegen  thun  musst e.''*'“) 

ilit  der  allgemeinen  Unterthänigkeit,  welche  natürlich 
privatrechtliches  Eigenthum  der  Päpste  an  ehemals  ötFentlichen 
Gebäuden  nicht  ausschliesst,''^'*)  ist  ja  die  Unterordnung  unter 


Epp.  III,  57!)s3— 35:  diriijr.nint  ibidem  noslrum  miemm  . .,  /jui  ..  . 
sacranieiila  in  fide  beati  Petri  et  mmlrn  atque  cjrcedleii  t in  e reetrne  a 
euncto  enrum  poputo  euecijHret.  „Auch  die  Vereidigung  nur  eines  Theils 
[des  Imniuuitätsgebietos,  setze  ich  hinzu]  zeigt  die  pllichlmässige  Rechts- 
lage an“,  bemerkt  treffend  W.  Sickel  XI,  341.  34Ö  gegen  Weiland. 

S.  oben  S 70. 

***)  Annales  q.  d.  Einhardi  zu  7Ut>  (rec.  Kurze  p.  DU):  Jinmne  Adriano 
defum  io  Leo  poiitifivntum  smrepit  et  mo.c  jier  legalos  »icw  idaree  confeiisionis 
saneti  Petri  ar  rejcillum  Rnmnnnc  urbig  citi»  aliis  munerihm  re/ji  misit 
rogaritque,  ut  aliipeetn  ile  guis  uptiinatibug  Rumam  mitteret,  qui  populum 
Rotnnnum  ad  gtuim  /idem  atque.  gubjert ionem  per  gniramenta  firmaret. 
Migsug  es/  ad  hoe  Amjilbertus  abbng  mamigterii  gniieti  Riekarii.  Wenn 
Karl  nach  der  Kaiserkrünung  im  Jahre  801  die  Empörer  gegen  Leo  III. 
als  Majestatsverbrecher  zum  Tode  vcrurtheileu  lässt  (habita  de.eig  quneglione 
geeundum  legem  Romaiinm  ut  majegtatig  rei  eapitig  damiiati  sunt:  Annales 
regni  Francorum  p.  114\  so  wird  natürlich  hier  nicht  plötzlich  der  Papst 
zum  Nachfolger  der  Cäsaren,  sondern  K.arl  fasst  das  Verbrechen  als  gegen 
sich  gerichtet  auf  Anderer  Meinung  ist  W.  Sickel  XI.  327. 

**)  Eine  von  Leo  horriihrende  (vgl.  E.  Friedberg,  Ilietirenzen  zwischen 
Staat  und  Kirche,  I [Tübingen  1872],  2ä  Anm.  1]  Anerkennung  der 
fränkischen  Souveränetät  hat  auch  im  Corpus  juris  canonici  Platz  gefunden; 
der  Papst  schreibt  an  den  Franken-König  (c.  41  C.  II  qu.  7):  Aos  si  in- 
conpelenter  aliquid  egimtis  et  in  gtibditig  Jwitae  legig  tramitem  non  eon- 
sereneimug,  vegtro  ac  miggorum  restrurunt  euneta  rutuniug  emendare  judieio. 

“*)  Hadrian  schenkte  — vielleicht  im  Jahre  787  — dem  Franken- 
König  auf  Verlangen  lien  kunstvollen  Mosaik-  und  Marniorschmuck  des 
Fussbodens  und  der  Wände  der  Pfalz  zu  Ravenna  (Epp.  III,  tillu— Ji);  die 
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die  von  den  fränkischen  Königen  erlassenen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen schlechthin  gegeben;  sie  folgt  aber,  wenn  sie  im 
Einzelfalle  besonders  von  dem  fränkischen  Schutzherrn  verlangt 
wurde,  auch  schon  aus  der  Dienstbarkeit. 

In  den  fränkischen  Capitularien  begegnet  wiederholt  das 
Verbot  der  Veräusserung  unfreier  christlicher  Knechte  in  das 
heidnische  Ausland:  schon  in  dem  Capitularc  Leptinense  des 
Jahres  743  formulirt,“’')  erscheint  der  Satz  abermals  in  den 
Capitularia  Haristallense  (779)*-^’'^)  und  Mantuanum  (781 
Noch  ehe  die  beiden  zuletzt  genannten  erlassen  wurden,  forderte 
Karl  im  Jahre  77«,®*')  als  er  durch  die  sogenannte  Xotitia 
Italica®**)  die  während  seines  Krieges  gegen  Desiderius  unter 
dem  Zwange  einer  Hungersnoth  abgeschlossenen  Verkäufe 
regulirte,  insbesondere  auch  die  Verknechtung  freier  Menschen 
rückgängig  machte,  von  Hadrian  die  Anerkennung  jenes  frän- 
kischen Rechtssatzes,®*-’)  indem  er  den  Papst  über  eine  an- 


Ifalz  war  niitliin  Kigeiitbum  des  Papstes  gewordeo.  Wenn  auch  nichts 
genaueres  darüber  bekannt  ist.  wie  weit  unter  byzantinisihcr  llerrschatt 
Pigenthum  und  Besitz  der  Päpste  im  Exarchate  reichte,  so  gehörte  ihnen 
doch  auf  keinen  Fall  die  Pfalz,  in  welcher  der  Exarch  residirte.  Wie  diese 
so  sind  ihnen  rermuthlich  auch  alle  noch  vurhandeuen  Btaatsländereien  bei 
dem  Verschwinden  der  Exarchen  zugefallen  (a.  oben  S.  27)  und  von  Pippin 
belassen  worden,  der  — im  Unterschied  von  seinem  Sohn  Karl  — iin 
einzelneu  niclil  danach  gefragt  zu  haben  scheint,  was  Stephan  im  Exardiat 
and  in  der  Peutapolis  von  Hechts  wegen  als  Eigeothum  beanspruchen 
konnte. 

®")  ÜiuiUiter  pmeripiiinui  . . . , ui  manripiu  ihriiftinint  paguiiig  non 
Iradantur  (c.  3:  Boretius,  Capitularia  regum  Fraucorum  1,  -28). 

-*)  Fori»  maroa  nemo  mancijiium  reiulat  (e.  10:  llurelius, 

Papp.  I,  .M). 

“•)  Ut  nullm  mnnoipia  chri»iiana  cd  pngana  . . . fori»  regno  no»iro 
etndat  (c.  7:  Boretius,  (’app.  1.  lOO). 

**)  Das  Jahr  ergiebt  sich  aus  meiner  Darlegung  im  Neuen  Archiv 
XVII,  551  Aum.  1. 

“‘)  Boretius,  Papp.  I,  187;  vgl.  desselben  Schrift  „Die  Capitularien 
itn  Langobarden-Rcich“,  Halle  1864,  S.  00  — 104. 

Boretius  hat  allerdings  (Capp.  I,  28  u.  4)  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  der  Satz  auf  eine  Anregung  Gregors  111.  zurückgeht  — 
dieser  Papst  schrieb  nämlich  e.  732  an  Bonifatius (Epp.  111.  2806-o);  Som 
et  hoc  inter  alia  tliecriincn  ogi  in  partibn»  iUi»  <liji»li,  <piod  guidnm  ex 
liddibu»  «d  immdanihm  pttgonis  situ  cennnilent  inancipiu.  Hoc  ui  mngnojKre 

6* 
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gebliche  Verletzung  zur  Kerliensduill  zog.-'"*)  rud  Hudrian 
rechtfertigte  sicli  nicht  nur  wegen  dieses  Vorwurfs,  sondern 
versicherte  gleichzeitig:  er  habe  diejenigen  Griechen,  welche  die 
infolge  der  Huugersnoth  der  Knechtschaft  geneigten  Langobarden 
fortschaffen  wollten,  soweit  es  in  seinen  Kräften  stand,  ein- 
kerkern und  ihre  Schiffe  verbrennen  lassen.'-'"*) 

Erscheint  also  ein  Satz  des  fränkischen  Capitularienrechts, 
noch  ehe  er  nachweisbar  eigens  für  Italien  in  Geltung  gesetzt 
war,  für  den  Papst  verbindlich,'-**-’’)  so  übte  Karl  auch  eine 
Disciplinargewalt  über  den  Papst  selbst  in  zwei  Fällen  (7T(i 
und  784  — 7111),  in  welchen  der  lautere  Wandel  der  Höniischen 
Geistlichkeit  angezweifelt  wurde;'-’"")  und  dass  er  dieses  Recht 
auch  in  Zukunft  sich  zu  wahren  entschlossen  war,  i.st  daraus 
zu  entnehmen,  dass  er  dem  Papste  im  zweiten  Falle  die  Straf- 


corriyerc  dtbean,  frnttr,  cummendemm,  nev  sinns  /inri  ultra;  gcelua  rnim  csl 
et  impirtas.  Kis  ertjOf  tjui  Ituc  perpetrati  sunt^  simitrm  homiridae  iudiceti 
paeniteniiam  — ; aber  abgi‘sehen  davon,  dass  der  l’.ipst  niilit  sowohl  };o;i;eii 
den  Verkauf  der  mancipiti  an  »ich,  als  vielmehr  Kegen  ihren  rituellen  Mord 
bei  den  Heiden  sich  zu  wenden  scheint,  mindert  die  von  päpstlicher  Seite 
etwa  ansgegangene  .\nregung  doch  nicht  den  fränkisclicn  i'haraktei-  des 
(jesetzes.  fm  den  Krankcn-König  später  einer  .Vnsliefcrnng  zweier,  unge- 
treuer päpstlicher  lleamlen,  welche  zu  ihm  gettohen  waren,  geneigt  zu 
machen,  erhob  Hadrian  gegen  sie  im  Jahre  7s:i.  also  nach  dem  Erlass  der 
Capitularien  von  Heristal  und  Mantua,  unter  andertn  auch  den  Vorwurf, 
dass  sie  Menschen  zu  den  Heiden  verkauft  hätten  (in  rrualitate  homiiittm 
apad  paijduas  cemindanlrn  i/eulen:  p.  öoOm.  oj). 

Hadrian  schreibt  an  Karl  (p.  hs.äs.  lof:  lIrpperimuK  eniin  in  ipaa« 
vestras  mellifluaK  apites  pro  rrnalilale  maiu  ipnn'um,  ul  ipuixi  per  uoxtris 
Rouiauix  renuudali  fuisxeid  iu  ijeutnn  uredireudam  Sararrunruiu. 

'^)  Epp.  lll.  5S5i7_2i.  Wenn  \V.  Sickel  XI,  :US  darüber  sagt : 
,Karl.  der  in  seinem  lleicbc  solchen  .Menschenhandel  verbot,  wandte  sich 
für  das  päpstliche  (iebiet,  dem  er  keine  Uesetze  hätte  geben  können,  mit 
Erfolg  an  den  Eandesherrn.  Aber  durfte  er  ihm  befehlen  und  im  Fall  des 
Ungehorsams  Rechtszwang  üben?  Eine  Rejahung  der  Frage  ist  schwerlich 
zu  begründen“  — , so  gestaltet  sich  hier  das  Kechtsverhältniss  doch  sehr 
einfach:  Karl  durfte  von  dem  i’apst  auf  Urund  der  (Vmmendation  einen 
Dienst  verlangen  — auch  für  den  Komischen  Ducat : Centumcellael  — und, 
wenn  er  versagt  wurde,  ihn  auf  byzantinischem  Grund  und  Roden  zwar 
nicht  erzw-ingeu,  aber  dem  I’apst  den  gegen  Dienstptlicht  eingetauschten 
Kuuigsschutz  entziehen. 

**“)  V'gl.  Borctius,  Die  Capitularien  im  Langobarden  Ueich  S.  lü. 

Epp.  III,  .ÖH524—34  und  G-ilea—gs. 
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Iwsigkcit  des  Anigebers,  eines  unter  päpstlicher  Gewalt  stehenden 
Mönchs,  ausdrücklich  und  mit  Erfolg  vorschrieh.'^) 

Aber  durch  die  Conunendation  wird  nicht  nur  eine  passive 
Prticht  zur  Fügsamkeit,  sondern  auch  eine  active  Pflicht  zur 
Dienstbarkeit  begründet,  welche  je  nach  der  Eigenthümlichkeit 
des  Coinmendirten  verschieden  ist:  und  so  sind  denn  auch  mancher- 
lei Dienste  dem  Papst  mit  Recht  zugemuthet  worden. 

Pippin  hat  die  geistige  und  geistliche  Leistungsfähigkeit 
eines  Bischofs  und  zweier  Priester,  Angehöriger  der  Römischen 
Kirclienprovinz,  in  ausgiebiger  Weise  für  sich  verwerthet.  Für 
den  Römischen  Priester  Marinus  verlangte  der  König  — oöenbar 
als  Lohn  für  die  ihm  erwiesenen  Dienste  — die  üebertragung 
einer  Römischen  PlVüiide,  und  Paul  I.  kam  der  Aufforderung 
nach,  indem  er  die  darüber  ausgestellte  Urkunde  an  den  Franken- 
Köuig  zugleich  mit  einem  Briefe  sandte,  welcher  in  der  Zeit 
Von  758  bis  763  entstanden  ist.'-**”)  Kachdem  Paul  noch 
wiederholt  des  Marinns  Erwähnung  gethan,  mit  welchem  er 
Anla.«s  zur  Unzufriedenheit  zu  haben  glaubte,  und  im  Jahre  764 
auch  seine  Rücksendung  beantragt  hatte,'*’**)  ohne  damit  der 
Verfügungsgewalt  des  Königs  zu  nahe  treten  zu  wollen,'-'^") 
musste  noch  im  Jahre  767  Constantin  II.  — vermuthlich  eben- 
falls ohne  Erfolg  — die  Bitte  um  Ileimsendung  wiederholen.'-''’) 
Da  Constantin  sein  Gesuch  auch  auf  einen  anderen  Priester 
Xamens  Petrus  und  den  Bischof  Georg  von  Ostia  erstieckte 
und  damit  begründete,  dass  das  Bisthum  Georgs  und  die  Kirchen 
der  beiden  Priester  unter  ihrer  lange  dauernden  Abwesenheit 
litten,'-’'^-)  so  folgt  daraus,  dass  Pippin  nicht  bloss  die  demüthige 
Bitte,  welche  Paul  schon  um  761  für  Georgs  und  Petrus' 


Kp|).  Hl. 

Epp.  UI.  oJUio-irt. 

Epp.  111,  Ö2U31— 8G-  5*10i_13. 

Er  sclirviüt  p is:  fl*'  sivat  per  atiteri(m'x  uostrds 

httertti*  €j:irUcntiae  rcxlroe  iUrexinmx,  in  vextru  xit  arhitrio  t'd  potextate, 
tfHifi  de  eodan  dieponet'c  rolueriti». 

Epp.  III, 

f*^pixcvpntum  tnint  d ecrlcHinx,  (pmx  ienerf  videhtinhir,  inordinate 
«*♦*/»«;  hncUnnH  coneinhiiii  (p.  ir>H2e,  27}. 
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Heimkehr  an  den  König  gerichtet  hatte, — also  etwa  sechs 
Jahre  lang  — unerfüllt  gelassen,  sondern  auch  wohl  auf  eine 
spätere  Anfrage  Pauls  die  Verfügung  getroffen  hatte,  dass  ihnen 
ihre  Aemter  in  der  Römischen  Kirchenprovinz  offen  zu  halten 
seien.^'*) 

Aber  die  Franken  - Könige  Hessen  sich  nicht  an  den 
Diensten  päpstlicher  Untergebener  genügen,  sie  setzten  auch 
den  Römischen  Oberbischof  selber  zu  ihrem  Vortheil  in  Be- 
wegung. 

Da  der  Papst  als  der  vorzüglichste  Mittelsmann  zwischen 
Gott  und  Menschen  galt,  so  empfing  Hadrian  bei  besonderen 
Anlässen  von  Karl  die  Weisung,  ausser  den  gewöhnlichen  Für- 
bitten, welche  auch  der  Papst  für  den  Franken-König  beim 
Gottesdienst  einlegen  musste, besondere  Bittgebete  anzustellen 


'■*”)  Epp.  III.  524s(i_s9.  Auch  hier  sR);t  der  Papst  : Seil  hoc  in  renirne 
l•ohlntalill  arbilrio  rcliixnmm,  «(,  qunliter  robiit  jilonierit,  iln  ex  eis  iigittis, 
sire  illir  ajnul  ros  eos  detinenilo  sire,  etium  ad  nos  absolrendo,  </uoiiiiim 
omnia,  quae  ivbis  plaritn  sunt,  et  nobis  uninino  coiigrun  et  prospcra  esse 
ridenlur. 

Der  Papst  betonte  auch  im  37.  Briefe,  welcher  zwischen  7ü4  und 
7ß6  geschrieben  ist  (p.  Sihu-ss)  so  beflissen  seine  Willfährigkeit  gegen 
den  König,  dass  er  bezüglich  der  beiden  Vrlaubor  wünschte:  ulinam  ipsi 
plneabiles  in  restro  possint  esse  sercieio.'  und  hat  schliesslich:  Pro  quo 

dirigite  nobis,  quid  de  episropnto  prnedirti  (ieorgii  et  de  eertesin,  quae 
jfraeiioininato  Petro  conimissa  est,  j/eragere  debeamus,  ne  amptius,  itlis 
nmotis,  in  nimiam  negleetm  incuriam  dereniant. 

.\bgesehen  von  wiederholten  einschlägigen  Aeusserungcn  der 
Päpste  — Hadrian  sagt  z.  B.  p.  öSl),; — 590,:  Kos  quidem  die  noetuque 

iiumquani  desistimus,  cum  sacerdotes  cuncloque  ehristiaim  pojruto  in  con- 
fessione,  beali  Petri  principis  apostoloniin  supplieiler  exorare,  ut  itna  cum 
excellentissima  fdia  nostra,  regina,  et  praecellenlissiinos  restros  nobilissimos 
protes  rictorem  te  super  omnes  barbaras  iiationes  faciat,  quatenus  omnes 
sub  tuo  brachio  uniiliati  resligia  pedum  tuoruin  prorsus  osculentur  et  eadesia 
Dei  tun  a Deo  institutn  regali  potcntia  nimirnin  exattetur  — und  den 
Sehlusswiinschen  der  päpstlichen  Briete  (vgl.  Nenes  .\rchiv  XVII,  .MO.  541 
Anin.  1),  spricht  dafür  aneh  die  7S1  wegen  Infidelitat  erhobene  Anklage 
gegen  den  Abt  Potlio  des  beneventanischen  Klosters  San  Vinceiizo,  in 
welcher  Hadrian  mit  der  rntersuchnng  betraut  wurde  (s.  unten);  einer  der 
Auklagepuukte  lautete  nämlich:  Cum  cursuin  horne  srxiae  explessemus  et 

serundum  eonsuetudinem  pro  regis  inndomitate  ejusqne  jirotis  propbeticum 
deeantaremus  psahnum,  vidrlicet.  „Deus,  in  nomine  tuo  satrum  me  f'ae“. 
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— das  geht  z.  B.  aus  dem  Brief  hervor,  mit  welehem  Hadrian 
die  Anzeige  Karls,  dass  er  in  Spanien  einzudringen  im  Begriffe 
stehe,  im  Mai  778  beantwortet^^*)  — ; so  erhielt  der  Papst  von 
Karl  786  auch  den  Auftrag,  ein  allgemeines  Dankfest  für  die 
Unterwerfung  und  Bekehrung  der  Sachsen  zu  veranstalten,  und 
kam  dem  Verlangen  gehorsam  nach;-'")  und  da  er  die  höchste 
moralische  Instanz  auf  Erden  darstellte,  so  musste  er  durch 
Androhung  seines  Banns  den  aufsässigen  Bayern-Herzog  Tassilo 
znm  Gehorsam  zwingen.^™) 


nUiito  surrejcit  abba  et  pmllere  mUiil,  und  der  Abt  gab  zu:  Semper  cuni/re- 
jatio  iiosirn  ptro  ejue  exrellentin  eimul  pro  ipeitis  jtrole  procul  dubio  in 
momieterio  pmtUit  (ji.  m.ss);  '"gb  \Vaitz  IIP,  181.  182.  204  und 

Wejl  S.  45.  40.  Wenn  Weyl  an  dieser  Stelle  mit  Keclit  «die  bereits  durch 
Hadrian  I.  erfolgte  Aufnahme  der  Fürbitte  für  Karl,  seine  Familie  und 
seine  tretreucn  in  das  Kirchengebet  zu  Rom“.  ,al.s  Zeichen  der  Unterwerfung 
unter  das  fränkische  Regiment“  verwerthet.  so  ist  damit  doch  wohl  nicht 
zu  Tereinen.  denselben  Papst  an  anderer  Stelle  S.  49  ,al.s  Inhaber  der  Re- 
prssentationshoheit  Souveränetätsrechte  im  Sinne  der  modernen  Staatsrechts- 
lehre üben“  zu  lassen.  Bei  dieser  Uelegenheit  möchte  ich  mich  gegen  eine 
mir  von  Weyl  unterstellte  Thorheit  auf  das  entschiedenste  verwahren:  Da 
ihm  an  der  Echtheit  einer  Urkunde  Hadrians  S.  131  — 136  sehr  viel  gelegen 
ist,  so  sucht  er  diu  auf  das  Gegenthoil  abzielenden  Beweise  als  in  sich 
haltlos  hinzustellen  ; er  sagt  unter  anderm  S.  133  Aum.  3 auch  bezüglich 
meiner  im  Neuen  Archiv  veröffentlichten  Studien  über  die  Vienner  Hrief- 
und  Urkundensammlung,  zu  welcher  auch  die  Urkunde  Hadrians  gehört : 
.Gundlach  scheint  Band  XIV,  250  die  Echtheit  anziinehmeu,  während  er 
Band  XV,  s4  eine  Fälschung  annimmt“.  Es  ist  nun  aber  für  jeden,  der 
-\ugen  hat  zu  sehen,  klar,  dass  ich  an  der  ersten  Stelle  nur  eine  einleitende 
Uebersicht  über  den  Inhalt  der  Epistolae  Vienuenses  gebe  und  an  zweiter 
Stelle  S.  11 — 102  nichts  annehme,  sondern  den  umfassenden  Nachweis  der 
Unechtheit  wie  der  ganzen  Sammlung  so  der  fraglichen  Urkunde  geliefert 
habe,  an  welchen  auch  von  meinen  bedeutendsten  Gegnern,  den  Angehörigen 
der  Pariser  Akademie  Chevalier  und  Duchesne,  nicht  gerührt  worden  ist 
(vgl.  meine  Entgegnung  im  Neuen  .Archiv  XX.  201 — 287j. 

Ep.  61  p.  588.  589. 

Epp.  III,  608,_«,. 

In  den  .\nnales  regni  Francorum  (rec.  Kurze  p.  74.  70)  heisst  es 
zu  787 : Ihique  (in  Roma)  vniien/ee  missi  Taesiloni  duri»  ...  et  peticrunt 
apostolicum,  ^^t  piicem  tenninaret  inler  domnum  Corolum  reijrm  et  Tanailonem 
ducem.  l’mle  et  dnmnus  apostolicwi  miilfum  ee  interponeiis,  pontolnndo 
jamdicto  domiio  rege  . . . etatim  en]>ra  dueem  eorum  rel  euie  con.irntaneiii 
annthemn  jwHuit,  ni  ipne  eucramenta,  quite  promiserat  domno  Vippino  regi 
et  domno  C'arolo  itemque  regi,  non  adimplesset. 
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Wenn  Karl  selbst  die  gcistliclien  Eigenschaften  des  Papstes 
sich  dienstbar  macht,  so  kann  nicht  überraschen,  dass  er  seine 
weltliche  Persönlichkeit  tiir  die  Rechtsprechung  und  Verwaltung 
ausnntzt. 

Der  Franken-König  hatte  den  Abt  Potho  des  Klosters 
San  Vincenzo  am  Volturno,  welcher  der  Infidelität  bezichtigt 
worden  war,  seines  Amtes  zu  entsetzen  befohlen,  als  ihm  Hadrian 
im  Mai  oder  Juni  781  auf  die  Bitte  der  Mönche  vorstellte,  dass 
die  Absetzung  zu  Unrecht  geschehen  sei.  Karl  ertheilte  daraufhin 
dem  Papste  die  Anweisung,  über  die  Angelegenheit  ein  regel- 
rechtes Verfahren  einzuleiten,  welches  die  Schuldlosigkeit  des 
Angeklagten  ergab.-''**)  Mochte  also  auch  sonst  der  Papst  der 
zuständige  Richter  des  Abtes  sein,***")  die  von  Karl  verfügte 
Absetzung  zeigt  deutlich,  dass  der  Franken-König  die  geistliche 
Gerichtsgewalt  des  Papstes  nicht  achtete  und,  als  er  diesem  die 
Untersuchung  nachträglich  übertrug,  nach  freiem  Ermessen 
handelte;  ausserdem  lässt  auch  die  Einsendung  des  Unter- 
suchungsprotokolls darauf  schliessen,  dass  Karl  sich  die  Ent- 
scheidung vorbehielt. 

Wie  als  Untersuchungsrichter  diente  Hadrian  dem  Franken- 
König  auch  als  Polizeicommissar,  indem  er  (787  — 791)  den 
Befehl  Karls  (praeeipietuhim  emisif),  die  venctianischen  Kauf- 
leute aus  dem  Exarchat  und  der  Pentapolis  zu  vertreiben,  aus- 
führte.****) 

Bemerkenswerth  ist  der  Streit,  welcher  sich  an  diese  Mass- 
regel  anknüpfte.  Hadrian  hatte  den  Erzbischof  von  Ravenna 
ermächtigt,  das  Vermögen  der  vertriebenen  Kaufleute,  soweit 
es  im  Bereiche  der  Ravennatischeu  Kirche  sich  befand,  zu 


S.  die  Briefe  (ii>.  67  p.  593 — 597. 

■■**’)  Die  Untersuchungscommission,  welche  unter  dem  Vorsitz  des 
Papstes  zusanimentrat,  «ar  keine  ausschliesslich  geistliche;  denn  anch  der 
Herzog  Hildehrand  von  Spoleto  und  der  dux  Theodor  werden  als  Beisitzer 
(p.  595,».  jo)  in  dem  I.■ntcr8uchungsprolokoll  genannt,  als  welches  sich  der 
67.  Brief  darstellt. 

*’')  Epp.  III.  6J2ä4-zT;  der  Brief  ist  in  der  Zeit  von  7S7  bis  791  ent- 
standen. Die  Frage  \V.  Sickels  XI.  3iS:  .Erfüllte  der  Papst  das  Begehren 
aus  Politik  oder  ans  Pflicht?“  ist  zu  beantworten:  Aua  Pflicht;  denn  er 
war  für  den  Exarchat  der  Iminunitatsherr  und  als  solcher  Unterthan  des 
fränkischen  Souveräns. 
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ihren  Gunsten  einzuzielien.  Das  hatte  aber  der  in  diesem  Ge- 
biete schaltende  königliche  Beamte,  der  dux  Garamann,  nicht 
geduldet,  sondern  die  herrenlos  gewordenen  Vermögensstücke 
der  vertriebenen  V'enetianer  für  den  Fiscus  mit  Beschlag  be- 
legt. Darüber  führte  nun  Hadrian  bei  Karl  Beschwerde.  Der 
Papst  verdunkelte  dabei  diesen  klaren  Sachverhalt,  indem  er 
duich  königlichen  Befehl  den  in  seinen  Augen  anmasslichen  (1u.r 
zur  Herausgabe  der  eingezogeneu  Liegenschaften  zu  dem  Ende 
angehalten  haben  möchte,  „dass“,  so  sagt  der  Papst,  „sowohl 
unsere  Territorien  vennittelst  Eures  Königs-schutzes  unange- 
tastet bleiben,  als  auch  alle  kirchlichen  Anstalten  innerhalb 
dieser  Territorien  ihre  w'ohlerworbenen  Rechte  unverbrüchlich 
geniessen“:®'*)  denn  genau  genommen  nicht  der  zunächst  per- 
sönlich wirkende  Königsschutz  verbürgt  einem  königlichen 
Beamten  gegenüber  die  Unantastbarkeit  eines  Territoriums  und 
den  ruhigen  Genuss  aller  wohlerworbenen  Rechte,  sondern  die 
dingliche  Immunität,  mit  welcher  freilich  der  für  den  Exarchat 
und  die  Pentapolis  ursprünglichere  Königsschutz  verbunden 
war;-*’)  und  wohlerworben  können  die  hier  fraglichen  Rechte 
nur  unter  der  Voraussetzung  genannt  werden,  dass  mit  Immunität 
vereinbar  ist,  was  Hadrian  in  diesen  Begriff  hineinlegt.  Lässt 
man  aber  den  im  fränkischen  Recht  für  Immunität  üblichen 
Inhalt  massgebend  sein,  so  kann  das  Urtheil  nicht  schwanken. 
Dem  Immunitätsherrn  standen  nur  die  Causae  minores,  die 
niedere  civile  Gerichtsbarkeit  und  die  damit  verbundenen  Ge- 
richlsgefälle  zu;-**)  hier  aber,  wo  Karl  die  venetianischen  Kauf- 
leute. byzantinische  Unterthanen,  durch  Entziehung  seines 
Schutzes  rechtlos  und  ihre  gesammte  Habe  herrenlos  machte,®'*') 
iiandelte  es  sich  gar  nicht  um  einen  Act  der  Gerichtsgewalt, 


Das  bedeuten  doch  wohl  die  iinKelenken  Worte  (p.  (iSSi-?):  ut  et 
nmlrii  tr.rritorin  i>cr  re»tram  rejjalem  tuitionem  intnrtn  perrnnnennt  et  »juic- 
nuiit  hif'ra  ipm  territi>ri<i  enne  uoscHiitiir  hirefriu/abiliter  ii  piorum  Iwintwt 
piiHiiesHit  eorum  Jura  fruantur, 

L'eber  das  Verhältniss  des  Kiiiiigsachutzes  ruf  liiinimiitat  s. 
lirunner  II,  54 — 66  und  Dahn  VII,  a,  551.  552. 

Bruner  II.  298—302. 

l'eber  die  Rechtlosigkeit  der  Fremden  s.  Dahn  VII,  1,  306;  3,  19 
und  Schröder  S.  225.  226. 
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sondern  um  eine  Polizeimassregel,  und  vollends  ungereimt  ist 
es,  den  Ertrag  dieser  Massregel  unter  GericlitsgefiUle  zu  be- 
greifen. Hadrian  kam  al.so  gar  kein  Verfiigungsrecht  über  die 
Güter  der  ausgewiesenen  Kaufleute  zu;  folglich  konnte  sie  der 
Erzbischof  von  Ravenna  auch  gar  nicht  durch  eine  Zuwendung 
des  Papstes  erwerben. 

Was  nun  den  Gerichtsstand  des  Papstes  anlangt,  so  beweist 
die  Untersuchung,  welche  Karl  anfangs  December  800  über  die 
gegen  Leo  III.  erhobenen  Anklagen  eröfifnete,**“)  dass  der 
Franken-König  richterliche  Gewalt  in  Strafsachen  über  den  Papst 
in  Anspruch  nahm;  und  in  Civilsacheii  wäre  es  ein  Hohn  auf 
den  RechtsbegrilF  gewesen,  wenn  dem  Papst  die  endgiltige  Ent- 
scheidung in  Streitigkeiten  überlassen  worden  wäre,  in  welchen 
er  selbst  Parthei  war.  Ein  solcher  Fall  wird  von  Leo  III.  in 
einem  an  Karl  gerichteten  Brief  erwähnt.  Es  handelte  sich 
um  Ländereien  mit  Gebäuden,  landwirtbschaftlichen  Anlagen 
und  Vieh,  Zubehör  zur  Ravennatischen  Pfalz,  welche  ja  Eigen- 
thum des  Papstes  geworden  war.-”')  Karl  hatte  zuerat  alles 
dem  Papste  zugesprochen,  dann  aber,  wahrscheinlich  aul  eine 
Beschwerde  der  Gegenparthei,  das  Urtheil  aufgehoben  und 
durch  seine  wns«  eine  neue  Untersuchung  angeordnet,  welche 
dem  Papste  den  Verlust  aller  durch  das  erste  Urtheil  gewonnenen 
streitigen  Gegenstände  eintrug.-**) 


In  den  Annales  regiii  Francorum  (rec.  Kurze  p.  112)  wird  erzählt: 
Hf.c  roiitione  »vw.'o/n,  rur  llmmim  vniiKnet,  nmiiihw  pnleferit  et  e:rinile  eotidie 
ad  ea  quae  venernt  facienda  ojteram  dedit.  Inter  qwae  rel  maiiniuni  rel 
diffieilhmum  erat,  quod  primum  inehoatum  ent,  de  disi  utiendin,  quae  ponti/iei 
ohjecta  nunt,  crhninibm;  vgl.  Mühlbacher,  Deiitsihe  Geschichte  S.  200.  201. 

S.  oben  Anm.  20  und  250. 

Leo  verweist  den  Kaiser  in  seinem  zwischen  801  und  814  ge- 
schriebenen Briefe  auf  den  genaueren  Bericht  seines  Gesandten  darüber, 
quia  omnia,  quirquid  i>er  reHtrum  pium  ar  leqale  Judirium  de  rama  rideticet 
palatii  Jiarennatin  reeollej-initn  — itnde  et  pumintin,  nt  nuUun  quilibet  homo 
in  ponterum  conquannare  aut  in  judicio  protnovere  praenumeret  — tarn  de 
rulyaria  quam  etiam  de  mannis,  quan  jter  renlrum  dinjmnilum  Uenninun 
fidelin  renter  nobin  recunniynarit,  omnia  rum  ranis,  rinein  neu  labori- 
bnn  alque  pevuliin  abntuleruni,  et  nihil  ej-inde  nubin  remannit  (.laffÄ, 
Bibi.  IV,  331). 
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Wenngleich  die  der  Immunität  eigentümliche  Rechtssphäre 
eine  beschränkte  war,  nur  so  weit  reichte,  als  die  öffentliche 
Gerichtsbarkeit  finanziellen  Charakter  hatte,***)  so  hatte  doch 
Leo  III.  auch  darin  noch  Eingriffe  fränkischer  in/ss/  zu  erdulden: 
er  klagte  Karl  einmal,  dass  die  von  ihm  entsandten  mmi  ans 
ihrer  Begleitung  in  mehreren  Städten  Richter  bestellt,  durch 
diese  in  verschiedenen  Rechtshändeln  eine  amtliche  Zwangs- 
gewalt geübt  und  an  Gerichtssporteln  eine  reiche  Ernte  gehalten 
hätten,  wodurch  die  i»äpstlichen  Einkünfte  erheblich  geschmälert 
worden  seien.*"")  Aber  der  Papst  bestritt  nicht  etwa  dem  Kaiser 
das  Recht  zu  einem  solchen  Vorgehen;  er  bezweifelte  lediglich, 
ob  die  mistti  ihre  Gerichtsgewalt  an  Männer  ihres  Gefolges  zu 
delegiren  ermächtigt  waren.*"*) 

Im  Gegensatz  zu  dem  fügsameren  Leo  hat  sein  Vorgänger 
Hadrian  den  Versuch  gemacht,  erst  zusammen  mit  einem  aus- 
gedehnten Papsfstaat  auch  eine  mit  der  fränkischen  gleichgestellte 
Gerichtsgewalt  zu  erlangen,  dann,  nachdem  er  daran  gescheitert 
war,  die  päpstliche  Macht  räumlich  und  inhaltlich  zu  steigern, 
wenigstens  die  richterliche  Befugniss  des  Papstthums  in  seinen 
Immunitätsgebieten  zu  erweitern;  indessen  hat  er  damit  ebenso 
wenig  Glück  gehabt  wie  mit  seinen  politischen  Bestrebungen. 

Schon  im  Jahre  ~~b  stellte  er  an  Karl  das  Ansinnen;  wie 
er  ihm  einen  gewissen  Paulinus,  welcher  feindselig  und  ver- 
leumderisch sich  über  den  Franken-König  geäussert,  gefesselt 
ausgeliefcrt  habe,  so  auch  die  der  Papstbeleidigung  schuldigen 
Paschalis  und  Sarracinus  entweder  zu  bestrafen  oder  zur  Be- 
strafung auszulielern.***)  Aber  Karl  nahm  von  Anfang  an  so 


Brunner  II.  300. 

®®)  Ijeo  schreibt  im  Jahre  808  an  Karl:  Xeiwimm  enim,  ti  vestrn  fuit 
'letnatitUtUo,  rjuuil  mw*»  veatri,  qui  venerunt  ad  juntiliam  faciendam,  delulenoil 
»ft-um  liDmitirs  plures  et  /mi-  elnifuliin  cieilnten  comtiturrunt.  (^uia  nmnia, 
»ecundum  quotl  nolebat  diur,  qiii  a iinbls  erat  roii^titutun.  per  distrirliimem 
direrHarum  eau^iiirum  tollere  et  md>in  iiiore  sidi'lo  luiiiue  tribuere,  ipni  eorum 
homineji  peret/erunt ; et  multitm  eollert ioiiem  f'eeerunt  de  ipmi  popubi.  l'nde 
ip»i  dwen  minime  po.inunt  .lulfraiiium  nobiit  plenieiime  praeientare  (Jaffe, 
Bibi.  IV,  312). 

*“')  S.  <Ia.s  erste  SatagefURP  iler  in  der  vorigen  Anin.  ausgescliriebenen 
Stelle. 

**)  Epp  III,  373i_is. 
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wenig  Rücksicht  atif  den  Papst,  dass  er,  was  Hadrian  sein- 
bitter  empfand,  den  beiden  ,Verbreclieni“  den  Aufenthalt  bei 
ihm  zu  einem  angenehmen  gestaltete,-’’^)  und  luhr  dem  Papste 
zum  Verdruss  auch  damit  fort  — das  muss  man  aniiehinen,  weil 
er  es  gerade  damals  darauf  anlegte,  den  Papst  schonungslos  seine 
Macht  fühlen  zu  lassen  und  ihn  dadurch  in  seine  Schranken 
zurückzuweisen.-”*) 

Durch  diese  Krfahrung  Hess  Hadrian  sich  aber  nicht  be- 
lehren ; er  nahm,  nachdem  sein  Verhältniss  zu  Karl  urkundlich 
geregelt  war,  seine  alten  Bestrebungen,  seine  Gerichtsherrlichkeit 
zu  erhöhen,  von  neuem  auf.  Im  Jahre  "Sö  beantragte  er  bei 
Karl  auf  Grund  der  von  diesem  bestätigten  Schenkung  seines 
Vaters  die  Auslieferung  zweier  bei  ihm  weilender  Ravennatiseber 
Fleamten,  des  Eleutherius  und  Gregor,  weiche  er  der  schwersten 
Amtsverbrechen,  sogar  der  Ermordung  eines  Diacons  während 
der  Messefeier,  beschuldigte,-”-')  um  vor  fränkischen  luissi  iliK' 
Verurtheilung  zu  erzielen.-”") 

Im  Jahre  790  oder  791  bat  Hadrian  abermals  Karl  um 
die  Auslieferung  einiger  Ravennaten  und  Pentai)olenser,  welche 
keine  Beamten,  sondern  lediglich  Insassen  des  päpstlichen  Im- 
munitätsgebietes gewesen  zu  sein  scheinen,  nachdem  er  ein  Jahr 
zuvor  bereits  dieselbe  Bitte  ohne  Erfolg  an  Karl  gerichtet  batte.-”-) 
Der  Beweggrund  ist  jetzt  der  nämliche  wie  im  Jahre  7s:i-"’-); 


Der  Aerger  Hadrians  niiu-lit  sich  in  den  Worten  Luft  (|i.  .öTas.  <. l: 
Et  miror  viihle,  qwul  illi,  ijiti  tdliii  et  imiiiililti  ilr  iion  riiniiH  rinlris  iililiili- 
hui  imiferebunt  rerint,  in  inmjiiiii  ilrliciin  Inilnit  (liiinscilis. 

*■<)  S.  oben  S.  (>-Z  ff 
t®-^)  Kpp.  III,  t»0üi»_a;i. 

Kr  verlangt:  ad  nos  delionail atos  per  fidel issinw>i  minson  reytrus 
huniiles  rettiaiil,  at  umnia,  quae  fall  yumuy,  eorum  comprabemu-n  praeyeiitia, 
qualemai  qui  aijnnt  talia  iiiiqua  alque  pereerm  per  aos  emeiideiitxir 
(p.  606<s— 0ü7i).  Der  für  diu  Iromunitüt  gullcnden  Kegel  gemäss  beansprucht 
also  Hadrian  nicht  einmal  über  seine  Heaniten  die  tiericlitsbarkeit  in  Straf- 
sachen; er  möchte  das  Strafgerichtsverfahren  mir  in  seinem  Hereicbe  ange- 
stellt  haben. 

»”)  Wie  schon  oben  angezogen  i.sf.  sagt  er(p.  C>:ir>i_3):  .yleHl  praeleril« 
anno  rot».s  dire-riniuy.  pro  liominil/uy  Itariniaids  cl  renlnpnleiisty,  de  qiios 
ncripsiinutt,  iif  cw  nahls  diriyi. 

Hadrian  sagt  hier  von  seinen  beiden  Heamton  . p.  üoiiai.  ssl: 
euperlni  arrotjantia  elati  einiati  siuil  eine  nustra  eeittdia  ad  eeelris jo'ojnTari 
reyaley  obluliOuy, 
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Hadnaii  vvollu*  iiidit  zugebeii,  dass  scliliclite.  grschweige  denn 
beamtete  Insassen  seiner  luimunitätsgebiete  sieh  oline  seine  Kin- 
willigung  seiner  von  Pijipin  und  Karl  gewährleisteten  Gerichts- 
gewalt entzögen  und  zu  dem  Frauken- König  ihre  Zuflucht 
iiähinen;-*®)  er  wünschte  darum  von  Karl  den  Grundsatz  aner- 
kannt zu  sehen : wie  kein  Franke  ohne  königliche  Genehmigung 
nach  Rom  reisen  dürfe,  so  solle  auch  jeder  päpstliche  Unter- 
gebene erst  bei  dem  Papste  die  schriftliche  Erlaubniss  einholen, 
ehe  er  sich  an  den  Franken-König  wenden  dürte.*"”;  Da  Hadrian 
auch  den  Fall  der  Berufung  an  den  fränkischen  ObeiTichter 
ausdiiicklich  einbezogen  wissen  wollte®"’)  und  Gleichstellung 
seines  Bereiches  mit  dem  Herzogthum  Beneveut  begehrte,  w’elches 
zwar  seine  volle  Souveränetät,  aber  nicht  den  Staatscharakter 
cingebiisst  hatte,®"®)  so  ging  er  darauf  aus,  die  Zuständigkeit 
des  fränkischen  Königsgerichtes  als  Berufungsinstanz  für  die 
Insassen  seines  Immunitätsgebietes  in  jedem  Falle  von  seiner 
Zustimmung  abhängig  zu  machen  d.  h.  nach  Belieben  auszu- 
schliessen  und  damit  mittelbar  durch  Steigerung  seiner  Gerichts- 
gewalt die  staatliche  Stellung  für  seinen  Machtbereich  zu  gewinnen, 
welche  er  unmittelbar  durch  eine  Auftheilung  des  Langobarden- 
Keiclis  nicht  hatte  erwerben  können.  Kart,  des.sen  Entscheidung 
nicht  überliefert  ist,  wäre  blind  gewesen,  wenn  er  das  Ziel  dieses 
Strebens  verkannt  hätte,  und  mit  sich  selbst  in  Widersi)ruch 
geraten,  wenn  er  den  Paj)st  auf  Umwegen  dahin  hätte  gelangen 
la.ssen,  wohin  er  ihm  früher  den  geraden  Weg  verlegt  hatte. 


Iiu  Jalire  Tyo  ndur  TIM  er:  Ipsi  rtrn  it 

jiofetttiift  rrftrifjur  homhus.  tpii  siiu’  uoaira  tihsaluUoiu'  ad  ros  rruimd,  f'asfa 
sujicfloat  ehdt,  nvstris  sr  ml  jasfiflas  farintdiiiit  continiuuiii  maadatiH  rf 
uuJla  diriotu,  sind  a rohis  healo  l'rtro  apostolo  et  mdtis  vouvvssa  e~dy  haherc 
döjaantHr  (p. 

Ihulriiin  !<priclit  das  iiniiimvuiiden  aus:  sind  v*stris  houuadms  stne 
rr.sira  ahsohdione  ad  limiva  ttposttdornm  anntr  ad  not  conjanpunt,  da  e.t 
aosiri  homuus,  ^ai  apud  ros  rnnre  mpixudy  r\im  nostra  ahstdidnjne  rt  vpistola 
rniiaat  (p.  a*.»  . 

UtT  Zweck  der  Keise  au  dt*u  nänkiselieii  Hot’  wird  (p.  ’26) 

deutlich  auge^ebeii:  iiiuilisrumtpie  ij-  nostris  aut  pro  salidalioais  causa  aut 
quaercudi  jiistitiam  ad  ros  proptravrriid. 

Hadrian  beantragt  bei  Karl,  die  Kavennateu  und  PentapDlenser 
iiioi  auszuliulVrn.  sind  Bencradano  ditci  freisUs  (p.  eine  andere  Be- 

zuguabme  auf  denselben  Uurzog  wird  noch  zu  crwalmen  sein. 
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Dagegen  steht  ausser  allem  Zweifel,  dass  die  Päi)ste  unter 
Pippin  und  Karl,  mit  Ausnahme  der  drei  Jahre  774—777,  die 
der  Immunität  eigenthümliche  Selbstverwaltung  übten,  d.  h.  die 
Beamten  bestellten,  mit  Dienstanweisung  ausstatteten  und  unter 
Ausschluss  der  ordentlichen  königlichen  Beamten  ihre  Wirksam- 
keit entfalten  liessen/"'')  Weil  aber  die  Immuuitätsbeaniten  die 
üflFentlichen  Beamten  vertraten,  so  ist  es  an  sich  wahrscheinlich, 
dass  mindestens  ein  auf  straffe  Unterthänigkeit  so  bedachter 
Herrscher  wie  Karl,  welcher  sich  von  den  Insassen  des  päpst- 
lichen Immunitätsgebietes  den  Huldignngseid  leisten  liess,-^**) 
auch  den  Einfluss  auf  die  Ernennung  der  Immunitätsbeamten 
nicht  völlig  aus  der  Hand  gegeben  hat:  wie  er  im  Jahre  792 
oder  78i)  allgemein  verordnete,  dass  die  Immunitätsbeamten  dein 
König  Hulde  schwören  sollen,'“')  so  hat  er  für  das  päpstliche 
Imniunitätsgebiet  Beamte  geradezu  ernannt  und  dem  Immunitäts- 
heriTi  nur  ihre  Vertheilung  auf  die  einzelnen  Bezirke  überlassen. 
Das  folgt  aus  einem  Schreiben,  welches  Hadrian  in  der  Zeit 
von  784  bis  791  an  Karl  richtete:  er  nimmt  darin  zwei  seiner 
Beamten,  die  JKtrs'“*)  Constantin  und  Paul,  welche  bei  dem 
Franken-Könige  verklagt  worden  w'aren,  in  Schutz  und  empfiehlt 
den  einen  von  ihnen,  Paul,  w’clchen  er  aus  freien  Stücken  an 


*”)  Da»  wird  besonilcrs  duutliih,  al»  lladriau  dem  voü  Karl  mit  der 
Immunitätslierrschalt  im  Kxarcliat  aiisgcslatteten  Erzbischof  Leo  von  Ka- 
vemia  die  Befugnisse  streitig  macht;  er  schreibt  i^p.  öeszs-z»);  liritales  . . . 
Kmiliae  ipsaf  iir/ariiii  nnhiepitcitiiiis  in  nun  pulrflnle  ihliinnä,  ihidnn  acturts 
quox  itAuil  lonslHutl  r!  iiostros,  qnos  ibidem  onliniieimiie,  ywoicerc  eieus  e,sl, 
.»cd  el  cunrtitK  itclionex  ivfrn  eieitittem  Hurrnnunlium  ipst  urdtiuiril  uml  be- 
gründet »einen  Anspruch  mit  den  W'orten  tp.  56»  1-5');  ipsc  nosler  praedt- 
cessor  eunctas  actitme«  ejuxdan  ijcarchntmi  ad  jKrnqendum  distribiiehnl,  et 
omnai  actures  ab  hac  Romana  \irbc  prmeepta  earuii<lem  netwniim  accipiebant ; 
nam  rf  judicm  ad  faritndas  juxtiha»  omnibux  rim  paliiiilibti.H  in  eadem  lia- 
vennanliuii,  wbe  reeidendiim  ah  hac  Jlnmana  urbt  dire.ril,  l'hilippum  rideliccl 
ilU)  in  tempore  prexbylcrum  sinudqae  et  Etmlaehium  qaondam  datxm;  ähnlich 
p.  57  720  -34.  57U.T8-3«.  40-44.  580 1-4. 

*8)  S.  oben  S.  81.  »2. 

Boretius,  Capp.  I,  67;  c.  4.  Ihinde  advueatie  et  eUariis  . . . oninex 
jurenti  vgl.  v.  liethmann-Holhveg  V.  47 — 4». 

Die  Bezeichnung  ist  für  einen  päpstlichen  Immunitälsheamtcn 
unbedenltlich,  weil  lladriau  p.  56»j  einen  solchen.  Eustach,  mit  diesem  Titel 
belegt  (oben  Anm.  303)  und  auch  Leo  111.  so  verfährt  (oben  Anm.  2»0). 
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den  fränkischen  Hof  behufs  Rechtfertigung  entsendet,  der  Ge- 
wogenheit Karls;  gleichzeitig  erinnert  er  den  König  daran 
(p.  627ji_2j):  qualiU'r  in  aula  fnntot'U'i  i.rntri,  lx‘(iti  Petri  ajHjstoli, 
jiraef'atum  ('tmstantinum  atqiie  Koweinum  nnhis  commendnre  di/piati 
e^tig,  confirmante.i  prwiil  dubio,  ul  nostri  restrique  essttit 
fideles  — das  kann  nichts  anderes  besagen  als:  Karl  hat  bei 
seiner  Anwesenheit  in  Rom  — die  der  Entstehung  des  Briefes 
nächst  vorhergehende  fallt  in  das  Jahr  781  — zwei  seiner  Ge- 
treuen dem  Papste  für  damals  gerade  im  Immunitätsgebiet  zu 
besetzende  Aemter  zugewiesen : da  aber  diese  Erinnerung  nur 
dem  Constantin  zu  gute  konimt,  so  fügt  Hadrian  noch  hinzu 
(p.  et  ipmin  praefatmn  Puidum  (jhriomm  ducem  mjalis 

tuitionw  circumvullntuin  amminiculo,  was  in  diesem  Zusammen- 
hänge kaum  anders  anszulegen  ist,  als  dass  auch  Paul  durch 
den  Franken-König,  wenn  auch  nicht  durch  ihn  persönlich  in 
Rom  selbst  wie  Constantin,  für  ein  Amt  designirt  worden  ist. 
Wenn  diese  Auffassung  richtig  ist,  dann  hat.  während  Pippin 
eine  solche  Einwirkung  auf  die  Ernennung  der  päpstlichen 
Imronnitätsbeamten  nicht  ausgeübt  zu  haben  scheint,  Karl  schon 
von  Anfang  an  in  dieser  Art  seine  Souveränetät  zur  Geltung 
gebracht;  denn  um  gegen  den  mit  dem  Exarchat  bewidroeten 
Erzbischof  Leo  von  Ravenna  aufzukommen,  versuchte  Hadrian 
einen  ihm  von  Karl  designirten  Beamten  zu  Gabello  als  Grafen 
in  Thätigkeit  zu  setzen,  aber  er  klagte  Karl  (p.  .‘>7937_4o): 
AVinj  et  Dominkum.  quem  nohig  in  ecclegia  heati  Petri 
trud  idietig  atque  com  me  ndngtig , vomitem  conditiiimug  in 
qufindam  breriggimum  cidtulcm  (inbellenxrm,  pnu  eeptum  ejusdem 
cieitati.s  illi  tribuenteg:  minime  illum  {».‘rmigil  ipgnm  actum  agcre, 
ged.  diriyens  e.rereitum,  rinetnm  eum  Karennam  dedu-rit  et  guh 
cKstodiii  hahuit;  da  der  Brief  dem  Jahre  775  angehört,  so  ist 
der  darin  erwähnte  Aufenthalt  Karls  in  Rom  derdes  Jahres  774: 
mithin  hat  der  Franken  - König  eben  damals , als  er  nach 
fälschender  päpstlicher  Ueberlieferung  so  freigebig  mit  den  Be- 
standtheilen  des  Ijangobarden-Rciches  umging,  es  zwischen  sich 
und  dem  Papste  förmlich  aufzutheileu  versprochen  haben  sollte, 
keinen  Zweifel  darüber  aufkommen  lassen,  dass  er  den  päpst- 
lichen Machtbereich  nur  als  Immunitätsgebiet  erachtete,  für 
welches  er  sich  noch  dazu  die  ausschlaggebende  Bestimmung 
der  päpstlichen  Beamten  vorbehielt. 


Was  das  Heerwesen  aiigelit,  so  war  ja  der  Papst  in  seiner 
geistliclien  Eigenschaft  nicht  fähig,  die  dem  Immunitätsherni 
sonst  znfallende  nnniittelbare  Befehlsgewalt  über  die  Streitkiäfte 
seines  Gebiets  persönlich  ausziiüben,  und  gerade  durch  die  Un- 
zulänglichkeit seiner  Machtmittel  veranlasst  worden,  sich  dem 
heermächtigen  Franken-König  in  die  Arme  zu  werfen : es  ist 
also  in  dieser  Beziehung  am  natürlichsten,  dass  der  Papst  nur 
eine  untergeordnete  flinwirkung  behielt  und  sich  in  die  zu 
seinem  Schutze  fränkischerseits  vorgesehene  Organisation  ein- 
fügen  musste. 

Schon  der  Biograph  Stephans  II.  berichtet,  dass  der  Be- 
vollmächtigte Pippins,  der  Abt  Fnlrad,  als  er  mit  der  fränkischen 
Heerschaar,  die  er  bei  sich  hatte,  zur  Unterstützung  des  Dcsi- 
derius  aufbrach,  zugleich  mehrere  Kölnische  Hceresabtheilungen 
für  den  Fall  der  Noth  in  Hilfsbereitschaft  setzte.-*'^)  Nichts 
anderes  als  den  unbeschränkten  fränkischen  Oberbefehl  über  die 
Trupiien  auch  des  Römischen  Ducats  kann  der  l’apst  Paul  1. 
im  Sinne  gehabt  haben,  als  er  wiederholt  die  Bitte  an  Pippin 
richtete,  zwei  oder  einen  Künigsboten  zu  senden,  welcher  in 
Rom  seinen  ständigen  Sitz  nehmen  und  von  hier  aus  die  Yer- 
theidigung  gegen  die  Griechen  nachdrücklicher  ITihren  sollte.-*^**) 
Und  wenn  auch  Hadrian  bei  der  eigenmächtigen  Unternehmung 
gegen  Terracina*"')  über  die  Streitmacht  seines  Bereiches  ver- 
fügte, so  lässt  selbst  er  bei  dieser  Gelegenheit  erkennen,  dass 
der  Oberbefehl  dem  Franken-König  zusteht;  denn  er  kündigt 
Karl  seinen  Plan  mit  den  Worten  an:  „Wir  haben  uns  ent- 

schlossen, mit  Gottes  Kraft  und  Hilfe  und  zugleich  unter 
Euerer  Obergewalt  unser  gesammtes  Heer  dahin  zu  ent- 
senden“:'*'^') und  dem  entspricht  es,  dass  der  Papst,  welcher 


*”)  Liber  pont.  T,  tr>5io— is:  jirojiiratun  il  prail'iituf:  Fulrti<liiii  vcncnihilis 
alihus  cum  aluiuantis  Framiü  in  (nuciliwn  ijisius  Jkiiiltrii,  mil  ei  jiliins 
e.ctrcitus  Ronutnurum,  si  necesmtas  cxiijerat,  in  ejug  dis^ionuit  oct  uri  iKljutnrium. 
ln  ilen  Annales  q.  rl.  Einhardi  free.  Kurze  p.  13)  wird  aus  der  Zeit  nach 
dem  er.steu  Kriege  berichtet:  (J’ijtpimis)  Stephanum  papam  rum  Fulradu 

prc.ihijteru  capeUunu  et  non  minima  Francorum  manu  Romain  remisit. 
‘**^)  Epp.  III,  5‘2*il7.  IS.  ä3<>24-27.  Ü3S27— ao- 
*>)  S.  oben  S.  fi7. 

Epp.  III.  .'iS'.i»_io:  ilinjmsuiinuii  cinn  Lhi  rirtule  aique  auxilio  una 
cum  restra  potentia  i/aicrakm  noslrum  Mcrcitum  illuc  dingire. 
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seinen  Plan  dem  Pranken -König  nicht  eist  zur  Genehmigung 
Torgelegt,  sondern,  wie  es  scheint,  sofort  ausgelührt  hatte, 
hinterher,  nachdem  er  aus  Terracina  wieder  verdrängt  war, 
sich  entschuldigt,-*")  um  Karl  zur  Aulliietung  aller  Truppen  in 
Tuscien,  Spoleto  und  Benevent  zu  seinen  Gunsten  zu  vermögen. 

Mit  dieser  Anregung  siiielt  Hadrian  wahrscheinlich  auf 
eine  Organisation  der  italischen  Streitkräfte  an,  wie  sie  von  den 
Franken-Königen  zum  Schutze  des  Papstthums  wider  die  ge- 
fahrdrohenden Griechen  getroffen  worden  war.  Bereits  Paul  1. 
bittet  Pippin  in  einem  Briefe,  welcher  in  die  Zeit  von  7(il  bis 
T6H  gehört,  durch  einen  Boten  den  Langobarden-König  Desi- 
derius  anznweisen,  dass  er  ihm  die  für  den  Fall  der  Noth  be- 
stimmte Hilfe  leiste  und  zu  seinem  Schutze  die  benachbarten 
Beneventaner,  Spoletiner  und  Toscaner  aufbiete.*'-)  Nachdem 
Desiderius  beseitigt  und  Karl  als  Langobarden-König  an  seine 
Stelle  getreten  war,  scheint  die  frühere  Anordnung  betreffs  der 
Contingente,  welche  zunächst  den  Schutz  des  Papstes  wahrzu- 
nehmen hatten,  aufrecht  erhalten  zu  sein;  Hadrian  bittet 
nämlich  im  Jahre  788  den  Franken-König  um  den  Befehl  an 


Hadrian  stellt  es  so  dar  (p.  fiöli»),  als  ob  es  ihm  nicht  an  dt-m 
Willen  gefehlt  habe,  den  Rath  und  die  Oeuehmigung  Karls  einzuholeu:  ,Vos 
qui'Um  sine  vestro  lonsilio  nullalcnus  ibi<lnii  ilirnjrre  roliiimus,  er 
giebt  also  dem  Könige  zu  verstehen,  dass  die  Sachlage,  die  unerträgliche 
Bosheit  seiner  Widersacher  — p.  58Us : Ihwi  oto  eorum  iiet^uiliae  jirurvaUre 
minime  jwtuimus,  dispvsxümux  . . . illm:  iliriijerr  — ihn  zu  schleunigem 
Handeln  genöthigt  habe. 

Paul  bittet:  amfestim  reslnim  iliijnemiiii  diriijerc  llexitknii  Lnin/f/- 
liardorum  regi  missum,  ut,  si  »eeexsilas  tueril,  s ii/it  i finit  a in  auxilium  nnhis 
pro  incursinne  eurunilem  inimiiiirum  imjirrtire  ilehcat,  priin  ipieiis  nriiei  iiilniiis 
aiipu  Spoletinis  seu  Tustomix  nohix  e ririno  ronxixtmf iliiix,  ui  ipxi  iiostro 
(xcurrunt  xulatio  (p.  53ii2i)_23).  Jaffd  liat  das  siijiiilieulum  zu /W-ril  gezogen, 
also  die  eigentliche  Bedeutung  des  Satzes  nicht  verstanden,  die  übrigens 
auch  von  Kehr  (Göttiugische  Nachrichten  isso  ,S.  lU)  anerkannt  wird. 
Klar  wird  die  Verpflichtung  des  Desiderius  zu  einer  Hilfsleistung,  obzwar  nicht 
zu  einer  bestimmten,  aus  den  W’orten  eines  andern  Briefes,  welcher  in  iler- 
selben  Zeit  wie  der  oben  angezbgene  geschrieben  ist;  Paul  bittet. hier,  ul  niiiiix 
relociter  ilirigere  jnhentix  rextrum  prurrrptioiiem  lirsiiln'io  rnji  Lutujo~ 
hanlorum,  ul,  xi  iiei-exxe.  exigeril,  itiuiliuiu  praexlare  /Irhcul  Inin  Kureuuue 
guamnue  rentajxileis  miiritiinix  cirilHlUnui  ad  iliutivuiuluiu  niiili  a immu  urum 
iiipiitjniitiunem  (p. 

Oundlacb,  Eautehun^  de«  Rirobeo^ilMCe«.  7 
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die  aufgebolenen  Heeresabtheihingeii , sich  inarscliiertig  zu 
machen  und  ihm  schleunigst,  falls  es  noththäte,  zu  Hilfe  zu 
komincn.^'-^) 

Da  nun  Hadrian  seine  ganze  Rechtsstellung  zu  dem 
fränkischen  König  als  jaih  kiatu.^  des  heiligen  Petrus  bezeichnet 
und  zugleich  auf  die  Schenkung  Pijipins  und  die  erweiterte 
Bestätigung  Karls  gründet,-’''*)  so  folgt,  dass  unter  Patriciat  des 
heiligen  Petrus  die  Inimunitätsherrlichkeit  zu  verstehen  ist. 
Damit  ist  zugleich  die  Bedeutung  des  an  derselben  Stelle  er- 
wähnten patrieiatiis  Karls'”*’)  gegeben:  es  kann  nur  die 

Souveränetät  des  Franken-Königs  sein,  welche  der  Papst  unver- 
brüchlich in  Ehren  zu  halten  versichert,  nachdem  er  schon  früher 
einmal  darüber  ganz  der  Auffassung  Karls  sich  anzubei)uemen, 
insonderheit  heilkräftige  Gebete  lür  das  fränkische  Königthum 
unablässig  zu  verrichten  verheissen  hat.’”'*)  Es  ist  also  durchaus 
nichts  neues,  wenn  Karl  dem  soeben  erwählten  Papst  Leo, 
welcher  ihm  Treue  und  Gehorsam  gelobt  hat,  als  Ptlicht  gegen 


Karl  soll  befohlen,  ut  exercitn  a vohis  demandai  tt  . , . i^rac^ 
parnta  exiataut  et,  xihi  uobin  neceHüc  fnerit,  ederiter  onnrrere  mtntjaut 
(j).  t>2Uii— 13}.  Kino  etwas  frühere  Acusserung  Hadrians  opi}rtet,  u/  f/V- 

nu»»\ma  x'catra  aeara  partibuH  Beneventams  emittere  vtdx'a  prnevdm  retjaUn 
exvclUntia  iiiteat,  xit  xmduiue  jter  restrum  reyale  amminIrHlum  inperiurbafi 
pariter  mnneamxuf  (p.  enthält  jedenfalls  keine  ausdrüfkliche  An- 

gabe darüber,  dass  die  Heeresabtheilung  im  voraus  bestimmt  war,  wie  das 
aber  boi  der  Jahrzehnte  hindurch  anduuernden  Grieeben-Uefahr  ohne  weiteres 
aiizunehmen  ist. 

Hadrian  wünscht  (p.  035i9_2i)>  ip>*uiH  patriviütxim  beuti  /V/r< 
fautoris  vestri  tarn  a sandae  rovrdafionis  domni  Vippmi,  uiaijui  rnjin. 
tjenitoris  vestri,  dt  scripfift  tu  inte.tjru  roiursHum  et  a vobis  amplixot  von- 
fmnatxun  inrefratjatnli  jure  permanent. 

:nf*j  Der  Papst  betheuert  (p.  635n— m : honor  pattüviatiia  cedri  a nohin 
inrefraijab'diier  vausn'x:ai\ir  etiam  et  ptn^i  ampliut  honorifice  honoratur. 

Hadrian  schreibt  (p.  r»22i-.a):  »icut  in  vvmnionitvrixim  dtud 
refereipatxir,  pro  fn/nore  ndrt  patriciafi  inühu*  huino  csae.  ritiefur  In 
mundo,  tpii  plutf  jjtu  i'estra  rejßnlr  ej-rdtentia  dnertnri  mo/zV/nr  exnltatione 
qxtatn  nodra  apostolira  aHsidne  depreeatio.  Kt  slrut  in  inistrlH  praernrdilH 
nisibua  totis  ubique  super  omne^  btnwrarimiui  et  bonoramxt'^,  ita  ampliiot 
(jxtam  nmpliwi  honorem  re.fjui  restri  praeceUere  omntbxt-'<f  qiti  in  mundo  esse 
mtsexintur,  optnmus.  Man  beuchte  auch  die  fürmlicbe  BerUbrung,  welche 
durch  den  Ausdruck  amplius  qxiam  aniplius  mit  der  in  der  vorigen  Anm. 
augezügenen  Stelle  etiam  et  plxot  mußdiu-'i!  — zu  Stande  kommt. 
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(It-n  jiutricialiiK  des  Franken-Königs  einschärft,  ihn  stets  mit 
Gebet  und  Segen  zu  geleiten.”^') 

So  sicher  der  den  Franken-Königen  schon  von  Stephan  II. 
beigelegle  Titel  Patfiviiis  liomanorum  von  dem  byzantinischen 
Kxarchen  entlehnt  ist, •’*'*)  so  genau  entspricht  wenigstens  am 
Schlüsse  der  Kntwickelung  auch  innerlich,  wie  ich  dargelegt 
zu  haben  glaube,  das  Kechtsvcrhältniss  zwischen  Papst  und 
Franken-König  dem  früheren  zwischen  Papst  und  byzantinischem 
Exarchen  bez.  Kaiser,  insofern  auch  damals  schon  der  Papst 
nur  die  Befugnisse  der  Immunitätsherrschaft,  der  Exarch  aber 
an  Stelle  des  Kaisers  die  Rechte  der  Souveränetät  ausgeübt 
hat.'”')  Der  Römische  Patriciat  der  Franken-Könige,  anfangs 
(7.54  — 706)  eine  Bezeichnung  nur  des  fränkischen  Königsschutzes 
über  das  ganze  päpstliche  Gebiet,  dann  (756 — 781)  auch  der 
fränkischen  Souveränetät  über  den  Exarchat  und  die  Pentapolis 
und  schliesslich  (seit  781)  auch  der  fränkischen  Souveränetät 
über  alle  päpstlichen  Laude,  hat  keinen  ein  für  alle  Male  fest- 
stehenden reehtlichcn  Werth,  sondern  bedeutet  die  in  ihrer 


^*’l  Karl  verlangt ; qwilemui,  iqioitlolirae  saHvIitaliK  renfrae  (tiriiiii 
yriiliit  wlrixahi  praihu»,  nie  uli'tijm  apoeluliiii  he.uedictio  cuiiKeqiuilur ; 
s.  olien  .S.  71. 

Der  ja  auch  am  Karolingischen  Hofe  heimische  Paul,  WarnefrieiU 
Sohu,  bezeichnet  in  seiner  Historia  Langobariloruin  IV,  3S  (8S,  rer.  Lang 
p,  132sj)  (len  Exarchen  genau  so  wie  Pippin  hei.s.st  und  Karl  sich  nennt; 
als  1‘alrii-iwi  Hummmruin;  ausserdem  kommt  in  lietracht  die  Anwendung 
des  gleichen  Ceremoniels  bei  der  festlichen  Einholung  in  Koni  (s.  oben 
S.  51j,  desselben  Formulars  bei  der  Anzeige  dt^r  Papstwalil  wenigstens  von 
.Seiten  Pauls  I.  (s.  oben  S.  81)  und  der  nämlichen  Prädieate  seitens  der 
päpstlichen  Kanzlei  (vgl.  Diehl  p.  173.  174). 

Mag  immerhin  die  Immunitätsgerechtigkeit  auf  die  Schenkung 
Pippins  und  die  Kestätigung  Karls  zuriiekgefUhrt  werden,  sie  zugleich  — 
an  dieser  ersten  und  einzigen  Stelle  — jiiilriiiiitun  beiiti  1‘elii  zu  neunen, 
woran  schon  v.  Sybel  III.  107  schweren  Anstoss  genommen  hat,  sieht  fast 
wie  Collusioo  aus ; und  ich  kann  mich  des  V'erdachtes  nicht  erwehren,  dass 
Hadrian  hier  im  stillen  auf  das  C’on.stitutum  Constantini  Kezug  nimmt,  in 
welchem  ja  dem  Nachfolger  des  heiligen  Petrus  die  Hefiigniss  zuerkannt 
wird,  jititrieins  iilrjue  coneules  f/jft’ci  (Zeumers  Ausgabe  I.  231),  also  insg(‘heim 
die  Vorstellung  seines  hiilieren  Kanges  erregt,  womit  er  denn  auch  hoi 
vielen  Lesern  seines  Kriefes  bis  auf  den  heutigen  Tag  überraschenden 
Erfolg  gehabt  hat. 

7* 
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Competenz  wechselnde  fränkische  Königsmaclit  in  der  ehemals 
byzantinischen  Provinz  Italien.'^*’) 


*•’)  Wandelbar  ist  auch  die  Uebnng  der  fränkischen  Kanzlei.  Pippin 
hat  den  Titel  sich  zwar  von  den  Päpsten  gefallen  lassen,  weil  er  den  nach 
fränkischer  Kechtsauffassung  die  byzantinische  Souveränetät  nicht  mindern- 
den (s.  weiter  unten)  KUnigsschutz  nach  der  darin  enthaltenen  Uerechtigung  — 
der  Dienstherrlichkeit  — annähernd  nnd  nach  der  darin  enthaltenen  Ver- 
pflichtung — der  Schirmvogtei  über  die  Kirche  (vgl.  Döllinger  a.  a.  O.) 
— zureichend  zum  Ausdruck  brachte,  den  Titel  aber  in  seinen  Urkunden 
nicht  geführt;  Karl  hat  ihn  77-4  in  seine  Titulatur  aufgenommen,  ihn  aber 
später,  nachdem  er  Kaiser  geworden  war,  wieder  darans  entfernt,  nicht 
etwa  weil  der  Römische  Patriciat  sich  zum  rümischen  Kaiserthum  ausge- 
wachsen hätte,  sondern  weil  die  fränkische  Gewalt  über  Rom  schon  klar 
genug  in  dem  Kaisertitel  ansgedrückt  wurde.  Oie  Wünsche,  welche  die 
Curie  an  diesen  von  ihr  ausgesuchten  Titel  knüpfte : von  dem  Franken- 
König  zwar  wirksamen  Schutz  gegen  jeden  äusseren  Feind,  aber  desto 
weniger  Eingriffe  in  die  päpstlichen  Lande  zu  erfahren,  je  weiter  der  neue 
Fatririug  Komaiiorum  von  ihnen  entfernt  war  als  der  alte  von  dem  ur- 
sprünglichen Immucitätsgebiet  der  Römischen  Kirche  — diese  Wünsche 
haben  alle  Versuche  beeinflusst,  den  Werth  der  Rechtsstellung  des  Palricius 
Homanorum,  welche  man  fast  stets  mit  der  He»  jntbliea  Rmnanorum  in 
organische  Verbindung  brachte,  zu  ergründen.  So  sagt  Döllinger  S.  21: 
.In  dem  Patriciat  lag  keine  Uebertragung  einer  regirenden  oder  richter- 
lichen Gewalt;  sondern  es  hioss  einfach:  Sei  Du  Schild  und  Schwert  der 
römischen  Re»  jmblica,  insbesondere  Schirmvogt  der  Römischen  Kirche.“ 
Hegel  urtheilt  (I.  209.  210);  .Unter  dem  Patriciat  der  Homer  ist  nichts 
weiter  zu  verstehen  als  die  Statthalterschaft  im  Ducat  von  Rom,  welche 
früher  dem  Palriciu»  von  Ravenna  untergeordnet,  in  der  letzten  Zeit  nur 
allein  von  dem  Papst  abhängig  war,  sodass  er  den  Ratriciu»  nnd  Dux  dort 
einsetzte.  Wenn  daher  Papst  Stephan  11.  ebenso  die  fränkischen  Könige 
zu  Patriciern  ernannte,  so  war  seine  Meinung  nicht,  die  Herrschaft  von 
Rom  an  sie  abzutreten;  er  hoffte  vielmehr,  nur  mächtige  Beschützer  an  ihnen 
zu  gewinnen,  die  sich  mit  der  Ehre  und  dem  Titel  von  jener  begnügen 
würden.“  Auf  ungefähr  dasselbe  kommt  Martens  hinaus,  wenn  er  (Die 
Römische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen  S.  84)  sagt:  .Auf  die 
Frage,  was  denn  der  Papst  mit  der  Ertheilung  der  Titulatur  bezweckt  habe, 
antworte  ich,  dass  der  Patriciat  im  engen  Zusammenhang  steht  mit  der  Be- 
gründung der  neuen  Re»  jiuhlica  Romanontm.  Stephan  ging  darauf  aus, 
ein  von  Griechenland  unabhängiges  Staatswesen  zu  schatten ; nachdem  er 
den  Franken-König  für  seinen  Plan  gewonnen  batte,  säumte  er  nicht,  Pippin 
und  dessen  zwei  Söhne  zum  Zeichen  seiner  Erkenntlichkeit  und  zugleich 
zur  Besiegelung  des  Freundschaftsbundes  zu  Patricit  Rumanoram  zu  er- 
nennen, d.  h.  ihnen  die  Ehronmitgliedschaft  der  neuen  /te»  publka  Romanorum 
zu  übertragen“.  Nach  11.  v.  Syhel  (III,  107)  „hatten  die  fränkischen  Könige 
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Bei  dem  brennenden  Verlang:en  Hadrians,  die  Immunitäts- 
befagnisse  zu  staatlichen  Befugnissen  zu  erweitern,  und  der 
eifersüchtigen  Sorge  Karls,  kein  Recht  seiner  Krone  dem 


in  dem  Römischen  I>ande  keinen  andern  Rechtstitel  politischen  Rinflnsies 
als  den  eines  Pulriciu*  oder  kaiserlichen  Alter- Ego";  nnd  ähnlich  änssert 
sich  Weiland  (XVII,  376):  .Indem  der  Papst  die  Regirungsrechte  des 
Kaisers  in  dem  Römischen  Ducat  an  sich  nahm,  mochte  er  sich  für  berechtigt 
halten,  nun  seinerseits  Patricier  für  die  Wes  publica  Romanorum  zu  er- 
nennen“; während  Waitz  (III*,  S5)  sagt:  .Pippin  empfing  mit  dieser  Würde, 
welche  sich  hier  insbesondere  auf  die  Stadt  Rom  und  ihr  Gebiet,  den  soge- 
nannten Ducat,  bezog,  ein  Recht,  das  an  sich  freilich  auf  den  üegriff  des 
Kaiserthums  zurückging,  bei  dem  aber  von  einer  Beziehung  zu  dem  ost- 
römischen  Kaiser  keine  Rede  war.  Der  Papst  übertrag  es  ihm.  indem  er 
als  Vertreter  des  in  der  Idee  fortlehenden  Römer- Reiches  handelte:  er  be- 
stellte den  fränkischen  König  als  den,  welcher  die  Rechte  desselben  wahr- 
nehmen, insonderheit  die  Kirche  und  ihren  Bischof  schützen  und  vertheidigen 
sollte."  Brunner  lässt  sich  (II,  80.  87)  also  vornehmen:  .Um  König  Pippin 
als  Scbutzberni  der  Römischen  Kirche  zu  gewinnen,  machte  ihn  Stephan  II. 
754  zum  Pairirim  Rnmannram.  Der  neue  Patriciat  . . . sollte  seinem  In- 
haber eine  .Stellung  übertragen,  für  welche  die  des  früheren  Exarchen  von 
Ravenna  als  Vorbild  gedacht  war Allerdings  scheint  Pippin  eigent- 

liche Regirungsrechte  im  Römischen  Gebiete  nicht  ausgeUbt  zu  haben.“ 
Zuletzt  hat  über  den  Patricius  W.  .Sickel  (XI,  340—351)  ausführlich  ge- 
handelt, aus  dessen  Ausführung  ich  folgende  Sätze  heraushebe:  (S.  342) 
-Der  Ausdruck  hob  hervor,  dass  die  Würde  lediglich  der  kirchlichen  Ä«s 
publica  Komanorum  und  nicht  der  Römischen  Kirche  gelte";  (S.  344) 
.Schon  der  Titel  lehnte  die  Einverleibung  in  das  fränkische  Reich  ab  und 
schloss  die  Geltung  der  fränkischen  Königsgewalt  ans" ; .In  eigenem  Namen 
übte  der  Patricias  seine  Herrschaft  aus  kraft  unentziehbaren  Rechtes,  für 
dessen  Gebrauch  er  den  Römern  und  dem  Papst  nicht  verantwortlich  war. 
Das  Land  der  Kirche  war  demnach  auch  sein  Land  und  die  Landesange- 
börigen  unter  seiner  Gewalt  ....  und  doch  sollten  die  Römer,  das  sagte 
ihnen  der  Titel  Patricius,  nicht  seine  Unterthanen  sein";  (S.  340)  .Das 
päpstliche  Regiment  sollte  das  ordentliche  und  primäre,  das  patriciale  das 
ausserordentliche  und  secundäre  sein";  (S.  349)  .Der  Patriciat  sollte  die 
Herrschaft  des  Papstes  nicht  mindern,  sondern  bessern“ ; (S.  :350)  .Mit 
Leo  HL.  der  die  Ansprüibe  anfgab.  in  denen  Hadrian  aufgewachsen  war, 
traf  Karl  796  eine  Vereinbarung,  da  er  einseitig  ein  Hecht,  dessen  Inhalt 
der  Wille  des  Verleihers  bestimmt  hatte,  nicht  ändern  durfte“.  — Man  hat 
sich  schwere  und  erfolglose  Mühe  gemacht,  indem  man  die  vermeintlich 
immer  gleiche  Rechtsstellung  ans  dem  Titel  herauslesen  wollte;  aber  nicht 
dieser  Titel  hat  die  Rechtsstellung  des  fränkischen  Köiiigthums  zum  Papst- 
thum  bestimmt,  sondern  umgekehrt  diese  hat  ihn  mit  wechselndem  Inhalt 
erfüllt,  sowie  sie  selber  mit  der  Zeit  sich  wandelte. 
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Imnuinitätslierrn  zu  opfern,  konnten  Uebergriffe  auf  der  einen 
wie  auf  der  andern  Seite  niclit  ausbleiben.  Wie  der  Paj)st 
gerade  in  dem  Briefe,  in  welchem  er  den  Patriciat  des  heiligen 
Petrus  beanspruchte,  zum  dritten  Mal  die  Auslieferung  einiger 
Iinmunitätsinsassen  behufs  Aburtheilung  — zu  Unrecht,  wie 
oben  ausgeftthrt  ist  — verlangt,  so  scheint  auch  Karl  auf  Grund 
seines  Patriciats  das  Recht  behauptet  zu  haben,  die  M'ahl  des 
Erzbischofs  von  Ravenna  in  Gegenwart  seiner  luissi  vornehmen 
zu  lassen:  jedenlalls  hatte  Karl  seinen  Anspruch  in  einem 
Schriftstück  entwickelt,  in  welchem  er  zugleich  seine  von 
Hadrian  angenommene  Auffassung  über  den  königlichen  Patriciat 
dargelegt  hatte.'-')  Da  der  König  aber  lediglich  auf  einen 
vermeintlichen  Präcedenzfall  sich  berief  — der  Erzbischof  Leo 
war  in  Anwesenheit  fränkischer  erwählt  worden  — , so 

klärte  ihn  der  Pai>st  daiüber  auf,  da.ss  damals  kein  Kronrecht, 
sondern  nur  der  Zulall  zur  Geltung  kam ; denn  die  Königsboten 
seien  damals  aut  Betreiben  Stephans  III.  entsandt  worden,  um 
einen  Eindringling,  den  Michael,  welcher  mit  Hilfe  des  Üesi- 
derius  einige  Zeit  sich  behauptet  hatte,'“)  zu  beseitigen,  und 
dann  auch  bei  der  Wahl  eines  neuen  Erzbischofs  zugegen  ge- 
wesen; sonst  habe  weder  Pipitin  noch  Karl  auf  die  Wahlen 
in  Ravenna  eingewirkt  oder  den  rechtmässigen  Einfluss  der 
Päpste  darauf  bestritten,  welchen  auch  die  Befugniss,  die  er- 
wählten Erzbischöfe  zu  weihen,  zustehe.'*''')  Es  ist  nicht  aus 
drücklich  bezeugt,  dass  Karl  auf  die  Vorstellung  Hadrians 
seinen  Anspruch  aufgegeben  habe,  der  ja  erst  bei  der  nächsten 
Erledigung  des  erzbischöflichen  Stuhles  hätte  verwirklicht 
werden  können :''-'*)  aber  es  ist  wahrscheinlich;  denn  selb.st  aus 


Uailriitii  schreibt  ([>.  üilu—is):  Krmenbertu-ii  reliijiosit»  jiresbijter . . . 
obtulit  Hobi»  coiiimemoralnrium,  ut  agxerebiil . renhur.  ejrirllriiliae 
e.caraluni,  ncilicel  <le  electiuiie  e/iiscoporum  Hiireniitiliii  cci  leniiie  mul  pHiclitet 
(lauu  der  von  Karl  b<‘!«tiiimiten  Bedeutiiii^:  des  kbiii^;liehen  Patriciats  liei, 
xiiiit  hl  vummoii  i I ur  i u III  ilhiil  rrfcrrbiiliir  (p.  6i24). 

S.  oben  .\nm.  l l». 

' äl-  den  Sa.  Brief  (p.  021.  022).  welcher  Tss  oder  7S9  ge- 

schrieben ist. 

Ueber  den  Erzbischof  3Iartiu  von  Uaveiimi,  welcher  unter  l,eo  III. 
ins  Amt  gelangte,  berichtet  Agnellns  (c.  107:  p.  SsCei)  nur,  dass  ihn  der 
Papst  weihte. 
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den  Briefen  der  Päpste  an  die  Karolinger  ergiebt  sich,  dass 
das  Ravennatisehe  Erzbisthnni  mit  Ausnahme  der  letzten  drei 
Jahre  des  Erzbischofs  Leo.  dessen  Begünstigung  nur  eine 
Züchtigung  Badrians  sein  sollte,  nicht  bloss  kirchlich,  sondern 
auch  politisch  von  Rom  abhängig  war;'’^’’)  und  ferner  hat  Karl 
in  rein  kirchlichen  Angelegenheiten  den  Rath  des  Paj)stes  doch 
nicht  immer  au.sser  Acht  gelassen.-’''^) 

Im  Gegensatz  zu  den  umfänglichen  und  geschlossenen  Ge- 
bieten, dem  Römischen  Dncat,  der  Pentai)olis  und  dem  Exarchat, 
welche  für  die  Päpste  mit  der  ImmunitÄt  ausgestattet  waren, 
waren  die  Päpste  für  die  vereinzelt  liegenden  Patrimonien  nur 
unter  Künigsschutz  gestellt,  d.  h.  während  den  Päpsten  für  jene 
Gebiete  öffentlichrechtliche  Befugnisse  eingeräumt  waren,  mussten 
sie  sich,  immerhin  besonders  geschützt,  für  diese  mit  privat- 
rechtlichen  begnügen. 

Das  zeigt  sich  zunächst  an  C’apua.  Hadrian  berichtete  zwar 
an  Karl,  dass  er  eine  Abordnung  angesehener  Oapuaner,  welche 
sich  gerade  in  Rom  befand,  im  .lahre  788  für  den  heiligen 
Petrus,  für  sich  und  den  Franken-König  habe  huldigen  lassen  ;**') 
aber  ob  er  auch  den  Ratli  fränkischer  Königsboten  darüber  ein- 
geholt hatte,®*’^)  das  Verhältniss  der  Stadt  zum  Papste  wurde 


“■’J  Stephan  II,  hat  nach  Hadrians  Angabe  (p.  5(iS4i  -«)  über  Kavenna 
eine  solche  Macht  gehabt,  dass  er  den  unbotmässigen  Krzhischof  Sergius 
beseitigte;  Paul  I.  hemUhte  sich  dann  758  bei  Pippin  um  die  Wiederein- 
setzung des  Sergius  (,p.  Sliis.  n),  welcher  durch  einen  au  den  Papst  ge- 
richteten Brief  seine  und  der  päpstlichen  Herrschaft  Hefähnlung  meldete 
(vgl.  den  31.  Brief  p.  037).  Xachdem  der  .meineidige  Uebell“  Leo  (reMIU 
bfato  Petro  et  nohi»  ejrlilit  p.  O6811.  13;  in  perjurii  reiitiiis  iiiciilit  p.  5773t) 
gestorben  war,  wurde  auch  Hadrian  als  Immuuitätslierr  wieder  die  Zwiseheu- 
instanz  in  Verwaltungsaugelegenheiten  zwischen  dem  Franken-König  und 
dem  Erzbisbhof  von  Kavenna;  denn  er  gab  die  ihm  von  Karl  ertheilte 
Weisung,  alle  veueiianischeu  Kaufleute  aus  dem  Exarchat  zu  vertreiben, 
als  Befehl  an  den  Erzbischof  weiter  (ud  arebiepiseupum  praeeipiaiilum  äireci- 
«IU.S  p.  02337.  ss)  und  nannte  dabei  die  praedin  et  pwniiuisium'»  sanetae  Ita- 
remuUtte  ei'clesitie:  ooetris  territoriin  sitae  fp.  02281.83). 

Ich  erinnere  an  die  oben  Aum.  185  erwähnte  Ordnung  der  Kirchen- 
provinz Aijuileja;  Karl  hat  auch  seinem  Gün.stling,  dem  von  den  Griechen 
vertriebenen  Patriarchen  Fortunat  von  Grado  die  Genehmigung  für  seine  vor- 
läufige Versetzung  nach  Pola  ausgewirkt  (Jafl'e-Ewald,  Keg.  2521). 

^1  Epp.  III,  01730-23;  vgl.  oben  S.  00.  70. 

^)  Epp.  III.  054.  055;  vgl.  obe?i  S.  Ot*.  71». 
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(loch  so  geregelt,  dass  in  Capiia  selbst  der  Herzog  Grinioald 
von  Henevent  sich  rühmen  konnte:  ihm,  aber  nicht  dem  Papste 
dürfe  sich  ant  Befehl  des  Königs  jedermann  zu  Dienstbarkeit 
ergeben,  und  dass  daraufhin  Hadrian  an  Karl  die  Bitte  richtete, 
den  heiligen  Petrus  doch  nicht  schlechter  zu  stellen  als  Grimoald, 
den  Sohn  des  Arichis,“-*)  d.  h.  offenbar:  ungeachtet  der  Huldigung, 
welche  der  Papst  sich  hatte  leisten  lassen,  wurde  die  Herrschaft 
des  Herzogs  von  Benevent  über  Capua  nicht  beseitigt  und 
Hadrian  hier  auf  Liegenschaften  beschränkt,  welche  in  das 
Eigenthum  des  heiligen  Petrus  übergingen. 

Die  Bitte  des  Papstes  ist  nämlich  nur  ein  Ausfluss  seiner 
Klage  über  das  Verfahren,  welches  die  Bevollmächtigten  Karls 
bezüglich  der  von  ihrem  König  geschenkten  beneventanischen 
Städte  überhaupt  — und  dazu  gehört  auch  Capua  — und  der 
tuscischen  Städte  Populonium  und  Rosellä  beobachtet  haben : 
sie  wollen  der  ihnen  von  Karl  erteilten  Anweisung,  wie  Hadrian 
sie  auflässt,  zuwider’®')  ihm  nichts  anderes  überantworten  als 
Bisthums-  und  Klostergebäude  und  Domänen  und  wohl  auch  die 
Schlüssel  der  Städte,  aber  nicht  ihre  Einwohner,”*)  und  damit 
ist  die  Immunität,  welche  auch  die  freien  Insassen  des  Iramunitäts- 
gebietes  mit  begreift,  ausgeschlossen.’”)  Allerdings  weist  Hadrian 


Hadrian  bittet  Karl  (p.  GCOso-a«'*:  nc  melioran  fariatix  drimuahluin 
/iliui»  Arnijisi  qunm  f'iiutori  rexlro,  heitio  I'ctro  cinriiiero  retjni  rclonwi,  ei> 
ijuixl  ipse  (irhimahhis  in  t’upwi,  prextn! es  niissis  rcstris,  laHtlnhnf  xc  ilirenic: 
‘(fnia  tloiiiiiux  rr,r  prerejiit,  ul,  ipii  riitw:ril  homo  metui  esse  tarn 
tptiim  miiior,  xhie  duhio  esse  tarn  nieiis  ipinm  rel  cujiix  roliierlt'. 

Der  Papst  glaubt  au.s  einem  Schreiben  Karls  entnommen  zu  haben, 
ijuiri  de  rieiliitihiix  purlihux  lleiieeeiilaiiix,  iptihiix  hcnlo  Petro  (ijxixtolo  et 
notdx  derota  otdxtixtix  menten  de  JioxettnSj  de.  PopuUntio  Arnino  duei  juxxixtixf 
fpuditer  rum  eeteris  fidelihnx  eestrix  luixxts  ita  omnia  romplerc  d^iemdf  xieut 
Oeo  jdaretd  et  t/eaOr  Petro  npoxtido  et  mdtix  dn  CCOn^i^j;  aber  wiederiiolto 
ähnliche  Krfahrungen,  dass  Hadrian  in  Zugeständnisse  Karls  weit  mehr 
hineinträgt,  als  in  Wirklichkeit  darin  enthalten  ist,  legen  auch  hier  die 
Auffassung  nahe,  dass  der  Papst  wieder  einmal  glaubte,  was  er  wünschte, 
zumal  den  fränkischen  IJevollmächtigten  eine  l ebertretung  ihrer  Instruction 
nicht  zuzutraucn  ist. 

S.  .\niH.  'iil. 

Die  Patrimonien  in  Spoleto  werden  hei  dieser  Beschwerde  nicht 
erwähnt;  dass  Hadrian  in  diesem  Lande  aber  nicht  die  Immunität  innehatic, 
geht  auch  aus  seinen  in  der  Zeit  von  7TU  bis  TSO  an  Karl  gerichteten  Oe- 


Digitized  by  Google 


io:> 


darauf  hin,  dass  in  den  übrigen  tuscisclicn  Städten  es  sich  anders 
verhalte,  ihm  also  wohl  auch  die  Herrschaft  über  die  Menschen 
zustehe;®”)  aber  das  braucht  nicht  auf  Immunitätsverleihung 
zu  beruhen,  das  kann  sich  thatsächlich  herausstellen,  wofern 
die  Bevölkerung  wie  es  von  Ceccano  im  Römischen  Ducat  aus- 
drücklich bezeugt  ist,”*)  aus  halbfreien  Colonen  bestand. 

Die  vereinzelt  liegenden  Patrimonien  wurden  dem  Papste 
zum  eisten  Mal  im  Jahre  TM  von  Karl  urkundlich  verbrieft 
und  nach  langwierigen  Auseinandersetzungen  zum  Theil  über- 
geben.**') Pi]ipin  scheint  lediglich,  in  den  Friedensverträgen 
von  Pavia  den  Langobarden -König  verpflichtet  zu  haben,  die 
Patrimonien  dem  heiligen  Petrus  auszuliefern,  die  Auslieferung 
aber  in  jedem  einzelnen  Falle  von  Verhandlungen  abhängig  ge- 
macht zu  haben.  Lassen  nun  auch  die  Erklärungen  Stephans  III. 
darauf  schliessen,  dass  die  Patrimonien  schon  unter  Pippin  alle 
an  ihren  rechtmässigen  Eigentümer  zurückgelangten,***)  so  dürften 
sie  ihm  doch  wieder  verloren  gegangen  sein,  als  Desiderius  vor 
dem  ersten  Zuge  Karls  nach  Italien  von  der  fränkischen  Hoheit 
sich  unabhängig  gemacht  hatte.  — 

Für  die  Stellung  des  Papstthnms  zum  Langobarden-Reiche 
war  das  Verhältniss  massgebend,  in  welchem  beide  sich  zu  dem 
Franken-Reiche  befanden. 

In  den  Paveser  Friedensschlüssen  hatte  der  Langobarden- 
Staat  seine  Souveränetät  aufgeben  müssen,  aber  seine  Autonomie 


suchen  hervor,  ihm  Hüuholz  zur  .Vusbe.s.sernug  der  Peters-Kirche  au.«  den 
Spoietinischen  Waldungen  zu  gewähren  (p.  r)9.^i_a.  COSsi — fiiOij).  Ueher 
Corsica  g.  oben  S.  70. 

Er  verlangt;  \on  iiuipjie,  i»  ronim  — nämlich  der  Städtebewohner 
— Ubertate  permanenteg,  »irut  ceirrig  rirllatihwi  partihus  Tugriiie,  ihniig 
rfglris  ra/fre  et  guheniare  eo«  ciipiiinui,  umnetn  «»ruwi  hnhetites  legem 
(p.  r.20j»_j»  . I)ie.se  Städte  werden  p.  GKIrJ.  <3  genannt;  g.  oben  S.  69. 

In  der  Biographie  Stephana  II.  Jäher  pont.  I,  t llir)  wird  d.va 
t'irranaige  ragteltum  durch  den  Kelativgatz  bestimmt:  iptiui  rntunuriim  gnnctae 
hei  erclegiae  exiglehat;  von  dem  tuscisclien  Patrimonium,  welches  nur  vier- 
zehn Meilen  von  Rom  entfernt  liegt,  ist  in  der  Biographie  des  Zacharias 
(läber  pont.  I,  tatgs}  die  Hede. 

S.  oben  S.  67—70. 

S.  oben  S.  4S. 
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behalten*'’'):  die  durch  die  Tributzalilung  sinnfällig  werdende 
Abhänsisrkeit  bedingte  offenbar  den  Verzicht  auf  eine  eigene 
auswärtige  Politik,  mindestens  insoweit,  als  sie  dem  Iränkisehen 
Oberhenn  und  seinem  Schützling,  dem  Papst,  unbequem  oder 
gar  gefährlich  werden  konnte,  während  die  inneren  Angelegen- 
heiten keinerlei  Einmischung  von  Pip])in  zu  befahren  hatten; 
das  ist  um  so  wahrscheinlicher,  als  ja  auch  Karl  nach  der  Be- 
seitigung des  Desiderius  die  Einrichtungen  des  Langobarden - 
Staates  zunächst  ungestört  weiter  wirken  lie.ss.  Die  günstige 
T^age,  in  welche  Pip])in  nach  dem  Tode  Aistulphs  gerieth,  indem 
er  von  dem  Thronbewerber  Desiderius  um  die  (;icnehmigung  zur 
Thronfolge  angegangen  wurde,  scheint  der  Fianken-König  be- 
nutzt zu  haben,  die  Abhängigkeit  dadurch  noch  strenger  zu  ge- 
stalten, dass  er  dem  neuen  Langobarden- König  — wenn  nicht 
etwa  schon  Aistulph  dazu  verpflichtet  war  — vor  allem  den 
militärischen  Schutz  des  Pai>stes  gegen  die  Griechen  übertrug.**”) 
Aber  auch  unter  Lmständen  diplomatisch  die  Rechte  des  Papstes 
zu  wahren,  dürfte  Desiderius  gehalten  gewesen  sein;  denn 
Paul  I.  dankt  Pippin  dafür,  dass  er  den  Langobarden -König 
aufgefordert  habe,  die  Bewohner  Neapels  und  Ga(‘tas  zur  Aus- 
folgung  des  päpstlichen  Patrimoniums  und  zur  Achtung  der 
päp.stlichen  Conseerationsgewalt  für  ihie  Bischöfe  zu  vermögen.**“) 
Wenngleich  die  Anerkennung  des  Desiderius  durch  die  Ver- 
mittelung des  Papstes  bei  Pippin  bewirkt  wurde,  so  geht  doch 
Stephan  II.  zu  weit,  wenn  er  den  nenen  Langobarden-Köuig 
„durch  die  Hand  des  Apostelfürsten,  des  heiligen  Petrus,  und 
zugleich  durch  den  tapferen  Arm  Pippins“  eingesetzt  nennt:*"’) 
Stephan  erhielt  aus  seiner  Vermittelung  kein  Recht  an  Desiderius; 


t elicr  die  Bcifritfe  .Souvernnrtät,  Solbstverwaltuiig  und  Autonomie 
Paul  liaband.  Das  Staatsieclit  des  deutsolien  Heidies  I.  Gl — GS. 
US  — 100,  104. 

■®')  J)io  bezeichnendsten  .Stellen  dafür  sind  oben  .S.  HG  If.  angeführt 
wordeti. 

■‘"'J  Epp.  fll.  — r).->04-  Der  Papst  braucht  zwar  für  „vermügen“ 
das  Wort  roiintriiifinr;  bei  der  Zurückhaltung  Pippins  scheint  mir  aber  ein 
kriegerischer  Zwang  schlechthin  ausgeschlussen  zu  sein. 

-e*)  Epp.  .^0G4_-:  Df'/  jtrut'iileiifiit  jhi'  uuntuH  .v»/'  y/r//f/'/y//'.4  upinitttlofion 
henti  J*itn  mittitl  e/  jtt’f  ttiiun  fortin-'iinititii  hrnthiittn  . . . onliihifus  fst  n'.r 
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er  musste,  für  alle  mit  ihm  getrotfenen  Abmachungen  zu  ihrer 
Giltigkeit  die  Genehmigung  seines  Souveräns  und  Schutzherrn, 
des  Franken-Königs,  einholen.  Scheint  nun  auch  Piiipin  die 
Städte,  welche  Steidiau  sofort  als  Lohn  für  seine  Vermittelung 
von  Desiderius  erhielt,  dem  Papste  belassen  zu  haben,''“)  so 
war  doch  er  wie  sein  Sohn  Karl  nicht  geneigt,  auf  Kosten  des 
der  fränkischen  Hoheit  unterworfenen  Langobarden-Reichs  eine 
ausgreifende  \’ ergi'össerur.g  des  päiistlichen  Selbstverwaltnngs- 
körpers  insbesondere  um  das  Herzogthum  Spoleto  zu  dulden, 
auf  welches  Stephan  II.  wie  Hadrian  bereits  ihre  Hand  gelegt 
hatten,  obschon  die  darüber  zu  begründende  pä|)Stliche  Immuni- 
tätsherrschaft nicht  die  fränkische  Souveränetät,  sondern  nur 
die  ordentliche  staatliche  Verwaltung  ausgeschlossen  hätte. 
Dagegen  war  Pippin  bereit,  des  Papstes  billige  Ansiirüche 
privatrechtlicher  Art  auf  die  in  langobardischer  Gewalt  befind- 
lichen Patrimonien  zu  befriedigen:  die  Grund  Vereinbarung  mit 
Desiderius  hat  er  indessen  nicht  den  völkerrechtlich  vertrags- 
nnfähigen  weil  unterthänigen  Papst,  sondern  lür  diesen  seine 
Königsboten  abschlie.ssen  lasscir’*-)  und  die  Ausführung  un- 
partheiisch  überwacht,  indem  er  einmal  auch  dem  Pajiste  Paul  I. 
das  t^uei  nliren  gegen  den  Langobarden  - König  verwies.'“*)  — 

Sehr  merkwürdig  ist  das  Hechtsverhältniss  des  Papstthnins 
znui  byzantinischen  Reich. 

Nachdem  man  in  Byzanz  bis  zum  Jahre  T.jG,  bis  Pippin 
zum  zweiten  Male  mit  Heeresmacht  vor  Pavia  eintraf,  die 
Hotfmnig  festgehalten  hatte,  dass  die  durch  den  ersten  P’rieden 
bestätigten  fränkischen  Eioberungen , der  Exarchat  und  die 
Pentajiolis,  an  das  byzantinische  Reich  herausgegeben  werden 
würden,*“)  konnte  man  am  Kaiserhofe  nicht  lange  mehr  darüber 
im  Zweifel  bleiben,  dass  die  beiden  Lande  wohl  päpstlich,  aber 
nicht  unter  byzantinischer,  sondern  unter  fränkischer  Souveränetät 


S.  oben  S.  tl. 

**■*)  ' gl.  oben  S.  45. 

S.  oben  S.  47.  Kine  unmittelbare  Eimvirkuni;  Pippins  auf  den 
I.angobarden-Kiinig  erwälmt  Paul  (p.  54'J29-3t'.  indem  er  meldet,  das.«  Desi- 
deriu.s  ihm  auf  da.s  Gebot  de.s  Franken -Königs  einen  entlaufenen  Diener 
ziirttckgegeben  habe. 

S.  oben  ,S.  40.  41. 
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geworden  waren  und  ihnen  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
thatsäclilich  der  Römische  Ducat  gleichstand.  Allerdings 
tauschte  noch  in  den  Jaliren  7ä7 — 7G6  der  Kaiser  Constantin  V. 
mit  Pippin  wiederholt  Gesandtschaften  und  Geschenke  aus;®*’) 
er  versuchte  auch,  mit  ihm  in  ein  freundschaftliches  Verhältniss 
zu  kommen,  indem  er  um  Pippins  Tochter  Gisela  für  seinen 
Sohn  Leo  warb“*®)  und  durch  eine  Disputation,  welche  zwischen 
b3zantinischen  und  päpstlichen  Gesandten  am  Hofe  Pippins 
stattfand,  in  der  Frage  der  Bilderverehrung  einen  Ausgleich 
zwischen  morgen-  und  abendländischer  Kirche  anstrebte;“*") 
aber  der  Papst,  an  welchem  Pippin  unbeirrt  festhielt,®**)  war 
nicht  gewillt,  den  fränkischen  Königsschutz  aufzugeben,  welchen 
der  Kaiser  über  einen  Bestandttheil  seines  Reiches  nicht  ge- 
statten konnte;  und  so  dauerte  der  Kriegszustand,  kaum  durch 
die  erwähnten  Gesandtschaften  unterbrochen,®*'’)  weiter,  ohne 
freilich  in  oll'ene  Feindseligkeiten  überzugehen.®“) 


®**)  Der  Fortsetzer  Fredej'ars  berichtet  über  eine  (tesaniltsclinft  im  Jahre 
T.'i" : Dum  haer  ai/erelur,  rex  Piiiphius  lei/alioiiem  ConKtiiiitinojiolim  lul  Con- 
gtaulino  imperatore,  pnt  amirilii»  ctiimu  et  sututrm  patriae  »une  mitten»,  »imiliter 
et  ('mmtaiitiinm  im/ierator  letjatiimem  praefatu  rege  cuin  multu  munera  mitten» 
et  amieitin»  et  tiilem  />er  legato»  eorum  riciu»im  iiiler  »e  promittuiit.  .Ycsci'o 
ijuo  faeiente  postea  amiritia»  ipia»  iiiter  »e  mutuo  promi»»eraiit,  iiultateiiu» 
»nrtita  e»i  effeetu;  vgl,  dazu  die  Aeusseriing  Stephans  II.:  Epp.  III, 

BO642  -SOTj.  Paul  I.  erwähnt  griechische  (jesaudtschaftcu  an  Pippin  im 
Jahre  7.B8:  Epp.  III.  »1237.  BlBzi.  25  und  in  der  Zeit  von  76;t  bis  706  in 

den  Driefen  28.  2P.  30.  37  (p.  Ü33i_6.  Ö34s7 — ö353,  .Bitss-sg.  545i_(.  n— so. 
Ö43  I.  2). 

•”*’)  Stephan  III.  gedenkt  des  Antrags  Epp  III,  r>62io-t3. 

**')  Annales  regni  Francoriim  zu  767  (rec.  Kurze  p.  24);  Paul  spricht 
davon  Epp.  III,  645j,  2. 

Pippin  hat  mit  den  byzantinischen  Gesandten  nur  in  Gegenwart 
der  päpstlichen  verhandelt  (p.  5442s— zu),  seine  .Antwort,  in  welcher  er  die 
Vorschläge  des  Kaisers  ahlehnte,  dem  Papste  mitgethcilt  (p.  r>4.'?3-6)  und 
ihn  wiederholt  (z.  B.  p.  54ön_ao)  seiner  unwandelbaren  Treue  versichert. 

Das.s  auch  Pippin  dem  Kaiser  nicht  traute,  zeigt  sich  darin,  dass 
er  nach  der  Disputation  nur  das  eine  Haupt  der  griechischen  Gesandtschaft, 
den  Spathar  Anthi,  mit  seinen  Gesandten  nach  Constantinopel  cntliess, 
während  er  das  andere,  den  Eunuchen  Sincsius.  zurückbehielt,  ohne  Ztveifel 
als  Geisel  für  die  Unverletzlichkeit  seiner  Gesandten  (p.  B457,  s). 

Nicht  wenige  Papstbriefe  sprechen  von  drohenden  Angriffen  der 
Griechen:  so  ep,  20.  30.  31.  32.  38  (von  Paul  I.)  und  bl.  61  (vor  dem 
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Und  mag  auch  die  Begründung  der  fränkischen  Souveränetät 
über  den  Exarchat  und  die  Pentapolis  völkerrechtlich  unan- 
tastbar sein,’’’’)  ist  denn  nicht  die  Erstreckung  des  fränkischen 
Königsschutzes  über  den  unter  byzantinischer  Souveränetät 
stehenden  Römischen  Ducat  eine  rechtswidrige  Beeinträchtigung 
des  byzantinischen  Reiches?  So  sah  man  ohne  Zweifel  in 
Constantinopel  die  Sachlage  an;  aber  nach  fränkischem  Rechte 
hielten  angenscheinlich  Pippin  und  die  Seinen  den  fränkischen 
Königsschutz  und  die  byzantinische  Souveränetät  für  wohl  mit 
einander  vereinbar.  Ehrenberg*^’’’)  hat  vortrefiflich  auseinanderge- 
setzt, dass  der  Königsschutz  die  damit  Bewadmeten  nicht  etwa 
aus  den  Rechtsverhältnissen,  in  welchen  sie  bisher  sich  befanden, 
löste  und  eine  ganz  neue  ausschliessliche  Rechtsstellung  für  sie 
begründete,  sondern  „lediglich  eine  thatsächliche  Ergänzung  der 
gegebenen  rechtlichen  Verhältnisse  bezweckte.“  Das  gilt  freilich 
zunächst  nur  für  das  fränkische  Staatsrecht;  aber  bei  der  leb- 
haften Wechselwirkung  zwischen  Privat-  und  Staatsrecht  im 
ganzen  Mittelalter  kann  es  kaum  überraschen,  dass  ein  fränkischer 
Rechtssatz  auch  einmal  in  d;vs  Völkerrecht  übergreift.  Jeden- 
falls ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  für  den  Römischen  Ducat,  für 
welchen,  wie  gezeigt  worden  ist,  754  der  fränkische  Königs- 
schutz durch  Commendation  erworben  war  und  in  Kraft 
blieb,-'“)  die  byzantinische  Souveränetät  noch  Jahrzehnte  lang 
fortbestand. 

Als  nämlich  Hadrian  zu  Anfang  seines  Pontifleats  der 
langobardischen  Parthei  in  Rom  sich  entledigte  und  ihren 
Führer,  den  auf  einer  Reise  begriffenen  Paul  Aflarta,  welcher 
der  Ermordung  des  Sergius,  eines  Hauptes  der  fränkischen 
Parthei,  beschuldigt  wurde,  durch  den  Erzbischof  Leo  von 
Ravenna  festnehmen  Hess,“')  befahl  er  diesem,  den  Gefangenen 
nach  Constantinopel  zu  schicken,  und  bat  zugleich  die  Kaiser 
Constantin  und  Leo  unter  Darlegung  des  Sachverhalts  die 


Jahre  7S1  von  Hadrian);  e.'t  iat  indessen,  so  viel  wir  wissen,  niemals  zu 
einem  Anfall  der  Byzantiner  auf  das  päpstliche  Gebiet  gekommen, 

S.  oben  S.  7».  79. 

®'’“j  .Commendation  und  Uuhligung“  S.  71.  7-.'. 

S.  oben  S.  79.  SO. 

*’*)  S.  oben  S.  49. 
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Strafe  der  Verbannung  an  dem  Schuldigen  vidlstreckeu  zu 
lassen;^“)  in  derselben  AVei.se  mussten  die  .Alitsehuldigen  Paul 
Afiartus  ihr  Verbrechen  büssen.““)  Aus  diesem  A’erhalten 
Hadrians  ergiebt  sich  unzweideutig,  dass  er  in  dem  beregten 
Falle  für  den  Strafvollzug  nicht  sich,  sondern  den  Kaiser  als 
zuständig  erachtete,  aber  doch  auch  für  das  Strafurthcil,  da  der 
Kaiser  nur  der  Scherge  des  Papstes  gewe.sen  wäre,  wenn  er 
das  Erkenntniss  Hadrians  nicht  hätte  genehmigen,  abwandeln 
oder  verwerfen  dürfen:  es  bekundet  sich  also  hier  nicht  bloss 
die  Souveränetät  des  Kaisers,  .sondern  zugleich  auch  in  dem 
A’otbehalt  der  Strafgerichtsbarkeit  für  denselben  die  unter 
byzantinischer  Hoheit  ausgeübte  Immunitätsherrschaft  des  Papstes 
über  den  Kömischen  Ducat. 

Die  byzantinische  Unterthänigkeit  des  Römischen  Bereichs 
ist  weiter  bezeugt  in  den  Datirungen  der  Briefe  und  Urkunden 
der  Päpste:  noch  etwa  gleichzeitig  mit  der  eben  erwähnten 
Massregel  lässt  Hadrian  am  -20.  Februar  772  in  einer  dem 
Kloster  Farfa  ertheilten  Urkunde  die  Kaiser  Constantin  und 
Leo  als  seine  Herrscher  bezeichnen.“’)  Endlich  dürfen  hier 
auch  die  iiäjistlichen  Alünzen,  welche  erst  seit  Hadrian  nach- 
weisbar sind,“*)  angeführt  werden : wenn  sie  auch  der  Datirung 

Hsulrians  Bio^rapli  berichtet  von  dem  I’apsi:  mburihi  fhif 
flotioticm  stm:»  <onKtnnfiuo  cf  Lnnit  amßistia  ttnnjnif<tjuc  irnjnraforilms, 
ffc  ipsixm  Setyn  racci  iutjün  tuorfc  aitiue  <h'jn'eains  an'uin 
pcrialcm  cftmcufittm,  nt  pro  auemUtfione  tanti  rctitiut  ipsum  Puulnm  ftU'icipi 
it  in  iifüis  (iracrim  parfihuM  in  exilio  inunriputum  retimri  prucrejtisitcnt. 
IHrcjiitfuc  ttimlem  suytp'sfittttein  rjux  tcr  (ßcatitmlo  Ixoiii  arvhii:piHcopOy  nt 
Ijiftxwt  Ptnäuiii  Comtautinopofim  in  cxilio  sirc  per  Venc(i<ts  sive  per  alinmlc 
tpuiliffr  jwfnisHct  (liriyrrct  cnm  prnefata  npostolirn  suyyotfionc  (Libur  poiit. 
1.  ■49(»24-_29). 

Betrufts  der  Milsclmlditfen  huisst  es  (Liber  pont.  I,  4you  : imsNi 
sunt  ipsi  Cuinpnnini  (hnstantinopotim  in  exsitium. 

.laJfe-Kwald.  Kujj.  *2395:  Itata  X.  Kul.  Mart,  imprrunfitnis  domno 
nostro  piisHuno  UHyuxto  (Awstuntino^  a />»■«*  rorowito  tnuyno  imperutorc, 
anno  tf  post  aniHutatum  f^jus  anno  XXX II l.f  sed  ct  Ltone  innyno 

imperutarCy  ejus  /itiOf  anno  XXL,  indietionc  X.  Die  Dutirung  dieser  l'r- 
kundo  entspricht  also  fast  genau  den  Üblichen  liriefdatirungen,  wie  ich  sie 
für  die  Zeit  Gregors  II.  und  III  und  des  Zacharias  nachgewiusen  habe 
in  meinur  Sclirift  über  Arles  und  Vienne  S.  133. 

Die  von  (iregor  HL  und  Zacharias  erhaltenen  viereckigen  Kupfer- 
Stücke  sind,  wie  Domenico  Dromis  (^Luiiete  dei  Koiuaui  pontetici  avauti  il 
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erniaiif,^t'ln  und  erst  durdi  andere  Momente  zeitlidi  genauer 
bestimmt  werden  müssen,  so  zeigen  sie,  soweit  sie  ans  Hadrians 
Zeit  erlialten  sind,  in  ihrer  überwiegenden  Menge  die  Ab- 
hängigkeit des  l’apstthuins  von  Byzanz. “"i 

Darin  trat  nun  aber  im  Jahre  781  ein  Umschwung  ein. 
Karl  erschien  zn  Ostern  mit  seiner  Gemalilin  und  seinen  jungen 
Söhnen  in  Rom  und  Hess  hier  beide  zu  Königen  salben:  den 
soeben  von  Hadrian  getauften  und  in  Pijjpin  nmgenaiinten  Karl- 
mann bestellte  er  dann  znin  König  Italiens.  Zugleich  gab  er 
dem  Wunsdie  der  regirenden  Kaiserin  Irene  statt,  welche  von 
je  her  in  Sachen  der  Bilderverchruug  sich  der  abendländischen 
Auffassung  zuneigte  und  dem  Papste  sich  genähert  hatte,  und 
verlobte  seine  älteste  Tochter  Rotrud  mit  Constantin  VI.,  dem 
zehnjährigen  Sohne  Irenens.  Wenn  diese  unter  solchen  Umständen 
geschlossene  Pamilienverbindung  mit  dem  Kaiserhause  nicht  wohl 
denkbar  ist  ohne  die  vorgängige  Anerkennung  des  fränkischen  Be- 
sitzstandes in  Italien, •’*')  dergestalt  dass  nunmehr  seitens  der  Kaiserin 
die  Souveränetät  Karl  auch  über  den  Römischen  Ducat  zugestanden 
wurde,  denjenigen  Bereich,  über  welchen  er  bisher  rechtlich  mit 
dem  Königsschutz  nur  seine  Schutzherrschaft  erstreckt  hatte, 
so  fand  die  Neugestaltung  in  der  Schaffung  des  Königreichs 
Italien  sofort  einen  deutlichen  Ausdruck'^'):  der  Papst,  welcher, 


mille,  Torino  ISöS,  p.  13—22)  p;czeigt  hat.  keine  eigentlichen  Münzen, 
sondern  Marken,  welche  wahrscheinlich  bei  den  (retreidevertheilungen  der 
Päpste  Verwendung  landen. 

Die  Silberdcnare  Hadrians  (vgl.  Promis  tav.  1.  0 — 0)  tragen  auf 
der  einen  Seite  die  en-face-Hüste  des  Pap-sles  mit  der  Utnschril't  DX 
AlilU.lSi'S  1’1‘,  auf  der  andern  Seite  ein  Kreuz  zwischen  den  Buchstaben 
H und  .1/.  den  beiden  Consonanten  des  Wortes  liomn,  und  die  Vm.schrift 
VICTOHIA  ItXX  und  anf  dem  Abschnitt  CD.YOH,  d.  h.  mit  der  RUck.seite 
weisen  sie  sich  aus  als  in  Rom  ortsangehörige  byzantinische  Münzen,  da 
diese  durch  die  entsprechende  l'inschrift  VK’TOHIA  Aida  die  Kaiser- 
herrschaft und  durch  COX,  COM,  COXOll  oder  coMoli  die  Reichshaupt- 
stadt Constantinopel  bezeichnen  (vgl.  .Arthur  Engel  et  Reymond  Serrure, 
Traite  de  numismatifiue  du  moyen  age  I.  Paris  ISOI,  12.  11.  2S1;  Ab- 
bildungen bei  Promis  tav.  I). 

' sf  Abel-Simson,  Jahrbücher  1,  .‘>12. 

Karl,  welcher  seine  Titel  , König  der  Langobarden“  und  .Patricius 
der  Römer“  nicht  ablegte,  zog  sich  damit  nicht  etwa  von  Italien  zurück: 
er  wollte  lediglich  durch  den  neu  eingesetzten  König  oder  vielmehr  durch 
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wie  gezeigt  worden  ist  *-)  im  Jahre  781  urkundlich  die  Schenkung 
Pippins  bestätigt  und  — um  den  Römischen  Ducat  — erweitert 
und  die  Patrimonien  der  Römisclien  Kirche  geschenkt  erhielt 
trat  in  aller  Form  auch  mit  dem  letzten  Gebiet  unter  fränkische 
Souveränetät. 

Dieser  Umschwung  kam  unverweilt  darin  zu  Tage,  dass 
Hadrian  fortan  in  seinen  Urkunden  nicht  mehr  nach  den  Jahren 
der  byzantinischen  Kaiser  datirte,  aber  befreindlicherweise  auch 
nicht  nach  den  Regirungsjahren  Karls,  seines  neuen  Souveräns, 
sondern  ihm  gewissermassen  ein  Schnippchen  schlug,  indem  er 
den  Herrgott,  unsern  Heiland  Jesus  Christus  und  den  heiligen 
Geist  als  regirend  bezeichnete  und  daneben  das  Jahr  seines 
Pontificats  nannte.'**^)  Daraus  hat  man  ohne  Rücksicht  auf  die 
üben  besprochenen  Rechtsbeziehungen  Hadrians  zu  Karl  den 


die  in  dessen  Namen  waltende  Holiürde  entlastet  werden,  und  zwar  nicht 
bloss  für  das  ehemalige  Langobarden-Ucich,  sondern  auch  für  den  päpstlichen 
Bereich.  Daranf  deutet  schon  die  Wahl  des  allgemeineren  Wortes  Italien, 
dessen  engerer  Begriff  gerade  auf  den  päpstlichen  bis  zuletzt  byzantinisch 
gebliebenen  Theil  der  Apennin -Halbinsel  geht:  so  erschtdnt  denn  auch  der 
herangewachsene  Pippin  später  als  der  natürliche  Vertreter  seines  Vaters 
dem  Papste  Leo  gegenüber  (vgl.  Jaffe-Kwald.  Reg.  2,'jl5).  Wenn  Hadrian  von 
seinem  Pathon  (p.  tiOSss)  als  von  dom  r,icelleiili>isium  rej/e  LatiyolMrdorum 
spricht,  so  scheint  diese  das  päpstliche  Gebiet  ausschliesseudo  Bezeichnung 
nicht  ohne  Absicht  gewählt  zu  sein,  hat  aber  angesichts  der  ständigen  Be- 
nennung der  fränkischen  Reichs- Annalen  (Annales  regni  Francorum,  rec. 
Kurze  p.  56.  9».  127.  132.  138.)  nichts  zu  besagen 
S.  oben  Anm.  201. 

*“)  Die  am  1.  Dezember  781  ausgestellte  Urkunde  Hadrians  für  den 
Erzpriester  Fulrad  und  den  .-\bt  Maginarius  von  St.  Denis  (Jafifö- Ewald, 
Reg.  2435)  bezeichnet  das  .lahr  als  erste  in  der  neuen  Weise;  rr.i/iiinile 
(loiiiimt  jDiiil  fl  nalrntiire  nonlrn  .hau  (Jiriatu,  '/ul  rifil  ri  nymil  cum  JJeii 
jnitre  omiiija/tfnfe  et  ajilritu  auiirto  /«;r  imtuttrlulta  jinjiuituj  aufcuUij  uiiiio 
}>ontilic(ihia  iioatri  in  xniTatiaaima  Imiti  ajiiialnli  l'etri  aale.  Ihn  iirujntiu 
ilecimo,  indictiniie  yuiiitu.  Der  loyale  Leo  hat  auch  hier  wieder  die  Ab- 
hängigkeit des  Papstthums  von  dom  fränkischen  Königtbum  zum  .\iisdruck 
gebracht,  indem  er  vor  die  Indictionsangabe  (z.  B.  ,Iafl'6-Ewald,  Reg.  2498) 
noch  einsebiobt;  atyue  domini  h'arnU  cjeelleidtasimi  eeyia  Frawanrum  ei 
l.uiiynhardnrum  et  patrieii  Uumnmjrwiij  « yiio  cepit  Ualinm,  tiuiio  A.Vt., 
bis  nach  Karls  Kaiserkrönung  die  alte  unter  den  byzantinischen  Kaisern 
geläutigc  Datirung  wieder  gang  und  gäbe  wird. 
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Scliluss  gezügi'ii,  tlas^s  Hadrian  seit  7S1  nur  Gott  als  Herrn 
nber  sich  anerkannte,  also  souverän  geworden  sei.  Hier  lässt 
sich  jedoch  ein  nninisinatiseher  Gegenbeweis  tühren. 

Es  sind  uns  Denare  erhalten,  welche  Karl  nur  als  Fianken- 
König  bezeichnen  und  dabei  italienische  Prägestätten  angeben: 
unter  diesen  ist  auch  R-O-M-A  genannt,*''’)  und  zwar  in  der- 
selben Weise  wie  liucca  und  Parma, sodass  augenscheinlich 
Koni  geradeso  wie  jede  der  beiden  anderen  Münzstätten  der 
l'ränkisehen  Souveränetät  unterstellt  erscheint.-"“)  Wenn  man 
nur  diesen  Denar  gegen  das  oben  angezogene  Diplom  hält,  durch 
welches  Hadrian  Ansiuuch  auf  die  Souveränetät  in  Rom  erhebt, 
so  M'ird  man  nicht  schwanken,  wem  man  sie  wirklich  zugesbdien 
soll;  denn  nur  Karl  hatte  die  Macht,  seinen  Ansiiruch  dnreh- 
znsetzen.  Es  giebt  nun  aber  noch  andere  Denare,  durch  welche 
Hadrian  selbst  sich  als  Unterthan  Karls  bekennen  dürfte.  Auf 
der  Vorderseite  haben  sie  um  das  Karolingische  Monogramm 
die  l'nischrilc : CARLUS  REX  FR  und  auf  der  Rückseite 
die  Fortsetzung  des  Titels:  KT  LAXO  A(.'  RAT  ROM,  also  den 
vollen  Titel,  welchen  Karl  im  Jahre  774  annahm:  nx  Fnnuvniiii 
ft  L(i)iii<jlMir<loriim  tic  juitrkius  Rijinnmntm,  im  Felde  der  Rückseite 
aber  ausserdem  noch  ein  Monogramm,  über  dessen  Entzifferung 


So  saj;t  ,1.  von  in  seinem  Aufsatz  „Papstpolitik 

in  fikniiilen“  (llistorisclie  Zeitschrift  l.XXXV,  7i):  .Xiiehst  fiott  erknnnte 
er  theoretisch  keinen  llerrn  hher  sielt  an,  unil  soviel  an  ihm  lug,  suchte  er 
auch  jiraktisch  sich  möglichst  selhststanJig  zu  stellen.“ 

E tiariel,  Los  monnaies  royales  de  France  11  (Stiasshourg  t.ssl), 
idauche  IX  tig.  t tö. 

Engel  et  Serrure,  Traitfe  de  uumismati«ine  I,  2t2.  2i:f. 

Ich  kamt  alter  nicht  dem  l.'rtheil  heiptlichten  (Engel  et  Serrure 
a.  a.  O.',  nach  welchem  ilie  erwähnten  Itenare  der  ersten  Periode  Karls, 
welcbe  von  7(>S  bis  771,'.)  gerechnet  wird,  angehören  sollen:  ich  sehe  keinen 
durchschlagenden  Gruud.  sie  von  denjenigen  der  zweiten  Perioile,  welche 
von  775  bis  Stt  reichen  soll  (p.  211— ■ftCJ  zu  unterscheiden;  vielmehr 
dürften  die  oben  angestcllten  Erörterungen  eine  Handhabe  bieten,  jedeulalls 
den  Uömisehen  Denar  erst  nach  7»1  uml,  da  er  von  den  Hünzeu  Leos  111. 
grundverschieden  ist,  vor  796  anzu.*etzen.  Oder  sollte  ilie  Nichtnennung 
des  Papstes  auf  eine  persönliche  Anwesenheit  Karls  in  Hom  deuten,  während 
welcher  der  Franken-König  alle  Gerechtsame,  auch  die  .Vusübung  iles 
älUuzrechts  wieder  an  sich  nahm?  Dann  würde  geradezu  das  Jahr  7»1 
oder  7S7  in  Betracht  kommen. 

OaoüliiQb,  EaUU'buug  det  Kirebenstaate».  ^ 
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die  Meiiunigen  iillenlings  aiiseinamleigelicii,  aber  doch  nur  in 
zwei  zulässige  Deutungen;  entweder  Ihmu  oder  .IP.lir  d.  li. 
Adrimius  })<n>n,  Alpha  Omci/a.''*^)  Beaelitet  man  nun  einmal,  dass 
das  Monogramm  zur  Bezeichnung  des  1‘rägeortes  nicht  die  Regel 
ist,  und  sodann,  dass  auf  den  -Alünzen  Leos  III.,  welcher  die 
Souveränetät  Karls  rückhaltlos  anerkannte,  die  eine  Seite  von 
dem  Namen  und  Titel  Karls,  die  andere  von  dem  Monogramm 
Leos  eingenommen  wird,'"“')  so  milchte  nicht  zweifelhaft  sein, 
für  welche  Deutung  man  sich  zu  entscheiden  hat.-'*") 

Danach  stellt  sich  heraus,  dass  Hadrian  wohl  auf  den 
Münzen,  welche  leicht  controlirt  werden  konnten,  die  Souveränetät 
Karls,  wie  er  oHenbar  gehalten  war,-*'')  aiierkamitc,  auch  dabei 
vielleicht  mit  Absicht  ein  schwer  zu  entzilferndes  Monogiamm 
wählend,  aber  nicht  in  den  Uikunden,  weiche  in  den  Händen 
der  damit  Bedachten  blieben  und  kaum  an  das  Tageslicht  hervor- 
traten — ein  Verfahren,  das  übrigens  ganz  zu  seinem  oben  er- 
wähnten Verhalten  stimmt:  die  A’e.v  piihlica  liimianorum  zwar 
in  einer  dem  Kloster  Fai  lä  erlheilten  Urkunde  auzus[)rechen,  aber 


Vgl.  Kiigfl  et  Serrure  I.  liier  ist  auch  liie  Münze  abgeliildet. 
Andere  Abbildungen  bei  Uariel  11,  jil.  XU  lig.  ist  und  bei  Maurice  l’rou, 
Les  nionnaie.s  Carolingiennes  (Catalogue  des  nionnaiea  francaiaes  de  la 
bibliotbeqiie  nationale),  l’aris  IS'.tfl,  pl.  XX  fig.  SUO;  auch  das  Münzcabinet 
des  Königlichen  Musenms  zu  üerlin  besitzt  einen  solchen  von  mir  besichtigten 
Denar,  dessen  Monogramm  nach  dem  sachverständigen  rrtheil  des  Herrn 
1’rofessor.s  Menadior  die  Iteutnug  iioma  ausschliesst. 

Engel  et  Serrure  1,  28t;  Abbildungen  bei  Promis  tav.  I,  11. 

12,  II,  1-3. 

^™)  Auch  hier  muss  ich  der  von  Engel  und  Serrure  gewühlten  Datirung 
widersprechen,  dass  der  in  Kode  stehende  Denar  in  das  .lahr  774  gehöre, 
weil  Karl  in  diesem  Jahre  den  Patrizius-Titel  angenommen  habe;  es  bleibt 
meines  Erachtens  dal'ür  die  Eeit  von  7si  bis  71»5  offen. 

^*3  Erchempert,  ein  tieschichtsschreiber,  welcbcr  allerdings  erst  dem 
zehnten  Jahrhundert  angebört , berichtet  in  seiner  llistoria  Laugobardorum 
Heneventanonim  c.  4 (SS.  rer.  Lang.  p.  23Gi5.  is),  dass  der  Herzog  Cirimoald 
von  Benevent  von  Karl  verpflichtet  worden  sei,  ihn  als  Oberherrn  in  Ur- 
kunden lind  auf  Jlünzen  zu  nennen  {ul  i-miits  inimmunijac  sui  iioinitiiu 
amulcriliH«  tmjierscrihi  semiicr  juheret ) : und  Urimoalds  Uikunden  (vgl.  .\bel- 
Siinson,  Jahrbücher  II,  4UJ  und  Münzen  (vgl.  Engel  et  Serrure  1,  221.  222. 
28».  2811)  besliitigen  es. 
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nicht  oder  docli  nur  in  verstohlener  Weise  in  den  Briefen,  welche 
an  Karl  gerichtet  waren 

Die  7R1  geregelte  Rechtsstelhing  des  Papstes  wurde  unter 
Karl  nicht  mehr  verändert:  es  verschlug  nichts,  dass  der  Franken- 
König  wieder  mit  Byzanz  zerfiel  — im  Jahre  787  wurde  die 
Verlobung  der  fränkischen  Prinzessin  mit  dem  byzantinischen 
Kaiser  aufgehoben  und  die  Unterordnung  des  781  noch  unbe- 
helligt geblieheneu  Herzogs  von  Benevent  durchgesetzt  — : nach- 
dem 788  die  Griechen  in  Uuteritalien  besiegt  waren,  kam  nach 
wiederholten  Verhandlungen  812  der  Friede  zwischen  dem  abend- 
und  morgenländischen  Kaiserthum  zu  Stande.  Wenn  berichtet 
wird,  dass  die  byzantinischen  Gesandten  auf  der  Heimreise  das 
Friedensinstrumeut  in  der  Peters-Kirche  zu  Horn  aus  den  Händen 
des  Pajistes  IjCO  von  neuem  em|>fingeu,'' ‘)  so  hat  das  nicht  die 
Bedeutung,  dass  der  Paj>st  als  Conti ahent  an  dem  Friedens- 
schluss mitbetheiligt  wurde,  sondern  nur,  dass  die  Heiligkeit  des 
schon  in  der  Aachener  Kirche  ansgefolgteu  Vertrages  durch  die 
erneute  Aushändigung  an  der  heiligsten  Stätte  des  Abendlandes 
bekräftigt  und  gesteigert  werden  sollte. 

Die  Stadt  des  Papstes  war  schon  781  ein  Bestandtheil  des 
fränkisch -italischen  Reiches,  der  Papst  ganz  und  gar  ein 
Unterthau  des  italisch -fränkischen  Herrschers  geworden,  in 
die  Zahl  der  Grossen  dieses  Reiches  eingereiht  worden.  Als 
solcher  Unterzeichnete  er  wie  die  fränkischen  Grossen  die  Ver- 


S.  oben  S.  30. 

Annales  regni  Kraticorum  (rcc.  Kurze  p.  130):  Xnm  Aqiiiniirmii, 
ulii  ml  imperalunm  rriimiiit  /»c.  leiiiili  Sirifori  imprnilorisl,  ^criphuii  imcti 
ab  eo  in  rcrlenin  Husripiaifes  morr  gwK  i<l  (Iraeeu  tiiii/ua,  taujh’.ii‘i  tli.rrruiil, 
intjteralarem  eum  et  basilenm  appeUaniejt.  ]\t  rererteinia  Ilontam  rraicitfes  i}i 
banitica  sancti  Petri  aiKutoli  euinleiii  pacti  neu  foctlerir  lihelluin  a Leone  piipii 
denuo  guscejtcrunt.  Meine  .Vuffassuug  wird  auch  bestätigt  durch  deu  Wuusch. 
welchen  Karl  dem  griechischen  Kai.'er  zu  erkennen  gab:  das  griechische 
Kzemplar  des  Friedensvertrages  eigenhändig  vom  Altar  zu  nehinen  und  den 
fränkischen  Gesandten  zu  übergeben  (ineinornti  teijali  »o/ttri  fnetlerie  coii- 
Kriptiunem  tuani,  et  eneerilotiim  qnilrieiorniinpir.  nr  prin-enim  tuoniin  enh- 
»criptionibiia  rohorntnm,  a raeroeanetn  nltari  tnae.  iniwioi  porreelione  eunci- 
piant:  .Jaffd,  Hihi.  IV.  410).  Die  von  Simson,  (.lahrbüclier  II.  4s:t 

Auin.  1'  gebilligte  Vcrimithung  Waitz'ens  ,Verfas.snrgsgc<chichte  III,  äil  ft'.), 
dass  auch  Leo  das  Kiiedensinstrninent  nnterzeiihnet  habe,  kann  ich  nicht 
als  zureichende  Erklärnng  anschen, 

S* 
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fii^ing  Karls,  welche  die  Tlieilinig  seines  Reiclies  unter  seine 
Söhne  nach  seinem  Tode  regelte  ;■*'•')  und  Hont  erscheint  in  dem 
Testament  Karls  in  dem  Jahre  Sll  nur  als  ein,  wenn  auch  als 
der  vornehmste  Jfetropolitansitz  des  Keiches.'*'''’) 

Obgleich  die  Päpste  durch  ihren  Eintritt  in  den  fränkischen 
Schutzverband  als  Unterthanen  in  ein  ges])anntes  Verhältniss  zu 
ihrem  Souverän  geraten  waren,  wurden  sie  dadurch  doch  nicht 
in  ihrer  Eigenschaft  als  kirchliche  < tberhäupter  der  abend- 
ländischen Christenheit  Kyzanz  gegenüber  mattgesetzt;  jedenfalls 
hören  wir  von  Paul  I.,  dass  er  wiederholt  Botschaften  nach 
Constantinoiiel  schickte,  um  die  Römische  Aull'assung  über  die 
Bilderverehrung  zur  (licltung  zu  bringen.*''’)  Nachdem  die 
fränkische  Unterthänigkeit  Roms  von  Seiten  des  Kaisers  aner- 
kannt war,  schwand  natürlich  jedes  Bedenken,  welches  man  in 
B.vzanz  gegen  die  geistliche  Wirksamkeit  des  Papstes  aus  recht- 
lichen Gründen  hätte  erheben  können;  aber  nun  wurde  die  Be- 
wegungsfreiheit des  Statthaltei’s  Christi  durch  den  sich  als 
Smiimns  seines  Reiches  fühlenden  Franken -König  in 

merkwürdiger  Weise  eingeengt.  Nachdem  Hadrian  auf  der 
Synode  zu  Nicaea,  welche  7H7  die  Bilderverehrung  im  Römischen 
Sinne  wiedcrherstellte,  der  Einladung  der  Kaiserin  Irene  ent- 
sprcchend  durch  Abgesandte  sich  hatte  vertreten  lassen,-'^')  wurde 
er  auf  das  unangenehmste  dadurch  überrascht,  dass  Karl  die 
Beschlüsse  der  Synode  rundweg  verwarf  und  sogar  die  Bannung 


Amialcs  regiii  Francorum  zu  SOG  (p.  12!';  De  har  parfitione  ef 
fexlametifum  farimn  et  jurejuramUt  ah  opt inint ihue  Fraaeurum  eimfiimafam 
et  coiistit Utilities  paeis  ruascrraiiilae  causa  fiictae  atijue  harr  viiiiiia  litteris 
niaiiilata  sunt  et  Leoni  pnpae,  nt  his  sua  manu  snhscriheret,  pee  F.inharituin 
inissa.  t^luihus  pontifew  lertis  et  aitsensum  peaehuit  et  jiropriit  manu  suh- 
seripsit. 

Es  lieisst  itarin  (Eiiiluiriil  Vita  Karoli  Magiii  c.  33:  Eil.  quartn 

p.  20);  Xoniina  melropvicorum,  inl  quas  eailein  eleimosiiia  sire  laiyitio 
facienila  est,  haec  sunt : Uoina.  Uarrnna,  }feiliotanuni  etc. 

.iTiij  I erwähnt  (Epp.  III.  MOa.))  suyiiestioncs  ittas,  quas  sarpius  ci 
ilirr.i intus,  tinil  ilemgeiiiHss  sagt  sein  Hiugraph  (Liber  pont.  I,  IGli-»): 
saepius  Silos  inissos  cum  aposlolieis  ohsicratorHs  atque  amonitariis  littiTis 
praefatis  l'onstnntino  et  Leoni  awjiistis  ilirejit  pro  restitiicnilis  ronlifmaialis- 
qiie  in  pfistino  l•cnerationis  statu  siicratissimis  imaqinihus. 

Vgl.  V.  llefcic,  Cnncilieiigesihifhte  Ui-,  liS  fl'. 
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(ips  ketzerischen  Kaisers  verlangrte.'*''’)  Gegen  den  scharfen 
Wind,  der  vom  fränkischen  Königsliole  her  weide,  musste 
Hadrian  seine  diidomalische  Geschicklichkeit  aufbieten,  um 
durcli  liHviren  die  geistliche  Autoiität  Konis  zu  wahren:  er 
machte  sich  anheischig,  zwar  dem  König  zu  Willen  zu  sein 
und  den  Kaiser  zu  bannen,  aber  nicht  wegen  seiner  inigen 
Meinung  über  die  Bilderverclirung.  sondern  wegen  der  einge- 
zogenen  und  nicht  zurückgestellten  Patrimonien  der  Komischen 
Kirche und  Karl  bestand  nicht  auf  der  Hannung.  aber  er 
liess  doch  durch  die  Frankfurter  Reichssynode,  an  weicher  auch 
Gesandte  des  Pai>stes  theiluahmen,  7U4  die  Niciinischen  Be- 
schlüsse verdammen.'*'*')  — 

Das  Kechtsverhältniss  der  Päpste  zu  den  Karolingern  be- 
stand al.so  zunächst  7.">4  in  der  durch  ('ommendation  angelobten 
Diensipilicht  einerseits  und  ilem  durch  Urkunde  zugesicherteu 
König.sschutz  andererseits.  Ohne  dass  dieses  in  auswäitige 
Staaten  übergreitende  Kechtsverhältniss  — Stephan  II.  stand 
nändich  (.lä  theils  unter  langobardischer,  theils  unter  byzan- 
tinischer Staatsgewalt  — aufgehoben  worden  wäre,  wurde  es 
dann,  in  dem  Maas.se  wie  die  fränkische  Souveränetät  über  Italien 
sich  ausdehnte,  7.')C.  für  den  Exarchat  und  die  Peutapolis  und 
781  für  den  Römischen  Ducat  in  der  Weise  ausgestaltet,  dass 
der  Paiist  durch  königliches  Privileg  die  fränkische  Immunität 
in  diesen  Ländern  erhielt,  wo  er  vor  der  langobardischen  Er- 
oberung die  byzantinische  Immunität  auf  Grund  wohl  nicht 

Vgl.  V.  Hef(4e  IIP,  712-  715, 

HadriÄn  begütigt  Karl  aiicli  diircli  den  llinweia,  da«s  er  ja  die 
BeaehUP.se  von  Nicnea  noch  nicht  in  aller  Form  bestätigt  habe  .lalK,  Hihi. 
VI.  247.  248):  Xoh  rero  <o//f«c  pro  euflr.m  ftipioiht  nuUotii  rrspotmum  horteous 
folnn  impertilori  rrililidiimt.i;  Weiler  heisst  cs  hier:  de  piilihiioiiiin  Herum 
intrcpaules  commoiieiiiun,  ut,  si  noluent  e«  guiirtiie  nontriie  Jloiiiuiitie  eecleeitic 
reMitw.re,  liaereticum  eum  pro  hujiinmndi  erroris  peraeferoiiliti  enge  dererueiinm. 

Annales  regni  Franronim  zu  704  (ree.  Kurze  p 04):  in  Frnnvono- 
furt  , . . rongrei/ata  eel  »ijnodug  innipKt  epimoporum  (ioUiarum.dermonoruoi, 
Itiilorum  in  jirntiunliti  jinnfoli  prinripis  et  niiggorum  iloinni  nposlolici  Ailri- 
ani,  quorum  noininii  hner  ntinl : Theophilavlux  et  .'>teplinnus  episeopi;  vgl. 
Sjnodus  Fraucoiiofurteiisia  c.  2 Uorelius.  Capp.  I.  ia,  74):  de  nurn  Orceoniin 
njnodo,  quam  de  adornndis  iiuiqiinilivii  (’on>ton1inopidim  feeernnt  . . . ennc- 
liHginii  patres  nostri  omniniodis  adoratoinem  et  serritnteni  renniientes  eon- 
tempserunt  atque  ronsentientes  eondempnarerunt. 
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kaiserlicher  Verleiliuiig,  sondern  thatsäcliliclier  Entwickelung 
besessen  hatte. 

Obgleich  Pi]i])ins  und  Karls  Urkunden,  durch  welche  das 
Kechtsverhältniss  begründet,  ausgc.staltet,  bestätigt  und  erweitert 
wurde,  verloren  sind  — vermuthlich,  weil  sie  mit  ärgerlicher 
Deutlichkeit  die  Dienstbarkeit  und  Unterthänigkeit  des  Papstes 
bezeugten,  von  der  Römischen  Curie  selbst  aus  dem  Wege  ge- 
räumt sind,  um  nicht  die  spätere  Bildung  eines  KirchenstJiates 
zu  hiudern  — , so  ist  eine  vergleichende  Betrachtung  der  uns 
erhaltenen  Schutz-  und  Immunitätsurkuuden  Pi]>pins  doch  von 
Werth:  denn  dadurch  werden  noch  einige  nicht  unwesentliche 
Aeusserlichkeiten  des  eiöiterten  Rechtsverhältnisses  aufgehellt. 

Dass  der  König  in  Gemeinschaft  mit  seinen  Söhnen  Karl 
und  Karlmann  den  Königsschutz  verleiht,  ist  gewiss  unge- 
wöhnlich, aber  doch  nicht  beispiellos:  wie  für  den  morali.schen 
Hort  der  Karolingischen  Dynastie,  den  Papst,  ist  es  auch  für  das 
Karolingische  Familienkloster  Prüm  geschehen,  welchem  am 
i;i.  August  762  eine  umfassende  Urkunde  ausgefertigt  wurde.'*^') 
Der  König  verfügt  hier  unter  anderm,  dass  das  Kloster  samint 
allen  Besitzungen  in  seinem  mul  seiner  Erben  Schutz  stehen 
solle,-^-)  und  wie  die  dem  Papste  ertheilte  Uikunde  ist  auch 
diese  zugleich  von  den  Prinzen  Karl  und  Karlmann  unter- 
zeichnet.-’^O 

Es  ist  dargelegt  woiden,  dass  Pipiiin,  um  seiner  Schutz- 
l)flicht  Genüge  zu  leisten,  den  von  ihm  abhängigen  Langobarden- 
König  Desiderius  angehalten  hat,  mit  einer  genau  bestimmten 
Truppeumacht  für  den  etwa  gefährdeten  Papst  gegen  die  Byzan- 
tiner sich  kamptbereit  zu  halten,  dass  er  also  seine  Schutzpllicht 
gewissermassen  auf  den  Langobarden-König  abgewälzt  hat.  So 
sehr  das  der  politischen  Klugheit  l'ip]iins  entsi)iicht,  welcher 
seine  Machtmittel  nicht  in  Italien  festlegen  wollte,  es  ist  doch 


***)  Hühmer-ilülilbaclier,  Uejj.  ‘.i3. 

lt<i  fomeu  rtthmn-’i,  uf  ipse  tutninnffrlum  sanett  Sttlrutnrit*  seu  rr<. 
fjui  tul  ipsum  wontffitfriuiH  fmn  fjuiit*  ex  auHontatr  iwsfrn  sntii  iimfirmatc 
n heiim  UuHniUms  innnten  fuerint  voulntuer,  in  nnniea  »int 
poUstate  nl  (le/'enftione  sch  heredum  nosfrorum. 

Xacli  ih'T  Unterschrift  I’ippiiis  und  seiner  Uemahlin  folgt:  Siffunm 
hantli  filu  xu/  conscncicnx^  Sitjunm  KurlomHuni  filii  sui  cnnscncicn>t. 
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in  seinen  Scliutzverleiliungen  auch  sonst  nicht  olnie  Analogie. 
Der  König  gewährte  am  10.  Juni  7(U)-'^)  die  Bitte  des  Abtes 
Nectariiis  von  St.  Calais  und  nahm  das  Kloster  in  seinen  und 
seines  Sohnes  Karl  Schutz,  indem  er  offenbar  Karl  zuvörderst, 
als  den  Empfänger  der  Cominendation,  mit  der  Wahrnehmung 
des  Schutzes  betraute.-’**’’; 

Die  Pä|)ste  Stephan  II.  und  Hadrian  I.  sind  nicht  frei- 
zusprechen von  dem  Vorwurf,  dass  sie  günstige  Conjuncturen 
zur  Erweiterung  ihres  Bereiches  ausgenutzt,  insbesondere  das 
Herzogthmu  Spoleto  sich  aiizneignen  getrachtet  haben;  aber  die 
Billigkeit  erfordert  doch  darauf  hinzuweisen,  dass  in  den  ihnen 
ertheilten  Urkunden,  wie  in  den  Schutz-  und  Immunitätsurkunden 
Pippins  überhaupt,  ein  Anlass  zu  ihrer  Erwartung:  Königs- 
schutz und  Immunität,  einmal  gewährt,  erstrecke  sich  auch  über 
alle  ihre  Keinnwerbungen,  gegeben  und  somit  für  erwerbsfrohe 
Gemüther  gewissermassen  eine  Aufforderung  znzulangen  ent- 
halten war.  Die  schon  angezogene  Bestimmung  in  der  für 
Prüm  ausgestellten  Urkunde, dass  der  Schutz  sich  auch  be- 
ziehe „auf  diejenigen  Vermögensstücko,  welche  von  gottes- 
fürchtigen  Jlenschen  in  Zukunft  dem  Kloster  zugewendet  werden 
würden“  ist  typisch  auch  für  die  Immunitätsverleihungen  und 
•bestätigungeu  ”**)  und  darum  auch  als  Bestandtheil  der  für 


■^)  Biihincr-Mühlbacher,  Reg.  S9. 

Kür  die  Klosterinsas.^eii  wird  )ii'hlie«slii  li  verfügt,  ul  liceat  ei«  «uh 
Sermone  tuitinni«  nostrae  rel  liiimanitalis  et  munilelninte  jiiaednti  l'aruli 
luietos  rirere  ac  reetidere  et  die  nurluiiue  /)ro  «liihililnte,  rei/iii  et  ijtsiu«  Caroli, 
ijui  eoriim  enusit«  litd/el  reeeidn«,  jutjiter  l)ei  misericordiam  et  umnium 
snnctorum  deiireetire.  Mau  beachte,  dass  liier  und  seboii  au  einer  früheren 
Stelle  (mundehurdi)  iUutilri«  riri  Caroli /dii  nusiri,  qiti  eauaaa  ijmiu«  ahbati« 
rel  monasterii  habet  reeejitu«)  bei  der  Coiuiuendation  dasselbe  Wort  cauaae 
erscheint,  welches  auch  von  der  Cominendation  Stephans  II.  überliefert  ist; 
s.  oben  S.  75.  7li.  Die  Vertretung  ist  übrigens  auch  von  Brunner  II,  50.  51 
hervorgehoben  worden. 

**)  S.  üben  Anin.  38i. 

Schon  in  Marenifs  Forinelbuch  I.  43  (Zenmer,  l’orniulae  p.  i:t) 
wild  die  Ininiuniiät  bezogen  in  villas  ubieunniue  in  reijiio  noslro  i^isiua 
ealeaiac  aut  reiß  aut  prieatorum  larßtate  coidala«  aut  qui  inantea 
fuerint  conlatura«;  ähnlich  heisst  es  für  die  Bestätigung  der  Imiminität 
(Zeuuier  p.  44):  in  rillii«  anteiUctae  ercletsiae,  qua«  moelerno  tempore  uhieum- 
que  in  rcgiio  noatru  poasedere  noscuntur  cel  qui  inantea  a Deuin 
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Stephan  II.  ansgetertigten  Crkunden  Pippins  zu  eracliten. 
Wenn  die  Päiistc  daran  einen  Kücklialt  für  Xenerwerbnngen 
zu  haben  glaubten,  so  übersahen  sie,  wie  schon  ausgelülirt  ist,-’'’^) 
dass  die.se  Neuerwerbungen  auf  Kosten  des  Langobarden- Reiches 
gingen,  welches  unter  fränkischer  Souveränetät  stand,  also  der 
Genehmiguug  des  Franken-Königs  bedurften. 

Endlich  ist  benierkenswerth,  dass,  was  Karl  als  Recht  des 
von  Pii)pin  begründeten,  von  ihm  bestätigten  Patriciats  den 
Päpsten  Hadrian  und  Leo  gegenüber  in  Ans|)riich  nimmt:  auf 
allen  seinen  Wegen  von  den  heilkräftigen  Gebeten  der  Päpste 
begleitet  zu  werden,-^')  genau  mit  der  Pflicht  übereinstimmt, 
welche  den  geistlichen  Anstalten  als  Entgelt  für  die  Gewährung 
des  Konigsschutzes  auferlegt  zu  werden  pflegte.  Es  ist  schon 
angeführt  worden,  da.ss  im  Jahre  760  Pippin  für  sich  und 
seinen  Sohn  Karl  ausmachte,*'")  dass  die  Insassen  des  Klosters 
St.  Calais  „Tag  und  Nacht  für  die  Beständigkeit  seines  und 
Karls  Königthums  unanfhörlich  das  Erbarmen  Gottes  und  aller 
Heiligen  anrufen  sollten“;  dasselbe  ist  aber  auch  in  einer  Ur- 
kunde aufzuzeigen,  welche  am  25.  April  752  für  den  Abt 
Sigobald  und  das  Kloster  St.  Calais,  also  kurz  bevor  das  Schutz- 
verhältniss  zu  Steidian  II.  und  dein  Papstthum  begründet  wurde, 
erlassen  worden  ist.*")  — 

Ich  glaube  sonach  erwiesen  zu  haben,  dass  das  Rechts- 
verhiiltniss  der  Päpste  zu  den  Karolingern  Pipiiin  und  Karl 
dem  Grossen  ganz  und  gar  nach  den  Kechtsregeln  des  Köuigs- 
schutzes  lind  der  Immunität  gerichtet  war  — nicht  nur  inner- 
lich, soweit  die  einzelnen  Rechtsbeziehungen  noch  erkennbar 
sind,  sondern  auch  äusserlich  nach  Massgabe  einiger  Anord- 


tiiiiciitibus  hum  in  ibus  f nennt  luu  lut  titt.  Xacli  ilor  letzten  Formel 
ist  wort;;etreu  z.  H.  Pippins  l'rkuiule  l'iir  Ptreclit  (llolmier-Jlnlilbiieher, 
Keg.  Olij  verfasst,  welche  etwa  ilerselbeii  Zeit  wie  Pippins  zweite  frkninlc 
für  Stephan  II.  angeliürt. 

**')  S.  oben  S.  107. 

'•“"j  S.  oben  S.  ys.  yy.  71. 

S.  üben  Amn. 

I Hühnier  .Miililbacher,  Keg.  tJl;  HiKit  ri.i  sub  uostru  uiiiiiib-burilc 
ret  tle/nisiutie  pb'uiun  tjiiirtu  unliiie  rirt^e  rW  rofittci'e  et  pro  tiubtti  Itumini 
miau  tcuiiludii  alteutiut  jtujiter  itejitxt  ure. 
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iiungen  in  den  einschlägigen  üikunden  Piiii»ins — , dass  in  diesem 
Kechtsverhältniss  zwar  die  Grundlage  liir  die  spätere  Entwickelung 
eines  Kiichenstaates,  aber  noch  nicht  das  Dasein  eines  solchen 
gegeben  war,  und  dass  der  durch  die  staatsrechtliche  Stellung 
des  Römischen  Bisthums  unter  bjzantinischer  Herrschaft  geweckte 
und  durch  die  eigenthümliche  Kirchenverfassung  Italiens  ge- 
nährte Anspruch  der  Pä])ste  im  dritten  Viertel  des  achten 
Jahrhunderts,  die  Reti  puUirn  limiuimntm  inne  zu  haben,  nur 
als  Aeusserung  eines  Souveränetätskitzels  aufzufassen  ist, 
welchen  Pippin  als  sachlich  unerheblich  geduldet,  Karl  der 
Grosse  aber  der  Römischen  Curie  vertrieben  hat.*) 


*)  Der  Drnck  iler  vorliegendeu,  schon  ini  Sommer  1S98  abijesclilosseneu 
Arbeit  ist  durch  äussere  1,'mstände  verzögert  worden.  Inzwischen  hat  die 
fort  und  fort  rege  Theilnahme , welche  man  ihrem  Thema  enlgegenbriugt 
mehr  als  ein  Huch  erscheinen  lassen,  welches  dafür  in  Betracht  kommt.  In 
erster  Keilte  müsste  ich  nennen  den  von  Theodor  Mommsen  bearbeiteten 
Liber  pontificalis,  welcher  die  neue  Abtheilung  der  Monnmenta  Uermauiae 
historica:  Uesta  pontiücuni  Komanorum  eröffnet,  wenn  nicht  der  Herausgeber 
meine  Hoffnung,  mich  mit  ihm  über  die  Kömische  Frage  auscinandersetzen 
zu  können,  getäuscht  und  seine  Arbeit  schon  vorzeitig  mit  dem  Jahre  715 
abgebrochen  hätte,  im  we.se  itlichen,  wie  er  p.  L'XXXVI  sagt:  i/uoiiiam  rirum 
fitfculi  ortnei  tractuHo  a mria  sluiliiii  atiaia  est.  llemerkenswerth  ist  das 
Buch  von  Johann  Adam  Ketterer  .Karl  der  Grosse  und  die  Kirche“ 
I München  is'jx),  weil  der  Verfasser  als  katholischer  Geistlicher  vorurtheils- 
los  genug  ist,  den  Bericht  der  Vita  Hadriani  über  die  .Schenkung  Karls 
S.  — 39  als  Fälschung  zu  bezeichnen,  und  ihn  ganz  so  erklärt,  wie  ich 
es  gethau  habe;  wenn  aber  Ketterer  auch  .die  rechtliche  Unterlage 
für  das  ausserordentliche  Verhältniss  Karls  zur  Kirche“  zu  finden  sich  be- 
müht, so  dürfte  ein  V'ergleich  mit  meiner  Arbeit  ergeben,  dass  diese  Mühe 
von  keinem  annehmbaren  Erfolg  gekrönt  wurden  ist. 
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Die  drei  säilisischeii  auf  Karl  den  Urosaeu  xurilckgeriilirteii 
Vorrcclite  im  Sacliseii-Spie»fel  I,  18  § 1 — 3 

nach  ihrem  Wortlaut 

nach  ihrem  Zusammeubanc'  mit  dem  iihrigen  Sachsen- 

Spiegel -Recht  

Das  erste  Vorrecht  betrifft  die  zu  Onnäten  der  Sachsen  fest- 
gesetzte Knterbung  der  mit  Schwaben  verheiratbeten  Sächsintien  . 

Das  regelrechte  Erbrecht  der  Sächsin ',S  4.  5);  es  wird  den 
mit  Schwaben  verheiratbeten  Sächsinnen  kraft  des  ersten 

Vorrechts  von  den  Sachsen  entzogen 

Das  regelrechte  Erbrecht  der  Schwäbin  (S.  5.  6);  es  kann 
von  dem  nicht  auf  das  Vorrecht  verjiflicbteten  Reichs- 
Oberhaupt  insbesondere  für  die  von  Schwaben  hiuterlassenen 
(sächsischen)  Wittwen  und  (schwäbisch-sächsischen)  Waisen 

gegen  die  Sachsen  geltend  gemacht  werden 

Was  sind  das  für  Schwaben,  gegen  welche  das  erste  Vorrecht 
sich  kehrt? 

Die  sagenhaften  Angaben  der  Glosse,  Gregors,  Panis  und 
Widukinds  werden  allgemein  allein  auf  die  Nordschwaben  gedeutet 
Der  früheste  einwandfreie  Bericht,  der  des  Nienburger 
Annalisten  besagt,  dass  die  Sachsen  seit  1073  um  die  von  Karl 
dem  Grossen  hergeleiteteu  Vorrechte  kämpften  nnd  108.ö  ihre  An- 
erkennung dem  Könige  Heinrich  IV.  abnothigten (S.  7— 9j,  welcher 
nach  dem  Carmen  de  bello  Saxonico  die  Wittwen  nnd  stammfremden 
Waisen  gegen  die  Vergewaltigung  der  Sachsen  geschützt  (S.  10.  11; 
nnd  nach  den  Hersfelder  Jahrbüchern  durch  massenhafte  Ansiedelung 
schwäbischer  Ministerialen  auf  den  in  Sachsen  revindicirten  Reichs- 
gUtern  den  .Sachsen -.Stamm  mit  Ausrottung  bedroht  hatte  (S.  12) 
Das  zweite  und  dritte  Vorrecht  enthält  die  liefugniss  der 
Sachsen,  jede  ihnen  von  dem  Reichsoberliaupt  angesonnene  Leistung, 
welche  nicht  gerichtlich  übernommen  ist,  durch  das  Gerichtszeugniss 
und  ihren  Eid  abzuweisen,  bez.  die  bei  versagendem  Gerichtszeugniss 
eingetretone  Verurtheilnng  zur  Leistung  zu  schelten  und  mittels 
siegreich  dnrehgeführten  Zweikampfs  aufzuheben 
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S«ue 

Ist  eine  Vor|)ttichtung  deulscher  Küiii^e  auf  die  säciisisclien 
Vorrcclite  zu  ermitteln? 

Ileinrieli  II.  hat  nur  auf  eine  Waldcapitulation  liin,  indem  er 
miiiiinm  iierenKiUtlein  ni-  leijem  bestätigte,  am  25.  Juli  11K)2  zu 
Merseburg  die  Anerkennung  der  Sachsen  erlangt,  de.sgleicheu 
Konrad  II.  zu  Minden  ausgangs  1024,  indem  n lei/cni  cru<lelintiimum 
tiiuunuui  bekräftigte:  beide  Kaiser  haben  sich  aller  Kingriffe  in 


Sachsen  enthalten 14  — 16 

Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  heben  ihre  Anerkennung  bei 
den  Sachsen  dnnh  keine  Verpflichtung  zu  erkaufen  brauchen:  sie 
sind  mit  den  .Sachsen  in  verhängnissvolle  Streitigkeiten  gerathen. 
welche  1073  zu  dem  grossen  Sachsen-Kriege  führten 16  — 10 


Die  I’rsachen  desselben  sind  die  von  Heinrich  IV.  betriebene 
Kerindicatiun  von  ReichsgUtorn  und  -rechten  und  die  dadurch  zum 
Nachtheil  der  Sachsen  bewirkte  Verschiebnng  der  Besitz-  und 

Statusverhältnisse  im  Lande 10 — 23 

Das  Mittel  der  Revindication  war  das  inguisitorische  Process- 
recht  (S.  2:i),  dessen  Fortdauer  in  der  Salier-Zeit  originär  bei 
Konrad  II.  (S.  23.  24),  derivativ  bei  dem  Bischof  Benno  von  Osua- 
briiek  unter  Heinrich  IV.  nachweisbar  ist  (S.  25 — 27).  .....  23 — 20 

Da  mm  nach  dem  Zeugniss  des  Nienburger  Annalisteu  diu 
Sacli.sen  10H5  den  König  Heinrich  IV.  zur  Anerkennung  der  an- 
geblich von  Karl  ilem  Grossen  gewährleisteten  Vorrechte  zwangen, 
so  bedeuten  diese  den  Verzicht  des  Königs  auf  Revindicationen. 
d.  h.  genauer  die  Verpflichtung,  nicht  durch  das  imiuisitorische  Ver- 
fahren .Status-  und  Besitzverhältnisse  der  Sachsen  zu  verschieben, 
sondern  für  alle  von  Reichs  wegen  anzusprechemlu  Leistungen  den 
im  zweiten  und  dritten  Vorrecht  vorgeschricbenon  I'rocessgaug 

einzuhalteu 30—31 

Die  drei  einheitlicheu  Voi  rechte  sinil  nicht  von  Karl  dem 
Grossen,  soudern  zufriihest  von  Heinrich  II.  1002  gewährleistet  und 
endgiltig  lo.sä  von  Heinrich  IV.  anerkannt  worden:  sie  haben  in 
der  deutschen  Geschichte  eine  wahrhaft  entscheidende  Rolle  gespielt  31 — 35 
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*\och  niclit  befriedigend  erklärt  sind  iin  Saclisen- Spiegel 
diejenigen  Stellen,  in  welchen  Karl  der  Grosse  als  Gewälirsinann 
sächsischer  Vorrechte  erscheint:  es  sind  das  im  I.  Buch  die  drei 
Paragraphen  des  1«.  Artikels,  durch  welche  eine  allgemeine 
Angabe  in  der  Vorrede')  genauer  bestimmt  wird.*) 

In  den  Einleitungsworten : Dner  hande  i f-cht  hi  lülden  di 
•'sicli.'^eu  uidor  Karleti  irillfii  kann  die  Bedeutung  des  irider 
zweifellialt  sein,  weil  sprachlich  sowohl  „gemäss“  als  „gegen“ 
möglich  ist;  lässt  man  indessen  dem  Muddin  den  eigentlichen 
Sinn  „behaupten“  — es  kann  freilich  auch  „erhalten“  heissen 
— dann  wird  man  sich  für  die  Bedeutung  „gegen“  entscheiden, 
ohne  sich  der  Einsicht  zu  verschliessen,  dass  hier  thatsächlich 
beide  Bedeutungen  zugleich  statthaben;  denn  ob  auch  die  Sachsen 
die  drei  Rechte  einmal  dem  Reichsoberhaupt  abgedruugen,  gegen 


')  ln  der  liier  iimuer  angezogeiien  Ausgabe  vou  tVeiske-llildebrand 
S.  11:  .Vii  •cir  alle  hikärt  niii  iiikI  un.'<  (!ot  irhier  i/tlailea  hat,  >ia  hahle  m'r 
mi  i mul  siii  <iehot,  ilaz  uim  fine  iri.».iin/i’ii  ijeUirt  haben,  uint  ^iilc  ;i'  f/ftliehe 
late,  mirl  crifteiie  kiiinjt  ijisarzt  haha,  l'uaflaalia  uade  Karl,  aa  den  Saehata 
Itiid  noch  iree  rtvhte»  zeihen.  Ueber  die  richtige  Lesart  im  letzt en  Uelativ- 
sstz  an  den  .statt  des  gedruckten  an  die  s.  0.  Stobbe,  Geschichte  der 
deutschen  Kechtsguellen  I,  UöC. 

-)  In  einer  jüngst  erschienenen  Abhandlung  „Die  deutschen  Keehts- 
bücher  und  die  Kaiscr-Karls-.Sage“  (Sitzungsberichte  der  iihilosophisch- 
hUtorischen  Klasse  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissensehatten  CXL. 
Wien  ISÜO,  Abh.  IX'  bespricht  Heinrich  Siegel  .S.  2 — 20  zwar  auch  den 
Sach.sen-Spiegel,  fasst  ihn  aber  nur  als  Ganzes  auf  und  legt  dar.  d.iss  er 
»Is  ein  von  Karl  den  Sachsen  verliehenes  Privileg  zmiiichst  fast  allein  von 
dem  lütter  Johann  von  Buch  und  allgemeiner  erst  am  Ende  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  angesehen  wurde.  Die  Vorfrage,  welche  die  vorliegende 
•Irbeit  ergänzend  zu  beantworten  versucht:  wann  und  unter  welchen  l’in- 

ständen  einzelne  Theile,  die  drei  Paragraphen  des  1«.  Artikels,  auf  Karls 
Gewährschaft  zurückgefUhrt  'vurden,  bat  Sieirel  gar  nicht  gestellt. 

0 und  lach,  Karl  der  Uros«c  im  8Bchi«Q*S|>ici;ol.  1 
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seinen  Willen  behauptet  haben,  so  haben  sie  dieselben  auf  die 
Dauer  doch  nur  seinem  Willen  gemäss  als  reichsgesetzlich  ge- 
währleistete Vorrechte  behalten  können. 

Nicht  misszuverstehen  ist  das  Wort  trUhr  in  den  Schluss- 
worten des  Artikels,  in  welchen  auch  hthahlvn  in  klarer  Be- 
deutung auftritt:  Dar  zü  iM'hihhn  siti  duz  tdde  recht,  siiv  ez 
leider  der  eriftenen  e und  iriihT  dem  </cluuhen  nicht  cn  leitn. 

Das  erste  Vorrecht  ist  nun  mit  den  Worten  des  ersten 
Paragraphen:  Duz  siit'Imchc  recht  durch  der  uibc  haz  [Das 

schwäbische  Recht  infolge  des  verhassten  Verhaltens  der  Weiber] 
zu  kurz  bezeichnet,  als  dass  ihm  ein  Sinn  abgewonnen  werden 
könnte;  erst  der  letzte  Paragraph  des  vorhergehenden  17.  Ar- 
tikels — Der  i'iieäh  en  may  uiich  ron  iribc.i  hulbeit  ehein  erbt 
nemen,  trenne  die  irib  in  irme  gesiechte  idle  crlklih  sint  gc- 
nuichet  durch  irer  rürvuren  missrtüt  [Der  Schwabe  kann  auch 
von  AVeiberseite  nicht  erben;  denn  alle  ihre  Frauen  sind  erb- 
uulähig  in  ihrer  Familie  gemacht  durch  die  Missothat  ihrer  Vor- 
fahren] — und  die  in  der  Glosse  des  Sachsen-Spiegels  iibei-- 
lieferte  Sage  — während  ein  Sachsen-Heer  England  bezwang, 
seien  Schwaben  in  das  Sachsen -Land  eingedrungen  und  Ver- 
bindungen eingegaugeii  mit  sächsischen  Frauen,  welche  bei 
der  Rückkehr  der  Sachsen  mit  ihren  schwäbischen  Männern 
davon  gezogen  seien  — klärt  den  Sachverhalt  auf.  Es  handelt 
sich  offenbar  um  Ehen  zwischen  schwäbischen  Männern  und 
sächsischen  Frauen:  und  die  gesetzliche  Enterbung  solcher 
Schwaben  (bez.  ihrer  Nachkommen)  ihren  sächsischen  Spindel- 
magen gegenüber  infolge  der  Unfähigkeit  ihrer  Frauen,  ihre 
.sächsischen  Blutsverwaudten  zu  beerben,  begründet  das  erste 
sächsische  Vorrecht,  welches  der  Sachseu-Siiiegel  auf  Karls  des 
Grossen  Gewährleistung  zurücklührt. 

Das  zweite  Vorrecht  besteht  nach  dem  AVortlaut  des  zweiten 
l’aragiaiihen:  suuz  der  mun  cor  gi. richte  nicht  cn  tut,  tri  irizzen- 
lich  ez  sic,  duz  her  des  mit  siner  unschult  entget  und  mun  es 
in  nicht  rerzeügen  muc  darin,  dass  ein  Sachse  von  jeglicher 
Verpflichtung,  welche  er  nicht  vor  Gericht  übernommen  hat,  und 
wisse  man  auch  noch  darum,  mit  seinem  Eide  loskommt  und 
von  niemandem  mit  einem  Zeugniss  überführt  werden  kann. 

Und  das  dritte  Vorrecht,  welches  der  dritte  Paragraph  also 
fasst  duz  mun  chein  urteil  sO  recht  rönne  rtche  binnen  l>uchsen 
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>N  liudtt,  icil  ein  Sachse  scheiden  unde  ziViet  irs  an  shie 
lonhrcn  hant  und  an  die  meisten  mmie  unde  uidervehet  er  duz 
•ideil  selbe  sibende  wider  ander  sibene,  swö  die  nwiste  menie 
‘jisiflel,  die  hat  daz  urteil  behahlen,  kann  etwa  so  wiedergeg;oben 
«i'rden:  Kein  im  Köiiigsgericht  iniierlialb  Sachsens  gefundenes 
Urteil  ist  so  rechtsbeständig,  dass  es  niclit  von  einem  Sachsen 
sesclioltcn  werden  konnte;  zieht  er  es  an  seine  Schwerthand 
and  an  die  grössere  Menge  und  bekämiifc  er  es  selbsiebent  gegen 
andere  sieben,  so  hat  die  Parthei  gewonnen,  von  welcher  die 
meisten  Kämpfer  gesiegt  haben. 

Betrachtet  man  diese  Vorrechtein  ihrem  Verhältniss  zu  dem 
Reclitssysteiu  des  Sachsen-Spiegels,  so  stellt  sich  heraus,  dass 
sie  an  sich  gar  nichts  absonderliches  enthalten. 

Denn  die  Urteilsschelte  und  ihre  Folge,  der  siebenfache 
Zweikampf,  wird  geradeso  wie  I,  is  § 3 auch  an  einer  anderen 
Stelle  des  Sachsen-Spiegels  II,  12  § 8,  wo  nicht  von  sächsischen 
Vorrechten  die  Rede  ist,  beschrieben;  Schill  ein  Sachse  ein  urteil 
und  eihet  ers  an  sine  rarderen  hant  und  an  di  meisten  menie, 
kr  iiiiiz  dar  amhe  rechten  selbe  sihinde  si)ur  genözen  wider 
linder  silnate : swd  die  meiste  menie  sh/e  richtit,  der  hehcldet  daz 
urteil.  Jclich  rersiiji  t man  gewettet  deine  richtere  und  gibt  dritte 
k'i-e,  der  üf  in  geruchti  n hat;  nmbe  urteil  ai  müz  man  nirgeii 
'•eliloi  denne  vor  deine  riche:^) 

Ferner  gilt  ganz  allgemein  die  Regel,  dass  jedermann  von 
den  nicht  gerichtlich  begründeten  obligatorischen  Verhältnissen 
darch  seinen  Eid  loskommt,  da  es  I,  7 heisst;  Swer  irht  tmrget 
ider  gelullt  . . . , wil  ers  rersacheii  dar  mich,  In  r entruuret  ez 
IHK  mit  s/ine  eide,  siraz  her  rur  gcrichte  nicht  grient  hat. 

Und  endlich  fehlt  es  auch  für  die  Enterbung  der  nicht  mit 
Männern  gleichen  Staniines  verheirateten  Sächsinnen  ihrer 
jäclisischen  Verwandtschaft  gegenüber  nicht  an  einer  Analogie, 
indem  die  schöti'enbar-freien  Sächsinnen,  welche  sich  nicht  mit 
Männern  gleichen  Standes  vermählt  haben,  entsprechend  bc- 
liandelt  werden:  III,  73  § 1 wird  nämlich  bestimmt;  Nimt  ein 


Ein  Sachsatz  (§  12)  nimmt  ausdrücklich  auf  da.«  Zusammentreffen 
iwisclieu  Sachsen  und  Seliwabeu  Hüoksieht : S.hiU  ein  Snyth  vitie-tt  tSachucn 

uiley  ein  Sticliae  Jmt'ttj  tlu:  imuKcn  vor  dant’  kont/v  bcsvheidviif  aU 
fne  Cur  geredet  ist. 

!• 
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rrt  schi‘phenbi'ire.  wih  einen  hknjehlen  oihr  einen  Innfeeien  itnde 
gewinnet  sie  fcindere  mit  ime,  die  in  sini  ir  nicht  ehenhnrtig  »n 
hnze  und  an  weregelde;  weiul  sie  haben  ircs  vaters  recht,  und 
nicht  der  mitter;  dar  undw  nemen  sic  der  müter  erbe  nicht,  noch 
7iicman}ics,  der  ir  tmk  ron  mitter  hallten  ist. 

Es  ist  also  klar,  dass  diese  Rechte  erst  zu  Vürrechtcn 
werden  durch  die  Richtung,  welche  ihnen  gegen  das  Reichs- 
oberhaupt in  alter  Zeit  — nur  das  dürfte  Karl  der  Grosse  zu 
bedeuten  haben  — gegeben  und  zugleich  durch  dasselbe  gewähr- 
leistet worden  ist. 

Eine  tiefere  Einsicht  wird  vielleicht  eröffnet,  wenn  man  das 
erste  Vorrecht  etwas  schärfer  ins  Auge  lässt  und  zu  diesem 
Zwecke  zunächst  das  Erbrecht  der  Sächsin  sich  vergegenwärtigt. 

Die  noch  im  Elternhause  lebende  unausgestattete  Tochter 
hat  ein  ausschliessliches  Recht  auf  die  Gerade  ihrer  Mutter,  und 
zwar  schliesst  sie  davon  nicht  bloss  ihi'c  Brüder,  sondern  auch 
die  ausgeradeten  Schwestern  aus,  während  sie  die  ihr  etwa  zu- 
fallenden Liegenschaften  mit  den  letzteren  teilen  muss;-*)  mit 
der  ausgeradeten  Schwester  steht  gleich  der  in  den  geistlichen 
Stand  getretene  Bruder,  welcher  eine  kirchliche  Pfründe  hat.'’) 

Wenn  keine  Söhne  oder  Enkel,  als  Sprösslinge  vorverstorbener 
uiiabgeschichteter  Söhne,**)  vorhanden  sind,  so  erben  an  ihrer 
Statt  die  Töchter  auch  die  Liegenschaften  der  Eltern.*) 


*)  If  •’)  § 'i:  /V/c  tiH'htcrj  die  in  deine  hdtfe  ist  umhestntii,  die  en  teilit 
sdn  nieht  irer  inntcr  yerdde  mit  <//r  tochtiTt  die  nzyirddet  ist;  sw<iz  sie  ohir 
erhes  an  erstirbit,  daz  imiz  sic  mit  da'  stccster  ttilai. 

')  l,  5 § H:  Ihr  pfnffc  nimt  yVehen  feil  ihr  suestir  in  der  inüUr 

yaddCf  und  ylivhcn  teil  <lemc  hrudere  an  eiyene  and  an  erbe  ....  Sn'O  aber 
dw  vnnee  keinen  bruder  hat  wen  einen  sie  nimt  ylirhm  teil  in  deine 

erbe  als  in  der  yirdde  ....  Die  anyenidetc  swestcr  en  teilt  nirht  ir  mnter 
yerdde  mit  demc  pfaffeny  der  kirchen  oder  jdtrnndc  hat, 

I.  ii  § 1 : Sinnt  der  sun  wib  hie  des  vater  libe,  die  iine  e.bcnbürtiy 

isty  niitl  yeu'innet  her  snne  bi  ir  und  stirhit  her  dar  nd  f siinc  eatere,  uinbe- 
teilit  von  dein  erbe,  sine  sune  nemen  erbf  teil  in  ircs  eldervater  erbe,  ylichc 

iren  vettern,  in  ires  rafer  stat;  alle  nemen  sie  aber  eine^  inannes  teil.  Dises 

en  inay  den  tmhterkindern  nicht  yesrhni,  daz  sic  ylichen  teil  nemen  dertovhter 
in  des  eldervater  oder  in  der  elderinnter  erbe, 

')  I,  17  § 1:  Vater  and  mntiTy  siicster  und  hrnder  erbe  nimt 

der  sun,  unde  nicht  die  tochter,  ez  en  si,  fla:  dd  chein  sun  sie,  so  nimt  iz 

di  toehter. 
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Die  Schwestern  beerben  auch  Bruder  und  Schwester,  falls 
keine  anderen  Brüder  da  sind.') 

Den  Tochterkindern  ist  freilich  das  Repräsentationsrecht 
der  Sohnessöhne  versagt,**)  aber  wenigstens  mit  den  Sohnes- 
kiudern  vor  des  Grossvaters  Vater  und  Mutter,  Bruder  und 
Schwester  ein  Erbvorzug  eingeränmt.**) 

Wenn  sonach  die  Sächsin  in  ihrem  gegen  ihre  nächsten 
Blutsverwandten  geltend  zu  machenden  Erbrecht  hinter  ihre 
Brüder  schon  hart  genug  zurückgesetzt  war,  so  sollte  sie  nun, 
falls  sie  sich  mit  einem  Schwaben  vermählte,  auch  noch  dieses 
kärglichen  Eibrechts  verlustig  gehen  kraft  des  ersten,  angeblich 
von  Karl  dem  Grossen  gewährleisteten,  „schwäbischen“,  d.  h. 
gegen  Schwaben  wirksamen  Vorrechts  der  Sachsen:  wie  die 
schöttenbar-freie  Sächsin,  welche  mit  einem  Manne  niedrigeren 
Standes  sich  verheiratete,  im  Erbrecht  ihre  Standesangchürigkeit 
einbüsste,  so  wurde  jede  Sächsin,  welche  sich  von  einem  Manne 
eines  andern  — nach  sächsischer  Autlassung  augenscheinlich 
minderwertigen  — Stammes  heimführen  Hess,  wenigstens  in 
ihren  Erbbefugnissen  thatsächlich  ihrer  Stammesangehörigkeit 
beraubt. 

Wie  denn  aber  nun,  wenn  die  Schwaben,  welche  mit 
Sächsinnen  vermählt  waren,  den  Spiess  umdrehten:  ihre  gewisser- 
niassen  aus  dem  Sachsen-Stamm  ansgestossenen  Frauen  als 
Schwäbinnen  anerkannt  wissen  wollten  und  für  sie  nicht  etwa 
nur  das  immer  noch  dürftige  Erbrecht  vollsächsischer  Frauen, 
sondern  sogar  das  viel  weiter  reichende  der  schwäbischen  Frauen 
in  Anspruch  nahmen?  Denn  gegenüber  der  harten  im  deutschen 
Volke  längst  als  unbarmherzig  empfundenen"^)  Rechtsanschauung 
des  Sachsen-Spiegels  bestimmt  der  Schwaben-Siiiegel,  dass  die 
Söhne  vor  den  Töchtern  nur  für  das  Stammgut  der  Familie 


s)  S.  Anm.  6 am  Sdiluase. 

*3  I,  17  § 1:  Duck  nimt  mnes  und  locMer  kint  erlw  ror  r/i/er  und 

müter  und  vor  brüder  und  suester. 

**)  Sclion  in  Markulfs  Foniiflbuch  II,  12  Formulae  p.  83)  heisst 
es:  JHuInnw,  led  iiujn'n  inftr  non  eonsurfuilo  tenetur,  ul  de  lernt  jinlerna 
•ororru  ruin  frniribus  poiriinniii  nun  babennt. 
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einen  Erbvorzu^  geniessen,  im  übrigen  aber  ihnen  gleieli  be- 
liandelt  werden  sollten.") 

Obschon  der  Sachsen-Spiegel  diesem  drohenden  Einbruch 
des  schwäbischen  Rechts,  diis  noch  dazu  wie  das  Königsrecht 
nicht  die  dreissigjährige  Verschweigungsverjährnng  an  Liegen- 
schaften kannte,'-)  vorzubeiigen  scheint,  indem  er  verfügt,  dass 
jeder  Eingewanderte  andern  Stammes  den  Rechtsstreit  nm  Liegen- 
schaften nicht  nach  persönlichem,  sondern  nach  säch.sischem 
I,andrecht  zn  führen  habe,' ')  so  ist  doch  so  viel  klar,  dass  hier 
Fragen  Vorlagen,  welche  nicht  einseitig  durch  das  sächsische 
Recht  entschieden  werden  konnten,  sondern  das  Einschreiten  des 
Königs  mindestens  in  dem  Falle  geradezu  herausforderten,  dass 
nach  dem  Tode  des  mit  einer  Sächsin  verheiratheten  Schwaben 
seine  Wittwe  und  seine  Waisen,  welche  der  königlichen  Für- 
sorge besonders  anempfohlen  waren, '■•)  gegen  die  sächsischen 
Verwandten  klagbar  wurden. 

Es  kam  also  alles  darauf  an,  ob  das  Vorrecht,  welches 
nach  sächsischer  Behauptung  von  Karl  dem  Grossen  gewähr- 
leistet sein  sollte,  als  zu  Recht  bestehend  von  der  Reichsgewalt 
anerkannt  wurde;  und  darüber  wird  nur  Aufschluss  zu  gewinnen 
sein,  wenn  es  gelingt,  den  starren  Rechtssatz  in  dem  lebendigen 
Flusse  der  Entwickelung  zu  beobachten,  seine  Entstehung  und 
seine  Wirksamkeit  in  der  sächsischen  Geschichte  zn  ermitteln. 


Cap.  127  § 2 (in  (»englers  Ausgabe):  Und  ist  onchf  dnz  er  ein  amu- 
dei,  da  er  uß  snz,  himler  im  lat,  und  lat  /tau  und  tidder,  die  aihtxajestiuret 
siid:  der  amedel  ist  der  silue  vor  den  tohtera,  und  stet  au  der  bruder 
genade»,  u'az  fti  den  eivestern  geben,  ob  anders  da  niht  rn  ist.  § :J:  l'nd 

sint  diu  kitd  uzgestinret,  e:  sin  snne  und  tohter  da:  so  suln  doch  die  siine 
den  nmedcl  han,  Vgi.  Rudolf  von  Sydow,  Darstellung  des  Krbreeliis  nach 
den  Grundsätzen  des  SacliscU'Spiegets  8.  84  und  Ueinrich  Siegel,  Das 
deutsche  Erb/echt  nach  den  Kechtsquellen  S.  48—51. 

I,  20:  ..In  eigene  und  an  fohrn  mag  sieb  der  Saehst  rersnigen 

binnen  drizig  jdren  und  Jure  nml  tage,  und  nieht.  Ihc  riebe  und  der 
tSn-iibe  en  mugen  sieb  nunnner  rersteigen  an  inne  erbe,  die  ez  gezogen  mugm. 

1,  30:  lelivb  inkomen  man  vntfet  erbe  binnen  deute  lande  zu  Sacbsen 
nach  des  landes  rechte,  und  nicbf  nab  des  mannes  reebte.  be  si  Ibitr,  Stedb 
oder  Franke,  und  III,  33  § ,5;  Der  kung  sal  oneb  riebten  %mbe  eigen  nicht 
näh  des  mannes  reebte,  leen  nab  des  landes.  dar  ez  inm  U,jt. 

*‘)  Vjjl.  Georg  W'aitz.  Deutsche  Verlussungsgescliichte  VL,  469. 
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Was  die  Glosse  darüber  angiebt,  kann  nur  als  ein  unvoll- 
kommener Versuch  betrachtet  werden ; das  sagenhafte,  was  ihrer 
Angabe  anhaltet,  wird  aber  auch  durch  die  bisher  allgemein 
hen-schende  Annahme'-')  nicht  ganz  vermieden:  es  handele  sich 
allein  um  die  Nordschwaben,  die  Nachkommen  jener  Schwaben, 
welche  nach  Widukind'")  in  Sachsen  eindrangen,  als  568  die 
Sachsen  mit  den  liangobarden  Italien  angriffen:  denn  Widukind 
bezieht  sich  für  seine  immer  noch  sagenhafte  Fassung  auf  Paul 
Warnefrieds  Sohn,*')  und  dieser  ist  wieder. von  Gregor  von  Tours***) 
abhängig;  dazu  kommt,  dass  bereits  König  Theodebert  I.  in 
einem  an  den  Kaiser  Justinian  gerichteten  Briefe,'**)  welcher  in 
die  Zeit  von  534  bis  547  gehört,  sich  der  Unterwerfung  der 
fraglichen  Nordschwaben  rühmt.**") 

Es  gilt  vielmehr  die  erste  einwandfreie  Erwähnung  des 
Vorrechts  in  der  sächsischen  Geschichte  aufzntinden  und  seine 
damalige  Bedeutung  zu  erklären : ist  zugleich  in  jener  Zeit  ein 
Einschreiten  des  Reichsoberhaupts  für  die  im  Sachsen -Lande 
hausenden  Schwaben  gegen  die  Sachsen  nachweisbar,  dann  wird 
der  ^'ersueh  gewagt  werden  können,  von  diesem  Zeitpunkt  aus 
auch  die  Entstehung  des  ersten  sächsischen  Vorrechts  wie  der 
beiden  anderen  zu  erforschen. 

Nun  wird  in  den  Nienburger  Jahrbüchern-')  erzählt:  Als 
in  dem  Kriege  Heinrichs  IV.  gegen  die  Sachsen  der  Bischof 


'^)  R.  V.  Sydows  („Darntellung  des  Krhreclits  nach  den  Grundsätzen 
des  .Sachson-Siiiegel.s“  S.  'ii — -29)  und  G.  Homeyers  'Ausgabe  des  «Saclisen- 
Spiogels  S.  475  und  «Die  Stellung  des  Sachsen-Spiegels  zum  .Schwaben- 
Spiegel“  S.  49J, 

••’l  Kea  gestae  Saxonicae  I,  14:  Kd.  tertia  rcc.  Georgius  Waitz  p.  15. 

1’)  llistoria  Tiangobardorum  U,  G:  IIG.  Scriptores  rerum  Kangobardi- 
carum  p.  76. 

Historia  Krancoruni  V,  15:  IIG.  Scriptores  rerum  Mcrovingicarum 
I,  206.  207. 

"*)  MG.  Epistolae  III,  132. 

“)  'kI-  felix  Dahn,  Urgeschichte  der  germanischen  und  romanischen 
Völker  111,  52S — 530. 

2')  Die  dem  eilten  .lalirbundert  angehöreiiden  Nienburger  .lahrbiicher 
(s.  Gundlach,  Heldenlieder  der  deutschen  Kaiserzeit  III.  26 — 28)  sind 
nicht  mehr  vollständig,  sondern  nur  noch  in  Triimmern  erhalten,  welche 
in  Werken  des  zwölften  Jahrhunderts  durch  den  Annalisla  Saxo  (MG. 
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Udo  von  Hildeslieim  1085  sirli  dem  Köniffo  mifei  warf,  ^emiifin? 
er,  um  als  vermittelnder  Mevollmäclitigter  die  Sachsen  zur  J’reis- 
gabe  des  Gegenkönigs  Hermann  anfwiegeln  zu  können,  von 
Heini'ich  die  eiiiliche  Znsiclierung:  falls  die  Sachsen  sich  ihm 
ziiwändtcn  und  ihn  sein  väterliches  Königthum  ausnben  liessen, 
niemals  ihnen  irgend  ein  Hecht  zu  beeinträchtigen,  das  sie 
seit  ihrer  Unterwerfung  durch  Karl  zu  ihrem  Vortheil 
und  zu  ihrer  Ehre  gehabt  hätten,  mit  der  ]ilassgabe,  dass 
er,  wenn  einer  von  den  Seinen  einem  Sachsen  gegenüber  das 
Gesetz  verletzte,  diese  Gesetzesverletznng  binnen  sechs  Wochen, 
nachdem  er  darum  angerufen,  durch  eine  angemessene  Busse 
wieder  gut  mache.  Ausserdem  schworen  noch  andere,  Fürsten 
und  Bischöfe  seiner  l’arthci,  da-^s.  wenn  Heinrich  jemals  über 
diese  Abmachung  sich  hinwegsetzte,  sie  ihm  keine  Hilfe  gegen 
Sachsen  gewähren  würden.  J)er  Bischof  kehrte  alsbald  in  seine 
Heimath  zurück  und  gewann,  indem  er  seinen  Landsleuten  das 
ihm  zugeschwoi  enc  verhiess,  viele  für  die  Pai  thei,  welcher  er 
sich  selbst  angeschlossen  hatte  ....  Durch  viele  solche  Ver- 
siirechungen  Heinrichs  verlockt,  kamen  sie  zu  dem  einstimmigen 
Urtheil,  dass  gar  keinem  von  ihnen  etwas  daran  liege, 
Heinrich  des  angestammten  Konigih ums  zu  berauben, 
da  er  ihnen  für  die  Unantastbarkeit  ihrer  heimischen 
Gesetze  Sicherheit  stellen  wolle:  es  sei  auch  für  sie 
kein  Grund  znm  Kriege  mehr  vorhanden,  da  ja  erkämiift 
sei,  weshalb  sie  gekämpft.“'--) 


SS.  VI.  542  — 777;  vgl.  Heldenlie«lt*r  III,  *24—44)  unrl  den  (’hronograplms 
Srxo  (Amialea  Magdeburgeiises : MC».  SS.  XVI,  lo:> — hm;;  vgl  Heldenlieder 
III,  45 — 51)  überliefert  sind. 

MU.  SS.  VI,  7*22:  Srt.rours  suUu:itamlt  nc  llfrimfimtm  rr>fcm 

th'serendi  perontturun  mviUutor  jnnsi  f.  Marnim  nhim  ah  Ujitirlvo  anrpif  : 
Hl  Stt.nau.i  ad  cMm  convertnrutnr  i'Hutqar  itateraa  nti  rtyao  patennfur,  mwi‘ 
quam  juH  hujuHinodi  cIs  infrhnf<.'ret.  qaod  a tempoir  r.rpup“ 

iiatoris  eorum  Karoli  uptiHsiiunm  Ihh(Ch(  i hs  i m um  q up  hahuevant, 
utf  Hl  quisquam  Hitorum  vam  aliqav  dp  Sa.coathHs  t'oafra  h’*fvm  aqt’rtd,  ipav 
a die  /arte  sihi  pyindamatioaiH  infra  sex  se^timanaH  dipna  lUud  emeadatioat 
couijmuen  f.  Jufuivenait  qavqae  aUi  ejus  primatvH  ei  ppheopi.  \ii,  si  IhiarieU'i 
hov  HtaiutHni  umquam  püntpouerei^  ip»i  millum  sihi  sujtplemctdum  nmfra 
Stutmiam  esseuf,  hjpisn>pHs  mox  in  hhü  revtrsus  eimpairiotiif  quud  sÜii 
juriitnm  esi  promittendo  muffiK  vutipiti'nvraf  paeii^  nii  ipsc  areessit  . . . . 
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Aus  (lieseiu  Kuriclite  einus  Zcitsfeiiosseii  geht  hervor, 

l)  (lass  Heinrich  IV.  lOS.'i  die  Sachsen  dadurch  für 
sicli  gewann,  dass  er  ilinen  die  Rechte,  welche  sie  auf 
Karl  den  Hrossen  znrückführten,  zngestand.  und 

•2)  dass  nni  eben  diese  Rechte  der  1073  ansgebrochene 
Sachsen-Krieg  sich  drehte,  weil  die  Sachsen  die  Aner- 
kennung dieser  Rechte  als  den  Preis  bezeichnen,  ITii’ 
welchen  sie  von  Anfang  an  gekäini)ft  haben. 

Da  nun  jedem  Kenner  des  Sachsen-Siiiegels  sofort  ein- 
lenchtet,  dass  die  von  den  Sachsen  in  Anspruch  genommenen 
Rechte  keine  andern  sein  können  als  die  im  18.  Artikel  des 
I.  Huches  enthaltenen,-’)  so  stellt  sich  nunmehr  die  Aufgabe  so: 
für  die  Krlänternng  des  Artikels  diejenigen  Nachrichten  heran- 
znziehen,  welche  uns  die  zeitgenössischen  Geschichtsschreiber  und 
Berichterstatter  über  die  Uisachen  des  grossen  Sachsen-Krieges 
anibe wahrt  haben.-'*) 

Das  erste  sächsische  Vorrecht  hilft  nun  über  den  sonst 
nicht  zu  .schlichtenden  Zwiespalt  in  unserer  Ueberliefernng  hin- 


t^iiilßu-t  illtrliK  niiillin  llfinrici  prmnisnh,  hic  roticoril al  Heiileiitia, 
niilliifrii  UH  iillrujuH  eoriiin  i ii  I eren.ie , ul  HeiuricuH  per  eon 
nrito  erlieretlelur  reijnn,  rum  ijme  ....  eos  relil  seeuroH 
reildere  ile  iiumijuani  i ii fr ii/etiilis  ]nilriin  eorutii  leijibim;  vec 
Ijelliiiiili  Cfiuxain  Jam  Hihi  nii permHe,  ejpuyiiato  proptrr  ijuotl 
p uijii  a rerr.  Dieselbe  ErzHlilung  findet  sich  «lieh  hei  den  «iichsischeii  Chrono- 
graphen zum  .Tnhre  lusö. 

•“)  Der  Herausgeber  des  .Vnnali.sta  Saxo,  Heorg  Waitz.  hat  das  für 
so  selbstverständlich  gehalten,  das«  er  kurz  und  bündig  darauf  verweist 
(Xota  1:  Sjieeuluiu  Sii.r>iuuiu  l,  aber  damit  doch  so  wenig  anzii- 

tangeii  gewusst,  dass  er  in  seiner  .Deut.scheu  Verfassungsgesehichte“  VIII, 
— 4;t),  wo  er  von  dem  Uriuid  des  Sachsen-Krieges  spricht,  nicht  mit 
einem  Worte  auf  die  werthvolle  llei-iihinng  zurückkommt.  Die  .\ngabe  der 
Nienburger  Jahrbücher  ist  somit  voll.ständig  für  die  Forschung  verloren  ge- 
gangen. da  sie  auch  von  Stobbe  I.  :4.ö7  übersehen  worden  ist. 

Die  Litteratur  verzeichnet  Gerold  Meyer  von  Knonau  in  den  .Jahr- 
büchern des  deutschen  Reichs  unter  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.“  Hand 
II  S.  «6ß — aii'J.  Meyer  hat  auch  „über  die  l'rsachen  des  sächsischen  Auf- 
standes“ zuletzt  ausführlich  in  einem  eigenen  Excurse  (ebenda  S.  H57 — S69) 
gehandelt  und  alle  Nachrichten  sorgsam  geprüft,  nur  leider,  wie  seine 
säuuntlichen  Vorgänger,  die  allerwichligste  der  Nienburger  Jahrbücher  nicht 
gekannt  und  nicht  gewürdigt. 
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weg,  nach  welcher  die  Sachsen  behaupten:  Heinrich  IV.  habe 
Wittwen  und  Waisen  nufer  Reclifsverdreliung  leiden  lassen,  die 
Anhänger  des  Königs  aber  augenscheinlich  die  angebliche  Rechts- 
verdrehung als  eine  Befriedigung  der  Erbansprüche  anderer 
Wittwen  und  Waisen  ausgeben.  In  den  Hersfelder  Jahrbüchern 
des  sogenannten  Lambert-')  fordern  nämlich  die  Sachsen  als 
Vorbedingung  für  die  Niederlegung  der  Waffen  im  Januar  1074: 
der  König  solle  „den  Wittwen  und  Waisen  und  allen  übrigen, 
welche  unter  Rechtsverdrehung  zu  leiden  hätten,  Gerechtigkeit 
widerfahren  lassen;“'-’'*)  sie  klagen  nach  dem  „Sang  vom 
Sachsen-Krieg“'-’^)  genauer:  „Alle  Waisen  und  Stamm- 

fremden  hindern  die  Eingeborenen,  die  Geineinwälder  zu 
nutzen,  sie  nehmen  die  Triften  in  Beschlag,  treiben  Vieh  und 
Herden  von  dannen,  benachtheiligen  die  wahren  Erben  und 
reissen  die  Güter  mit  Gewalt  an  sich“:'-^)  wälircnd  der  Dichter 
des  „Sanges“  dieselben  Personen,  welche  von  den  Sachsen  als 
Bedrücker  der  einzig  berechtigten  Erben  unter  königlichen 
Schutz  hingestellt  werden,  nachdem  der  königliche  Schutz  auf- 
gehört und  Heinrich  das  Sachsen-Land  verlassen  hat,  von 
neuem  sächsischer  Vergewaltigung  verfallen  lässt,  indem  er 
sagt:  „Alle  Wittwen,  Waisen  und  Stammfreniden  haben 
nun  von  neuem  Gewalt  zu  erdulden,  welcher  sie  erst  kürzlicli 
ledig  geworden  waien“.-’’’)  Die  Herausgeber  haben  die  eigen- 
thümliche  Zusammenstellung  „die  Waisen  und  Stammfremden“ 
nicht  verstanden  — Waitz’")  sagt:  „Was  neben  dem  adirna 


'^)  Lampciti  luonachi  Htrsfelden.sis  o]>cra,  unter  den  Scriptores  rerum 
(iermanicaruiii  1S'J4  von  Oswald  Holder- Kager  linrnasgcgeben;  vgl.  Gundlacli, 
Heldenlieder  II,  167  — 197. 

Liunperli  opera  p.  17s:  viiluh  et  orpUanis  et  celeris,  qui  cidumninm 
paliiiutur,  jitslii  fiirial. 

-t)  Carmen  de  bello  Suxonico,  unter  den  SS.  rerum  Oermaiiicarum  lsis9 
von  Holdor-Egger  herausgegeben. 

Carmen  I,  42:  Vh piUns  el  ftilrenii  quiris, 

liidiiifiKis  jirtihilfiiil  nilrin  comnnaiibiis  uli, 

J’dsi  iui  praeriqiiuiil,  ahit/uiif  miiniitii  i/rtyinqiK, 
llcreiles  l irciimrciiiuiil,  ri  prncdiii  liillunl. 

Carini-u  I,  S2 : liiliKit  piijiillus  et  lulreiiii  qiiixqm', 

Xitjirr  tirsueli,  ritn  hhuI  ittm  itvinio  jmssi. 

Da«  „Carmen  de  bello  Saxonio“  S,  2f>,  Sonderabdruck  aus  dem 
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t/iiiria  der  jiuj>ilhts  liier  (I,  42)  und  naolilier  noch  einmal  (I,  S2) 
soll,  ist  mir  nicht  deutlich“,  und  Holder-Egger-*')  brandmarkt 
die  Zusammenstellung  mit  dem  bei  ihm  beliebten  Ausdruck 
Ximis  inqtfe.'  als  ansgemachten  Unsinn  — ; sie  ist  aber  als 
dichterisches  Hendiadioin  aufzufassen,  in  welchem  durch 

(iilrrtia  adjectivisch.  d.  h.  der  Verwaiste  als  stammfremd,  als  nicht- 
sächsisch  oder  nicht-vollsächsiscli  charakterisirt  wird,  und  durch 
den  Inhalt  des  ersten  sächsischen  Vorrechts  ausreieheiid  zu  er- 
klären.-'^) Danach  sind  die  nicht-sächsischen  oder  nieht-vollsäch- 
sischen  Waisen  offenbar  Sprösslinge  aus  Rhen  schwäbischer  Männer 
mit  sächsischen  Frauen  und  ihren  sächsischen  Spindelmagen 
gegenüber  erbunfähig;  nach  sächsi.scher  Auffassung  waren  statt 
ihrer  nur  die  rein  sächsischen  Xachkommen  eines  sächsischen 
Erblassers  zu  Erben  berufen.  Diese  Auffassung  ward  jedoch 
von  Heinrich  IV.  bis  zum  .lahre  1085  nicht  als  rechtsverbindlich 
anerkannt:  darum  wurden  von  ihm  auch  die  nicht- vollsächsischeu 
Nachkommen  als  erbberechtigt  angesehen  und  in  den  Besitz  der 
Erbschaft  gesetzt,  was  die  Sachsen  ihrerseits  als  Rechtsver- 
drelmng  (cuhinniia)  hinnahiuen  und  nur  gezwungen  geschehen 
Messen,  sodass  vor  dem  .Tahr  1085  je  nach  der  wechselnden 
Macht  des  Königs  und  der  Sachsen  im  Lande  die  nicht-voll- 
sächsischeu  Erben  bald  zum  Genuss  der  Erbschaften  gelangten, 
bald  aus  ihnen  verdrängt  wurden. 

Es  mag  sein,  dass  die  Sachsen  bei  dem  schroffen  Gegen- 
satz aller  deutschen  Stämme  gegeneinander  von  jeher  geneigt 
waren,  diese  Erbrechtsbeschränkung  gegen  die  in  ihrem  Gebiete 


XV.  Iti-.ndi-  ilur  AMiandlungcn  dt-r  Künigliclieii  ücselUchaft  der  \Vi.«iscn- 
Hchaften  zii  Güttingen. 

ä')  Carmen  p.  ä n.  4. 

**)  Uaa  Carmen  ist  noch  im  .lahre  lS(i9  von  Köpke  als  nntergeschoben, 
als  ein  Erzengniss  der  Humanisten-Zeit  verworfen  worden,  ohgleich  es  sclion 
1S5<  von  jedem  V'erdacht  gereinigt  war  (vgl.  Gundlach,  Heldenlieder 
II,  2-di — 231).  Hediirfte  es  noch  eines  neuen  Ueweises  seiner  Eehtlieit,  so 

ist  es  die  durcli  den  Saclisen-Spiegel  erläuterte  Zusammenstellung  jmpittun 
et  ailretia;  denn  keine  Falscher  wäre  so  thöricht  gewesen,  etwas  aufzu- 
nehmen. was  seihst  so  gelehrten  Männern,  wie  beide  Herausgeber  es  sind, 
nnverständlieh  geblieben  ist. 
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liauseiideii  (Noid-)Sclnvaben  und  StammesfVemdeii  überliaiipP^) 
in  Anwendung  zu  bringen;  in  den  Tagen  Heinriclis  III.  und 
Heinrichs  IV.  aber  lagen  dazu  vielfältige  Veranlassungen  vor; 
denn  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  diese  beiden  Kaiser,  ge- 
drängt durch  die  znnelmiende  Verarmung  der  Kione,  nintässende 
Revindicationen  der  verlorenen  Keiclisgiiter  und  -rechte  in  Sachsen 
Vornahmen  und  zur  Bewirthschaftung  der  alten  und  zuriiek- 
gewonnenen  Doumnen  schwäbische  Ministerialen  in  Sachsen  an- 
siedelten. welche  vermöge  ihrer  Stammesverschiedenheit  einige 
Gewähr  dafür  boten,  dass  sie  nicht  in  die  sächsische  Bevölkerung 
aufgingen  und  das  Reichsgut  der  Krone  entfremdeten  — 
Heinrich  IV.  insbesondere  soll  das  so  massenhaft  gethan  haben, 
dass  das  Gerücht  aufkommen  konnte:  er  wolle  den  Sachsen- 
Stamm  gänzlich  austilgen  und  Schwaben  an  seine  Stelle 
setzen!-^)  Wenn  also  Heinrich  IV.  für  die  Erbberechtigung 
schwäbischer  Wittwen  und  AVaisen  an  der  Hinterlassenschaft 
sächsischer  Erblasser  eintrat,  so  erfüllte  er  damit  nicht  bloss 
seine  Königspllicht,  die  Schwachen  und  Unmündigen  zu  schützen,-’'’’) 


•■“)  Die  bisher  gütige  Auffassung,  ria.sa  cs  sich  lediglich  iiin  die  Xord- 
schwaben  bandele,  ist  durch  v.  Sjdow  a.  a ().  S.  durch  die  Hindeutung 
gestützt  worden,  dass  die  .Staninigütcr  wenigstens  einiger  der  Adelsfamilien, 
welche  in  dem  Kinleitungsabschnitt  , Von  der  herren  gehurt“  als  schwSbische 
bezeichnet  werden,  in  dem  sächsiseben  .Schwaben-ttau  nachweisbar  sind. 
Diese  Auffassung,  welche  übrigens  durch  meine  nicht  ausgeschlossen  wird, 
sondern  nöl  ihm  sehr  wohl  vereinbar  ist,  lässt  aber  die  Unwahrseheinlichkeit 
bestehen,  dass  Heinrich  IV.  der  Erbberechtigung  dieser  wenigen  Hescblechter 
sich  so  entschieden  gegen  die  Sachsen  angetioiiimen  haben  sollte,  dass  es 
darüber  zutu  Kriege  kam.  Dass  die  gewiss  alte  .Mmeigung  der  Sachsen 
gegen  die  Schwaben  in  der  Zeit  Heinrichs  111.  und  IV,  durch  diu  Hcsetzung 
der  ihneu  fortgenommenen  Keichsgüler  mit  schwäbischen  Ministerialen 
(s.  oben)  in  offenen  Hass  ausartete,  lasst  sich  auch  durch  ein  in  jenen 
Tagen  aufgekomtueues  Sprichwort  belegen.  AU  nämlich  Heinrich  IV.  seine 
siebzig  in  der  Lüneburg  belagerten  schwäbischen  Ritter  durch  die  Freigabe 
des  gefangenen  .Sachsen-Herzogs  Magnus  auslBsen  musste,  ward  es,  wie 
Rrutio  in  seinem  De  bello  Saxonico  über  c.  21  (Sonderausgabe  p.  14)  mit- 
theilt, zum  Sprichwort,  dass  ein  Sach.se  siebzig  Schwaben  werth  sei  (>/i(o(/ 
H»ny  Stu'it  Sueris  t'niofuy  ri’l  sfptu‘V/intn  Sitft'i  u»u  Siuitnc  redi- 

iiiiitilur). 

l.amperti  opera  p.  H7 : volehat  . . . lUletis  ustjue  a<l  iiiler- 

iiecioiieiii  Sajoiiihiis  loco  euruin  iiniteoi  Sneruriun  coiist  i litere. 

S.  .\nm,  I I. 
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Sündern  er  nalim  (ianiit  aiieli  den  Vortlieil  seiner  eiffcnen,  der 
königlielien  Dienstmannseliall'^)  wahr. 

Ist  das  erste  sädisiche  Vorrecht  des  Sachsen-Spiegels  nicht 
zu  begreifen,  wenn  man  nicht  das  Verhäliniss  Heinrichs  III. 
und  Heinrichs  IV.  zu  den  Sachsen  beachtet,  so  ist  es  für  das 
Verstäiidniss  des  zweiten  und  dritten  Vorrechts  unumgänglich,®’  ) 


*)  Im  Krbrechf  stellt  der  Sachsen- Spiegel  den  Dienstmann  mit  dem 
freien  Mann  gleich  tlll.  st  § i:  Dine.it mnnnf  erhen  uinle  iir.men  erbe  ale 
anilet'c  vrie  Inte  n*ih  tantreehte,  icni  alleine^  daz  nie  liz  ires  Iterren  yeicalt 
iiielit  en  erlieii  muh  erbt  en  nemrni;  im  Prucessreeht  ist  indessen  die  Gleich- 
stellung des  Dienstmanues  wohl  mit  di-m  Freien,  aber  noch  nicht  mit  dem 
SchöfTenbar-Freien  völlig  durchgedrungen  (III.  U»:  IVte  tiile  und  den  riehen 
dinntman  mnzen  rurnie  rirhe  icut  zni/  nin  unil  urteil  rinden,  durch  da:  nie 
deute  riche  hulde  tiin,  ir  iklieher  luih  sinir  rechte;  doch  en  miiz  den  riehen 
ilinnlman  über  den  nrheidtenbiiren  rrien  man  chein  urteil  rinden  noch  yeziiij 
Irenen,  dar  ez  ime  um  nin  lib  oder  an  nin  en-  mbr  an  nin  erbe  yet;  vgl. 
II,  S § 2:  tirhzet  man  einen  man  zu  kainidie,  der  unyeirarnet  dar  konien 
int  . . . , her  nal  tay  habn  mich  niner  yetmrt,  ab  ern  tutet,  daz  her  niclt 
dar  zii  icarne  . der  rrie  ncheyheHbäre  man  über  neehn  trarhen.  der  dinnt- 
Hian  über  rirzeehn  nacht,  und  andtrr  rrie  late).  Wenn  das  nicht  schon  zur 
Zeit  Heinrichs  IV.  sich  so  verhielt,  dann  war  in  diesem  .Standesuuterschied 
ein  neuer  Anlass  zum  Streit  zwischen  den  freien  Sachsen  und  den  in  Sachsen 
angesiedelten  schwäbischen  Ministerialen  gegeben;  denn  in  der  zweiten 
Hälfte  des  elften  .Jahrhunderts  war  in  dem  fortgeschrittenen  Schwaben- 
Lande  ilas  Sy.stem  der  Geburtsstände  bereits  durch  den  Herufsstand  der 
Kitter  ganz  durchkreuzt,  wie  daraus  sich  ergiebt,  dass  die  standesbewussteu 
schwäbischen  Ritter  die  von  Heinrich  IV.  gegen  sie  aufgeboteuen  schwäbischen 
Bauernschaften  nicht  als  gleichberechtigte  Gegner  auerkaunteu,  sondern  die 
bäuerischen  Gefangenen  entmannen  und  laufen  Hessen,  während  zu  gleicher 
Zeit  in  Sachsen  der  freie  Hauer  in  Wehr  und  Waffen  das  Recht,  als  Mit- 
glied der  Kriegsm.acht  zu  handeln  und  behandelt  zu  werden,  noch  nicht  eiu- 
gebüsst  hatte  (vgl.  Gundlach,  Hehlenlieder  11,  206  Amu.  1 1. 

M'ie  arg  das  zweite  Vorrecht  als  Icjc  Caroli  o'ler  l'arulina  zu 
Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  missverstanden  worden  ist,  zeigt  eine 
von  Jacob  Grimm  (J.  0.  Cli.  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt  am  Main, 
heransgegeben  von  L.  H.  Kuler  und  bevorwortet  von  J.  Grimm  S.  VI 
Aum  §)  mitgetheilte  Stelle.  Sie  findet  sieb  in  Jen  Gesta  poutifleum 
Leodiensium  lib.  II  c.  5 des  Johann  Hoesem  — bei  Chapeaville,  t^ui  gesta 
poutirtcum  Leodiensium  scripserunt  auetores  praeci|iui  II  (Leodii  1(503) 
p.  378  — und  besagt  iiiebts  auderes,  aU  dass  im  Bisthum  Lüttich  selbst 
eiu  Mörder,  der  den  Kopf  des  vor  den  Augen  der  Geriebtspersonen  Er- 
mordeten unter  seinem  Mantel  trug,  falls  nicht  der  Mord  geriebtlieh  iu  aller 
Form  vorlautbart  war,  durch  kein  Zeugiiiss  überführt  werden  konnte,  sondern 
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auch  die  Bezielmngen  der  früheren  deutschen  Kaiser  zu  den 
Sachsen  zu  würdigen. 

Nachdem  für  den  niinderjährigeu  Otto  111.  über  ein  Jalir- 
zehnt  eine  vorniundschaftliche  Kegirung  die  Geschüfte  des 
Reiclis  geführt  hatte,  nachdem  dann  Otto  selbst  vorn  Juli 
bis  zu  seinem  im  Januar  100‘2  ei-folgten  Tode  überhaupt  nur 
etwa  zwei  und  ein  halbes  Jahr  zusammengenomineii  diesseits 
der  Alpen  geweilt  und  davon  kaum  mehr  als  acht  Monate  im 
Sachsen-Lande  zugebi'acht  hatte,  traten  die  Sachsen,  welchen 
ohne  Zweifel  der  langandauernde  -Mangel  eines  starken  Reichs- 
regiments und  darauf  die  fast  ständige  Abwesenheit  des  jungen 
Königs  eine  .Mehrung  ihres  Vermögens  auf  Kosten  der  Reichsgüter 
und  -rechte  eingetragen  hatte,  einem  neuen  König  gegenüber, 
welcher  zwar  auch  ans  sächsischem  Stamme  entsprossen,  aber 
als  bayerischer  Herzog  auf  den  Thron  gelangt  war. 

Nach  einer  Berathung,  welche  sie  auf  die  Kunde  vom  Tode 
Ottos  in  Krosa  gepflogen  hatten,  empfingen  sie  Heinrich  11.  am 
24.  Juli  1002  zu  Merseburg,  worüber  der  Bischof  Thietmar  in 


sich  durch  seinen  Kid  frei  scliHiiri'ii  durfte:  Ern!  imimiur  lex  ijudeilem  /«r 
ahuHHHi  loHt/iH  lemfiorihitt*  olfeerrata.  i/nae  kx  (\ieitli  ilicihir,  inter  irleru 
iiiuiilj  ui  iiHi!*  Ittiininem  titit'r/kmi  etiom  ritkutitmH  riUitv  et 
Hrnhiiiis,  iiisi  eitlieus  f'tnium  htn-  eerlnititer  yniinrct  iii  eiielodia  setiltitidruut. 
etiiimsi  makfnetur  nijiiil  iiilerfeiti  siih  reale  nun  jiorliiret,  ml  jmliriiiiii 
luru.aiilwt  iiullia  inohdt imiilnis  rmiriiiii  /lulrriil,  eed  auo  sc  Jiiniiiieii/o  jme- 
iftids  tihsolditts  rerolelKit  iinpuid\  l'tntint  letjetn  epistofii  f Ixodiensesj 

C.C  nllo  (liimiiiii)  iviilra  iiiak/iroii  iiilrmlitrln  rulioiKihiU  mdsuelioliiie,  imiui- 
siiimie  f'itrlii  per  lestes  exvessnei  secumluin  faeli  itterilfi  putiieliaitl ; sed  Uac 
stduin  ivdlrti  inieeros  nlelHiidur;  mim  ijmdieiis  puteiis  in  lercit  detiiiiirriil, 
Varoliimc  Iri/is  niixitiuiii  implornlnil,  et  nie  dcliilu  jdiiiimii  frcqiieiilcr  im- 
puiillii  iiMiielmiil. 

.\ber  nmit  itncli,  wie  oben  gezeigt  ist,  das  zweite  Vorreclit  äiisserlich 
mit  dem  .rardiiialgriindsatz“  Ubereinstimmen,  .dn.ss  überall  da.  wo  da.s  zu 
beweisende  vor  Oericlit  gesebiib,  derjenige  der  Interes.senten  das  Keebt  des 
lleweises  erlangt,  der  .«ich  auf  das  Zeugniss  dieses  Gcrie.bts  beruft“,  Albert 
llänel,  der  in  seiner  .Sebrift  ,I)as  lieweissystem  des  Sacbsen-JSpiegels"  S.  sti 
so  urtbeilt,  biitfe  doch  nicht  von  dieser  .Stelle  des  Sacbseu-Spiegcis  1.  IS 
§ sondern  von  der  entsiirecbendcn  andern  I,  7 in  seiner  Kehre  vom  Ho- 
weisreebt  ausgeben  sollen,  weil  er  die  cigentbümlicbe  Kiebtung  des  Sattes 
gegen  das  Keiebsoberbaupt,  welche  den  Satz  erst  zu  einem  Vorrecht  imo  bt, 
ganz  übersiebt  und  demgemäss  auch  nicht  zu  erklären  versucht. 
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seiucr  Chronik  (V,  Iti.  17)  folgendes  erzählt:  „Am  nächsten 
Tage,  also  am  25.  Juli,  erüft’nete  der  Herzog  Bernhard  [von 
Sachsen]  im  Kinverständniss  mit  allen  Anwesenden  dem  König 
(len  Willen  des  vereinten  Volkes,  setzte  ihm  im  einzelnen  die 
Nothdurft,  den  gesetzlichen  Vorbehalt  aller  (omniuinqnc  necessi- 
tatem  ac  legem)*)  anseiniinder  und  forschte  angelegentlich,  was 
er  ihnen  in  Gnaden  versprechen  und  gewähren  wolle.  Solches 
fragte  er,  und  der  König  erwiderte  darauf:  „ • . . Eueren  ge- 
setzlichen Vorbehalt  will  ich  in  keinem  Stücke  antasten,  sondern 
vielmehr,  solange  ich  lebe,  huldvoll  in  jeder  Beziehung  achten 
und  auf  Euren  vernünftigen  Willen  überall  nach  Krälfen 
merken.“  . . . Danach  ergritf  Herzog  Bernhard  die  heilige 
Lanze  und  betraute  ihn  im  Namen  aller  mit  der  Landes- 
regierung.“'“') 

Wie  Heinrich  II.  nur  gegen  eine  Wahlcapitulation  von  den 
Sachsen  anerkannt  worden  ist,'*")  so  wurde  es  auch  von  ihnen 


*“)  Eä  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  Ux  hier  nicht  .Staiumesreelit  be- 
deuten kann;  denn  es  hat  keinen  Hinn  anzunehmen,  dass  diu  .Siiehsun  sieh 
als  eine  Vergiuistignn^  etwas  selbstverständliches  ausbedun^en  haben 
sollten:  nach  ibrem  Stammesrecht  zu  leben;  lex  dürfte  hier  allitemuiu  den 
lubegriff  derjenigen  Ilefugnisso  bezeichnen,  welche  durch  das  Künigsreebt 
gestört  werden  konnten.  Den  Ausdruck  iiemtsittis  gewissenuassen  als  ad- 
jectivische  liestiimuung  des  Wortes  kx  aufzufassen  — „gesetzlicher  V'or- 
l«halt,  welcher  den  Sachsen  uoththut"  — , glaube  ich  mich  darum  berechtigt. 
Weil  der  König  in  seiner  .\ntwort  garuicht  auf  die  iieeigaiias  eingeht, 
sondern  nur  von  der  kx  spricht. 

*)  Thietimiri  itorseburgensis  episeopi  Chronicon,  rec.  Kridericus  Kurze, 
p.  llü:  Crnnlinu  ihitiue  ’tk,  id  est  uclavo  Kiikiidns  Aiojunli,  Ikruhardue 

iltu  cum  fumeiisii  omiiium  uuhoitc  curiim  rnje  riduid(tle»i  idchis  coiiruiiailis 
jperiens  omiiiumijuc  iiCftaKitdl'  m (ic  kijcm  ajiiriulikr  exjuimiia,  quid  eia 
miaeriivrdiae  iliftia  jirumittere  seit  fniiis  celkt  wijnudcre,  diliqeulcr  iiiquiril. 
Talia  tiuacrebul.  ae  coidni  rex  refcrehal:  „ . . . I.eijan  ujdnr  reslruiii  nun  in 
itlifiuu  corntmjicre,  sed  vita  cuinik  inalu  ekmenler  in  umnihus  udiinpkre  rl 
nstrae  rntiunnhili  fidantuli,  in  tjuuidnm  rako,  uhiiiut  iiniiiiuin  adliihen  “ . , . 
Hernhardaa  iyitur  dux  uecejita  in  inanibus  stierii  luiicea  cx  parle  umnium 
'tgni  euram  Uli  fideliler  committit. 

W.  V.  tiiesebrecht  urtheilt  Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit  II, 
■-4.  2Ö)  ganz  richtig:  „Nie  halte  eine  ähnliche  Huldigung  in  Sachsen,  nie 
in  den  deutschen  I.auden  stattgefunden;  Bedingung  war  gegen  Bedingung 
»bgewogen.  Recht  gegen  Recht  gestellt;  in  förmlichster  Weise  hatten  die 
Siaebsen  die  Regirung  ihres  Landes  dem  neuen  König  aus  freiem  Entschluss 
übergeben.“ 
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mit  Komad  II.,  dem  ersten  Salier,  gehalten.  Xaeli  dem  Tode 
Heinrichs  II.  vereinigten  sich  die  Sachsen-Fürsten  in  AVerla 
zu  einer  Besprechung  und  huldigten  dann  dem  neuen  Könige 
ausgangs  1024  auf  einem  Tage  zu  Minden,  welcher,  wie  Bress- 
lau^')  ausfiihrt,  „für  Konrad  II.  dieselbe  Bedeutung  gewann, 
welche  die  Versammlung  zu  Merseburg  im  Juni  1002  für 
Heinrich  II.  gehabt  hatte."  Komad  bestätigte  nach  Wipos 
kurzer  Angabe  „den  sehr  harten  gesetzlichen  Vorbehalt  der 
Sachsen  nach  ihrem  Willen“."*'^) 

Damit  sind  aber  die  Wahlcapitulationen  zu  Ende,  und  das 
hängt  mit  dem  Erstarken  des  Salischeu  Herrscherhauses,  ge- 
nauer mit  dem  Umstände  zusammen,  dass  fortan  kein  Herrscher 
mehr  um  die  Anerkennung  der  Sachsen  warb,  sondern  Konrad  II. 
wie  Heinrich  Ifl.  durch  seine  Machtvollkommenheit  für  einen 
noch  unmündigen  Sohn  den  Fürsten  die  Huldigung  abnothigto. 
Konrad  II.  designirte  schon  1026  den  achtiährigen  Heinrich  111. 
zu  seinem  Nachfolger  und  Hess  diese  Designation  von  den 
Reichsfürsten  bestätigen;  er  Hess  ihn  zwei  Jahre  darauf  förmlich 
erwählen  und  zum  König  salben  und  krönen.*')  Heinrich  III. 
verj)tlichtete  die  Fürsten  zu  Treue  und  Gehorsam  für  Heinrich  IV., 
noch  ehe  dieser  getauft  war,*-*)  und  Hess  dann  den  dreijährigen 


*')  Jalirbüelicr  des  deut.scheu  Reicli.s  unter  Konrad  II.  Hand  1.  S.  4'J. 

*-)  M’iponis  tlesta  Ohuonradi  II.  lid.  altera,  rec.  llenrieus  Hresslau. 
p.  2*2;  Jlct'eytfUft  rej*  de  lithititriitt  nd  Sa.t'Oni(int  rt*n//,  ihi  Itijau  rrudidinsiimiui 
Siuuiium  urciiiidiim  ruluiildlem  eoriiiii  cunstnu/i  tiiuloi'iliile  rohontiil, 
üiescbrecht  glauLt  unter  cnuieliisima  kxSaj-umim  »das  gesaiumteliewobnbeits- 
reclit  der  Saeliseii  und  insbesondere  die  llestimiuuugen  des  LandtViedeus“ 
verstehen  zu  sollen  ( II,  GSö.  üS6);  Hresslau  (lahrbiieber  I,  4*2)  .spriebt  zwar 
nur  von  «dem  alten  Uecht  der  Saebseu“.  bezieht  sieh  aber  auf  Waitz, 
welcher  (Verfassuiigsircschichtü  V-.  lCi4j  der  Wahrheit  nahe  kouiint,  indem 
er  sagt:  »Dabei  handelt  cs  sich  offenbar  nicht  bloss  uni  privat-  und  straf- 
rechtliche Hestiiuiuungen.  sondern  auch  um  das  alte  llerkomiueii  in  Ite- 
ziehuug  auf  Uaudbesitz,  Abgaben  und  dergleichen.“  Mir  scheint  die  Icjc 
des  Adjectivmn  cmdelisnima  vornehnilich  wegen  der  crhrecht liehen  He- 
stiniinungen  zu  verdienen,  von  welchen  ich  oben  gesproclien  habe,  zumal  in 
den  Fonuelti  Markulfs  (s.  Aum.  10  schon  die  Zurücksetzung  der  Töchter 
hinter  die  Söhne  eine  imjiiii  cmmuehtdo  genannt  wird. 

S.  V.  Uiesebrecht,  Ciescliichte  der  deutschen  Kaiserzeit  II,  *2;i.s. 
•2Ö7.  -25.S. 

Ebenda  S.  474—470. 
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Prinzen  in  Tribur  zum  König  wählen  und  als  seinen  Kadifolger 
anerkennen.  Allerdings  versuchten  die  Fürsten  hei  dieser  Ge- 
legenheit sich  zu  decken,  indem  sie  dem  jungen  König  nur 
Hilter  der  Bedingung  Gehorsam  gelobten,  dass  er  ein  gerechter 
König  sein  würde;  aber  das  ist  mangels  gründlicher  Ueber- 
einstimmung  der  Partheien  kein  Vertrag : denn  wenn  König  und 
F'ürsten  selbst  darüber  einig  waren,  dass  der  Gerechte  die 
Beeilte  des  andern  achtet,  so  Hess  der  König,  wie  die  Folge 
lehrte,  eben  nicht  als  liecht  gelten,  was  die  Fürsten  als  solches 
in  Anspruch  nahmen,  sodass  Heinrich  IV’.  nach  seiner  Anf- 
l'assung  immer  noch  ein  gerechter  König  blieb,  während  die 
Fürsten  zugleich  sich  zu  oftenem  W’idei'staud  und  Abfall  befugt 
glaubten.*’’) 

Den  Verträgen,  welche  Heinrich  II.  und  Konrad  II.  mit 
den  Sachsen  cingegangeii  sind,  entspricht  es  nun,  da.ss  sie  sich 
aller  Eingriffe  in  Sachsen  enthalten  haben,  während  doch  in 
Bayern  Konrad  das  liecht  des  Reiches  an  Gütern  und  Ein- 
künften auf  das  genaueste  zur  Geltung  brachte.**)  Andererseits 
sind  die  durch  Verträge  nicht  gebundenen  Herrscher  Heinrich  111. 
lind  Heinrich  IV.  in  die  verhäiignissvollste  Verwickelung  mit 
<len  Sachsen  gerathen.  V’on  Heinrich  111.  berichtet  Hermann 
der  Lahme  ganz  allgemein,  dass  seine  anfängliche  Gerechtigkeit 
schliesslich  „in  Gewinnsucht  und  Rücksichtslosigkeit  umgeschlagen 
sei.“^')  Hält  man  damit  zusammen,  dass  der  Kaiser  mit  V’or- 


Ich  schlicssc  mich  hier  der  .\u8fUhrung  Steindorffs  (Jalirbüclier  des 
deutschen  Kelches  unter  lleiurich  III.  IJaiid  11  J5.  2'JT.  22s)  au.  während 
Giesehrecht  (11.  4S5.  4SG)  es  eine  offene  Frage  sein  lässt,  ob  der  Geschichts- 
schreiber, welchem  wir  die  t'eberlieferung  der  Hediugung  verdanken, 
Ileriuann  der  Lahme,  ,MU.  .SS.  V,  133:  Impnntm-  Ikinriruji  niwjiiu  iqiud 

Trihurinm  vumnitu  liahito  filium  <i'nuiiu<um  rryau  a ntiuiii  eliyi  ciiyite 
jiost  obttum  miuin,  si  reclur  juft  us  /uturu»  esset,  utibjatioiiem  i>rijiiiitti 
feriti  „damit  eine  Reservation  nach  eigenem  Sinne  oder  eine  von  den  Fürsten 
gestellte  Bedingung  ausdriiekeu  will.“ 

“)  S.  darüber  weiter  unten. 

MG.  SS.  V,  132:  liiijifTiilwe  in  Sajonia  npwl  Me.rxehury  <<«h- 

iiKiiuiite  . . (Ajuiirailmn  ISujonritie  dwrm,  cui  Jam  pnu-s  infenxu»  criil.  hi- 
runutum  ijiioiuiiditm  priiicijyuiii  judiriu  duratu  jirivurif.  (^uu  lemporc  iryiii 
tarn  primurm  quam  inferioren  nnitni  imjitralorem  nwjin  mayinque  munsdaiiten, 
jiim  diidum  eam  ab  inchoatae  Juni  itiae,  luirin,  idefalin,  diriiii  timorin 
UundlAcb,  K&rl  iler  Urots«  Im  2 
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liebe  in  Sachsen  weilte,  Goslar  zu  seiner  Residenz  zu  machen 
gedachte"'*’)  und  durch  Rechtskränkungcn  die  Sachsen  so  gegen 


iiiullimodiieijue  l•irlHtin  teiiure,  in  tjuo  de  die  in  dient  debwrnt  jnofieere, 
pnntuiim  ad  quaentum  et  incnriant  qiiandnm  dcfieere  inulluinqne  se 
ipso  ileteriorem  fure  caasabantur. 

Die  klare  auf  Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  hozUgliche  Angabe 
der  Hersfelder  Jahrbücher,  dass  beide  Herrscher  in  Goslar  als  an  ihrer 
Heimstätte  und  ilirem  häuslichen  Herd  zu  weilen  pflegten  (p.  117 : imn  earam 
tanique  nrceptnm  sibi  villtim  . . . pro  patria  tu-  pro  lare  domeslieo  Teutoniri 
rctjes  ineolere  solili  erant;  cf.  p.  119:  ffoslariain  . . . elarissinium  itlud  reyni 

dmnieiUum),  findet  darin  eine  starke  Stütze,  dass  die  thüringisch-säclisiachen 
KiSnigshüfe  .das  grösste  zu.sainmenhängendc  Fiscalgut  bildeten,  Uber  welches 
das  deutsche  Königthuni  damals  verfügte.“  Es  ist  uns  nämlich  ein  vennuth- 
lich  bald  nach  Heinrichs  III.  Tod  zusammeugestelltes  Verzeichniss  erbniteu 
(Böhmer,  Fontes  rerumGcrmauicarum  III,  397),  nach  welchem  die  aufgezählten 
sächsischen  Königshöfe  über  400  Scrvitien  jährlich  aufbrachten,  wahrend  .aus 
Franken  nur  85,  aus  Bayern  gar  nur  einkamen.  Das  nach  deu  Stamiues- 
gebieten  verschiedene  Sorvitium  bestand  für  Sachsen  in  30  Schweinen, 
3 Kühen,  5 Ferkeln,  50  Hühnern,  50  Eiern,  90  Käsen,  10  Gänsen,  5 Fass 
Bier,  5 Pfand  Pfeffer  und  10  Pfund  Wachs.  Dazu  kamen  die  Erträge  des 
von  Otto  I.  begonnenen  Silberbergbaus  im  Harz,  um  den  dritten  und  vierten 
Heinrich  im  Sachsen-Lande  festzuhalten  und  zur  Erweiterung  des  Domanial- 
landes  anzureizeu.  Denn  um  einen  Begriff  davon  zu  erhalten,  wie  sehr  seit 
Otto  dem  Grossen  das  Königsgut  zusammengesehmolzen  war,  braucht  mau 
nur  die  immerhin  abgenindete,  aber  von  Waitz  (.Ueher  eine  sächsische 
Kaiserchronik  und  ihre  Ableitungen“  S.  35)  zu  Unrecht  als  sagenhaft  auf- 
gefasste Angabe  des  sächsischen  Auualisteu  zum  Jahre  968  heranzuziehen 
(vgl.  Gundlach,  Heldenlieder  III,  28  Aum.  1):  «Der  Kaiser  hatte,  wie  sich 
aufgezeichnet  findet,  tagtäglich  folgenden  Unterhalt:  1000  Schweine  und 
Schafe,  10  Fass  Wein  und  10  Fass  Bier,  1000  llalter  Getreide,  8 Kinder, 
abgesehen  von  den  Hühnern,  Ferkeln,  Fischen,  Eiern.  Gemüsen  und  anderem 
mehr.“  Wenn  man  unter  Zugrundelegung  des  Kleinviehs  — Schweine  oder 
Schafe  — und  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Schafe  zwar  dieselbe  An- 
zahl, aber  nur  ein  Fünftel  des  Wertes  der  Schweine  ausmachten,  die  ange- 
gebene Tageszahl  1000  in  sächsische  Jahresservitien  umrechnet,  so  ergiebt 
sich,  dass  Otto  der  Grosse  über  7000  Servitien,  gewiss  zum  weitaus  über- 
wiegenden Theil  aus  dem  Sachsen-Lande,  bezog.  Dass  übrigens  bei  einer 
laugen  Abwesenheit  des  Herrschers  das  Reichsgut  der  Krone  entfremdet 
wurde,  wird  auch  durch  das  von  Böhmer  veröffentlichte  Verzeichniss  für  die 
latmbardei  zu  verstehen  gegeben : die  genaue  Zahl  der  hier  fälligen  Servitien 
zu  nennen,  erklärt  sich  der  Verfasser  ausser  Stande  mit  dem  Bemerken,  dass  die 
Anwesenheit  des  Königs  zu  einer  vollständigen  Feststellung  nütbig  sei ; und  der 
Bischof  Benzo  von  Alba  bestätigt  das,  .indem  er  den  König  aufforderl,  in 
der  lamibardei  häufiger  den  publican  pensiones  reyalis  fisei,  den  eeeliyatia 
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seine  Herrschaft  aufgereizt  hatte,  dass  noch  unmittelbar  nach 
seinem  Tode  sein  Sohn  beinahe  einer  Fiii’stenverschwürung  zum 
Opfer  gefallen  wäre ,••'')  so  wird  man  kaum  in  Abrede  stellen 
künnen,  dass  die  auf  Revindication  der  Reichsgüter  und  -rechte 
gewandten  Bestrebungen  der  Krone  schon  von  Heinrich  III. 
aufgenommen  waren,  dann  infolge  der  Minderjährigkeit  seines 
Sohnes  nicht  bloss  ausgesetzt  blieben,  sondern  auch  wahrschein- 
lich von  den  Sachsen  zum  grossen  Theil  wieder  rückgängig  ge- 
macht wurden,  um  endlich,  von  dem  mündig  gewordenen  Hein- 
rich IV'.  aufs  neue  betrieben,  im  Jahre  1073  zu  dem  grossen 
Sachsen-Kriege  zu  führen. 

L’eber  die  Ursachen  dieses  folgenschweren  Aufstandes  giebt 
nun  der  „Sang  vom  Sachsen-Krieg“  nachstehende  Auskunft. 
Kr  schildert  zunächt  die  Zeit  des  Faustrechts  in  Sachsen  während 
der  Minderjährigkeit  Heinrichs  IV'.,  die  Leiden,  welche  über  die 
Kirchen,  die  W'ittwen  und  Waisen  hereinbrechen,  die  Gewalt- 
thaten,  durch  welche  die  Mächtigen  im  Lande  an  dem  Ver- 
mögen der  Schutzlosen  sich  bereichern  (I,  11  — 19).  Ein  VV'andel 
wird  geschaffen,  als  der  König  zu  Jahren  gekommen  in  Sachsen 
einzuschreiten  vermag.  Er  stellt  den  Rechtsznstand  wieder  her; 


Imalihr  ml  sr  jiertiiiaitia  iiaclizuspUren,  und  indem  er  klagt,*  — [nie  der 
König  selber:  Kre  int)  (st\  ejum-ojii  vtlcriiiue  jtrwnite.i)  nuiit , qui  nyiii  iiiei 
ttiritiim  liiibeiit  et  nie  mtoeqite  umiiee  in  jninpeiiate  reliqucruiit  (Hruniinis  De 
bello  Saxouico  über  c,  03,  Souderau.sgabc  p.  tOj]  — „dass  der  König  selbst 
verarme,  während  sich  andere  durch  seine  Kiukünfte  bereicherten  (Mü. 
.SS,  XI,  GOi:  ut  i/iiaei  niins  cjc  iinliis  »leiefiees,  rum  enleae  nlion  liii^  eeeli- 
ijnlihuH  feUee«)'‘ i vgl.  die  Auseinandersetzungen  (jeurg  Matthaeis  im  l’rogranini 
des  l’rogymnasiums  zu  Gross-Lichterfelde  issu:  „Die  lombardische  Politik 
K.aiser  Kriedrichs  I.”  S.  13 — 15  und  in  der  Anmerkung  zum  II.  Hunde 
(.zweiter  Auflage)  der  „Geschichte  des  deutschen  Volkes*  von  K.  W.  Xitzsch, 
welcher  zuerst  mit  Kntschiedenheit  jene  die  Jlesidenz  Goslar  betreffende 
Angabe  der  Hersfelder  Jahrbüiher  als  richtig  verfochten  hatte. 

CI)  Vgl.  Giesebiecht  II.  535.  536,  ferner  die  Xachricht  Eckehards  zum 
Jahre  1056,  dass  Heinrich  Ilt.  noch  vor  seinem  Tod  „einigen  die  Besitzungen 
zurückgab,  die  er  ihnen  genommen  hatte“  (MG  S.S.  VI,  l'.i";  Ihinrnu» 
imperalor  . . . perilwlxm  ml  liwrtem,  miinenti  umui  ronnihn,  iih  oninihu-H  qiühua 
jmtuit  reninm  jietiit,  ijuihutilam  i/rmilin,  ijuiie  uMutit , n xliliti  iie)  und  den 
aus  der  obigen  Darlegung  möglichen  Schluss,  dass,  wenn  der  junge  Heinrich  IW 
nicht-sächsischen  Waisen  Recht  verschafft,  das  Abkömmlinge  schwäbischer 
Ministerialen  Heinrichs  111.  gewesen  sein  dürften. 

2» 
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jeder  Frevel  gegen  das  Eigentlium  wird  liinfort  streng  geahndet,  aber 
auch  die  Vergehen,  welche  bisher  dagegen  verübt  sind,  bleiben  nicht 
straflos;  es  gilt  vielmehr  im  ganzen  Laude  das  auf  ungesetz- 
lichem Wege  erworbene  den  jeweiligen  Inhabern  abzunehmen 
und  den  rechtmässigen  Eigenthümern  wieder  zuzuweisen.  So  ge- 
langen die  Kirchen,  die  Wittwen  und  Unmächtigen  zu  ihrem 
ehemaligen  Besitzstände  (I,  20 — 2 Da  aber  für  diese 

Bestrebungen  des  Königs  kein  Ende  abzusehen  ist  — [denn 
niemand  kann  ihn  zwingen,  etwa  das  Jahr  10.5()  als  Xorm  zu 
achten  und  nicht  auch  von  den  ausgedehnten  Gütern  und  Rechten 
des  Ottonischen  Herrscherhauses  in  Sachsen  die  nur  irgend  dem 
Reiche  zustehendeu  in  Anspruch  zu  nehmen]  — , so  ist  der  Adel 
und  das  V'olk  der  Sachsen,  wenn  sie  nicht  schwer  geschädigt 
w’erden  wollen,  genöthigt,  gegen  Heinrichs  Verfahren  sich  aufzu- 
lehnen. Der  Schmerz  über  die  Verluste,  die  sie  an  Gut  und 
Freiheit-’')  erlitten  haben,  und  die  begründete  Furcht  vor  weiteren 
Einbussen  sind  demnach  die  Ursachen  des  Aufstandes  (I,  2r>— 2b)- 
Die  allgemeine  Erbitterung  kommt  zum  Ausbruch,  als  die  Sachsen 
zu  einer  Heerfahrt  aufgeboten  werden.  Die  im  I^ager  ver- 
sammelte Mannschaft  des  Landes  benutzt  die  Gelegenheit  eines 
befugten  Beisammenseins  in  Waffen,  nm  ihrer  Bedrückung  ledig 
zu  werden.  Eine  Gesandtschaft  fordert  von  Heinrich  als  Preis  für 


Oie  Hevindiciitiüiii’n  der  Heicimi’Utvr  und  -rechte  sind  nicht  eiftens 
auu;egel)cn,  sondern  in  den  allgeiueinfn  Jtequisitioucn  der  verlorenen  V'er- 
mogeusbcstandtheilu  der  Schutzlosen  eingeschlossen;  denn  nueb  der  König 
seihst  hat  ja  zu  den  Schutzlosen  gehört,  auch  er  hat  in  seiner  Minderjährig- 
keit zwiefachen  Nachtheil  erfahren,  indem  der  Krone  zustehende  Güter  in 
Sachsen  von  dem  Adel  in  Besitz  genommen  und  Itechte  des  Iteiehs  ausser 
L’cbuug  gekommen  sind.  Dass  der  Dichter  seinen  Herrn  und  König  in  der 
scheinbar  uneigennützigen  Erfüllung  einer  rtlieht  — der  Heschirmung  und 
SchadloslKaltung  der  Schwachen  und  Unmündigen  — uns  vorführt,  dagegen 
die  in  dieser  Ptlichterfüliung  auch  enthaltene  Wahrung  eines  ihm  V’ortheil 
briugendeu  Hechts  — die  Hevindicationen  — nur  erschliessen  lässt,  ist  vor 
allem  iu  der  Tendenz  des  .Sanges  begründet. 

^')  Die  Freiheit  wird  besonders  betont  iu  der  Ansiirache  der  Führer 
an  die  sächsische  Landwehr  111,  120; 

(^luim  nil  turpe  Jitytuit  mri  ile  pnti  rlomiiu/ruin 
/tyciiu^ig.' 

.Sie  ist  als  von  Heinrich  IV.  bedroht,  auch  darum  anzunehmen,  weil 
I,  ö5  auch  paujKm,  welche  natürlich  Güter  nicht  zu  verlieren  haben,  als 
Thcilnehmer  am  Aufruhr  genanut  werden. 
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die  Heeresfolge  wie  die  Aufhebung  der  von  ihm  getroffenen 
Verfügungen  — der  Zusprechung  von  Gemeindewäldeni  und 
-weiden,  von  Gütern  und  Heerden  an  stammfremde  Waisen  zum 
Schaden  der  wahren  Erben  — so  die  Anerkennung  des  vor 
seinem  Eingreifen  thatsächlicli  und  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
(I,  48:  jutfriti  juru)  auch  zu  Recht  bestehenden  Zustandes  (I, 
30—50).  Da  der  König  keines  Unrechts  sich  bewusst,  die 
Forderung  entschieden  abweist  (I,  51— (iO),  so  muss  ein  jeder 
im  sächsischen  Lager  einsehcn,  dass  nur  mit  den  Waffen  die 
für  ihn  günstige  Wirkung  des  heimischen  Rechts  zu  erzielen 
ist.  Die  Empörung  wird  offenkundig,  als  die  Sachsen  dem  Be- 
fehle des  Königs  zu  ihm  zu  stossen  nicht  nachkommen(1, 61  — 78). 

Gegenüber  dieser  zusammenhängenden  Darlegung  bringt  der 
Bericht  der  Heisfelder  Jahrbücher  — abgesehen  von  der  fixen 
Idee  ihres  Verfassers,  dass  der  Sachsen-Krieg  um  die  thüringi- 
schen Zehnten  entstanden  und  geführt  sei’’-)  — nur  Einzel- 
heiten zur  Sprache.  Hervorgehoben  wird  mehr  als  einmal  die 
Errichtung  der  Königsburgen,  deren  Besatzungen  mit  Erlaubniss 
Heinrichs  die  Umw’ohnenden,  selbst  freie  und  reiche  Männer,  für 
den  Bau  zu  Frohnden  und  Abgaben  anhalten,  unerschwingliche 
Steuein  von  Wald  und  Feld  erpressen’’')  — ^den  Trunk  aus 
unseren  Gewässern  und  das  Holz  aus  unseren  Wäldern  zwingen 
sie  uns  theuer  zu  kaufen,“  klagen  die  Sachsen’’*)  — , ja,  ganze 
Heerden  foiltreiben  und  die  sächsischen  Frauen  und  Mädchen 
entehren,  Plagen,  gegen  welche  es  gar  keinen  Rechtsschutz  gebe, 
da  jeder  Widerspruch  als  Majestätsbeleidigung  von  den  Peinigern 
sofort  geahndet  und  jede  Beschwerde  als  unstatthaft  von  dem 
Könige  zurückgewieseu  werde.  Weiter  wird  Heinrich  von  den 
Sachsen  beschuldigt,  ihnen  ihre  Erbgüter  durch  Gewalt  oder 
durch  chicanöse  Rechtsverdrehung  (y«r  vim  seit  per  cnhuniiiinit). 


“)  Vgl.  Gundlach,  Heldenlieder  II.  is.i  ISO. 

Lamperti  opera  p.  146:  tributa  et  vecfiifalia  Htlnirum  et  camporum 
tmportabil4a  exiyebunf  ....  Ipnox  j^rovturialrSf  et  pUrostjHr  ex  hiM  houe^tto 
loco  uatos  et  re  fniuiliari  }btreutisftiim*Kj  rilium  rnnntipiormi  riiu,  servirtsihi 
rogebaot. 

Ibidem  p.  154;  Der  König  habe  die  Burgen  errichtet  und  Be- 
»aUungeii  hiueingelegt.  ut  Ufputs  mmtras  pecunin  hibere  et  Ugnn  iwMra 
jßrecio  roinpanire  eotjercnuir. 


Digitized  by  Google 


22 


ohne  die'  gesetzniässige  Verhandlung  iM/itimn  (nsciissio7H‘) 

zu  nehmen  und  die  Absicht  zu  haben,  alle  Güter  zu  confisciren, 
die  Sachsen  und  Thüringer  zu  Sklaven  zu  machen'’'')  oder  gar 
ganz  auszutilgen  und  die  Schwaben  an  ihre  Stelle  zu  setzen.-'*’) 
Die  Sachsen,  von  deren  Fürsten  der  Billunger  Hermann  und 
(Jtto  von  Nordheim  durch  die  Gel'angenhallung  des  ihnen  ver- 
wandten lind  vertrauten  Herzogs  Itfagnus  jiersönlich  gegen 
Heinrich  aufgebracht  sind,  verlangen  von  dem  König  die  Zer- 
.störung  der  Burgen,  die  Rückgabe  der  ihnen  auf  ungesetzliche 
"Weise  genommenen  Güter  und  die  Anerkennung  ihres  alten 
Rechtes, weiter  die  Entfernung  der  niedrig  geborenen  Männer 
schwäbischen  Stammes  aus  dem  königlichen  Rath  und  die  Rcha- 
bilitirung  der  Fürsten,  die  Führung  eines  sittlichen  Lebens  und 
die  zeitweilige  Entlastung  des  Landes  durch  die  Verlegung  des 
königlichen  Hofhaltes  anders  wohin.'*) 

Vergleicht  man  die  Angaben  des  Sanges  mit  den  der  Jahr- 
bücher, so  schält  sich  aus  ihnen  als  Kern  die  von  Heinrich  IV. 
im  Sachsen-Lande  herbeigeführte  Verschiebung  der  Besitz-  und 
Statusverhältnisse  heraus:  der  König  bringt  nach  beiden  Be- 
richten die  Sachsen  im  wesentlichen  dadurch,  dass  er  mit  seinen 
Massnahmen  begüterte  und  freie  Volksgenossen  ihres  Besitzes 
und  ihrer  Freiheit  entäussert,  zur  Emiiörung  und  erweckt  in 
ihnen  das  Verlangen,  die  AViederherstelliing  und  Bestätigung  des 
alten  Zustandes  zu  erzwingen;  alle  andere  Angaben  bejretfen 


Iliidolu  p.  147;  mmhtnari  vovju'tf  . . . uf  oinm*s  Stuvnvs  et  Thurimfim 
in  fHTvituti'iH  rntü/nrt  ft  jn'Ufilia  fontm  /isro  pnblivo  tnlivart» 

•'**')  S.  obeu  Amn.  :U. 

IjAuiperti  operu  p.  155:  cufttflla,  tjuae  in  pentirinn  nosirum  fj'tvu.fit, 
ahstnie  prttcrastinatioue  diruat,  jKUrhmntia  nohis  per  rim  sen  per  catuth- 
niam  erepta  rcAtituatf  postremo  Junjuranilum  dft,  fpunl  Itijithna  tjenti  nosirnc 
a prhuis  temporihm  conHtituta  nininputm  deimrps  infrinperr  muliatnr;  cf. 
p.  151:  prinripitnm  SaXouiac,  quihu'<  sine  tepitlma  (liscHSHtone  bona 

siM  sfciwduni  prinripum  stwrnm  jurisdit  fionein  sutisf'nrfret.  Es 

»iml  (las  die  Bedingungen,  auf  welche  (cf.  p.  177.  17?(},  einschliesslich  allge- 
meiner Auine.stie,  1071  der  Uerstunger  Friede  zu  Stande  kam,  der  aher 
nach  kurzer  Dauer  durch  die  von  den  sächsischen  Bau«'m  verübte  Gräber- 
Schändung  auf  der  Harzburg  gebrochen  wurde. 

Weitere  Aufschlüsse  sind  auch  von  anderen  Berichterstattern,  welche 
Meyer  a.  a.  Ü.  S.  öüO— ö63  würdigt,  nicht  zu  erlangen. 
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nur  Begleit-  und  Folgeerscheiuungen  jener  Grundbestrebungen 
des  Königs. 

Als  Mittel  dafür  bot  sich  ihm  ein  eigenthümliches  gerieht- 
licbes  Verfahren  dar,  welches  in  der  fränkischen  Zeit  ausgebildet 
worden  war:  das  inquisitorische  Verfahren. 

Nicht  etwa  durch  ein  bestimmtes  Gesetz  eingeführt,  sondern 
im  Wege  der  Gewohnheit  entwickelt,  besteht  es  im  wesentlichen 
darin,’**)  „dass  der  Richter  eine  Anzahl  Gemeindegenossen,  bei 
welchen  er  die  Kenntniss  der  fraglichen  Thatsachen  voraussetzen 
kann,  auf  Grund  eigener  Auswahl  vorlädt  und  ihnen  das  Ver- 
sprechen abnimint,  auf  die  von  ihm  zu  stellende  Frage  die 
Wahrheit  auszusagen.  Auf  dieses  Versprechen  hin  erfolgt  die 
richterliche  Fragestellung  (Imiuisitio),  welche  das  Thema  der 
Aussage  betrift’t  und  dem  ganzen  Verfahren  so  charakteristisch 
ist,  dass  es  davon  seine  Benennung  erhalten  hat“.  „Was  den 
Gegenstand  der  Imiuisitio  betrifft,  so  erstreckt  sich  ihr  Gebiet 
kaum  über  Grundbesitzstreitigkeiten  und  Statusjjrocesse  hinaus“. 
Ob  dafür  die  Inquisitio, angewandt  wurde,  das  hing  von  dem  Inqiii- 
sitionsiechte  der  Parthei  ab:  eigentlich  hatte  es  mir  der  fränkische 
König;  dann  aber  erhielten  es  alle,  welchen  es  der  König  durch 
Privilegium  verlieh,  insbesondere  die  kirchlichen  Anstalten, 
welche  im  Mnndium  des  Königs  standen. 

Hat  denn  nun  aber  dieses  Verfahren  auch  in  die  Zeit  der 
Salischen  Kaiser  hinein  gedauert? 

Dafür  liegen  zwei  unantastbare  Zeugnisse  vor. 

Da  Heinrich  II.  in  Bayern  Herzog  gewesen  war,  bevor  er 
König  wurde,  und  auch  als  König  noch  eine  Zeit  lang  das  Her- 
zogsamt weiter  verwaltet  hatte,  so  war  Unklarheit  darüber  ent- 
standen, was  in  Bayern  Königsgut  und  was  Herzogsgut  war."") 
Um  nun  das  Eigenthum  der  Krone  feststellen  zu  lassen,  beschloss 
der  Nachfolger  Heinrichs  II.,  Konrad  II.,  welcher  auch  sonst 
das  Bestreben  zeigt,  die  Reichsdomänen  zusammenzuhalten  und 
zu  mehren,"')  im  Jahre  1027  zu  Regensburg  „alle  Grafen  der 


'*)  Ich  folge  hier  ganz  den  liclitvollen  Ausführungen  Heinricli  liriinnors 
in  »einer  Sclirift  „Die  fhitstehnng  der  Schwnriterichte“  S.  S4  — 12ii. 

Vgl.  Waitz.  Verfassungsgeschichte  VIIl,  -’ll. 

‘'*1  Vgl.  liresslau,  .Juhrbiiclier  II,  3ö4— 364. 
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bayerischen  Provinz  und  ausg;ewählte  Beamte  (i-lcrfos  jiidices) 
durcli  einen  dem  König:  geleisteten  Eid  anzuhalten,  die  inner- 
halb dieser  Provinz  belegenen  Besitzungen  und  Güter,  welche 
ihres  Wissens  dem  Thron  seines  Reiclics  rechtsmilssig  zustunden, 
auf  eine  vermöge  eben  dieses  Eides  an  sie  öffentlich  gerichtete 
Frage  klar  und  bestimmt  anzugeben.  In  ähnlicher  Weise  be- 
fragte er  sic  auch  bezüglich  der  Städte,  welche  zur  Mark  dieser 
Provinz  gehörten,  wie  der  Abteien,  welche  gesetzmässiger  Freiheit 
geniessen  sollten.“"-)  Wenn  nun  auch  darüber  gestritten  worden 
ist.  was  das  für  eh'cti  judicrs  sind."*)  so  kann  es  nach  der  ganzen 
Art  des  imiuisitorischen  Verfahrens  nicht  zweifelhaft  .sein,  dass 
cs  Männer  waren,  welche  wegen  ihres  Sachverständnisses  aus- 
gewählt wurden. 

Das  zweite  Zcugniss  gehört  der  Zeit  Heinrichs  IV.  an. 


*'-)  Meichelbcck,  Hisforia  Frisiujrenäis  I,  I,  221:  plm-uit  oihikw  Hu- 
jonririie  itroriiirim  comilrn  et  eleetim  juiUer»  per  iKirrfimnitHin  repute  tiiliiiiimre. 
ut  posHrtaioiieH  rl  jtraeitia  iiilrn  enwlem  jiroeiiiviiim  nil«.  ipuir  iioriKMeiit  tut 
aoliiim  sui  imperii  Jure  perliiiere,  ernte)»  encrtDuenlo  pulitiee  iulerroiiiili  »xiui- 
freie  pro»io)tin>r»t.  Si)»iliter  rliit»)  ile  rieilnllbiie  mt  miirehiiim  ietiu»  pro- 
rioriiir  prrtinentibue,  nerno»  ilr  nbtmiüe  lripli»iii  tihertnie  uli  debeotibue  eo« 
ioten-oyoril,  Uebrigens  verzichtete  Koiiraii  II.  gerade  in  der  Sache,  «elchi- 
zu  dieser  werthvollen  Kunde  tielegeiiheit  gegeben  hat.  auf  die  Purcli- 
führung  des  inquisitorischen  Verfahrens. 

'-*)  liresslaii  a.  a.  O.  I,  214  Anm.  h berichtet,  das.s  Hirsch  (Jahrbücher 
Heinrichs  II.  Hand  I S.  70)  eleeli  judieee  mit  „gewillkürte  Kichler“  über- 
setzt. Kiezler  (Geschichte  Hayerns  I.  440)  .sie  als  „einen  Ausschuss  der 
Schöffen  und  V'iigte  de.s  Landes“  gedeutet  und  selbst  Kcscler  (in  der  Zeit- 
schrift fiirllochtsgeschichte  IX.  2,57)  sie  als  „Schöffen“  gefas.st  habe,  welcher 
Auffassung  sich  auch  liresslau  anschliesst;  Huchner  ^Geschichte  Hayerns 
III,  178)  dürfte  dem  richtigen  am  nächsten  gekommen  sein,  indem  er  „die 
zu  diesem  Geschäft  ausgewählteii  Richter“  überträgt;  am  wahrscheinlichsten 
ist  allerdings,  dass  Jude.)  hier  die  im  fränkischen  Staatsrecht  (vgl.  Dahn. 
Die  Könige  der  Germanen  VII,  2 S.  70.  77  und  VIII,  3 S.  39.  40)  und  im 
Kirchenrecht  übliche  allgemeine  Hedeutung  „Hoamter“  haben  soll,  wie  denn 
auch  in  der  Vita  Hennonis  (s.  das  oben  lolgeude  Zeugniss)  ein  bischöflicher 
Heamter  als  Sachkundiger  auftritt.  liresslau  irrt,  wenn  er  per  eaera)Hr»t u») 
reyate  wiedergiebt  mit  „auf  ihren  dem  Kaiser  geleisteten  Treueid“;  denn 
das  inquisitorische  Verfahren  erfordert  einen  besonders  für  das  vorliegende 
Geschäft  geschworenen  Eid. 
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In  dem  „Leben  des  Biscliofs  Benno  von  Osnabrück“'^)  wird 
erzälilt,  dass  der  Bischof  zur  Sicherung  seines  Seelenlieils  die 
Anlage  eines  Klosters  auf  einem  Borge  plante,  welcher  die 
zei-störte  Iburg  trug,  und  ihn  zunächst  von  seinen  Eigenthünicrn, 
den  Domherren,  eintauschte;  dann  heisst  es  weiter;  „Aber  es 
war  noch  ein  anderes  Hinderniss  vorhanden:  den  mit  Bäumen 
bestandenen  Berg  nahmen  die  Bauern  als  gemeine  Weide  in 
Ansitruch.  Da  nämlich  nach  der  Zerstörung  der  Burg  eine 
geraume  Zeit  verstrichen  war  und  bei  der  allgemeinen  Waften- 
ruhe  der  langandauernde  Friedenszustand  die  Unverschämtheit 
geboren  hatte,  so  verführte  er  nicht  allein  mächtige  Herren 
vom  Adel  zum  Friedensbruch  und  zu  aufrührerischen  Fehden, 
sondern  drückte  auch  dem  gemeinen  Volk  bäuerlichen  Standes 
die  Wafl’en  in  die  Hand  und  machte  es,  wie  das  schon  in  seiner 
Art  liegt,  anmassend.  Weil  ja  nun  die  Ergiebigkeit  jener 
Gegend  neben  vielen  anderen  Früchten  auch  Eicheln  in  üppiger 
Fülle  hervorbrachte,  ohne  dass  der  Berg  mit  seinem  dichten 
Waldbestande  seit  alten  Zeiten  von  den  umliegenden  sich  unter- 
schied, so  begannen  die  umwohnenden  Bauern,  wx'lche  hier 
Markgenossen  heissen,  ihre  Schweine  in  den  Bergforst  zu  treiben, 
seine  Eicheln  in  Säcken  fortzuschaffen  und  das  bischöfliche 
Eigenthum  als  gemeine  Xutzung  sich  anzueignen.  Als  aber 
der  zuständige  Vogt  Jlicne  machte,  ihrem  Treiben  sich  zu 
widersetzen  und  das  ihm  anvertrante  Gut  mit  Waffengewalt  zu 
wahren,  fügten  sich  jene  nicht,  sondern  beschimpften  ihn  schw'er 
und  zwangen  ihn,  nach  Osnabrück  zu  fliehen.  Als  diesen  Streich 
die  Ritter,  welche  damals  in  grosser  Zahl  um  den  Bischof 
waren,  nach  ihrer  Art  durch  einen  schleunigen  Anfall  zu  rächen 
sich  anschickten,  erklärte  ihnen  der  bedächtige  Bischof,  er 
wolle  mit  seinen  AVaffeu  diese  Beschimpfung  ahnden:  angethan 
mit  der  Stola,  belegte  er  sie  sogleich  in  der  Kirche  als  Räuber 
von  Kirchengut  mit  dem  Bann  und  drohte,  sie  gänzlich  aus 
der  kirchlichen  Gemeinschaft  auszuschliessen,  wenn  sie  nicht 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  nach  Kirchenrecht  Genug- 
thuung  leisten  würden.  Die  Baueiii  nun  betheuerten  ihre  Be- 


“j  Vita  liennonis  II.  epi.icopi  OsiiabnigeiisU,  auctore  Xorberto,  abbate 
Iburgenai,  von  Koger  Wilinans  in  den  JUi.  SS.  XII.  öS— S4  lierausgegeben. 
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reitwilligkeit,  nach  dem  gemeinen  Brauch  des  Landes  ihre 
Gerechtigkeit  durch  einen  Eid  zu  erhärten;  er  aber  schlug  sie 
mit  der  Erklärung:  da  dürfe  doch  er  weit  elier  ein  so  lange 
unangefochtenes  Eigenthum  kraft  des  Eides  seines  Vogtes  be- 
halten, als  jene  durch  einen  verwegenen  ^feineid  mit  Gewalt 
fremdes  Eigen  wegnehmen.  Nachdem  also  über  diese  Frage 
eine  Tagfahrt  anberaumt  war,  brachte  er  seinen  Vogt,  Namens 
Meginbald,  einen  rechtschaftenen  und  edlen  Mann,  welcher  noch 
heute  im  liöchstcn  (Leiscnalter  Vogt  in  Dissen  ist,  mit  zur  Stelle: 
dieser  bestieg  sofort  sein  Pferd,  nahm  einige  ortskundige  Männer 
zu  sich  und  umritt  dann  an  ihrer  Spitze  vor  den  Augen  einer  sehr 
grossen  um  den  Bischof  versammelten  Volksmenge  den  Berg; 
indem  er  dann  mit  eigener  Hand  schwor,  bestätigte  er  dem 
jetzigen  Bischof  und  allen  seinen  Nachfolgern  den  ganzen  durch 
seinen  Ritt  umschriebenen  Raum  zu  ewigem  Eigenthum:  der 
Landstrich,  welcher  hier  im  Volksmunde  Sündern  heisst,  weil 
er  ausschliesslich  zu  privater  Nutzung  aus  dem  allgemeinen 
(Jebrauch  ausscheidet,  sollte  für  alle  Zeiten  so  heissen  und  es 
auch  sein.“*^')  Also;  der  Bis<*hof  geht  auf  das  Erbieten  der 


Iv.  c.  (*.  19  p.  09:  Scil  et  attenim  ohntnhfitf  (juott  imnifnH  utpote 
nrborifniM  roitHtfum  tamputm  votnmuHC  pasntitm  viiittiane  pnie- 

sumerenf.  enim  tempore  jtosf  ftestruelum  rnsteUum  e.rocfo,  rnm  Jom 

fniliit  umlique  Hopitift  poci'*  ttiufhiue  prolijittv*  himoh ntinm  jteperiftHct,  mm  sofum 
potcutea  et  oohiles  tpueiem  rumpere  et  neditionihus  tlissiilere  persnoxit,  sed  ti 
riilipoi  ipmtbik  ct  ruxtiram  comliiiooem  armtirit  et  noennim  uTuin  xtut  more 
feeit  ettpidam.  ('um  cuim  (ilitpwiido  fertilitos  repiiuiem  int  am  eum  cetn'is 
rehuM  (um  ettnm  plftudium  uhertate  rtjdessef,  et  Jom  muuM  ixte  eu‘ antiquistthmt 
Hitu  simills  f'uixxct  vircumstoutihux  dematote  xilvuram , cirrummoueutes 
ruxtici^  quox  hie  ('ummurehitmex  oppetlnut.  poreos  suoh  hnv  immittere  fjUwdex^ 
(pic  saeeiü  axporUtre  et  rem  epixe<»pi  propriam  eummuui  iwiti  mnueipare 
eoei»eruiit,  Sed  eum  pruefeitua,  tpii  hie  pruexidetmt , muehimttioni  eorum 
ohxixtere  et  rem  vommisxom  etiam  armis  defendvre  rellet,  illi  non  ae<pticitvenieti 
magniH  eum  afj'ertum  itjuriiif  Osnahrmjum  usque  (mjtre  eompulcrunt»  ('um* 
que  id  mifitttXf  quorum  tune  iln  eum  epixvopo  evpia  xuo  more  festimito 

impetu  riudienre  puriiXHenty  prudenx  epii<eopux  suin  xe  urmix  hone  injuriam 
uleisci  veile  respondit,  ueeepfaque  stola.  eontinuo  eoa  in  ect'lesi(f  ut  7’erum 
erelexiiistirurum  inrasortN  hanno  liqnrit,  se  exrommunicaturum  illos  minatus, 
ntsi  tnfra  prttescripfum  termtnum  synoduli  Jure  mtisfueere  retlent.  Uuxtieox 
nutem  Juxtititnn  xunm  Jurumento  defendere  rette  profexxos  eommuni  hu,iutt 
reyiont.i  emixuetudtne,  ileeicit  dUenx.  xe  potiuf'  nm  tuuto  tempore  sine  ivntru* 
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Bauern,  ,nacli  dem  gemeinen  Braucli  des  Landes**^)  ihre  Ge- 
rechtigkeit durch  einen  Eid  zu  erhärten“,'*')  nicht  ein,  sondern 
lässt  auf  der  an  Ort  und  Stelle  anberauinten  Tagfahrt  von 
seinem  Vogt  und  einigen  anderen  kundigen  Männern  durch  Um- 
ritt die  Ausdehnung  des  streitigen  Gebietes  feststellen  und 
dnreh  Eid  das  Eigenthum  des  Osnabrücker  Bisthums  daran  be- 
weisen; ein  Urthcil  wird  darum  niebt  ausdrücklich  angegeben, 
weil  es  mit  der  beschworenen  Aussage  der  ausgewählten  Sach- 
verständigen identisch  ist. 

Wenn  nun  der  Bischof  Benno,  welcher  das  Inquisitionsreeht 
nur  derivativ  haben  kann,'*'*)  es  ausübt,  um  ein  seinem  Bisthum 


tlivtiiinf  fiitHscssinti.  Jm'ntiitulo  ttiU'ittvIi  t*ui  rrtiniTe  tU'ln't'e,  ijittim  iUus  prtte- 
Muuijtiiotu'  pri’juhi  vitilriittr  pnssi'sst*tnt’s  tfhxtnihn'f  (iliniuH.  Ittn/uf  suptr 
hat-  re  ilie  rotieftliitOf  fiilritefttum  ituHtiiie  Meifintnihhim,  t/ni  ailhiie  in  extrtma 
seHcetute  ti/iuil  />ismtin  eet  (tflroeaUe'f»  humtt  /ii'ohuH  et  tuthtlie^  eeeHiii  mttUiaetj 
qui  ittieo  eqito  ftseetteo.  seeitttique  qttihusilum  tiH-i  hiyus  peritis  tirtHitnipf ifi, 
itutj-imit  popnti  m\ittitiuUtie  eutu  episeopu  efHitfrei/iitit  jirtteseiile,  ip<e prtieeeilentt 
uioiileiii  eitTiimiril  lohimijite  simliinii,  i/iiml  Ime  iimltitn  ileniqiiarertit,  ipse 
proprio  jitritii-1  loiiini  epismpo  proexeoti  Kidmpte  sitmvtorihuH  oelernn 
jtosseMsioiie  firmorit  et,  ipioit  hie  ri</</o  Sueiiiler  eipjiellolur,  eu  ipioil  seoreiim 
prirolo  usiii  sejioriltlim  o eomoiuiii  homioum  ulilileite  seieriiil, 

neternoliler  roeari  et  exse  eoostitiiit.  llciuricli  Ulmnnn  hat  das  Vonliiiisl 
auf  die.«e  .Stelle  aiil'merksaui  gemacht  zu  halien  in  .«einer  Aiiaeinander.setznng 
„Zum  VerstSndniäs  der  aiichsischcn  Erhellung  unter  Heinrich  IV.“,  welche 
unter  den  „Historischen  .\uf.«iitzcn,  dem  Andenken  von  (ieorg  Waitz  ge- 
widmet" ISHC  8.  ll!t  ff.  sich  findet. 

'*•)  In  der  auf  den  lüscliof  gehenden  Stelle:  Ilu-itieon  iiuteiii  Justitiom 

utioiii  Jormiieiito  itefeiolere  rette prof'esHo»,  cumiiiHiii  hujiui  rei/ioiiis  roiieiieln'liiie 
ileririt  ilicetis  rte.  hat  das  Komma  L’llnmnn  arge  Schwierigkeit  veruräaeht, 
weil  es  das  Verfahren  des  Ki.schofs  als  gemeinen  Hrauch  des  Eandes  er- 
scheinen lässt:  es  ist  aber  hinter  pro/ifsns  zu  streichen  und  vor  ileririt  zu 
setzen:  denn  die  von  einem  Herausgeher  üeliehte  Interpunction  kann  doch 
nicht  als  sacrosanct  angeseheu  werden  1 

“t)  Vgl.  Sachsen-Spiegel  I,  l.'i  § 1. 

'*‘1  Das  königliche  Mundiuin  der  fränkischen  Zeit  wird  in  der  .Salier- 
Zeit  bis  auf  Gregor  VII.  ersetzt  durch  die  Heclitsübcrzeugung:  Kirchengut 
ist  Reichsgut;  man  vergleiche  z.  li.  die  in  der  .Salier-Zeit  entstandene  Ge- 
schichte des  Bisthums  Cambray,  nach  welcher  die  Kaiser  nicht  bloss  die 
Histhiimer  als  Ge.schenke  ihrer  Gnade  vergeben,  sondern  auch  über  die  Be- 
stellung der  mittelbaren  Achte  entscheiden  (Heldenlieder  II.  95.  90),  und 
die  gleichfalls  um  die  Jlittc  des  elften  .labi  hiiuderts  geschriebene  Chronik 
des  Klosters  St.  Gallen,  nach  welcher  das  ganze  Kloster  mit  seiner  ge- 
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entfremdetes  Gelände  zu  revindiciren,  um  wie  viel  mehr  ist  das 
Verfahren  für  die  Revindication  des  Reichsgutes  in  Sachsen 
dem  König  heizumessen,  welchem  das  Inquisitionsrecht  originär 
zustand!®*) 


sammtcn  Habe  Eiiccntlmm  des  Kiinig»  ist.  „Denn  als  der  Abt  Hiircbard 
der  Königin  einen  goldenen  Kelcli  aus  dein  Kirelienscbatze  verbeisst.  falls 
sie  die  Rückgabe  der  „dem  Staatssebatze'"  Ottos  zugesproebeneu  Abtei 
Pfiiicrs  an  St.  Hallen  auswirke,  weist  sie  es  mit  dem  liedeuten  zurück, 
dass  sowohl  der  Kelch  wie  St.  Gallen  .im  Rechte  des  Königs  stehen“; 
und  der  Abt  muss  in  der  That  Klostergut  an  die  ihm  bezeiobneten  Mannen 
austhun.  ohne  darum  befragt  zu  werden,  ob  sie  ihm  genehm  sind  oder  nicht“ 
(Heldenlieder  II.  104.  1051.  Naclj  dem  Grundsätze,  dass,  wer  eine  Kirche 
mit  Gütern  ansstattet,  darauf  den  massgebenden  Einfluss  behält,  übten  noch 
die  beiden  ersten  Salier  unbestritten  als  Patrone  aller  reichskirchlichcn  An- 
stalten auch  ein  unbeschränktes  Besetzungsrecht  der  kirchlichen  Aeniter; 
das  ist  von  Balderich  in  den  Gesta  Alberonis  (MG.  SS.  VIII.  243)  klipp 
und  klar  ausgesprochen:  A tempore  Karoti  impernlori»  unriur  ml  tcmpurn 
Ih  nrici  iiiijierdloris  tercii  reyes  oh  siin  merihi,  ytihi  nuii  heiicfieiiii  (WiptinhoHl 
et  ilefemahant  eeeleeiaii,  e~c  ronceeeione  Romanorum  pontifirum  inreetiturae 
epiacoiHituum  ihihant  et  eceleshtrum  inroriilentiam  yerelmnt. 

Meyer  von  Knonau  tadelt  mit  rnrecht  rimaun.  indem  er  (.lahr- 
bücher  II,  M64)  urtboilt:  .Jeilenfalls  ist  es  durchaus  nicht  gestaltet,  etwa 
ein  einzelnes  Argument , welches  nur  Lambert  — Bruno  dagegen 
nicht  — enthält,  unter  Hinweis  auf  Lambert  mit  grösserem  Nachdruck 
hervorzuheben  und  zur  (Iharakteristik  der  Sachlage  zu  verwenden“;  denn 
schon  der  sogenannte  Lambert  spricht,  wie  Meyer  selber  ungiebt  S.  «.">8, 
wiederholt  von  den  patrimon/n  nohia  per  rim  neu  per  enlumniam  erepta, 
und  such  Bruno  berichtet  entsprechendes,  z.  B.  (K.  26  p.  16.  17)  dass  in 
der  Versammlung  zu  Wormsleben  der  Bischof  Burchard  von  llalberstadt 
geklagt  habe:  »/Hin  prneAin  et(Jus<hiin  nohilia  riri  . . . re.r  aibi  uhatuliaaet 

injuate,  und  der  Markgraf  Dedi  Beschwerde  geführt  habe  ile  praediia  ml 
ae  jure  pertineniibua  aibi  per  injuriam  ablatia,  und  (K.  42  p.  27)  dass 
der  Erzbischof  Werner  von  Magdeburg  an  seinen  Mainzer  Amtsbruder  über 
Heinrich  IV.  geschrieben  habe:  aeniiier  noa  iiiaolito  more  quaerehat 

opprimere:  bona  noatra  nobia  eripere.  Meyer  scheint  mir  dann  aber  in 
unlöslichen  Widerspruch  mit  seinem  Tadel  zu  gerathen.  wenn  er  doch  das 
inquisitorische  Verfahren  seitens  des  Königs  gelten  lässt  (S.  864  Aura.  10: 
.Das  ist  als  eine  sehr  leicht  ganz  richtige  Combination  völlig  znzngebcn“) 
und  mit  Dieffenbacher  nur  die  von  l’lraann  dem  Worte  calumnia  zuge- 
sprochene Bedeutung  „chicanöse  Reclilsanwendung“  ablehnt.  Der  Grund 
für  diese  Ablehnung,  welchen  Meyer  von  Dieflfenbacher  übernimmt:  „denn 
Lambert  brauchte  für  die  gleiche  Sache,  zu  deren  Nennung  er  die  Wendung 
per  caluniniain  herauzog,  ein  anderes  Jlal  den  Ausdruck  ainc  leyitima  <lia- 
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Es  ist  begi-eiflidi,  dass  dieses  Verfaliren,  welches  jeden 
Gegenbeweis  scbleclitliin  ausschliesst,  die  furchtbarste  Erbitterung 
in  Sachsen  erweckte,  dass  die  dadurch  von  Haus  und  Hof  ver- 
triebenen Freien  und  die  dadurch  in  den  früheren  Stand  der 
Unfreiheit  Zurückversetzten  schrieen:  sie  seien  ohne  die  gesetzliche 
Verhandlung  (.liiic  lenitima  di.nii.<i<ionc),  durch  Gewalt  oder  durch 
chicanöse  Kechtsverdrehuug  (pir  rim  i<(  it  jur  calutimiam)  ihrer 
früheren  voitheilhafteren  Stellung  beraubt;  und  noch  begreitllicher 
wird  ihre  Erbitterung,  wenn  mau  bedenkt,  dass  sie  die  absolute 
Geltung  ihres  heimischen  Processverfahrens  von  Heinrich  II. 
und  Konrad  II.  ausdrücklich  gew'ährleistet  erhalten  hatten  und 
von  Heinrich  IV^  des  nämlichen  Zugeständnisses  sich  mindestens 
versahen,  nachdem  ihre  Fürsten  mit  anderen  Fürsten  ihm  nur 
unter  der  Bedingung  gehuldigt  hatten,  dass  er  ein  gerechter  König 
sein  würde,'*')  — denn  schon  aus  einem  Vergleich  der  Zurückhaltung 
Heinrichs  II.  und  Kourads  II.  mit  dem  Vorgehen  Heinrichs  IV. 
gegen  die  Sachsen  ergiebt  sich,  dass  jener  von  Heinrich  II.  und 
Konrad  II.  anerkannte  „gesetzliche  Vorbehalt“  nichts  anderes 
bedeutete  als  die  von  beiden  übernommene  Verpflichtung,  zu  ihren 
Gunsten  keine  Verschiebung  der  Besitz-  und  Statusverhältnisse 
in  Sachsen  vermittelst  des  inquisitorischen  Verfahrens  herbei- 
zuführen. 

Dies  Ergebniss  wird  bestätigt,  wenn  man  nunmehr  das  zweite 
und  dritte  sächsische  Vorrecht  des  Sachsen-Spiegels  betrachtet. 


cungioiie“,  ist  zu  äusserlicli  uii<i  darum  nicht  stichhaltig;  der  letzte  Ausdruck 
ist  nämlich  nicht,  wie  Dioffonbacher  will,  .ohne  jedes  l’roeessverfahren“  zu 
übersetzen,  sondern  .ohne  da.s  nach  sächsischem  Uecht  allein  zulässige  Ver- 
fahren“, und  in  der  Nichtbefolgung  desselben  bestand  eben  die  ralunniin. 

Hamit  deckt  sich  dio  Reclilfertigung,  welche  Otto  von  Nordheim 
für  die  sächsische  Empörung  in  der  Versammlung  zu  Wormsleben  aus- 
spricht (Bruno  K.  25  p.  16):  sein  Widerstand  gehe  nun  cunlrn  reyem,  setl 
cunira  injustum  mear  lihcrtnlis  rrejilorent,  und  poch  deutlicher  wird  die 
königliche  Eigenschaft  der  tlerechtigkeit  mit  der  Achtung  vor  den  sächsischen 
Rechten  gleichgesetzt  in  der  Erklärung,  welche  die  Sachsen  an  Heinrich  IV. 
vor  ihrem  Abfall  gelangen  lassen  (Hamperti  opera  p.  152):  Sncraniento  se 
ei  /ident  dixi.ise,  aed  s<  . . . juatc,  si  teyitinie,  ai  niure  mnjuruin  reltua 
moderttnl nr,  si  axium  cuiquc  urdinein,  suam  diynitateni,  auas  legea  tataa 
inv  iolutaaniie  manerc  j/at  cret  ur. 
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Da  um  die  Anerkenmuig  dieser  V'orrechte  in  dem  grossen 
Sachsen-Kriege  unter  Heinrich  IV.  nacli  dem  nnverwertiiclien 
Zeugniss  der  Nienburger  Jahrbücher  gekämpft  worden  ist,"')  so 
ist  nach  den  gepflogenen  Erörterungen  das  zweite  Vorrecht: 
„dass  ein  Sachse  von  jeglicher  Verpfliclitung,  welche  er 
nicht  vor  Gericht  übernommen  hat,  und  wisse  man  auch  noch 
dai'um,  mit  seinem  Eide  loskommt  und  von  niemandem  mit 
einem  Zeugniss  überführt  werden  kann“, 

das  Palladium  der  sächsischen  Freiheit  gegen  die  bedrohliche 
übertriebene  Anschauung  Heinrichs  IV.:  „Die  Sachsen  seien  ja 
alle  unfreien  Standes“,  und  gegen  die  Folgerungen,  welche  er 
daraus  zog,  indem  er  sie  in  Botschaften  anfuhr;  „Weshalb  sie 
ihm  ihrem  Geburtsstande  gemäss  nicht  Kiiechtesdicnste  leisteten 
und  von  ihren  Einkünften  seinem  Fiscus  zinsten“  — : indem  die 
Sachsen  nur  diejenigen  Pflichten  anerkannten,  welche  sic  vor 
Gericht  auf  sich  genommen,  schoben  sie  gegen  alle  Ansprüche 
des  Reichsoberhauptes  zunächst  dasGerichtszeugniss;  ward  dieses 
günstig  tür  den  Landsmann,'^)  d.  h.  dahin  abgegeben,  dass  er 
zu  den  beanspruchten  Leistungen  gerichtlich  sich  nicht  verpflichtet 
habe,  dann  brauchte  er  nur  noch  sich  selber  frei  zu  schwüren. 


Xaebdom  diese»  Zeugniss  in  den  Vordergrninl  gerückt  ist.  wird  es 
klar,  dass  der  sogenamite  Lambert  eigentlii-h  dasselbe  sagt,  wenn  er  die 
.Sachsen  das  (oben  Amu,  57  erwähnte)  Verlangen  au  Uoiurich  IV.  stellen 
läs.st:  junjuruiiituiH  <hl,  quud  leijitimit  yriili  iioulrae  n jiriiiiin  It'in- 
jinrihnn  coiinl  i I u tu  mimqnam  diitiri'jin  hifriiiijirc  iiiulintiir;  denn  die 
teyilimti  n jiriiiiin  tetiiporilmn  conxlitula  sind  eben  diu  von  den  Sachsen  auf 
Karl  den  Grossen  zurückgcfilhrteu  Vorrechte,  welche  der  Sacliscn-Sliiegel 
im  IS.  Artikel  des  1.  Huches  verzeichnet;  es  ist  leider  nur  nicht  möglich 
gewesen,  ohne  die  Anleitung  des  Nienburger  Annalisten  diese  Angabe  als 
die  wesentlichste  aus  der  Darstellung  des  sogenannten  Lambert  heraus- 
zuerkennen. 

7^)  Lamperti  opera  p.  147. 

7^)  Man  vergleiche  die  Kriirteruug  Brunner»  a.  a,  U.  S.  HO  über  die 
Massregcln  zum  Schutze  derjenigen,  welche  für  den  Fiscus  ausgesagt  hatten; 
denn  e»  kam  vor,  „dass  nicht  selten  die  Gemeindegenossen  in  geschlossenem 
V'erbanile  für  das  Interesse  des  Gemeindemitglied»  oder  der  ganzen  Ge- 
meinde gegen  den  Fiscus  einstanden,  sodass  nach  ordentlichem  Zeugenver- 
fahren, welches  keinen  rechtlichen  Zwang  zum  Gemeindezeuguis»  kannte 
der  Fiscus  heweislos  gewesen  wäre.“  Leber  das  Gerichtszeugniss  vgl, 
Iläncl  a.  a.  0.  S.  62— Sl.  <J1. 
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um  jeder  weiteren  Behelligung,  etwa  durch  das  inquisitorische 
Verfahren,  zu  entgehen. ’■*) 

Und  wenn  nun  das  Gerichtszeugniss  gegen  den  beklagten 
Sachsen  ausfiel? 

Auf  diesen  gewiss  seltenen  Fall  ist  oft’enbar  das  dritte 
Vorrecht  berechnet: 

„Kein  im  Königsgericht  innerhalb  Sachsens  gefundenes 
Urtheil  ist  so  rechtsbeständig,  dass  es  nicht  von  einem  Sachsen 
gescholten  werden  könnte:  zieht  er  es  an  seine  Schwerthand 
und  an  die  grössere  Menge  und  bekämpft  er  es  selbsiebent  gegen 
andere  sieben,  so  hat  die  Parthei  gewonnen,  von  welcher  die 
meisten  Kämpfer  gesiegt  haben“. 

Das  will  besagen:  nachdem  selbst  im  Königsgericht  eine 
Verurtheilung  erfolgt  war,  blieb  dem  unterlegenen  Sachsen  noch 
eine  Auskunft  Vorbehalten:  er  durfte  das  Urtheil  schelten  und 
durch  gerichtlichen  Zweikampf  eine  erwünschte  Entscheidung 
herbeizuführen  versuchen.  — 

Die  Auseinandersetzung  hat  mithin  ergeben,  dass  das  erste 
sächsische  Vorrecht  den  Schutz  sächsischer  Vermögen  gegen 
die  Ansprüche  uicht-vollsächsischer  Erben,  insbesondere  Hinter- 
bliebener schwäbischer  mit  Sächsinnen  verheiratheter  Reichs- 
miuisterialeu  bezweckt,  dass  das  zweite  wie  das  dritte  Vorrecht 
auf  die  Wahrung  sächsischer  Freiheit  und  sächsischen  Besitzes 
gegen  die  Revindicationen  der  Krone  abzielt,  und  dass  alle  drei 
Vorrechte  einheitlicli  sind  nicht  nur  in  der  von  ihnen  ver- 
ursachten Benachtheiligung,  indem  sie  auf  Kosten  der  Krone 
und  ihrer  Dienstmannschaft  gehen,  sondern  auch  in  ihrem 
Mittel,  indem  sie  das  königliche  Imiuisitionsrecht  lähmen  oder 
aufhebeii;  denn  einerseits  musste  der  König,  an  sich  zur  Be- 


■<)  E»  konnte  wohl  befremden,  dass  unter  den  sächsisclien  Vorrechten 
keines  die  Behauptung  der  von  den  Sachsen  besessenen  — nach  des  Königs 
Anschauung  fiscalischen  — Güter  betrift't;  da  indessen  in  der  Regel,  wie 
die  von  Heinrich  IV.  gegen  die  Sachsen  erhoheneu  Vorwürfe  (s.  oben) 
zeigen . der  Streit  sich  drehte  uni  Leistungen  siichsischer  Dicnstleute, 
welche  die  Bewirthschaftung  der  Keich.«güter  anvertraut  erhalten,  dieselben 
aber  im  Laufe  der  Zeit  sich  angeeignet  hatten,  so  war  oöenbar  nach 
sächsischer  Auffassung  durch  die  V'erneinung  der  Krage  nach  der  am  Gute 
haftenden  Ijcistungspflicht  zugleich  das  Eigenthum  ilaran  entschieden. 
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Schirmung  ungerecht  enterbter  Wittweii  und  Waisen  verjifUchtot, 
jedenfalls  dann  ihnen  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen  besonders 
geneigt  sein,  wenn  es  Hinterbliebene  königlicher  Ministerialen 
waren,  und  andererseits  war  das  iminisitorische  Verfahren  unter 
allen  Umständen  als  dasjenige  Proeessinittel  vorgesehen,  durch 
welches  das  gekränkte  Recht  Schutzloser  zur  Heilung  gebracht 
werden  sollte.^^) 

Die  Anseinandei’setzniig  hat  ferner  ergeben,  dass  das 
Reichsüberhanpt,  welchem  diese  Vorrechte  abgedrnngen  wurden, 
nicht  Karl  der  Grosse  war  — er  ist  otfensichtlich  nur  in  Folge 
der  allgemeinen  Neigung,  in  ihrem  Ursiirung  dunkle  Rechtssätze 
auf  ihn  znrnckzutührcu,''*)  oder  auch  in  der  Absicht,  die  Sätze 
möglichst  alt  ei-scheinen  zu  lassen,  genannt  worden  — , sondern 
Heinrich  II.,  und  dass  die  drei  Vorrechte,  von  welchen  das 
erste  dem  engherzigen  Stammesparticnlarismns  alter  Zeit  durch- 
aus entspricht  und  schon  früher  sich  geltend  zu  machen  ver- 
sucht haben  kann,  in  ihrer  antiliscalisciien  Bedeutung  auf  dem 
Tage  zu  Frosa  im  Februar  oder  März  1002  unter  den  säch- 
sischen Grossen  vereinbart  und  dann  zuerst  am  25.  Juli  desselben 
Jahres  von  dem  Reichsoberhauiit  gewährleistet  worden  sind; 
dass  die  drei  Vorrechte  auch  von  Koiirad  II.  bestätigt,  von 
Heinrich  III.  nud  Heinrich  IV.  aber  nicht  anerkannt  wurden 
und  so  den  Sachsen-Krieg  veraulassten,  welcher,  von  den  Sachsen 
siegreich  geführt,  schliesslich  10S5  auch  dem  Kaiser  Heinrich  IV. 
die  Anerkennung  abnöthigte. 

Wer  die  erstaunliche  Lebenskraft  des  Rechtes  kennt,") 
wird  kaum  der  Annahme  geneigt  sein,  dass  die  drei  Vorrechte, 


'*)  Nach  Brunnt'r  a.  a.  O.  S.  10t.  lOä  hatte  auch  iler  oriteiitlicho 
Richter  ein  Imiuisitionsverfalireii  durclizufuhren,  „wemi  Wittweu,  Waisen 
oder  homiiifji  mimus  jwteiitfs  im  Volks^erichtc  als  l’artheien  auftreteri 
mussten.* 

Vgl.  Stohbe  B.  a.  ü.  1,  3ät). 

")  Jacob  Grimm  sagt  ^Deutsche  Rechtsalterthümcr  S.  IX  i:  .Niemand 
hat  es  bis  jetzt  für  unkritisch  aus<;egeben,  dass  bei  Erläuterung  der  alten 
Gesetze  die  Germania  des  Tacitus  zu  Hilfe  genommen  wird,  ungeachtet 
zwischen  beiden  tinellen  einlialbtau.send  Jalire  liegt.  .Vus  gleichem  Grunde 
müssen  die  alten  Gesetze  ihrerseits  wiederum  gebraucht  wenlen  für  fünf- 
hundert Jahre  jüngere  Urkunden  des  Mittelalters,  diese  für  die  Weisthümer.“ 
l'nd  R Sohm  bemerkt  (Die  altdeutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung 
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nachdem  sie  im  Eiiddrittel  dos  elften  Jahrhunderts  eine  wahr- 
haft entscheidende  Rolle  in  der  deutschen  Geschichte  gespielt 
hatten,  schon  unpraktisch  geworden  waren,  als  sic  zn  Anfang 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  im  Sachsen-Spiegel  aufgezeichnet 
wurden.  Dagegen  spricht  auch  die  allgemeine  Erwägung,  dass 
selbst  nach  dem  Erlöschen  des  Salischen  Herrscherhauses  jeder 
neu  antretende  König  durch  Geldnoth  in  die  Versuchung  geführt 
werden  konnte,  die  von  Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  im 
Sachsen  - Lande  betriebenen  Revindicationen  auch  seinerseits 
vorzunehmen  und  dadurch  Vermögen  und  Freiheit  vieler  Sachsen 
zn  gefährden ; und  es  ist  auch  gerade  ans  dem  Anfangsdrittel 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  eine  Nachricht  auf  uns  gekommen, 
welche  ausdrücklich  besagt,  dass  Otto  IV.  auf  dem  Reichstage 
zu  Frankfurt  im  Jahre  1208  die  von  Karl  dem  Grossen  her- 
rührenden Rechte  zu  beobachten  und  zu  halten  geschworen  habe."'*) 
Wenn  diese  Darlegungen  richtig  sind,  dann  ist  durch  sie 
auch  ein  historisches  Problem  gelöst,  mit  welchem  man  sich 
bisher  ohne  genügenden  Erfolg  beschäftigt  hat:  die  Gründe  des 
Sachsen-Krieges  zn  ermitteln.™)  So  sehr  die  Wichtigkeit  dieser 
Ejwche  deutscher  Kaisergescliichte  zu  immer  neuen  Versuchen 
anspomtc  — denn  das  stetig  mehr  verarmende  deutsche  König- 
thum wurde  durch  den  Sachsen-Krieg  endgiltig  von  seinem  besten 
Nährboden,  dem  Sachsen-Lande  und  dem  der  Besiedelung  harrenden. 


1.  S.  XVII):  .Die  t^uelleii  der  fränkischen  Zeit,  geben  an  einer  Reihe  von 
Stellen  unmittelbar  den  Commentar  zu  den  Sätzen  des  Sachsen-Spiegels.“ 
™)  In  der  von  Georg  Waitz  (Hannover  ISSO)  heransgogebenen  Chronica 
regia  Coloniensis  (Annales  maxinii  Colonienses)  heisst  es  p.  ; /hi  nx 
jtrimu,  deiitde  ixteri  ijriiirijßcii  juraiit  tiniiam  purem  tcn-iic  muriijiw  serrniidum, 
omms  iiijwitue  exatlioiie«  reeliißilittm  ilejmiiendiie,  umnia  et  tarn  Jura  a 
Karolo  Miiynu  iiislituta  (theerraiula  et  tencmla. 

Für  diesen  Zweck  habe  ich  schon  in  dem  1S96  erschienenen  zweiten 
Bande  meines  Werkes  „Heldenlieder  der  deutschen  Kaiserzeit“  S.  3s'J— f07 
den  IS.  Artikel  im  I.  Buch  des  .Sachsen-Spiegels  heraugezogen,  aber  damals 
auch  noch  nicht  den  wichtigen  Bericht  der  Nienburger  Jahrbücher  gekannt; 
nachdem  ich  ihn  wiederentdeckt  und  darin  eine  erfreuliche  Bestätigung 
meiner  Auffassung  gefunden  hatte,  erschien  es  mir  unnmgänglich,  nun  noch 
einmal  die  ganze  Frage  iin  Zusammenhänge  als  Beitrag  zur  Erläuterung  des 
Sachsen-Spiegels  zu  entwickeln,  znmal  ich  einige  Ergänzungen  und  Be- 
richtigungen zu  geben  in  der  Lage  war. 

Onntllaeb,  Karl  der  GroMO  im  SaebteD^Bpie^eU  3 
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in  ungeniessencFenio  sich  erstreckenden  Slavcn- Lande,  abpedrängt 
und  damit  genüthigt,  die  eigentlich  nationale  Aufgabe  jener  Zeit, 
die  segensreichste  That  des  deutschen  Volkes  im  Mittelalter, 
die  Erdeutschung  des  slavischen  (Ostens  dem  Fiirstenthnin  zu 
überlassen;  — da  man  dem  Berichte  des  sogenannten  Tjanibert 
auss(;hlaggebendon  Werth  beimass,  so  ist  die  fast  ganz  auf  ihn 
gegründete  Darstellung  Wilhelm  von  Giesebrechts  recht  mangel- 
haft ausgefallen:’*')  und  auch  Georg  Waitz,  mit  welchem  Gerold 
Meyer  von  Knonau  im  wesentlichen  übcreinstinimt,  hat  nicht 
Klarheit  in  die  verwoirenen  Angaben  des  Hersfelder  AnualisUm 
zu  bringen  vermocht."')  sodass  man  schliesslich  an  der  Lösung 


''')  G<*.-<chiclite  der  deiitgchen  Kaiserzeit  fll,  272—270. 

Waitz  iiiissert  sicti  in  der  „Deutsclien  Verfaasungsgcscliielite"  VIII, 
-129—431  also:  „In  Sachsen  verfolKte  Heinrich  IV.  Auaiiriiche.  die.  soviel 
erhellt,  wenigsten»  zum  Tbeil  nicht  ohne  Hcrechtignug  waren,  die  er  aber 
einseitig  übertrieb,  zu  deren  Geltendmachung  er  Jlasaregeln  ergriff,  die 
eine  tiefe  und  allgemeine  Unzufriedenheit  nicht  bloss  hei  den  Gro.ssen,  auch 
bei  dem  V’olke  erregten.  Handelte  e»  »ich  die.sem  gegenüber  um  Abgaben, 
die  von  dem  Grund  und  Hoden  verlangt  wurden  und  die  jedenfalls  in  dem 
Umfange,  wie  sie  Heinrich  forderte,  hisher  nicht  gezahlt  waren,  dazu  um 
Dienste,  welche  die  Hesatzungen  neu  errichteter  Hurgen  am  H.arz  forderten, 
im  Fortgang  de»  Streites  um  Behauptungen,  weh-he  die  Freiheit  einzelner 
oder  gar  des  Volkes  überhaupt  in  Frage  stellten,  alle  Angehörige  des 
Stammes  als  abhängigen,  knechtischen  Standes  bezeichneten,  so  scheint  cs, 
das»  gegen  die  Gros.sen  Hechte  des  Ucichs  au  Besitzungen,  die  sie  als 
Eigengnt  betrachteten,  geltend  gemacht  werden  sollten,  sei  es,  dass  dieselben 
au»  dem  Nachlass  di‘r  Oltouen  an  die  einheimischen  Familien  gekoimnen, 
Oller  da.ss  in  der  Zeit,  da  die  Könige  den  norddentscheu  Angelegenheiten 
ferner  gestanden,  auch  wirkliches  Keichsgat  mit  den  .•Vemtern.  in  deren 
Bezirk  es  lag,  in  Besitz  genommen,  auch  in  der  Zeit  der  Mindeijährigkeit 
des  Königs  weitere  Uebergriffe  begangen  waren.  Heinrich  mochte  alte, 
aber  zweifelhafte  Befugnisse  für  sich  haben;  die  Sachsen  glaubten,  für  den 
Besitz,  in  dem  sie  w.areu,  eintreteu  zu  sollen,  behaupteten  auch  für  ein  altes 
Hecht  zu  kämpfen.  Dass  einem  Herzog  sächsischer  Herkunft  Bayern  ge- 
nommen war,  dass  dem  letzten  Billuuger.  der  sich  jenem  angeschlusseii.  das 
väterliche  Herzogthum  vorenthalten  ward,  dass  später  Bisthüraer  und  Graf- 
schaften den  Inhabern  entzogen  und  auf  andere  übertragen  werden  sollten, 
gab  dem  Kampf  einen  mehr  persönlichen,  aber  nur  um  so  leidenschaft- 
licheren Charakter“.  Wenn  auch  Waitz  manchen  Zug  in  diesem  Bilde  richtig 
getroffen  hat,  so  hat  er  doch,  wie  ich  gezeigt  zu  haben  glaube,  zu  seinem 
Schaden  verabsäumt,  das  Verhältuiss  früherer  deutscher  Herrscher  zu  den 
Sachsen  und  vor  allem  das  eigenthümliche  sächsische  Erb-  und  1‘roccssrecht 
zu  beachten. 
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der  ganzen  Aufgabe  verzweifelte’^’)  — und  so  hat  denn  auch  zur 
Bewältigung  des  Problems,  welches  mit  den  bisher  gebräuchlichen 
Mitteln  der  historischen  Forschung  in  der  That  nicht  vollständig 
zu  erledigen  war,  die  juristische  Forschung  das  beste  beigetragen. 


Harry  Bresslau  sagt  in  den  .Jahresberichten  der  (Teschichts- 
wisseuschaft*  IX.  Jahrgang  ISSö  (.Berlin  iss«)  II,  46:  .Zu  voller  Sicher- 
heit Uber  diese  Dinge  wird  bei  der  Beschaffenheit  unserer  (Quellen,  von 
denen  keine  lediglich  die  Wahrheit  sagt  oder  sagen  will,  und  deren  ein- 
gehendste, Lamberts  Geschichtswerk,  abgesehen  von  der  tendenziösen  Art  der 
Darstellung,  namentlich  durch  den  phrasenhaft-rhetorischen  Charakter  der- 
selben. dnrch  falsches  Fragmatisiren  nnd  durch  die  Gewohnheit  des  Autors, 
seine  Cuiubinatioueu  als  Thatsachen  vorzutragen,  in  ihrem  Wertlie  beein- 
trächtigt wird,  kaum  Jemals  zu  gelangen  sein.“ 
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Wildas  (grundlegendes  Werk;  ^Das  Strafrecht  der 
Germanen“  hat  seine  Fortsetzung  für  das  deutsclie  Mittelalter, 
die  es  zu  einer  umfassenden  Darstellung  der  Geschichte  des 
deutschen  Strafrechts  vervollständigten  sollte,  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  nicht  erhalten.  Zwar  hat  eine  K(‘ihe  verdienter 
Foi-scher  — ich  nenne  nur  üsenbrüggen,  Hälschner,  John. 
Frauenstädt,  Knaiij)  — in  Kinzeldarstellungen,  die  bald 
geringere,  bald  umfangreichere  Kechtsgebiete  behandeln, 
eine  ansehnliche  .Masse  schätzbaren  Materials  der  Wissenschaft 
erschlossen,  doch  nach  wie  vor  mangcdt  die  kundige  Hand,  der 
es  gelänge,  den  vorhandenen  Hau.stotf  zum  einheitlichen  Werke 
zusammenzufQgen. 

Einen  Stein  zu  diesem  Baue  und  gleichzeitig  einen  Beitrag 
zur  Geschichte  meiner  Vaterstadt  S|»eier  zu  liefern,  ist  der 
Zweck  der  vorliegenden  Arbeit. 

In  der  Art  der  Behandlung,  vor  allem  in  der  Anordnung 
des  Stoffes,  habe  ich  mich  dabei  im  allgemeinen  an  Knapps 
vortreffliche  Darstellung  des  alten  Nürnberger  Kiiminalrechts 
angeschlossen,  ohne  mich  jedoch  mit  umständlichen  V'ergleichen 
zu  befassen,  die  den  an  nnd  für  sich  recht  beträchtlichen  Umfang 
meiner  Abhandlung  noch  mehr  vergrossert  hätten.  Ans  dem 
gleichen  Grunde  musste  eine  ursprünglich  beabsichtigte  kurze 
Darstellung  des  Strafverfahrens,  wenigstens  des  vor  Einführung 
des  Inquisitiousprozesses  in  Geltung  gewesenen,  unterbleiben. 
Nur  gelegentlich  wurden  auf  interessante  Bestimmungen  alt- 
pfälzischer Weistümer  sowie  des  verwandten  Wormser  und 
Mainzer  Strafrechts  kurze  Streiflichter  geworfen. 

Im  Interesse  der  Klarheit  der  einzelnen  Abschnitte  und 
der  Uebereichtlichkeit  des  Ganzen  wurde  von  Verweisungen 
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nahezu  völlig  abgesehen:  Wiederholungen  waren  daher  un- 
vermeidlich. Besonders  erschwerend  wirkte  bei  der  Bearbeitung 
der  nahezu  vollständige  Mangel  aller  in  das  Gebiet  der  Ab- 
handlung einschlägigen  Vorarbeiten.  Fenier  hatte  der  wechselnde 
Reichtum  der  Quellen,  die  hier  Material  im  Ueberflusse  liefern, 
dort  spärlicher  fliessen  und  wieder  auf  andern  Gebieten  völlig 
zu  versiegen  drohen,  eine  gewisse  Ungleichmässigkeit  in  der 
Behandlung  der  einzelnen  Abschnitte  zur  notwendigen  Folge. 
Insbesondere  musste  die  allzu  geringe  Berücksichtigung  des  sub- 
jektiven Verbrechensthatbestandes  in  den  wortkargen  Achtbuch- 
einträgen der  älteren  Zeit  sich  in  der  Darstellung  gewisser 
Partien  des  allgemeinen  Teils  empfindlich  bemerkbar  machen, 
eine  Wirkung,  die  auch  die  grössere  Mannigfaltigkeit  des  späteren 
Epochen  entstammenden  Materials  nicht  völlig  zu  paralysieren 
vermochte. 

Trotzdem,  glaube  ich,  wird  es  dem  kundigen  Leser  nicht 
schwer  sein,  von  der  Strafgesetzgebung  und  Stralrechtspflegc 
der  Stadt  Speier  in  der  reichsstädtischen  Zeit  aus  dem 
Gebotenen  ein  klares  Bild  zu  gewinnen. 

Zum  Schlüsse  sei  mir  verstauet,  meinem  hochverehrteu 
Lehrer,  dem  o.  ö.  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  München, 
Herrn  Hofrat  Dr.  von  Amira,  sowie  Herrn  Kreis-  und  Stadt- 
archivar Dr.  J.  Mayerhofer  in  Speier  für  so  manche  Anregung, 
Förderung  und  Belehrung,  ferner  der  Verwaltung  der  Stadt 
Speier,  insbesondere  Herrn  Bürgermeister  Ph.  Serr,  für 
Gestattung  der  Archivbenützung  und  endlich  dem  Bibliothekar 
und  Konservator  am  germanischen  Nationalmuseum  zu  Nürn- 
berg, Herrn  Dr.  Th.  Hamjie,  sowie  dem  Bibliothekar  des 
k.  humanistischen  Gymnasiums  Speier,  Herrn  Professor  A.  N usch, 
für  gütige  Uebermittelung  der  benötigten  liiteratur  an  dieser 
Stelle  wärmsten  Dank  zu  sagen. 

Fürth,  im  Frühjahr  inuo. 


Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


,lntvr  Oermanos  yuonduiii  celeberrima  Spira“. 

(SehAttiAo  Braat). 


Westgrenzwart  des  DeutsditnuisS  moehte  mit  Fug  die 
Siedelung  sicdi  nennen,  welche  die  Jsenieter  an  der  .Stelle  des 
keltischen  Noviomagus  im  .Mediomatrikerlande  gegründet  hatten. 
Uie  erste  Woge  der  gio.^seu  Vülkersturmllut  hatte  sie  unter 
den  Scharen  des  Heerkönigs  Ariovist  auf  das  linke  Kheinufer 
geworfen,  ohne  sie  — ebensowenig  wie  die  stammverwandten 
Vangionen  und  Tribokker  — bei  ihrem  Zurückebbeii  wieder 
mitzul'ühren.  Dem  Genius  C'äsars  und  der  Kampferfahrenheit 
seiner  Legionen  war  der  Germanen  todveraehtende  Tapferkeit 
erlegen;  doch  benützte  der  grosse  Körner  seinen  Sieg  nicht  zu 
völliger  Vernichtung  der  drei  links  des  Rheines  bereits  sesshall 
gewordenen  Stämme:  ihre  frische  Volkskraft  sollte  ihm  gegen 
das  Andrängen  der  rechtsrheinisi-hen  Germanen  ein  fe.steres 
Bollwerk  bilden,  als  es  bisher  die  wenig  zuverlässigen  Gallier 
gewesen  waren.  So  entstand  denn  inmitten  der  Nemetersiedelung 
ein  römisches  Kastell  und,  beglückt  durch  die  Segnungen 
römischer  Kultur  und  jahrhundertelanger  friedlicher  Ent- 
wickelung, gelaugte  die  junge  Stadt  zu  herrlicher  Blüte,  die 
erst  dann,  als  Stilico  die  römischen  Legionen  vom  Rheinesufer 
nach  Italien  abzuberufen  sich  veranlasst  sah,  durch  die  nun 
nicht  mehr  zurückgedämmte  Flut  der  germanischen  Wanderung 
und  durch  die  Hunnenseh wärme  Attilas  vernichtet  wurde. 

Erst  nachdem  der  Frankenstainm  durch  König  Chlodovechs 
entscheidenden  Sieg  über  die  Alamannen  bei  Tolbiacum  die 
Hegemonie  errungen  hatte,  begannen  auch  für  die  vielumkäm])fte 

Tli.  ätrAfr«obi  tler  freien  Keiob«»t.tdt  äpeier.  1 
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Nemoterstadt.  für  die  jetzt  aiudi  bereits  der  Name  Spira  in 
Urkunden  vorkonmit,  bessere  Zeiten;  in  vielen  Jahren  dauernden 
Friedens  vermochte  sie  sich  von  all  den  erlittenen  Schlägen 
wieder  völlig  zu  erholen. 

Schon  mit  Beginn  dieser  Ei»che  hatte  die  fiänkische 
Staatsverfassung  und  -Verwaltung  ihren  Einzug  gehalten;  als 
Vorort  des  Speiergaus  war  Speier  Sitz  eines  Grafen,  der  im 
Namen  des  Königs  die  höchsten  militärischen  und  administrativen 
Funktionen  übte  und  als  Vertreter  seines  Herrn  des  Richter- 
amtes  waltete. 

Seit  Beginn  des  siebenten  Jahrhunderts  ist  das  schon  längst 
christianisierte  Speier  zudem  nachweislich  Sitz  eines  Bischofs, 
wenn  wir  auch,  wozu  wir  wohl  genügenden  (irund  besitzen,  den 
Bischof  Je  SS  e,  der  angeblich  schon  um  das  Jahr  348  zu  Speier 
residiert  haben  soll,  ins  Reich  der  Sage  verweisen.’) 

In  der  späteren  Zeit  nun  macht  sich  sehr  bald  und  in 
weitester  Ausdehnung  die  Tendenz  bemerkbar,  durch  Exemtionen 
und  Immunitätsprivilegien  zugunsten  der  Kirche  den  Macht- 
bereich der  Königsgrafen  einzuschränken. 

Waren  schon  die  Merwingenkönige  bestrebt  gewesen,  durch 
Befreiung  der  Kirche  von  allen  öffentlichen  Lasten,  von  Friedens- 
geld, Steuer  und  Heerbann,  sich  Gott  und  den  Heiligen  wohl- 
geiällig  zu  erweisen,-)  hatte  Karl  der  Grosse  wie  schon  seine 
Vorfahren  den  Ertrag  dieser  Abgaben,  der  früher  zur  Füllung 
der  königlichen  Kassen  bestimmt  war,  dem  Bischof  und  seiner 
Kirche  überwiesen,”)  so  verfolgte  vor  allem  die  noch  kirclien- 


')  Ander»  Kernling,  Gesclitchte  der  Hischöt'e  zu  Speyer  Kd.  I,  S. 

*)  Privileg  König  Cbildericbs  II.  (c.  6B4— 666)  für  die  Domkirebe 
unter  Kieebof  Dragobodo;  .ut  uullus  iudex  publicu»  ex  tisro  no»tro  in 
curtis  ecelesic  »ne,  ubivunijuc  babere  dignoscitur,  freda  nec  »tbopha  nec 
berebanno  recipere  nee  requirere  non  presumat,  (et),  »ieut  diiimus,  ipsi 
bomines  ecelosie  »ub  omni  emunitate  debeant  eonsistere  vel  rcsidere*. 
(Uilgard,  Urkunden  zur  öesebiebte  der  Stadt  Speyer  ,S.  2). 

*)  Privileg  Karl»  d.  Gr.  (782)  für  die  Domkirche  unter  Kischof 
Fraido:  „ . . ut  nullu»  iudex  publicu»  de  curtis  predicte  ecclosie  Neme- 
tense  nec  freda  nec  stopha  nec  berebanno  eiigere  non  presumant,  sed 
quantumeumque  ad  partem  fisci  nostri  reddere  debuerunt,  ipse  pontifei 
suaque  ecclesia  ex  nostra  munificencia  valeat  habere  concessum  et  indultum“ 
(Uilgard  a.  a.  U.  ,S.  3). 
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freundlicliere  Politik  der  Sadisenkaiser  das  Ziel,  den  geistlichen 
Grossen  die  Ausübung  weltlicher  Hoheitsrechte  auf  Kosten  der 
Königsgrafen  in  weitestem  Umfang  zu  übertragen. 

Ja  die  Grafen  selbst,  die  solche  Hoheitsrechte  offenbar 
schon  zur  Zeit  der  Ottonen  zum  Teil  nicht  mehr  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Köuigsbeamte,  sondern  ans  eigenem  Recht  be- 
sassen  und  daher  auch  wieder  andern  zu  verleihen  befugt  waren, 
beschenkten  in  jener  Zeit  mitunter  mit  vei-schwenderischster 
Freigebigkeit  die  Kirchen  ihres  Territoriums,  um  durch  solche 
Gaben  „Gottes  Huld  zu  gewinnen  und  dereinst  hundertfältigen 
Lohn  zu  ernten''.') 

So  schenkte  Kaiser  Ottos  des  Grossen  Eiilain,  der  spätere 
Lothringerherzog  Konrad  der  Rote,  Graf  im  Woruisfeld,  im 
Nahe-  und  Si)eiergau,  ‘.OB,  neun  Jahre  bevor  in  der  Lechfeld- 
schlacht  ein  Ungarnpfeil  seinem  Heldenleben  ein  Ziel  setzte, 
dem  Speierer  Bischof  Reginbald  I.  seine  .sämtlichen  Hörigen, 
das  Münzrecht,  das,  wie  er  sagt,  ihm  ganz  zu  eigen  gehörte, 
verschiedene  Finanzhoheitsrechte  und  endlich  auch  einen  Teil 
der  Polizei-  und  Richtergewalt,  nämlich  das  Recht,  Hiebe  zu 
fangen  und,  was  bei  ihnen  an  gestohlenem  Gut  sich  fände,  für 
sich  zu  behalten,  ein  Recht,  das  seine  Vorfahren  kraft  könig- 
licher Verleihung  geübt  hätten,  und  das  ihm  selbst  „in  proprie- 
tatem  hereditatis“  zugelällen  sei.'-) 

Noch  wichtiger  ist  ein  Freiheitsbrief,  durch  welchen  im 
.Jahre  ii(>9  Kaiser  Otto  der  Grosse  selbst  dem  Bischof 
Ottkar  die  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  und 
der  Vorstadt  verlieh  und  verfügte,  dass  in  dem  genannten  Be- 
zirke kein  Graf  oder  sonstiger  Inhaber  der  öffentlichen  Richter- 
gewalt ausser  dem  Vogte  der  Kirche  der  Gottesgebärerin 
Maria  kraft  königlichen  Befehls  oder  Zugeständnisses  öffentlich 
Gericht  zu  halten  sich  mehr  anmassen  dürfe;  gleichzeitig  be- 


’J  ,1'iiusquisiiue  eteuiin  nostrum  ux  nladone  fiilcüum  intelli;;eiuli) 
cogiiuücil,  si  «liquid  de  re  propria  ad  luca  .sanetoniiu  i rädere  eupilml^,  eleriia 
iiobi«  premia  den  rcinuiierante  uon  dee.«se,  qiii  dicit,  ceiitiiplmn  ueiipietis  et 
viiaiu  cteruain  possidebilis"  (llilgard  S.  SJ. 

'■‘j  Uilgard  S.  3 ff. 

!• 
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stätigte  und  erweiterte  der  Kaiser  die  Immunität  der  Kirche.') 
Otto  III.  dehnte  389  die  ausscliliessliche  Gerichtsbarkeit  des 
Bischofs  aucli  auf  die  „marca,  quae  eidem  urbi  adiaceus 
est“  aus. 

Damit  war  der  Königsgraf  in  der  Stadt  jeder  Richtergewalt 
entsetzt;  der  Bischof  war  alleiniger  Träger  der  Ge- 
richtsbarkeit im  Stadtbezirke,  er  war  selbst  Stadtgraf 
geworden. 

Von  nun  an  übt  also  die  Gerichtsbarkeit  der  Bischof, 
jedoch  ebensowenig  wie  vorher  der  Gaugraf  aus  eigener  Macht, 
sondern  als  Vertreter  des  Königs,  aus  desseu  Hand  sein  Vogt 
die  Bannleihe  empfing. 

Da  die  Kirche  kraft  kanonischer  Vorschrift  sich  mit  dem 
Blutbann  nicht  selbst  befassen  durfte  — „ecclesia  non  sitit 
sanguinem“  — so  Hess  ihn  der  Bischof  durch  den  Vogt  als 
seinen  Stellvertreter  verwalten.  Dieser  präsidierte  selbst  im 
Hochgericht,  während  sein  Unterbeamter,  der  Schultheiss,  im 
Niedergericht  den  Vorsitz  führte. 

In  älteren  Urkunden  kommt  für  den  A^ogt  auch  die  Be- 
zeichnung i)i  aefectus  urbi  s (Burggraf)  vor,  so  dass  der  Ge- 
danke nahe  liegt,  dass  eine  Zeit  lang  die  Burgvogtei,  d.  h.  der 
militärische  Oberbefehl  in  der  Stadt,  die  Stadtvogtei  und  die 
Schirmvogtei  über  die  Kirche  in  einer  Hand  vereinigt  waren.'-') 


')  llilKuril  8.  j t'.  .,111  iiullus  comes  rel  ullus  publicus  iuilex  ex  iinli- 
dariii  |Hitcstate  aut  aliqiia  cuiuslibet  puteatatis  i;;iiuta  perauna.  iiiai  aulus 
ailvocatHs  t'amüic  saiicte  dei  genetricis  Marie,  in  civitate  Spira  vel  Neineta 
Tocata,  aut  foris  murmn  eiusitem  civitatis,  idest  in  villa  Spini,  ijuc  eidem  urbi 
adiaeens  est,  imllus  ex  iussioiie  et  eoncessiono  iiostra  deinceps  piiblicns 
placitus  presumat  habere-  etc.;  eine  Bestätigung  dieses  Privilegs  durch 
Kaiser  Otto  II.  von  U74  (Hilgard  S.  6)  hat  „iiit'ra  aut  in  cireuitu  extra 
civitatem  Spira  sou  Xemeta  iiumupatam“;  im  Privileg  Ottos  III.  von  OSO 
heisst  es:  ,iufra  civitatem  Spira  seu  Nemcta  vocatam  aut  in  cirenitu  extra 
civitatem,  idest  in  villa  Spira  et  in  marca,  quae  eidem  urbi  adiacons  est“ 
Hilgard  S.  7);  ebenso  die  Freiheitsbriefe  Heinrichs  II.  von  1003 
(Hilgard  8.  8)  nndKonrads  II.  von  1027  (Hilga  rd  8.  0);  HeinrichlV. 
fügt  (1061)  noch  bei:  „sive  in  aliis  eius  pertinentiis“  (Hilgard  S.  11). 

“O  vgl.  Arnold,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte  Bd.  I, 
S.  83  ff.,  120  ff.;  Schaube,  Zur  Rnlsfehnng  der  .Stadtverfassung  von 
Worms,  Speier  und  Mainz  8.  57. 


Digitized  by  Google 


5 


Von  der  Mitte  des  12.  Jalirliunderts  an  verschwindet 
übrigens  dieser  ancli  vorher  nnr  s])ärlicli  erwähnte  praefectus 
urbis  völlig  aus  den  Urkunden  ; der  Gerichtshalter  im  Hoch- 
gericht erscheint  nun  immer  unter  dem  Namen  Vogt,  advocatus, 
während  der  Vorsitzende  des  Niedergerichtes  als  Schultheiss, 
scultetus,  auch  tribunus  (episcopi)  bezeichnet  wird.') 

Im  Laufe  der  Zeit  erweiterten  sich  jedoch  die  richterlichen 
und  polizeilichen  Befugnisse  des  Schult  heissen  auf  Kosten  des 
dem  Vogte  zustehenden  Machtbereiches  ganz  bedeutend;  1265 
finden  wir  ihn  neben  dem  Vogt,  ja  sogar  vor  diesem  genannt, 
als  Mitvorsitzenden  im  Hochgericht  im  Prozesse  gegen  die 
Hochverräter  Voltzo,  Hartmud  und  Cunrad;-)  ja  es  ist  nicht 
unwahi-scheinlich,  dass  er  den  Vogt  schliesslich  ganz  aus  seiner 
Stellung  als  ei-ster  Stadtrichter  verdrängt  hat.’) 

Die  Gerichtsbeamten  wählte  der  Bischof  aus  der  Zahl 
seiner  Ministerialen  und  später  aus  den  altfreieii  Stadtbürgern; 
auch  die  Urteilsfinder  im  Stadtgerichte  waren  zum  Teil 
Ministerialen,  später  aber  dei'  Mehrzahl  nach  vollfreie  Bürger. 

Ein  so  besetztes  Gericht  mochte  dem  Bischof  zu  einer 
Zeit,  wo  schon  das  Aufstreben  der  jungen  Stadtgemeinde  seiner 
Herrschaft  mit  den  ei-sten  Erschütterungen  drohte,  oft  nicht 
ganz  zuverlässig  erscheinen  und  ihn  veranlassen,  das  Verfahren 
gegen  einen  Stadtbürger  lieber  vor  einem  Gerichte  seines  Land- 
bezirkes anhängig  zu  machen.  Solchen  Bestrebungen  setzte 
aber  schon  1111  Speiers  gro.sser  Wohlthäter,  Kaiser  Heinrich  V., 
ein  Ziel,  indem  er  die  Verpflichtung  der  Bürger,  überall  inner- 
halb des  Gaus  vor  dem  Vogtgerichte  zu  Recht  zu  stehen, 


')  .\rnold  a.  a.  O.  Bil.  I,  S.  83  ff.,  Schaube  a.  a.  0.  S.  58.  60. 
In  einem  Privileg  Heinrichs  IV.  von  1101  emprängt  der  tribunus,  der 
dort  neben  dem  piaefeetus  urbis  erwähnt  wird,  die  Frevelbusse  bei  Körper- 
verletzungen und  erscheint  berechtigt,  Verhaftungen  vornelnuen  zu  lassen 
(Hilgard  S.  16  f.). 

*)  „nostris  iudicibus.  videlicet  Elbewino  Xigro  sculteto  et  Marquardo 
dicto  Lamhesbuch  advoeato  nostro  iudicio  presidentibus  et  aliis  nostris 
civibuB  in  publico  consistorio  sentencias  proterentibns*  (Hilgard  S.  84). 

5)  .Vrnold  a.  a.  O.  1.  .S  350.  .Schaube  a.  a.  (.1.  S.  6o.  Kau,  Ko- 
gimentsverfassung  1,  8.  13. 
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aul'lloh  und  damit  einon  aiisscldiessiliclien  Gerichtsstand  der 
Stadtbürger  vor  dem  Stadtgerichte  begründete.') 

Bald  krönte  ein  noch  bedeutsamerer  Eifolg  das  Ringen 
der  Stadtgenieinde  um  rnabhängigkeit  von  der  bischötlichen 
Gewalt;  der  Staufer  Heinrich  VI.  verlieh,  und  Philipi» 
von  Schwaben  bestätigte  1 lUH  der  Bürgerschatt  das  Recht,  aus 
ihrer  Mitte  ein  städtisches  Regiment,  einen  Rat,  zu  wählen; 
„Preterea“,  so  heisst  es  im  letzterwähnten  Freiheitsbriefe,  „se- 
ciindum  ordinationein  H.  felicis  meinorie  imiieratoris  augusti, 
civitati  tarn  auctoritate  domini  regis  (Friedrichs  II.)  quam 
nostra  indulsimus,  ut  libertatem  habeat,  XII  ex  civibus  suis 
eligendi,  qui  per  iuramentum  ad  hoc  constringuntur,  ut  utiivei’si- 
tati  pront  melius  possint  et  sciant  provideant  et  eorum  con- 
silio  civitas  gubernctnr.“  Der  Bischof,  der  bisher  allein 
über  das  Wohl  und  Wehe  der  Stadt  entschieden  hatte,  war 
also  jetzt  verbunden,  bei  wichtigen  Regierungshandlungi'n  sich 
durch  die  neue  Verwaltungsbehörde  beraten  zu  lassen.*) 

Und  nun  traf  ein  vernichtender  Sto.ss  nach  dem  andern  die 
wankenden  .Mauern  des  bischöflichen  Herrschaftsgebäudes:  ein 
Hoheitsrecht  nach  dem  andern  entwand  der  machtvoll  ent- 
wickelte städtische  .\del  den  Händen  des  widerstrebenden 
Stadtherrn  und  gegen  Ende  des  i:i.  .Tahrhunderts  sehen  wir 
den  Rat  bereits  im  unbestrittenen  Besitze  der  hohen  Ge- 
richtsbarkeit. 

1280  mu.sste  sich  Bischof  Friedrich  von  Boianden  zu 
der  Erklärung  beiiuemen;  ^Contenti  etiam  esse  debemus  seii- 
tenciis.  qiias  iidem  consules  et  cives  Spirenses  profereut  nobis  sub 
sui  debito  iuranienti“. ')  1204  wurde  <lem  Bischof  schliesslich 

sein  Acmterbesetzungsrecht  entrissen:  die  Stadtämter  werden 


’)  .Volmmis  (ciaiii.  ut  iiulliis  civiuiu  iiostroruni  extra  urbis  ambitum 
advocati  sui  placitum  coj;atui'  nquireie.  Causam  in  livitate  iani  inccptain 
iioH  . . cpiscopus  aut  alia  potestas  »‘Xtra  civitatciii  ilelerniinari  compellat“ 
(H  ilgani  S.  19i. 

Dass  (Ho  Kinsotziiug  des  .Speioicr  Katos  niclit  wie  di(>s  ftüber 
allgoniciu  aiigenommou  wurde,  auf  II ein r ii  b V..  soiideru  auf  Heinrich  VI. 
zuriickzufiibreii  ist,  bat  Sebaube  Kutstebung  des  Speierer  Stadtraies 
Z(iO,  X.  F.  Hd.  1.  .S.  tlü  — .|(>l)  überzeugend  unebgewieaeu;  vgl.  II  ilgard 
S.  iU. 

llilgard  8.  loi. 
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von  mm  an  durcli  vom  Rate  {gewählte  Beamte  verwaltet, 
während  dem  Bischof  lediglich  das  Recht  der  Investitur,  ein 
Schatten  seiner  früheren  Macht,  verbleibt,')  Damit  hatte  die 
Gemeinde  dem  Bischof  die  Zügel  des  Stadtreginients  ans  der 
Hand  gerissen;  die  Stadt  war  zu  einem  freien  undunabhängigen 
Gemeinwesen  unter  eigener  Regierung  und  Verwaltung  empor- 
geblüht. 

Die  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  und  zwar  den 
Blutbann  wie  die  niedere  Gerichtsbarkeit  übte  der  Rat  durch 
ein  aus  vier  Mitgliedern  des  sitzenden  Rates  in  monatlichem 
Wechsel  gebildetes  Richterkollegium,  die  „Monatsrichter.“ 
Zum  erstenmal  geschieht  dieses  Gerichtes  in  dem  1304 
zwischen  den  Hausgenossen  und  Zünften  abgeschlossenen  Vertrag 
über  die  Ratsbesetzung  Erwähnung,  wenn  es  heisst:  „Also 

auch  were  daz  dehein  getat  geschehe,  die  der  stete  ere  rurte, 
so  sollent  die  rihtere  des  mandes  daz  vestecliche  rillten 
nach  des  gerilltes  relit,  also  der  brief  des  gerilltes  seit“.'-) 

Daraus  geht  hervor,  dass  schon  vor  1304  zu  Speier  be- 
schriebenes Recht  den  Erkenntnissen  der  Richter  zugrunde  ge- 
legen sein  muss:  denn  auch  die  Monatsrichterordnung  von  1314,*) 
die  erste  umfassende  strafrechtliche  Kodifikation,  die  wir  be- 
sitzen, spricht  hiervon  in  ihren  Eingangsworten: 

„Wir  die  rihtere,  der  rat  und  die  bürgere  gemeinliclie  von 
Spire  hant  mit  gemeinem  rate  und  mit  giiter  bedehtiglieit  daz 
gerihte,  daz  unser  altvordern  gesetzzet  und  gemäht  haut,  und 
den  brief,  der  dar  über  gemäht  ist,  genüwert  und  ge- 
bessert au  denie  sunnentage  nach  den  iiliiiigesten  da  mau 
zalte  von  gotes  gebürte  drüzehen  hundert  iar  in  deme  vierzeheii- 
den  iare,  also  hie  nach  geschriben  stat,  durch  daz  daz  fride 
und  zuht  under  uns  si.“ 

Die  Monatsrichterordnung  von  1314  enthält,  wie  bereits 
angedeutet  wurde,  eine  ziemlich  umfassende  Kodifikation  des  um 
die  Wende  des  13.  Jahrhunderts  zu  Speier  geltenden  materiellen 
Strafrechts,  dessen  einzelne  Bestimmungen  manchmal  eine 


')  vgl.  Arnold  1.  S.  303  ff.,  Scliaube,  tVoniis,  Spdor  und  Malm 
S.  05  u,  Anm.  2öl.  Rau  1,  S.  17  f. 

H il  gard  S.  17s. 

iii  Zukunft  litiert  ala  UKU.;  Hilgard  S.  21.') — 225. 
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auffallende  Aehnlichkeit  mit  »leichzeiti^^en  Gesetzgebungs- 
werken anderer  Territorien,  mit  der  Wormser  Einung  von  1287, 
der  Frankfurter  von  131  k,  vor  allem  aber  mit  dem  in  seinen 
Anfängen  ebenfalls  noch  in  das  13.  Jalirhundert  zurückreidienden 
Mainzer  Friedensbuehe  aufweisen. 

Es  ist  jedoch  vollständig  verlehlt,  wenn  Mo  ne')  aus  diesen 
sachlichen  Rerührungsimnkten  und  der  annähernd  gleichzeitigen 
Entstehungszeit  der  genannten  Kechtsanfzeichnungen  den  Schluss 
zieht,  dass  „das  patrizische  Regiment  durch  diese  Statute  die 
drohende  Gefahr  des  Umsturzes  abwenden  wollte,  und  das  nach- 
herige  Znnrtreginient  den  grössten  Teil  dieser  Statute  beibe- 
halten, erweitern  und  verschärfen  musste,  um  die  Fortdauer 
und  Wiederholung  solcher  Revolutionen  zu  unterdriieken.“ 

Nur  nebenbei  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  unwahr- 
scheinlich cs  ist,  dass  die  Zünfte  nach  ihrem  endlichen  Sieg 
über  die  Geschlechter  die  angeblich  odiosen  Restimmuugen.  die 
diese  letzteren  gerade  zum  Zwecke  ihrer  Unterdrückung  gegen 
sie  erlassen  hatten,  im  grossen  und  ganzen  anerkannt  und 
nach  Vornahme  einiger  sachdienlicher  Aenderungen  und  Ver- 
schärfungen-) nunmehr  zur  Niederhaltung  etwaiger  aufrühreiischer 
Restrebungen  des  unterlegenen  aristokratischen  Elementes  ver- 
wendet haben  sollten!  Von  einei’  solchen  politischen,  gegen  die. 
Zünfte  gerichteten  Tendenz  des  Gesetzes  lässt  sich  aber  in  der 
Monatsrichterordnung  auch  nicht  die  entfernteste  Spur  wahr- 
nehmen. Zwar  fehlen  nicht  Sainmungs-  und  Rinungsverbote, 
die  aber  ihre  Spitze  keineswegs  ausschliesslich  gegen  die  Zünfte 
richten,  sondern  überhaupt  die  Wahrung  der  ötfentlichen  Ord- 
nung und  Sicherheit  innerhalb  des  Mauerrings  bezwecken  und 
daher  in  einem  nmlassenden  Strafgesctzgebuugswerke  des  jungen 
Gemeinwesens  gar  nicht  fehlen  durften.-')  Uebrigens  sind  diese 


■)  Das  Frieiiensbucli  der  Stadt  Mainz,  ZtiO.  iid.  Vit.  S.  a — 2s. 

*)  Solche  sind  übrigens  für  .Speier  überhaupt  nicht  nnclnveishar! 

Mehr  als  diesen  Zweckgedanken  kann  ich  auch  aus  den  Kiuleitungs- 
Worten  des  Mainzer  Friedenabuches  nicht  entnehmen,  wenn  es  beisat,  das.a 
die  Friedenseinnng  gemacht  sei:  ,got  dem  almcchtigen  zi'i  lobe  und  zu  cren 
und  uiiseni  bürgern,  die  do  itzunt  zu  Mentze  wonent,  odir  in  künftigen 
zijten  da  aelhiat  wonende  werdent,  und  »nst  allen  und  iglichen  personell,  in 
waaK  wesena,  wirden  odir  eron  die  aint.  die  dieaea  friedena  begerende  weren 
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Bestiniimingen  ein  so  verschwindend  geringer  Teil  des  ganzen 
Stralgesetzes,  dass  ans  ihnen  allein,  seihst,  wenn  sie  deutlichere 
Si)iiren  des  Patrizierhasses  an  sich  trügen,  der  Schluss  noch 
nicht  gezogen  werden  kann,  dass  die  Niederwerfung  der  enipor- 
strehenden  zünftigen  Elemente  Urzweck  und  Entstehungsursache 
unserer  Gesetze  gewesen  sei.  hlndlich  ist  auch  das  zeitliche 
Zusanunentreflen  der  ltesi»rocheneu  Gesetzgebungswerke  mit  den 
von  den  Zünften  gegen  ilie  Geschlechterherrschaft  in  Szene 
gesetzten  Revolutionen  nicht  so  auffällig,  wie  es  Mone  vorkommt, 
da  weder  für  Speier  noch  für  Mainz  die  Entstehungszeit  der 
ältesten  unter  den  benannten  Kodifikationen  mit  Sicherheit 
nachgewiesen  werden  kann.  In  Speier  aber  erfolgte  der  von 
Mone  mit  der  Entstehung  der  MRO.  in  Zusammenhang  gebrachte 
Stui-z  der  G esc h 1 echter herrscha ft  erst  im  Jahre  während 

schon  zu  Ende  des  IJ.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das 
patrizische  Regiment  noch  keiner  besonderen  Sicherungsmassregeln 
gegen  demokratische  Bestrebungen  bedurfte,  ein  beschriebenes 
Recht  existiert  hat,')  das  dann  in  den  sjiäteren  Ausgaben  der 
Monatsrichterordnung  von  1314,  ISttä,  134f>,  1354  jeweils  er- 
gänzt, „gennwert  und  gebessert'^  wurde,  also  jedenfalls  nicht 
den  von  Mone  ihm  zuge.schriebenen  Entstehungsgrund  gehabt 
haben  kann.-) 

Thatsächlich  finden  die  mehl  benannten  Rechtsaufzeichnungeu 
ihre  Entstehungsursache  lediglich  in  dem  Bestreben  des  Stadt- 
regiments, die  neu  errungene  Gerichtsbarkeit  nach  festen  Normen 
und  Regeln  auszuüben  und  zu  diesem  Zwecke  die  be- 
stehenden Rechtsgewühnheiten  schriftlich  festzulegen  und  durch 
neue  Satzungen  zu  ergänzen,  um  so  eine  von  jeder  Willkür 
freie,  einheitliche  und  gerechte  Rechtsprechung  zu  erzielen. 
Es  war  dies  der  gleiche  Grund,  der  etwa  um  dieselbe  Zeit  iu 


odir  in  diesem  frieden  sin  wollent.  zu  tröste,  friede  und  itemaclie,  und  auch 
zu  vormiden  schaden,  yrrnnge  und  zweytraelit,  der  und  die  in  künftigen 
jaren  und  zijten  olferstecn  mochtent“  (Hone  a.  a.  ü.  S.  8). 

■)  S.  oben  S.  7. 

“)  Mone  konnte  freilich  eher  eine  tVechsclwirkung  zwischen  den  Zunft- 
rcvolutionen  und  den  tierichtsordnnngen  annehinen,  da  ihm  die  vor  1.S28 
liegenden  Redaktionen  der  MRU.,  auf  die  freilich  auch  die  von  Iltis  in 
ihren  Eiugaugsworieu  hinweist,  nicht  bekannt  waren. 
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so  vielen  anderen  Territorien  zur  Aufzeichnung  des  bestehenden 
Gewohnheitsrechtes  führte,  wo  von  solchen  politischen  Gegen- 
sätzen, wie  die  denen  Mone  die  Kntstehung  unserer  Gesetze 
zuschreibt,  von  vornherein  gar  keine  Kede  sein  konnte. 

In  den  Monatsrichterordnungen  von  1314—1354  erscheint 
als  einziges,  für  alle  von  der  MRO.  mit  Strafe  bedrohten  Un- 
gerichte  und  Frevel  ausschliesslich  zuständiges  Gericht  der 
schon  erwähnte  monatlich  w’echselnde  Ausschuss  des  sitzenden 
Rates,  das  aus  vier  Personen  bestellende  Kollegium  der  Monats- 
richter. 

Die  in  den  Monatsrichterordnungen  angeführten  Verbrechen 
sind  zum  grössten  Teile  mit  Geldstrafen  oder  zeitiger  Ver- 
weisung gebüsste  Frevel : daneben  finden  sich  aber  auch  schwerere 
Verfehlungen  Friedensbrüehe,  ja  sogar  der  Mord,  und  als  Ver- 
geltung für  diese  Delikte  neben  ewiger  Verbannung  das  Aus- 
peitschen, Handabhauen  und  die  Strafe  der  Räderung.') 

Dagegen  geschieht  einer  Anzahl  sehr  bedeutsamer  Ver- 
brechen, vor  allem  der  meisten  Ungerichte,  gar  keine  Kr- 
wähnung.  Abgesehen  von  den  Delikten,  die  als  Sünden  wider 
die  Gebote  Gottes  im  Komiietenzbereicho  des  bischönichen 
Sendgerichtes  lagen,  sind  es  vor  allem  diejenigen  straflmren 
Handlungen,  die  durch  die  Reich.sgesetze  und  besonders  die 
Landfrieden  eine  so  erschöpfende  Regelung  erfuhren,  dass  eine 
spezielle  Aufführung  dieser  Delikte  und  der  auf  ihre  Begehung 
gesetzten  Strafen  in  den  Speierer  Gerichtsbüchern  entbehrlich 
erscheinen  konnte. 

Diese  durch  die  Reichsgesetzgebung  getroftenen  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  haben  wohl  die  Monatsrichterordnungen 
im  Auge,  wenn  sie  im  Schlusspassus  noch  die  Bemerkung  an- 
fügen: „Diz  setzen  wir,  die  alten  reht  doch  allewege  behalten. 


')  Daraus  ergibt  sich  die  rnriclitigkeit  der  von  Boos  (rlifiiiisclie 
Städtekultur  Hd.  II,  S.  .304)  nufgc.stellteu  Ansicht,  dass  die  Monatsriebter 
nur  zur  Aburteilung  von  Polizeirergelicn,  von  Bagatellsachen,  mit  denen 
man  den  ganzen  Rat  nicht  mehr  behelligen  konnte,  zuständig  gewe.sen  seien. 
Richten  sie  doch  sogar  über  Leib  und  Leben  des  Mürders!  Erst  später 
änderten  sich,  wie  wir  sehen  werden,  die  Verhältnisse  in  dem  von  Boos  an- 
gedeuteten 8inne.  Soweit  die  in  der  MRO.  behandelten  Delikte  in  Frage 
stehen,  die  keineswegs  lediglich  Bagatelbsacben  sind,  ist  also  die  Zuständig- 
keit des  Rates  sekundäres,  nicht,  W'ie  Boos  auninimt,  primäres  Rechtsgebilde. 
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Dies  bestätigt  auch  der  füironist  Lelimann,  der  nach 
einer  Wiedergabe  der  MRO.  von  1328  sagt;  „Der  Leser  bat 
aus  vorgesatzteni  bescliriebenen  Gericht  der  Stadt  Spe3'r  zu 
spüren,  dass  viel  Fäll  sich  zutragen,  die  darinn  und  derselben 
Straft  nit  vermeldt.  In  solchen  hat  man  den  Teutschcn  Land- 
Rechten,  so  aus  den  Fränckischen  Gesetzen  mehrertheils  gezogen, 
im  Rath  und  Gericht  sich  gemäss  verhalten“.’)  Als  solche  im 
Speierer  Gerichtsgebrauch  anerkannte,  den  alten  „Land- 
Recliten“  entstammende  Normen  zählt  Lehmann  nun  eine  Reihe 
von  Bestimmungen  auf,  die,  wie  eine  nähere  Betrachtung  er- 
gibt, samt  und  sonders  — teilweise  freilich  mit  argen  Ver- 
stiiinmelungen  — nahezu  wörtlich  dem  Schwabenspiegel 
entnommen  sind.-)  Ob  diese  Sätze  wirklich  Speierer  Gerichts- 
gebrauch waren,  lä.sst  sich  nicht  nachweiseu,  da  Lehmann  die 
Quelle,  aus  der  er  seine  Behauptung  schöpfte,  nicht  nennt; 
jedenfalls  liefert  die  Praxis  der  Achtbücher  keinen  Beweis 
dafür,  dass  sie  sich  in  Speier  langer  Geltung  erfreuten. 

Nach  der  MRO.  sitzen  die  Monatsrichter  zu  Gericht  über 
solche  Missethaten,  die  in  ihrem  oder  dem  diesem  vorangegangenen 
Monat  durch  Rüge  oder  Klage  zur  Kenntnis  des  Gerichtes  ge- 
langt sind.  Ueber  weiter  zurückliegende  Delikte  sollen  sie  in 
der  Regel  nicht  richten,  doch  bildet  der  von  amtswegen  zu 
verfolgende  Totschlag  von  diesem  Grundsätze  eine  Ausnahme. ’) 

Gerichtstage  sind  Montag  und  Donnerstag  jeder  Woche; 
auch  an  Feiertagen  wird  Gericht  gehalten.  Ein  Richter,  der 
am  Gerichtstag  ausbleibt,  wird  straffällig,  wenn  er  sich  nicht 
mit  Krankheit  oder  Stadtabwesenheit  zu  entschuldigen  vermag. 
Stirbt  ein  Monat.srichter  innerhalb  seines  Amtsmonats,  so  sollen 
seine  .‘i  Kollegen,  — seit  134(1  jedoch  seine  1 4 Rat.sgesellen  — 
an  seiner  Statt  einen  vierten  Richter  kooptieren.^) 


')  Lehmann,  Speierer  Chronik  S iss'’,  289". 

S)  Es  handelt  sich  um  den  174.  Artikel  des  .Schwahen>piegels  (Lassherg 
S.  s:t  f.):  .Wie  man  iegeliche  schulde  rillten  sol  mit  dem  tode.“  In  der 
Lehmann'schen  Witalergahe  fehlen  nur  die  Itestimmungen  Uber  falsch  Hass 
und  Gewicht.  Notzucht,  reherhure  und  Friedensbruch  sowie  der  .Schluss  des 
Artikels,  der  von  Zauberei  und  „Vergift*  handelt  und  den  Richter,  der  dom 
Kläger  sein  Recht  verweigert,  mit  .Strafe  bedroht. 

*)  H i I g a r d S.  224  f . 

*)  ebenda. 
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Das  Urteil  wird  mit  Stiinmenmclirlieit  gelallt;  bei  Stimmen- 
gleichheit und,  wenn  die  Richter  ,sich  nit  versti'indent  zii 
rihtenne*^,  kommt  die  Sache  vor  das  Plenum  des  Rates.') 

Zweifelhalt  erscheint  es,  ob  die  in  der  Monatsrichterordiiung 
nicht  aufgeführfen  Delikte  Ubeihaupt  jemals  deren  Zustiindig- 
kcitssphäre  angehorten,  oder  ob  sie  zu  allen  Zeiten  von  dem 
ganzen  Rate  abgeurteilt  wurden.  Letzteres  ist  um  so  wahr- 
scheinlicher, als  sich  schon  in  der  frühesten  Zeit  das  Bestreben 
des  Rates  bemerkbar  macht,  besonders  wichtige  Sachen,  vor 
allem  die  üngerichte  und  unter  diesen  wieder  in  erster  Linie 
die  gegen  das  Heil  der  Stadt  und  den  Bestand  der  Obrigkeit 
gerichteten  Verbrechen  vor  sein  eigenes  Forum  zu  ziehen.  So 
wird  das  Plenum  des  Rates  schlie.sslich  zum  alleinigen  Träger 
der  hohen  Gerichtsbarkeit,  während  die  immer  mehr  deposse- 
dierten  Monatsrichter  zu  einem  Niedergei icht  in  Frcvelsachen 
herabsinken. 

Schon  ein  Ratsstatut  von  bestimmt-): 

„Ist  der  antzig  oder  die  sache,  daz  ez  für  die  mantrihtere 
hoeret  nach  dcz  mantgerihtes  buoches  sage,  so  sollen  ez  die 
mantrihtere,  die  danne  sinl,  rillten,  als  sie  darzuo  gesworn  haut: 
ist  der  antzig  aber  von  werte  oder  von  geselleschefte 
wegen  oder  von  andern  Sachen,  die  daz  mantgerihte  nit  an- 
tretfent,  so  sol  der  rat,  der  danne  ist,  so  in  die  sache  fur- 
kommet,  den  oder  die,  wer  die  sint,  die  bezigen  werdent,  für 
sich  heischen  und  besenden  und  die  sache  in  fnrlegen  und  sich 
daruf  lazzeii  verentwurten“.  Ist  dann  die  Sache  „swere  und 
treflich  gein  dem  i;ate  oder  gein  der  gemeinde“,  so  soll 
der  Rat  die  Sache  den  Zunftmeistern  vorlegen,  und  dann 
sowohl  diese  als  der  Rat  getrennt  darüber  beraten  und  be- 
schliessen,  dabei  aber  stets  bedacht  sein,  dass  den  Angc- 
schuldigten  „kein  unreht,  ubergrif  oder  kein  nidig  ungelimph 
geschehe  und  der  stat  ir  ere  ouch  behalten  und  fnrsehen  werde“. 
Es  handelt  sich  also  hier  offensichtlich  um  politische  Delikte, 


')  Hil(;ar<l  S.  2-J4,  .Vmu.  4. 

W,  llarster.  rrkundpii  zur  mittclnlterlielien  Verfassungssjescliicbte 
Sjieier»  (llitteiluiuceii  Bd.  XV,  S.  121;. 
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unter  denen  Beleidifjung  der  Obrigkeit  und  staatsgefährliche 
Verbindungen  besonderer  Hervorhebung  gewürdigt  werden. 

In  dem  gleichen  Statut  wird  dem  sitzenden  Rate  gestattet, 
bei  besonders  schwierigen,  reiflichster  Ueberlegung  bedürftigen 
Fragen  — wenn  die  geschworenen  Katsleute  „etzwanne  me 
rates  bedorften  in  unsere  stetde  Sachen“  — den  ausgegangenen 
und  den  vor  drei  .Jahren  im  Amte  gewesenen  Rat,  jeden  be- 
sonders oder  beide  zusammen,  zu  bescheiden  und  sich  durch  sie 
beraten  zu  lassen.’)  Derartige  Entscheidungen  mit  zweien 
oder  mit  dreien  Räten  finden  sich  des  öfteren  in  den  Acht- 
büchern. 

Vom  Jahre  1380  an  tritt  ein  regelmässiger  Wechsel  der 
ifonatsrichter  nicht  mehr  ein;-)  .seit  142!)  sind  sie  thatsächlieh,”) 
seit  1430  auch  verfassungsmässig  unter  dem  Namen  „Vier- 
richter“ ständiges  Kollegium,  indem  ein  Katsstatut  aus  dem 
letztgenannten  Jahre  verordnet: 

„Wir  setzen  ouch  vmb  die  vier  richter,  das  ein  iglichcr 
rat  iars,  so  er  ingehet,  des  sitzenden  rates  vier  redelich,  erber, 
vernünfftige  manne  kiesen  vnd  welen  sol,  die  das  gantz  iare 
vss  richten  sollen  vber  alles  das,  das  yn  geclaget  vnd  gerügt 
Wirt,  vnd  dar  über  sie  zu  richtend  hand  nach  lut  des  richtbuchs, 
als  ferre  sie  die  lute  des  ersten  dauon  gütlich  nycht  gewisen 
mogen“.^) 

Bevor  wir  nun  die  weitere  Entwickelung  ins  Auge  fassen, 
ist  es  erforderlich,  auf  die  wichtigsten  der  mit  den  genannten 
Gerichten  konkurrierenden  Sondergerichto  einen  Blick  zu 
werfen.  Können  wir  dabei  über  die  Gericlitsbaikeit  des  .Juden- 
rates, dem  für  gewisse  niedergerichtliche  Strafsachen  inner- 
halb der  .Judenschaft  eine  unbedeutende  Strafkompetenz  zustand,  ’) 
und  über  die  ebenfalls  nur  bei  Bagatell.sachen  innerhalb  des 
Zunftverbandes  zuständigen  Zunftgerichte”)  mit  einer  kurzen 


')  fbeuilii  S.  liü. 

\V.  Harster.  die  Veräiuleruii;;en  des  Zuiiltre^imeiits  iu  .Speier  bis 
zum  Ausgan;;  des  Milttlallers  (ZGO,  N.  F.  111,  .S.  Isi'. 
ebenda  S.  4‘.r>. 

*1  ebenda  S.  104  und  W.  11  ar  st  er,  Urkunden  a.  a.  O .S.  144. 

llilgard,  S.  371.  SOS,  4ut;  Amu.  l,  411,  43:i  f. 

'•)  vgl.  z.  B.  Hilgard  S.  304,  4U7. 
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Erwähnung  hinweggehen,  so  müssen  wir  bei  zwei  andern  Sjiezial- 
gerichten,  dem  Mnnzergericlit  und  dem  bischöflichen  Laiensend, 
etwas  länger  verweilen. 

1)  Das  Münzergericht.  Nach  dem  grossen  Freiheits- 
briefe, den  Kaiser  Ludwig  der  Bayer  im  Jahre  1330  unter 
goldener  Bulle  der  Münzerhausgenossenschaft  zu  Speiei  verlieh.') 
sollen  die  Münzer  — um  Schuld  und  Frevel  — vor  keinem 
andern  Richter  zu  Recht  zu  stehen  verptiiehtet  sein  ausser 
allein  vor  dem  jährlich  aus  ihrer  Mitte  von  ihnen  selbst  gewählten 
und  vom  Bischof  bestätigten  „magister  monetc“.'^)  Der  Münz- 
meister seinei'seits  hat  seinen  ausschliesslichen  Gerichtsstand 
vor  dem  ältesten  Hausgenossen,  üeberführung  eines  Münzers  in 
Frevelsachen  ist  nur  durch  das  sofortige  Zeugnis  dreier  Haus- 
genossen möglich,  andernfalls  vermag  er  sich  durch  Einhandseid 
von  jeder  Anschuldigung  zu  reinigen;  nur  bei  der  Totschlags- 
bezw.  Mordklage  ist  auch  das  Zeugnis  von  üntergenossen  zur 
l'eberführung  geeignet.  Wie  später  noch  auszuführen  sein 
wird,  stand  dem  Münzineister  auch  der  Blutbanu  Uber  die 
Fälscher  zu. 

In  den  Stürmen  der  Zunftrevolution  verlor  die  Hansge- 
nossenschafl  wie  fast  alle  ihre  Privilegien,  so  auch  ihren 
eximierten  Gerichtsstand  in  Strafsachen;  schon  am  Sylvestertage 


')  llilgard  S.  ai2  ff;  vgl.  zum  folgenden  auch  Eheberg,  die  Münzer- 
liauageiiosseii  von fSpoyer  (Züt).  Bd.  XXXll,  S.  4J4--47‘.r,  und  W.  Harster, 
Versuch  einer  .Spoierer  Miinzgeschichte,  .Mitteilungen,  lld.  X,  .S.  22  ff). 

*)  Schon  das  Zollweistuin  von  I24H  (UilgardS.  4SU)  spricht  von  dem 
Münzmeister,  „coram  quo  mouetarii  qui  dicuntur  hnsgenoz  deheut  et  non  alibi 
eonveniri.“  Das  Privileg  von  1330  gibt  dem  Münzer  das  Kecht,  jede  laidung 
vor  ein  anderes  als  das  Münzergericht  in  den  Wind  zu  schlagen,  es  sei  denn, 
dass  es  sich  um  Ablegung  eines  Zeugnisses  handelt.  Wird  claun  doch  ein 
Anspruch  gegen  ihn  erhoben,  so  kann  er  verlangen,  dass  die  Sache  vor  dem 
Milnzmeister  zum  Austrag  komme,  „qui  solus  et  nullus  alius  monetariorum 
iudex  conpetens  est  et  Ordinarius.“  Weiter  heisst  es:  ,.Item  quod  mouetarii 
coram  magistro  monete  ...  et  non  coram  aliquo  alio  iudice  soculari  tene- 
antur  vel  tenebuntur  de  sc  conquerentibus  de  iusticia  respondere,  cui  eeiam 
exercendi  ordinariam  iurisdictionem  conccdiinus  in  eosdem.  (llilgard 
S.  313  f.)  Trotz  der  sehr  allgemeinen  Aiisdrucksweise  der  Ipielleti  ist  hier 
doch  immer  nur  der  (iericlitsstand  für  Schuld-  und  Erevelklagen  gemeint; 
für  Ungerichte  der  .Münzer  gab  es  keinen  .Sondergerichlsstand.  Vgl.  auch 
Eh  ober  a.  a.  U.  S.  44b. 
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des  Jahres,  in  dem  ihnen  Ludwig  der  Bayer  den  erwähnten 
Freibrief  verliehen  liatte,  erkannte  das  nach  dem  Severinsanf- 
ruhr  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Schlichtung  aller 
strittigen  Ansprüche  berufene  vierzehnköpfige  Schiedsgericht: 
„Were  ez,  daz  ein  husgenüsze  detde  dehein  unfüge  oder  gewalt 
iemannc,  von  dem  sol  inan  rillten  als  von  einie  andern  burger, 
unde  mag  man  in  ouch  wol  bereden  iiinb  die  unftige  und  den 
gewalt  als  einen  andern  burger,  undo  als  daz  geriht  der  stetdc 
von  Spire  bestellet  unde  bescliribeii  ist  iiiide  gesworn  zii  haltenne, 
nnde  sol  in  da  vor  nitznit  schirmen“.*) 

ln  der  Verzichtserkläning  der  Hausgenossen  aut  den 
grössten  Teil  ihrer  Privilegien,  zu  der  sie  i:i4;t  von  der  Ziinft- 
herrschaft  gezwungen  wurden,  wird  zwar  das  Münzergericht 
ausdrücklich  aufrecht  erhalten,  jedoch  versagen  in  der  Folgezeit 
Rat  und  Richter  dem  Sondergerichtsstand  der  Münzer  in  Frevel- 
sachen in  allen  Fällen  ihre  Anerkennung.-) 

2)  Der  Laiensend. *)  Ks  i.st  genugsam  bekannt,  dass  die 
mittelalterliche  Kirche  die  ausschliessliche  Jurisdiktion  über 
diejenigen  Verbrechen  beanspruchte,  die,  von  ihrem  Standpunkt 
aus  betrachtet,  in  erster  Linie  als  Sünden  wider  Gott  strafbar 
erschienen. 

Diese  Gerichtsbaikeit  übten  die  bischofiiehen  Sendgerichte, 
in  Speier  ein  aus  12  Ratsherrn,  den  Geschworenen  „zu  der 
gotz  e“  (iiirati  ad  legem  dei),  gebildetes,  unter  dem  Vorsitze 
des  Offizials  — früher  wohl  des  Bischofs  selbst  — seines  Amtes 
waltendes  Richterkollegium.  Als  Rügegeschworene  fungierten 
33  zünftige  Leute  je  für  den  Bereich  ihrer  Zunft  und  1 2 Pfarrherrn, 
jeder  für  seine  Pfarrei  .■*)  Richter  und  Rügegeschworenc  leisteten 
den  Eid  in  die  Hände  des  Domprobstes.  Das  Sendgericht  tagt 
am  Montag  nach  St.  Nikolaustag,  wozu  die  Richter  und  Rüge- 


')  Hilgard  S.  33‘J. 

•)  Vgl.  W.  Harster,  rrkunilliche  Nacliricliteu  über  den  Ausgang  der 
Speierer  Hausgenosseuscliat't  ZGO.  Bd.  XXIV,  .S.  iH,  40  ff.). 

’)  Urk.  X.  3äi,  y;fO.  Kasz.  309,  370,  495  S|>.  .St.  -V.;  Kau  II,  S.  98  ff.; 
Arnold  II  S.  454,  \V  Harster,  Veränderungen  de.s  Zuiiftregimeiits .S.  48.5 ; 
\Vei.ss.  (iescliielite  der  Stadt  .Speier  S,  39. 

y Weiss  a.  a.  U hält  i|i«  i’lärrherrii  irrigerweise  für  Kichter  im 
Laiensend. 
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zeugen  vom  Erzpriester  im  Namen  des  Domprobstes  auf  ihren 
Eid  geladen  werden.  Nachdem  die  Identität  und  Vollzähligkeit 
der  Beteiligten  in  der  Domprobstei  vom  Offizial  kontrolliert 
worden,  geht  in  der  Domkirche  die  feierliche  Eröffnung  des  hl. 
Sends  vor  sich.  Die  erste  Sitzung  findet  in  der  Domprobstei  statt. 

Der  Offizial  lässt  einen  Rügegeschworenen  nach  dein  andern 
gesondert  vorrufen  und  fragt  ihn,  ob  er  für  seinen  Bezirk  etwas 
zu  rügen  habe ; die  Rügen  sind  in  das  Sendregister  einzutragen. 
Am  Stephanstag  findet  in  der  Pfarrkirche  zu  St.  Moriz  die 
zweite  Sitzung  statt;  am  Tage  der  unschuldigen  Kindlein  tagt 
der  Send  zum  drittenmale  und  zwar  wieder  in  der  Domprobstei. 
Gleichzeitig  wird  ein  weiterer  Termin  anberaumt,  zu  dem  die 
Gerügten  geladen  werden.  Sie  werden  verhört  und  dann  das 
Urteil  gefällt.  Von  den  der  Zuständigkeit  des  Laiensends 
unterliegenden  strafbaren  Handlungen  und  der  Strafkompetenz 
dieses  Gerichtes  wird  später  die  Rede  sein.  Wie  wir  ferner 
sehen  werden,  hatten  die  Geschworenen  zu  Gottes  Gesetz  noch 
eine  Anzahl  polizeilicher  Befugnisse,  so  z.  B.  die  Ueberwachung 
der  Einhaltung  der  für  die  Tuchfabrikation  zu  Speier  erlassenen 
Vorschriften  u.  a.  m. 

Begreiflicherweise  vermochte  es  der  Rat  nicht  über  sich 
zu  gewinnen,  dem  Walten  dieses  seine  Gerichtsbarkeit  so  sehr 
einschnürenden  geistlichen  Gerichtes  lange  müssig  zuzuschauen ; 
wie  er  dem  Bischof  .seine  Hoheitsrechte  der  Reilie  nach  entris.sen 
hatte,  so  gelang  es  ihm  auch  allmählich,  sämtliche  vor  den 
Laiensend  gehörigen  Delikte,  das  eine  früher,  das  andere  später, 
vor  sein  Fornin  zu  ziehen.  Die  Richter  und  Rügegeschworenen 
leisteten  fürderhin  nicht  mehr  dem  Domprobst,  sondern  dem 
Bürgermeister  bezw.  dem  ältesten  Sendherin  den  Eid;  jahrzehnte- 
lang wurde  überhaupt  kein  Send  mehr  gehalten,  und  ein  Versuch 
des  Domprobstes  Wolfgang  von  Dalberg,  im  Jahre  15t>ö 
sich  die  Anerkennung  seiner  Sendgerichtsbarkeil  wieder  zu  er- 
kämiifeu,  scheiterte  an  dem  Widerstand  des  Rates  und  an  der 
Schläfrigkeit  des  Reichskammergerichts. 

Es  wurde  bereits  au.sgeführt,  da.ss  die  hohe  Gerichts- 
barkeit im  Laufe  der  Entwickelung  ausschliessliche  Domäne 
des  Rates  geworden  war;  die  Vierrichter  blieben  auf  das 
vorbereitende  Verfahren,  insbesondere  auf  die  Führung  der 
Voruntersuchung  beschränkt  und  waren  nebenbei  mit  der  Ein- 
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nalime  der  Frevelgelder  und  der  Oberaufsicht  über  die  Gefäng- 
nisse und  deren  Insassen  betraut ; als  erkennendes  Gericht 
wurden  sie  nur  noch  in  Frcvelsachen  tliätig.') 

Ausserdem  war  ein  gewisser  Kreis  von  Polizeivergehen 
und  andern  Bagatellsachen  der  Koni jietenz  der  Bürgermeister, 
ein  anderer  der  der  Zunftmeister  Vorbehalten. 

Der  Strafvollzug  war,  wie  bereits  angedcutet,  Sache  der 
Monat.s-  bezw.  Vierrichter.  Sie  erhoben  die  Frevelbussen,  beauf- 
sichtigten das  Gefiingniswesen  und  überwachten  in  peinlichen 
Sachen  die  Exekution.  Einen  städtischen  Scharfrichter  hat 
Sjieier  nie  besessen;  dieser  war  vielmehr  — ein  Ueberbleibsel 
der  alten  bischöflichen  Gerichtsherrlichkeit  — Dieustmann  des 
Bischofs  und  musste  im  Bedarfsfälle  jedesmal  durch  Vermittelung 
des  Schultheissen,  in  späterer  Zeit  regelmässig  durch  ein  Schreiben 
des  Gerichtsältesten  au  das  bischütlicho  Überamt  Bruchsal  re- 
iiuiriert  werden.  Leichtere  Strafen,  wie  Prangerstellen,  Aus- 
führen,  vor  allem  auch  die  Brandmarkung,  vollzog  seit  dem 
16.  Jahrhundert  regelmässig  der  städtische  Stockmeister,  der 
dabei  nicht  selten,  besonders  der  Gebührenfrage  wegen,  mit  dem 
bischöflichen  Xachrichter  in  heftigen  Kompetenzkonflikt  geriet.-) 

l'eberdie  Kechtsi»recliung  des  Rates  und  der  Monatsrichter 
erhalten  wir  Aufschluss  aus  den  Achtbüchern,  in  welche 
jedes  in  peinlichen  Sachen  gefällte  Erkenntnis  eingetragen 
werden  musste. 

Solcher  Aehtbücher  besitzen  wir  zwei.  Das  eine,  Akt 
X.  6'.»4  des  Speierer  Stadtarchivs,  das  bisher  zu  Unrecht  allein  den 
Xamen  „Aehtbuch“  lührte  und  im  folgenden  als  ^älteres 
Achtbuch  (AB.  I)"*  bezeichnet  werden  soll,  enthält  Eikennt- 


' Nach  der  V ierricli  t erordnu  ng  (VItO.  von  ISlti  sind  .-ic  zu 
ständig,  .alle  Injurien  und  Schmäh-Sachen.  so  weit  und  fern  dieselben  keine 
Leibes-  oder  Lebensstrafen,  sondern  allein  gemeine  Cieldstrafen  auf  sich 
tragen,  zu  thedigeu  und  zu  richten“;  vgl.  Lehmann  S.  : ..Schmäh- 
sachen  haben  die  vier  Itichter  verhiJrt  und  entschieden.  Dieweil  aber  dem 
beschriebenen  (jericht  ein  Punkt  des  Inhalts  einverleibt:  Wäre  auch,  dass 
die  Richtere  oder  das  mehrcrtheil  unter  ihnen  auf  ihren  Eyd  sprechen,  dass 
sie  sich  umb  etliche  Stuck  und  Artickel  nit  verstünden  zu  richten,  .so  sol 
der  Rath  darüber  urtheilen,  und  sol  das  Fürgang  haben:  .So  hat  sichs  olit 
zugetrageu,  dass  Injuri-.Sachen  vor  Rath  gelangt." 

- vgl.  N.  -f>. 

Tb.  U«r«ier,  Sir.ifrecbt  tlcr  frflra  Ut^icbMUdt  ^pcler.  2 
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nisse  der  beiden  genannten  Gerichte  aus  der  Zeit  von  133fi  bis 
etwa  lHh7. 

Daran  scliliesscu  sich  mit  kurzer  Unterbrechung  die  üerichts- 
erkenntnisse  des  jüngeren  Achtbuches  (AB.  II),  N.  TOI 
Sp.  St.  A.  an,  das  bisher  eine  wissenschaftliclie  Berücksichtigung 
überhaupt  noch  niclit  gelündeii  hat.*)  Die  Einträge  erstrecken 
sich  auf  die  Zeit  von  etwa  1415 — 1510  und  zeichnen  sich  vor 
denen  des  älteren  Achtbuchs,  die  in  der  Regel  nur  den  nackten 
Urteilstenor  wiedergeben,  durch  grössere  Ausführlichkeit  in 
der  Erzählung  jedes  einzelnen  Falles  und  schärfere  Betonung  der 
Thatbcstandsmerkmale  der  bestraften  Verbrechen  vorteilhaft  aus. 

Ob  ähnliche  Urteilsbücher  auch  für  die  Folgezeit  noch  ge- 
führt wurden,  ob  sie  in  den  Flammen  von  1(>S9  ihren  Untergang 
gefunden  haben  oder  in  einem  weltfernen  Winkel  irgend  eines 
Archivs  oder  einer  Bibliothek  verborgen  schlummern,  ist  nicht 
bekannt. 

Immerhin  ist  die  Thatsache  mit  Freude  zu  begrüssen,  dass 
uns  gerade  die  ältesten  Gerichtserkenntnisse  erhalten  sind,  die 
der  Zeit  der  grössten  Selbständigkeit  des  Speiercr  Strafrechts 
entstammen,  in  der  seine  Eigenart  noch  unberülirt  und  un- 
verfälscht durch  fremde  Einflüsse  zu  Tage  tritt. 

Ausser  den  Achtbüchern  existiert  noch  eine  umfangreiche 
Sammlung  von  Protokollen  des  Vierrichteramtes. 

Unter  diesen  enthält  die  interessantesten  Aufzeichnungen 
der  erste  Band  (V'R.VP.  I),  der  die  Zeit  von  1576—1610 
umfasst  und  mitunter  auch  ein  vom  Rate  in  Ungerichls- 
sachen  gelälltes  Erkenntnis  anführt.  Ein  weiterer  Band 
(VRAP.  II)  enthält  Urteile  der  Vierrichter  ans  dem 

17.  Jahrhundert,  während  die  Vierrichteramtsprotokolle  des 

18.  Säkulums  nahezu  unübersehbare  Papiermassen  beanspruchen. 
Von  der  ausserordentlich  umständlichen  Durcharbeitung 
dieser  Volumina,  in  denen  sich  die  ganze  Judikatur  des  Vier- 
richterkollegs in  Frevelsachen  aufgespeichert  findet,  konnte  um 
so  eher  Abstand  genommen  werden,  als  nur  eine  äusserst  ge- 
ringe Ausbeute  zu  erwarten  stand ; es  begegnen  uns  hier  immer 


’)  Abgeselicn  von  kurzen  (nicht  immer  richtii;en  Notizen;  sohei  Weiss 
8.  30  Aum. 
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wieder  dieselben  sattsam  bekannten  Busstaxen  und  die  gleichen, 
so  wenig  anziehenden  Deliktsthatbestände. 

Manches  schätzbare  Material  liefern  ferner  die  f'hrouiken, 
vor  allem  des  Christophorus  Lehmann  „Chronica  der 
Preyen  Reichs-Stadt  Speiei  “')  und  die  von  dem  gewesenen 
Stadt-  und  Ratsschreiber  Johann  Melchior  Puchs  hiezu 
gelieferten  Ergänzungen  und  Anmerkungen. 

Wenn  auch  das  Urteil  unserer  Zeit  über  Lehmanns 
historisches  Verständnis  keineswegs  in  den  Lobeshymnus  eiustimmt, 
mit  dem  sein  Biograph,  der  Konsulent  Baur,  Lehmanns  Ver- 
ilienste  feiert,  so  vermag  doch  die  Nachwelt  seinem  Bienenfleiss 
ihre  Anerkennung  nicht  zn  versagen.  Seine  Porschnngen  be- 
ruhen zumeist  auf  sehr  gründlichem  Aktenstndinm;  es  kann 
daher,  soweit  sie  im  Bereiche  unserer  Aufgabe  liegen,  wo  die 
Subjektivität  des  Erzälilers  nur  in  sehr  geringem  Mas.se  zur 
Entfaltung  gelangen  konnte,  die  Zuverlässigkeit  seiner  Mit- 
teilungen wohl  kaum  in  Zweifel  gezogen  werden. 

Ausserdem  besitzen  wir  eine  Anzahl  ausrührlicher,  dem 
17.  und  18.  Jahrhundert  angehöriger  Strafakten,  die  uns  über 
die  Thätigkeit  des  Rates  in  dieser  Epoche  manch  schätzens- 
werten Aufschluss  geben. 

Angenehm  fällt  uns,  wie  in  früheren  Jahrliunderteu,  so  selbst 
in  dieser  Zeit  noch  die  ausserordentliche  Humanität  der  Speierer 
Strafrechtspflege  auf;  nicht  selten  beantragt  ein  aufgeklärter 
Konsulent,  im  konkreten  Palle  die  allzu  hart  erfundenen  Vor- 
schriften der  Karolina  ausser  acht  zn  las.sen,  und  häutig  gibt 
der  Rat  dem  Antrag  Polge.  Manchmal  verhallt  freilich  ein 
derartiger  wohlgemeinter  Ratschlag  ungehört  im  Winde,  zumal 
wenn  die  nm  ein  Gutachten  angegangene  Juristenfakultät  der 
strengeren  Ansicht  sich  zuzuneigen  beliebte. 

Im  grossen  und  ganzen  aber  gewinnen  wir  aus  den  Quellen  , 
ein  Bild  von  Speiers  Strafgesetzgebung  und  Strafrechtspflege, 
das  insbesondere  nach  Vergleichung  mit  andern  Territorien  für 


*)  vollendet  1611,  zum  erstenmal  gedruckt  zu  Frankfurt  a.  M.  1612; 
zweite,  dritte  und  vierte  Auflage  ebenda  1662.  16US  und  1711.  Die  beiden 
letzteren  enthalten  die  Fuebsseben  Noten.  Zitiert  wird  nach  der  Auflage' 
von  1711.  Vgl.  liaur,  .S.  4"J  ff. 
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die  freie  Stadt  Speier  nur  ehrenvoll  genannt  zn  werden  verdient, 
und  das  auch  durch  einzelne  unvermeidliche  Schatten  keine 
dauernde  Trübung  zu  erfahren  vermag. 

Bezeichnend  ist,  dass  im  Jahre  1792  der  „citoycn“ 
Petersen,  gewesener  Ratskonsulent  und  nunmehriger  Maire 
von  Speier,  dem  Präsidenten  der  Administration  der  völker- 
beglückenden Frankenrepublik  auf  seine  Anfrage,  welche  Ver- 
besserungen in  der  Rechtspflege  zu  Speier  wünschenswert  er- 
schienen, antworten  konnte: 

„Die  hiesige  Justiz-Verfassung  ist  keineswegs  von  Mängeln 
frei,  — so  wie  überall,  wo  Menschen  regieren,  auch  Fehler  ver- 
gehen, — allein  von  Bedrückungen  in  Justiz-Sachen,  weiss  man 
hier  Michts.  Ohne  die  Consulenten  zu  Rathe  zu  ziehen,  welche 
die  Responsa  jedesmal  aufsetzen,  wird  kein  ürtheil  gesprochen. 
In  zweifelhaften  Fällen  werden  sogar  rechtliche  Gutacliten  von 
auswärtigen , uni)arteiischen  Rechtsgelehrten  eingeholt.  Die 
Justiz  wird  hier  ganz  unentgeldlich  verwaltet,  und  bloss  die 
Expeditions-  oder  Copial-Gebühren  bezahlt.  Ueberhaupt  ist  auf 
die  Seltenheit  der  Processe  davon  zu  schliessen,  dass  sich  hier 
kein  Advocat  ernähren  kann,  wie  dann  nur  ein  einziger  in 
Speyer  ist,  der  sich  nicht  ernähren  könnte,  wenn  er  nicht 
zugleich  Kaufhaus-Schreiber  wäre.  Gewiss  ein  seltener  Fall! 
Wenn  also  zur  Verbesserung  der  Justiz  an  sich,  Aenderungen 
hier  gemacht  werden  wollten,  so  könnten  solche  unterbleiben“.') 

Ein  glänzenderes  Zeugnis  vermochte  wahrlich  der  für  fremde 
Einrichtungen  so  begeisteite  Franzosenschwärmer  der  Justiz- 
pflege seiner  Vaterstadt  nicht  auszustellen! 


')  Hemliiig,  die  Rlieinpfalz  in  der  Kevolutiouszeil  von  17H2  bis  179S, 
Hand  I.  S.  209  n.  II,  Beilage  23  (S.  467). 
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Erstes  Hauptstück: 

Das  Verbrechen. 

§ 1- 

Benennung. 

Die  rcclitswidrige  Handlung  liat  in  der  Terminologie  des 
älteren  deutschen  Rechtes  eigentlich  nie  einen  einheitlichen, 
gleichinässigcn  und  allgemein  anerkannten  Namen  getragen. 
Ja  nicht  einmal  den  einzelnen  Benfmnungen  gelang  es,  feste 
Formen  zu  gewinnen;  es  gibt  vielmehr  Begriffe,  die  bald  die 
rechtswidrige  Handlung  übeihaui)t,  bald  speziell  die  dolose  oder 
die  mit  Vorbedacht  und  Uebei'legung  begangene  That  bedeuten, 
und  nui'  wenigen  ist  eine  bestimmte,  gleichbleibende  Xüancierung 
eigen.  Auch  die  zu  allen  Zeiten  gemachte  Untei-scheidung 
zwischen  leichteren  und  schwereren  Verbrechen  hat  in  der 
Ter'minologie  des  Sjreiei-er  Strafrechts  wenigstens  der  älteren 
Zeit  keiuert  bleibenden  .\usdruck  gefunden,  vielnrehr  erscheinen 
auch  die  Benennungert  dieser  beiden  Hauptverbrechensgruppen 
höchst  verschwommen  uttd  fortwährenderu  Wechsel  unterwor  fen. 
Neben  dem  farblosen  crittren,'J  delictum,'“)  excessus,-')  iniusticia.^) 
bösheit/’)  unrecht'*)  findet  sich  das  in  der  Kegel  nur  bei 


')  I.  B,  Hilgani  8.  t";  siebe  dagegen  S.  .Hrß. 

z.  li.  ebenda  S.  3C,  78. 

^ z.  B.  ebenda  S.  ttö,  tti.'S.  3 tri.  352. 

♦)  z.  B ebenda  8.  iß;  vgl.  Hofreebt  Biacbof  Hnrebards  von  Worms  § «. 

z.  B.  ebenda  8.  4U4. 

•)  z.  B.  ebenda  8.  35ß,  384. 
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scliwerercii  Missetliatcn  pfebranelito  nialeticinni,')  nialel'actor, 
nialeficator'-)  und  dann  wieder  euplieinistische  Ausidriicke,  wie 
inala.'y  error  u.  iilinl.  Mehr  soliwiilstig  als  prägnant  sind  vor 
allem  die  Deliktsbenennungen  in  dein  arabeskenreichen  Latein, 
wie  es  der  Protonotar  des  Riseliol's  und  die  geistlichen  Richter 
schreiben,  wenn  sie  z.  H.  in  dem  Verbannnngsdekret  von  1260 
über  die  Aufrührer  Voltzo,  Hartinnd  und  Cunrad  deren 
Delikte  durch  Phrasen  wie  „niinii  furoris  agitati  stiinulis  et 
nequicie  foinite  inflammati“,  oder  (nt)  ,nialigno  iiiHati  spiritu 
in  jiravitatis  et  perversitatis  modo  moduni  excederent  et  men- 
surani“  u.  dgl.  zu  schildern  suchen.-’’) 

Ausdrücke,  wie  cnorniitat.es,'’)  scelera,")  dann  wieder  fore- 
factum,'^)  undete,")  untediger  man,'")  ubelthat,  ybeltheter,")  un- 
gerechter,'-’)  unvertiger,'')  niisthcdiger  man'^)  haben  in  der 
Regel  besonders  schwere  Missethaten  im  Auge,  während  vrevel, 


*)  t.  II.  Hilgarrt  S.  Sl,  llC. 

•)  z.  li.  ebenda  S.  si,  si,  83,  110. 

z.  U.  ebd.  S.  80. 

*)  z.  B.  ebd.  S.  81. 

ebd.  S.  80  fl'. 

*)  z.  B.  ebii.  S.  8.3. 
ri  z.  B.  tdid.  S.  81. 

z.  B.  ebd.  S.  141,  17;'),  317). 

z.  B.  ebd.  S 41‘J;  Buos,  Urknndenbucb  der  .Stadt  Worms  Bd.  II, 
S.  31)0  a.  E. 

z.  B.  Statut  von  1373,  W.  Uarster,  Urkiiiiden  S.  111);  vgl. 
Boos  a.  a.  O.  II.  !S  IsOt'.  (,bosc,  argwendige,  obiltetigi-,  untetige  leutc"); 
Weistiimer  von  Schifl'eintadt,  Erpolzlieiui.  (.irossbockenbeim,  llodcnbaeli  n.  s.  w. 
,Uriinm,  Weistiimer  Bd  V.  .S.  ;')«)),  ösl),  OUH.  0-23,  (Ufi). 

"J  vgl  z.  B.  Weistiimer  von  (^ueiebliambacli,  (jleisweilor.  Schifl'er- 
stadt,  Bertzweiler,  llöclicn,  Weidentbal.  Kamsen.  Burgalben  ii.  a.  w. 
(Urimni  a.  a.  O S.  503,  507,  584,  051),  01)8,  51)1,  O'dl,  078J. 

’t)  vgl.  z.  B.  Weistiimer  von  Kamsen,  Ebernburg,  Imsweiler,  Jlann- 
• Weiler  u,  a.  (irimm  .S.  017,  021,  C5J,  004,  000). 

’O  z.  B.  Hilg;ird  S.  385;  vgl.  XVeistiimer  von  Hassloeh,  Kallstadt, 
itamsen,  Urossbookenlicim  u.  s.  w.  ((irimm  .S.  580,  010,  016.  023). 

'<)  vgl.  Weistiimer  von  Hoclistotten,  Mittelbezbach,  Bliesbriiekeu 
((irimm  S.  639,  703,  706,  709). 
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vcrevi'le,')  «•uiituuiacia,  violeiicia,'-)  iiiibesclicidenheit,")  über- 
srief,^)  unfn^e’)  gewölinlicli  nur  auf  leichtere  Verfelilungeii, 
insbosomlere  Antastuiifr  der  Ehre  oder  der  köriterliclien  Unver- 
sehrtheit sielt  beziehen.  Gerade  in  dei  zuletzt  genannten  An- 
wendung umfasst  der  Begrift'  Frevel  ein  weitreichendes  Gebiet 
und  findet  seine  Grenze  erst  bei  der  völligen  Vernichtung  der 
körperlichen  Integrität,  der  Tötung.'*) 

Gleiche  Bedeutung  wie  Frevel  hat  häufig,  wenn  auch 
keineswegs  immer,  der  Au.sdruck  Misshandlung  oder  misse- 
tät.^)  Bo  denkt  die  MRO.  doch  wohl  nur  an  mit  Geldstrafe 
sühnbare,  leichtere  Delikte,  wenn  sie  die  Begehung  einer 
Missethat  oder  eines  Frevels  zur  Nachtzeit  mit  doppelter  Strafe 
bedroht.’*) 

Das  Substantiv  , Verbrechen“  ist  wenigstens  in  der 
älteren  Zeit  nicht  gebräuchlich;”)  dagegen  kommt  das  Verbum 
im  Sinne  von  „verwirken“  (eine  pene)  sehr  häufig  vor. 

')  z.  B.  Uilgard  S.  222.  36C;  vgl.  WeiatUmer  von  Schifferstadt  (,un- 
gebiirlich  Sachen“,  dann  .ufrure“,  ferner  iiherlast,  nfrur  und  frevel“),  Ost- 
hofen (.ubirtreduug,  die  man  nennet  frevel“).  Steinhach,  Ebernburg,  Schiers- 
feld, liertzweiler  u.  a.  Grimm  S.  6S7,  630,  052,  656,  658). 

*)  z.  B.  Uilgard  S.  39  '.conturaacia  sive  violencia  (juae  frevele 
dicitur“),  S.  1.30. 

’)  z.  B.  ebd.  S.  361. 

‘)  z.  B.  ebd.  S.  219,  286,  360,  36  t. 

• »)  z.  B ebd.  S.  222,  332. 

ebd.  S.  130  in  einer  Ratsverordnung  von  1292:  „Et  si  qiiis  talis 
non  esse  debens  in  civitatc,  in  ea  interim  ab  aliquo  lederetur  excepto  homicidio. 
illc  ledeus  enm  nullara  faciet  violacioneiu,  videlicet  eine  verevele, 
ipse  autem,  si  aliquem  lederet,  violabit".  Das  Weistum  von  Kappeln  von 
13.53  rechnet  sogar  die  „dotslege“  zu  den  Freveln:  „und  was  ouch  frebele 
bescbelient  in  offener  wirte  hueser  und  höbe,  als  von  reuefene,  slaheno  und 
dotslegeu,  die  in  derselben  wirte  bueseren  verrichtet  werdeut*  etc. 
■Grimm  S.  650). 

^)  vgl.  Uilgard  ,S.  216,  222,  221  f„  :329,  406,  4SI  f,  484,  492  f. 

")  Uilgard  S.  222, 

®)  vgl.  aber  Uochstetten  ..Grimm  S.  646);  1333  bestätigt  Johann  der 
Trippier,  Landrichter  zu  Neustadt:  „daz  die  stat  und  bnrger  gemeinlich  zu 
Spire  von  . . romschen  kejsern  und  kunigen  siut  gevriet,  daz  si  umb  alle  Sache, 
schult,  frevel,  braut,  lieimsficb,  uotzog  und  mort  an  cheinem  gerillt  vor 
uieman  zu  reht  sten  sulu  daniie  zu  geribt  in  irre  stete  zu  Spire“  (Uilga  rd 
S.  363).  Statt  des  Begriffes  „rngericht“  werden  also  hier  dessen  vor- 
nehmste Falle  (4)  aufgezälilt.  Aehnlicli  Worms  1306  (Boos,  üB  IT,  S.  394). 
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Auch  liir  Verbrechen,  die  an  Hals  und  Hand  gehen,  fehlt  eine 
einheitliche  Benennung;  neben  „Ungericht“  findet  sich  iin  alten 
Speierer  Gerichtsgebrauch  im  Anschluss  an  die  Terminologie 
des  Schwabenspiegcls  der  Ausdruck  „das  Mort“,  oder„Mordt“, 
deV  nur  von  besonders  schweren  ^'erbrechen  gebraucht  wird. 
Auch  „Missethat“  und  „Misshandlung“  erlangt  in  späterer  Zeit 
die  gleiche  Bedeutung  wie  Ungericht,  während  leichtere  Vergehen 
als  Frevel,  unibg,  ubermut,  upi)igkeit  und  mit  ähnlichen  Aus- 
drücken bezeichnet  werden.') 


In  gleiclior  Weis«  stellt  125.^)  Biscliof  tierbard  die  iuiuriatores,  molestatores 
iiml  debitores  einander  gegenüber.  (Ililgard  S t>3). 

')  Die  Weiatüiuer  scheiden  liiinfig  rwischen  der  Frevelgerichtsbarkeit  und 
der  Cicrichteharkeit  Uber  Hals  und  HaUbein,  Itlut  und  Fleiseh;  so  Hördt 
1448  („hals  und  haisband“,  Grimm  S.  r>ju);  Schifferstadt  1501  (,blut  und 
tleisz“,  Grimm  S,  585,  .580);  Ramsen,  Ottersheim  und  Immesheim.  Stein- 
bach.  Nannstniil,  liauiuhulder,  Kusel  (Grimm  S.  Iil7,  621,  G34.  63G,  CG8, 
G<4.  G76);  Hurgulben  1481  (.hals  und  buch  und  halsgehein“,  Grimm 
,S.  679);  Hochstetten  15l:i  („hals,  beim  leib  und  leben“,  Grimm  S.  639); 
Weilerbach,  Ramsteiii  und  Sicinwendcu  .blut,  hals,  haUbein“  — .frevel  und 
bu87“,  Grimm  S.  GGO);  .Schiersfeld  (.dich  und  diebiu,  hals  und  beiu“, 
Grimm  S.  657);  ebenso  Krlenbach.  Imsweiler,  Mannweiler  (Grimm 
8.  663,  664,  666), 

Weiter  finden  sich  die  liezeichnungen  .peinlich  oder  malefitzsachen“ 
(Hochstetten  1543,  Grimm  ,S.  648),  .Imlsgerichtliehe  hendel  und  malefitz- 
sachen“ („als  dotschlagk,  diebstal  und  dergleichen“)  im  Gegensätze  zu  den 
„frevelhaftigen  sachen"  (,, schlagen,  drucken  oder  wund,  item  schelt,  einigung, 
der  Pfaltz  geh -t  übertreten,  und  was  dero  gleichen  sein  mag“.  Rellbeim 
1565,  Grimm  S.  555 j.  „hochbieszige“  und  ,.frevelliaftige“  Sachen  (lliWt 
1565,  Grimm  S.  552 1. 

Die  Frevel  scheiden  sich  wieder  in  grosse  und  kleine,  Wald  und  lilut-, 
Blut-  und  „Straig“frevel;  vgl.  Kallstadt,  Burgalben,  Ramsen,  Schiersfeld, 
Bertzweiler,  Katzenbach,  Mannweiler.  .Spe.sbach,  (Queichhambach,  Gleisweiler 
(Grimm  S.  611,  679,  617,  621,  657,  659,  666  f.,  674,  563,  571), 
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Die  Zurechnungsfähigkeit. 


Die  Geistesgaben  und  Gemütsanlagen  jedes  einzelnen  Delin- 
quenten eingehend  zu  studieren,  fehlte  es  dem  Mittelalter 
weniger  an  Lust  als  an  Fähigkeit;  gesunder  Verstand  und 
Billigkeitssinn  sagten  den  Richtern,  dass  das  Kind  oder  der 
Xarr  nicht  in  der  gleichen  Weise  für  eine  rechtswidrige  Hand- 
lung verantwortlich  gemacht  werden  könne,  wie  der  gereifte, 
im  Vollbesitz  aller  Verstandeskrätle  sich  befindende  Mann,  ohne 
dass  man  jedoch  — was  bei  der  niedrigen  Stufe,  auf  der  die 
ärztliche  Wissenschaft  jener  Zeiten  stand,  nicht  wunder  nehmen 
kann  — in  der  Lage  war,  den  wirklich  Zurechnungsnnfähigen 
vom  Simulanten  zu  scheiden. 

Kinder,  die  im  zartesten  Alter  ein  Delikt  verübten,  gingen 
an  sich  regelmässig  straffrei  aus;  sobald  aber  die  Thatumstände 
den  Schluss  zuliessen,  dass  der  Thäter  doch  schon  selbständig 
zu  denken  und  zu  handeln  gelernt  hatte,  liefen  sie  wenigstens 
nach  .späterem  Rechte  Gefahr,  nach  dem  Satze  „Malitia  supplet 
aetatem“  die  gleiche  Strafe,  wie  sie  den  Erwachsenen  drohte, 
auch  über  ihr  jugendliches  Haupt  verhängt  zu  sehen. 

Kam  schon  körperliche  Krankheit  und  Leibesblödig- 
keit bei  der  Urteilsfällung  strafmildernd  in  Betracht,  so  schloss 
auch  nur  teilweise  geistige  Umnachtung  des  Angeklagten 
jede  Bestrafung  aus,  wenn  die  Obrigkeit  auch  mitunter  recht 
einschneidende  Sicherungsmassregeln  gegen  ihn  zur  Anwendung 
brachte. 

1577  entlässt  man  einen  Imiuisiten  aus  dem  Loebgefängnis, 
weil  er  ,.ein  verwirter  köpf“  gewesen,  desgleichen  einen  andern 
im  nämlichen  Jahre  „seiner  jugent  und  an  ihm  habenden 
schweren  kranckheit  halber,  auch  weil  er  nicht  wol  bei  sich 
selber;')  1578  geht  ein  Häftling  als  „ein  einfeltig hürloser  dieb“ 
der  Turmliaft  ledig.-)  1642  rät  der  Konsulent  Tisson,  einen 


')  VK.VP.  I.  Ki-7. 
Pbeiidtt 
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jiigemilidien  Selt)>ln)ürder,  der  in  'Melancliolie  und  Blikligkeit 
sich  das  L(*hen  genommen  halte,  niclil  weiter  zu  bestrafen, 
sondern  still  und  ohne  Pomp  bestatten  zu  lassen.')  Dem  gleichen 
Grundsatz  huldigt  die  Gerichtsordnung  von  Hochstetten  l.’)43 
§ 2:5:  ,0b  iemandt,  er  wer  dan  wanwitzig,  ime  den  tod  selbst 
anthet,  desselben  giiter  verfallen  auch  der  herschaft“.-) 

Von  hohem  Interesse  ist  weiter  die  Behandlung  der  sub- 
jektiven Zurechenbarkeitsfrage  bei  Hexen  und  Zauberern. 
Gelang  es  auch  nicht,  die  wahre  Wurzel  alles  Uebels  völlig 
blosszulegen,  weil  diese  eben  in  den  Wahnideen  der  Zeit  und 
der  religiösen  Verbohrtheit  ihrer  Kinder  ruhte,  so  war  es  doch 
ein  nicht  zu  unterschätzender  Fortschritt,  wenn  man  nun 
wenigstens  den  Glauben  an  die  Wirklichkeit  und  reale  Mög- 
lichkeit der  Hexenfahrten  und  des  Hexensabbats  aufgab  und 
die  den  unglücklichen  Opfern  des  Hexenwahnes  abgefolterten 
Bekenntnisse  als  Ausfluss  schlimmer  Wahnvorstellungen,  Halluzi- 
nationen oder  gar  der  Einwirkung  des  bösen  Feindes  zu  erklären 
suchte.  Aus  diesem  Grunde,  nämlich  weil  sie  selbst  nicht  recht 
bei  Sinnen  und  all  ihr  Thun  und  Reden  eitel  Fantasey  und 
Teufelsblendwerk  sei,  empfiehlt  im  zweiten  Jahrzehnt  des 
17.  Jahrhunderts  ein  Konsulent  zwei  wegen  Hexerei  verfolgte 
Weiber  der  Gnade  des  Rates  und  legt  ihm  ans  Herz,  dafür  zu 
sorgen,  dass  man  die  beiden  aus  Gottes  Wort  besser  unter- 
richte und  wieder  zurecht  bringe.'') 

Kindsmörderinnen  berufen  sich  häufig  auf  krankhafte 
seelische  Zustände  und  Gemütsverwirrungen,  die  sich  als  Folgen 
des  Geburtsaktes  ihrer  bemächtigt,  und  wollen  in  einem  unwider- 
stehlichen Drange,  ja  oft  auf  direktes  Geheiss  des  bösen  Feindes 
gehandelt  haben.  So  erscheint  der  Richterin  der  Gottseibeiuns 
in  Gestalt  eines  Müllerbnrschen  und  befiehlt  ihr,  ihr  neugeborenes 
Kind  mit  Füssen  zu  treten  und  in  den  Mühlbach  zu  werfen. 
Einem  dämonischen  Zwange  folgend  gehorcht  sie;  da  umfasst 
die  Gestalt  ihren  Leib,  willens  sie  ihrem  Kinde  nachzuwerfen. 


')  s.  unten  § 20  15  b. 

^ (Trimm,  Weistiimcr  I5il.  V,  .S,  liis. 
s.  unten  § 61. 
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sie  aber  selireit,  von  Todesangst  erfasst,  laut  auf:  „Herr  Jesus!“ 
und  alsobald  ist  die  Gestalt  verschwunden.  Während  der  Ver- 
treter der  Anklage  dieser  märdienharten  Erzählung  keinen 
Glauben  beimisst  und  die  Strafe  des  Sackes  für  verwirkt  er- 
achtet, warnt  der  defensor  der  Kindsniörderin  eindringlich  vor 
einer  Bestrafung  der  Unglücklichen,  die  für  ihre  grause  That 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden  könne,  weil  sie  von  einer 
Illusion  befangen  gewesen,  „die  aus  einer  melancholia  super- 
naturalis  und  excedens  entsteht,  so  dass  sie  in  Traurigkeit  und 
privation  der  Sinnen  verfallen  und  kein  Bewusstsein  von  ihrer 
That  gehabt  habe.“  Der  Rat  aber  vermag  hiefür  keine  ge- 
nügenden Anhaltspunkte  zu  gewinnen  und  verurteilt  die  arme 
Sündeiin  zum  Tode  durchs  Schwert.') 

Auch  die  Kindsmörderin  Dorothea  Nicolas  in  berult  sich 
17 32  bei  ihrem  Verhör  auf  schwere  Gemütszerrüttung,  die  sie 
in  und  nach  der  Geburt  erlitten  habe ; auch  sie  glaubte  eine 
dämonische  Stimme  zu  vernehmen,  die  ihr  anbefahl,  ihr  Kind 
zu  erschlagen,  und  der  sie  wider  Willen  folgen  nuis.ste.  Auf 
Antrag  der  Verteidigung  sendet  der  Rat  die  Akten  an  die 
Juristenlakultät  zu  Altdorf,  die  zu  dem  Schlüsse  kommt,  „es 
sej'  mit  der  Inquisitin  Gemüthsbeschaffenheit  so  gar  richtig  nicht“, 
und  empfiehlt,  zunächst  dieselbe  ärztlich  untersuchen  und  ihren 
Geisteszustand  beobachten  zu  lassen  und  sie,  wenn  die  Aerzte 
eine  Störung  der  Geisteskräfte  nicht  für  gegeben  erachten 
würden,  mit  der  peinlichen  Frage  anzugreifen,  andernfalls  aber, 
um  einen  Rückfall  in  das  frühere  unzüchtige  Leben  zu  ver- 
hindern, sie  in  einem  Toll-  oder  Spinnhaus  einzuschliessen  und 
bei  geringer  Kost  zur  Arbeit  anzuhalten.  Nachdem  die  erste 
ärztliche  Untersuchung  ein  positives  Ergebnis  nicht  geliefert 
hatte,  mehren  sich  später  die  Anzeichen  um  sich  greifender 
Geistesumnachtung,  so  dass  der  Rat  auch  die  Tortur  für  unan- 
wendbar hält  und  beschliesst,  die  Delinquentin  lediglich  ihres 
unzüchtigen  Lebenswandels  und  mehr  der  Unschädlichmachung 
halber  als  zur  Strafe  ewig  in  ein  Zuchthaus  zu  verscliliessen, 
wo  sie  „unter  strenger  Zucht  und  Anhaltung  zur  Arbeit  von 


X.  708. 
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allen  Ausschweitfungen  des  Gemütlis  abgewöhnt  und  ihre  Seele 
vom  gentzlichen  Verderben  gerettet  werden  könnte“.*) 


§ 3. 

Die  Rechtswidrigkeit. 

An  sich  ist  es  allgemein  gütiger  Grundsatz,  dass  nur  die 
rechtswidrige  Handlung  unter  Strafe  fällt;  oft  aber  sieht 
sieh  der  fiesetzgeber  veranlasst,  den  Begriff  Rechtswidrigkeit 
in  irgend  einer  Richtung,  und  zwar  meist  restriktiv,  zu  inter- 
luetieren  und  Fälle,  bei  denen  unter  allen  rniständen  die  Ver- 
letzung fremder  Rechtsgüter  der  Rechtswidrigkeit  ermangeln 
Süll,  ausdrücklich  namhaft  zu  machen. 

.4.  Notwehr,  .tnlass  und  erlaubte  Selbsthilfe.“*) 

Die  MRO-,  die  den  Ansdruck  „Notwehr“  nirgends  ge- 
braucht, scheint  auch  auf  den  ersten  Blick  die  Aufstellung  einer 
Notwehrtheorie,  wie  solche  sich  in  andern  Stadtrechten  des  Mittel- 
alters so  häufig  finden,  gänzlich  vermissen  zu  lassen  und  sich 
über  Wesenheit  und  Behandlung  dieses  strafrechtlichen  Begriffes 
in  undurchdringliches  Schweigen  zu  hüllen.  Dagegen  bespricht 
das  genannte  Gesetz  eine  verwandte  Art  der  erlaubten  Selbst- 
hilfe, das  Vergeltnngsrecht  auf  Anlass,  eingehend  genug,  um 
uns  auch  zur  Konstruktion  des  Notwehrbegi  ifl'es  die  wichtigsten 
Bausteine  zu  liefern.  Diese  Be.stiinmungen  haben  folgenden 
Wortlaut: 

„Wer  üueh  etzliche  getät  düt  mit  Worten  eder  mit  werken 
gegen  iemanne,  der  daz  ane  vahet,  der  sol  daz  bezzeren  und 
ginre  nit,  eb  ginre  wol  uf  der  selben  stat  ein  semelichez 
gime  hin  wider  diit,  der  daz  an  gevangen  hat,  ane  den  dotslag. 


V N.  710. 

vifl.  Osenbriiggeii,  al.  Str.  K.  .S.  ISO  1'.,  John  .S.  iT., 
Luvila,  das  Recht  der  Notwehr. 
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den  sol  men  rillten,  als  da  vor  gescliriben  stat“.  Die  Xeure- 
daktion  von  i:J4t!  fügt  hinter  „der  daz  au  gevangeii  hat“  ein: 
„ist  aber  daz  einre  an  dem  angehaben  wirt,  gime  ein  merres 
diu,  dcnne  ime  geschelien  ist,  unde  da  mite  in  pene  vellet,  so 
sol  doch  ginre,  der  da  angehaben  hat.  besseni  darnach  als  die 
gctat  danne  ist,  worte  oder  winke,  damit  er  anhhb,  als  ob  ez 
vor  von  ime  geclaget  were,  unde  dez  niht  ledig  iizgan,  umbc 
daz  er  der  gedetde  ein  anheber  gewesen  ist“.‘) 

Sol'ortige  Erwiderung  eines  Angriffes  mit  einem  gleich 
starken  Gegenangriff'  bleibt  also  straflos,  während  der  „Urheber“ 
natürlich  straffällig  wird;  Erwiderung  mit  einem  exzedierendon 
Gegenangriff'  ist  strafbar,  soweit  ein  Exzess  vorliegt,  aber  auch 
der  ursiirüngliche  Angreifer  hat  seinen  Angriff'  zu  sühnen  und 
zu  bessern,  weil  er  „der  gedetde  ein  anheber  gewesen“. 
Das  hat  die  IVirkung,  dass  der  Urheber,  wenn  er  den  Gegen- 
angreifer des  Exzesses  wegen  verklagt,  zuvor  selbst,  wie  wenn 
sein  Gegner  zuerst  geklagt  hätte,  den  Anlass  bessern  muss, 
ehe  er  ein  siegreiches  Urteil  erstreiten  kann.  Dagegen  soll 
dem  Angegriffenen  die  Berufung  auf  den  Urhab  nichts  nützen, 
wenn  er  sich  zum  höchsten  Grade  des  Exzesses,  zur  Entleibung 
des  Angreifers,  hat  fortreissen  lassen. 

Wenn  nun  sogar  die  Erwiderung  eines  bereits  vollendeten 
Angi'iffs,  soferne  sie  sich  nur  innerhalb  der  von  der  Rechts- 
ordnung vorgezeichneten  Grenzen  hält,  vollständig  straflos  hin- 
geht, so  muss  dies  doch  in  noch  viel  höherem  Grade  dann 
gelten,  wenn  der  Angegriffene  sich  gegen  einen  noch  fort- 
dauernden, ihn  mit  einer  Schädigung  an  Leib  oder  I,eben  be- 
drohenden Angriff  durch  Verletzung  des  Angreifers  verteidigt. 
Konnte  doch  die  Rechtsordnung,  die  dem  Rachedurst  des  Ver- 


')  llilgiinl  .S  i'Jo  lind  .\nm.  2;  über  die  jirozessuale  Bidiaiidlunt' 
vgl.  ebenda  S.  222,  Anni.  2:  „Ist  ouch  daz  einre  c.laget  von  eime  andern, 
daz  er  ime  scbaden  oder  unfuge  Worte  oder  werke  getan  habe,  unde  er  daz 
sich  vermi-sset  zu  bezngende,  unle  ginre  sprichel,  er  habe  in  vor  gescliadiget 
unde  sich  dez  oucli  gezügnisse  vermisset,  daz  gezngnisse  sol  man  miten- 
ander  gemeinliehen  verhören,  unde  wer  under  den  zwein  daz  beste  gezügnisse 
unde  kun.schaft  hat,  unde  sich  die  rihtere  erkennent,  daz  ez  daz  beste  si, 
darnach  söllent  die  mantribtere  daz  rillten  unde  .sol  niht  schaden  noch 
hindern,  obe  einre  vor  oder  nach  clagot  hat.“ 
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letzten  so  weit  Rechnung  trug,  dass  sie  ihm  verstattete,  den 
geschleuderten  Pfeil  auf  den  Schützen  zurückzuschnellen  und 
dem  Urheber  Gleiches  mit  Gleichem  zu  vergelten,  den  nicht 
minder  günstig  stellen,  der  den  Angreifer  schlug  oder  wundete, 
weil  er  sich  in  seiner  Not  nicht  anders  zu  helfen  wusste.  Ja 
in  solchem  Falle  muss  sogar  der  Totschlag  stratlos  sein, 
wenn  er  zur  Abwehr  eines  Leib  und  Leben  bedrohenden  An- 
griffes unbedingt  erforderlich  war;  denn  dann  kann  von  einem 
Exzesse  nicht  die  Rede  sein,  während  natürlich  bei  der  Ver- 
geltung nach  vollendetem  Angriff  die  Entleibung  des  Ur- 
hebci's  gerade  darum  strafbare  Missethat  ist  und  bleibt,  weil 
sich  hier  im  Verhältnis  zum  ursiirünglichen  Angriff' der  Totschlag 
immci-  als  Exzess,  als  «ein  m er  res“  darstellt.  Demnach 
werden  wir  mit  gutem  Rechte  behaupten  können,  dass  im 
älteren  Speierer  Recht  die  Notwehr  d.  h.  die  gegen  einen 
rechtswidrigen,  Leib  oder  Leben  bedrohenden  Angriff'  ange- 
wandte, notwendige  Gegenwehr  die  Rechtswidrigkeit  der  Be- 
gehung ausschloss  und  daher  auch  die  Stralbarkeit  des  Thäters 
beseitigte.') 

Thut  der  Angegriffene  „ein  merres“,  als  zu  seiner  Ver- 
teidigung erforderlich  gewesen  wäre,  so  wird  er  strafbar. 
Ausserdem  mochte  der  Rat  mitunter,  selbst  wenn  die  Notwehr- 
handlung  voll  erwiesen  war,  aus  sicherheitsiwlizeilichen  Gründen 
nicht  versäumen,  dem  Thäter  baldige  und  bleibende  Entfernung 
ans  Herz  zu  legen.  So  wird  1576  ein  Italiener,  der  Schorn- 
steinfeger l’eter  von  Mailand,  der  in  rechter  Notwehr  einen 
andern  erstochen  hatte,-)  für  alle  Zeiten  auf  zehn  .Meilen  im 
Umkreis  der  Stadt  verwiesen;  er  schwört  die  Urfehde  in 
deutscher  Sprache,  worauf  ihm  dann  ihr  Inhalt  in  seine  Mutter- 
sju'ache  übei-setzt  wird. 


c Dafür,  das»  der  Angriff  sich  gegen  l^eib  oder  t,eben  des  Ange- 
griffenen richten  musste,  ergiebt  die  31 RO.  keine  Anhaltspunkte,  doch  gilt 
dies  allgemein  als  Requisit  des  Notwehrtbatbestaudes  der  mittelalterlichen 
Rechte  (Osenbrüggen.  al.  .Str.  R.  S.  152  ff.,  Studien  S.  lt>ö;  (jeyer. 
S.  99,  Anm.;  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  .\ufl.  S.  118;  John  S.  SOS;  Friese  .S.  *i) 
und  bildet  gerade  den  wichtigsten  Unterschied  der  Notwehr  vom  Anlass, 
der  auch  mit  Worten  oder  schlechthin  mit  Werken  gethan  sein  konnte 
(MRO.  1.  e.,  Osenbrüggen,  al.  Str.  R.  S.  105,. 

VRAP.  I,  1576;  über  die  Details  schweigt  sich  die  Quelle  aus. 
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Wer  eiueni  in  Notwehr  Befindlichen  beispringt,  riskiert 
keine  Strafe,  wohl  aber  wer  dem  Angreifer  Hilfe  leistet,  oder 
wer  den  Bedrängten  seinem  Schicksal  überlässt,  falls  eine 
Nothilfepflicht  bestand.  Die  MRO.  verfügt:  ,Ist  daz  ein  gast 
eder  ein  vremdes  eder  der  in  nnserin  gerillte  niht  enist  krieget 
mit  einem  unserm  bürgere  und  in  sieht  eder  seiet,  alle  die  dar 
zn  lonfent  den  biirger  zii  schirmende  mit  wafen  eder  ane  wafen, 
die  verliesent  nitznit. 

Ist  daz 'ein  nsman  eder  ein  vn'imedes  eder  der  in  unserm 
gerillte  niht  enist  deheime  unserm  bürgere  iibergrief  tiit  mit 
wollen  eder  mit  werken,  an  libe  eder  an  giite,  welher  unser 
bürgere  hilfet  deme  unserm  bürgere  mit  wafen,  wa  er  die 
niemet,  eder  ane  wafen,  der  verläset  nihtznit  gegen  der  stat 
und  deme  gerillte.  Und  ist  daz  dehein  unser  bürgere  deme, 
ubergrifer  gestet  eder  hilfet  mit  werken  und  deten.  der  git 
fi'imf  iihunt  spirscher  und  rnmet  zehen  Wochen,  will  er  des 
beret,  also  da  vor  stat“.') 

Im  Gegensatz  zur  Notwehr  genügt  zur  Straflosigkeit  einer 
Verletzung  aus  Anlass  Vergeltung  eines  durch  AVorte  oder 
Werke  bethatigten  Angriffes;  neben  der  körperlichen  Integrität 
erscheinen  vor  allem  Ehre  und  Verniögensrechte  als  die  durch 
den  l'rliab  geschädigten  Uechtsgüter.  Indes  bleibt  die  Kechts- 
üidiiiing  nicht  bei  dem  aiigefiiliilen  Grundsätze  stehen,  der 
Gleichartigkeit  des  vergeltenden  Gegenangriffs  mit  dem  Urhab 
verlangt,  sondern  sie  statuiert  noch  eine  Reihe  weitergehender 
Selbsthilferechte. 

Ehrbaren  Männern  und  Frauen  wird  nicht  zugemutet,  wenn 
ein  ,bose,  verworfen  eder  iintäre  man“  ihre  Ehre  besudelt,  sich 
auf  Vergeltung  durch  Widerschelte  zu  beschränken;  sie  dürten 
ungestraft  — aber  nur  „ul  der  selben  stunt“  — das  Lästermaul 
schlagen  oder,  wenn  sie  dies  unter  ihrer  AVürde  dünkt,  auch  — 
schlagen  lassen.-) 


')  llilgaril  S.  ilS  1. 

illiO.,  Hilgani  S.  '-Is:  , Welch  böse,  verworl'en  oder  uiili'irt  man 
einen  erbeni  man  eder  vrowen  sdiiltet,  den  sol  mau  slahcn  an  der  sulii  und 
sol  in  iiz  der  stat  tribeu  nimmer  wider  zekomende,  der  rat  heiz  ez  denne. 
Und  ist  daz  der  erber,  der  also  gescholten  wirt,  eder  ieman  den  er  daz. 
heizet,  ui  der  selben  stunt  den  untüren  sieht,  der  verlöret  da  von  nitznit“ 

Tb.  llariter,  btrAfrecbt  dar  frai.-D  Ivficbtatadi  bpeier.  ^ 
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Nicht  minder  ist  straflos,  wer  von  einem  andern  so 
schmählich  gereizt  wird,  dass  er  seiner  Ehre  halber  nicht  andei-s 
kann,  als  den  Angreifer  zu  schlagen  oder  gar  zn  wunden.') 

So  hat  nach  der  VRO.  von  161t)  derjenige,  der  eine  In- 
jurie sofort  mit  Schmähworten  oder  Schlägen  erwidert,  nur  die 
halbe  Busse  zu  zahlen,  selbst  wenn  dabei  „die  rechtliche  Jlass’' 
nicht  eingehalten  wurde.  Wenn  ihn  dagegen  der  Anheber 
freventlich  gereizt  oder  förmlich  zum  Schlage  herau.sgefordeit 
hat,  und  er  nun  den  Angreifer  schmäht,  schlägt  oder  wundet, 
so  soll  er  darum  weder  Besserung  noch  Frevelbusse  schulden. 

Erlaubt  ist  endlich  die  durch  Personalpfändung,  ja  selbst 
durch  emjjfindliche  Züchtigung  des  Frevlers  bethätigte  Selbst- 
hilfe des  Grundeigentümers  gegen  denjenigen,  der  auf 
seinem  Eigen  Schaden  stiftet,  aber  von  ihm  auf  handhafter 
That  ertappt  wird.  So  gewährt  die  .MRO.  dem  Geschädigten 
und  allen,  die  in  seinem  Namen  handeln,  das  Recht,  an  einem 
beim  Holzschlagen,  Gras-  oder  Fruchtschneiden  betroÖ'eueu 
Missethäter  in  ausgedehntem  Masse  ihr  Mütchen  zu  kühlen. 
Nicht  nur  das  Raufen,  sondern  auch  Faustschläge,  Fusstritte 
und  Stockhiebe  gelten  als  vollberechtigte  Aeusserungen  des 


Vgl.  hiezu  ila»  K !•  i <•  «I e 11  ;* h iit li  4er  .Sla4l  Mainz  § in  ;Moiie,  Z(fO. 
Bll.  VII,  ,S.  )S);  ,lsi  ess  alier,  das  i4ii  lieht  wi|i.  eyii  verlimiünl  bo.se  wips 
iiainmen  an  cyneii  man  oilir  an  eyne  fraiiwe  hreuget  mit  Worten  otlir 
mit  weroken,  uml  4er  man  siecht  o4ir  reutet  o4ir  züchtiget  das  hose 
wip  auc  düit  odir  lemde,  darum!)  ensiut  aio  kein  beaseriiiigo  schuldig.'' 
Hier  geheu  also  die  Ziigesläuduissc  au  den  herechtigleii  Hacbedraug 
des  AugegriH'enen  ziemlich  weit;  vgl.  übrigens  das  Friedens  buch  der 
Stadt  iMainz  (.Mone  a.  a.  0.  S.  15)  § dl:  „Item  ist  ess,  das  eyu 

licht  man  odir  eyu  böse  persone  odir  eyn  verlummet  bosewieht,  als  ess  die 
biirgermeistere  erfarent.  eynen  erbem  manne  mit  Worten  bosslich  bandelt 
und  yme  an  syne  ere  odir  glympe  redet,  ist,  das  er  den  bosewicht  reutfet 
odir  siecht,  dar  umb  enist  er  kein  pene  schnldig." 

')  vgl.  z.  B.  Jlaiuz  § il  (Hone  S.  13):  „Item  wer  ess,  das  ymant 
zu  dem  andern  spreche:  „bistü  eyu  biederb  mau,  so  slag  mich“,,  wurde  der 
von  dem  selben  also  geslagen  ane  doit  odir  lemde,  und  des  mit  biederben 
mannen  odir  trauweu  zwein  odir  mee  bereit  wurde,  das  er  ine  bette  heissen 
slageu,  au  dem  sali  mau  nil  gefrevelt  hau“. 
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Radie^efühls.  solange  nur  der  Frevler  sich  noch  auf  des  An- 
gegriffenen Grund  und  Boden  befindet.') 

Auch  hier  also  wird  wieder  besonders  betont,  dass  die 
Selbsthilfe,  um  nicht  den  Charakter  der  Widerrechtlichkeit 
anzunehinen,  in  continenti  auf  den  Angritf  gefolgt  sein  muss;  .sie 
bleibt  erlaubt,  solange  es  dem  Frevler  noch  nicht  gelungen  ist, 
Grund  und  Roden  des  Angegritfenen  zu  verlassen.  Veifolguug 
über  die  Grenze  hinaus  wäre  strafbar. 

1591  lesen  wir  von  einem  Schneider  von  Otterstadt,  der 
einen  fremden  Handwerksgenossen,  so  ihm  ,etlich  kleider  en- 
tragen'*,  verfolgt,  ihn  beim  hl.  Grabthor  niederwirft  und  seines 
Itaubes  ledigt,  nicht  ohne  seinen  Rachedurst  au  dem  Ereilten 
nachdrücklichst  zu  dokumentieren.  Der  Rat  aber  erachtet 
solchen  Selbsthilfeakt  des  zorngemuten  Schueiderleins  für  rechts- 
widrig und  diktiert  ihm  eine  Frevelbussc  von  4 //.  Hellern, 
„dieweil  er  sich  selbst  gerecheuet  und  dardurch  in  eines 
Erb.  Raths  freuel  gefallen“.-’) 

Endlich  ist  auch  jeder  Bürger  befugt,  einen  Eindringling, 
der  seines  Hauses  Frieden  durch  widerrechtliches  Verweilen 
stört  und  dreimaliger  .Aufforderung,  sich  zu  entfernen,  nicht 
Folge  leistet,  mit  Gewalt  hinauszuwerfen  oder  durch  sein  Ge- 
sinde austreiben  zu  lassen:  „und  söllent  dar  unibe  nit  Verliesen, 
obe  sie  haut  au  in  Icgent,  aiie  den  dotslag,  den  sol  man  rillten 


' llilganl  S.  CIS.  „Wer  oucli  cime  sin  icras.  sin  Iruhl  «mUt  sin 
lioltz  uf  eckeren,  uf  wisen  oder  im  busclio  abe  sniilot  ciler  honwci.  bi  tage 
eJer  bi  naht,  der  vellct  in  die  selben  licneu,  als  dicke  er  daz  dnt,  wirt  er 
des  beret,  als  da  vor  stat.  t'nd  sieht  in  denne  dar  zu,  roufel  eder  drittel 
mit  stecken  eder  mit  banden  ginre,  deme  der  schade  geschehen  ist,  oder 
icman  von  sinen  wegen,  uf  sime  bodenie,  dar  uffe  der  schade  ime 
geschehen  ist,  der  vrevelt  dar  an  nit".  Interessant«  Bestimmungen 
enthält  auch  das  Gunerbenweistum  von  Hanhofen  (bei  Speier)  j 10: 
..Item  wo  ein  erbe  ein  unerbe  of  den  ganerben  fnnde  zu  weiden  fam,  holz 
hauweu,  mewen.  hauwe  holu.  rore  schniden.  oder  derselben  stuck  eins  holu 
mit  siner  füre,  dem  mag  der  erbe  nemen  was  er  bi  im  lint  ön  den  lip,  und 
moht  das  haben  vor  sin  eigen  gut.  Wer  auch  ein  uuerbe  also  mutwillig 
und  wolt  sich  weren,  und  erschlüge,  der  erbe  den  unerben.  so  bessert  er  in 
gein  allen  herren  mit  t jhlr  • (Scheiubusse')  (^Griinm.  Weistümer  Bd.  V, 
S.  575.  .Schaudeiu  in  den  Mitteilungen  Bd.  II,  S.  2‘JJ. 

VKAP.  I,  1591. 
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allewege“.')  Hat  sich  ein  Veibaniiter.  der  wider  Recht  in  der 
Stadt  weilt,  in  ein  Haus  geflüchtet,  so  soll  dies  der  Wirt  oder 
die  Wirtin  hei  Tage  den  Bürgermeistern  künden,  bei  Nacht 
aber  die  Nachbarn  um  Hilfe  gegen  den  Rann-  und  Hausfried- 
brecher bitten.  Die  Nachbarn  sind  bei  einer  Strafe  von  .i  //. 
Hellern  verpflichtet,  dem  Rufe  Folge  zu  leisten  und  dürfen  sich 
auch  zu  diesem  besonderen  Zwecke  mit  Wallen  versehen,  was 
sonst  streng  verboten  ist.  „Wer  ouch  einen  der  also  her  in 
körnet,  wirset  eder  erzürnet,  der  verUiret  dar  umbe  nitznit“.’^) 
Dem  vornehmsten  Selbsthilferechte,  dein  Recht  zur  Fehde, 
versagte  die  städtische  Gewalt  innerhalb  der  Angehörigen  des 
von  ihr  geleiteten  Gemeinwesens  mit  vollem  Rechte  jede  An- 
erkennung; war  sie  doch  .selbst  stark  genug,  ihren  Unterthanen 
gegen  jedermann  Rechtsschutz  zu  gewähren  und  ihren  An- 
sprüchen zum  Ziel  zu  verhelfen.  Während  aber  die  städtische 
Obrigkeit  im  Innern  auf  solche  Weise  der  iirivaten  Racheübung 
die  rechtliche  Sanktion  entzog,  entbehrt  sie  selbst  nach  aussen 
hin,  w'ü  sie  auf  anderen  Schutz  für  ihre  und  ihrer  Bürger 
Interessen  nicht  rechnen  konnte,  nur  ungern  des  Fehdcrechtes, 
und  Kaiser  und  Könige,  selbst  zu  schwach,  den  Rechtsfrieden 
im  Reiche  zu  wahren,  verleihen  den  Städten  oft  sulche  Selbst- 
hilfercchte  in  weitestem  Umfang,  lölö  erwirbt  z.  B.  der  Rat 
von  König  Ludwig  dem  Bayern  ein  Privileg  dos  Inhalts: 
„Wir  wollent  auch  unde  erleibent  den  selben  bürgern,  ist 
daz  sie  ieuian  angrifet  an  ir  libe  odir  au  ir  güte,  unde  niht 
reht  in  ir  stat  heischen  odir  nemen  von  in  wolte,  daz  sic  au 
den  sich  rechen  mogent  an  ir  libe  unde  ir  gute,  wenne  unde 
wie  in  daz  fiigit,  unde  sollent  darumbc  keine  vrevel  noch  hein- 
suche noch  keine  andir  pene  verwirket  hau  noch  schuldig  sin“.*) 


')  Hilgaid  S.  ilS,  Anm.  2. 

■■')  Kbenda  t5.  22:1;  vgl.  auch  die  Woriuser  Satzung  von  I2s7  ;,Boos, 
Urkundenhuch  I,  S.  2i‘J  f.J. 

*)  Hilgard  S.  22U;  eincu  Frcibriel  dieses  Inhalts  hatte  schon  Adolf 
von  Nassau  1297  der  .Stadt  verlieheu:  „Wer  ouch  das  si  -suuder  oder 
samei  ieman  anegriffe  o<ler  hede  auegriffen  an  libe  oder  an  gute,  vareii  eder 
ilent  si  deme  nach  in  des  riches  oder  in  andern  herren  landen,  das  si  in  gerne 
begriffen,  unde  suchen  si  den  in  liiisern  unde  stieszeut  dio'eu  nach  dem  uf, 
unde  was  si  der  zu  tunt,  der  alle  sollent  si  niht  vereveln  au  dem  lantfriden 
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Auch  die  LandfriedcnsbündniHse  statuieren  liäufig  weitgehende 
Selbsthilferechte.  So  soll  nach  dem  grossen  Landfrieden  von 
1317')  jedermann  verjiflichtet  sein,  zuni  Schutze  der  Strassen 
das  Seine  beizutragen,  und  in  Ausübung  solcher  Thätigkeit 
selbst  den  Landfriedbrecher  ungestraft  verletzen  dürfen,  „ebe 
man  zu  der  dat  den  hobtman  oder  die  friden  rihtere  nit  hette 
oder  haben  niohte  so  geheliche“.-) 


IL  Andere  Fälle, 

bei  denen  in  concreto  die  Rechtswidrigkeit  als  ausgeschlossen 
erachtet  wird,  Hessen  sich  in  Menge  anführen.  Wer  seinen 
Gegner  ini  Turnier  erstach  oder  wundete,  blieb  aller  Strafe 
ledig;  denn  wenn  sich  der  Bürger  des  Ritterspiels  befliss,  so 
sollte  ei'  auch  die  Folgen  tragen  müssen. ') 

Auch  die  Erfüllung  gewisser  den  Imperativen  des  Rechtes 
widerstreitender  Pflichten  vermag  einer  an  sich  strafbaren  Hand- 
lung die  Rechtswidrigkeit  und  damit  auch  die  Strafbarkeit  zu 
nehmen.  Wehrt  das  Recht  z.  B.  jedermann,  den  Achter  zu 
hausen  oder  zu  hofen,  ihm  Speise  oder  Trank  zu  reichen,  so  soll 
doch  „eins  mannes  elich  wib“  nicht  in  Strafe  fallen,  wenn  es  dem 


noch  gegen  uns  noch  gegen  anileru  herren“  Hilgaril  H.  154);  vgl.  auch 
llilganl  S.  308.  Z.  32  17.;  3G3:  .L'ml  were  auch,  daz  ieinan  wider  die  «tat 
und  hurger  zu  Spire  ibt  tede  oder  ir  stete  reht  versluge,  daz  mogent  si 
reihen  zu  allen  zoitten  und  zu  welchen  zeitteii  in  füget,  und  sint  dar  umb 
niemau  niht  schuldig.  Des  habeut  si  gut  hriefe  und  hautresten  von  roinschcn 
keiseru  und  kunigen,  al.s  vor  geschrieben  stet,  mit  guldin  bullen  versigelt“ 
(1333);  vgl.  noch  Hilgard  S.  44!t  (Bestätigung  durch  Karl  IV.  1347). 

’)  geschlossen  von  I.udwig  dem  Bayern  mit  den  Städten  Köln,  Mainz, 
Worms,  Speier,  Aachen,  Ojiiienheim.  Frankfurt,  Gelnhausen  nud  Wetzlar; 
Hilgard  S.  244. 

,1'nde  ist  daz  in  di.sen  ziln  icman  den  koufman  oder  ieinan  der  in 
disem  friden  ist,  gewnit  dnt  an  libe  oder  an  gute,  dar  zu  .sol  niengelich 
helfen  linde  vrnmeclichen  dun.  daz  ze  wernde  nnde  zebcschütteiie  nnde  waz 
man  dar  zu  tut,  daran  sol  nieman  freveln-, 

’J  „Wer  ouch  das  zwenc  unser  hurger  niittenander  stechent  gewapent 
mit  spern  ane  geverde,  wirt  der  einre  geseret  daz  er  stirhet,  da  sol  ginre 
der  daz  getan  hat  nit  vrevelen  an  deine  gerichte“.  MltU.  v.  1314, 
Hilgard  S,  217. 
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verbannten  Elielierren  dei Kleidien  liiebeMiiienste  leistet.  Diese 
Ausnahme  findet  sich  übriKens  erst  in  der  Xeuredaktion  der 
MR(J.  von  l während  die  Irüheren  Texte  sogar  ausdrücklich 
des  Achters  Hausfrau  jedem  beliebigen  andern  recejitator  in  dei- 
rechtlichen  Behandlung  ihrer  That  gleichstellen.') 


§ 

Das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit. 

rnkenutnis  einer  Rechtsnorm,  die  eine  Handlung  verbietet 
und  mit  Strafe  bedroht,  schloss  in  der  Regel  weder  Schuld  noch 
Strafe  aus;  pflegte  ja  doch  der  Rat  jeglichen  Gesetzgebungsakt 
der  durch  den  Klang  der  Stadtglocke  zur  Versammlung  ent- 
botenen Bürgerschaft  auf  dem  Rathofe  in  feierlicher  Weise 
bekannt  zu  geben.  Des  Gastes  Pflicht  aber  war  es.  bei  seinem 
Wirte  sich  Auskunft  zu  verschaffen,  was  er  nach  dem  Rechte 
der  Stadt,  deren  Gastfreundschaft  er  in  Anspruch  nahm,  zu  thun 
oder  zu  unterlassen  hatte;  mitunter  wird  auch  dem  Wirte  die 
Pflicht  auferlegt,  derartige  Verordnungen  auch  ungefragt  seinem 
Gaste  kund  zu  thun.  So  bestimmt  ein  Ratsstatut  über  die 
Nachtgänger  vom  Jahre  1347,  dass  niemand  bei  Meidung 
beträchtlicher  Strafen  bei  Nacht  ohne  Licht  gehen  solle:  kommt 
aber  ein  Gast  oder  fremder  Mann,  der  von  diesem  Gebote  nichts 
weiss,  in  die  Stadt,  so  soll  es  ihm  der  Wirt  mitteilen,  des  Gast 
er  ist.  Unterlässt  dies  der  Wirt,  so  muss  er  an  des  Gastes 
Stelle  die  von  diesem  verwirkte  Strafe  zahlen.-) 

Nicht  selten  machen  Angeschuldigte  geltend,  dass  ihnen 
bei  Begehung  eines  Deliktes  das  Bewusstsein  von  der  Existenz 
des  durch  ihre  That  verletzten  rechtlichen  Im])erativs  gemangelt 
habe;  insbesondere  berufen  sich  gerne  Diebe,  freilich  erfolglos 
darauf,  dass  sie  das  Entwenden  von  Lebensmitteln  in  geringer 
Menge  nicht  für  strafbar  gehalten  hätten;  17il3  erklärt  z.  B. 


’)  Hilgaril  S.  22S  u .\nm.  3;  ».  übrigens  unten  (J  i D). 
Hilyurd  8.  414. 
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eine  Diebin,  dass  sie  „Salz,  Schmalz,  Brut,  Fleisch,  Kraut  u.  a. 
mitgehen  heissen  und  dergleichen  zu  stehlen  für  kein  Sünd 
erachtet“.') 

Irrtum  über  das  Vorhandensein  wesentlicher  Merkmale  des 
Deliktsthatbestandes  entschuldigt:  Irrtum  über  nebensächliche  Mo- 
mente bleibt  ohne  Belang.  AVer  beispielsweise  einen  Achter 
haust  oder  hoft,  ist  nur  dann  straffällig,  wenn  ihm  diese  Eigen- 
schaft des  Beherbergten  bekannt  gewesen.  — Eine  Ratsver- 
ordnung von  gebietet,  dass  jedermann  Treu  und  Frieden, 
die  der  Rat  einem  Fremden  gegeben,  achte  und  ehre  bei  Strafe 
der  Stadtverweisung  auf  Jahr  undTag;  nur  dann  soll  der  Friedens- 
brecher straflos  ausgehen,  wenn  er  vor  den  Bürgermeistern  durch 
Einhandseid  beweist,  dass  ihm  Friedensvertrag  und  Treugelöbnis 
nicht  bekannt  geworden.-) 

1477  büsst  ein  Weib,  das  mit  ihresgleichen  widernatürliche 
Unzucht  getrieben,  ihre  Schaudthat  mit  dem  Tod  im  Rheine. 
A'on  den  Frauenspersonen,  die  sie  zur  AVollust  missbrauchte, 
behauptet  eine  beim  A^erhör,  „daz  sie  nit  anders  gewist  dan  daz 
sie  e\n  man  gewest.“  Der  Rat  lässt  sie  bis  nach  der  Richtung 
auf  dem  Turme  liegen  und  dann  zehn  Aleilen  von  der  Stadt 
schwören:  das  mangelnde  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  fällt 
also  wenigstens  strafmildernd  ins  Gewicht.  *) 

Nach  dem  durch  den  Konsulenten  von  der  Mühle  1713 
ausgearbeiteten  Gesetzentwurf  über  die  rechtliche  Qualifikation 
und  Ahndung  der  Sittlichkeitsverbrechen  soll  bei  Blutschande 
Bestrafung  ausgeschlossen  sein,  wenn  das  A'erwandtschaftsvei'- 
hältnis,  bei  Bigamie,  wenn  das  A'orhandensein  der  ersten  Ehe 
dem  Thäter  nicht  bekannt  war;  bei  Ehebruch  dagegen  soll  der 
Irrtum  über  das  Bestehen  der  Ehe  lediglich  als  Strafmilderungs- 
grund Relevanz  besitzen.^) 


•)  X.  70S,  Akt  Meyerin. 

Hilgard  8.75:  .8i  vero  per  hoc  alicui  nustrorum coiicivium  aliquod 
inaurget  periculum.  resarcire  tenebitur  aiitedictua,  iiisi  acceden»  ad  magisfros 
civium  ununi  vel  amboa  probet  iiiramento.  sc  de  paee  et  treiigis  äntepoaitis 
ignora.sse". 

••')  AM  II.  M77. 

*)  X.  tiai. 
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Vorsatz  und  Fahrlässigkeit. 

Wie  sclion  aus  dem  vorangeg^angciieii  Abschnitt  ersichtlich, 
vermögen  sieh  iiii  ganzen  mittelalterlichen  Speierer  Rechte  weder 
Theorie  noch  Praxis  einer  besonders  klaren  Auffassung  odei' 
präzisen  Ausgestaltung  des  subjektiven  Verbreehensthatbestandes 
zu  liihmen.'l  Essentiale  ist  fast  bei  allen  Delikten  der  Vorsatz 
im  Sinne  der  modernen  Terminologie,  ohne  dass  jedoch  der 
Gesetzgeber  sieh  veranlasst  sieht,  dies  Keiiuisit  immer  wieder 
ausdrücklich  zu  verlangen,  und  ebensowenig  der  erkennende  Richter 
im  einzelnen  Falle  sieh  bemüssigt  fühlt,  das  Vorliegen  dieses 
Momentes  im  I rtcil  besonders  zu  konstatieren.  Auch  ist  es 
ausserordentlich  schwierig,  ja  mitunter  geradezu  uninüglich,  bei 
der  fortwährend  schwankenden  Termniologie  scharf  zu  unter- 
scheiden, in  welchen  Fällen  der  Gesetzgeber  sich  mit  dem  Vor- 
handensein des  dolus  begnügte,  wann  er  Vorbedacht  und  L’eber- 
legung,  oder  endlich,  wann  er  eine  bestimmte  rechtswidrige 
Absicht  als  Handlungsmotiv  verlangte.  Au.sdrüeke,  wie  „temere“, 
,ausu  temerario“,  „willeclichen",  „freveliche“  u.  dgl.  bedeuten 
oft  den  Vorsatz,  oft  wollen  sie  nur  die  Frechheit  der  Begehung 
schildern,  oft  bezeichnen  sie  endlich  den  rechtswidrigen  End- 
zweck der  Verbrechenshandlung. 

Ziemlich  scharf  ist  dagegen  im  allgemeinen  — sogar  in 
der  Terminologie  — zwischen  Vorbedacht  und  blossem  Vorsatz 
die  Grenze  gezogen.  Nach  der  MRO.  zahlt  derjenige,  der  bei 
einem  „ge.schreige“  hinzuläuft,  eine  Watte  ergreift  und  in  der 
Absicht,  einem  der  Beteiligten  beizuspringen,  in  den  Tumult 
selbstthätig  eingreift,  40  Schillinge  Frevelbnsse : wer  aber,  einem 
andern  zu  helfen,  gewaffnet  aus  seinem  Hause  geht,  wird  mit 
100  Schillingen  gebUsst.  Während  also  der  erstere  sich  durch 
das  (ieschrei  angezogen  fühlte  und  dann  erst  zur  Waffe  griff. 


')  vifl.  übrigens  iiucti  f.öl'fler  S.  l-ja;  .lohn  .S.  O.')  f.;  Wildn 
.S,  f>44.  5iV.'.  .'iSi. 
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als  es  (?alt,  einem  der  Streitemicii  beizustellen,  wird  darin.  da.ss 
der  andere  sich  zuhause  waft'nete  und  dann  mit  gezückter  Wehr, 
seinem  Freund  zu  hellen,  auf  die  Strasse  eilte,  eine  von  vorn- 
herein geplante  und  wohlüberlegte  Handlung  erblickt  und  die 
praemeditatio  vermutet.') 

Aus  verstecktem,  heimlichem  Gebahren  schloss  man 
mit  besonderer  Vorliebe  auf  das  \orhandensein  einer  ver- 
brecheri.schen  Absicht.  So  straft  die  MRO.  von  1314  den- 
jenigen, der  ,.ein  spitz,  argwenig  eder  ungewonlicli  mezzer  treit 
oft'enliche  uz  wendig  aller  sinre  kleider“  nur  mit  10  Schillingen, 
wahrend  sic  demjenigen,  der  ein  Gewalten  der  beschriebenen 
Art  „verhüln  eder  verbürgenlich  dreit  under  eime  eder  me  sinen 
klederen“  mit  Rücksicht  auf  den  aus  solcher  Heimlichkeit  zu 
folgernden  bösen  Willen  das  Fünffache  dieser  Frevelbusse  aufer- 
legt.-) Gleicherweise  gestattet  sie  nach  der  ersten  Weinglocke 
das  Tragen  eines  Kolbens  oder  Steckens,  wenn  der  so  Be- 
waffnete ein  Licht  mit  sich  führt ; andernfalls  soll  der  Träger 
solcher  Waffen  4t»  Schillinge,  die  Strafe  des  Schwerttragens, 
zu  erlegen  schuldig  sein.') 

Insbesondere  bei  Leibesverletzungen  spielt  der  Vor- 
l)edacht  eine  grosse  Rolle. Wer  nach  einem  andern  schlägt 
oder  wirft,  zahlt  ein  Pfund,  wenn  es  in  der  Erregung,  im  Affekt 
geschah:  thut  er  es  aber  „mit  beratem  rate  und  vorbe- 
dahtem  mute“,  so  erhöht  sich  die  Strafe  auf  das  Fünffache. 
Wer  „beretenlich"  einen  andern  schlägt,  tritt,  stösst  oder 
rauft,  zahlt  10  //.  hlr.,  schlägt  er  ihm  eine  „vridebreche  wunde“. 


')  Hifgard  .S.  2IB  f.:  lias  gtoictie  I’riiizii)  i.  H.  auc)i  im  Freiburger 
St»(ftn>cht  § 12;  s.  unten  § .'iß. 
llitgard  S.  21'J. 

ebenda  S.  222;  vgf.  aiioli  die  .Satzung  dea  Bischofs  Simon  von 
Worms  und  des  Wormser  Rates  vom  Jahre  12S7  (Boos,  t'rliuuden- 
bueii  Bd.  I,  S.  270):  „So  setzen  wir  auch,  swer  nachdes  nach  der  dritden 
wincfoctien  get  mit  werliciier  haut,  davon  man  argen  wan  haben  mac, 
er  si  burger  oder  ein  uzman.  der  .saf  ein  nianth  rumen  die  stat  unde  den 
burgfriden  unde  en  punt  Wormescher  geiben.  Get  er  aber  finsterfingen 
ane  werfiche  hant,  so  sal  er  rumen  die  stat  und  den  burgfriden  zwo  Wochen 
unde  cehen  siffenge  pennenge  geiben.  er  cnswer  danne,  daz  erz  ane  arge- 
liste  gethan  habe“. 

•)  vgf.  auch  Löffler  .S.  1H4;  Wilda  S üßl  f. 
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20  //.,  während  er  hei  Beprelning^  ohne  Vorhedacht  nur  2 bezw. 
10  fl.  zu  zahlen  hätte,  „Und  wellier  mit  deme  der  also  sieht, 
seret  eder  wandet,  dar  zu  gent  eder  koment  eder  bi  iinstetin 
deme  mute  und  daz  vor  weiz  und  des  beraten  ist,  ehe 
ieman  giine  der  da  geseret  wirt.  wil  hellen  eder  beschirmen,  daz 
er  denne  raten  und  helfen  welle  deme  der  die  tat  dfit,  der  git 
iegelicher  die  selben  iienen  als  ginre  der  die  tat  dfit.  wirt  er  des 
beret  als  da  vor  stat“.') 

Auch  der  Ausdruck  „böslich“  bezeichnet  in  der  Regel 
die  schlimme  Absicht  oder  den  Vorbedacht.  Bisweilen  zeigt  sich 
übrigens  sogar  in  der  Terminologie  eine  ei frenlichere  Klarheit: 
14.^4  wird  z.  B.  berichtet,  dass  ein  Weber  einem  andern  ein 
Aiesser  „hinderverticlich  und  beratens  mutes“  in  den 
Rücken  stiess,  „in  der  meynunge  daz  er  yn  erstochen 
hette“;  der  mordliche  Vorbedacht  und  der  einfache  Tötungsdolus 
sind  hier  scharf  auseinandergehalten.'-^) 

Die  grösste  Wandelung  erfuhr  in  der  Rechtsentwickelung 
der  Begriff  des  „Fürsatzes“.  Schwankte  er  früher  zwischen 
Vorbedacht  und  rechtswidriger  Absicht,  später  mehr  der  letzteren 
sich  zuneigend,  unstet  hin  und  her,  so  tritt  er  zu  Ausgang  des 
Mittelalters  als  Bezeichnung  iles  Verbrechensdolus  in  scharten 
Gegensatz  zur  „ungefährlichen“  Begehung,  zur  Fahrlässigkeit; 
so  z.  B.  wenn  man  einen  Bäcker  bestraft,  der  sein  Brot  aus 
„Fürsatz“  zu  gering  gebacken.')  In  der  gelehrten  8i)iache, 
der  sich  die  Konsulenten  des  17.  und  IR.  Jahrhunderts  be- 
fleissigen,  wird  der  Fürsatz  dann  wieder  mit  allen  möglichen 
Verbrechensbegriffen  lustig  durcheinandergeworfen,  so  z.  B.  von 
Dr.  Gabler  der  „erhärtete  gefährliche  Vor.satz“  dem  einmaligen 
Fehltritt  aus  Unbedachtsamkeit  oder  verzeihlicher  Verirrung 
gcgenübergestellt.'*) 

Der  Fahrlässigkeit  gescliieht  in  den  Quellen  nur  äusserst 
selten  Erwähnung;  insbesondere  sichert  ihr  keine  Gesetzesnorm 
prinzipiell  mildere  Bestrafung  zu;  vielmehr  hilft  sich  der  Rat, 


‘)  ff  i 1 ga  ril  ,S.  eiti  f. 

Ali.  U.  U.M. 

•’)  VKO.  von  liilO:  lieatlininungen  über  das  liretbaclien. 
N.  707,  Akt  41uyu  und  itiiminel. 
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wenn  für  das  Vorlie{>:en  des  Verlnecliensdelus  nicht  gennpsauie 
beweise  sprechen,  in  der  Kegel  durch  Ausühung  seines  ins 
aggiatiandi  leicht  über  alle  Schwierigkeiten  hinweg.  Ausdrücklich 
empfiehlt  1740  der  Konsulent  von  Stökken  in  einem  von  ihm 
verlangten  Gutachten  über  das  Hegnadigungsrecht  der  Obrigkeit, 
in  solchen  Fällen,  wo  eineTliat  ans„(_)hnvorsichtigkeit“  geschehen, 
Gnade  vor  Recht  ergehen  zu  lassen.  *) 

Gegen  Gottschalk  Schefelin,  der  im  Raufhandel  seinen 
Freund  mit  einem  Messer  auf  den  Tod  verwundet  hatte,  beschliesst 
der  Rat  l.‘t54  deswegen  nicht  einzuschreiten,  weil  der  Verletzte 
auf  dem  Totenbett  vei-sichert,  dass  der  Thäter  sein  guter  Gesell, 
und  ihm  die  Wunde  ungern  zugefügt  worden  sei.-) 

l.öVf)  erklärt  man  einem,  der  durch  einen  „ungefährlichen“ 
Schuss  einen  Benderknecht  entleibt  hatte,  dass  ein  Rat  ihn, 
trotzdem  er  sieh  mit  der  Freundschaft  des  Getöteten  vertragen, 
wohl  an  Leib  und  Leben  strafen  könne,  lässt  ihn  aber  auf 
geschehene  Fürbitte  nach  längerer  Turmhaft  unbehelligt.  ') 

Kinen  Arzt,  der  ITZ.i  einen  Hchuhknecht  angeblich  mit 
falschen  Mitteln  kurierte,  so  dass  der  Arme  starb,  muss  man, 
da  ihm  pflichtwidrige  Fahrlässigkeit  nicht  nachgewiesen  werden 
kann,  ausser  Verfolgung  setzen.*) 


Der  Versuch. 

Nur  wenn  der  Begriff  des  Versuchs  im  Sinne  unserer 
modernen  Terminologie  gefasst  wird,  kann  mau  überhaupt  davon 
sprechen,  dass  diese  Verbrechensform  im  mittelalterlichen  Rechte 
der  Vollendung  gleich  oder  milderer  Strafe  als  diese  würdig 
erachtet  wurde. 


')  N.  703. 

■-}  I.  eil  mann  S.  290*. 

»)  VK.VP.  I.  157«. 
f X.  708,  Akt  Kühler. 
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JS’un  kannte  aber  das  llittelaltcr  eine  l’nzalil  von  Ver- 
brechensliaudlungen,  in  denen  wir  lieute  einen  gegen  ein  bestimmtes 
Reditsgut  gericditeten,  aber  nicht  zur  Vollfnhrung  gediehenen 
Angrilf  erblicken,  gar  nicht  in  dieser  Erscheinungsform  und 
belegte  sie,  falls  sie  überhaupt  strafbar  erachtet  werden  konnten, 
nicht  als  Gefährdung  des  nach  unserer  ^leinung  bedrohten 
rechtlich  geschützten  Intenjsses,  sondern  als  vollendete  Ver- 
letzung ganz  anderer  Rechtsgüter  mit  Strafe.')  Insbesondere 
qualifizierte  .sich  eine  Menge  solcher  Thätigkeiten,  die  uns  als 
V'orbereitungs-  oder  Versuchshandlungen  gegen  ein  Rechtsgut 
des  einzelnen  erscheinen,  als  strafbare  Störung  der  Rechtssicherheit, 
als  Verletzung  des  dem  Schutze  der  Gesamtheit  anvertrauten 
Rechtsfriedens. 

Darum  verfiel  derjenige,  der  es  sich  einfallen  Hess,  ein 
Messer  gegen  seinen  Nächsten  zu  zücken  oder  andere  mordliche 
Wehr  über  seinem  Haupte  zu  schwingen,  wenn  wir  von  der 
in  solchem  Thun  liegenden  Ehrenkränkung  absehen,  lediglich 
deshalb  in  Strafe,  weil  sein  Unterfangen  dem  Kechtsfrieden  eine 
schwere  Wunde  schlug,  nicht  aber  deswegen,  weil  des  Bedrohten 
persönliche  Freiheit  oder  köri)erliche  Integrität  für  gefährdet 
erachtet  worden  wäre.'-)  Selbst  wer  nach  einem  andern  schlägt 


■)  vgl.  Wilda  S.  60‘j;  .lohn  § IS;  Oseiihrüggen.  al.  Str.  R. 
S.  Uit;  Frieae  S.  73  f.  Die  obigen  An.sfuhningen  gelten  natürlich  nur 
vom  mittelalterlich  ileutachen  Rechte,  solange  nicht,  was  freilich  sehr  früh- 
zeitig geschah,  die  Versuchslehre  der  Italiener  darin  Fängang  gefunden 
hatte. 

*)  Die  MRO.  bestimmt  ohne  jede  Herücksichtigung  des  Verbri'chens- 
willens  des  Thäters,  wie  des  Kndzweck.s  .seiner  That:  „Wer  über  ieman  ein 
mezzer,  swert.  spiez  eder  ander  wafen  eder  geschirre  üz  zucket  oder  erzi'ihct 
und  uit  serct.  der  git  fiiiufzig  sehillinge  spirscher'fll  ilgard  S.  210).  Ebenso  das 
Mainzer  Friedensbuch  j H Mone.  ZOO.  lid.  VIII,  S.  17':  .Wer  ein 
messet,  degen,  swerte  odir  andir  Waffen,  gross  ndir  klein,  iiher  den  andern 
sust  zuhet  odir  frevelieh  gein  jine  bildet,  der  sali  eia  vierteil  jars  die  stat 
verbrochen  bau,  der  bürget  uss  zu  faren  und  der  üssman  bie  innc  zu  blibcu.“ 
,\ber  auch  dann,  wenn,  wie  z.  1).  im  Hofreebt  Bischof  Bnrehards  von 
Worms,  das  .gladium  ev.iginare,  arcum  tendereetsagittamnervoimponere“ 
nnddas.lanccainadferieuduin  protendere“,  falls  es  „ad  aliquem  occidend  u m“’ 
geschah,  mit  Strafe  bedroht  wird,  richtet  sich  das  Strafgesetz  nicht  gegen 
die  versuchte  Tiilnng,  sondern  gegen  den  vollendeten  Bruch  des  Rechtsfriedens 
und  die  Verletzung  der  Verkehrssicherheit.  Die  Worte:  „ad  aliiiuem  occi- 
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inior  wirtt,  ohne  ihn  zu  treffen,  wird  nicht  wegen  veisnclitcr 
Körperverletznmr,  sondern  wegen  Missachtung  des  obrigkeitlichen 
Friedensgebotes  und  eventuell  dazu  wegen  vollendeter  Ehren- 
kränkung  des  Verletzten  zur  Verantwortung  gezogen. 

Wer,  die  Mordwaffe  in  der  Faust,  seines  Feindes  am  Wege 
wartet,  verrctzt  schon  damit  freventlich  den  Rechtsfrieden 
und  wird  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm  sein  Gegner  wirklich 
erschienen,  und  ob  sich  sein  Vorsatz  darauf  erstreckte,  ihn  zu 
morden  oder  bloss  an  -seiner  Gesundheit  zu  schädigen,  in  Strale 
geuoinmen.-) 

Dabei  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Bestratuug 
eines  Verbrechers,  dc.sseu  Thätigkeit  mit  dem  Friedensbruche 
oder  der  Verletzung  eines  Rechtsgntes  noch  nicht  erschüpft 
war,  sondern  noch  ein  weiteres  Rechtsgut  gefährdete  und  nach 
seinem  Willen  auch  auf  dessen  Verletzung  hinzielte,  der  Ahndung 
ziemlich  gleich  kam,  die  er  erfahren  hätte,  wenn  dieser  Fhlolg 
wirklich  eingetreteu  wäre. 


ilendiim“  stehen  keineswegs  im  (legeiisati  zur  blossen  Kürpeiverlctzungs- 
absioht,  suudern  sie  wollen  lediglich  besagen,  dass  die  liedruhuug  wirklich 
ernst  gemeint  sein  musste.  Ks  konnte  doch  sicherlich  nicht  in  der  Absicht 
des  tiesetzgebers  liegen,  den  Totungsversuch  mit  der  gleiihen  Strafe  wie 
die  vollendete  Kör|ierverletzuug  (liO  .Solidi)  zu  belegen,  die  nämliche  Begehung 
aber  daun,  wenn  nur  beabsichtigt  war,  dem  tiegner  eine  nicht  tütliche 
Wunde  zu  schlagen,  vollständig  st  ratlos  zu  lassen! 

So  straft  auch  das  Mainzer  Friedens  buch  § 42  (a.  a.  ().  S.  17  f.) 
die  Leute,  .,die  sich  zu  Meiitze  goucreiit  und  wcreiit,  die  mit  spiesseu, 
belmbarteu,  beslageii  kolheu  odir  andern  wagen,  welicherler  die  von  yseu 
gemacht  odir  da  mit  beslagou  siut,  da  uit  scheideu  zu  gehöre  nt,  erglicb 
odir  freveiieh  vor  irc  husere  laufent  iu  der  meyuuugc,  ymaiit  ilainit  zu 

leidigen  odir  zu  letzen,  odir  helfen  zu  leiiligeu  odir  zu  letzen iu  glicher 

wise,  als  ob  dieselben  swerte  odir  messer  mit  zweiii  suydeii  usser 
ireii  scheideu  gezogen  hetleii,"  also  nicht  aufgrund  ihrer  Absicht,  „zu 
leidigen  odir  zu  letzen"  wegen  versuchter  Kot  jiervcrietznug.  sondern  wegen 
Vullcudeteu  Verbrechens,  das  nur  der  liefährlichkeit  clcr  angewendeteu  eisernen 
und  eisenbeschiageuen  Werkzeuge  halber  demZucken  zweischneidiger  .Schwerter 
oder  Messer  in  der  Bestrafung  gleichgestellt  wird. 

’)  MKtl.,  llilgard  S.  210:  ..Wer  nach  einem  sieht  mit  der  haut 

eder  fuhst,  stecken,  kolben,  steine  eder  anderem  geschirre,  eder  nach  im 
wirfet  eder  sehi'izet  und  doch  nit  ilrilfet,  der  git  ein  phunt  spirseher".  Vgl. 
.luch  Weistum  von  Hüeben  l.öo'.l,  § 22  ((.Trimm.  Weistumer  Bd.  V,  .S.  701,. 

V RO.  V.  1010. 
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Der  Weber,  von  dem  im  vorigen  Paragraplien  berichtet 
wurde,  dass  er  einem  Zunftgenossen  ein  Brotmesser  meuchlings 
in  den  Rücken  rannte,  hat  einen  ^’ebenmenschen  schwer  am 
Leibe  verletzt  und  dazu,  da  die  Deliktshandlung  aut  der  Znntt- 
stube  geschah,  den  erhöhten  Frieden  gebrochen.  Da  er  aber 
die  That  verübte,  „in  der  meynunge,  daz  er  yn  erstochen  hette,“ 
was  er  selbst  prahlerisch  erzählte,  so  wird  er  mit  Verlust  iles 
Augenlichtes  bestraft.') 

Ein  gewi.sser  Bernhard  Koch,  ein  Ranfbold  schlimmster 
Suite,  der  wider  des  Rates  Verbot  und,  trotzdem  er  schon  früher 
auf  die  Gebeine  der  Heiligen  hatte  schwören  müssen,  lürder 
kein  Gewehr  zu  tragen,  seinen  Widersacher  Wiprecht  in  der 
^lehlgasse  mit  gewatfneter  Hand  und  rachegierigem  Sinn  böslich 
verwegwartet,  bricht  durch  solch  ruchlose  That  schmählich  den 
Rechtsfrieden.  Nun  gesteht  er  aber  obendrein,  ei'  habe  auf 
seinen  Gegner  gelauert,  „in  der  meynung,  wo  er  Wiprechteu 
betretten,  das  er  ine  umbbringen  aber  zum  wenigsten  ein  tlugell 
abgehauwen  hett.''  Ferner  erklärt  er,  dass  er  noch  immer  die 
Absicht  nicht  aufgegeben  habe,  den  Wijnecht  in  Stücke  zu 
hauen,  wenn  er  ihm  begegne,  und  dass  er  stets  ein  Beil  mit 
sich  zu  rühren  pdege,  um  damit,  falls  er  gefangen  werde,  noch 
einen  durch  den  Kopf  zu  hauen.  Nach  solchem  Schuldbekenntnis 
zögert  der  Rat  nicht  lange,  ihn  zum  Tod  durchs  Schwert  zu 
verdammen.  Bei  diesem  harten  Urteil  mögen  wohl  auch  nicht 
unbegründete  sicherheitspolizeiliche  Erwägungen  niitgesprochen 
haben;  zudem  hatte  der  Rat  wenig  Veranlassung,  diesem  hart- 
gesottenen Sünder  besonderes  Wohlwollen  entgegenznbringen: 
hatte  doch  dieser  den  dämonischen  Hass,  mit  dem  er  seinen 
persönlichen  Feind  verfolgte,  auf  alle  Landsleute  des  letzteren 
übertragen  und  ehedem  zu  Bingen  das  Gelübde  gethan,  „wo 
ime  Wiprecht  oder  sonst  einer,  er  sy  wer  er  well,  von  Spyer 
werd,  so  woll  er  ime  den  corpor  entzwey  hauwen.“-) 


')  Ab.  II,  Er  bi-kanute  übrigens  nebenbei  auch  uodi  ..iluppsuU“! 

'^1  AB.  II,  150U.  Er  wurde  dann  zu  lebenslänglicher  Einkerkerung 
begnadigt. 
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Grundsätzlich  wird  die  Versuchshaudluiig,  wo  wirklich  von 
einer  solchen  gesprochen  werden  kann,  milder  gestraft  als  die 
Vollendung,  was  häufig  iin  Urteil  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

1471  paktiert  z.  B.  ein  Knecht  des  Abtes  von  Limburg 
mit  einem  Juden,  dass  er  ihm  ein  Kind  verkaufen  wolle;  doch 
kommt  es  glücklicherweise  nicht  zur  Ausführung  des  schmählichen 
Handels.  Der  Rat  erlässt  dem  armen  Sünder  im  Hinblick  auf 
„sin  jungent,  ouch  daz  kint  nit  alsus  undergethon  worden,“  die 
verwirkte  Todesstrafe  und  jagt  ihn,  nachdem  er  am  Pranger 
' gestanden  war  und  das  Brenneisen  auf  Backen  und  Stirne 

gefühlt  hatte,  mit  Schimpf  und  Schande  aus  der  Stadt. ') 

In  dem  bereits  erwähnten  Gesetzentwurf  von  der  Mühles 
über  die  Verbrechen  wider  die  Sittlichkeit  findet  die  mildere 
Strafbarkeit  des  Vei-suchs  weitgehende  Anerkennung.-) 

Manchmal  freilich  sieht  sich  dann  wieder  der  Rat,  besonders 
bei  augenfälliger  Uu Verbesserlichkeit,  bei  Räubern  und  AVege- 
lagereni,  bei  Mördern  und  vermehrten  Dieben,  überhaupt  bei 
schädlichen  Leuten,  nicht  beniüssigt,  auf  eine  gelindere  Strafe 
j deswegen  zu  erkennen,  weil  die  Verbrechenshandlnng  ohne 

Schuld  des  Thätei-s,  ja  wider  seinen  Willen  nicht  über  das 
Stadium  des  Versuches  hinausgelangt  war. 


Die  Teilnahme. 

\.  Mitthäterseliaft  und  Beihilfe. 

Bei  der  Beteiligung  mehrerer  an  der  gleichen  Verbrechensthat 
pflegte  sich  im  allgemeinen  Theorie  unil  Praxis  im  früheren 
Speierer  Rechte  nicht  mit  subtiler  Unterscheidung  der  Straf- 
würdigkeit der  Teilnehmer  nach  Massgabe  ihrer  Mitwirkung 


>>  AB.  II,  1471. 
N.  631. 
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bei  der  Vcrbrechenshandluiifr  zu  plagen;  wer  nur  irgendwie  an  der 
Herbeilulirnng  des  Deliktserfolges  iiiitgearbeitet  liatte,  riskierte 
im  Gegensatz  zur  altgernianisehen  Rechtsanseliauung  in  der 
Regel  gleiehe.  Strafe  und  kaum  gelindere  Behandlung  als  der 
Tliäter  selbst.  Dagegen  erwartet  — ein  Überbleibsel  der  alten 
Gefolgschaft — den  H auptmann.  Prinzipal.  L'rsacher  oder 
Rädleinsführer  besonders  hohe  Strafe;  bei  Raufhandeln  trägt 
er  nach  der  VRO.  von  lUlti  allein  die  volle  Frevelbusse,  während 
die  andern,  die  weniger  hervortretender  Wirksamkeit  .sich  zu 
rühmen  vermügen,  mit  der  halben  Summe  davon  kommen. 

ln  den  Fällen  notwendiger  Teilnahme  tritt  in  der  Regel 
gleichartige  Bestrafung  ein,  falls  nicht  bei  einem  der  Beteiligten 
besondere  Strafschärfungs-  oder  -milderungsgründe  vorwalten. 

War  der  Tliäter  nur  ein  Werkzeug  in  der  Hand  eines  andern, 
so  wird  der  letztere  oft  nicht  als  An.stifter,  sondern  selbst  als 
mittelbarer  Tliäter  erachtet  und  dementsprechend  behandelt. 
i:545  wird  einer  als  Tliäter  bestraft,  der  zwar  nicht  selbst  mit 
der  Hand  die  That  verübt,  aber  seinen  Knecht  dazu  geliehen 
hatte,  sie  zu  vollbringen. ') 

Der  .Mann  teilt  nach  der  Regel:  „Mitgelängen,  iiiitgehangeii“ 
meist  das  Schicksal  seines  Herrn  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er 
das  .Abrollen  der  Kausalkette  in  höherem  oder  geringerem  Masse 
oder  gar  nicht  beeintlusst  hatte.  Mit  den  .Aufrührern  Voltzo, 
Hartinud  und  C’uurad  wird  rJtiö  ihre  ganze  Gefolgschaft,  die 
in  dem  bischöHicheii  Urteil  unter  den  allerverschiedensten  Be- 
zeichnungen tiguriert,  — bald  heissen  sie  „trilmtarii“,  bald„ne(iuam 
et  scelerate  persone  voto  ipsorum  congruc  et  consone",  bald 
„compliees  vcl  potius  servi“  u.  s.  w.  — verbannt,  und  ihnen  für 
alle  Zeiten  die  Rückkehr  in  die  Stadt  verboten.-) 

Besonilers  thatkräftige  Mitwirkung  zur  Herbeilulirnng  des 
verbrecherischen  Erfolges  ist  im  allgemeinen  nicht  erforderlich, 
um  die  Helfer  in  der  Bestrafung  dem  Hauptlhäter  gleiehzu- 
stellen ; A'erhinderung  der  Entdeckung,  Wachehalten  und  der- 
gleichen untergeordnete  Thätigkeiten  werden  bisweilen  schon 
für  ausreichend  hiezu  erachtet.  Ist  der  Tliäter  wegen  einer 


M AH.  I,  l.U.i. 
Hiljjard  S.  so  ft. 
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vorsätziicheu  und  mit  Vorbedacht  begangenen  Körperverletzung 
strafbar,  so  trifft  nach  der  MRO.  von  1314  den  Helfer  das 
gleiche  Los,  wenn  er  mit  dem  Thäter  dazu  geht  oder  kommt 
oder  bei  ihm  steht  in  „deme  niiite,  und  daz  vor  weiz  und  des 
beraten  ist,  ebe  ieniaii  gimc,  der  da  geseret  wirt,  wil  helfen 
eder  beschirmen,  daz  er  denne  raten  und  hellen  welle  demc, 
der  die  tilt  düt“.') 

Auch  sonst  wird  die  Gleichstellung  der  Teilnehmer  mit 
dem  Thäter  häulig  im  Gesetze  selbst  ausdrücklich  ausgesprochen: 

Der  nach  dem  Severinsaulruhr  von  133U  vereinbarte 
Sühuebrief  droht  jedem,  der  es  lurderhin  wagen  würde,  den 
Kat  zu  ijuetschen  oder  zu  stören,  ewige  Verweisung  und  gleiche 
Strafe  allen  denen,  die  dem  Thäter  „dar  zii  helfeut  oder 
radcnt  oder  geholfen  oder  geraden  hant“,^) 

1483  beruft  sich  ein  wegen  ilünzl'älschuug  unter  Anklage 
stehender  Wormser  Arzt  darauf,  dass  er  „der  montz  mit  der 
haut  nye  nützet  gemacht“,  sondern  nur  das  „i)uller“  verfertigt 
habe,  mit  denen  die  Pfennige  bestrichen  wurden;  trotz  alledem 
aber  wird  er  samt  dem  falschen  Gelde  andern  zum  Exempel 
öffentlich  mit  dem  Feuer  gerichtet.’) 

Doch  gilt  das  drakonische  Prinzi)),  das  Jeden  Teilnehmer, 
mochte  er  nun  auctoris  oder  adiutoris  auimo  gehandelt  haben, 
gleicher  Strafe  wie  den  Thäter  selbst  Inr  würdig  erklärte, 
nicht  ausnahmslos.  Schon  ein  Kapitulare  Ludwigs  des 
Frommen  straft  bei  der  .Münzfälschung  den  Gehilfen  milder 
als  den  Thäter:  er  zahlt  tlO  Solidi,  wenn  er  ein  Freier,  und 
erleidet  tiO  Rutenhiebe,  wenn  er  uufrei  ist,  während  der  Thäter 
die  Hand  verliert.*) 

1484  lässt  man  einen  Knecht,  der  nur  die  zur  Münzfälschung 
bestimmten  Farben  gerieben  und  nicht  weiter  gefragt,  ob  solches 


>)  ebd.  s.  217. 

ebd.  S.  :127. 

3)  .VB.  II,  tis;{. 

*)  Capitulare  IV,  ;i;i:  ,,l»o  fal.sa  moueta  iubrmus,  ut  (jui  eain 

pvrciiasiase  comprubutus  t'uerit,  niaiius  ei  amputetur,  et  <iui  boc  eoDseuait,  si 
über  est,  l.X.  aolidos  componat,  si  servus  est,  LX.  ictus  aceipiat“;  vgl. 
Lebmauu  8.  t3i>“. 

Ttb  Berater,  ätra(r««bl  U*r  fr«i«a  Ue>obt»Uüt  Sp«i«r.  4 
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Thun  gut  oder  böse  sei,  durch  Stirn  und  Backen  brennen  und 
über  die  Mosel  schwören.')  Des  Münzfälschers  Rummel  An- 
gehörige werden  mit  Ruten  auf  dem  Rücken  ans  Halseisen  gestellt 
und  dann  aus  der  Stadt  gejagt.'^) 

Zu  Ausgang  des  Mittelalters  erkennen  Theorie  und  Praxis 
nahezu  in  allen  Fällen  die  mildere  Strafbarkeit  des  Helfers 
an.  Einer,  der  auf  der  Hut  steht,  wie  ein  anderer  stiehlt, 
kommt  1577  ohne  alle  Strafe  davon,  wobei  freilich  auch  seine 
Jugend  gebührende  Würdigung  findet.')  Ab  und  zu  freilich 
machen  sich  immer  noch  Anklänge  an  das  schroffe  ältere  Prinzip 
bemerkbar.  Noch  1713  will  von  der  Mühle  denjenigen,  der 
dem  Entführer  die  Wege  ebnet,  geradeso  gestraft  wissen,  wie 
diesen  selbst,  während  er  sonst  im  allgemeinen  die  geringere 
Beteiligung  als  strafmildernd  gelten  lässt.^) 


It.  Bande. 

War  die  Teilnahme  mehrerer  bei  Begehung  eines  Deliktes 
von  vornherein  verabredet,  oder  ergaben  sich  Beweise  für  die 
Zugehörigkeit  eines  Angeklagten  zu  einer  der  keineswegs  selten 
auttretenden  Verbrecherbanden,  so  pflegte  der  Kat  der  Ab- 
schreckung wegen  besonders  strafte  Saiten  aulzuziehen.  Uner- 
träglich war  ja  das  freche  Treiben  der  wilden  Gesellen,  die 
Stadt  und  Landschaft  ununterbrochen  in  Atem  hielten.  Gelang 
es  auch  manchmal  den  städtischen  Soldnern,  bei  einer  Razzia 
in  den  Wäldern  und  Dörfern  der  Umgebung  eine  solche  Bande 
in  ihren  geheimsten  Schlupfwinkeln  aufzuspüren,  das  Nestlein 
auszuheben  und  die  Placker  und  Gauner  scharenweise  ins  Loch 
zu  liefern,  so  war  damit  doch  in  der  Regel  nur  wenig  geholfen; 
verschaffte  ja  doch  der  Rat  selbst  durch  die  damals  allgemein 
übliche  Politik,  alle  schädlichen  Elemente,  die  man  nicht  härter 
strafen  konnte,  ans  dem  Lande  zu  weisen,  den  Verbrecher- 


')  AB.  II,  14S4. 

N.  707. 

>)  VRAP.  I,  1677. 
<)  N.  «31. 
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banden  immer  neuen  Zuzug.  Bald  überfiel  solch  ruchlose  Schar 
den  friedlichen  Bauern,  zwang  ihn,  seine  Habe  heranszugeben 
und  hing  ihn  dann  znm  Dank  hiefOr  an  den  nächsten  Ast  oder 
setzte  ihm  den  roten  Hahn  aufs  Dach,  bald  brachten  sie  in 
der  Stadt  selbst  bei  Me.sseu  und  Märkten  mit  falschen  Karten 
oder  gefüllten  Würfeln  die  Ijeute  um  ihr  Geld,  bald  wieder 
versammelten  sie  sich  in  der  Stille  des  Waldes,  in  einsamen 
Häusern  oder  abgelegenen  Gehöften  zu  geheimnisvoller  Münz- 
verfertignng  oder  beraubten  auf  oftener  Heerstrasse  den  einzelnen 
Wanderer  seiner  Barschaft,  ja  scheuten  sich  mitunter  nicht 
einmal,  starke,  wohlbewehrte  Handclszüge  anzugreifen,  wenn 
solch  kühnes  rnternehmen  nur  entsprechenden  Lohn  verhiess. 

Die  erste  Sorge,  wenn  ein  Mitglied  solcher  Banden  endlich 
doch  einmal  in  die  Falle  gegangen  war,  bildete  stets  die  Er- 
mittelung seiner  Helfershelfer,  des  Hauptmanns  und  der  wich- 
tigsten Schlupfwinkel  der  Bande.  Oft  nennt  der  Gefangene 
freiwillig  seine  Mitsclinldigen,  in  der  Regel  jedoch  offnen  ihm 
erst  die  Qualen  der  Tortur  die  widei-strebenden  Lipiien,  dann 
aber  scheint  mitunter  die  Zahl  der  Personen,  die  der  Inquisit 
zu  „besagen“  weiss,  gar  kein  Ende  nchnien  zu  wollen.') 


')  Hecht  wunderlich  lauten  meist  die  Namen  dieser  (iaiiner  oder  die 
steekhrieflichen  Scbildemu('en,  mit  denen  ihr  gefangener  (ienosse  sic  zu 
beschreiben  sucht.  Einige  Heispiele  dürtten  nicht  uninteressant  erscheinen ; 
So  finden  sich  in  den  beiden  Achtbücbern  z.  B.  folgende  Namen  und  Be- 
zeichnungen: der  swartz  Contz,  wagenhalss  von  lamdeuberg.  Conrat  haseu- 
kopp,  Walther  botzly,  der  lauge  münchen  vom  Odenwtilde,  dein  mertlin,  der 
wüst«  helffeughe,  bryssschuch.  kuppheruagel,  kappusshenpt,  huren  esel, 
Hans  lertasch.  Uenchen  regzagel,  der  lang  Endriss,  det  dein  thyss.  kortz 
Johan,  flenehin  der  flemig,  Henebiu  houlitzd.  komys,  kistenschedel.  .leckein 
iincke,  Paulus  mulwdpf,  Bederheuehin,  Lauchs  (irede,  Schönhennidiin.  der 
junge  gruppentretter,  daz  kolarlin,  der  holtzlin  vom  Odenwalde,  der  knore 
von  heynigen,  Jacob  ineckegebure.  Peter  lederhose,  snyderliti,  der  harrigel, 
Hans  mit  der  kumpfen.  schoppfell,  Hans  bernkopf,  katzeuwedel,  der  schon- 
leben,  dunnesnabell.  Paffenhans,  Hans  sprengindenclee,  Jorig  hoiweschober, 
clapperdran,  der  strigel,  Hans  herregott,  Peter  zegelbock,  Andriss  klapperzan, 
Peter  onhirn.  Heintz  holtschnw,  Hans  obsskern,  hebedenesel.  bonwezhöltzel, 
Hans  sprenckenringk,  Mehtild  schönnase,  aditeznit,  Kuckschyt  ein  hincken- 
der  scherrer,  Jorg  zu  der  krönen  der  wirt  zu  nydderbaden  mit  dem  stoltz 
fuis,  uzdruDckel,  der  eyneugt  Utz,  mcienblnt  der  wober,  Inmperlin 
von  Strazborg,  Nicolaus  von  der  Nyess,  den  mau  nennet  morelle,  Herman 
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In  den  vierziger  Jahren  des  15.  Jahrliunderts  machte  dem 
Rate  eine  Mörder-,  Diebs-  und  Räuberbande,  die  sich  die 
„Stirnestosser“*)  nannten,  viel  zu  schaffen,  bis  es  endlich 
gelang,  einige  der  vornehmsten  Mitglieder  aufzuheben,  die  unter 
den  (jualen  der  Tortur  auch  ihrer  Genossen  nicht  schonten  und 
durch  ihre  Angaben  die  Obrigkeit  zu  immer  energischerem 
Vorgehen  veranlassten.  Zwei  der  schlimmsten  werden  144H 
ertränkt,  später  noch  einige  andere  verbrannt  oder  gerädert. 

Trotzdem  aber  tauchen  immer  neue  Verbrecherbanden  iu 
der  Landschaft  auf,  die  sich  durch  hohe  Eide  verbinden,  „uff 
der  Strassen  zu  rauben  und  zu  morden  und  teyle  und 
gemeyn  mit  eynaml  zu  han“  oder  ähnlichen  edeln  Be- 
strebungen obzuliegen.'')  Die  grausamsten  Strafen  nfitzten  nur 
wenig,  solange  man  für  diese  Hydra  den  Feuerbrand  nicht  fand, 
der  das  Nachwaehsen  der  abgetrenuten  HäuiUer  zu  hindern  im- 
stande war.  Die  blutigen  Gauner-  und  Zigeunermandate  des 


platzkoecht  mit  ilem  lamea  äugcT,  Sant  Keiner  mit  der  krumen  Imut.  . . 
hat  eine  bant,  ....  ist  ein  frauwen  wirt,  . . clescbiu  von  metze  kan  tütacb 
und  welsfh,  . . . Han»  artzit  treit  ein  cremelin,  . . . furot  ein  hure,  . . bat 
eynen  zwj-liehiu  »ehantz  an,  . . . hat  einen  grnuwen  rogk  an  und  ein  butdo 

uff wandelt  da  oben  im  lande  und  bat  einen  büaen  schenckel.  . . . 

ist  ein  korz  knecbt  mit  »trübem  bare,  ....  bat  ein  schräm  in  dem  backen 

und  »int  im  die  dume  abe der  laii);  Kndriss,  der  kan  »iegel  grabu 

und  »cbryben  uud  ist  der  meister  under  in  und  bat  ein  schräm  au  eyin 
backen,  . . . dem  ist  ein  lioger  abe  by  dem  dumen  an  der  rechten  bant, . . . 
Albertos  ist  gelert  und  beldet  sich  im  uberlande.  . . . bat  eyn  »wartzeu 
hart,  eyn  gelben  but  mit  eyner  bynde  dardureb,  eyn  roten  und  swartzen  rock 
au.  ...  . ist  ein  klein  swartz  knecbtel,  wonet  zum  pflüg  zn  Hagenauwe,  der 
bat  ein  wiss  wullin  röckel  über  eiui  sclmntz  ungegiirtet  au  und  singet  alle»  er 
für  ein  deines  waltfdgelin,  . . . Kuprecbt  Wisemans  »one  von  Kirckel,  der 
macht  falsch  wurffei  von  im  selbs,  ...  ist  ein  armbroster,  ist  am  lynekeu 
fuBs  lain,  über  SO  iar  alt  und  dreyt  ein  kruck  under  sin  arm,  ist  eyn  dein 
dorr  meuichin  und  zucht  im  obern  laude  umb  »pier  mit  einer  dierne  u.  s.  w. 

')  Alt.  II,  14iö;  über  diesen  Namen  s.  Osenbrüggen,  Studien 
.S.  4'W  f. 

„Item  der  oligut.  leubart  gesagt,  da/,  er  von  bans  marggraue  von 
nyederbadcn  der  bastbart,  benckin  von  lugelnheym.  der  yen  besagt  hat,  uud 
iren  mytgeselleu  teyle  genomen  habe,  waz  sie  mit  falschem  spiele  gewonnen 
haben,  und  er  habe  auch  wole  gewist  daz  sie  mit  dem  falschen  spiele  umb- 
gangen  »int  und  auch  von  den  metzblancken  in  die  tieln  zu  werffen  und  er 
habe  yen  verlobt  daz  nit  zu  sagen  noch  zu  melden“. 
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18.  SäkuluDis  sind  das  beredteste  Zeugnis  für  das  jahrhunderte- 
lange fruchtlose  Ringen  der  Ordnungsgewalten  mit  diesen  be- 
rufsmässigen Autoritätsverächtern,  das  erst  nach  dem  Zu- 
sammenbruch der  alten  Reichsverfassung  zu  völligem  Siege  der 
ersteren  führen  konnte. 


C.  Aiistiftiiii!;. 

Auch  der  Anstifter  teilt  grundsätzlich  das  Los  des  Thäters. 
Nach  der  MRO.  soll,  wer  einen  andern  seinen  Nächsten 
schlagen,  verwunden  oder  ihm  sein  Gut  nehmen  heisst,  die 
gleiche  Strafe  erleiden,  wie  wenn  er  mit  eigener  Hand  die  That 
vollfiihrt  hätte. 0 Es  ist  also  zur  Strafbarkeit  des  Anstifters 
nicht  erforderlich,  da.«s  der  Thätcr  .sich  wirklich  durch  die  An- 
stiftung zur  Begehung  des  Deliktes  bestimmen  Hess,  ja  nicht 
einmal,  dass  dieses  überhaupt  begangen  wurde. 

Eine  prozessuale  Besonderheit  gilt  von  der  Anstiftung  zum 
Totschlag.  Während  bei  allen  anderen  Delikten,  von  denen  die 
MRO.  spiicht,  UebeiTührnng  durch  Erfahrungszeugnis  „mit  zweien 
eder  drien  erberen  gezngen“  möglich  ist  und  nur  subsidiär  dem 
Bezichtigten  der  Reinigungseid  verstattet  wird,  gibt  das  Gesetz 
dem  wegen  Anstiftung  zum  Totschlag  Angeschuldigten  das 
Recht,  primär  durch  Einhandseid  seine  Unschuld  zu  beweisen.-) 
Schalt  der  Kläger  diesen  Eid,  so  ruhte  nicht  mehr  wie  im 


*)  Hilgaril  8.220.  Dem  (;leicheii  Grundsätze  huldigt  das  Friedens- 
buch der  Stadt  )lainz,  das  in  den  §§  19  n.  2o  bestimmt:  „Welich  burger 
zu  Jlentze  eyn  man  zu  Mcntze  heisset  slagen,  stechen  odir  rci'ifen,  der  sali 

bessern  den  frevel,  als  er  das  bette  getan  mit  der  haut Item 

welich  burger  zu  llentze  rad  dar  zu  gibt,  das  eynich  burger  zu  Mcntze  in 
der  statt  odir  usswendig  der  statt  gcslagen.  gestossen,  getreden.  geraufet, 
blutrustig  odir  säst  an  synetu  libe,  an  synem  güde  odir  au  syner  gesuntheit 
gcleidiget,  beswert  odir  geletzet  wirdet,  wanne  man  yme  des  schult  gibt, 
er  sali  sich  des  entslagen  mit  sineui  eyde,  das  er  das  nit  getan  odir  geraden 
habe;  düt  er  des  nit  odir  mochte  man  yne  des  be.sagon.  er  sali  bessern  als 
hievor  in  dem  viertzehesteii  artickel  geschrieben  ist,  glicher  wise  als  er 
dass  bette  getan  mit  der  haut".  fMone  a.  a.  0.  S.  13). 

*)  Hilgard  S.  220;  vgl.  Loeniug,  Reiniguugseid  S.  l.ld. 
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früheren  Rechte  die  Entscheidung  des  Prozesses  auf  der  Schueide 
des  Schwertes  oder  dem  Ausgang  eines  andern  Gottesurteils, 
sondern  der  Kläger  wurde,  wenigstens  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen, zur  Führung  des  Gegenbeweises  zugelassen. 

1355  schwört  Henneckin  Ysenbis,  der  Weber,  des 
Totschlags  beleumundet,  den  Reinigungseid;  der  Kläger  aber 
überführt  ihn  durch  Zeugenbeweis,  dass  er  zwar  nicht  selbst 
die  That  vollbracht,  wohl  aber  dem  Thäter  zur  Vollführung 
des  Totschlags  ein  Messer  geliehen  und  7 //.  Heller  gegeben 
habe,  damit  er  seinen  Anteil  an  der  Mordthat  nicht  veiTate. 
Man  verweist  ihn  aus  der  Stadt  und  teilt  ihm  mit,  falls  er  sich 
wieder  innerhalb  der  Bannzäune  blicken  lasse,  werde  man  ihn 
auf  ein  Rad  setzen.') 

Später  erinnert  nichts  mehr  an  diese  prozessuale  Be- 
sonderheit. Dass  der  Anstifter  für  die  von  ihm  gewollte 
und  auf  seine  Veranlassung  durch  einen  andeni  ins  Werk 
gesetzte  That  nicht  nur  wie  der  Thäter,  sondern  selbst 
als  Thäter  zur  Verantwortung  zu  ziehen  sei.  wird,  da  dies 
zudem  auch  mit  der  communis  opinio  der  italienischen  Jurisprudenz 
sich  deckt,'-)  in  Theorie  und  Praxis  der  späteren  Jahrhunderte 
allgemein  anerkannt. 


1).  Begilnstiifuiig. 

Wie  die  Anstiftung  zur  That  und  die  Hilfeleistung  während 
dei'  Begehung,  so  galt  auch  der  favor,  die  Gewährung  von  Vorschub 
und  Förderung  nach  v ollendetem  Verbrechen,  als  strafbare 
Teilnahme;  wer  den  Verbrecher  schützte  oder  auf  andere  Weise 
begünstigte,  machte  sich  seine  That  selbst  zu  eigen  und  galt, 
wenigstens  im  späteren  Recht,  nicht  geringerer  Strafe  für  würdig 
als  der  Thäter  selbst. 

In  den  älteren  Speierer  Strafgesetzen  darf  übrigens  dieser 
Folgesatz  noch  keineswegs  als  Rechtsregel  Geltung  beanspruchen; 


>)  AB.  I,  1355. 

vgl.  Honifaciiis  de  V'italinis,  Uub.  de  insultu  n.  21. 
Angustinu.s  ad  Angel  um  Aretinuiu,  Ul.  et  Sempronium  Kodulpbi 
n.  37.  Glarus,  Sentent.  rocept.  lib.  V,  qu.  8»/S9  (Brunneumeister  S.  127). 
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vielmehr  wird  im  Gegenteil  hier  die  Begünstigung  noch  mit  ge- 
ringeren Strafen  als  die  Uauptthat  geahndet. 

So  verordnet  ein  Ratsstatut  von  1299  demjenigen,  der 
einen  wegen  Ausheischung  eines  Mitbürgers  vor  ein  fremdes 
Gericht  aus  der  Stadt  gebannten  Bürger  bei  Tage  oder  bei 
Nacht  gastlich  aufnimmt,  selbst  wenn  es  des  Verwiesenen  Ehe- 
wirtin wäre,  für  jeden  Begehungsfall  eine  Strafe  von  5 ü. 
Hellern,  die  bei  der  Erneuerung  des  Statuts  im  Jahre  1315 
eine  Herabminderung  auf  1 ü.  Heller  erfährt.  Auch  die  früher 
gestattete  Erleichterung  des  Ueberführungsbe weises  „per  unum 
testem,  niarem  vel  feminam“,  weicht  1315  wieder  der  allge- 
meinen Regel,  die  „duos  vel  tres  testes  ydoneos“  zui’  Ueber- 
führung  verlangt.*) 

In  ähnlicher  Weise  droht  die  MRO.:  „Wer  ouch  in  etz- 
liche  pene  vellet  und  die  verschuldet,  eder  einen  dotslag  dut, 
und  die  stat  dar  umbe  n'imen  sol  und  ph(>ninge  geben  sol,  und 
e dar  in  komet,  denne  er  die  ])ene  gütet  und  volle  vi'iret,  wer 
den  zu  tissche  eder  zu  herbergeu  heltet  bi  tage  eder  bi  naht, 
ez  si  vrowe  eder  man  eder  si  ioch  eins  mannes  eliche  vrowe, 
der  git  iegelichez  fnmf  |)hunt  spirscher  und  riimet  nit  die  stat, 
und  sollent  die  mant  rihtere  den  eder  die  umbe  die  fumf  phunt 
spirscher  an  allem  sime  giite  ligende  eder  varnde  phenden  uf 
den  eit  in  den  ahtagen,  so  daz  uberwunden  wirt“  etc.-)  Be- 
merkenswert ist  hier  noch,  dass  die  Neuredaktion  von  134ß 
statt:  „eder  si  ioch  eins  mannes  eliche  vrowe“  setzt:  „ane 

eins  mannes  elich  wib“,  womit  also  der  Hausfrau  des  Ver- 
bannten das  Recht  zugestanden  wird,  dem  flüchtigen  Eheherrn 
straflos  Gastfreundschaft  zu  gewähren.*) 

10  U.  Heller  hat  derjenige  zu  erlegen,  der  einen  Bürger 
haust  oder  hoft,  von  dem  der  Rat  auf  dem  Rathofe  hatte  ver- 
künden lassen,  „das  men  in  vahen  sol  unde  nieman  in  halten 


Hügard  S,  161  u.  333  f.  Der  Satz  des  Statuts  von  1299: 
«Verum  etiam  si  quis  ex  nobis  talem,  qui  ob  dictam  causam  a iure  civili  et 
consorcio  excluderetur,  forere  et  auxiliari  vellet  iu  premissis,  is  pena  eadem 
»icut  ipse  exclnsus  incidet  ipso  facto“  ist  1315  ganz  wcggefalleu. 

Hilgard  S.  32.3. 
ebenda  Amu.  3. 
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sol  bi  dage  eder  bi  naht“,  weil  er  einem  Gast  etwas  schuldete 
und  ihm  vor  dem  Bürgermeister  Recht  zu  tlnm  sich  weigerte.') 

Die  gleiche  Strafe  droht  der  Rat  i;tl7  jedem,  der  einen 
wegen  gefährlicher  Umtriebe  wider  die  Obrigkeit  Verbannten 
bei  Tage  oder  bei  Nacht  gastlich  aufnimmt.-) 

Allmählich  aber  führte  die  grundsätzliche  Betonung  der 
Gelährlichkeit  der  Begehung  und  das  Prinzip  der  Abschreckung 
zur  uneingeschränkten  Anerkennung  des  Satzes,  dass  der  Be- 
günstiger gleicher  Strafe  wie  der  Thäter  würdig  zu  erachten 
sei.  Der  hervorragendste  Anteil  an  der  Erkämpfung  dieses 
Sieges  gebührt  der  Landfriedensgesetzgebung,  die  jenen 
Reclitsgnindsatz  mit  ganz  besonderer  Beharrlichkeit  verfocht. 

Der  Provinziallandfriede  Friedrichs  des  Rotbarts  von  117!» 
(§  !•),  die  Tieuga  Henrici  von  f22.i  (§§  (>,  17),  Friedrichs  IT. 
grosser  Rcichslandfriede  von  123")  (§  25  f.)  u.  a.  stellen  den 
receptator  dem  Thäter  gleich,  und  fast  in  jedem  späteren  Taind- 
friedensgesetz  oder  -bündnis  findet  sich  eine  Bestimmung  wie 
die  folgende,  die  dem  1322  zwischen  Erzbischof  Matthias  von 
Mainz  und  den  Städten  Mainz,  Strassburg,  Worms,  Speier  und 
Oppenheim  geschlossenen  Landfriedensbunde  entnommen  ist: 
,,Es  ist  ouch  geret,  wer  disen  f'riden  blichet,  er  si  wer  er 
si,  oder  schaden  tut  den,  die  zii  disem  friden  gehörent,  wei- 
den haltet,  linset  oder  hovet  oder  ienian  ratet  oder  hilfet  mit 
Worten  oder  mit  wercken,  den  oder  die,  wer  si  sint,  sol  men 
anegrifeii  gelicher  wis  also  den,  der  den  schaden  getan 
hat“.-')  Auch  wer  dem  Landfriedbrecher  nur  „einen  feilen 


')  Hilgard  ,S.  2.ti>  f, 

ebenda  S.  24S;  ebenso  ein  .Staliit  von  ta'S  (\V.  H arster,  l'rkundeii 
S.  119):  „Wer  ez  aber,  daz  ir  etzlicber  her  über  dar  nach  wider  in  unser 
»tat  ijuctne,  wer  den  liti.«et  oder  hovet  uober  naht,  der  git  alle  naht  zii 
|>ene  zehen  phiint  heller  an  unserre  stetde  biiwe“. 

llilgard  S.  275  1;  Landfriede  zwischen  .tlainz.  Stra».slmrg.  Womis. 
Speier  und  Oppenheim  i:t2.">  (Hilgard  S.  291J;  zwischen  Ludwig  dem 
Hayern  und  den  genannten  .Städten  13:t2  fHilgard  S.34t);  Bündnis  zwischen 
Mainz.  .Strassburg,  Worm»  und  .Speier  1340  (llilgard  S,  410);  zwischen 
Karl  IV.,  den  Pfalzgrafen  Rudolf  und  Ruprecht  und  den  gen.  4 .Städten 
1351  (Boos,  rrkundenbuch  Bd,  II,  S.  291);  Bündnis  der  vier  Städte  mit 
Frankfurt,  Hagenau  und  Weissenimrg  1381  (ebenda  S.  510);  u.  8.  f. 
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Kauf“  gibt,  gilt  als  Genosse  seiner  That  und  wird  in  der  Regel 
mit  gleicher  Strafe  belegt. 

Schon  das  Urteil  gegen  die  aufrührerischen  Brüder  Voltzo, 
Hartmud  und  Cunrad  von  12(>5  erklärt  jede  Begünstigung 
der  Geächteten  für  gleich  strafbar  wie  deren  ruchlose  Tliaten 
selbst:')  i:i4f(  wird  jedem,  der  dem  verbannten  Exbürgermeister 
Knö pfelmann  wieder  zur  Rückkehr  in  die  Stadt  verhelfen 
würde,  gleiche  Behandlung  gedroht,  wie  sie  der  treulose  Rats- 
herr hatte  erfahren  müssen.-) 

Das  Friedensbuch  der  Stadt  Mainz  belegt  das  Hausen 
und  Hofen  eines  der  Stadt  verwiesenen  Frevlers  mit  dergleichen 
Strafe,  wie  sie  dieser  selber  erlitten.’)  Streng  verboten  ist  es, 
dem  Totschläger  behufs  Taidigung  mit  der  Si])iie  des  Entleibten 
irgend  ein  „volleyst  odir  stüer“  zu  geben.  Im  Uebertietungs- 
falle  soll  der  Begünstiger  die  doppelte  Summe  der  Stadt  zu 
zahlen  und  ohne  Gnade  Stadt  und  Burgbann  auf  ein  Jahr  zu 
räumen  verurteilt  werden.'') 


')  Hilgartl  S.  x-2\  _Xos  iuiliccs,  con.sule»  et  miirersi  cives  Spireiises 
ad  observatidum  ea.  ijue  premiasa  sniit  de  receptatoribiis  antedictorum  mulnrum 
iios  oatcnus  oldigaimia,  ipiod  aiqui.«  iio.itinni  tran.^gre.HSor  fiierit  deprehen.«iis 
et  duorum  fidedig-nurmn  convictu»  te.<itimonio,  ille  penam  qiiani  et  damp- 
natiis  ac  proacriptus  reputaliit“. 

ebenda  S.  4:v.i:  „fud  were  oiich  daz  inie  darzü  iemaii  belirdfeii  oder 
bisteudig  were.  wer  der  were,  ir  werent  liitzel  oder  vil.  wer  sie  wereiit,  die 
ime  her  in  zu  kiiniende  beholfen  werent,  die  «ol  der  rat  zu  Spire  der  daiinu 
ist  uf  ir  eide  angriffeu,  vahen  unde  von  in  rillten  glicher  wise  als  von  dein 
vorgenanten  Heinrich  Knöphelmanne,  alle  all«  gevcrde.“ 

§§  .'i7  und  5S  (Jlone,  ZOO.  lid.  VII.  S.  *21). 

*)  J II  ^ebenda  .S.  11):  ,'Welich  biirger  den  andern  doitsleht  odir 

libelo's  machet,  den  inorder  sali  iiymant  vor  allen  dingen  kein  volleyst  odir 
stüer  geben,  da»  er  den  doitslag  damit  gebesser;  und  wer  yme  darüber 
dbeine  volleist,  »tuer  odir  helfe  tede  odir  gebe  heimlich  odir  offeiibare,  mit 
welicherley  (sache)  das  were.  odir  aber  ane  dass  darlechte,  das  er  ess  selber 
odir  yinant  von  »inent  wegen  neniine;  wie  vile  ymant  dem  morder  zu  stuer 
gebe,  wo  das  für  die  burgermeistere  odir  vor  den  rad  querae  heimlich  odir 
offenbare,  der  sali  der  statt  zu  Mentze  zwirnet  also  vil  geben  und  sali  dartzu 
die  statt  und  den  burgbanue  ane  alle  gnade  eyu  jare  runieii“.  Vor  der 
Besserung  muss  der  Totschläger  vor  den  Bürgermeistern  einen  gestabten 
Eid  zu  den  Heiligeu  schwören,  dass  er  alle  Personen  benennen  werde,  .die 
yme  zu  der  besserüuge  des  doitslags  odir  darnach  dheine  gäbe,  helfe  odir 
stüer  gegeben  odir  getan  haben.“ 
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Ab  und  zu  erachtet  es  der  Rat  fiir  nötig,  seine  Unter 
tbancn  durch  besondere  Bekanntmachungen  an  ihre  Bürger- 
pflichten zu  erinnern  und  sie  vor  jeder  Uebert'ahrung  ein- 
dringlichst zu  wanien.  So  droht  nach  dem  Ausbruche  des 
Münzfälschers  Rummel  aus  der  Turmstube  des  Altjjörtels  ein 
öfi'entlicher  Ratserlass  Jedem,  der  dem  entronnenen  Malefikanten 
Unterschlupf  gewähren,  ihn  verbergen  oder  ihm  die  Flucht  er- 
leichtern werde,  schwere  LeibesstrateJ) 


* ) X.  707. 
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Zweites  Hauptstück. 

Die  Strafe. 


Erster  Abschnitt. 

Wesen  und  Zweck  der  Strafe. 

§ «• 

Nach  deutscher  Anscliauung  ist  die  Strafe  eine  durch 
Eingriff  in  die  Rechtsgiitersphäre  des  Verbrechers  für  den  von 
diesem  herbeigefühl  ten  Bruch  des  Rechtsfriedens  geübte  Wieder- 
vergeltung: „Pena  in  suum  debet  auctorem  nierito  redundare“.’) 
Der  Verbrecher  hat  durch  seine  That  gewisse  Rechtsgüter 
verletzt;  durch  die  Strafe  übt  die  Gesamtheit  hiefür  an  ihm 
Vergeltung,  ihm  wird  „sein  Recht“.  Dabei  verweigert  die 
Zentralgewalt  in  den  Städten  schon  sehr  frühe  dem  Verletzten 
jede  Anerkennung  irgend  welcher  privater  Racherechte: 
wo  der  einzelne  nur  ein  Glied  eines  grossen,  machtvoll  regierten 
Ganzen  ist,  da  übernimmt  die  öffentliche  Gewalt  als  berufene 
Scliützerin  des  Rechtsfriedens  allein  die  Aufgabe,  jeden  Bruch 
desselben  zu  ahnden  und  dadurch  auch  dem  Verletzten  oder 
de.ssen  Sippe  die  gebührende  Sühne  zu  verschaffen. 

Im  engsten  Zusammenhang  mit  dieser  Verdrängung  des 
Privatracherechtes  des  einzelnen  durch  die  öffentliche  Rechts- 
pflege steht  die  immer  grössere  Anwendung  des  früher  nur  in 
beschränktem  Umfange  anerkannten,  nun  aber  immer  weitere 
Ausdehnung  findenden  Systems  der  öffentlichen  Strafen. 

Um  die  Vergeltungsidee  am  besten  verwirklichen  zu  können, 
bestrebte  man  sich  nun,  für  jedes  Verbrechen,  soweit  dies  über- 


Hilgard  S. 
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haui)t  (lenkbar  war,  in  einer  korrcspondiemulen  St^afgrö!^^^e  ein 
möglichst  getreues  Si'iegelbild  zu  finden.  Zwar  las.sen  sich 
Spuren  des  mosaischen  Talionsprinzips,  das  ja  wohl  als  die 
vollkommenste  Verwirklichung  dieses  Gedankens  erscheinen 
musste,  iin  Speierer  Strafrecht  wohl  kaum  mit  Sicherheit  nach- 
weisen,  doch  fand  das  Bestreben.  Art  und  Höhe  der  Strafe 
möglichst  genau  den  einzelnen  Niiancen  des  Verbrechenswillens 
anzupa.ssen,  im  System  der  spiegelnden  Strafen,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  weitgehende  .\nerkennung. 

Aber  nicht  nur  die  Vergeltungsidee  Hess  die  Aufstellung 
des  Satzes  ,Poenarum  est  pro  (]ualitate  nocentium  inventa 
diversitas“ ')  als  gerechtfertigt  erscheinen,  sondern  vor  allem 
musste  auch  das  schon  seit  dem  Bi‘ginne  der  ganzen  hHitwickelung 
immer  mehr  sich  geltend  machende  Ueberhaudnehmen  des 
Zweckgedankens  in  der  Strafrechtsidlege  zu  immer  eingidienderer 
Ergriiiuiung  der  einzelnen  Phasen  des  Verbreehenswillcns  und 
zu  immer  sich  steigernder  Difierenzierung  wie  der  f ieliktsarten 
so  auch  der  Strafen  führen. 

Die  Strafe  stellt  sich  nun  nicht  mehr  lediglich  als  die  not- 
wendige, unwillkürliche  Reaktion  der  Rechtsordnung  gegen  den 
ge.schehenen  Bruch  des  Kechtsfriedens  dar,  sie  verfolgt  vielmehr 
ausserdem  noch  einen  be.'itimmten  Zweck,  den  der  Sicherung 
der  Gesellschaft  wie  des  einzelnen  vor  dem  Verbrecher  und 
den  der  Abschreckung  und  Besserung  des  Be.straften  selbst 
und  seiner  Xebenmenschen. 

Diese  drei  Zwecke  der  Strafe  finden  sich  nebeneinander 
und  werden  sehr  häutig  bei  der  Wahl  und  Ausmessung  der  Strafe 
eingehender  Berücksichtigung  gewürdigt;  nur  tritt  im  allgemeinen 
der  Besscrungszweck  später  auf  als  der  der  Sicherung  und 
Abschreckung. 

Die  Verhütung  fernerer  Angriffe  des  Verbrechers  auf  die 
Rechtsordnung  ist  eine  Aufgabe,  welche  die  Gesamtheit  in 
ihrem  wie  des  einzelnen  Interesse  mit  grösstem  Xaclidruck 
durchzuführeu  bestrebt  sein  muss.  Rat  und  Richter  erkannten 
sehr  wohl  ihre  Pflicht,  gerade  in  der  Strafrechtspflege  auf  die 
Wohlfahrt  des  Gemeinwesens  Bedacht  zu  nehmen,  und  daraus 
erklärt  sich  auch,  warum  die  Gerichte,  deren  selbstlose,  gerechte 

KeicLslamilriedv  Kaiser  Friedriclis  II.  von  rzäö,  § 22. 
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und  unparteiisclie  Reclitspflege  uns  soust  so  bowundernswert 
erscheint,  bei  Verrätern  und  Enipürem  sich  jeder  milderen 
Regung  verschliessen  und  drakonisch  strenge,  manchmal  allzu- 
harte Strafurteile  fällen;  denn  lieber  sollte  der  Verbrecher  mehr, 
als  er  verdiente,  leiden,  als  dass  die  Gesamtheit  neuer  Gefährdung 
ansgesetzt  werden  durtte.  Offenen  Ausdruck  verleiht  diesem 
Gedanken  derKonsulent  von  Stoekken,  wenn  er  bei  Besprechung 
des  Gnadenrechtes  der  Obrigkeit  äussert:  „Salus  reipublicae 
suprema  lex  esto!  Wir  Konsulenten  haben  keine  Freude  am 
Verderben  eines  Jlcnschen,  aber  wir  müssen  den  Schaden  besser 
einsehen  und  sagen,  es  ist  besser,  dass  ein  Mensch  sterbe,  als 
dass  das  ganze  Volk  verderbe!“') 

Auch  dem  nicht  mit  Unrecht  so  verrufenen  fahrenden 
Gesindel  gegenüber,  das  fortwährend  für  Beschäftigung  der 
Gerichte  sorgte  und  besonders  bei  Messmi  und  Märkten  einer 
Heuschreckenplage  gleich  die  Stadt  belästigte,  hütete  man  sich 
vor  unzeitgemässer  Milde  uud  pflegte  vielmehr  dergleichen  Leute 
entweder  sofort  unschädlich  zu  machen  oder  sic  auf  weite  Ent- 
fernung die  Stadt  verschworen  zu  lassen.  Mochten  sie  draussen 
andere  Territorien  mit  ihrer  Gegenwait  beglücken,  wenn  nur 
die  Stadt  des  weiteren  von  ihnen  verschont  blieb.  Um  aber 
nicht  allzu  selbstsüchtig  zu  erscheinen,  suchte  man  wenigstens 
durch  Kenntlichmachung  des  Verbrechers  andere  vor  ihm  zu 
warnen,  indem  man  ihn  der  Ohren  beraubte  oder  ihn  durch 
Aulbreunen  des  Stadtwappeus  zum  Zeichen,  dass  er  in  Speier 
einmal  unter  Henkershand  gelegen,  auch  anderwärts  ganz 
besonderer  Fürsorge  emj>fahl.  Bisweilen  veranla.sste,  vornehmlich 
bei  gemeingefährlichen  Verbrechern,  die  den  befreiimlcten 
Nachbarstädten  stets  bewahrte  Bündnistreue  sogar  Ergreifuug 
von  Sicherungsmassregeln  zu  gunsten  der  letzteren;  .so  muss 
z.  B.  einmal  ein  Weib,  das  beschnittene  Münzen  in  den  Verkehr 
brachte  und  daher  der  Stadt  verwiesen  wird,  gleichzeitig  auch 


')  X.  703.  Den  gleichen  «icliiiikeu  spricht  schon  Uischof  Heinrich  II. 
von  Leiningen,  Oer  12i>5  als  (icrichtsherr  Oas  Urteil  über  Oie  Aufrührer 
Voltzo,  HartniuO  unO  (,'nnraO  verkünOet,  aus:  .Xisi  uh  erranciuiu 
iniiiuitatem  correctioni.s  liuia  suhOuceretur,  ceteroruni  posset  innocenci.a 
inquioari,  undc  eat  illtiO  OriOii.  imnieOicabile  ense  recinOenOum  est,  ue  pars 
äincera  trah.itur.“  HiigarO  S.  so. 
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die  Städte  Worms,  Mainz  und  Strassburg  vemchwören.')  Im 
18.  Jahrhundert  pflegte  man  vor  gefährlichen  Verbrechern,  die 
der  Stadt  verwiesen  worden  waren,  durch  Inserat  in  der  Frank- 
furter Reichszeitung  zu  warnen. 

Ein  anderer  Zweck,  den  die  Strafe  verfolgen  kann,  ist  der, 
den  Verbrecher  selbst  und  seine  Xebenmenschen  von  der  Be- 
gehung ähnlicher  Alissethaten  abzuschrecken.  Damit  wäre  aber 
ein  nicht  vor  voller  Öffentlichkeit  sich  abspielender  Strafvollzug 
unvereinbar.  Nur  selten  wird  daher  ein  Verbrecher,  um  seine 
Schande  zu  verdecken,  heimlich  im  Dunkel  der  Nacht  vom  Leben 
zum  Tode  gebracht;  in  der  Regel  spielt  sich  die  Strafvollstrecknng 
bei  lichter  Sonne,  auf  freiem,  erhöhtem  Platze,  vor  einer  viel- 
köpfigen Menschenmenge  ab,  wo  jeder  einzelne  mit  gespannter 
Aufmerksamkeit  dem  Vorgang  folgen  konnte  und  sollte.  Im 
17.  und  18.  Jahrhundert  i)flegtc  man  den  Verurteilten  in  feiei- 
lichcm  Aufzuge  unter  Aulgebot  der  ganzen  Bürgerwehr  zum 
Rabenstein  zu  führen,  wobei  die  Thore  bis  zur  Beendigung  der 
Richtung  geschlossen  blieben  und  der  Wachtdienst  auf  den 
Mauern  der  von  Verteidigeni  fast  völlig  entblössten  Stadt  mit 
doppelter  Umsicht  gehandhabt  w'erden  musste.-) 

Eine  wissenschaftliche  Begi  ündung  der  Abschreckungstheorie 
wird  nicht  selten  versucht;*)  gewöhnlich  aber  wird  nur  vermerkt, 
dass  die  Strafvollstreckung  öft'entlich  geschehen  solle,  „allen  zum 
Abscheu  und  Exempel“,  „nt  magis  ceteri  timeant“.  Besonderen 
Eindruck  mochte  es  auf  das  erschütterte  üemüt  des  Zuschauers 
ausüben,  wenn  der  Verurteilte  in  reuigem  Gebete  laut  um 
Vergebung  seiner  Sünden  flehte  oder,  wie  die  Diebin  Anna 
Sophia  M(!jerin,  die  172.'1  mit  dem  Schwert  gerichtet  wurde, 
zuvor  mit  weithintonender  Stimme  alle  Anwesenden  ermahnte, 
sich  ihr  Beispiel  zur  Warnung  dienen  zu  lassen  und  sich  vor 
ähnlichen  Verbrechen  zu  hüten.-*) 


■)  A»  I,  1356. 

2)  N.  713. 

’)  z.  B.  1265  in  der  oben  angeführten  Urtoilsurknnde:  „Inter  omnia 
qnc  fidelium  etas  perhenni  acriptnre  commeudat  meraorie,  illa  ut  credimua 
potissime  fnturonim  transmittuntur  uuticie,  que  inagis  ab  ornuibu«  sunt 
miranda  et  mirabiliue  deteatanda,  ut  dum  talium  liabetur  mcmuri.a,  ab  hiis 
et  similibus  caveatur.“  Hilgard  S.  SO. 

*j  N.  708. 
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Der  Zweck  der  Strafe,  auf  den  Verbrecher  selbst  bessernden 
Einfluss  zu  üben,  ward  im  älteren  Strafrecht  völlig  ausser  acht 
gelassen;  man  hängte  den  Jungen,  der  vielleicht  nur  durch  böses 
Beispiel  verführt  und  noch  nicht  ganz  dem  Laster  verfallen  war, 
geradeso  wie  den  in  Sünden  ergrauten  Gewohnheitsverbrecher. 
Liess  man  ja  einmal  mildere  Strafe  eintreten,  so  geschah  dies 
immer  mehr  aus  einem  allgemeinen,  vagen  Mitleidsgefühl,  als 
in  der  bewussten  Absicht,  den  noch  nicht  ganz  verdorbenen 
Missethäter  durch  die  Strafe  zu  bessern  und  ein  brauchbares 
Mitglied  der  Gesellschaft  ans  ihm  zu  machen. 

Später  suchte  man  bei  besserungsfähigen  Verbrechern  diesen 
Zweck  entweder  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  dem  Armen 
das  Todesurteil  sprach  und  ihn  häufig  erst  auf  der  Richtstätte 
begnadigte,  um  ihn  durch  die  heilsame  Erinnerung  an  die  aus- 
gestandene Todesangst  vor  weiteren  Verbrechen  zu  bewahren, 
oder  indem  man  mit  Staupbesen  oder  Farrenschwanz  ein  ähnlich 
lebhaftes  Andenken  zu  hinterlassen  bestrebt  war.  Im  18.  Jahr- 
hundert wurden  häufig  jugendliche  Verbrecher  zwecks  Besserung 
ihrer  Sitten  in  die  „Zucht“häuser  gesperrt,  womit  freilich  in 
der  Regel  das  Gegenteil  erreicht  wurde;  auch  bei  erwachsenen 
Delinquenten  wird  fast  immer  die  Frage  aufgeworfen,  ob  man 
es  mit  einem  hartge.sottenen  Sünder  zu  thuu  hat,  oder  ob  noch 
eine  „spes  emeudationis“  gegeben  erscheinen  könnte.*) 

Als  im  lulii’e  17’JU  das  lliichgcrichf  orneum  werden  sollte,  aber 
alle  Handwerker  sich  weigerten,  Hand  anzulegen,  aus  Furcht,  dadurch  un- 
ehrlich zu  werden,  veranstaltete  der  Kat  einen  Auszug  des  gesamten 
Handwerk.“  nach  dem  Hochgericht  und  liess  dann  die  Erneuerung  in  der 
Weise  in  Angriff  nehmen,  dass  jeder,  Meister  und  Ueselle,  Hand  anlegen 
musste,  damit  keiner  ein  Kocht  habe,  den  andern  dieser  Arbeit  wegen  scheel 
anzusehen.  Vorher  aber  erörterte  der  Katsschreiber  J.  K ttm  mich  in  längerer 
Rede  die  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  peinlichen  Verfahrens 
und  die  Barmherzigkeit,  die  die  Obrigkeit  durch  dieses  fortwährend  übe,  da 
durch  die  Strafe  entweder  die  Emendation  des  Delinquenten  selbst  oder  doch 
wenigstens  anderer  zu  dergleichen  Laster  geneigten  Menschen  intendiret 
werde.  „Heisst  dann  dies  nicht,  indem  der  Richter  zu  emendiren  geüissen 
ist.  ein  Werck  der  Liebe  und  Barmhertzigkeit  exerciren  ? Der  Henker  ist 
auch  ein  barmhertziger  Prediger,  sintemableu  bösen  Buben  sonst  weder  zu 
raten  noch  zu  helfen  wäre,  sie  verderbten  sich  und  andere  Leute  mit  ihnen, 
wo  man  die  Barmhertzigkeit  au  ihnen  nicht  übt«  und  mit  dem  Schwert  nicht 
wehrete.  Also  ist  das  Köpfen  und  Henken,  obgleich  es  schröcklich  siehet 
und  wehe  thut,  ein  Werck  der  Barmherzigkeit;  denn  wo  es  nicht  wäre, 
würdest  du  keinen  gantzen  Fleck  au  der  Haut  behalten  können.“  (N.  714;. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  einzelnen  Strafarten. 


§ !). 

Die  Todesstrafe. 

A.  Allgemeines, 

Vielgestaltig  ist  der  Thatbestaud  der  Verbreelien,  für  die 
es  iiacli  altehi  würdigeni  Herkonmieii  oder  iieiierstaiidener  Satzung 
nur  eine  Sühne  gibt,  die  völlige  .Anstilgung  ans  der  uienscli- 
lichen  Gesellseliaft,  den  Tod.  Jlannigfaltig  aber,  wie  die 
Verbrechen  selbst,  sind  die  V'ollzngsformcii  der  Strafe,  die  man 
anwandte,  den  nbertlihrten  Sünder  vom  Lebenslicht  zu  scheiden, 
und  unheimlich  erfinderisch  erwies  sich  der  Geist  des  Jlittel- 
alters  und  noch  mehr  der  der  neueren  Zeit  ini  Ersinnen  immer 
neuer  Hinrichtungsmethoden.  Zweifellos  wurde  deren  Auffindung 
durch  das  System  der  spiegelnden  Strafen  wesentlich  eileichtert: 
denn  der  Zweck  der  Strafe,  Wiedervergeltung  zu  üben  für  den 
gebrochenen  Kechtsfrieden,  verlangte  für  gewisse  todeswürdige 
V’ erbrechen  gewisse,  genau  bestimmte  Spielarten  der  Todesstrafe. 
So  war  der  Feuertod  die  natürliche  Mordbrandsühnc;  so  ist  es 
verständlich,  dass  man  den  Falschmünzer  den  Scheiterhauten 
besteigen  Hess,  um  ihm  durch  das  gleiche  Element,  das  ihm  bei 
Begehung  .seiner  Missethat  gedient  hatte,  das  schuldverwirkte 
Leben  zu  rauben. 

üraltgermanische  Satzung  ferner,  von  Tacitus  schon  erwähnt, 
in  der  lex  Ribuaria  kodifiziert,  in  der  Treuga  Henrici  und 
unzähligen  Reichs-  und  Provinziallandfrieden  wiederholt,  erkor 
für  den  Dieb,  dessen  schleichendes,  lichtscheues  Treiben  dem 
offenen  Germanensinn  als  das  schimpfiiehste  aller  Verbrechen 
erschien,  den  Strang  als  die  schimptliclistc  aller  Todesarten, 
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während  der  Räuber,  der  mit  brutaler  Gewalt,  aber  mit  offener 
Stirn  und  ohne  Hinterlist  den  Rechtsfrieden  brach,  des  ehrlichen 
Schwertes  gewürdigt  wurde. 

Dazu  kam  später  noch  eine  Reihe  anderer  — nicht  immer 
neuer  — Hinrichtungsarten.  Hier  feierte  der  Vergeilungs- 
gedanke blutige  Triumphe,  wenn  es  galt,  einem  Delinquenten, 
dem  man  für  viele  üebelthaten  doch  immer  nur  ein  Leben 
nehmen  konnte,  den  Verlust  dieses  einen  so  schmerzhaft  als 
möglich  zu  gestalten.  Dank  den  humanen  Grundsätzen,  die  in 
der  Blütezeit  des  jungen  Rreistaats  Rat  und  Richter  beseelten, 
und  für  die  noch  in  der  Zeit,  wo  der  Stadt  mählich  erblassender 
Stern  schon  seinem  allzu  raschen  Untergange  sich  zuneigte, 
die  Konsulenten  tapfer  manche  Lanze  brachen,  begegnen  wir 
in  Speier  nicht  jenen  entsetzlichen  Vollzugsarten  der  Todesstrafe, 
von  denen  wir  in  den  Achtbücheni  anderer  Territorien  mit 
Schauder  lesen.  Die  beliebtesten  dieser  raffinierten  Hinrichtungs- 
methoden, das  Sieden  in  heissem  i)l  oder  Wasser  u.  a.,  sind  in 
Speier  nahezu  völlig  unbekannt;  ausser  den  oben  genannten 
Hinrichtungsarten  findet  sieh  hier  nur  noch  das  allerdings  un- 
menschlich grausame  Radebrechen  und  der  Tod  durch  Ertränken 
im  Flutengrab  des  Rheins,  der  dem  . Armen  wohl  am  raschesten 
und  schmerzlosesten  von  aller  Erdenpein  Erlösung  bringen  mochte. 

Ausserordentlicher  .Milde  und  Humanität  darf  sich  überliauiit 
die  Strafrechtspliege  der  ei-sten  Zeit  nach  dem  Uebergang  des 
Blutbauns  auf  den  Rat  mit  vollem  Rechte  rühmen ; die  Monats- 
richtcrordnnngen  geben  hiefür  beiedtes  Zeugnis,  und  noch  im 
älteren  Achtbuch  findet  sich  nur  selten  Verhängung  der  Todes- 
strafe und  zwar  meist  bei  Strassenraub,  während  andere  Ver- 
brechen, insbesondere  der  erschreckend  oft  auftretende  Totschlag 
durch  Verweisung  oder  freiwillige  Selbstverbannung  ihre  Sühne 
finden. 

Später  freilich  änderten  sich  rasch  die  Verhältnisse.  Je 
weitere  Fortschritte  der  Zerbröckelungsprozess  des  Reiches 
machte,  je  schemenhafter  die  Reichsgewalt  selber  wurde,  um 
so  zahlreichere  und  unversöhnlichere  Feinde  erstanden  der  Stadt 
ringsumher,  in  grimmem  Hass  auf  ihr  Verderben  sinnend,  und 
gewiss  nicht  den  harmlosesten  unter  ihnen,  den  Bischof  und 
die  Klerisei,  hegte  .sie  ja  selbst  in  ihren  .Mauern.  Immer  un- 
sicherer wurden  die  Stras.sen,  auf  denen  des  jungen  Freistaats 

l'h.  Uftr^ter,  Sirafreobt  <J«r  freiaa  lUtebMtAdt  Sp«Ur.  ^ 
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handelsgpwandter  Solin  mit  seinen  Waren  zur  fernen  ifesse 
reiste;  immer  frecher  streifte  der  adeliKc  Stogreifritter  wie 
der  gemeine  Strauchdieb  bis  dicht  vor  die  Bannzäune;  zu  immer 
gi'üsseren  und  gefährliclieren  Banden  sammelte  sich  in  den 
Wäldern  das  Gesindel,  der  Auswurf  aller  umliegenden  Territorien, 
bald  draussen  mit  Brand  und  Nähme  die  Landschaft  ängstigend, 
bald  im  Schutz  der  Mauern  selbst  die  Bürger  schädigend  durch 
betrügliche  Reden,  falsches  Sidel  oder  unerlaubten  Zugritf. 

Jetzt  sieht  sich  der  Rat  begreiflicherweise  veranlasst,  mit 
grösster  Strenge  und  exemplarischen  Strafen  gegen  solche  Misse- 
handlungen einzuschreiten,  und  so  hält  im  15.  Jahrhundert  die 
Todesstrafe  eine  reiche  Ernte;  besonders  gegen  Diebe  — das 
jüngere  Achtbuch  zählt  42  Bestrafungen  dieses  Delikts  — wird 
mit  aller  Schärfe  verfahren.  In  der  Zeit  von  H.'iO  bis  1510 
verzeichnet  der  eben  erwähnte  Kodex  48  Hinrichtungen.  Richt- 
sehwert und  Rad  feiern  nicht  (ersteres  kommt  viermal,  letzteres 
zweimal  zur  Anwendung);  auch  der  Scheiterhaufen  fordert  seine 
Beute  (fünfmal).  Die  meisten  Missthätigen  aber  wandern  vors 
Stadtthor  zum  Hochgericht  (18),  um  als  weithin  sichtbare  Galgen- 
zierde ihren  Mitmenschen  zum  abschreckenden  Exempel  zu 
dienen,  oder  zum  Rheinesufer  (10),  um  in  den  AVogen  des 
Stromes  ihrer  Thaten  Lohn  zu  finden. 


K.  Die  eiiizeiiien  ilinrielitungsarteii. 

1.  Enthaupten.  Die  Richtung  durchs  Schwert  er- 
scheint, soweit  nicht  eine  härtere  Strafe  — das  Rad  — ver- 
wirkt war,  als  die  poena  ordinaria  des  Mörders,  der  otien 
Menschenblut  vergoss,  des  Wegelagerers,  der  den  Reisenden 
auf  der  Heerstra.sse  niederwarf,  ihm  seine  Habe  nahm  und  oft 
auch  sein  Leben  zu  vertilgen  sich  nicht  scheute,  des  Empörers, 
der  wider  Rat  und  Bürgerschaft  Aufruhr  eivegte  oder  Zweiung 
und  Unfrieden  in  der  Stadt  .säte,  endlich  im  17.  Jahrhundert 
der  Kindsmörilerinnen  und  überhaupt  der  Frauen,  seitdem  das 
Ertränken  als  reguläre  Todesart  für  di(!se  mit  dem  Ausgang 
des  lu.  .Jahrhunderts  aus  der  Uebung  gekommen  war. 

ln  verschlossener,  mit  schweren  Ketten  angeschmiedeter 
Kiste  ruhten  auf  ilein  Altenburgthor  in  lederner,  mit  Gurten 
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geschmückter  Scheide  zwei  breite  Richtschwerter,  bis  ihnen 
wieder  ein  schuldiges  Haupt  verfallen  war  und  der  Js’achrichter 
kam,  sie  zum  Blutfest  auf  dem  Rabenstein  zu  holen.') 

1358  trennte  das  Schwert  zweien  Gesellen,  ilie  auf  der 
Heerstrasse  einem  Reisenden  sein  Pferd  raublich  genommen, 
den  Kopf  vom  Rumpfe;-)  137.5  fallen  die  Häupter  mehrerer 
Anhänger  des  Empörers  Heinrich  von  Landau,  die  mit  ihm 
der  Stadt  Verderben  geplant,  während  er  selbst  der  strafenden 
Gerechtigkeit  und  dem  Rachedurst  des  Rates  durch  die  Flucht 
entrinnt:")  1450  kommt  ein  Gefolgsmann  adeliger  Stegreifritter 
in  die  Gewalt  der  Stadt  uini  verliert  sein  Haui)t;‘)  das  gleiche 
Schicksal  erfährt  einer,  der  einen  Plätten  seines  Geldes  wegen 
erschlagen.  15ü'.t  wird  Bernhard  Koch,  der,  nachdem  er 
allen  Speierern  Tod  und  Verderben  geschworen,  sich  heimlich 
in  die  Stadt  schleicht  und  mit  mordlicher  Wehr  seines  Tod- 
feinds am  Wege  wartet,  da  er  den  llordvorsatz  eingestellt, 
zum  Tod  durchs  Schwert  verdammt,-’)  1577  sogar  ein  Dieb,  für 
den  doch  nach  alter  Satzung  das  ehrliche  Schwert  viel  zu  gut 
war,  zum  Tode  durch  Enthaupten  begnadigt;  „ist  gar  christlich 
gestorbenn“,  fügt  das  Achtbuch  bei.") 

Später  kam  überhaupt  der  Grundsatz,  der  dem  Schwert  als 
ehrlichem  Richtungsmittel  vor  anderen,  besonders  dem  Strang,  den 
Vorzug  gab,  ganz  ans  der  Uebung.  In  der  oberrheinischen 
Pönalsanktion  von  17‘2H  w'ird  den  Zigeunern,  .Taunern  und 
Vagabunden,  die,  nachdem  sie  mit  dem  Brandmal  des  Kreises  — 
Ü.  C.  — auf  dem  Rücken  verwiesen  worden,  wieder  im  Kreisgebiet 
ei-scheinen  und  irgend  ein  Delikt  verüben,  der  Tod  durch  Schwert 
oder  Rad.  verschärft  durch  vorhergehende  Zwickling  mit 
glühenden  Zangen;  angedroht.')  Im  18.  .Jahrhundert  wird  eine 


X.  715. 

AB.  I.  13.W. 

■’J  Ltihniann  .8.  ~ii>  f. 

•)  AB.  II.  U.VI. 

'•)  -\u.  II.  lao'j. 

VKAP.  I,  1577. 

’J  X.  'l-JO:  „Xoue  und  mehr  geschärffte  l’oeiial  Siinction  und  V'iT- 
ordnuiig  de.s  Löbl.  Ober-Rheinischen  IJrevsea  wider  das  schiidlidie  iJiobs- 
Raub-  uud  Zigeuner-  sodann  Herren-lose  Jauner- Wildsehüizen  - auch  müssig 
und  liederliche  Bettel-Gesind“;  in  Zukunft  zitiert:  P.SOC.  17-2ti. 
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Reihe  von  Kindsmörderinnen,  1723  eine  Diebin,  1730  ein 
Sodomit  mit  dem  Sehwert  gerichtet.') 

Die  Hinrichtung  geschah  auf  der  Kiclitstätte  am  Ross- 
sprung  vor  dem  Wormser  Thor,  nur  selten,  und  dann  aus  be- 
sonderen Gründen,  wie  z.  B.  bei  dem  Ratsherrn  ilichael  Kellej-, 
der  auf  dem  Fischmarkt  enthauptet  wurde,  innerhalb  der  Mauern. 
Zu  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  beschlo.ss  der  Rat,  nachdem 
früher  die  Hinrichtungen  „uff  dem  boden“,  d.  h.  auf  ebenem 
Plan  stattgefunden  hatten,  „einen  besundern  rabenstein  in  die 
hohe  uff  zu  bawen“.-) 

Die  Exekution  war,  wie  schon  einleitungsweise  erwähnt 
wurde,  Sache  des  bischüflicheu  Nachrichters,  der  zu  diesem 
Zweck  erst  von  Bruchsal  bestellt  werden  musste.  Meist  wurde, 
der  Delinquent  mit  verbundenen  Augen  auf  einen  Stuhl  geschnallt 
und  in  sitzender  Stellung  enthaujdet.  Nicht  immer  aber  gelang 
es  dem  Meister,  „feliciter“  zu  richten,  und  gar  manchmal  war 
ein  zweiter  Streich  vonuoten.*) 

2.  Das  Hängen  findet  sich  als  Todesart  für  den  Dieb 
schon  im  sakralen  Strafrecht  der  germanischen  Vorzeit:  am 
laublosen  Baum,  der  Winde  Spiel,  der  Raben  Sjieise,  wird  er 
den  Göttern  geopfert.  Auch  in  Speier  gilt  seit  alter  Zeit  der 
Satz:  „Den  Dieb  soll  man  henken,  dass  die  Luft  ober  und  unter 


')  N.  707  ff.  712. 

»)  N.  712. 

Kiuen  uierkwiinligiMi  Fall  berichtet  Itcmling,  Gesell,  li.  B.  11, 
S.  532:  1656  sollte  eine  Kimlsmörderin  durchs  Schwert  sterben.  In  der 

Hoffnung,  dadurch  Gnaile  zu  erlangen,  gab  sie  den  Predigern  der  .Stadt 
Gehör  und  nahm  den  evangelischen  Glauben  an.  Der  Pfarrer  von  St.  Johann, 
zu  dessen  Gemeinde  die  Schuldige  gehörte,  erstattete  Anzeige  und  erhielt 
vom  Bischof  den  Befehl,  bei  der  Richtung  Gelegenheit  zu  suchen,  sein 
Pfarrkiud  an  seinen  katholischen  Glauben  zu  erinnern.  Als  nun  der  .Scharf- 
richter auf  dem  Rahenstein  das  Schwert  zum  tötlichen  Streiche  schwang, 
rief  der  Pfarrer  laut,  er  solle  e.inhalten.  Der  Henker  aber  hieb  zu  uud 
traf,  da  er  trunken  war,  — vielleicht  aber  eben  weil  ihn  der  Pfarrer 
störte  — sein  Opfer  nicht  zu  Tode,  so  dass  die  Arme  jammernd  aufschrie: 
, Jesus  Maria!“  und  der  .Scharfrichter  den  Streich  wiederholen  musste. 
Der  Hat  aber  Hess  den  Pfarrer,  „weil  er  die  öffentliche  Gerechtigkeit  ge- 
stört und  die  grause  Metzelei  veranlasst  habe,“  ins  Backofengefhngnis 
setzen,  aus  dem  er  erst  nach  einiger  Zeit  gegen  Urfehde  wieder  loskam. 
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ihm  zusammenschlage“.')  War  dieser  Tod  am  Galgen  nuii 
auch  nicht  die  einzige  Hinrichtungsart  für  den  Dieb  — fast 
noch  häuliger  findet  sich  wenigstens  im  älteren  Achtbnch  die 
Strafe  des  Wassei-s  — so  war  es  docli  jedenfalls  diejenige 
Todesart,  auf  die  er  nahezu  ausschliesslich  Anspruch  erheben 
konnte.  Fälle,  in  denen  andere  Verbrecher  mit  Meister  Hänfling 
Bekanntschaft  schliessen,  sind  äusserst  selten:  l.iT"  wurde  einer 
wegen  Ehebruchs  und  blutschänderischen  Geschlechtsverkehrs 
^an  liechten  Galgen  gehenckt“,  und  auch  er  erwies  sich  nebenbei 
des  Diebstahls  schuldig.*)  173(>  wurde  der  Mörder  eines  Dra- 
goners vom  Regiment  Normandie  auf  Antrag  des  französischen 
Stadtkommandanten,  Generals  de  Quadt,  da  man  seiner  nicht 
habhaft  werden  konnte,  in  contumaciam  verurteilt  und  in  effigie 
an  den  Galgen  gehängt.'*) 

Im  17.  .Tahrhundert  scheint  der  Galgen  lange  Zeit  seines 
Schmuckes  entbehrt  zu  haben:  denn  als  lfi77  der  Dieb  Peter 
Pirron  densell)en  zieren  sollte,  erwies  sich  das  ganze  Hoch- 
gericht als  so  baufällig,  dass  der  Kat  dessen  Renovierung  und 
insbesondeie  Errichtung  eines  ganz  neuen,  durch  Blechbeschlag 
gegen  die  schädigenden  Witterungseinflüsse  geschützten  Galgens 
beschloss.-*) 

Die  Mandate  des  18.  .Jahrhunderts  gegen  die  Gauner, 
Zigeuner  n.  s.  w.,  die  sich  überhaupt  in  drakonischen  Straf- 
drohungen gefallen,  enthalten  natürlich  in  vei-schwenderischer 
Weise  Ankündigungen  der  hänfenen  Schlinge.  Zigeuner  u.  s.  w., 
die  sich  zu  dreien  oder  mein-  zeigen  und  eingefangen  werden, 
soll  man  hängen;  wer  dem  Gesindel  auf  irgend  welche  Weise 
Vorschub  leistet,  besteigt  ebenfalls  die  Leiter;  fremde  Bettler, 
die,  ausgewiesen  und  beim  ersten  Bannbruch  gebrandmarkt, 
sich  wieder  ergreifen  lassen,  erwartet  das  gleiche  Los;  auch  dem 
rücktälligen  Wilderer  blüht  der  Galgen.') 

3.  Rädern,  ln  der  Praxis  thun  dieser  Todesart  nur  die 
beiden  Achtbücher  Erwähnung;  das  Radbrecheu  ei-scheint  dort 


' Le li mann  S.  •.".'l'*. 

^,1  VU.U*.  I.  1577. 

**)  X.  710  (Akt  Hauer). 
X.  714. 

X.  ü-i». 
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als  die  gewöhnliche  Hinrichtungsform  für  den  gemeinen  Mörder 
und  Strassenräuber,  den  Mordbrenner  und  Verräter.  Die  MRO. 
gebietet:  „Wer  einen  dotslag  diit  an  mannen,  vrowen  ederkinden, 
wirt  er  des  beret  mit  zweien  eder  mit  drien  erberen  geziigen, 
den  sollent  die  rihtere  des  mandes  vahen  und  radebrechen“.') 

Der  Vollzug  der  Strafe  geschah  dadurch,  dass  man  dem 
Delinquenten  ein  Glied  nach  dem  andern  mit  einem  Rade  zerstiess 
und  dann  den  zuckenden,  immer  noch  lebenerfüllten  Körper  auf 
die  Speichen  eines  aufrecht  stehenden  Rades  flocht,  wo  der 
Arme  erst  nach  langer,  fürchterlicher  Marter  durch  den  Tod 
Erlösung  fand.  Man  unterschied  dabei  die  grausamere  Art  des 
„Richtens  von  unten“,  wo  mit  dem  Zerschlagen  der  Beine 
begonnen  wurde,  und  das  „Richten  von  oben“,  wo  relativ 
bald  der  „Gnadenstoss“  auf  die  Brust  den  Qualen  des  Gemarterten 
ein  Ziel  setzte. 

Dass  diese  schrecklichste  aller  Strafen  insbesondere  der 
VeiTäter  und  Empörer  wartete,  lässt  der  berechtigte  Selbst- 
erhaltungstrieb der  von  mächtigen  Feinden  rings  umdrängten 
Republik  nur  allzu  begreiflich  ei'scheinen.  So  wurden  als 
Bischof  Adolf  von  Nassau  die  Stadt  belagerte,  und  „sich 
etliche  durch  Henrichs  von  Landau  Anhang  in  die  Stadt  geschleicht, 
die  inwendig  Verräthrey  und  Ufruhr  sollen  erwecken“,  nachdem 
ihr  Anschlag  „gar  zeitlich  herfürgebrochen“,  gelängen  und  ohne 
viel  Federlesens  zum  Tod  verurteilt,  drei  geschleift,  etliche 
geiädert,  etliche  enthauptet,  „Und  steht  in  einer  Verzeichnuss, 
dass  umb  Räder,  Seil,  Sträng  und  Gordeln  fünft'  Pfund  Heller 
bezahlt  worden“.'-’) 

schwört  sich  Henneckiu  Ysenbis  ewig  aus  der 
Stadt,  weil  er  sich  durch  Kid  vom  Mordverdacht  gereinigt  und 
es  dann  an  den  Tag  kam,  da.ss  er  der  That  als  Anstifter 
verwandt  gewesen;  ergreift  man  ihn  wieder  innerhalb  der 
Bannzäune,  so  soll  man  ihn  auf  ein  Rad  setzen.-^)  1 448  wird 
Heintz  von  Ruwenfels,  Mitglied  der  Räuber-  und  Mörder- 
bande der  „Stirnestosser“,  der  mit  andern  Mordbrandgesellen 


')  Hilgard  S.  *J19  f. 

Lehmanu  S.  727*. 
’)  AB.  I,  1355. 
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die  Stadt  an  vier  Enden  anzünden  wollte  und  schon  die  Brandfackeln 
angeleRt  hatte,  aufs  Rad  (geflochten,')  1470  Andriss  Klapper- 
zan,  ein  käuflicher  Jlordbube  und  benifsinässiger  Strassen- 
räuber  und  Falschspieler,  ausgeschleift  und  geradebrecht.-)  Noch 
in  den  mehrfach  berührten  Gaunermandaten  des  18.  Jahrhundeils 
spielt  das  Rädern  — aber  wohl  mir  theoretisch  — eine  grosse  Rolle. 

4.  Das  Vierteilen,  Jene  grässliche  Verirrung,  zu  der  die 
Abschreckungstlieorie  die  Strafrechtsjiflege  verleitete,  ist  akten- 
mä.ssig  nicht  verbürgt,  kam  aber  Jedenfalls  vor;  denn  unter  dem 
auf  dem  Altiiörtel  aufbewahrten  Richtzeug  finden  sich  ein  grosses, 
breites  Beil  und  zwei  Messer  in  einer  Scheide,  ,.so  man  zum 
viertheilen  der  missthetig  braucht“.'')  Die  Strafe  wurde  anderwärts 
meist  derart  vollstreckt,  da.ss  der  des  Hauptes  beraubte  lieichnam 
in  vier  Teile  zerhauen  und  die  Stücke  an  den  nach  den  vier 
Himmelsrichtungen  tührenden  Strassen  allen  znm  Abscheu  und 
Exemitel  am  Stadttlior  angenagelt  wurden. 

.ä.  Ertränken.  Aus  Rücksichten  der  Sittlichkeit 
wurde  die  Strafe  des  Räderns  und  Hängens  nie  an  Frauen 
vollstreckt,  vielmehr  trat  anstelle  dieser  Hinrichtnngsformen 
stets  der  Tod  durch  das  Wa.sser.^)  ,Dcn  Dieb  soll  man  henken 
und  die  Hur  ertränken“,  sa^te  ein  altes  Sprichwort.')  Meist 
nähte  man  die  Schuldige  in  einen  Sack  und  stie.ss  sie  in  den 
Rhein,  dessen  Fluten  rasch  die  Todgeweihte  mit  fort  rissen.**) 
Aber  auch  .Männer  fanden  oft  dies  feuchte  Grab,  insbe.sondere 
wegen  fälschen  Spiels.  Betrugs.  Diebstahls  und  grober  Sittlichkeits- 
verbrechen. So  hat  der  Rat  14.')i«  einen  gewissen  Paffenhans 
grober  Schwüre  und  gotteslästerlicher  Worte  wegen  „in  den 


')  All.  II.  1448:  ..\tiiio  1448  uft  niitUToch  nach  Jnilica  ist  Ifeintz 

von  Uiovt-nlVls  burtie  von  Wissloch  gesalzt  uff  ein  rat  uft  iler  langen 
brachen,  der  hatte  gestrassenraubt  und  S(dt  auch  Spirc  geniortbrennct  hau 
und  hatde  wiechen  ongeleit  von  Contz  Ptilen  wegen“. 

'•*)  AU,  II,  1470. 

X.  715. 

Die  Uebauptnng  lirnn  n enmei.stcrs  (8.  90J,  dass  nach  allen 
süildeutschcn  Rechten  die  dem  HrhSngen  entsprechende  .Strafe  der  Weiber 
das  Ijebendigbcgraben  sei,  ist  daher  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  richtig. 

” Vgl.  Grimm,  deutsche  Kechtsaltertiimer  8.  6s7. 

“>  AU.  II,  1487:  eine  Gattenrnürderin,  die  sich  ihres  Gemahls  durch 
Gilt  entledigte  , . . .indicjita  est  ad  Keiium  zu  sacke“. 
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R}’ne  tun  werffen“;')  1477  erleidet  eine  Tribade  das  gleiche 
Schieksal.2) 

Ferner  war  das  Ertränken  vornehmlich  Strafe  des  Verwie- 
senen, der  wider  seinen  Urfehdschwur  in  die  Stadt  zurückkehrte. 
Meist  musste  sich  der  zu  Verweisende  schon  in  der  Urfehde 
selbst  dieser  Bannbruchstrafe  durch  das  Gelöbnis  unterwerfen, 
nie  wiederzukommen  „oder  man  sol  in  werffen  in  den  Rin“. 

Bei  besonders  schweren  Begeliungsfällen  vollstreckte  man 
die  Strafe  öffentlich  bei  lichter  Sonne,’’)  oft  aber  verhüllte  das 
Dunkel  der  Nacht  die  schaurige  Szene,  und  nur  das  Geräusch 
des  Falls  und  das  Aufspritzen  der  Wogen  verkündete,  dass  die 
strafende  Gerechtigkeit  wieder  ein  Opfer  gefordert.^)  Seit 
Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  kam,  wie  erwähnt,  diese  Hin- 
richtungsart völlig  aus  der  Hebung  und  wurde  durch  Strang 
oder  Schwert  (bei  Frauen)  ersetzt,  wo  nicht  Begnadigung  zu 
einer  Leibesstrafe  eintreten  konnte. 

tj.  Verbrennen.  Es  ist  eine  psychologisch  wohl  begründete 
Thatsache,  dass  wir  im  Strafrecht  fast  aller  Völker  von  den 
gewöhnlichen  Verbrechen  solche  besonders  schimpfliche  geschieden 
finden,  durch  deren  Begehung  sich  nicht  nur  der  Thäter  selbst 
entehrt,  sondern  gewissermassen  am  ganzen  Volk  ein  Makel 
haften  bleibt.  In  solchen  Fällen  zeigt  .sich  dann  immer  das 
ängstliche  Bestreben,  mit  dem  Verbrecher  selbst  jede 
Spur  seiner  That,  jede  Erinnerung  daran  mit  allen 
Mitteln  anszutilgen.  So  begräbt  bei  den  Germanen  des  Tacitus 
des  stillen  Sumpfes  schlammige  Tiefe  den  Feigling,  den  verwor- 
fensten aller  Volksgenossen.'') 


')  AB.  U,  1450. 

*)  «lid.  1477. 

So  z.  B.  wurde  (AB.  It)  14H3  ein  Falselispiuler  und  Jlüiizriilscher 
„by  tag  ofTenlicIi  crdrenckt". 

1494:  .iudicatus  eat  ad  aquas  et  debet  ci  luiuistrari  iustitia  in 

nocte“. 

'■’)  Tac.  Germania  Cap.  12;  vgl.  Gulathingslög  2;i:  .Das  ist  nun 

das  Nächste,  dass  man  jeden  Menschen  zur  Kirche  fahren  soll,  der  todt  wird, 
und  begraben  in  heilige  Erde,  ausgeuonimen  die  Wollüstlinge,  die  Verräter 
ihres  Herrn  und  die  Mordwülfe  und  die  Treubrecher  uud  die  Diebe  und 
diejenigen,  die  sich  selber  das  Leben  nehmen ; die  Leute  aber,  die  ich  nun 
aufzählte,  soll  man  begraben  in  der  Flutgrenze,  wo  sich  begegnen  See  und 
grüner  Boden“,  v,  Amira,  das  altnorwegischeVollstreckungsverfahren  S.  ini. 
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Im  mittelalterliclien  Strafrecht  finden  wir  als  das  geeignetste 
Mittel  zur  völligen  Vernichtung  des  Verbrechers  und  jeder 
Erinnerung  an  seine  Missethat  die  Verbrennung,  die  im  An- 
schlüsse an  das  durch  die  Kirche  bewahrte  und  verbreitete 
mosaische  Strafrecht  vor  allem  bei  schwerer  Sünde,  Ketzerei 
und  Zauberei,  Kirchendiebstahl  und  argen  Fleischesverbrechen 
(Blutschande  und  Sodomie)  zur  Anwendung  gelangte.  Um  jede 
Spur  des  Verbrechens  auszutilgen,  wurde  beispielsweise  mit  dem 
Sodomiten  das  missbrauchte  Tier  den  Flammen  übergeben.*) 

14U7  wird  ein  Kirchenschänder,  der  zu  Worms  in  einer 
Klosterkirche  das  Bild  der  Gottesgebärerin  eines  reich  mit  Silber 
beschlagenen  Gürtels  entledigte  und  dann  zu  Speier  in  dei' 
Klarenkirche  ,,daz  sacranient  husel  da.selbst  uffgebrochen  mit 
einer  zwangen  iinnd  daz  heilig  sacrament  ussgeschut  nsserdem 
sielbei-  in  die  hultzenbuchsse“,-)  zum  Feueitod  verurteilt ; gleiches 
Los  ereilt  einen  jüdischen  Renegaten,  einen  äusserst  gewandten 
Pretiosendieb,  der  mit  einem  Strick  nni  den  Hals  den  Scheiter- 
haufen besteigen  muss.') 

Einem  andern  Gedanken,  dem  Sjstem  der  spiegelnden 
Strafen  entspricht  es,  wenn  der  Münzfälscher  oder  der  Mord- 
brenner in  den  Flammen  ihrer  Timten  I.ohn  empfangen. 
144K  wird  der  Mordbrenner  Uristman  von  Oppenheim,  der 
die  Stadt  mit  Feuer  «u  veibrennen  gedachte,  selbst  mit  dem 
Feuer  gerichtet,-*)  1483  Cosnias,  „der  schnidartzet“,  der  falsche 
Pfennige  gemacht,  samt  seinem  falschen  Gelde  verbrannt;-’) 
168(>  machen  sich  Meyn  und  Rnmmel  gleichen  Verbrechens 
schuldig.  Sie  hätten,  so  meint  der  Konsulent  Gabler,  zwar 
nach  dem  cornelischen  Gesetz  wie  nach  Kaiser  Karls  pein- 
licher Halsgerichtsordnung  den  Feuertod  verdient,  doch  sei 
es  verschiedener  Milderungsgründe  halber  wohl  angebracht,  sie 


')  z.  H.  Ali.  II.  US2;  vgl.  .-»ucli  3.  Mos.  iO,  14:  „Wenn  jeuiand  ein 
Weib  nimmt  und  ihre  Mutter  dazu,  der  hat  ein  Laster  verwirkt;  man  soll 
ihn  mit  Feuer  verbrennen  und  sie  beide  auch,  dass  kein  Laster  sei 
unter  euch". 

»)  AB.  II,  14U7. 

")  .4B.  II:  „Judicatus  ad  ignira  unacum  laquei  sui  colli  iilligatione.“ 

‘I  AB.  II,  144.S. 

")  ebd.  1483;  „combustus  mit  der  montz“. 
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zum  Tode  durchs  Schwert  zu  begnadigen.  Anderer  Ansicht  ist 
der  Ratssclireiber  Fuchs:  Das  Scliwert  sei.  so  sagt  er,  docli 
eine  allzu  geringe  Gnade,  da  der  Gedanke,  dass  es  ein  ehr- 
licheres Richtungsmittel  sei  als  das  Feuer,  zumal  bei  Leuten 
niederen  Standes  dermalen  doch  kein  Verständnis  melir  finde. 
Ferner  sei  auch  zwisclien  den  Leibesschmerzen,  die  der  Delin- 
([uent  in  beiden  Fällen  zu  erdulden  habe,  nur  sehr  wenig 
Unterschied,  da  man  ja  auch  beim  Verbrennen  den  Jlis.sethäter 
nicht  mehr,  wie  früher,  viele  Qualen  leiden  lasse,  sondern  ihn 
zuerst  enthau]ite  und  dann  erst  verbrenne,  oder  ihn  mit  einem 
Pulversack  um  den  Hals  den  Flammen  ineisgebe.  Daher  sei 
mit  den  wenigen  Augenblicken,  um  die  bei  der  Hinrichtung 
durchs  Scliwert  iler  Tod  früher  eintrete  als  beim  Verbrennen, 
dem  armen  Sünder  wenig  geholfen,  zumal  die  Todesangst,  die 
meist  noch  mehr  Schmerzen  vernrsaehe  als  der  Tod  selb.st,  in 
beiden  Fällen  die  gleiche  .sei  und  ferner  erfahrungsgemäss  der 
Scharfrichter  auch  nicht  immer  mit  einem  glücklichen  Streich 
das  Haupt  vom  Rumpfe  zu  trennen  vermöge  und  daduich  sein 
Opfer  oft  unnötigerweise  quäle.  Er  empfieliH  daher  llegnadigung 
zu  Leibesstrafen  und  ewiger  Verweisung,  und  es  wird  seinem 
Ratschlag  gemäss  entschieden.') 

Von  dem  Vorwurf  des  Hexenwahns  hat  sich  der  Hat,  der 
sich  für  abergläubische  Ideen  niemals  sonderlicli  eingenommen 
zeigte,  erfreulicherweise  fast  vollkommeu  freigehalten:  nur  ein 
einziger  Hoxenbrand,  die  Einäscherung  der  als  Unholdin  ver- 
dächtigten Barbara  Xöleriu  im  .lahre  15S1-)  wirft  einen 
düsteren  Widerschein  auf  seine  sonst  so  vorurteilslreie  Recht- 
sprechung. Auch  die  Inquisition  konnte  sich  nur  weniger 
blutiger  Triumphe  rühmen,  und  nur  selten  loderte  in  Speier 
ad  maiorem  dei  gloriam  ein  Ketzerbrand  zum  Himmel. 
lÖGO  starb  ein  Apostel  der  Aufklärung,  der  Begharde  Bert  hold 
von  Hohrbach,  142ö  der  Waldeimer  Peter  Turnau  zu 
Speier  den  Flammentod  als  Blutzeugen  für  ihren  Glauben.') 


1)  N.  707. 

VR.\P.  I.  15S1. 
")  8.  g 60. 
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C.  Milderung  und  Schärfung  der  Todesstrafe. 

Milderungen  der  Todesstrafe  finden  sich  nur  selten  und 
bestanden  meist  in  der  Begnadigung  zu  einer  weniger  grau- 
samen Hinrichtnngsart  oder  in  Verkürzung  der  Qualen  durch 
raschere  Herbeiführung  des  Endes,  indem  man  z.  K.,  wie  im 
vorigen  Abschnitt  erwähnt,  den  zuin  Feuertod  Bestimmten 
vorher  enthauiitete  oder  ihm  einen  Pulversack  an  den  Hals  band. 
Endlich  wäre  noch  des  Richtens  zur  Nachtzeit  zu  gedenken, 
das,  wie  gleichfalls  bereits  ausgeführt  wurde,  besondei's  beim 
Ertränken  häufig  in  Frage  kam. 

Auch  Verschärfungen  der  Todesstrafe  zählen  eigentlich 
zu  den  Seltenheiten. 

Das  Ansschleifen  wird  bei  der  Hinrichtung  der  Spiess- 
gesellen  Heinrichs  von  Landau  erwähnt,  von  denen  nach 
Lehmanns  Bericht')  drei  geschleift,  etliche  gerädert, 

etliche  enthauptet  wurden,  ausserdem  1470  bei  der  Hinrichtung 
Klapperzans,  der  ,ufl'  eym  bort  für  die  stat  geschleifft“ 
und  gerädert  wurde.-) 

Auch  das  Zwicken  mit  glühenden  Zangen  scheint  nicht 
allzu  häufig  vorgekominen  zu  sein,  da  es  auch  bei  den  schwersten 
Verbrechen  keine  Erwähnung  findet.  Die  bramarbasierenden 
Strafdrohungen  lier  J’SOC.  von  172(1  gegen  Diebe,  Räuber, 
Gauner,  Zigeuner  und  dgl.  Gesindel  erfreuten  sich  nur  sehr 
selten  einer  Anwendung,  und  die  „zwo  grossen  pfetzzangen“, 
die  in  der  .schon  öfter  erwähnten  Richtzeiigkiste  auf  dem  Alt- 
IKirtel  ruhten,  werden  auch  die  meiste  Zeit  gefeiert  haben. 
Interessant  ist  übrigens,  dass  diese  beiden  „malefitzischen  In- 
strumente“ erst  1024  erwähnt  werden,  während  sie  bei  der 
ersten  Inspektion  besagter  Kiste  durch  die  Herrn  des  Vier- 
richteramts im  Jahre  l.">82  noch  nicht  vorhanden  waren,  — ein 
Zeichen  der  immer  zimchmenden  Grausamkeit  und  Verrohung 
in  der  Strafrechtspflege.") 


')  Lehmann  ,S.  727*. 

,\B.  II,  1470. 

*)  N.  715. 
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§ 10. 

Die  Leibesstrafen. 

1.  Haiuliilihaupn.  Ein  altchiwürdip^es  Gesetz,  das 

Privilee;  Kaiser  Heiiii  ichs  IV.  für  die  Judenscliall  zu  Sjieier 
vom  l'.t.  Februar  lOSHi,  bestraft  Verwunduu"  eines  Juden  mit 
einer  Frevelbusse  von  einem  Pfund  Goldes.  Ist  der 

Tliäter  unfrei,  so  bleibt  dem  Herrn  die  AVald:  ,aut 

sni)ra  taxatam  coniimsicioneiu  inijileat,  aut  servum  ad 
penas  tradat“.  Weiter  bestimmt  der  Kaiser:  „Siijuis  autem 
ino])ia  dejiressus  preseriptum  persolvere  nequiverit,  eadem 
plectatur  peiia,  qua  ille  punitus  est  tempore  Heinrici  imperatoris, 
patris  inei,  (pti  iudeum  nomine  vivum  interfeeit,  seilieet  nt  ei 
oculi  eruantur  et  dextra  manus  amimtetur“.') 

Die  MRO.  droht  Verlust  der  Hand  als  Bannbi uchsstrafe : 
Wer  den  Frieden  bricht,  der  ihm  ,von  der  stete  wegen  Wirt 
geheischen“,  zahlt  10  Mark  Silbers  und  räumt  zwei  Jahre  die 
Stadt;  kommt  er  zurück,  ehe  er  die  Strafe  erlegt  hat,. — „men 
sol  ime  sin  hant  abe  slahen“.  Auch  hier  also  wieder  eine 
spiegelnde  Strafe;  der  meineidig  Gewordene  büsst  mit  der 
Schwurhand  den  Bruch  seiner  Urfehde.-’) 

Die  PSOC.  von  172t)  büsst  den  Wilderer  mit  ewiger 
Zwangsarbeit  oder  Abhauen  der  rechten  Haml. 

2.  Augenausstechen.  l.'Rjö  wird  Merkein  Kafe,  der 
nächtlicherweile  mit  gewaÖ'neter  Hand  der  Stadt  Scharwächter 
jagte,  verwiesen  und  ihm  bedeutet,  dass  man  ihn  blenden  werde, 
wenn  er  Je  wieder  gegen  Rat  oder  Gericht  sich  eine  Missethat 
zu  schulden  kommen  lasse.*)  — 1444  werden  einem  Gärtner, 
der  bei  Nacht  den  liCuten  zu  Speier  ihr  „rode“  (Färberröte) 
ausgegraben  und  verkauft  hatte,  die  Augen  ansgestochen/)  wie 


Hilgaril  S.  vcl.  die  HestStigmig  (l)'«  Worinaor  .Imleiiprivilejjä 
Ueinrirh«  IV.  durch  Frieilrich  den  Hotbart  ll.>7(lloo?,  l'li.  S.  741:. 
->  Hilgard  S.  i-n. 

AH.  I. 

*j  AH.  II,  1444. 
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überhaupt  die  Gerichte  bei  Beurteilung  von  Gartendiebstählen 
eine  beliemdlichc  Härte  an  den  Tag  legen.  — 1454  wird  ein 
Weber,  der  aul  der  Zunftstube  einem  Handwerksgenossen 
ghindervertidich  und  beratens  mutes“  in  Tötuugsabsicht  ein 
Brotmesser  in  den  Rücken  stiess  und  sich  dieser  That  berühmte, 
des  Augenlichts  beraubt.')  — Eine  undatierte  Verordnung  aus 
dem  1 4.  Jahrhundert  bestraft  den,  der  da  „lehenet“  fWucherer?), 
den  „vierdetder“  (Falschspieler)  und  den  „rifflan“  (Hurenwirt)  mit 
vierwöchentlicher  Turnihaft  und  ewigem  E.xil.  „Unde  fände 
man  den  da  nach  in  der  statd,  man  sol  in  blenden  oder  durch 
die  backen  brennen'^.-) 

Die  Richtzeugkiste  auf  dem  Altpörtel  birgt  unter  anderem 
Werkzeug  auch  „ein  eyssen  iustrument,  daran  das  Speyrisch 
Stattwappen  oder  munster,  damit  man  einem  die  äugen  aus- 
sticlif'.') 

Das  Abschnciden  der  Ohren  war  im  Mittelalter  die 
gewöhnliche  Strafe  des  ersten  „kleinen“  Diebstahls,  ihr  Verlust 
das  internationale  Erkennungszeichen  des  Diebes,  der  die  erste 
Weihe  zum  Galgen  empfangen  hatte.  Die  ausserordentliche 
Beliebtheit,  der  sich  gerade  diese  Strafart  erfreute,  erklärt  sich 
daraus,  dass  sie  sich  als  probates  Mittel  zur  Entscheidung  über 
die  Frage  der  Rückrälligkeit  des  Delinquenten  erwies  und  bei 
Fahndung  nach  einem  entronnenen  Missethäter  dessen  steck- 
briefliche Beschreibung  wesentlich  erleichterte. 

Nicht  selten  stehen  Verbrecher,  die  der  Ohren  ermangeln, 
vor  dem  Tribunal  des  Rates.  So  finden  wir  im  jüngeren  Acht- 
buch bei  der  Richtung  der  „frauwe  von  Nürnberg“,  einer 
fahrenden  Dirne  und  vermehrten  Diebin,  den  Vermerk:  „Item 
die  flau  hat  keyn  oren  gehapt“.  Ein  andermal  gesteht  ein 
Dieb,  dass  er  zu  Urach  dem  Hofmeister  seinen  Mantel  ge- 
stohlen, darum  er  sich  seine  Ohren  selbst  habe  abschneideu 
müssen;-')  I45fi  verliert  einer  beide  Ohren,  weil  er  einem  Wirte 


')  .\B.  II,  U54. 

Hilgarii  S.  4^4. 
’)  X.  71.'-.. 

*)  Ali.  II,  um  1490. 
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ein  Wams  und  an  die  zwei  Slalter  Zwiebelsamens  entwendet 
hatte.*) 

Nicht  immer  erstreckte  sich  übrigens  die  Verstüinmelung 
auf  beide  Ohren,  manchmal  vei  fiel  nur  eines  der  Henkerschere.''*) 

4.  Uas  Ausschneiden  der  Zunge  findet  sich  — wieder 
ein  Ausfluss  des  Si»iegelungsprinzips  — nur  bei  Gotteslästerung, 
z.  B.  13()1.  Zum  Urfehdeschwur  soll  der  Gottesverächter  zum 
letztenmal  die  I;ästerzunge  brauchen,  dann  soll  man  sie  ihm 
ausschneiden  bei  dem  Napfe  und  ihn  selbst  mit  Ruten  aus  der 
Stadt  hauen.  ')  Dass  die  A’ollstreckung  dieser  Strafe  ebenso 
wie  das  Auspeitschen  am  Napfe,  dem  Grenzhoheitszeichen  der 
bischöflichen  Immunität,  geschah,  ist  wohl  die  letzte  Reminiszenz 
an  die  alte  Gerichtsherrlichkeit  des  Bischofs.'*) 

5.  Ruten-  und  Prügelstrafe.  Das  Auspeitschen  mit 

Ruten  oder  Staupbesen,  die  Ijeibesstrafe  -exf  wurde  in 

der  Regel  nur  bei  Fieveln,  oft  aber  auch  bei  schlimmeren 
Missethaten  dann  angewendet,  wenn  besonderer  Jlilderungs- 
gründe  halber  von  einer  an  Hals  oder  Hand  gehenden  Strafe 
abgesehen  und  nur  auf  eine  solche,  die  an  Haut  oder  Haar 
ging,  erkannt  wurde.  Landstreicherei,  Diebstahl,  Hehlerei, 
falsches  Spiel,  Hurerei,  Betrug,  falsche  Anschuldigung,  aber 
auch  Entführung,  mehrfache  Ehe.  Münzfälschung,  einmal  sogar 
Teilnahme  au  einem  Totschlag,  Zauberei  und  Ketzerei  w'erden 
mit  dem  Staupbesen  geahndet.  Ausserdem  ist  dies  Instrument 
insonderheit  dazu  bestimmt,  den  jugendlichen  Verbrecher  auf 
die  Bahn  der  Tugend  zurückzuführen.  Manchmal  überlässt  der 
Rat  sogar  diese  dankenswerte  Aufgabe  den  Angehörigen  des 
Irregeleiteten;  so  gibt  er  z.  B.  einen  wegen  unerlaubten 

Zugriffs  in  Haft  gelegten  Jungen  aus  Worms  seiuem  nach 


')  AB.  II,  1456. 

z.  B.  AB.  II,  1431:  ,Als  Hans  Kuppliernagel,  ein  bemler  und 
Marti  11  Kappuäslieupt  hio  yn  gefeugnisso  von  dupstals  wegen  gelegen 
sint,  y»t  ortel  und  recht  über  »ie  ergangen,  das  man  Kupphernagel  beide 
oren  und  Kappn.ssheupt  cyn  or  abesnyden  aolte,  das  mich  al.io  bescheen  ist“. 

AB.  I,  l:)t;i. 

* Die  mebrerwäbnte  Kicblzcugkiate  enthielt  auch  ,zwey  grosse  inesaer 
inn  einer  sctipiden,  äo  man  zum  viertheilcn  und  Zungen  abschneiden  gebraucht“ 
(N.  71ÖJ. 
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Speier  gereisten  Vater  heraus  mit  dem  Bescheid,  er  solle  ihn 
des  DiebstaliU  halber  selber  züchtigen.') 

Die  Exekution  geschah  im  14.  Jahrhundert  durch  Anbinden 
au  einen  Pfahl  oder  eine  Säule  und  Anspeitschen,  meist  in 
Verbindung  mit  Austreibung  aus  der  Stadt:  „man  sol  in  slahen 
an  der  suln  und  sol  in  uz  der  stat  triben  nimmer  wider  ze- 
komende,  der  rat  heiz  ez  denne'“,  sagt  die  MRO.-)  In 
späterer  Zeit  gestaltete  sich  die  Vollstreckung  Iblgendermassen; 
Der  Verurteilte  wurde  im  Salzturm,  nachdem  ihm  als  Henkers- 
mahl ein  Weinsüpplein  vorgesetzt  worden,  „das  er  nun  hat 
essen  oder  stehen  las.sen  mögen,“  von  den  Vierrichtern  dem 
Henker  übergeben,  der  ihn  gebunden  durch  die  Spitalgasse  am 
Rathofe  vorbei  zum  Napfe  führte;  um  diesen  wurde  der  Delin- 
(pient  dreimal  herumgeführt.  dann  an  der  grossen  Sperrkette 
beim  „Trutzpfaffen“  entblösst  und  die  Hauptstrasse  hinunter 
zum  Krenzthor  hinaus  — also  durch  die  belebtesten  Teile  der 
Stadt  — bis  zum  ersten  Bildstock  mit  Ruten  gehauen;  dort 
ward  er  losgebunden  und  ihm  '/j  d.  „pro  viatieo“  gegeben.  ') 

Dabei  unterschied  man  drei  Abstufungen  der  Züchtigung, 
die  gelinde,  mittlere  und  scharfe  Streichung:  der  jeweilig  au- 
zuwendeude  Grad  wurde  im  Urteil  bezeichnet,  jedoch  erachtete 
sich  der  N'achrichter  dadurch  nicht  immer  lur  gebunden.  So 
wird  1725  bei  der  Auspeitschung  eines  Gotteslästerers  berichtet: 
„Obwohl  dem  Scharftrichter  nach  der  Schärfle  zu  .streichen  an- 
befohlen war,  so  ist  es  doch  dem  Ansehen  nach  ziemlich  gelinde 
hergegaugen“.-*)  — 1726  liess  der  Rat  der  Entscheidung  der 
Riickfälligkeitsfrage  wegen  eine  Diebin  nach  Simren  einer  etwa 
schon  früher  mit  dein  Staupbesen  geschlosseneu  Bekanntschaft 
untersuchen  und  erkannte  darnach  auf  Rutenstrafe,  da  die 


■)  VKAP.  1.  l.')79. 

■')  Hilgar.1  .S  iis. 

N.  7i:t;  v^l.  amli  N.  707 ; 1712.  .lolia  iin  .Schmidt  ist  dem 

■scharpfrichtcr  vor  dem  spittahl  ülieri^eben  worden,  welcher  ihn  die  spittelgass 
hinauf  dreymahl  um  den  napf  ;;i'fiihrel.  nachmals  blo.^s  gemacht  und  ihn 
zum  Crenlzthor  hinauss  bi.s  an  den  ersten  bildstock  mit  ruthen  auasgehanen 
hat  und  sind  dem  malcticautcn  In-y  jeder  Creulzgassen  3 streiche  gegeben 
worden". 

')  S.  70S  (Akt  Ucrberichj. 
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Aerzte  erklärten,  dass  die  den  Rücken  der  Delinquentin 
zierenden  Male  wohl  auch  von  etwas  anderem  als  einer  früher 
erlittenen  Ausstäupung  herriihren  könnten.  Der  Xachrichter 
aber  scheint  sich  hierauf  besser  verstanden  zu  haben;  denn  er 
Hess  nach  geschehener  Exekution  wissen,  „dass  die  Diebin  schon 
niehrmalen  ausgehauen  worden,  und  ihm  Leid  sein  sollte,  wenn 
er  seinen  Buckel  so  oft  hätte  hergeben  sollen,  inmassen  sie 
dann  auch  mit  dem  Springen  trefflich  umbzugehen  gewusst 
habe“.') 

Im  Hi.  Jahrhundert  entspann  sich  zwischen  dem  bischöf- 
lichen Nachrichter  und  dem  städtischen  Stockmeister  ein  Zu- 
ständigkeitsstreit  insbesondere  deshalb,  weil  der  Nachrichter 
manchmal  nicht  zur  bestimmten  Zeit  zur  Vornahme  der  Exe- 
kution erschien  und  dann  der  Rat  dieselbe  durch  den  Stöcker 
vollziehen  Hess.-)  Die.  Frage  wurde  schliesslich  dahin  ent- 
schieden, dass  die  Vollstreckung  der  Lebens-  und  Ijcibesstrafen 
dem  Scharfrichter,  die  der  Ehrenstrafeu  — und  hiezu  zählte 
neben  dem  Stellen  ans  Halseisen  auch  die  Brandmarkung  — 
dem  Stockmeister  zustehfen  solle.'^) 

lin  18.  Jahrhundert  findet  sich  neben  der  Züchtigung  durch 
Ruten  oder  Staupbeseu  insbesondere  bei  jugendlichen  Verbrechern, 
Taugenichtsen,  Landstreichern,  Bettlern  u.  s.  w.  die  Fusti- 
gation,  die  Prügelstrafe  mit  dem  Farrenschwanz,  die  in  der 
Regel  durcli  den  Bettelvogt  vor  der  Hauptwaclie  vollzogen 
wurde. 


§ II- 

Die  Ehrenstrafen. 

An  und  für  sieh  äussern  auch  alle  Leibessirafen  be- 
schimpfende Wirkung;  hier  sollen  aber  unter  Ehrenstrafeu  nur 


'■)  N.  70«  (Akt  Reissin). 

7)  So  vvuriit  z.  H.  1579  ein  jugenJliclicr  Dieb  seiner  Haft  entlassen, 
durch  den  Stöcker  „privatim“  gezüchtigt  und  ausgewiesen  (VR.\P.  I,  1579) 
“J  S.  719;  vgl,  auch  N.  025. 
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die  verstanden  werden,  die  sich  in  erster  Idnie  die  Ehre  des 
Schuldigen  als  Angritt’sziel  erwählen.  Dies  ist  insbesondere  der 
Fall  bei  der 

1.  Brandmarkung.  Hier  ist  Gegenstand  und  Zweck  der 
Strafe  weniger  die  Erregung  eines  vorübergehenden  körperlichen 
Schnierzgelühls,  als  \ielniehr  die  Verächtlichmachung  des  Ver- 
brcchei's  in  aller  Welt:  ein  Kainszeiclien  soll  er  tragen,“  das 
ihn  für  alle  Zeiten  von  jedem  elirlichen  Menschen  untei-scheiden 
und  jedermann  zur  Warnung  dienen  soll,  sich  vor  dem  also 
kenntlich  Gemachten  zu  hüten.  Daher  wurde  auch  ehedem 
diese  Strafe  nicht  gegen  den  ofl'enen  Verbrecher  verhängt, 
sondern  nur  gegen  den,  der  heimlicherweise  sein  Wesen  treibt: 
gegen  den  Dieb,  der  im  Dnnkeln  schleicht,  den  Betrüger,  der 
ohne  Scheu  .seiner  Mitmenschen  argloses  Vertrauen  missbraucht, 
den  Fälscher,  der  Treue  und  Glauben  frech  zur  Seite  setzt. 

So  werden  1458  drei  Betiüger,  die  Vorgaben,  an  der  fallenden 
Sucht  zu  leiden,  um  dadurch  von  der  Gutherzigkeit  der  Leute 
Almosen  zu  erschwindeln,  durch  die  Backen  gebrannt  und  mit 
Ruten  an.sgehauen ; *)  148;j  erleidet  der  Knecht  dos  Münzfälschers 
Cosmas  die  gleiche  Strafe,  wiewohl  er  nur  die  Farben  ge- 
rieben und  die  Pfennige  bestrichen  und  nicht  gewusst,  ob  sein 
Thun  gut  oder  böse  sei;-)  1471  wird  ein  Knecht  des  Abtes 
von  Limburg,  der  seinem  Herrn  zwei  Pferde  stahl  und  einem 
.Inden  ein  Kind  verkaufen  wollte,  durch  Backen  und  Stirne 
gebrannt; einen  falscher  Anschuldigung  überführten  Juden  * 
streift  schon  das  Brandeisen,  da  begnadigt  ihn  der  Rat  zur 
Rutenstrafe.'*) 

Das  Brennen  geschah  durch  Backen  oder  Stirne,  siiäler 
meistens  auf  den  Rücken.  Zu  diesem  Zwecke  dienten  zwei  in 
der  bekannten  Richtzeugkiste  aulbewahrte  Instrumente,  nämlich 
ein  Brenneisen  mit  dem  Zeichen  des  Kreuzes  und  ein  solches 


•j  AB.  IX,  U5S. 

■^)  AB.  II,  US3. 
b Ali.  II,  U7I. 

‘J  Sein  Urteil  lautet:  „An  daz  baUsyssii  »tollen  und  in  durch  die  backen 
brennen".  Letzterer  i’assus  ist  durchgestrichou,  und  statt  dessen  heisst  es: 
.,mit  rüden  uss  geschlagen".  Vgl.  auch  S.  lOj  über  die  Strafe  des  riftiau, 
des  vierdetder  n.  s.  w. 

Tlu  ilAralcr^  äir«fr«cbi  der  fr«ieu  KeiobMUdt 
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mit  dem  Stadtwai)pen,  „da  mit  man  einem  das  mQiiste!-  an  die  stini 
brennet“  als  ewiges  Kennzeiclien  dafür,  dass  er  einmal  zu  Speier 
in  des  Henkers  Hände  gefallen.')  Im  17.  und  18.  Jahrhundert 
wird  meist  mit  O.  C.,  dem  Zeichen  des  oberrheinischen  Kreises, 
gebrandmarkt,  und  zwar  durch  Aulbrennung  auf  den  Rücken. 

2.  Lasterstein.  Das  Tragen  des  Lastersteins,  das  ur- 
sprünglich offenbar  die  eigentlich  verwirkte  Steinigung  sym- 
bolisieren sollte,  — so  finden  wir  sonst  das  Tragen  einer  Rute, 
eines  Strickes  oder  blossen  Schwertes  um  den  Hals  als  An- 
deutung der  verdienten,  aber  gnadenweise  erlassenen  Todes- 
strafe'-’) — war  in  Speier  eine  seit  alter  Zeit  äusserst  beliebte 
und  besonders  bei  Weibern  häufig  angewandte  Ehrenstrafe. 
Schon  die  MRO.*)  droht  der  Frau,  die  durch  Worte  oder 
Werke  in  Strafe  verfallen,  wenn  sie  diese  nicht  zahlen 
kann  oder  will;  „so  sol  sie  den  stein  der  darzii  gemäht  ist, 
vom  iiapphc  biz  au  daz  altdebnrgetor  tragen  ane  mantel  und 
nnverhenket  zwischen  prime  und  sexte“  und  den  Richterknechten 
einen  Schilling  zahlen;  trägt  sie  aber  zum  drittenmal  den  Stein, 
so  soll  sich  die  Strafe  auf  das  Vierfache  erhöhen.^)  Am  lichten 
Tage  also  wurde  die  Arme  im  Untergewand  und  ohne  Schleier  — 
den  Stadtknechten  war  streng  verboten,  ihr  durch  Verhüllung 
die  Strafe  zu  erleichtern  ’)  — der  Roheit  der  Ricliterknechte 
preisgegeben  und  von  diesen,  fast  zusammenbrechend  unter  der 
schweren  Bürde  der  schmachvollen  Halszier,  durch  die  belebteste 
• Strasse  der  Stadt  getrieben,  der  Gassenjugeud  zum  Gespött, 
dem  zungengewandten  schönen  Geschlechte  zu  heilsamer 
Spiegelung. 

In  späterer  Zeit  kam  das  Steintragen  völlig  aus  der  Uebung, 
und  im  17.  Jahrhundert  bezeichnet  dei\Name  Lastersleiu  etwas 

r 

i)  X.  715. 

;*)  Grimm,  Kechlssltcitümer  S.  713  ff. 

Hilgard  S.  ‘.‘Ui,  ‘J19. 

‘J  Hilgard  S.  216. 

ebd.  Note  2.  Die  Neuredaktion  von  1346  lugt  bei:  „Weiber  kuebt 
aber  verbenget  einre  vrouweii,  die  den  stein  dreit,  so  er  mit  ir  gat,  daz  sie 
einen  mantel  dreit  uf  dem  balse  oder  an  dem  libe,  oder  einen  sleicr  für  die 
uugeu  benket.  also  daz  sie  nibl  zu  male  unverbenket  gat,  so  sol  die  vorge- 
nante pene  vallen  in  den  nuiven  spital  bie  zu  8pire  zu  dem  male  nude  niht 
den  knebten*. 
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ganz  anderes,  wie  eliedem,  nämlich  den  Stein,  auf  dem  die  Ver- 
brecher öffentlich  zur  Schau  gestellt  zu  werden  pflegten,  den 
Pranger. 

3.  Halseisen.  Die  häufigste  aller  Ehrenstrafen  war  wohl 
die  Ausstellung  an  öttentlicher  Schandsäule,  die  meist  bei 
leichteren  Vergehen,  wie  beim  kleinen  Diebstahl,  bei  Unzucht, 
Betrug,  falscher  Anschuldigung  und  dgl.  allein,  oder  bei 
schwereren  in  Verbindung  mit  Leibesstrafeii  oder  Stadtverweisung 
zur  Anwendung  gelangte.  Die  Vollstreckung  geschah  durch 
Einspannung  des  Halses  in  das  sogenannte  Halseiseu;  oft  wurden 
auch  Arme  und  Beine  in  ähnlicher  Weise  eingezwängt.  Dies 
Halseisen  stand  auf  dem  Markte  bis  gegen  Ende  des  vorigen 
.lahrhunderts;  am  11.  März  1793  wurden  auf  Verfügung  der 
von  Custine  eingesetzten  „allgemeinen  Administration  der 
Frankenrepnblik“  zu  Mainz  Lastersteiu  und  Halseisen  als 
„Hoheitszeichen  des  alten  Feudalstaats“  ausgegraben  und  weg- 
geschart't,  im  gleichen  Jahre  aber  auf  Befehl  des  Grafen  Wurm.ser 
wieder  aufgerichtet.') 

\ icht  immer,  am  wenigsten  bei  den  minder  tief  veranlagten 
Gaunern  und  Dirnen  der  Heerstrasse,  erreichte  diese  aus 
ethischen  Gesichtspunkten  überhaupt  sehr  anfechtbare  Strafe 
die  beabsichtigte  Wirkung,  sondern  artete  recht  häufig  in  eine 
solenne  V'olksbelustigung  aus,  wenn  beispielsweise  die  für  solche 
Schausjjiele  stets  äusserst  dankbare  Strassenjugend  eine  ausge- 
stellte Dirne  mit  Hohnworten  begrüsste  und  diese  mit  spitziger 
Zunge  und  oft  nicht  geringem  Erfolg  den  Redekampf  aufnahni. 

Die  Dauer  der  Prangerstrafe  war  sehr  verschieden;  in 
älterer  Zeit  machte  man  sich  kein  Gewissen  daraus,  die  Ver- 


''  N.  147, o;  Kernling,  clie  Rheiniifiilz  in  der  Revolutionszeit  von 
1794— nns  Rd.  1,  S.  i47  u.  313:  „Die  Letzten,  welche  hier  am  16.  Oktoher  1793 
standen,  waren  der  Spejerer  Bürger  .Tohann  Fischer  und  der  Schiffer- 
knecht Oeorg  Baldaiif  von  tjemmingen.  .Sie  waren  wegen  dichischer  Ent- 
wendung anvertrauter  Kaufmaunsguter  verurteilt,  .an  drei  .llarkttageu  mit 
augeheftetem  Placate  ihres  Namens  und  V'ergehen»,  jedesmal  eine  halbe 
Stunde  an  das  Halseisen  gestellt  zu  werden  Der  Erstgenannte  erhielt 
dabei  jedesmal  3.5  Prügel,  der  zweite  aber  tO  zur  Warnung  für  Andere. 
Nach  vollzogener  Strafe  wurden  beide  aus  der  Stadt  verwiesen.“ 

Die  ersten,  die  das  wiederaufgerichtete  llalseisen  zierten,  waren 
16  Speierer  Clubisten. 

ü* 
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urteilten  halbe  Tage  lang  in  der  engen  Halskrause  stecken  zu 
lassen;  später  ist  die  Normaldaner  1 — i Stunden.  Im  Jahre  1347 
wird  in  einem  Ratsschluss  „über  die  spiler“  verordnet,  dass 
Leute,  die  auf  geweihten  Kirchhöfen  beim  Spielen  betroffen 
werden,  im  Halseisen  stehen  sollen  von  „prime  bis  zur  none“ 
1723  werden  einige  liederliche  Frauenspersonen  schon  nach 
Ablauf  einer  Viertelstunde  wieder  freigegeben.'^) 

Nicht  selten  wurde  dem  Delinquenten  eine  Rute  auf  den 
Rücken  gebunden  zum  Zeichen,  dass  er  mit  knapper  Not  dem 
Staupbesen  entronnen,  oder  es  wurde  eine  Tafel  mit  Beschreibung 
seiner  Jlissethat  an  der  Schandsäiile  befestigt.*)  Auch  befand 
sich  unter  den  „malefitzischen  Instrumenten'*  der  Richtzeugkiste 
„ein  papieren  hut,  daran  ein  paffen  und  huren  gelach  gemahlet, 
so  man  den  unzüchtigen  pegken  unnd  kuplerin  am  pranger 
pflegt  ufzusetzen"*.^)  Bei  Frauenzimmei  n mit  nicht  unanfechtbarer 
Vergangenheit,  die  sich  als  ehrbare  Frauen  gerierten  oder  gar 
im  jungfräulichen  Brautschmuck  zur  Kirche  gingen,  finden  wir 
endlich  das  Aufsetzen  eines  Strohkranzes  als  besondere 
Ehrenstrafc;  auch  des  Bewerfeus  mit  Kot  wird  öfters  Er- 
wähnung gethaii;'')  nur  bleibt  es  unklar,  ob  dies  beabsichtigte 
Strafschärfung  w-ar  oder  lediglich  in  der  Empörung  des  Publikums 
seine  Ursache  fand.  Eine  eigenartige  si)icgelnde  Ehreiistrafe 
ist  das  Aufsetzeu  von  Hirschgeweihen,  das  in  der  PSOC. 
von  172U  dem  Jagdfrevler  angedroht  wird.**) 

4.  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung  wurden 
im  Injurienprozess  als  Xebcnstrafen  oder  neben  Znerkcnnuug 
einer  Busse  als  Hauptstrafen  verhängt.  Nach  Lehmann  muss 
beispielsweise  ein  Bürger,  der  die  Metzgerzunlt  beleidigt  hatte, 
öffentlich  Abbitte  thun  und  erklären:  .Solche  Wort,  als  ich 
geredt  und  damit  ich  die  ZimÖi  erzürnt,  habe  ich  im  Zorn 


Uitgard  S.  145. 

2)  N.  70S. 

Dirne  2 Stunden  aus  Halseisen  „mit  umbhangung  einer 
tahcll  cum  inscriptione;  „wegen  ieicbtfertiger  hurerey““. 

*)  X.  715. 

5)  8.  § 32. 

'j  vgL  Grimm.  KeclitsaltertUmer,  Hucli  V.  S.  6»6. 
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gutlian  und  ist  mir  Icyd  und  wolle,  dass  die  unterwegen  blibeu 
wären“.') 

Auch  Widerruf  in  der  Kirche  wird  manchmal  dem 
Beleidiger  zur  Pflicht  gemacht;-)  muss  einer,  der  seiner 

Meisterin  nachsagte,  sic  habe  sich  ihm  hold  gezeigt,  wie  sie 
überhaupt  jedem  Gesellen  ihre  Gumst  zu  schenken  pflege,  öffentlich 
erklären,  dass  er  von  seinem  Meister  und  dessen  Hausfrau  nur 
Liebes  und  Gutes  wisse;  liP.'s  verfügen  die  Vierrichter:  „Beklagter 
soll  die  Klägerin  vor  eine  ehrliche  Frau  erkennen“.') 

ö.  Aemterverlust  und  Aufkündigung  des  Bürger- 
rechts. Eine  Abspaltung  der  alten  Friedlosigkeit,  wenn  auch 
in  harmloserem  Gewände,  ist  die  Aufsagung  des  Burgrechts, 
die  Entziehung  des  besonderen  Rechtsschutzes,  den  die  Stadt 
ihren  Bürgern  gewährte.  Sie  konnte  auf  Zeit  oder  für  ewig 
ausgesprochen  werden.  Freiwillige  Aufgabe  des  Burgrechts 
erachteten  Rat  und  Richter  stets  als  [»ei'sonliches  Misstrauens- 
votum und  verhängten  daher  in  solchen  Fällen  in  der  Regel 
Verlust  des  Burgrechts  auf  10  Jahre  als  Stiafe.^)  Empörern 
oder  anderen  schweren  Verbrechern  wird  gew’öhnlich  für  alle 
Zeiten  das  Burgrecht  anfgesagt  und  diese  Strafe  nicht  selten 
auf  die  ganze  Deszendenz  des  Verurteilten  ausgedehnt : „er,  sin 
wip,  sine  kint  unde  sines  kindes  kint  (sollen)  niemer  unser 
burger  werden  noch  sedelhaft  sin  in  unserre  stat,  ane  alle 
geverde“.^) 

Da  in  älterer  Zeit  alle  üö'entlichen  Aemter  und  Würden, 
auch  das  Rats-  und  Richteramt,  im  Ehrenamte  verwaltet  wurden. 


')  Ijelimaiin  S.  .lOi, 
z.  B.  ebenda. 

VKAP.  I,  1570  u.  II,  icys. 

‘j  Dies  verordnete  ein  Statut  von  1343  (Hilgard  S.  42S):  „Wir 
der  rat  zu  Spire  liant  überkomen  eimuütcelieben  unde  einliclleclieben,  welich 
unser  burger  sin  hurgrelit  uf  git  liie  zu  Spire,  daz  der  in  zehen  iaren  dar 
nach  unser  burger  zu  Spire  uieiuer  werden  sol.  Wolle  aber  einre  in  den 
selben  zehen  iaren  her  zu  Spire  wandeln  oder  hie  woneii,  so  sol  man  iiiht 
an  ime  freveln  in  unser  stat,  unde  sol  er  freveln  an  unsern  burgeric*.  Siehe 
z.  B.  AB.  1,  1344:  „.tniio  domini  1344,  l'rbani  pape,  gab  Meier  von  Kntelingen 
der  inde  sin  burgreht  uf.  dar  unibe  sol  er  in  di.sen  nehesten  zehen  iaren 
niemer  burger  zu  .Spire  werden“. 

H ilgard  S.  322;  vgl.  ferner  z.  B.  ebd.  S.  2:44.  Z.  3 ft'..  S.  3t»2,  Z.  3 ft'. 
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so  gestaltete  sich  die  Entziehung  oder  Ahsiirechnng  der  Fähigkeit 
zur  Bekleidung  solcher  Würden  zu  einer  cmi)findlichen  Ehreu- 
strafe.  Auch  hier  findet  sich  oft  ewige  Unfähigerklärung  und 
Ausdehnung  der  Strafe  auf  die  gesamte  Nachkommenschaft. 
Manchmal  zeigen  sich  Rat  und  Richter  mit  Verhängung  solcher 
Strafen  etwas  voreilig.  So  liess  mau  1670  den  Bürgermeister 
Mühlberger,  weil  er  im  Verdacht  stand,  er  habe  die  Stadt  an 
den  Bischof  verraten  wollen,  ohne  weiteres  sämtlicher  Aemter 
und  Ehrenstellen  entsetzen  und  Urfehde  schwören,  er  werde  so 
lange  sein  Haus  nicht  verlassen  und  insbesondere  des  Ratgangs 
sich  enthalten,  bis  es  ihm  gelungen  sein  werde,  sich  von  allem 
Verdachte  völlig  rein  zu  w'a.schen.  Wegen  dieses  allzu  summa- 
rischen Verfahrens  wandte  sieh  Mühlbergt'r  klagend  an  das 
Reichskammergericht,  das  sich  5 Jahre  lang  den  Fall  sehr 
reiflich  überlegte  und  danu  die  Stadt  schuldig  sprach,  den 
Kläger  zu  entschädigen  und  in  alle  Ehren  feierlich  wieder 
einzusetzen.') 

Auch  den  Ehebrecher  erwartet  neben  Geldbusse  odei'  Turm- 
verliess  schimptliche  Ehrenstrafe.  Er  muss  bei  der  Zunft  unten- 
an sitzen,  darf  zu  keiner  Kirchenmusik  admittiert  werden,  keine 
Vormund-  oder  Gevatterschaft  bekleiden,  und  wird  nicht  selten 
sogar  aus  dem  Bürgerverbaude  ausgestossen.-’) 


§ 1--2- 

Die  Freiheitsstrafen. 

Einsperrung. 

1.  Turmstrafe.  Nur  ganz  ausserordentlich  selten  finden 
w'ir  im  Mittelalter  Verhängung  von  Gefängnisstrafen;  die  Häft- 
linge, die  oft  in  grosser  Zahl  die  Türme  und  Mauerprisauueu 
bevölkern,  sind  in  der  Regel  Untersuchungsgefangeue.  Der 
Hauptgrund  lür  diese  geringe  Beliebtheit  der  Gefängnisstrafe 


')  N.  707. 
*)  ».  § »I. 
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lag  in  der  Rücksichtnabme  auf  die  dadurch  entstehenden,  oft 
sehr  beträchtlichen  Kosten:  denn,  wenn  man  auch  dem  Ein- 
getiirmten  die  Veri)flichtung  auferlegte,  seine  Atzung  selbst  zu 
bezahlen,  so  war  damit  im  Regelfall  wenig  geholfen,  da  die 
meisten  Insassen  der  Stadttürme  mit  Glucksgüteni  nicht  gerade 
überreich  gesegnet  waren.  Da  war  es  allerdings  ein  wesentlich 
bequemeres  und  billigeres  Mittel,  mit  dem  Verbrecher  fertig  zu 
werden,  wenn  man  ihm  die  Stadtthore  verschloss,  nachdem  er 
zuvor  Urfehde  geschworen,  „der  Stadt  Speier  hinfüro  müssig  zu 
gehen“.  Allerdings  war  diese  sehr  wenig  selbstlose  Massregel 
mit  Vorsicht  anzuwenden.  Riskierte  man  schon  bei  Verweisung 
des  „landschädlichen  Mannes“,  dass  er  sich  dranssen  den  Stadt 
und  Landschaft  stets  in  Atem  haltenden  Diebs-  und  Mörder- 
banden zugesellte,  so  bestand  bei  angesehenen  und  mächtigen 
Delinquenten  die  noch  viel  grössere  Gefahr,  dass  sie  im  Auslande 
allen  Einfluss  aufbieten  könnten,  der  ohnehin  zu  steter  Waflfen- 
bereitschaft  gezwungenen  Stadt  neue  Feinde  zu  werben.  In 
solchen  Fällen  ging  man  allerdings  sicherer,  wenn  man  den 
Verbrecher  in  der  Stadt  selbst  durch  Verwahrung  im  festen 
Mauerturm  unschädlich  machte.  Als  z.  B.  KJTfi  Johann  von 
Köln,  ein  Spross  eines  altangesehenen  Speierer  Patrizier - 
geschlechtes,  cs  unternimmt,  „den  Rat  zu  (pietschen  und  zu 
widertreiben“,  wird  in  gemeinsamer  Tagung  des  sitzenden  und 
des  ausgehenden  Rates  beschlo.ssen,  dass  man  „den  von  Colne 
sol  legen  in  einen  torn  gevangen  unde  sol  im  geben  w'asser  und 
brot  biz  an  sinen  dot,  als  lange  als  er  geleget,  unde  her  wider 
sol  unsse  keime  von  den  reteu  werben  heimlichen  oder  ofFen- 
lichen  uft  unsse  eide,  daz  er  der  gefengnisse  ledig  werde  ane 
alle  geverde“.') 

Ebenso  wandert  1509  ein  sehr  gefährliches  Subjekt,  der 
zum  Tod  verurteilte  Bernhard  Koch,  von  dem  noch  weiter 
unten  zu  simecheu  sein  wird,  zu  ewigem  Gefängnis  in  den  Turm.'^) 
Vor  dem  weniger  einflussreichen  Verbrecher  schützte  man  sich, 
falls  man  ihm  niclit  gleich  den  Kopf  vor  die  FUsse  legen  konnte, 
durch  Verweisung  in  möglichst  ferne  Regionen,  in  der  stillen 


■)  AB.  I,  1370. 

AB.  II,  1Ö08;  Kaser  S.  02.  Siehe  ancli  oben  S.  40. 
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Wiedersehen  als  Bannbriichigen  endgiltig  unschädlieh  machen 
zu  können. 

Aus  diesen  Gründen  ist  die  Zahl  wirklicher  Strafgefangener 
meistens  sehr  gering;  das  Hauptkontingent  stellen  die  Einwohner 
und  die  ehrsame  Bürgerschalt.  In  der  Regel  sind  es  auch 
leichtere  Delikte,  die  durch  Turmhaft  ihre  Ahndung  finden; 
kleiner  Diebstahl.  Betrug,  Ehebruch,  leichtfertiger  Lebenswandel 
und  dgl.  Zur  Aufnahme  liederlicher  Dirnen  sind  sogar  besondere 
Appartements,  das  „Betzenloch“  des  Altpörtels  und  die  „Huren- 
stube“ im  Siutal  vorhanden.  Der  MRO.  ist  die  Gefängnisstrafe 
als  primäre  Pön  noch  last  vollkommen  unbekannt,  vielmehr  trägt 
in  ihrem  Sinne  die  Einsperrung  im  Turmgelass  eher  den 
Charakter  einer  Schuldhalt,  die  einzutreten  hat,  falls  der 
Verurteilte  seine  Geldsti'afe  nicht  erlegen  kann  oder  will.  In 
diesem  Falle  und  ebenso,  wenn  ein  der  Stadt  Verwiesener 
nicht  auslährt  oder  bannbrüchig  wird,  soll  „man  in  legen  ein 
halp  iar  in  die  prisune“.*) 

Als  Gefängnisse  dienten  in  erster  Linie  die  Stadttürmc, 
besonders  der  weisse  und  der  rote  Turm,  das  Alt-  und  Neupörtel, 
der  Juden-  und  der  Salzturm.  Ausserdem  wurden  die  neue 
Stube,  die  Elendherberge  und  einige  Gelasse  im  Spital  sowie 
unter  dem  Rathaus  zur  Verwahrung  von  Malefikanten  benutzt. 
Diese  „Behälter“  waren  freilich  fast  niemals  alle  bezogen,  einige 
standen  oft  viele  Jahre  lang  nicht  im  Gebrauch  und  befanden 
sich  infolgedessen  nicht  selten  in  desolatem  Zustand,  worin 
auch  die  ausserordentlich  häufigen  Berichte  über  Ausbrüche  von 
Gefangenen  Grund  und  Erklärung  finden. 

Bei  einer  lB2r>  von  den  Vierrichtern  im  Aufti  ag  des  Rates 
vorgenommenen  Visitation  ei  weisen  sich  nur  das  Stübchen  im 
Spital,  Blockhaus  und  „Backofen“  in  der  Elendherberge,  der 
weisse  und  der  Salzturm,  das  Alt-  und  Neupörtel  wohl  verwahrt 
und  in  leidlich  gutem  Zustand,  während  die  übrigen  Haftlokale 
sehr  verwahrlost  erscheinen,  ln  einigen  ist  das  Getäfel  oder 
die  eiserne  Fenstervergitterung  nicht  mehr  intakt;  die  Oefen, 
sowie  ein  in  sanitärer  Hinsicht  noch  wichtigerer  Mobiliargegen- 


llilgard  S.  223;  vgl.  z.  £.  auch  ebd.  S.  234,  4S4  u.  8.  w. 
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Stand  IVhltii  fast,  diircligaiigip;  am  roten  Turm  mangelt  sogar 
die  Thür,  „woli  man  ins  Getängnus  hinein  gehet“.') 

Die  Persönlichkeit  des  Getangeneii  fand  natürlich  jederzeit 
ausgedehnte  Berücksichtigung:  Vornehme  und  Bürger  genossen 
bessere  Behandlung,  l.,andstreiclier  und  gemeine  Dirnen  setzte 
man  ins  Betzenloch,  in  die  Hurenstube  oder  ins  Blockhaus  auf 
dem  Altjiörtel,  .so  „vornehmlich  vor  Uandwerksburschen  zu 
gebrauchen“;  schwere  Verbrecher  wurden,  besonders  nach  miss- 
lungenem Ausbruchsversuch,  oft  in  sehr  wenig  wohnlichen 
Gelassen  detiniert. 

Ein  gelinderes  Gefängnis  war  der  weisse  Turm.  1512 
verlangen  die  aufrührerischen  Zünfte,  dass  in  Zukunft  Bürger 
wegen  kleinerer  Vergehen  nicht  mehr  mit  dem  Turm  der 
üebelthäter,  sondern  mit  dem  weissen  Turm  bestraft  werden 
sollen,  was  auch  zugesagt  wird.-)  Auf  dem  Altpörtel  gab  es 
Gefängnisse  für  alle  Verbrecherklassen.  Da  war  das  kaum  ein 
Gefängnis  zu  nennende  Biirgerstül>chen  für  den  missratenen 
Sohn  der  Stadt.  das„Conduite-Stubgen“  für  leichte  Strafgefangene: 
Handwerksburschen  hausten  im  Blockhaus  oder  im  Betzenloch, 
besonders  gefährliche  Verbrecher  aber  empfing  das  schaurige 
„Lochgewölb“,  welches  „an  sich  sehr  finster  und  dem  Ansehen 
nach  ein  sehr  hartes  Gefängnus“. 

Die  Kost  bestand  in  der  Regel  in  Wasser  und  Brot;  17.32 
verordnet  man  einigen  Ehebrechern  vier  Wochen  Turm  „bey 
ungesaltzenem  und  ungeschmaltzenem  Haberbrey  und  Wasser“.'') 
Die  Atzung  musste  der  Gefangene  bezahlen,  soweit  er  hiezu 
imstande  war.'*) 

Die  Abgeschlo.ssenheit  von  der  Aussenwelt  wird  nicht 
immer  streng  durchgefUhrt;  so  konnten  z.  B.  die  Gefangenen 
im  Gewölbe  des  Spitals  sich  durch  das  Loch,  durch  das  ihnen 


>)  N.  G2y. 

Kftser  S.  102.  il.s, 

>)  N.  TOy  (Akt  Helinin), 

*)  Anno  1475  findet  sich  ü.  11.  iin  Achtkucli  ein  Rechnungsausweis  Uber 
die  Verwendnng  des  hei  einer  Diebin  gefundenen  'Oeldes.  Davon  wurden 
2 Albu.s  den  Armen  'gegeben,  2 zur  liesebaffung  von  Säcken  — offenbar 
behnfs  Vollstreckung  der  poena  culei  — ausgegeben,  C>  ß ,St  für  Kost  ver- 
wendet. ,.der  tborn  franc  si  damit  zu  spisen“. 
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Speise  und  Trank  gereicht  wurde,  mit  den  auf  dem  Gang  vor- 
übergehenden Leuten  unterlialten.  weshalb  lT2Ci  die  „stets- 
wahrendc  Verechlossenlialtung“  dieses  Loches  verfügt  wurde.’') 

In  gesundlieitlicher  Beziehung  war  das  Los  der  Inhaftierten 
oft  ein  recht  trauriges.  So  Hess  man  1774  einen  Gefangenen 
lange  Zeit  in  dem  Behälter  unter  der  Rathau.sstiege,  einem 
finsteren,  feuchtkalten  I-oehe,  liegen  trotz  lebhaften  Protestes 
seines  Verteidigei-s,  der  unter  Hinweis  auf  die  Karolina,  auf 
Aussprüche  Carpzovs  und  anderer  Kechtsgelehrter  betonte,  dass 
die  Gefängnisse  ihren  Insassen  Genuss  der  freien  Luft  und  des 
Tageslichtes  bieten  müssten.-)  Kranke  erhielten  — aber  oft 
war  es  dann  bereits  zu  S])ät  — bessere  Behausung,  Kost  und 
Pflege,  sowie  ärztliche  Behandlung. 

Die  Oberaufsicht  über  das  Gefängniswesen  führte  das  Vier- 
richterkolleginm.  Wartung  und  Pflege  besorgten  die  Stadt- 
knechte, die  in  ihrem  Amtseid  geloben  mussten;  „Ich  will  die 
Gefangenen,  dass  die  recht  verwahrt  und  mit  g(;bührender  Not- 
dnrfft  besorgt  sein,  fleissig  wahrnehmen  und  wo  ich  hieiin 
Einiges  Mangel  weiss  oder  erfahre,  solches  jederzeit  den  Vier- 
richtern  anzeigen  und  darüber  ihres  Bescheids  eiwarten“.’) 

Ausbrüche  und  Versuche  hiezu  waren  an  dn-  Tagesordnung, 
was  bei  der  fragwürdigen  Verfassung  mancher  Gelangnisse  nicht 
zu  verwundern  ist.  Lie.ss  sich  freilich  der  Flüchtige  wieder  er- 
tappen, was  ebenfalls  nicht  selten  verkam,  so  wartete  .scdner  in 
der  Regel  Ueberlührung  in  ein  festeres  Gelass  oder  Ansehmiedung 
an  die  Wand  seiner  Zelle.  Letztere  Behandlung  erfährt  z.  B. 
1686  der  aus  seinem  Getängnis  auf  der  neuen  Stubi*  durch  den 
Ofen  entronnene  Falschmünzer  Rummel  nach  seiner  Wieder- 
ergreifung; auf  die  Frage,  warum  er  ausgebi  ochen  sei,  entgegnet 


')  N.  021' : „als  woran  es  dermahlon  gcfelilet,  in  rlcni  itic  Inquisitin  an 
diesem  offen  gestandenen  Loch  aitiend,  umb  mit  jedermann  schwatzen  zn 
können  angetroffen,  auch  eine  solche  Hitze  in  dem  Gel'ängnus  verspnhret 
worden,  dass  auch  sogar  das  Fenster  deswegen  geöfnet  gewesen  und  Inquisit- 
in  ohne  angchabte  Kleider  barfussig  sich  presentiret  bat“. 

X.  711  (.VktHertter  u Sörgner). 

8;  N.  12. 
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er  ebenso  naiv  als  treffend:  „Weilen  er  unschuldig,  habe  er 

gedacht,  es  sey  besser  weit  davon  als  nah  dabey“.*) 

Ein  anderer  löst  seine  Fussschellen,  überrennt  den  Stadt- 
knecht, als  dieser,  um  nach  ihm  zu  sehen,  die  Thüre  öffnet, 
und  macht  sich  aus  dem  Staube,  wird  aber  gleichfalls  wieder 
eingefangen. Besondere  Bewunderung  erregt  der  1T24  von 
dem  Dieb  Matthäus  Berg  mit  ausserordentlicher  Verwegenheit, 
List  und  Köriiergewandtheit  in  Szene  gesetzte  Ausbruch  aus 
der  Hurenstube  des  Spitals;  Er  zwängte  sich  zuerst  „durch 
die  am  Schornstein  ohndauerhaft't  befundene  Gelegenheit  mit 
Losbrechung  dei  vorderen  Ofen-Blatte  und  Einbrechung  des 
Gemäuers  über  dem  Ofenloch,  entrmin  hiernach  ausserhalb  aus 
dem  olinvergremssten  h'enster:  mit  Aiimachung  eines  Stroh- 
Seils  und  drey  Stockwerk  hoher  Heiunterlassung,  nachmals 
unternommener  rebersteigung  der  Hofmauer  flüchtigen  Fuss 
gefasst“.^) 

■2.  In  Helden  werfen.  Nicht  selten  kam  das  weltliche 
Gericht,  seitdem  im  Jahre  1 4.to  die  vier  Stifter  der  Augustiner, 
Dominikaner,  Karmeliter  und  Franziskaner  sich  der  Jurisdiktion 
des  Rates  vertragsmässig  unterstellt  hatten,'*)  in  die  Lage, 
gegen  Kleriker  Fieiheits.strafeu  zu  verhängen.  Dabei  wurde 
die  konstante  Praxis  beobachtet,  zuchtlose  Ordensbrüder  „in 
Helden  zu  werfen“,  d.  h.  ihnen  durch  Anschniiedung  an  die  Wand 
ihrer  Zelle  oder  der  Kloster.stube  Gelegenheit  zu  beschaulichem 
Nachdenken  über  ihre  Missethaten  zu  gewähren. 

So  lässt  man  z.  B.  1580  einen  Konventualen  der  Augustiner, 
der  sich  gegen  seinen  Prior  empört,  diesen  auf  die  Strasse 
gesetzt  und  ausgesi>errt,  „ihn  dann  auch  geschmissen“  hatte, 
an  die  Wand  ketten,  ebenso  HS02  einen  Karmeliter  wegen  ähn- 
lichen Reates.'O  1581*  wird  ein  Barfüssermönch,  der  ein  Waisen- 


,\.  (OT. 

■^)  VHAP.  II.  loy.'. 

X.  Ü29. 

*)  Lolimnnn  S.  822*';  „0i\9s  nicht  mir  die  gemeine  lirlidere,  sondern 
ancli  die  Prioren  und  Guardiane,  wann  sie  in  einem  und  andern  Übergriffen, 
nach  Gestalt  des  Verbrechens  umb  Geld  oder  mit  gefänglicher  Halft  und 
mit  Helden  oder  eisernen  Banden  belegt  und  hestrafft  worden“. 

X.  710  (Akt  Xicolnsin,  Ratsprotokolle  1080). 
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kiiul  durch  zwei  Jesuiteiischiiler  ins  Kloster  schlcpiien,  dort  auf 
eine  Bank  binden  und  mit  Dornen  streichen  liess,  in  seinem 
Kloster  in  Helden  geworfen  und  durch  zwei  Bürger  Tag  und 
Kacht  bewacht;  die  .Josuitcnknaben  wandern  ins  Betzcnloch. 
Nach  einiger  Zeit  lässt  der  Rat  die  Wachen,  da  dieselben  zu 
viel  Kosten  verursachen,  einziehen  und  nach  acht  Tagen  auch 
den  Mönch  der  Fesseln  ledigen.') 

3.  Das  Zucht-,  Raspel-  oder  Spinnhaus  als  Ver- 
wahrungs-  und  Besserungsanstalt  für  Strafgefangene  ist  eine 
Errungenschaft  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Mandate  gegen  die 
Bettler,  Jauner  und  Zigeuner  lassen  sich  die  Befürwortung 
dieser  Strafe  für  solche  Mitglieder  des  landschädlichen  Gesindels, 
die  der  Umstände  halber  nicht  mit  Leibes-  oder  Lebensstrafen 
gebüsst  werden  können,  sehr  angelegen  sein;  auch  die  Weiber 
und  Kinder  solcher  Leute  soll  man  in  derartigen  Korrektions- 
anstalten unterbringen.-)  Leider  aber  trug  diese  Einsperrung 
insbesondere  Minderjähriger  und  leichter  Verbrecher  keineswegs 
die  erwarteten  guten  Früchte,  vielmehr  entwickelten  sich  diese 
Anstalten  immer  mehr  zu  wahren  Treibhäusern  des  Verbrecher- 
tums, in  denen  Zuchtlosigkeit  und  Entsittlichung  ihre  giftigen 
Blüten  zu  üppigster  Entfaltung  brachten. 

Für  Wilderer  emj)fehlen  die  ebenerwähiiten  Mandate 
lebenslängliche  Zwangsarbeit  in  Eisen  und  Banden;  auch  Land- 
streicher könnten  eine  Zeit  lang  ad  labores  publicos  angehalten 
werden. 

Erwähnt  sei  schliesslich  noch  eines  Falls;  Die  Kinds- 
mörderin Nicolasin,  der  an  anderer  Stelle  schon  gedacht 
wurde,  konnte  trotz  ihres  unumwundenen  Geständnisses  nicht 
verurteilt  werden,  weil  ausser  ihrer  Aussage  kein  dieselbe  er- 
gänzendes Beweismaterial  vorlag  nnd  auch  die  Zurechnungs- 
fähigkeit der  an  merkwürdig  wechselnden  Gemütsbewegungen 
leidenden  Inquisitin  nicht  über  jeden  Zweifel  erhaben  war. 
Die  Angeklagte  wurde  daher  nur  wegen  unzüchtigen  fjebens- 
wandcls  verurteilt,  und  zwar  cmi)fahl  die  um  ein  Rechtsgut- 
achten angegangene  Juristenfakultät  zu  Altdorf,  sie  in  ein 


'J  cbd.  158!*. 
P.8()(’.  172«. 
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Toll-  oder  Spinnlians  eiiiznschliessen  und  bei  geringer  Kost  zur 
Arbeit  aiizuhalten,  um  sie  auf  diesem  Wege  von  ihrem  gott- 
losen Leben  abzubringen.  Der  Rat  entschloss  sich  auch,  diesem 
Vorschläge  entsprechend  zu  verfahren.  Da  aber  bei  Verwahrung 
in  einem  der  Turmgefängnisse  zu  befürchten  war,  dass  die 
Delinquentin  demnächst  in  völligen  Wahnsinn  verfallen  könnte, 
so  beschloss  man,  sie  in  ein  ordentliches  Zuchthaus  zu  ver- 
bringen, „da  sie  dann  zwar  dii*  obbemelt«;  Strafe  ausstehen, 
jedoch,  wenn  sie  in  menschlicher  Gesellschaft  lebet,  zur  Arbeit 
an-  und  unter  beständiger  Zucht  gehalten  würde,  von  allen 
Ausscliweiffungen  des  Gemüthes  abgewöhnt  und  ihre  Seele  vom 
gentzlichen  Verderben  gerettet  werden  könnte.“  Weil  aber  die 
Stadt  über  eine  derartige  Straf-  und  Besserungsanstalt  nicht 
verfügte,  so  wurde  die  Verbrecherin  gegen  eine  Pauschalsumme 
ins  Zuchthaus  zu  Pforzheim  „eingekauft“  und  von  zwei  Bürgern 
unter  dem  Geleite  kurpfälzischer  und  später  durlachischer  Reiter 
dorthin  abgeführt.') 

4.  Galeerenstrafe  wird  in  den  mehrfach  erwähnten 
Vagabundenmandaten  des  18.  Jahrhunderts  bei  einer  Reihe  von 
Deliktsfällen  angedroht,  doch  ist  es  mehr  als  fraglich,  ob  dieselbe 
in  Speier  jemals  zur  Verhängung  gelangte.-) 


B.  Stadtverweisiing. 

Entsprachen  schon  die  Leibes-  und  Ehrenstrafen  der  An- 
forderung der  Gleichmässigkeit  in  der  Wirkung  gegen  die  be- 
troffenen Individuen,  wie  sie  der  moderne  Strafrechtstheoretiker 
an  die  Idealstrafe  stellt,  in  sehr  geringem  Masse,  so  gilt  dies 
fast  noch  mehr  von  der  Strafe  der  Stadtverweisung.  Anders 
wirkte  das  Verbannnngsurteil  gegenüber  dem  landschädlichen 
Mann,  der  fahrenden  Dirne,  die  die  Heerstrasse  ihre  Heimat 
nannten,  und  die  man  mehr  aus  Gründen  der  öfifentlichen  Sicher- 
heit, als  um  sie  zu  .strafen,  aus  Stadt  und  Gemarkung  jagte, 


')  N.  710. 

*)  wie  dies  für  andere  iiinnenstadte  verbürgt  ist;  s.  z.  ß.  Kriegk 
8.  i61  tFrankfurt),  Knapp  S.  70  f.  (XUmberg). 
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anders  gegenüber  dem  Bürger,  der  sicli  im  Schutze  der  Ring- 
mauern, vielleicht  erst  nach  harten  Kämpfen,  eine  sichere  Existenz 
gegründet  hatte  und  nun  Haus  und  Hof  für  lange  Zeit,  vielleicht 
für  immer  meiden  musste.. 

Freilich  waren  die  Richter  stets  eifrig  bestrebt,  diese  Ver- 
schiedenheit in  der  Wirkung  der  Strafe  dadurch  auszugleichen, 
dass  sie  gegen  den  Bürger  nur  bei  schwereren  Ueberlährungen 
das  Exil  verhängten,  während  sie  bei  landfremdem  Gesindel  mit 
Verweisungsdekreten  nicht  zu  kargen  pflegten. 

Unter  den  Strafen  der  MRO.  sjiielt  neben  der  Geldstrafe 
die  Stadtverweisung  die  Hauptrolle.  Da  sich  dies  Gesetz  mit 
den  Fremden  Uberhaui)t  nur  in  sehr  untergeordnetem  Masse 
befasst,  vielmehr  in  patriarchalischer  Weise  sich  nur  um  die 
Glieder  der  eigenen  grossen  Familie  kümmert,  musste  ja  die 
Verbannung,  die  bei  der  Schwierigkeit,  als  Fremder  draussen 
eine  angesehene  Stellung  zu  erwerben,  in  vielen  Fällen  die 
Vemichtung  der  ganzen  Existenz  des  davon  betroftenen  Bürgers 
bedeutete,  als  eine  der  härtesten  Strafen  erscheinen.  War  auch, 
falls  er  seine  Urfehde  hielt,  das  Leben  des  Geächteten  und  in 
der  Regel  auch  sein  Hab  und  Gut  nicht  dem  Angriff  des 
nächsten  besten  schutzlos  preisgegeben,  so  entbehrte  er  doch 
in  der  Fremde  alles  Rechtsschutzes,  und  in  seiner  Vaterstadt 
selbst  war  er  völlig  friedlos  gelegt.  Kiemand,  nur  seine  eheliche 
Hausfrau  ausgenommen,  durfte  ihn  hausen  oder  hofen,  atzen 
oder  tränken,  und  wollte  er  trotzdem  des  Hauses  Schwelle  be- 
treten, so  sollte  der  Nachbarn  Aufgebot  ihn  mit  Gewalt  hinaus- 
treiben und  Jedermann  bei  Meidling  harter  Strafe  hiezu  zu  helfen 
schuldig  sein;  „Wer  oncli  einen,  der  also  her  in  körnet,  wirset 
eder  erzürnet,  der  verliiret  dar  umbe  nitznit“*)  — in  etwas 
gemilderter  Erscheinungsform  die  altgei  manische  Friedloslegung I 

Nach  der  MRO.  sind  zwei  Tj)ien  der  Stadtverweisung 
auseinanderzuhaltcn,  nämlich 

1.  die  Verbannung  ohne  Lösungsmögliclikeit, 

•2.  die  Verbannung,  bei  der  dem  Betroffenen  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  durch  Erlegung  einer  Geldsumme, 
sei  es  als  Strafe,  oder  als  wergeidartige  Busse  an  den 


')  ililgarö  S.  i2;l. 


Digitizad  by  Google 


05 


Verletzten  oder  dessen  Sippe,  sicli  die  Rückkelir  an  den 
heimischen  Herd  zu  erkaufen. 

1.  Die  Verweisung  ohne  Möglichkeit  der  Lösung 
ist  ini  Regelfälle  eine  ewige.  So  droht  ein  Ratsgebot  von 
1 -i'.t'j  dem  Bürger,  der  seinen  Mitbürger  vor  ein  fremdes  Gericht 
evoziert,  ewige  Verbannung : „extra  civitatem  Spironsem  mitti 
debet  non  moraturus  plus  in  ea  et  nunquain  reversurus“.  Gleiche 
Strafe  erwartet  den,  der  in  fraudem  legis  einem  „Ausmann“ 
eine  Forderung  an  einen  Bürger  zediert,  wenn  dieser  dann  den 
letztexen  vor  ein  auswärtiges  Gericht  heischt.  AVeigert  sich 
der  Verbannte  auszufahren,  so  zahlt  er  für  jeden  Tag,  den  er 
wider  Hecht  in  der  Stadt  bleibt,  1 Pfund  Heller,  und  wenn 
diese  Strafe  zum  zehnten  Mal  verfallen  ist,  so  sollen  die  Bürger- 
meister, von  Ratsherrn,  Richtern  und  Bürgern  begleitet,  den 
Frevler  aufsuchen,  in  seinem  Hause  oder,  wo  es  auch  sei, 
ergreifen  und  auf  ein  halbes  Jahr  in  die  Prisaune  legen,  aber 
auch  nach  Ablauf  dieser  Haft  nicht  eher  freilasseu,  bis  er  die 
verwirkte  Geldstrafe  erlegt  und  versprochen  hat,  der  Stadt  nun 
wirklich  den  Rücken  zu  kehren.  Für  die  Strafsumme  und  die 
Schadensei-satzforderung  des  mit  fremdem  Gericht  Behelligten 
haftet  das  ganze  liegende  und  fahrende  A’ermögeu  des  Evokators.') 
Spätere  Statuten  (z.  B.  1315)  lassen  gegen  Zahlung  der  Straf- 
und  Entschädigungssumme  Lösung  eintreten.-) 

Bei  hlmpörung  gegen  das  Stadtregimont  kennen  Rat  und 
Richter  begreiflicherweise  keine  Schonung;  hier  wartet  der 
Schuldigen  im  allergüiistigsten  Falle  ewige  A'erweisung.  So 
bestimmt  z.  B.  der  Spruch  der  133u  nach  dem  berühmten 
Severinsaufruhr  als  Schiedsrichter  angerufenen  Schwesterstädte 
Strassburg,  AV'orms,  Mainz,  Frankfurt  und  Oppenheim;  „AVereez 
ouch,  daz  icman  in  der  stat  zu  Spire,  er  si  wer  er  si,  under- 
stunde  den  rat  zfi  brechenne,  zii  minrenne  oder  zu  inerrenne 
oder  anders  zii  (luetschenne,  oder  sich  wider  den  rat  setzen 
wolte  unde  setzte,  also  daz  der  rat  oder  daz  merreteil  des  rates, 
der  danne  ist,  sich  eikennent  uf  den  eyt  als  sie  billich  söllent, 
daz  in  kiintlich  si  daz  sie  ez  getan  hetdent,  den  unde  alle  die. 


'J  Uilg.ird  .S.  1601'.;  vgl.  auch  .S.  74  1'. 
ebd.  S.  232;  vgl.  auch  S.  237  oben. 
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die  ime  dar  zu  helfent  oder  radeiit  oder  geholfen  oder  geraden 
hant,  die  der  merreteil  des  rates  küntlich  ervarent,  als  tia  vor 
geschrieben  stet,  daz  sie  an  der  getede  schuldig  sin,  der  und 
die  sol  der  rat  unde  alle  bürgere  zu  Spire  uf  den  eyt  verwlsen 
von  der  stat,  daz  sie  niemer  me  burger  noch  sedelhaf't  werden 
zii  Spire“.’)  Dies  alles  aber,  härtere  Bestrafung  doch  allewege 
Vorbehalten.  — 134(»  wird  der Exbürgenneister  Heinrich  Knöpfel  - 
mann,  weil  er  Gut  und  Miete  nahm  gegen  Stadt  und  Bürger- 
schaft und  dadurch  meineidig  und  ehrlos  geworden,  ewig  aus 
der  Stadt  und  dem  Burgbann  verwiesen,  nie  wieder  näher  als 
eine  Meile  heranzukommen. 

Nicht  selten  finden  wir  im  14.  Jahrhundert,  besonders  bei 
Totschlag  und  Köriierverletzung,  eine  Taidigung  des  Thäters 
mit  dem  V'erletzten  oder  seiner  Sippe,  wodurch  den  letzteren 
ein  bestimmtes  Wergeid  zuerkannt  und  dem  Thäter  die  Ver- 
pflichtung aul'erlegt  wird,  bis  zur  Zahlung  dieser  Summe  die 
Stadt  zu  räumen.  Oft  auch  entzieht  sich  ein  schwerer  Verbrecher 
der  sühnenden  Gerechtigkeit  durch  die  Flucht;  dann  wird  er, 
falls  er  der  Ladung  vor  das  Vierergericht  nicht  Folge  leistet 
und  sich  dadurch  stillschweigend  schuldig  bekennt,  verurteilt  und 
ihm  angesagt,  dass  er  sich  nie  wieder  innerhalb  der  Bannzäune 
blicken  lassen  solle,  oder  — „man  sol  in  wertfen  in  den  Rin“. 
Wurde  von  den  Monatsrichtei  u eine  andere  Strafe  bei  der  Verur- 
teilung in  contumaciam,  z.  B.  Galgen  oder  Rad,  ausgespiochen, 
so  gelangt  bei  Ergn-ifung  des  Misselhäters  diese  ohne  weiteres 
Urteil  zur  Vollstreckung. 

Hier  liegt  also  weder  eine  Stadtverweisung,  noch  ein 
Baniibruch  vor,  selbst  wenn  eine  Grenze  festgesetzt  ist,  bis  zu 
der  der  V'erbrecher  an  die  Stadt  herankommen  darf;  es  ist  damit 
vielmehr  nur  das  Gebiet  bezeichnet,  über  das  hinaus  nicht  auf 
den  Flüchtigen  gefahndet  werden  soll.  Ueberschreitet  er 
diese  Grenze,  so  tritt  die  in  seiner  Abwesenheit  durcli 
Urteil  über  ihn  verhängte  Strafe  in  Wirksamkeit.-)  — Nicht 


')  Hilgard  S.  3a7. 

So  räumt  beispielsweise  135;>  ;AH.  I'  einer,  der  der  Stadt  „ihr  Geld 
verstoln“  ewig  eine  Meile  von  der  Stadt;  greift  mau  ihn  innerhalh  der  Ziele, 

80  soll  man  ihn  hängen,  leidigt  er  einen  Bürger,  so  soll  er  auch  ausserhalb  i 
der  Ziele  ergriffen  und  gehängt  werden. 
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immer  sieht  sich  das  Richterkollegium  veranlasst,  den  Verbrecher 
vor  der  Annäherung  an  die  Stadt  zu  warnen,  sondern  lässt  ihn 
unter  Umständen  auch  an  ferngelegenen  Orten  eigreifeu,  ein- 
bringen  und  ihm  ohne  weiteres  Urteil  sein  Recht  zuteil  werden. 
So  Hess  der  Rat  z.  B.  nacli  dem  flüchtigen  Empörer  Heinrich 
von  Landau  ausgedehnte  und  kostspielige  Streifzüge  unter- 
nehmen, ohne  dass  es  ilim  gelang,  dieses  Todfeindes  der  Stadt 
habhaft  zu  werden.’) 

Die  Verweisung  brauchte  übrigens,  selbst  wenn  eine 
Lösungsinöglichkeit  ausgeschlossen  war,  keine  ewige  zu  sein. 
Häufig  wird  dem  Verurteilten  die  Stadt  nur  auf  einige  Wochen 
oder  Monate  verboten  und  ihm  gleichzeitig  Zahlung  einer  Geld- 
strafe auferlegt.  In  diesem  Falle  verwandelt  sich  mit  Ablauf 
jener  Frist  die  unbedingte  Verbannung  in  eine  durch  Zahlung 
der  Strafsumme  resolutiv  bedingte.  Fehlen  dem  Verwiesenen 
die  Mittel,  diese  Summe  aufzubriugen,  so  bleiben  ihm  auch  nach 
Ablauf  der  eigeuüicheu  Verbannungsfrist  die  Stadtthore  ver- 
schlossen. 

2.  Von  der  unbedingten  Verweisung  unterscheidet  sich 
eine  andere  Art  des  Exils,  die  durch  Lösung  beseitigt 
werden  kann,  sei  es,  dass  dem  Schuldigen  gestattet  wird, 
sich  der  primär  angedrohten  Verbannung  durch  Erlegung  einer 
Geldsumme  zu  entziehen,  oder  dass  die  Verweisung  überhaupt 
nur  als  subsidiäre  Strafe  für  den  Fall  in  Kraft  tritt,  dass  eine 
primär  verwirkte  Geldstrafe  nicht  bezalilt  wird.  Sobald  in 
letzterem  Fall  der  Verwiesene  oder  seine  Sipiie  für  ihn 
Zahlung  anbietet,  winl  ihm  die  Rückkelir  an  den  heimischen 
Herd  verstattet. 

Zur  Räumung  ward  dem  Schuldigen  in  der  Regel  eine 
achttägige  Frist  behufs  Ordnung  seiner  Angelegenheiten  ge- 
setzt; später  musste  der  Verwiesene  oft  sofort  „bei  Sonnen- 
schein“ der  Stadt  den  Rücken  kehren,  insbesondere  dann,  wenn 
der  Henker  seine  Ohren  für  sieh  beanspruehte  oder  mit  dem 
Staupbesen  die  Ausfahrt  beschleunigte.  Weigert  sich  der 


Leliniauu  .S.  72U*,  Muniiscriptmu  ISis:  „L'f  Utinrid»  vun  Ijumlau 
mit  I-J  Kuechteii  und  Pfordeii  in  3 Kitten  gehalten  und  als  er  gen 
Aach  ritt“. 

Xk.  Uftrtter,  !^ir<ifr«cht  der  freien  IteiobMtedt  ''P'^ier.  7 
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Verurteilte,  die  Stadt  zu  verlassen,  so  wandert  er  ein  lialbes 
Jahr  in  die  Prisaune  und  räumt  dann  lür  jeden  Tag  widenecht- 
liclien  Verweilens  einen  Monat  die  Stadt;  ebenso  geschieht  ihm, 
wenn  er  bei  lösbarer  Verbannung  vor  Ablauf  der  Frist  oder 
Zahlung  der  Strafsnmme  sich  innerhalb  der  Ziele  sehen  lässt.*) 
Bei  schwereren  Delikten  treten  natürlich  auch  weit  härtere 
Bannbruchstrafen  ein:  oft  muss  sich  der  Verwiesene,  wenn  er 
die  Stadt  verschwört,  in  der  Urfehde  damit  einverstanden  er- 
klären, dass  man  ihn  im  Falle  des  Bannbruchs  ohne  Urteil  in 
den  Rhein  werfen  solle,  oder  es  tritt  ohne  weiteres  die  früher 
verwirkte,  aber  wegen  Flucht  des  Verbrechers  nicht  vollstreckte 
oder  gnadenweise  eilassene  Strafe  in  ihr  Recht. 

Weib  und  Kind  teilen  in  älterer  Zeit  das  Exil  ihres 
Hauswirts ;2)  später  dürfen  sie  in  der  Stadt  Zurückbleiben,  und 
nur  ausnahmsweise  tritt  ihre  Mitverbannung  als  Strafschärfung 
ein,  z.  B.  1580  bei  drei  Zunftgenossen,  die  Aufruhr  und  Tumult 
gegen  ihren  Zunftmeister  gepflogen;  — „sind  doch  heruacher 
begnadigt  worden“.-*) 

Die  Banngrenze,  jenseits  welcher  sich  der  Verwiesene 
zu  halten  hatte,  ist  in  der  MRO.  genau  bezeichnet:  „Ein  iege- 
licher,  der  riimen  sol,  der  sol  varn  uzer  disen  ziln,  daz  ist  üz- 
wendig  den  zünen  und  den  umbegengen  saute  Markes,  santc 
German,  sante  Egidien,  des  heilegen  grabes,  des  schelmeugiezes 
und  des  zigelofens  Sifrit  Reitscheins“ ; — die  Neuredaktiou  von 
1346  fügt  bei:  „als  dieselben  banzüne,  uzwendig  der  er  sin  sol, 
ietzant  understeinet  sint“.-*)  Später  zieht  man  aus  Sicherheits- 


*)  MHO.,  Hilgard  8.2-22  f.;  vgl.  Friedciisbucli  der  Stadt  31uiuz 
§§  34,  56  (Slone,  ZGO.  VII,  8.  16  u.  21J. 

z.  B.  bei  den  Aufrührern  Voltzo,  Uartmud  und  Cuiirad  1265 
(Hilgard  8.  s-2,  1I6J.  1305  gelobt  der  Rat,  er  wolle  alle  Bürger,  welthe 
die  von  der  Stadt  mit  den  Brüdern  von  Kttendorf  geschlo.saene  8übne  niebt 
halten,  „usser  unser  statt  sebiken  abto  tage  vor  dem  zil  also  der  fride  us 
gat,  mit  wiben  unde  mit  kinden“.  Hilgard  8.  1S3.  oft  findet  sich  die 
Urfehdeformcl : .Ich  .schwöre,  dass  ich  . . . (meine  Uefangcnhaltuug  etc.)  . . . 
nicht  ahnden  oder  rächen,  auch  mich  mit  samt  meiner  Frauen  von  Stund  au 
au.s  der  Stadt  8j)eier  begeben  und  solche  samt  dem  Gebiet  zeitlebens  nicht 
mehr  betreten,  vielmehr  solchem  allem  gehorsam  nachkommeu  und  darauf 
steif  und  fest  halten  wolle  und  solle,  so  wahr  mir  Gott  helfe.“ 

3)  VKAP.  I,  1580. 

‘)  Hilgard  8.  224  u.  Anm.  1. 
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rücksichten  die  Grenzen  immer  weiter,  versagt  dem  Verwiesenen 
das  Bistum  oder  lässt  ihn  über  Rhein,  über  die  Mosel  oder  die 
Donan  schwören.*)  1448  wird  „Stanisslaus,  ein  iwlender“,  zum 
Strang  verurteilt,  aber  abgebeten  und  schwört  Urfehde,  „in  sin 
lande  und  nymer  in  diess  lande  zu  kumen“.-) 

Bei  gemeingefährlichen  Verbrechern  wird  manchmal  die 
Verweisung  auch  auf  die  befreundeten  rheinischen  Nachbar- 
städte ausgedehnt,  so  z.  B.  ein  Weib,  das  beschnittene  Tnrnoso 
in  den  Verkehr  brachte,  veranlasst,  ansser  Speier  auch  noch 
die  Städte  Worms,  Mainz  und  Strassburg  zu  verschwören.'*) 
Seit  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  entwickelt  sich  die  Stadt- 
verweisung zur  beliebtesten  aller  Strafen  und  wird  bei  einer 
Unmenge  von  Verbrechen,  insbesondere  bei  leichteren,  bald  in 
Verbindung  mit  Leibes-  oder  Ehrenstrafen,  bald  ohne  solche 
verhängt  und  vor  allem  beim  Richten  nach  Gnade  gerne  ange- 
wendet. Bei  schwereren  Delikten  ist  die  Verbannung  meist 
eine  ewige;  harte  Bannbruchsti’afen  sorgen  dafür,  dass  der  Ver- 
wiesene dem  Stadtgebiete  fernbleibt.  So  ergeht  gegen  einen 
Ratsverwandteu,  der  auf  der  Münze  einen  Silberban  en  und  eine 
Handvoll  gemünztes  Geld  nuterschlug,  Urteil,  er  solle  „rumeu 
die  stat  ewicliche  einen  dag  und  hundert  iar  ane  gnade,  und 
kumet  er  da  zwischen  in  die  stat  oder  die  banzune,  so  sol  man 
von  ime  rihten  alse  von  einem  diebe“.^) 

Sehr  häutig  ist  die  Beendigung  des  Exils  von  der  Gnade 
des  Rates  abhängig;  die  Verweisung  erfolgt  für  eine  bestimmte 
Zeit  „ane  genade“  und  darüber  hinaus  „uf  des  rates  genade“. 
Manchmal  wird  daneben  dem  Verurteilten  noch  eine  besondere 


')  vgl.  z.  B.  das  Urteil  über  die  EmpUrer  von  1375  (AV.  Barster, 
Urkunden  S.  125):  „zum  ersten  Engelnian  und  Wemher  von  Kirwilre,  die 
sollent  momen  uober  Rin  sehs  mile  weges  von  der  stat  von  Spire,  Dietmar 
Bemboeb  undo  Kberhurt  zuoin  loube,  die  sollent  ruomen  daz  laut  uf  uff 
disssit  Rines  oueli  si;bs  mile  weges  von  der  stat  von  Spire,  Ulrich  Kern- 
hoch  sol  ruomen  daz  laut  abe  sehs  mile  weges  von  der  stat  von  Spire,  Heile 
Ulrich,  der  sol  ruomen  in  daz  westerrich  drie  mile  weges  hinder  der  Kuwen- 
stat.  Ulaus  Zutdel  und  Brehtel  AVergmeister  die  sollent  euch  ruomen  ueher 
Rin  sehs  mile  weges  von  der  stat  von  Spiro“. 

2)  AB.  U,  144». 

=)  AB.  I,  1356. 

*)  AB.  I,  1348. 

7* 
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Verpflichtung  auferlegt:  er  muss  z.  B.,  wie  die  Falschmünzer 
Mcyn  und  Rummel,  zwei  Jahre  lang  gegen  den  Türken  dienen,') 
oder  es  wird  ihm  — besonders  bei  Rcligionsdelikten  — Ver- 
zeihung und  Rückkehr  nur  gegen  einen  i)äbstlichen  Ablassbrief, 
der  durch  eine  Wallfahrt  erwirkt  werden  muss,  in  Aussicht 
gestellt.  So  verfügen  z.  B.  die  Richter  1351:  „Wernher 

Xurtze  phisters  dohterman  sol  laufen  gen  Avion  zum  babeste 
und  einen  besigelten  brief  danne  bringen,  e er  in  die  stat 
kome,  daz  er  der  grossen  unzimelichen  swiire  ledig  si,  die  er 
getan  hat“.-) 


Verstrickung. 

Wenn  auch  in  ihren  Wirkungen  das  gerade  Gegenteil  der 
Stadtverweisung,  hat  die  Verstrickung  doch  die  nämliche  recht- 
liche und  geschichtliche  Grundlage:  der  Verurteilte  darf  einen 
bestimmten  Bannkreis  nicht  überschreiten,  ehe  er  nicht  durch 
Friedens-  und  Bnssgeld  seine  That  gesühnt  hat.  Daher  dient 
die  Verstrickung  auch  vorzugsweise  als  Zwangsmittel,  um  den 
Verbrecher  zur  Taidigung  mit  dem  Verletzten  oder  dessen 
Sippe  zu  nötigen.  Bald  beschränken  die  Wände  der  eigenen 
Behausung,  bald  die  Ringmauern  der  Stadt  oder  die  Bannzäune 
die  Bewegungsfreiheit;  auch  Verstrickung  in  die  Vorstädte  ist 
nicht  selten.'*)  1577  muss  einer,  der  im  Wirtshaus  „zur  Kanten“ 
einen  andern  schwer  verwundete,  eidlich  geloben,  dass  er  nicht 
eher  die  Stadt  verlassen  w’erde,  bis  er  sich  mit  dem  Geschädigten 
auseinandergesetzt  haben  würde;  1486  schwört  ein  Weber  „in 
die  Stadt“,  „nit  daruss  zu  körnen  on  crlaubuuss  dez  ratz  und 
daz  er  keine  fogel  oder  hasen  mo  fangen  soll“.^) 


*)  llise  (N.  7ü7j. 

AU.  1,  13f>l. 

“J  Weiber,  die  man  auch  in  Speier,  wenn  sie  angesessen  waren,  nicht 
auszuweisen  pflegte,  hatten  nach  dem  Mainzer  Friudensbuch  die  Wahl 
zwiselieu  Ausfahrt  und  Verstrickung;  z.  ü.  § 4ti;  „der  man  sali  ussfaren 
und  die  fraiiwe  sali  inneligen  odir  usfareu,  obe  sie  will“,  §7ti:  .der  man  uss 
zu  faren,  und  die  frauwe  inne  .sitzen  odir  ussfaren“  (.Hone  ZOO.  S.  18,  25). 

AB.  11,  Hs«. 
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Da  eine  sachpeiimsse  Durchführung  des  Strafzwecks  eine 
scliarfe  Beanfsichtigunp  des  Konfinierten  erforderte,  machte 
man  von  dieser  Strafart  nur  relativ  selten  Gebrauch  und  griff 
lieber  gleich  zu  der  wirkungsvolleren  Stadtverweisung. 


§ 13. 

Die  Vermogensstrafen. 

A.  Die  Kinziehung  des  Vermögens. 

Mit  der  Person  des  Verbrechensthäteis  wurde  nach  altem 
Recht  auch  seine  ganze  liegende  und  fahrende  Habe  friedlos,  und 
dem  Verletzten  war  Gelegenheit  zum  schönsten  lukrativen 
Eigentumserwerb  gegeben.')  Mit  der  Erlegung  des  Buss-  und 
Fliedensgeldes  wird  dann  später,  wie  die  Pei’son  des  Thäters, 
so  auch  sein  Hab  und  Gut  in  den  RecliLsschutz  wieder  auf- 
genommen: vorher  aber  haftet  das  ganze  Vermögen  bis  zur 
Höhe  der  Straf-  und  Bussgeldsumme  der  öflentlichen  Gewalt 
wie  dem  Verletzten.  Wenn  ein  Mörder  sich  der  Strafe  durch  die 
Flucht  entzieht,  — so  bestimmt  die  MRO.  — so  sollen  die  Richter 
50  Pfund  Heller  von  seinem  Gute  nehmen;  gelingt  es  aber 
dann,  den  Entronnenen  zn  ergreifen  und  aufs  Rad  zu  setzen, 
so  soll  diese  Summe  an  die  Erben  hinau.sgegeben  werden  — „mit 
dem  Halse  bezahlt  man  alles!“  Dolose  Entäussernng  ist  wirkungs- 
los: „und  sol  an  allem  disem  artikele  nit  schirmen  eder  helfen, 
eb  ieman  vormals  sin  gut  hat  geben  iemanne  und  daz  doch 


')  vgl.  z.  H.  das  Hofreclit  Bischof  Hurchards  von  Worms 

§§  7 u.  .30;  ferner  Hilgard  S.  Sä,  Z.  5 ff.,  S.  76,  Z.  :«>.  Pie  Bürgers- 

tochter,  die  ohne  (ienehmignng  ihres  Miintwalts  den  Schleier  nimmt,  wird 
für  alle  Zeiten  au.s  der  Biirgergemeinde  ausgeschlossen  und  hei  lehendigem 
Leibe  beerbt  (1264).  Di«  h'ricdlosigkeitsformeln  des  Mittelalters  beziehen 
sich  in  der  Kegel  ausdrücklich  auf  Hab  und  Gut  des  Geachteten,  z.  B. : 
, . . . der  sal  sin  truweloiz,  crloiz  und  meinedig  und  in  des  babestes  ban 

und  in  des  riches  ahte,  und  wer  sin  guht  angriefet.  der  ensal  nit  gefrevelt 

han  weder  wider  den  lantfriden  oder  wider  kein  geriehtte  oder  wider 
iemannen“  1.3», s ^Hilgard  S.  .305V 
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nuzet“.  Also  aucli  bei  Mord  sollen  die  Güter  des  Verbrechers 
nur  bis  zur  Höhe  der  Straf-  und  Bussgeldsumine  haften.') 

Weit  weniger  glimi»flich  verfuhr  man  dagegen  mit  den 
Verrätern  und  Empörern,  die  sich  gegen  die  bestehende 
Verfassung  auflehnten,  in  der  Stadt  Aufruhr  und  Zweiung 
erregten  oder  sie  an  ihren  verbrieften  Rechten  und  Privilegien 
zu  schädigen  suchten ; hier  ist  Konfiskation  aller  liegenden  und 
fahrenden  Habe  die  Regel.  So  wird  1333  dem  Juden,  der  sich 
bei  jemand  ausserhalb  der  Stadt  um  eine  Stelle  im  Judenrat 
zu  Speier  bewirbt,  gedroht,  er  solle  „lib  unde  gut  zu  pene 
verworcht  hant“.^)  Ebenso  soll  der,  welcher  sich  unterstände, 
bei  Kaiser  und  Reich  oder  dem  Bischof  die  Kiederlegung  des 
Si>eierer  Judenrats  zu  betreiben,  Leib  und  Gut  an  die  Stadt 
verlieren,  „also  daz  wii’  den  an  libe  unde  an  gute  angiilfen 
sollent  unde  daz  wenden  unde  keren  an  unserre  stetde  bu  ane 
alle  Widerrede  eins  ieglichen  ane  alle  geverde“.'')  1265  fallen 
die  sämtlichen  Güter  der  aufrührerischen  Gebrüder  Voltzo, 
Hartmud  und  Cunrad  an  den  Bischof;  137f>  werden  Heinrichs 
von  Landau  Güter  konfisziert;  sein  Haus  lässt  der  Rat 
öffentlich  auf  dem  Markte  vei-steigern  und  den  Erlös  zu  Nutzen 
der  Stadt  verwenden.  Bei  den  Parteigenossen  Rudolfs  von 
Offenburg  und  Heinrichs  von  Landau,  Engelmann  unter 
den  Gademcu,  Eberhard  zum  Laube,  Wernher  von  Kirrweiler, 
Dietmar  und  Ulrich  Bernhoch,  Claus  Zutdel,  Heile  Ulrich  und 
Brechtei  Wergmeister,  wird  von  einer  Konfiskation  abgesehen, 
jedoch  mü.ssen  sich  die  Genannten  verpflichten,  die  Hälfte  des 
Gesamtwerts  ihrer  Güter  .als  Strafgeld  zu  bezahlen.*) 


B.  Die  Geldstrafen. 

Das  Strafrecht  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  steht  noch 
ganz  auf  dem  Boden  altgernianischer  Rechtsanschanungeii;  die 


*)  Hilgard  S.  220;  vgl.  z.  B.  auch  ebenda  S.  101,  233  f.,  230  f.  u.  s.  w. 
Hilgard  S.  372. 
ebd.  S.  434. 

‘j  W.  Harster,  Urkunden  S.  125;  Lehmann  S.  720'’. 
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Hauptrolle  im  Strafensystem  spielen  Stadtverweisung  und  Geld- 
strafen — die  alte  Friedlosigkeit  und  ihre  Lösung  durch  Zahlung 
des  Friedensgeldes.  Durch  das  Verbrechen  — so  war  der  alte 
Gedanke  — entsteht  ein  doppelter  Anspruch  gegen  den  Thäter : 
1.  ein  solcher  der  Gesellschaft  wegen  des  durch  Ueberhebung  des 
Individualwillens  gebrochenen  Rechtsfriedens  — er  findet  seine 
Sühne  in  der  Friedloslegung  — und  2.  ein  solcher  des  Verletzten, 
dem  dadurch  Genüge  geschieht,  dass  der  Geschädigte,  ohne 
selbst  den  Rechtsfrieden  zu  brechen,  an  dem  Verbrechensthäter 
seinen  Rachedurst  zu  kühlen  berechtigt  ist.  Der  Verbrecher 
wird,  weil  er  seinen  Willen  über  den  der  Gesamtheit  zu  setzen 
sich  unterstand,  aus  der  Gesellschaft  ausgestossen,  des  Rechts- 
schutzes beraubt;  friedlos  und  vogelfrei  irrt  er  im  Lande,  der 
Willkür  eines  jeden  schutzlos  preisgegehen.  Nicht  immer  aber 
ist  er  für  ewig  friedlos  gelegt:  es  gibt  auch  eine  zeitlich 

beschränkte  Friedlosigkeit,  wobei  dem  Verbiecher  gestattet 
wird,  sich  den  entzogenen  Frieden  wieder  zu  erkaufen,  indem 
er  sich  erbietet,  den  beiden  gegen  ihn  bestehenden  Ansprüchen 
in  Geld  Genüge  zu  leisten:  dem  Verletzten  wird  durch  Zahlung 
der  Busse  sein  Racherecht  abgekauft,  und  die  Gesellschaft  nimmt 
nach  Erlegung  des  Friedensgeldes  den  Geächteten  wieder  in  den 
Rechtsfrieden  auf. 

Mit  dem  Erstarken  der  öffentlichen  Gewalt  wächst  ihre 
Abneigung  gegen  Blutrache  und  Fehdegang;  sie  unterstützt 
vielmehr  den  Friedlosen  in  seinem  Bestreben,  den  Frieden  wieder 
zu  erringen,  indem  .sie  für  bestimmte  Verbrechen  bestimmte 
Busstaxen  aufstellt  und  den  Verletzten  zwingt,  sich  durch  das 
Angebot  der  gesetzlichen  Bussgeldsumme  abfinden  zu  lassen. 

Dies  führt  allmählich  geradezu  zur  Umdrehung  des  früheren 
Verhältnisses:  die  Befriedigung  der  durch  das  Verbrechen  ent- 
standenen Ansprüche  wird  primäres,  die  Friedloslegung  subsidiäres 
Element;  nur  wenn  der  Verbrecher  nicht  imstande  ist,  sich  durch 
Erlegung  des  Buss-  und  Friedensgeldes  den  Rechtsfrieden  zu 
erhalten,  wird  er  wie  früher  vom  heimischen  Herde  verjagt, 
mit  Habe  und  Leib  friedlos  und  vogelfrei;  aber  dieser  Zustand 
der  Rechtlosigkeit  dauert  wiederum  nur  so  lange,  bis  dem 
Geächteten  durch  Aufbringung  der  erforderlichen  Summe  die 
Lösung  gelingt. 
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Später  verwischt  sich  der  Charakter  dieser  Geldzahlung  als 
Friedbruchsühne  und  Kaufpreis  liir  den  neugew’onnenen  Rechts- 
frieden immer  mehr;  war  die  Leistung  früher  ein  Recht  des 
Verurteilten  gewesen,  so  wurde  sie  ihm  jetzt  zur  Pflicht,  über 
deren  Erfüllung  die  Gesamtheit  wachte.  Von  Friedlosigkeit  des 
Delinquenten  ist  jetzt  überhaupt  keine  Rede  mehr;  die  öffent- 
liche Gewalt  erwirbt  lediglicli  durch  Begehung  des  Deliktes 
einen  Strafanspruch  auf  Erlegung  der  durch  die  That  verwirkten 
Geldsumme,  und  wie  der  Privatmann  das  Recht  hat,  seinen 
zahlungssäuniigen  Schuldner  durch  Schuldhaft  zur  Zahlung  zu 
zwingen,  so  legt  auch  der  Staat  den  Delinquenten,  der  eine 
verwirkte  Geldstrafe  nicht  aufbringen  will  oder  kann,  in  Turm- 
verwahr, um  ihn  zur  Zahlung  zu  nötigen  und  ihn,  sobald  er 
oder  seine  Sip|te  für  ihn  die  Summe  erlegt  hat,  wieder  freizugeben. 

Die  Verwendung  der  Strafgelder  ist  eine  sehr^ver- 
.schiedene.  Noch  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  zu  einer 
Zeit,  wo  der  Rat  schon  längst  des  Blutbanns  waltete,  bezog 
der  jeder  Jurisdiktion  in  der  Stadt  beraubte  Bischof  fortwährend 
noch  die  Hälfte  aller  Strafgefälle  — so  lange  also  erhielt  sich 
der  Nimbus  seiner  alten  Gerichtsherrlichkeit ! Die  andere  Hälfte 
der  Pönalgelder  verfiel  der  Stadt,  .soferne  nicht  Gesetz  oder 
Recht  sie  anderen,  z.  B.  den  Bürgermeistern,  Richtern,  Heim- 
burgen oder  sonst  wem  znweisen.  Auch  die  Richterknechte 
empfangen  aus  den  Strafgeldern  ihre  Besoldung:  von  jedem 
Pfunde  speierischer  Währung  soll  den  vier  Knechten  des  Ge- 
richtes ein  Schilling  — seit  134R  deren  zw;ei  — zuteil  werden.') 
Was  an  Strafgefällen  übrig  blieb,  verwendete  man  zur  Unter- 
haltung und  Erneuerung  der  Stadtbefestigungen,  „an  der  stetde 
bii“,  oder  zur  Instandhaltung  der  öffentlichen  Strassen  und 
Wege,  „an  den  bu  der  strasse“,  „zu  machene  die  straze“,  oder 
auch  „ad  pios  usus“,  zum  Besten  der  Annen  in  der  Stadt  oder 
„in  nutz  der  siechen  in  deine  spitale“. 

Bei  der  Reform  der  ganzen  Gerichtsverfassung  im  Jahre 
1430  wurde  bestimmt,  dass  die  Vienichter  alle  Strafgelder  in 

')  Hilganl  S.  225  u.  Aum.  2:  „.Vlle  die  vorgenanteii  pencii  sollent 
fallen  halber  unsemi  licrren  deme  biscliove  von  Spirc,  und  daz  ander  halbe 
der  stat,  und  sol  nian  den  knehten  dos  geribtos  geben  ie  von  deme  phunde 
»pirseber  einen  sehilling  spirseber". 
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eine  Büchse  legen,  alle  Pfänder  rechtzeitig  vertreiben  und  zu 
Geld  machen  sollen;  jedes  Halb-  oder  Vierteljahr  sollen  sie  die 
„bnhsse  uff  tun“  und  den  Schreibern  und  Stadtknechten  ihren 
Sold  daraus  geben;  was  dann  übrig  bleibt,  dürfen  sie  zu  ' ^ für 
sich  behalten,  den  Rest  aber  sollen  sie  den  Rechenmeistern  ab- 
liefern und  weiter  keinen  I.ohn  bekommen.')  Erst  seit  dem  Zunft- 
aiifruhr  von  1512  wurde  den  Richtern  aus  den  Strafgeldern  und 
Geriehtskosten  eine  ständige  Besoldung  ausgeworfen.-) 

Zwecklose  Mühe  wäre  es,  auch  nur  eine  Aufzählung 
schlagender  Beispiele  der  mit  Geldstrafen  geahndeten  Delikte 
zu  versuchen;  findet  ja  doch  nicht  nur  die  ganze  unerschöpfliche 
Menge  der  Uebertretungen,  sondern  auch  eine  Reihe  heutzutage 
nicht  mehr  so  milde  behandelter  Vergehen  durch  Geldleistung 
ihre  Sühne. 

Dabei  übte  ein  Wachsen  der  Finanznot  stets  auch  eine 
nicht  unbedeutende  M’irkung  auf  di<>  Strafrechtspflege;  im 
17.  und  IS.  Jahrhundert,  wo  der  Stadtsäckel  am  leersten  war, 
ist  die  Zahl  der  mit  Geldstrafen  bedrohten  Delikte  am  grössten. 
Ein  „Manual  über  die  vonE.  E.  Rath  dictirten  Geld-Straffen“ aus 
dem  18.  Jahrhundert  überliefert  uns  eine  Anzahl  der  am 
häufigsten  vorkommenden  Ueberfahrungen  und  die  hiefüi'  ange- 
setzten Straftaxen.  So  wird  vorehelicher  Beischlaf  zwischen 
Verlobten  mit  je  10—15  fl.,  Hurerei  mit  10  — 2n  fl.,  kleiner  Dieb- 
stahl, Holzfrevel,  Tranbendiebstahl  u.  dgl.  mit  5—1  o fl.  bestraft. 
Die  Taxe  für  den  Ehebruch  variiert  zwischen  45  und  200  11.;  es 
wurden  also  die  \'ermügensverhältnisse  des  von  der  Strafe  Be- 
troflenen  keineswegs  unberücksichtigt  gelassen. 

Fast  immer  vermochte  in  späterer  Zeit  der  Verurteilte 
durch  inständige  Bitten  Herabsetzung  seiner  Strafe  zu  erwirken; 

')  W.  Harster,  UrkumltMi  S.  144. 

*)  Rau  II.  S.  -’S;  Kaser  S.  103,  110,  134.  Aussenlem  bezogen  ilie 
Richter  kleine  Xeboneinkünfte.  Wenn  z.  II.  ein  Bäcker  .aus  Fürsatz  iinil 
zura  Torteilhafteu  Oowinn“  sein  Brot  zu  klein  gebacken  hatte,  .snllten  .sie 
„ilo  sie  den  Betrug  offenbarlich  verspüren,  die  Strafe  darnach  setzen  . . . . 
alle  Strafen  aber  mit  Krnst  und  Flei.ss  einbringen  und  niemand  hierin  etwa.s 
übersehen,  unser  die  empfangenen  Geldstrafen  alle  Fronfasteti  in  die  Rechen- 
kammer liefern  und  nach  Uefindung  ihres  angewandten  Fleisses  hievon  einer 
ergötzlichen  Belohnung  von  den  Rechenherrn  gewärtig  sein*. 

“J  X.  706. 
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anfangs  plagten  sich  die  Vierrichter  noch  mit  der  Würdigung 
der  zur  Unterstützung  des  üesiiches  angeführten  Gründe,  wie 
Armut,  Kindersegen  u.  dgl.;  siiätcr  aber  maclitc  mau  sicli  kein 
Gewissen  mehr  daraus,  die  Strafe  gleicli  zwei-  und  mehrfach  zu 
moderieren,  wenn  mau  sich  dadurch  nur  den  aufdringlichen 
Bittsteller  vom  Halse  schaffen  konnte. 

Im  Vorübergehen  sei  noch  einiger  Nebenstrafeu  am 
Vermögen  Erwähnung  gethau,  z.  B.  der  Niederlegung  des 
Weinschanks  bei  Wirten,  die  unversteuerten  oder  Pfaffenwein 
vom  Zapfen  schenkten,  dei-  Einziehung,  Vernichtung  und  Un- 
brauehbarinacliung  der  zuni  Verbrechen  benützten  Werkzeuge 
und  der  producta  sceleris  z.  B.  des  falschen  Geldes,  der  ver- 
fälschten Waren  u.  s.  w. 


§ 14. 

Einige  Strafarten  insbesondere. 

\.  Das  WaWVnverbot. 

Es  ist  meines  Erachtens  — wenigstens  für  das  Speierer 
Strafrecht  — nicht  unbedingt  richtig,  das  Waffenverbot  den 
Ehrenstrafen  zuzurechnen.  Zwar  lässt  sich  nicht  bezweifeln, 
dass  eine  solche  Massrcgel,  die  dem  deutschen  Manne  das  Recht 
absprach,  das  Kennzeichen  seiner  iilanneswürde  zu  tragen,  in 
ihren  Wirkungen  oft  einer  Ehrenstrafe  sehr  nahe  kam;  Straf- 
zweck aber  war  es  sicherlich  nicht,  diesen  Mann  in  den  Augen 
seiner  Mitmenschen  verächtlich  zu  machen,  und  nicht  selten 
mochte  der  Messerheld,  dem  mau  das  Waffenrecht  entzogen 
hatte,  weil  ihm  das  Messer  gar  zu  locker  in  der  Scheide  sass, 
eben  dadurch  erst  recht  sich  seiner  friedsameren  Mitbürger  ganz 
besondere  Bewunderung  erwerben.  Erwägt  man  weiter,  dass 
schon  die  M RO.  allgemein  jedermann,  mit  Ausnahme  der  Bürger- 
meistei , des  Rats  und  der  geschworenen  Diener  der  Stadt,  das 
Tragen  von  Schwertern  und  langen  Jlessern  bei  Strafe  unter- 
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sagte,')  so  erscheint  cs  unzweifelhaft,  dass  das  Waffenverhot 
nicht  als  Ehrenstrafe,  sondern  lediglich  als  polizeiliche  Sicherungs- 
massregel  aufgefasst  werden  muss.  Eine  Ehrenkränkung  konnte 
darin  nicht  liegen,  dass  man  dem  Rauflmld  das  untersagte,  was 
allen  andern  gleicherweise  verboten  war;  wohl  aber  durfte 
man  hoffen,  sich  vor  dem  Verbrecher  zu  schützen  und  diesen 
von  weiteren  Ueberfahrungen  abzuhalten,  wenn  man  ihm 
speziell  das  Waffentragen  verbot  und  ihm  für  den  Ueber- 
tretungsfall  weit  schärfere  Bestrafung  zusicherte,  als  den  andern. 

Das  Waffen  verbot  erstreckt  sich  in  der  Regel  auf  Schwerter 
jeder  Art:  bei  den  Messern  finden  wir  dagegen  sehr  subtile 
Untei-schiede:  da  gibt  es  lange  und  kurze,  mit  und  ohne 
Lamellen,  zwei-  und  einschneidige  („houwende  meszer,  die  durch 
und  durch  rucken  haben“),")  Seite-  und  Scheideme.sser.  Oft 
findet  sich  das  Verbot,  ein  Mi'sser  zu  tragen  „ane  ein  stumpf 
brotmessei'“. 

13C>4  wird  geurteilt,  dass  .Teckel,  Stephans  des  Scherei-s 
■Sohn,  4 .Tahre  lang  keine  Waffen,  ja  nicht  einmal  ein  Messer 
tragen  soll,  ein  stumiifes  Brotmesser  einzig  ausgenonimen.  Auch 
soll  er  nach  dem  Aveläuten  niemals  allein  — weder  mit  noch 
ohne  Licht  — sondern  nur  mit  seinem  Vater  oder  anderen 
biderben  Leuten  gehen  und,  wenn  er  sich  mit  diesen  auf  der 
Strasse  zeigt,  kein  ander  Licht  als  einen  brennenden  ,,schoup‘‘ 
tragen.  Beginge  er  wieder  irgend  welche  kundliche  Bosheit, 
so  müsste  man  ihn  in  den  Rhein  werfen;  entkäme  er  aber,  so 
werde  man  seinen  Vater  und  Meister  Heinrich,  den  Mnnzmeister, 
um  100  Pfund  Heller  in  Anspruch  nehmen.  Hier  zeigt  sich 
das  Waffenverbot  im  Zusammenhänge  mit  deu  übrigen  dem 
Missethäter  für  sein  künftiges  Verhalten  erteilten  Vorschriften 
ganz  unverkennbar  als  polizeiliche  Sicherungsmassregel.') 

1383  wird  einem  untereagt,  je  wieder  ein  „sitmesser“  zu 
führen ; ein  „uiigeverlich  scheidemesser“  soll  er  aber  wohl  tragen 
dürfen.^)  Freilich  leisten  auch  diese  Brut-  und  Scheidemesser 
beim  „inesserreufen“  manchmal  nicht  zu  unterschätzende  Dienste. 


')  Hilgard  8.  217  Anm.  2. 

ebd.  8.  219. 

0)  AB.  I,  i;«4, 

*)  AB.  I,  1383. 
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137S  verbietet  man  einem  Metzger,  jemals  wieder  ein 
Messer  irgendwelcher  Art,  lang  oder  kura,  „sitdemesser  oder 
Scheidemesser,“  zu  tragen;  würde  er  dies  Verbot  übertreten  und 
je  wieder  in  Stadt  oder  Burgfrieden  Unbescheidenheit  treiben, 
Messer,  Schwert  oder  andere  WaÖen  über  jemand  halten  oder 
auch  nur  bei  sich  tragen,  so  .soll  inan  ihn  ohne  alle  Wider- 
rede — „in  den  heilgen  ryn  werffen“.') 

r 

H.  Die  Kireheiibiisseii  und  die  Strafkoiiipeteiiz 
des  Laieiiseiids. 

Verhängung  von  Kirchenbussen  durch  die  weltlichen  Ge- 
richte kam  nur  äusserst  selten  vor;  bei  Injurien  verlangten 
manchmal  die  Frevelrichter  iittentliche  Abbitte  und  Ehnmei- 
klärung  in  der  Kirche  vor  versammelter  Gemeinde;  bei  Delikten 
wider  die  Religion  wurde  ab  und  zu  dem  Verwiesenen  eine 
Wallfahrt  zur  Rückkehrbedingung  gemacht.  Dagegen  sjiielen 
natürlicherweise  in  der  Jurisdiktion  des  [jaiensends  die  Kirchen- 
strafen  eine  gros.se  Rolle.-) 

Vor  allem  waren  leichtei  e Kirchenbussen,  insbesondere 
d;is  — in  der  Regel  dreimalige  — Umgehen  um  den  Altar  im 
härenen  Büssergewande  sehr  beliebt;  aber  auch  härtere  Bus.sen 
kamen  vor;  bei  dei’  feierlichen  Eröffnung  des  Seudgerichts  in 
der  Doinkirche  stand  vor  dem  Sitze  des  Domiirobstes  neben  dem 
Altar  der  hl.  Anna  ein  Pultbrett  mit  der  Rute,  „die  büssigen 
Männer  damit  zu  hauen,“  und  einer  Schere,  „den  büssigen  Frauen 
damit  das  Haar  zu  scheren“. 

Als  schwerste  aller  Kirchenstrafeu  erscheint  die  Exkommu- 
nikation, zu  der  aber  nur  dann  gegriffen  wurde,  wenn  :vlle 
milderen  Strafmittel  sich  wirkungslos  erwiesen.  Am  häufigsten 
sind  Vermogensstrafen,  die  in  der  Zahlung  einer  Geldsumme 
oder  eines  bestimmten  Quantums  Wachs  bestanden.  Von  den 
Erträgnissen  dieser  Strafgefälle  erhielt  der  Arc.hiiiresbyter 
'1  Pfund  Heller  und  2 II.  Wachs,  der  Notar  1 Pfund  Heller, 
der  Domprobst  ;J()  (1.,  die  Stadtknechte  1 Pfund  Heller. 


')  clitl.  lais. 

'^)  sietie  7.11111  folgemlmi  X.  X.  acy,  ;i7ü,  iy.’>. 
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Der  Rest  fällt  zur  Hälfte  au  tlie  Sendherrn,  die  Ge- 
schworenen „zu  der  gotz  e“,  zur  andern  an  den  Doniprobst 
zwecks  Verwendung  ad  opera  pietatis. 

Bei  Widei-spenstigkeit  gegen  die  Verniahnuugen  und 
Warnungen  des  Sendgerichts  tritt  lür  Männer  Gefängnisstrafe 
ein,  der  Frauen  wartet  die  Harfe  (ein  halseisenartiges  In- 
strument); jedoch  wurde  auch  von  diesen  Strafen  nur  ein  ausser- 
ordentlich milder  Gebrauch  gemacht.  So  wird  einer,  der 'dem 
Gebot,  seine  Konkubine  zu  entlassen,  nicht  nachkouimt,  zur 
poena  carccris  verui  teilt  „et  fuit  captus  et  inclusus  in  carcerem 
et  niansit  ibi  — unain  uoetem“. 

Solcher  Gefängnisse  gab  es  drei,  eines  in  der  Domprobstei, 
eines  unter  der  Sakristei  zu  St.  Moriz  und  ein  drittes,  der 
sogenannte  „Stock“  mit  der  Harfe  auf  dem  St.  Moriz- 
kirchhofe. 

Einmal  erkennt  das  Sendgericht  sogar  auf  Stadtver- 
weisung.') 


*)  1521:  .Kyrssheiisels  fraw  adultcratur  cum  personis  spiritualitiu»  ot 
?ecularibu8;  est  venefica  ct  debet  expelli  a civitale.“ 
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Drittes  Hauptstück. 

Die  Strafanwendung. 

§ 15. 

Die  Strafzumessung  im  allgemeinen. 

Die  ältere  Zeit  kannte  nur  absolut  bestiuinite  Strafgesetze. 
Trotzdem  aber  war  das  Ermessen  des  Kicliters  keineswegs  in 
Fesseln  geselilagen;  es  blieb  vielmehr  der  riehtcrliclien  Straf- 
festsetzung der  denkbar  weiteste  Spielraum. 

Vor  allem  stand  ja  der  Obrigkeit  das  Recht  zu,  selbst 
wenn  die  strafende  Gerechtigkeit  ein  Verdaminungsurteil  heischte, 
dem  Schuldigen  Gnade  vor  Recht  widerfahren  zu  lassen,  wobei 
sie  sich  naturgemäss  durch  die  gleichen  Rücksichten  und  Er- 
wägungen leiten  liess,  die  in  der  Herrschaftsepoche  relativ  be- 
stimmter Strafgesetze  den  Richter  veranlassen,  innerhalb  des 
unabänderlich  vorgezeichneten  Strafrahmens  eine  höhere  oder 
geringere  Strafgrösse  zu  wählen. 

Ebenso  hatte  der  Rat  die  Möglichkeit,  in  Fällen,  wo  sich 
ein  Deliktsthatbestand  gar  nicht  oder  nnr  mühsam  unter  eines 
der  vorhandenen  Strafgesetze  subsumieren  liess  und  die  Monats- 
richter daher  um  eine  Entscheidung  verlegen  waren,  in  eigener 
Zuständigkeit  über  Eröffnung  oder  Nichteröffnung  des  Verfahrens 
zu  beschlies.sen  und  bei  der  Würdigung  aller  für  und  wider 
sprechenden  Gründe  das  eigene  Ermessen  in  schrankenloser 
Freiheit  walten  zu  lassen.') 


')  Vgl.  beispielsweise  den  bei  Lebmaau  S.  erwähnten  Fall. 
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Ausserdem  regelt  ja  das  „beschriebene  Recht“,  die  Monats- 
richterordnungen  und  die  Katsstatuten,  nur  einen  Teil  der  den 
Strafrichter  beschälligendeu  Verbrechensarten ; gerade  die 
schwersten,  den  Totschlag  ausgenommen,  finden  die  (Qualifikation 
ihrer  Strafwürdigkeit  lediglich  im  alten,  aber  keineswegs  durch 
ewig  gleiches  Herkommen  bestimmten,  sondern  manchmal  be- 
denklich fluktuierenden  Gerichtsgebrauch,  so  dass  der  Richter, 
der  im  Einzelfalle  gewisse  strafschärfende  oder  -mildernde 
Momente  bei  seiner  Entscheidung  in  Betracht  zu  ziehen  geneigt 
war,  um  ein  Präjudiz  hicfür  hi  der  Regel  nicht  verlegen  zu 
sein  brauchte. 

Auch  die  Strafarten  selbst,  wenngleich  des  Lobes  grosser 
Dehnbarkeit  und  Auschmiegungsfähigkeit  nicht  würdig,  verdienen 
doch  aucli  nicht  immer  den  Vorwnif  allzu  starrer  Härte.  Die 
Frciheits-,  Vermögens-  und  Ehren-Strafen  besitzen  immerhin 
eine  gewisse  Anpassungsfähigkeit  au  den  Grad  des  Verschuldens 
und  sogar  bei  der  Prügelstrafe  wurden,  wie  wir  sahen,  drei 
Grade  unterschieden,  wobei  mitunter  freilich  das  Exekutionsorgan 
die  Absichten,  die  den  Richter  bei  Festsetzung  eines  bestimmten 
Grades  geleitet  hatten,  leicht  zu  durchkreuzen  imstande  war.*) 
Dass  eine  Verschärfung  der  Todesstrafe  durch  Kumulation  mit 
anderen  Strafen,  z.  B.  vorhergehende  Verstümmelung  u.  dgl.,  der 
Speierer  Gerichtspraxis,  wenige  Ausnahmen  abgerechnet,  fremd 
geblieben  ist,  dürfte  derselben  wohl  nur  zum  Ruhme  gereichen. 

In  späteren  Zeiten  gab  es  aber  noch  ein  be.sonders  probates 
Mittel,  die  Schranken,  in  welclie  absolut  bestimmte  Strafgesetze 
die  richterliche  Ermessensfreiheit  einengten,  zu  beseitigen,  indem 
man  dieselben  aus  den  verschiedensten  Gründen  im  konkreten 
Fall  für  unanwendbar  ei  klärte.  Insbesondere  wusste  auf  diese 
Art  die  humane  Denkungsweise  späterer  Juristen  über  gewisse 
drakonische  Strafdrohungen  der  Karolina,  gegen  die  sich  ihr 
Rechtsgefühl  empörte,  ohne  Mühe  sich  hinwegzusetzen,  wie 
überhaupt  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  reichsstädtischen 
Zeit  nur  die  Gericht.sjnaxis,  sein  Billigkeitsgefülil  und  sein 
gesunder  Mensclieuverstand  den  erkennenden  Richter  bei  der 
Strafbestimmung  leiteten.  Xeben  vielen  Momenten,  die  auch 


')  Vgl.  z.  B.  N.  "OS  (Akt  BcrberichQ. 
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nadi  uiüdenier  Anscliauung  strafmildernd  oder  -schärfend  ins 
Gewicht  fallen,  zeigt  sich  bei  der  Urteilsfindung  mitunter  weit- 
gehende Rücksichtnahme  anf  persönliche  Verhältnisse;  „Für- 
nenilich  in  Bestraffung  der  Missthätigen  führen  sie  (sc.  die 
Richter)  nicht  allein  die  That  zu  Gemüth,  sondern  daneben  die 
Umstände  der  Zeit,  Gelegenheit,  Ort,  Verführnug,  der  Personen 
Intent,  Fürhaben,  Jugend,  Alter,  derselben  Tugend  und  Laster, 
hohen  füriiehmen  Stand  und  dergleichen,  denn  wie  in  solchem 
die  Personen  gleich  oder  ungleich,  also  muss  die  Gleich-  und 
Ungleichheit  der  Straffen  von  einer  weisen  verständigen  Obrigkeit 
regnliret,  gemildert  und  geschärffet  werden“.') 


§ Ob 

Strafschärfungsgründe. 

1.  Standesunterschiede.  Wenn  Rat  und  Richter  bei 
Anwendujig  der  Strafgesetze  Stand  und  Beruf  der  Delinquenten 
oft  gauz  besonderer  Rücksichtnahme  würdigten  und  weit  entfernt 
waren,  den  Ratsverwandten  und  den  schlichten  Bürger,  den 
zngewanderten  Gast  und  den  verfehmleu  landsehädlichen  ilann 
mit  dem  gleichen  Masse  zu  messen,  so  findet  ein  solches  Ver- 
fahren seinen  guten  Grund  in  der  mittelalterlichen  Gesellschafts- 
ordnung, der  die  rechtsprechende  Obrigkeit,  die  selbst  aus  ihr 
hervorgewachsen  war,  die  rechtliche  Anerkennung  nicht  versagen 
konnte.  Schwer  entschloss  man  sich,  den  eingesessenen  Bürger 
begangener  ^lissethat  wegen  für  immei’  vom  heimischen  Herde, 
von  Haus  und  Hof  zu  jagen,  während  man  dem  Ausmann  ohne 
Skrupel  Stadt  und  Burgfrieden  untersagte;  lag  ja  doch  — das  ver- 
kannte man  nie  — des  Gemeinwesens  Lebensnerv  im  Bürgerstande. 

Xoch  rascher  als  dem  unveiieumundeten  Landfremden  schloss 
man  dem  schädlichen  Mann  das  Stadtthor  und  suchte,  falls  man 
ihn  nicht  gleich  für  immer  unschädlich  machen  konnte,  ihm 
wenigstens  durch  Mitgabe  eines  langnachwiikenden  Denkzettels 


’}  Lehinanii  .S.  litii*. 
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ein  Wiederbetreten  der  Bannmeile  gründlich  zu  verleiden.  Dem 
Ratsverwandten  endlich,  der  einem  Geschlechte  entsprossen,  dem 
die  Stadt  manch  guten  Rat,  manch  herzhafte  That  verdankte,  der 
sich  vielleicht  auch  selber  einigen  Verdienstes  um  das  gemeine 
Wühl  zu  rühmen  ein  Recht  hatte,  wurde  leicht  ein  Fehltritt 
nachgesehen,  der  einem  andern  teuer  zu  stehen  gekommen  wäre. 
Oll  auch  freilich  leiht  der  Rat  der  andern  Stimme  willig  sein 
Ohr,  die  ihn  mahnend  auf  das  biise  Beispiel  hinweist,  das  durch 
des  angesehenen  Mannes  ungesühnte  Frevelthat  der  grossen 
Menge  gegeben  werde,  und  ihm  gebietet,  um  des  gemeinen  Besten 
willen  auch  des  Mächtigsten  aus  seiner  Mitte  nicht  zu  schonen. 

Wie  die  Ehre  des  Verletzten  je  nach  dem  Stande,  dem  er 
angehörte,  verschieden  war,  so  war  es  auch  die  Strafe,  die  ihre 
Kränkung  nach  sich  zog;  anders  als  die  Beleidigung  des  Gastes 
fiel  die  des  Bürgers,  anders  die  des  Ritters  oder  Ratsmauns  in 
die  Wagschale.  Die  MRO.  lässt  den  „Ehrbaren“,  der  einen 
andern  beleidigt,  mit  einer  Geldbusse  seinen  Frevel  sühnen: 
wenn  aber  ein  „böse  verworfen  eder  untüre  man“  einen  Ehr- 
baren schilt,  so  soll  man  ihn  darum  an  der  Säule  schlagen  und 
ihn  aus  der  Stadt  verwei.sen  auf  Ximmerw'iederkehr.')  Nach 
derVRO.  von  IG  IC  muss,  wer  einen  andern,  so  ihm  an  Stand, 
Wesen  und  Wandel  gleich,  beleidigt,  5 Pfund,  wer  aber  einen 
höheren  Standes  „als  Raths-  oder  graduierte  Personen“  mit 
ehrenverletzlichen  Worten  angreifl,  7 Pfund  Heller  zahlen. 

•2.  Gefreite  Orte.  Leber  der  Malstatt  waltete  — ein 
Abglanz  altgermanischer  Auffassung  — ein  besonderer  Friede, 
dessen  Verletzung  schwere  Sühne  heischte. 

Die  MRO.  straft  Delikte,  die  vor  Gericht  unter  Missachtung 
der  Heiligkeit  des  Dingfriedens  verübt  werden,  mit  hohen  Geht- 
bu.sseii  und  zeitlich  beschränkter  Stadtverweisung;-)  die  VRO. 
von  IGIG  erachtet  wüitliche  oder  ihätliche  Beleidigung,  wenn 
sie  vor  Gericht  oder  vor  Rat  oder  an  andern  gefreiten  Orten, 
z.  B.  auf  der  Zunft-  oder  Steuerstube  begangen  wurden,  be- 
soinlers  hoher  Bussgeldsütze  würdig. 


*)  Uilgard  S.  Zlti  u.  21S. 

Hilgarii  S.  220. 
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Auch  die  „Münze“  konnte  sich,  weni^tens  seit  Ludwigs 
des  Bayern  gnadenvollem  Freibiiel'  für  die  Miinzerhausgenossen 
zu  Speier  vom  Jahre  1330,  hosondern  Friedens  rühmen;  denn 
wer  in  der  Münze  o<ler  unter  deren  Vordach,  das  man  ge- 
wöhnlich „unter  der  münsze“  nennt,  einen  andern,  mag  dieser 
Münzer  sein  oder  nicht,  zu  schlagen,  zu  raulen,  zu  wunden 
oder  sonst  zu  verletzen  wagt,  soll  nach  besagtem  Privileg 
10  Pfund  Speierer  Denare  dem  Bischof  und  drei  jedem  Münzer 
zur  Strafe  zu  entrichten  unw'eigerlich  gehalten  sein.  Als 
l!t  Jahre  später  die  Hausgenossen  den  siegreichen  Zünften  ihre 
Freiheitsbriefe  ausliefern  mussten,  ging  ihnen  neben  manch 
anderm  wertvollen  Sonderrecht  auch  dieses  Privileg  verloren.*) 
Bruch  des  Kirchenfriedens  war  mit  besonders  schweren 
Strafen  bedioht.  An  Stelle  des  Stranges  trat  beim  Kircheu- 
diebstahl  der  (jotteshausschänduug  wegen  häufig  der  Feuertod; 
wird  der  fiuchlose  im  Heiligtum  selbst  auf  handhafter  That  er- 
tappt, so  soll  ihm  keine  Freistatt  Schutz  gewähren,  sondern 
man  soll  ihn  in  der  Kirche  selbst  oder  auf  dem  Kirchhofe 
ergreifen  dürfen.  „Das  ist  davon  gesetzet,  dass  er  Gottes  nicht 
gescheut  hat  an  der  11.  Kirchen  noch  an  dem  Kirchhoff.“'-*) 
Auch  Mühle  und  Pflug  soll  nach  der  Landfriedensgesetzgebung 
ein  besonderer  Friede  schirmen.*) 

3.  Nachtzeit.  Ein  besonders  geheiligter  Friede  waltete 
zur  Nachtzeit  über  der  ruhenden  Stadt,  geschirmt  durch  den 
Wachdienst  der  Bürger  und  die  schweren  Strafdrohungen,  mit 
denen  der  Rat  seiner  Verletzung  vorzubeugen  bestrebt  war. 
Trotzdem  blieb  dieser  Friede  nicht  immer  unversehrt;  über 
manch  schleichenden  Nachtschächers  feiges  Thun  deckte  willig 
die  Dunkelheit  ihre  schützenden  Fittiche;  manch  üi)piges  Wort, 
manch  lautes  Geschell,  manch  blutige  That  störte  bisweilen  die 
Ruhe  der  Bürger;  aber  wehe  dem,  der  auf  solch  freventliche 
Weise  der  Nacht  geheiligten  Frieden  brach:  er  büsste  schwer, 


')  Uilgard  S.  :S14;  8.  auch  S.  332. 

Lcbmuiju  S.  2«‘.i. 

“)  vgl.  z.  H.  Uilganl  S.  432:  „Wir  wellen  auch  vor  allen  dingen, 

80  der  laiitfrid  auz  zogt,  daz  chh'i^tcr,  kirchen,  inül  und  pHiig  8Underlicheii 
Irid  hahcii  und  duz  die  iiieman  angreiflf«,  leidig  noch  schädig,  one  all  ge- 
verde"  (1344j. 
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ward  seine  Missliandlung  dem  Rate  ruchbai-,  oder  fiel  er  selbst 
bei  handhafter  That  der  Scharwache  in  die  Hände. 

„Wer“,  so  sagt  die  MRO.  „nach  der  ersten  winglocken, 
die  sol  die  vrideglocke  sin  der  naht,  da  nach  biz  an  den  tag 

deheine  missetat  oder  vrevele  diit der  sol  von  der  getat 

dün  und  dragen  zwivaltige  pene  an  gcbeuc  phenninge  und  an 
rnmene‘\')  Nichts  hasste  ja  der  deutsche  Volkscharakter  mehr- 


')  S. 

Unter  den  intBressanten  l’olizeiverorduungeu  des  Jahres  1347  seien 
zwei,  die  den  Schutz  des  Nachtfriedens  betreffen,  hier  wiedergcgeben : 

23.  Juli  1347;  „Uebcr  die  nabtgeuder.  Wir  der  rat  zu  Si>irc  bc- 
kemieii  uns  offenlichen  an  diesem  briefe.  d.az  wir  gemerkct  haheiit  grozen 
bresten  in  unserre  statd  darau  daz  etliche  uahtes  gent  ane  lieht,  unde  euch 
etliche  gent  mit  liebten  verborgen  under  iren  meutein  mit  swerten,  langen 
messern,  bautzieren.  kesselbi'iteu  unde  andern  watfen,  unde  die  löte  gewaltigeut 
unde  Übergriff  dnnt.  Darumbe  wanne  daz  wider  unserre  stetde  gesetzede 
unde  gebot  ist,  die  »uch  vormales  darüber  gemäht  sint  unde  wir  oueb  sulichen 
ubergrif  billich  wereu  süllent,  als  ferre  wir  kunneiit  unde  mügent,  unde 
unserre  stetde  ere  unde  nutz  fiirwenden,  als  wir  daz  gar  türe  gesworu  hant, 
so  setzen  unde  gebieten  wir;  Wer  nach  der  winglocken  get  aue  lieht  unde 
niht  offenlichen  lieht  dreit,  er  si  unser  bürger  oder  niht  oder  wer  er  ist, 
den  sol  man  vahen  unde  anegriffeii  unde  ime  ein  phant  nemen  für  zehen 
Schillinge  heller,  als  dicke  mau  in  vindet  ane  lieht.  Weiher  aber  des  phandcs 
niht  engebe  oder  niht  geben  wölte.  den  sol  man  uf  den  tum  fnren,  er  si 
wer  er  si,  unser  burger  oder  niht.  Unde  darzu  welher  die  vorgenanten 
waften  treit,  der  sol  ilarumbe  vallen  in  pene,  als  vormales  in  nnsemie 
ribtbüche  darüber  benant  unde  heschriben  ist.  Were  ouch  daz  debeiu  gast 
oder  frümede  man  her  keine  unde  niht  wiste  umbi‘  diz  vorgmiante  gebot, 
dem  sol  ez  sin  wirt,  bi  dem  er  zu  herberge  ist,  sagen.  Detde  iler  wirt  dez 
niht,  unde  gienge  der  gast  nahtes  ane  lieht  unde  viele  unwissende  in  die 
vorgenante  pene,  so  sol  der  wirt  die  selbe  pene  geben  unde  niht  der  gast, 
aue  geverde“. 

t).  September  1347:  „Ueber  die  pbiffer.  Wir  der  rat  zu  Spire 
hant  gumerket.  daz  grosze  unriige  unde  ungemach  uf  stet  in  unserre  statd 
von  disen  nahtgengeru,  die  nahtes  gent  mit  phifl'en,  ilrumbeu,  orgeln  unde 
seiten  spil.  Darumbe  hau  wir  gebofdeii  unde  überkomen,  ilaz  zwüschent 
wiugloken  unde  so  man  münstenuetden  zu  samen  lütet  zu  ilem  düme  njreman 
in  unserre  statd  zu  .Spire  oder  in  der  vorstat  niht  gen  oder  varen  sol  mit 
deheinre  phiffeu,  drumen,  orgeln,  (juinlerncn.  rotilen,  videln  oder  ander 
seiten  spiel,  wie  daz  heisset.  Wer  d;u5  brichet,  er  si  wer  er  si,  der  hie  zu 
Spire  wonet,  der  git  mit  namcn  der  da  phillet,  drummet,  orgelt  oder  seiten 
spil  dribet  zehen  Schillinge  heller,  unde  der  da  mite  get,  wie  vil  ir  ist,  ir 
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als  Heimliclikeit  und  Feigheit;  dieser  Zug  zeigt  sich  im  Kleinen 
beispielsweise  darin,  dass  man  den,  der  ohne  Licht  zur  Nacht- 
zeit mit  Stecken  oder  Kolben  seines  Weges  wandelte,  in  Strafe 
nahm,  während  derjenige,  der  ein  Licht  trug,  derartige  AVafteu 
ungestraft  mit  sich  führen  durfte.  Die  Neuredaktion  von  134G 
verbot  dann  das  Waffen  tragen  bei  Nacht  überhaupt. 

Noch  in  der  VRO.  von  KU  6 steht  auf  Verletzung  des  Nacht- 
friedens die  poena  dui)li;  so  bei  Realinjurien  und  Hausfriedens- 
bruch: wer  einem  andern  zur  Nachtzeit  seine  Thüre  auftritt, 
soll  100  Pfand  Heller  entrichten,  während  das  gleiche  Delikt, 
bei  Tage  begangen,  nur  mit  50  Pfund  gebüsst  wird. 

4.  Leugnen  der  Missethat  vor  Gericht  verdop]»elte  nach 
der  11 RÜ.  die  Strafe,  wenn  nachher  doch  der  Ueherführungs- 
beweis  gelang:  „Wer  ouch  angesprochen  wirt  von  den  rihteren 
umbe  etzliche  dirre  missetete,  daz  er  die  getan  sol  hau,  Ihukeut 
er  daz  den  rihteren,  wirt  er  in  da  nach  des  beret,  der  sol  da 
nach  zwirnnnt  also  vil  dun  an  geben  phenninge  und  an  rüuicne 
nach  der  missetete“.') 

5.  Rückfall.  Eine  systematische  Ausbildung  und  Durch- 
führung der  Rückfallstiafe  war  dem  älteren  Recht  vollständig 
fremd;  die  wiederholte  Begehung  des  gleichen  Deliktes  kam 
lediglich  als  Strafschärfungsgrund  in  Betracht  (wie  ja  auch 
auf  der  andei-n  Seite  ein  tadelfreies  Vorleben  strafmildernd  in 
die  Wagschale  fiel)  und  gab  höchstens  dazu  Anlass,  an  Stelle 
einer  gelinderen  Strafart  eine  härtere  treten  zu  lassen  oder 
die  Gnadenbitte  des  Uebelthäters,  der  man  bei  erstmaliger  Be- 
gehung vielleicht  Gehör  geschenkt  hätte,  abschlägig  zu  be- 
scheiden. Liess  sich  ja  doch  aus  öfterer  Wiederholung  eines 


iegelicher  ein  phuiit  heller  als  diuko  sie  «lai  diint,  an  unser  stetdc  bu,  undc 
S(d  den  ein  iegelich  iiii.ser  burger  sin  schuldig  zu  rügende  den  mantrihtern.  unde 
soUent  die  die  pene  nemen  ul'  den  eit  unde  niht  varen  lazen,  ehe  der  der 
die  pene  verbrochen  hat,  dez  beretd  wirt,  oder  er  entsiahe  sich  dez  mit  sime 
oide.  Unde  wer  die  pene  niht  zu  gebende  hat,  der  sol  die  statd  ruinen  als 
lange,  biz  er  ilio  pene  vergütet.  I)iz  wällen  wir  hallen  als  lauge,  biz  daz 
ein  rat  zu  Spire  daz  abe  dm  mit  geliiteter  glucken  uf  dein  hove.  Actum 
auuo  doiuini  .MCCTXLVIl  feria  quinta  ante  nativitatis  virgiuis“. 
Ililgard  S.  44t  tf. 

’j  Hilgard  t>.  'tZ'J. 
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Deliktts  leidit  die  St  liliissfulgcruiig  ziehen,  dass  der  Sünder 
nicht  durch  übereilte  Affekte,  Schwachheit  oder  schlimme  Ver- 
tührung  sieh  hatte  bewcfren  lassen,  vom  Pfade  der  Tugend  zu 
weichen,  sondern  dass  er  „aus  einem  erhärteten  gefährlichen 
Vorsatz  gesündiget  und  das  Laster  schon  ganz  gewohnt  ge- 
wesen“. 

Bei  zanksüchtigen  Weibern  änsserf  der  Rückfall  nach  der 
MRO.  lediglich  die  Wirkung,  dass  die  Steinträgerin  den  Stadt- 
knechten nicht  wie  in  den  früheren  Begehungsfällen  nur  einen, 
sondern  vier  Schillinge  zur  Strafe  zahlen  muss.')  Die  Wein- 
leute, die  zu  wenig  messen,  verfallen  in  eine  Geldbusse,  die 
bei  drittinaliger  Bestrafung  wegen  des  gleichen  Reafes  durch 
Niederlegung  des  Weinschanks  auf  ein  .fahr  verschärft  wird.-) 
Einen  Gotteslästerer  schickt  man  nach  Avignon,  sich 

einen  Ablassbrief  vom  Pabste  zu  holen,  und  droht  ihm,  falls  er 
wieder  böse  Schwüre  thuo,  so  werde  mau  ihn  in  den  Rhein 
werfen.“)  Die  gleiche  Aussicht  eröffnet  inan  1371  Hennein 
Huben,  wenn  er  sich  wieder  erlaube,  Bürgermeister  oder 
Ratsleute  mit  schlimmen  Worten  zu  kränken.“) 

Weder  geschriebenes  Recht  noch  Gerichtsgebrauch  gaben 
für  die  Berücksichtigung  des  Rückfalls  irgend  welche  Regeln 
an  die  Hand,  cs  bleibt  vielmehr  dem  erkennenden  Richter  in 
dieser  Fiage  die  ausgedehnteste  Ermessensfreiheit. 

Nur  beim  Diebstahl  erfährt  das  Rückfallsmoment  in 
Theorie  und  Praxis  gleichmässige  und  eingehende  Beachtung. 
Der  Reichslandfriede  Heinrichs  IV.  von  1103'’)  bestrafte  den 
kleinen  Dieb,  der  weniger  als  5 Solidi  Wertes  stahl,  wesentlich 
milder  als  den  grossen:  er  soll  lediglich  das  langwallende  Haar, 
des  freien  Mannes  stolze  Zier,  verlieren  und  mit  Ruten  ge- 
schlagen werden;  begeht  er  aber  solche  That  zum  drittenmal, 
so  soll  er  — wie  der  grosse  Dieb  im  ersten  Begehungsfalle  — 
der  Augen  oder  der  Hand  verlustig  gehen.  Später  winkte  dem 


')  Hilgard  .S.  eio. 

‘O  e))il.  S.  4Si. 

^ .VII.  I.  U51. 

*)  \V.  Uarstcr.  VcrUiuleruiigeii  de«  Zunftregimeiitä  S.  479. 
’•)  Mun.  üerni.  hist.  LL.  Sect.  IV.  Ud.  I,  S,  125. 
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rücktälligen  Diebe  der  Strang,  während  er  bei  erstmaliger  Be- 
gehung mit  Verlust  der  Ohren,  Brandmarkung  oder  Staupen- 
schlag davon  kommen  konnte.  Die  Praxis  gestattete  sich 

freilich  auch  hier  die  äusserste  Freiheit.  1493  wird  beispiels- 
weise eine  fahrende  Dirne,  die  auf  der  Folter  33  Diebstähle 
eingestand,  zur  Auspeitschung  begnadigt  und  schwürt  Uber  die 
Donau.*) 

Nach  Erlass  der  Karolina  dringen  besonders  die  Kon- 
sulenten auf  schärfere  Beachtung  der  reichsgesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Rttcklällstrale  beim  Diebstahl,  wenngleich 
die  Auslegung  und  Anwendung  dieser  Vorschriften  oft  zu  sehr 
unerquicklichen  Kontroversen  Anlass  gibt. 

In  einem  1720  sich  abspielenden  Prozesse  liegen  einem 
Weibe  vier  Diebstähle  zur  Last.  Nach  der  Karolina  wäre 
auf  Todesstrafe  zu  erkennen ; trotzdem  aber  beantragte  der 
Konsulent  Baur  nur  Prangerstellung  und  ewiges  Exil,  da  die 
Angeklagte  über  dem  ersten  Diebstahl  nicht  ergriffen  oder  be- 
schrien  wurde,  sondern  ihn  ei-st  spätel-  gütlich  eingestaiui,  da 
ferner  der  geringe  Wert  des  gestohlenen  Gutes  den  Diebstahl  nicht 
als  furtum  magnum  ei-scheinen  lasse  und  der  letzte  Diebstahl 
wieder  in  die  Gewalt  des  Eigentümers  zurückgekommen  sei,  so 
dass  diese  Entwendung  pro  prinio  furto  manifesto  erachtet 
werden  könne.  Ausserdem  kamen  das  .sofortige  Geständnis 
und  die  Schwangei’schaft  der  Angeklagten  strafmildernd  in 
Betracht.  Später  freilich  bekennt  die  Inquisitin  auf  der  Folter 
noch  eine  Reihe  weiterer  Diebstähle:  trotzdem  aber  bittet  der 
Konsulent,  von  Verhängung  der  Todesstrafe  abzusehen,  „weilen 
die  meisten  Rechtsgelehrten  von  der  Constitutione  crimiuali  als 
in  diesem  Punkte  gar  zu  scluirff  abgehen  und  verlangen,  dass 
die  Diebstähle  conjunctim  20  H.  Werts  betragen“,  was  hier 
nicht  der  Fall  sei.  Der  Rat  scliliesst  sich  diesen  Ausführungen 
an  und  befiehlt,  die  Delinquentin  mit  Ruten  wohlempfindlich  aus- 
zuhauen.-) 

0.  Andere  Strafscliärfungsgründe.  Eine  .Aufzählung 
aller  sonstigen  gravierenden  .Alouiente,  die  das  richterliche  Er- 


')  AB,  ir,  119S. 
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messen  beeinflussen  und  die  Verbrechcnsthat  höherer  Strafe 
würdig:  ei-scheiuen  lassen  können,  ist  selbstverstÄndlich  nicht 
angängig:  nur  einige  weitere  Beispiele  dürften  noch  Erwähnung 
verdienen.  Vor  allem  fallen  zahlreiche  und  hohe  Vorstrafen. 
Gewohnheitsmässigkeit  der  Begehung,  hoher  Betrag  des  ange- 
richteten Schadens,  besondere  Gesinnungsrolieit,  schwerer  Erfolg, 
hartnäckiges  Leugnen  und  vornehmlich  jeder  Versuch,  sich  der 
sühnenden  Gerechtigkeit  zu  entziehen,  z.  B.  Ausbruch  aus  dem 
Gefängnisse,  sehr  erschwerend  ins  Gewicht.  Bei  Raufhändeln, 
bei  einem  „criege“,  bei  Aufruhr  und  Empörung  haben  vor  allem 
die  Rädelsführer  wenig  Grund,  auf  die  Mildherzigkeit  des  Rates 
Häuser  zu  bauen:  vielmehr  eignet  sich  gerade  ihre  Person  vor- 
ziiglieb  dazu,  ein  Exempel  zu  statuieren,  um  dadurch  andere 
vor  dergleichen  Missethaten  desto  besser  zu  bewahren. 


§ IT- 

Strafmilderungsgründe. 

1.  Weibliches  Geschlecht.  Jeder  anderen  Tugend 
Preis  erkannte  das  deutsche  Mittelalter  bereitwilliger  den  Frauen 
zu,  als  den  besonderer  Willensstärke  und  Widerstandsfähigkeit 
gegen  die  jedem  Menschen  angeborene  Lust  zum  Bösen;  war 
ja  doch  schon  im  Paradiese  zuerst  das  Weib  den  Verführungs- 
künsten  der  Schlange  erlegen.  Darum  mindert  in  der  Regel 
die  Zugehörigkeit  zum  schwachen  Geschlechte  an  sich  .schon 
die  Strafwürdigkeit  der  Begehung,  und  nicht  mit  Unrecht  wohl 
stellt  es  Lehmann  als  allgemeinen  (irundsatz  hin,  dass  „die 
Weibsbilder  milder  gestrattt  werden,  als  die  Manns-Personen“.’) 
In  seinem  Recht.sgutachten  über  die  Diebin  Schererin  be- 
merkt 17Ht)  der  Konsulent  von  Stökken,  an  und  für  sich  zwar 
habe  die  Angescliuldigte  den  Tod  verdient,  und  wäre  nach  den 
Rechten  die  äussei’ste  Strafe  an  ihr  zu  vollziehen,  da  einem 
Acker  nichts  besser  sei,  als  dass  man  das  Unkraut  ausreisse. 


*1  Lehmann  S.  267*. 
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Da  aber  das  Weib  mit  Kücksicbt  auf  seines  fiesclilcclites 
iSeliwachlieit  der  Naclisidil  eher  als  der  Mann  bedürfe,  so  möge 
man  die  Schuldige  für  dieses  Mal  noch  mit  Brandmarkung  und 
Stanpenschlag  davonkoinmen  lassen.') 

Gewisse  Strafarten  fanden  bei  Weibern  grundsätzlich  nie- 
mals Anwendung,  vor  allem  nicht  das  Hängen  und  das  Rad- 
brechen, wiewohl  die  MRO.  in  Bestrafung  des  Mordes  das 
Weib  dem  Manne  ausdrücklich  glcichstellt.  Selbstverständlich 
hütete  man  sich  auch,  eine  Bürgerin,  falls  von  derselben  noch 
die  geringste  Besserung  zu  erhoffen  stand,  durch  Stadtverweisnng 
völligem  Elend  preiszugeben.-)  Dass  jedoch  eine  Bürgersfrau 
ihrem  Eheges[)ons  ins  Exil  folgen  musste,  ist,  wie  erwähnt, 
nichts  Seltenes. 

2.  Jugend.  Erwirkte  sein  hohes  Alter  dem  Verbrecher 
nur  in  den  wenigsten  Fällen  mildere  Bestrafung,  so  konnte  auch 
der  Jugendliche  Missethäter  keineswegs  immer  mit  Sicherheit 
auf  des  Rates  Erbarmen  rechnen.  1478  muss  beispielsweise 
ein  „Knabe  von  18  Jahren“  trotz  .seiner  rührenden  Bitten 
Diebstahls  halber  die  Leiter  besteigen. ))  In  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Fälle  freilich  erkannte  der  Rat  bei  jugendlichen  Ver- 
brechern, falls  ihre  Unverbesserlichkeit  nicht  klar  am  Tage  lag, 
auf  mildere  Bestrafung.  Ab  und  zu  werden  junge  Delinquenten 
durch  den  Stöcker  „privatim“  ausgepeitscht  oder  den  Eltern  zu 
häuslicher  Züchtigung  hinausgegeben.  Der  Begriff  Jugend  er- 
weist sich  dabei  ausserordentlich  dehnbar.  Eine  20  — 22  Jahre 
zählende  Diebin  gilt  1740  dem  Konsulenten  noch  als  jugendlich, 
trotzdem,  wie  er  selbst  beifügt,  nach  der  Karolina  das  jugend- 


1)  X.  710. 

’)  »Femin«  utlagari  non  poteat".  — Vgl.  aber  auch  AB.  I,  1339,  1354, 
t37(l  u.  a.  Das  31ainzer  Friedensbuch  lässt  dem  Weibe  die  Wahl 
zwischen  Verstrickung  und  Au.sfahrt;  s.  oben  S.  100,  .\nm.  3. 

^ Alt.  II.  147S:  „Er  sagt  auch,  daz  er  ejim  bruder  habe,  der  im  die 
ursach  zu  disn  diiign  geben  habe,  dan  sin  Vater  wolt  inn  schuwe  lereii 
machen,  habe  sin  brudor  dem  vater  daz  gewert  und  gesagt,  lere  er  inn  die 
hanttieruug,  so  wolt  er  von  im  gen,  wan  er  also  von  iui  gangen  wer, 
so  must  sin  vater  verderbn.  Danif  hab  in  sin  vater  von  ime  geschlagen 
und  hab  in  die  dorheit  und  jugeut  ubergangen.“ 
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liclic  Alter  nur  bis  zum  14.  liebensjalire  Ibuiicksichtiguii"  finden 
sollte.') 

Ancli  (len  llünzlälschern  .Meyn  und  Hummel  dem  Jüngeren 
wird,  wiewohl  dieser  '20,  jener  noeli  nicht  ib  Jahre  zählt,  ihre 
, Jugend“  zu  gute  gereehnet.-) 

Die  PSOC.  von  17’2r>  empfiehlt  für  Slindeijährige  ihrer 
Besserungsfähigkeit  halber  mildere  Strafe,  Anhaltung  zur  Arbeit 
und  I nterbringung  in  Hospitälern  und  Waisenhäusern.  „Man 
wird  bedacht  sein,  zur  Auferziehung  solcher  Kinder,  Coercirung 
und  Ausrottung  des  erwachsenen,  liederlichen,  im  Lande  heruni- 
vagierenden  (iesindels  . . . ein  gemeines  Zucht-,  Raspel-  oder 
Spinn-Hanss  zu  errichten.“  Ob  solch  enger  Verkehr  mit  dem 
„erwachsenen,  liederlichen  Gesindel“  auf  die  der  Besserung  be- 
düi'ftige  Jugend  sehr  veredelnde  Wirkungen  äusserte,  dürfte 
freilich  gerechtem  Zweifel  unterliegen. 

3.  Krankheit.  In  der  Kegel  kam  Krankheit  des  An- 
geschuldigten nur  straläufschiebend  in  Betracht,  mitunter  aber 
erregt  sie  auch  das  Mitleid  des  erkennenden  Gerichtes  und  lallt 
dann  strafmindernd  in  die  Wagschale,  so  z.  B.  1577,  wo  einem 
AVeibe  ihre  Schwangerschaft  und  Leibesblödigkeit  zu  gute 
kommt.'*)  1578  wird  eine  Rabenmutter,  die  ihr  Kind  durch 
Aussetzung  dem  Tode  weihte,  lediglich  mit  zweijähriger  Ver- 
bannung bestraft,  weil  sie  „mit  der  schweren  Krankheit“  behaftet 
gewesen.  Im  gleichen  .Tahr  entlässt  man  einen  Delinquenten 
ans  dem  Turmgemach  „seiner  Jugent  und  an  ihm  habenden 
schweren  Krankheit  halber,  auch  weil  er  nicht  wohl  bei  sich 
selber“.^) 

4.  Verführung,  Trunkenheit,  Gemütserregung,  Pro- 
vokation werden  allgemein  als  Strafmilderungsgründe  erachtet. 
Den  Angegriffenen  schützt  das  Gesetz  in  vielen  Fällen  sogar 
dann,  wenn  er  in  begreiflichem  Rachedrange  selbst  zum  Gegen- 
angrilF  übergeht.  Mangelt  hei  solcher  Retorsion  die  Rechts- 
widrigkeit der  Begehung  nicht  völlig,  so  dass  diese  überhaupt 


')  Er  verweclist’lt  aber  liabei  Sohuldaussrhlieesuiigs-  und  Straf- 
milderungiigTUDd ! 

X.  707. 

\ K.\P  1.  K.77. 

*;  VKAP.  1 157«. 
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nicht  unter  Strafe  fällt,  so  wirkt  sie  doch  in  der  Regel  zum 
mindesten  teilweise  entschuldigend  und  strafverringemd. 

Nach  der  VKO.  vou  161fi  ist  sofortige  Erwiderung  von 
Injurien  mit  Scheltworten  oder  Schlägen,  selbst  wenn  dabei  „die 
rechtliche  Mass*  überschritten  wird,  nur  mit  Zahlung  der  halben 
Bussgeldtaxe  bedroht:  wer  aber  von  einem  andern  freventlich 
gereizt  und  lierausgefordert  wird  und  darauf  diesen  schmäht, 
schlägt  oder  wundet,  soll  darum  weder  Besserung  noch  Frevel- 
busse schulden. 

Bisweilen  wird  die  Provokation  geradezu  präsumiert,  ins- 
besondere bei  Bürgern,  die  sich  zanksüchtiger  Hauswirtinnen 
erfreuen.  l.'rTS  lässt  man  z.  B.  einen  Bürger,  „so  uf  seiner  frawen 
ein  Knebelspies  entzwey  geschlagen“,  des  (Telängnisses  ledig, 
„weil  sie,  die  Frau,  auch  ein  büss  Maul  haben  sol“:  doch  emiitielilt 
man  beiden,  fürderhin  einig  rniteirtander  zu  lebett,  widrigenfalls 
man  sie  aus  der  Stadt  jagen  wer  de.') 

Ebenso  wird  bei  Raufhändcln  — aus.ser  bei  den  Rädels- 
rdhrern  — die  Korrrpensatiorr  der  ernidarrgenen  nrtd  ausgeteilten 
Hiebe  irr  der  Regel  ver  mutet  und  danrnt  der  einzelne  Beteiligte 
meist  mit  ger  inger  er  Strafe  artgeselien.  Dr  ei  Bürger,  die  einander- 
„zumlicher  massen  rrrit  truckenerr  feusten  vurrn  Pfrundtkeller 
abgeschmiret“,  zahlen  lö8ä  je  ein  Pfund  Heller  .-') 

Die  VRO  bestraft  bei  Raufhändeln  nur  den  Prinzipal  nrtd 
Ursachet-  mit  der-  vrdlen  Frevelsurnme,  während  alle  irr  w eniger 
hervot-ragendettt  .Ma.sse  Beteiligten  nur  „unts  Halb“  gebüsst 
werden. 

ö.  Die  Notlage,  die  für  den  Verbrecher-  eineit  Impuls  — 
vielleicht  den  stärksten  — zu  seiner  str-afbarett  Handlung  bildete, 
lässt  ebenfalls  seine  That  in  milderem  Lichte  etsclieinen.  Dettt 
Münzfälscher  Meytt  wird  zu  gute  gerechnet,  dass  er  das  ge- 
fälschte Geld  nur  „zur  äusser.sten  Notdurft  vor  Brot  und  Käs 
verwendet,  zur  L'eppigkeit  aber  nichts  gebraucht“  habet’)  l.'iTS 
wird  ein  Dieb  „seitter  kleinen  zehen  Kinder  wegeit“  airs  det- 


')  VK.V1-.  1,  1.-.7S. 
etid.  täs:j. 

X.  707. 
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Haft  entlassen;')  auch  die  Diebin  Schererin  kommt  mit  ge- 
ringerer Strafe  davon,  weil  sie  nichts  hatte,  ihre  drei  armseligen 
Kinder  zu  ernähren.'-) 

fl.  Dazu  gesellen  sich  noch  andere  Strafmilderungs- 
grunde in  grosser  Anzahl.  Restitution  beim  Diebstahl,  unbe- 
deutende Schädigung,  Verzeihung  des  Verletzten,  Unkenntnis 
der  Strafgesetze,  vor  allem  aber  Reue  und  oft'enes  Geständnis 
vermögen  in  der  Regel  den  Rat  zu  milderem  Urteil  zu  bewegen. 

Ebenso  wird  tadelfreies  Vorleben  weitgehender  Rücksicht- 
nahme gewürdigt,  wie  überhaniit  der  Rat  sich  sehr  selten  unerbittlich 
erweist,  wenn  er  gewahrt,  dass  ein  Verbrecher  noch  nicht  allen 
sittlichen  Halt  verloren  hat,  sondern  verspricht,  sieh  seine  Be- 
strafung zur  Warnung  dienen  zu  lassen.  So  begnadigt  er  1577 
ein  Weib,  das  zwei  Ehemänner  nahm  und  mit  dem  zweiten  im 
Rrautsehmnck  zur  Kirche  ging,  um  ihrer  Treue  willen,  die  sie 
im  Waisenhause  bei  den  armen  Kindern  im  Sterben  bewiesen, 
zu  Staupenschlag  und  ewiger  Verweisung.  ) 


§ IS. 

Strafausschliessungsgründe. 

A.  Tod  und  Verjähriiiig. 

Durch  den  Tod  des  Missetliäters  wurden  weder  Urteils- 
fällung noch  Strafvoll.streekung  ausgeschlossen;  die  vergeltende 
Gerechtigkeit  Hess  sich  in  ihrem  Raclieweike  duich  das  Natur- 
gesetz nicht  hemmen.  Wenngleich  der  eigentliche  Wesensinhalt 
der  Strafe,  die  Zufügung  eines  Leidgefühls,  nicht  mehr  ver- 
wirklicht werden  konnte,  wenn  die  Seele  einmal  ans  ihrer 
sterblichen  Hülle  geschieden  war,  .so  blieb  doch  der  Zweck 
der  Strafe,  andere  zn  bessern  und  vom  ('belthuu  zurückznschrecken. 
durch  unerbittliche,  selbst  an  dem  entseelten  Leichnam  geübte 
Vergeltting  immerhin  noch  erreichbar. 

')  VKAP.  I,  K.is. 

‘)  X.  710. 

»J  VRAP.  I,  1577. 
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Erachtete  sich  dei  Rat,  der  dem  Well  rechtsg^ruiidsatz  hnldipend 
jedes  Vorbreelien  oline  Kiieksiclit  auf  den  Kep:ehungsoi  t bestratte, 
wenn  er  nur  des  Tlmters  habhatt  wurde,  an  keine  örtliche  Zn- 
ständigkeitsgrenze  gebunden,  so  Hess  er  sicii  auch  durch 
den  Zeitablauf  in  seiner  Vergeltnngspfiege  nicht  beirren. 
Zwar  kennt  die  JIKO.  eine  zeitliclie  Begrenzung  des  Straf- 
ans])ruches,  indem  sie  dem  Verletzten  nur  innerhalb  des  Monats, 
in  dem  die  That  geschah,  und  des  Monats  darnach  verstattet, 
von  den  Monatsrichtern  Hestratnng  des  Frevlers  zu  heischen; 
doch  gilt  dieser  Grundsatz  nur  für  (He  Zeit  des  Anklageprozesses 
und  auch  da  ohne  Zweifel  nicht  beim  Verfahren  um  Ungericht, 
da  hier,  wie  dies  beim  Totschlag  ausdrücklich  ausgesprochen 
ist,  eine  Klage  des  Verletzten  gar  nicht  abgewartet  wird.*) 
Der  Imjuisitionsproze.ss  vollends  kannte  keine  Verjährung 
des  obrigkeitliclien  Strafanspruches. 


B.  Freistätten. 

Wenn  das  Asylrecht  auch  mit  altgermanischen  Kult-  und 
Rechtsgewohnheiten  einige  Berührungspunkte  aufweist,  so  dankt 
es  doch  seine  eigentliche  Ausgestaltung  hauptsächlich  der  christ- 


'1  Hilgaril  S.  221.  .Vnm.  ö,  uml  22.'i:  „Icelich  euch  mantrihterc  waz 
in  geti'iget  wirt  in  irni  manile  cctcr  in  ileme  anilenj  mande,  der  dar  nach 
komet.  änz  aollent  si  rillten.  W'az  in  auch  nach  den  zweien  inanden  geruget 
Wirt,  daz  in  vor  nit  gcriiget  wart,  daz  .lollcnt  si  oucli  nit  rillten. 

Kin  iegelich  ratman  und  rihter  anl  vermelden  und  rügen  heimliche  den 
niant  rihteren  waz  mis^etat  er  ervert.  di  geschehen  ist  in  irm  mande.  hi 
tage  eder  bi  naht,  uf  sinen  eit.“ 

„Wem  ouch  schade  oder  ungemach  geschiht,  wenne  der  claget.  so  sol 
man  ime  rillten,  ane  den  dotslag,  den  sol  man  rihten,  man  clage  oder  nit. 
Der  ouch,  dem  schade  geschehen  ist,  sol  in  dem  selben  mande,  so  ime 
di  getat  geschehen  ist.  clagen  ohe  er  wil  den  mant  rihteren  dez  mandez, 
oder  den  andern  mant  rihtern  in  dem  andern  nelie.sten  mande  dar  nach. 
Waz  der  ouch  nit  enclaget  in  den  selben  zwein  nehesten  manden,  so  sol  er 
dar  nach  nit  me  clagen,  und  sol  man  iuie  daz  ouch  dar  nach  nit  rihten“. 

Fast  genau  der  gleiche  Kechts.satz  galt  in  Mainz;  vgl.  Friedensbuch 
§ 59  (Mone,  ZOO.  Hd.  Vit,  S.  21;. 
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liehen  Kirche.  Gelang  es  dem  Yerbrecher  nach  begangener 
That,  einen  Altai-  zn  umfassen,  einer  Kirche  schützende  Schwelle 
zu  beschreiten  oder  nur  den  Thürring  zu  erreichen,  so  schirmte 
ihn  des  Heiligtuines  Friede  wenigstens  eine  Zeit  lang  vor 
jeglicher  Verfolgung. 

Aber  nicht  allein  die  Heiligkeit  des  TemiieltViedens  war 
es,  die  der  strafenden  Gerechtigkeit  das  ihr  bereits  verfallene 
Opfer  entriss,  vielmehr  sprach  häufig  ein  noch  wirksamerer 
Faktor  für  Gewährung  dieses  Schutzes,  nämlich  die  eifersüchtige 
Aengstlichkeit,  mit  der  die  Kirche  ihre  Immunitätsrechte  vor 
jedem  Eingritf  weltlicher  Gewalten  zu  wahren  bestrebt  war. 
Gerade  diese  Rücksicht  veranlasste  die  Kirche  nicht  selten, 
auch  die  verworfensten  Individuen  ihres  Schutzes  würdig  zu 
erachten. 

So  erklärt  sich  auch  sehr  einfach,  warum  der  steinerne 
Kapf,  das  bischöfliche  Herrschaftssymbol,  das  vor  dem  Münster 
stehend  die  Grenze  der  Domfreiheit  bezeiclincte,  uralte  Freistatt 
war;  hatte  ihn  der  fliehende  V'erbrecher  erreicht,  so  konnte  ihm 
die  verfolgende  Obrigkeit,  die  im  Immunitätsbezirkc  keine  Amts- 
handlungen vorzunehmen  befugt  war,  vorläufig  nichts  mehr 
anhaben.') 

Doch  nicht  unbedingten  oder  dauernden  Schutz  vermochte 
dem  Verbrecher  die  kirchliche  Freistatt  zu  gewähren.  Schon 
die  Kapitularien'-’)  gaben  dem  Königsgrafen  das  Hecht,  vom 


')  Pieser  rumto,  aiif  einer  Siiule  von  Siein«iUiiJeru  riilicnJe  Napf  isl 
noch  heute  im  Ilomgarten  hinter  der  Ostfront  des  Domes  zu  sehen;  er  tragt 
das  Speierer  Wappen  ui]d  das  Wappentier  Bischof]!  abans  von  Helmstädt, 
den  Kaben.  Früher  lief  ein  Messingreif  um  die  äussere  Kante,  der 
nach  Lehmann  die  Inschrift  trug; 

,t|uid  velit  (haee  relegas),  nt  lani  cavus  ist«  cathinus? 

Dum  novus  Antistes  Proceruui  comilante  caterva 

f'rbeni  haue  intrat  eiiues.  huc  Bacclii  inunera  fundit 

Virginis  a teraplo,  eleri  simul  Kcclesiarum 

Terminus  et  liines;  stat  libertatis  asyluin 

Et  fit  confugiuin,  portus  et  ara  reis."  (Lehmanu  S.  330*). 

Nach  seinem  Einritt  pflegte  der  Bischof  iiiänniglich  zur  Freude  und 
Ergötzung  den  Kapf  mit  Wein  füllen  zu  lassen. 

Lehmann  S.  Stj*’. 
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Bischof  oder  Abte  Ausliefening  des  in  die  Freiung  entronnenen 
Missetliätcrs  zu  heischen.  Weigerte  dereelbe  die  Herausgabe 
ohne  Grund,  so  verwirkte  er  1.’)  Solidi  und,  wenn  er  eine 
zweite  Aufforderung  ebenfalls  abschlägig  beschied,  die  doppelte 
Snuinie : nach  abermaliger  vergeblicher  Wiederholung  des  gleichen 
Begehrens  jedoch  soll  er  für  allen  Schaden  haften,  den  der 
Entwichene  angerichtet;  dem  Grafen  aber  soll  das  Recht  zustehen, 
in  das  Immunitiltsgebiet  einzudringeu  und  den  Verbrecher  zu 
greifen,  wo  er  ihn  finden  würde.  Erklärt  aber  der  Bischof  oder 
Abt  ini  vornherein,  dass  sich  der  Schuldige  nicht  mehr  in  der 
Freistatt  befinde,  so  soll  er  beschwören,  dass  ihm  niemand  zur 
Flucht  verhelfen  habe,  , damit  der  Graf  gesättigt  seyn  müssen.“ 
Dieses  Recht  des  Künigsgrafen,  die  Auslieferung  der  in 
das  Immunitätsgebiet  entronnenen  Verbrecher  zu  fordern  und 
nötigenfalls  zu  erzwingen,  glaubte  der  Rat  nach  Erlangung  des 
Blutbanns  für  sich  in  Anspruch  nehmen  zu  müssen  und  hat 
dasselbe,  wie  der  Chronist  zu  berichten  weiss,  „stäts  in  steiti'er 
Observantz  und  Übung  erhalten“.*)  Und  nicht  mit  Unrecht 


')  Fuchs  bi'i  Lehiiiauii  S.  S7*  btnichtel:  „Diese»  Kecht  wegen  lier 
Maletiz- Personen  hat  ein  Roth  der  .Stadt  .Speyer,  nachdem  ihm  der  Ohrig- 
keitliclie  liewalt  in  der  Stadt  von  den  Kaysern  zu  des  Reichs  Nutzen  völlig 
überlassen,  zugestellt  und  bestättigt  worden,  stät»  in  steiffer  Observantz  und 
l'ebung  erhalten,  also  dass  wann  eine  solche  Person  in  eine  Kirch,  Kloster 
oder  Geistliche  Behausung  geflohen,  hat  der  Rath  oderBurgemeister  alsohaldeu 
den  Ort  mit  bewehrter  .tfannschafft  umsetzen  und  die  Aussliefferuug  des 
rebelthälers  begehren  lassen.  Wann  nun  solche  verweigert,  auft'geschoben 
oder  auch  vorgegeben  worden,  al.s  wann  iler  Thäter  entweder  nicht  hineiu- 
gekomnien,  oder  bereit»  wieder  ilarauss  entsprungen  oder  entrunnen  wäre, 
und  dieses  letztere  nicht  klar  am  Tage  gewesen,  hat  man.  wann  die  Thor 
unil  Thüren  in  der  (iiitc  nicht  eröffm-t  und  die  Visitation  verstatfet  werden 
wollen,  soh.hc  mit  (iewalt  auffgebrochen,  an  allen  Orten  gesnehet,  auch  zu 
.solchem  Knde  släts  .Schlosser,  Zimiuerleut  etc.  mit  ihren  Instrumenten  und 
Werkzeugen  an  Hand  gehabt,  damit  wann  auch  in  den  Klöstern,  Kirchen 
etc.  ein  oder  ander  Oemach  in  der  Güte  nicht  anfl'gemacht  wonlen,  solches 
ilurch  diese  verrichtet  werden  können;  darauff  mau  daun  den  gel'undenen 
weggefuhrt,  auch  wann  man  erfahren,  dass  er  durch  Hiilff  der  Geistlichen 
entkommen,  es  gegen  dieselhige  naih  hi'sehaffenen  l'insländeti  und  deren 
(jnalitUt  oder  Condition  schärft  und  realiter  geandet,  welches  mit  vielen 
Kzeinpeln.  da  auch  etliche  in  .snbterraneis  locis  gefunden  worden,  bewiesen 
werden  könte.  Diese»  hat  auch  der  Rath  in  denen  Fälleti  exercirt,  wann 
die  tfeistliche  in  ihren  Häusern  oder  Klöstern  etc.  gleiehsain  Getiingnüsse 
auffrichten  und  jemand  straften  wollen. 
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erachtete  er  es  dann  und  wann  für  zweckmässig,  selbst  Oewalt- 
massregeln  zur  Hablial'twerdiing  eines  in  der  Freiung  geborgenen 
Missethäters  anzuwenden:  lief  er  doch  fast  Gefahr,  bei  der  immer 
wachsenden  Zahl  solcher  Freistätten  seine  Strafrecbtsiiflege 
völlig  lahmgelegt  zn  sehen. 

Neben  den  Kirchen  beanspruchten  auch  die  Klöster,  das 
deutsche  Haus,  ja  die  Privat  Wohnungen  der  Kleriker  das  Recht, 
flüchtigen  Missethätern  Schutz  zu  gewähren.  Einige  vermochten 
solch  Vorrecht  mit  kaiserlichem  Freibrief  zu  belegen,  wie  die 
Hrüder  vom  hl.  Grabe,  denen  1228  Kaiser  Friedrich  II.  das 
.\sylrecht  gewährte;  oftentliche  Räuber  und  Mörder  jedoch  waren 
von  diesem  Schutze  ausdrücklich  ausgenommen.') 

Auch  das  Kaiiuzinerkloster  galt  als  Freistatt;  KJSG 
wendet  sich  der  Münzfälscher  Rummel  nach  seinem  Ausbruch 
aus  dem  Gefängnisse  flüchtigen  Fusses  dorthin,  wird  aber  ab- 
gewiesen;") 1772  öffnete  sieh  einem  aus  dem  Maletizturm  zn 
Germersheim  entwichenen  Dieb  das  Klosterpförtlein,  Der  Rat 
aber  Hess  sofort  alle  Ausgänge  umstellen  und  durch  den  Rats- 


')  Lehmauu  S.  504,  Der  Doiiikirchu  ju  Speier  gewährte  «elion 
Kaiser  Ueinrich  IV.  unter  Bigdinf  .luhannes  1.  am  10.  April  Iioi  du 
derart  weitreichomies  Privileg:  .Sancimug  edam.  ut  curteg  l'ratrum.  in  tjuibug 
habitant.  ita  sub  firmissima  consistant  immunilate,  ut  si  forte  vel  urbis 
prefectus  vel  tribnnus  vel  alin.s  aliquis  edes  vel  curtem  alieuius  fratris,  in 
qnihus  babitat,  vel  violenter  irruperit  vel  uliquem  ibi  ceperit  vel  in  aliquo 
leserit,  secuudiim  legem  imnmiiitatis  episeopo  sescentis  solidis  cum  epis- 
copali  banno  triplid,  et  ei  qiii  lesua  est  triplici  ipsius  composicione  ciiiendet“ 
(llilgard  S.  10). 

Mitunter  gdieint  cs  der  Kat  tiir  gut  eraditct  zu  haben,  sich  üher  solche 
Schranken  seiner  StrafreehtspHege  hinwegzusetzen.  l-’liC  wirft  z.  11.  die 
öei.stlichkeit  dem  Rate  und  der  Hurgersehnft  vor:  ,quod  iidein  collecta 
multitudiue  plebis  arniata  inami  tuninituose  temeritate  propria  euriara  hono- 
rabilis  viri  domiui  Petri,  prepositi  eedesie  .Spin  nsis,  daustralum  et  infra 
emunitatem  prediete  eedesie  constitutum  circumvallautes  invaserunt,  ipso 
domino  preposito  presente  et  in  ipsa  curia  existente,  contra  ius,  privilegia 
et  libertates  i>cdesie  Spirensis  prediete,  extorqneiites  ab  ipso  per  iuvasionein 
huiusmodi  cautionem  indehitam  pro  pre.sentandis  ipsis  quibnsdam  famulis 
cantoris  ecclesie  prediete,  qnos  contra  suos  quo.sdani  concives  dixerant  de- 
liquissC  ;Hilgard  8.  144);  vgl.  Keinling,  lieschichtc  der  Bischöfe  zu 
Speyer,  lld.  I,  .S.  .51.5  f. 

N.  TOT. 
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Schreiber  Auslieferung  des  Frevlers  verlangen.  Da  der  Guardian 
nicht  zugegen,  so  erklärte  der  Vikar  an  seiner  Statt,  dass  er  von 
dem  Flüchtling  nichts  wisse;  die  hierauf  begehrte  Zulassung  der 
Visitation  wurde  mit  Hinweis  auf  die  Immuuitätsrechte  des 
Klosters  abgelehnt.  Der  Rat,  der  das  Kloster  nicht  „forciren“ 
wollte,  sah  zunächst  von  weiteren  Schritten  ab,  hielt  aber  mit 
.‘10  Manu  auch  die  Nacht  über  alle  Ausgänge  besetzt.  Andern 
Tags  versicherte  der  Guardian  auf  seine  Priesteriiflicht,  dass  der 
Dieb  iin  Kloster  nicht  beherbergt  werde,  womit  sich  der  Rat 
zufrieden  gab,  wiewohl  mau  von  der  Rist,  mit  der  der  Pater 
Guardian  und  die  Mönche  den  Missethäter  durch  die  Posten- 
kette geschmuggelt,  manch  Stückleiu  zu  erzählen  wusste.') 

Ein  wichtiges  Privileg  gewährte  den  Müuzerhaus- 
genossen  zu  Sjieier  der  öfter  erwähnte,  ihnen  1330  von 
Kaiser  Ludwig  dem  Bayern  unter  goldener  Bulle  verliehene 
Freiheitsbrief,  nämlich  das  Recht,  nicht  nur  in  ihrem  Ver- 
sammlungshaus, der  Münze,  oder  unter  deren  Vordach,  sondern 
auch  in  ihren  eigenen  oder  gemieteten  Privathäusern  Verbrecher 
jeder  Art  aufzunelmien  und  vor  Verfolgung  zu  schützen.-) 
Freilich  war  es  den  Münzern  nicht  beschiedeii,  dieses  und 
der  andern  Vorzugsrechte,  mit  denen  Kaiser  Ludwigs  Dankbarkeit 
sie  überhäufte,  sieh  lauge  zu  erfreuen. 

Ein  Vorrecht  sehr  merkwürdiger  Art,  das  in  dem  Frieden, 
den  des  Königs  geheiligte  Person  auf  seine  Schutzbefohlenen 


')  N ti-jo. 

Hiigard  8.313:  ,In|iriaiis  shiiiiilem  statuimus,  vulumus  cl  ordinamus 
et  sic  ah  oinnibus  iniiicrii  tidclihus  firmiter  servari  prcciiiimu.s.  ut  nullus  de 
domo  cnmmini  ipsoriim  nionetarioruui,  iiue  vulgaritcr  die  mfiuszeu  appellatur, 
vel  de  ipsius  doums  siiperteclu.  quod  vulgariter  uiider  der  niüusze  dicitur, 
vel  de  dotiiu  siiigulari  alicuius  ex  luonetariis  propria  vel  cuiiducticia  i)iiam 
idem  monetarins  inhabitat,  aiiqucm  illuc  fugieiitein  ob  maictieiiim  (jUDdeumque 
vel  debitum  vel  ob  aliam  causam  quaracunuiue  violenter  invito  fugiente  vel 
monctario  cuius  domus  est  extrabat  vel  extrahere  voleuti  pracstet  coiisilium, 
auxilium  vel  favorem  aut  animo  extraheudi  predicta  looa  temere  iugrediatnr 
aut  aliquem  in  ipsis  ledat  temere  et  violenter.  Qui  contra  promissa  aut  aliquod 
premifsorum  feceriiit,  quicumque  aut  quotcumque  fuerint  et  tociens  quocieiis 
feccrint,  quilibcl  lenebitur  dare  venerabili  principi  nostro  episcopo  Spirensi 
qui  pro  tempore  t'ueiit  decem  libras  denariorum  Spiretisium  et  uiiicuique  ex 
monetariis  tres  libras  eiu.sdem  monete  uomino  pene"  etc. 
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ausstrahlte,  wahrscheinlich  seinen  Grund  und  jedenfalls  ein 
Analogon  findet,  ist  die  Befugnis  des  neugekürten  Bischofs,  bei 
seinem  feierlichen  Einritt  in  die  Stadt  den  Aechtern  und  Landes- 
verwiesenen,  denen  es  gelingt,  sich  an  die  Zügel  seines  Rosses 
zu  hängen,  die  Rückkehr  in  die  Stadt  zu  erwirken.  So  lässt 
1479  der  Rat  den  Bischof  Ludwig  von  Helnistädt  vor  seinem 
Einritt  fragen,  ob  es  wahr  sei,  dass  er  mehrere  Aechter  mit  in 
die  Stadt  zu  bringen  gedenke  und  einiger  Übelthäter  und  Mörder, 
die  sich  an  ihn  zu  häugen  beabsichtigten,  sich  annehuien  wolle. 
Darauf  entgegnet  der  Bischof:  „Was  die  auss  der  Stadt  wegen 
verübter  groben  Thaten  verbannte  betrett'c,  so  könte  er  wohl 
levden,  wann  solche  mit  ihm  kämen,  dass  sie  um  ihrer  Bosheit 
gestrafft  würden,  und  begehrte  er  nicht,  dass  sie  sein  geiiiessen 
sollen:  welche  aber  etwan  wegen  schlechter  Dinge  der  Stadt 
verwiesen  wären,  da  getrauete  er,  dass  der  Rat  selbige  seiner 
genie.ssen  lassen  würde“,  mit  welcher  Erklärung  dann  der  Rat 
zufrieden  gewesen.') 


('.  Begnadigung. 

Das  Gnadenrecht  des  Rates  äusserte  sich  in  den  aller- 
verschiedensten Formen:  manchmal,  aber  freilich  sehr  selten, 
erscheint  es  als  völliger  Straferlass,  wie  z.  B.  1577,  wo  man 
einen  Dieb  seiner  offenbaren  Geistesgestörtheit  wegen  aus  der 
Haft  entlässt:  dann  wieder  als  A ichteröftuuiig  des  Strafverfahrens, 
wie  bei  dem  mehrerwähnten  Raufhandel,  in  dem  Coiitze,  der 
Else  Weltzen  Sohn  eine  tötliche  Wunde  davontrug;  in  der 
Regel  aber  als  einfache  Strafänderung,  indem  man  an  Stelle 
der  verwirkten  höheren  Strafe  eine  mildere  setzte. 

Zur  Zeit  des  Inquisitionsproze.sses  musste  überhaui>t  dein 
Delinquenten,  wenn  seine  Schuld  als  festge.stellt  erachtet  werden 


')  I.eliniunn  S.  94.'i;  V){1.  Heniliiig,  Gesell,  il.  B.  Bd.  II.  S.  183 
011(1  weiter  8.  9S,  lo:i,  242,  3()9  u.  s.  w.  i:447  verpflichtet  sich  Konij; 
Karl  l\\  in  einem  der  Stadt  erteilten  Freilieitshriefe:  ,daz  wir  noch  keiner 
unser  nadikomen  keinen,  der  von  irs  gerichtes  wegen  verwiset  ist  von  irre 
stat,  niemer  wider  in  ir  stat  setzent  noch  f’irenf*  (Hilgard  .S.  US). 

Tb.  UAriltr,  ätrüfr»«bt  d*r  frtlcD  KticluiiMU  ^ 
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konnte,  die  Frage  vorgelegt  werden,  ob  er  Recht  oder  Gnade 
wolle.  Wählte  er  das  letztere,  so  hatte  der  Rat  hierüber  von 
amts wegen  zu  entscheiden.') 

In  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  Hessen  sich  Richter 
und  Rat  von  den  mannigfachsten  Erwägungen  leiten;  Straf- 
milderungsgrtinde  aller  Art  fanden  eingehende  Würdigung.  Die 
persönlichen  Verhältnisse  des  Beschuldigten,  insonderheit  der 
Einfluss  seiner  Freundschaft,  blieben  nicht  immer  unbeachtet; 
auch  der  Fürbitte  mächtiger  Personen  schenkte  man  mitunter 
williges  Gehör.  Oft  freilich  wird  schon  im  Urteilstenor  dem 
Verbrecher  jede  Hoffnung  auf  etwaige  spätere  Begnadigung 
geraubt.  Bei  der  Verbauuung  der  ofterwähnten  Empörer  Voltzo, 
Hartmud  und  Cunrad  (1205)  verbinden  sicli  der  Bischof,  die 
Geistlichkeit,  Richter,  Rat  und  Bürgerschaft  mit  heiligen  Eiden, 
die  Verbannten  oder  ihre  Nachkommen  niemals  wieder  in  die 
Stadt  zu  lassen,  und  wenn  selbst  Kaiser  und  Könige  um 
Wiederaufnahme  der  Geächteten  bitten  würden.'-^)  Aber  kaum 
ein  Menschenalter  später  nahen  die  Söhne  der  Verbannten 
flehend  dem  Königshofe,  und  König  Richard  erwirkt  ihnen  die 
Erlaubnis  zur  Rückkehr,  nachdem  Pabst  Honorius  IV.  den 
Klerus  und  die  Stadt  ihres  allzu  raschen  Eides  entbunden  hatte.“) 

Auch  die  Gesetzesnorm  verbietet  nicht  selten  ganz  kategorisch 
von  vornherein  jede  Begnadigung  durch  Zusätze,  wie  z.  B.:  „ane 
genade“,  oder:  „promittimus,  rjuod  nulli  ante  vel  post  penam 
quam  incidit  remittamus  vel  reddamus“,'')  oder  „und  haut  unser 
burgermeister  uf  ir  eide  gelojtt  daz  sie  die  pene  von  aller- 
mengelichem,  der  in  geruget  will,  welh*n  nenien  und  nieman 
wider  geben  noch  übei-sehen  in  keine  wise"*  ')  n.  ähnl. 

1314  erlässt  der  Rat  eine  allgemeine  Verordnung  folgenden 
Inhalts;  „Wir  der  rat  von  Spire  gelobent  sunder  und  sament 
uf  unsern  eit,  den  wir  alle  und  unser  iegelicher  zu  dem  rate 
getan  hant,  da.ss  unser  delieinre  bitten  sol  in  deheine  wis  vur 


')  X.  <i;i;  Osenbrügijeii,  alamaniiisclies  Strat'rechl  S.  l.si. 

')  Hili^iiril  .S.  Ni. 

*)  U i 1 nl  S.  1 Iti. 

*j  i:il.'>;  Krni'uerung  eines  Katsstatuts  von  ISnS  (llilganl  S. 

■'■)  Kutsverorthmnit  über  ilen  Pfaffenweinsclmnli  von  i:i2:i  (Hilgaril 
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nienian  umbe  deheinc  peiien  die  man  von  unser  einunge  unde 
satzunge  veibricliet  und  sehnldig  wirt  den  burgeinieistern,  den 
lieymburgeu  eder  unser  stelle  kneliten,  wie  und  weme  die  gesetzet 
und  geniachet  werdent.“  'i  Trotzdem  aberfand  der  Rat  bisweilen 
begründete  Ui-sache,  noch  einmal  jedem  seiner  Mitglieder  unter 
Erinnerung  an  seinen  Amtseid  einzuseharlen,  dass  er  es  sieh  ja 
nicht  beikommen  lassen  möge,  zu  gunsten  eitles  verurteilten 
Missethäters  Fürbitte  einzulegen.  So  nimmt  man  löii'.t  in  das 
Urteil  über  den  angesehenen  Geschlechter  .Johann  von  Köln 
ilen  bedeutsamen  Zusatz  auf:  ,unde  sol  misse  keime  von  den 
reten  werben  heimelichen  oder  olfenlichen  uff  un.sse  eide,  daz 
er  der  gefengnisse  ledig  werde  ane  alle  geverde“.’) 

Nicht  selten  dankte  ein  Verbrecher  der  Rücksicht,  die  der 
Rat  dem  guten  Klange  seines  Namens  oder  den  Verdiensten 
seiner  Familie  widerfahren  Hess,  seine  Begnadigung;  auch  die 
Fürbitte  mächtiger  Anverwandter  halte  gar  inanchnial  den 
gleichen  Erfolg.  1471  wird  der  Wegelagerer  Claus  Meister 
von  Gommersheim  auf  die  Fürsprache  anderer  Edelleute  hin 
freigegebeu,“)  1427  Frau  Bärbel  von  Kropsberg,  die  den  Rat 
zu  schmähen  gewagt,  „uinb  erber  lute  llissiger  beide  willn"'  aus 
der  Turmhaft  erlöst.^)'  Dem  kaiserlichen  Feldobristen  Lazarus 
von  Schwendi  aber,  der  für  den  um  begangenen  Totschlag 
verwiesenen  Geschlechtersohn  Philipp  .Meurer  um  Wieder- 
aufnahme bat,  eröffnete  der  Rat  1 ÖÜS,  dass  er  dem  V'erbannten 
zwar  wider  Gewalt  aber  nicht  wider  Recht  Geleit  zu  gewähren 
vermöge;  wenn  aber  die  Witwe  oder  die  Freundschaft  des 
Erschlagenen  des  Mörders  Bestrafung  verlange,  so  könne  er 
nicht  anders  als  thun,  was  seines  Amtes  sei.') 

Zu  manchen  Zeiten  legt  der  Rat  eine  nicht  immer  recht 
zweckentsprechende  und  diaum  um  so  anerkennenswertere  Milde 
an  den  Tag;  so,  wenn  et  14'J3  eine  fahrende  Dirne,  die  über 
dreissig  Diebstähle  eingesteht,  znm  Kutenschlag  begnadigt  und 


’)  llilgarü  .S,  -Jll. 

Al!.  I, 

) Al!.  11,  1 171. 

‘ eliil.  1127. 

Lehin.iuii  S.  2‘.m>. 
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Über  die  Donau  schwören  lässt.')  In  andern  Fällen  wieder, 
zumal  wo  das  Moment  der  Gemeingefäbrlichkeit  in  Frage  kommt, 
findet  jedes  Gnadengesuch  nur  taube  Ohren. 

So  rettet  1483  einen  wegen  Münzfälschung  angeklagteu 
Wormser  Chirurgen  weder  die  bewiesene  thätige  Keue,  noch  sein 
geringer  Anteil  an  der  Fälschung,  seine  flehentliche  Bitte  um 
Gnade  oder  sein  rührendes  Besserungsgelöbnis  vom  Flammentode.-) 

Dass  im  17.  und  18.  Jahrhundert  das  göttliche  Gnadenrecht 
der  Obrigkeit  nicht  nur  bei  schweren  Delikten  geübt  wurde, 
wo  die  drakonischen  Pönalbestimmungen  häufige  Ausübung  not- 
wendig machten,  sondern  auch  in  Bagatellsachen  und  hier  öfter, 
als  mit  der  Würde  dieses  Rechtsinstituts  in  Einklang  stand, 
wurde  bereits  in  einem  früheren  Abschnitt  erwähnt. 

Nicht  ohne  Interesse  ist  ein  Ratschlag,  in  dem  1740  der 
Konsulent  von  Stökken  seine  Ansicht  über  das  Begnadigungs- 
recht der  Obrigkeit  und  die  Fälle  darlegt,  in  denen  es  sich 
empfiehlt,  dasselbe  ausznüben.  Er  führt  zunächst  ans,  dass  dem 
Rat,  wie  alle  Territorialhoheitsrechte,  so  auch  das  ius  aggratiandi 
ohne  Zweifel  zustehe;  doch  müsse  er  stets  bedacht  sein,  dasselbe 
mit  Mass  und  Gewicht,  mit  einer  genauen  Behutsamkeit  zu 
verwalten.  Insbesondere  sei  dann  vom  Begnadigungsrechte  kein 
Gebrauch  zu  machen,  wenn  ein  Verbrechen  von  Gott  verboten 
sei,  wie  der  Totschlag,  wenn  es  öfter  kommt,  oder  wenn  die 
Obrigkeit  sieht,  dass  bei  ihrem  ohnehin  schwachen  Ansehen  die 
Gesetze  ohne  strenge  Exekution  ihre  Kraft  verlieren.  „Die 
Gesetze“,  so  fährt  er  fort,  „sind  gegeben  zu  der  Bürger  Wohlfahrt, 
und  ohne  Exekution  ist  ein  Gesetz  wie  eine  Glocke  ohneSchwengel. 
In  Fürstentümern  und  Königreichen  ist  die  HeiTSchaft  strenge 
und  da  schadet  zuweilen  eine  gelinde  Nachlassung  derer 
Straffen  nichts,  sondern  sie  verbindet  sich  die  Gemüter  der 
Unterthanen;  in  Reichsstädten  aber  ist  die  Herrschaft  geliud 
und  da  muss  die  Strenge  die  autoritas  der  Gesetze  unterhalten, 
denn  es  ist  liolitice  zu  reden  gewiss,  dass  der  gemeine  Mann 
sich  moquieren  wird  über  die  statuta  und  Herrengebott,  wenn 


*)  AK.  II,  14*J3 
AK.  II,  US3. 
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er  sieht,  dass  man  diese  nicht  zu  ihrer  Würcklichkeit  zu  bringen 
sich  getrau“. 

Vor  allem  in  folgenden  Fällen  empfiehlt  er  Ausübung  des 
Gnadenrechtes ; 

„1.  wann  fttmchme  Pereonen  oder  sonderbahre  Künstler,  an 
deren  Erhaltung  dem  gemeinen  Wesen  gross  gelegen,  gefehlet: 

2.  wann  ein  Verbrechen  alt  und  lang  geschehen; 

.■?.  wann  es  im  Zorn,  im  Trunck  oder  ans  Ohnvoreichtigkeit 
ge.schehen; 

4.  wann  sonst  fromme Leuthc  ausUebereilung  gefehlet,  u.s.  w. 
Dann,  wenn  dergleichen  grosse  Ursach  nicht  vorhanden,  .so 
muss  eine  Obrigkeit,  welche  die  Sünden  und  Verbrechen  ohn- 
gestraft  erlässt,  selbsten  davor  stehen  und  angesehen  werden, 
als  wenn  sie  selbsten  die  Verbrechen  gethan  und  begangen 
hätte,  und  ist  daher  nicht  genug,  was  von  der  Barmhertzigkeit 
beigebracht  werden  nuvg.  Sie  ist  eine  edle  Tugend:  gleichwie 
man  aber  im  Sprüchwort  saget:  Gelinde  Barbierer  machen  faule 
Wunden,  so  ist  eine  Obrigkeit  schuld  an  dem  Verderben  ihrer 
l'nterthanen,  wann  sie  nicht  durch  das  ihnen  von  Gott  anver- 
traute Schwert  die  Bösen  strafft  und  den  faulen  Ast,  der  dem 
Baum  schadet,  hertzhatt  absehneidet:  Salus  rei  publicae  suprema 
lex  esto!“‘) 


§ li). 

Die  Bestrafung  bei  der  Verbrechenskonkurrenz. 

Galt  die  Verletzung  verschiedener  Gesetzesnormen  durch 
eine  und  dieselbe  strafbare  Handlung,  wenn  sie  überhaupt 
Berücksichtigung  fand,  lediglich  als  Strafschärfungsgrund,'^)  so 


')  N.  703. 

*)  Sn.  wenn  z,  B.  mit  der  rebertretung  eines  Rechtsgebntos  noch  eine 
V'erletzung  der  Kidespflicht  fTreubrueb,  Bruch  des  Amtseids,  des  ürfehde- 
achwurs)  begrifflich  konkurrierte.  Ausnahmsweise  wird  auch  bei  idealer 
Konkurrenz  kumuliert.  Wer  trotz  erfolgten  obrigkeitlichen  Friedeiisgebotes 
bei  einem  „kriege  oder  gereiszede“  sich  weigert,  Frieden  zu  halten,  soll  so 
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führt  der  sachliche  Zusanimeiifluss  niehrorer  Verbrechen  in  der 
Regel  zur  Kumulation  der  verwiikten  Strafen,  soweit  eine 
solche  überhaupt  ausführbar  erschien;  — quot  delicta,  tot  poenae! 
Tn  hervorragendem  Masse  gilt  dies  von  Geld-  und  Freiheitsstrafen. 

Die  MRO.  gebraucht  bei  den  meisten  Strafbestimmungen 
nach  Schilderung  des  V'erbrcchensthatbestandes  die  Formel : „als 
dicke  er  daz  diit,  also  dicke  git  er“  eine  Geldsumme  von 
bestimmter  Höhe;  es  werden  also  die  durch  die  einzelnen  sachlich 
Zusammenfliessenden  Deliktshandlungen  verwirkten  Strafen 
kumuliert. 

Entsteht  durch  reborschreitung  eines  rechtlichen  Im))erativs 
ein  verbrecherischer  Zustand,  so  wird  in  der  Regel  für  eine 
be.stimmte  Zeiteinheit,  während  welcher  dieser  besteht,  eine 
bestimmte  Strafe  verwiikt;  die  Höhe  der  Gesamtstrafe  ergibt 
sich  durch  Addition.  Wer  z.  R.  die  baui>olizeilichen  Voischritlen 
des  Rates  über  die  Erbauung  von  Ueberhängen,  Gewölben  und 
Kellerhälsen  Übertritt  und  auf  Geheiss  der  Bürgermeister  nicht 
.sofort  sich  diesen  Regeln  fügt,  zahlt  für  jede  Wocht;  des  Be- 
.stehens  dieses  ordnungswidrigen  Zustandes  ein  Pfund  Heller. 
Nach  Ablauf  eines  Vierteljahres  werden  jedoch  gegen  den 
ungehorsamen  Bürger  schärfere  Massregeln  (Sfadtverweisung) 
angewendet.')  — Wer,  aus  der  Stadt  verwiesen,  länger  als  ihm 
gestattet  wurde,  in  den  Mauern  vei  weilt  oder  vor  der  Zeit 
zurückkehrt,  .soll  nach  der  MRO.  tür  jeden  Tag  solch  rechts- 
widrigen Aufenthalts  einen  Monat  räumen,  nachdem  er  zuvor 
für  seinen  Bannbruch  ein  halbes  .fahr  in  derPrisaune  gelegen.-) 

Nach  der  ^’RO.  von  lölii  soll,  wer  einen  andern  nicht 
allein  mit  ehreiiverletzlichen  Scheit-  und  Schmähworten,  soudeni 
auch  zugleich  mit  thätlichen  Insulten  („verbalis  et  realis  iniuria 


oft  50  .Scliillinge  zur  Strafe  frlegcii,  als  ilie  .Vnzalil  iler  ileii  Friedfii 
hoiscliendeii  Katspersoiien  beträgt.  f)io  Versagung  des  Friedens  stellt  sieb 
also  als  Verletzung  des  in  jeder  friedenbeisebenden  obrigkeitlichen  Person 
sich  wieder  neu  verkörpernden  Fricdensgeboles,  uUo  unter  Um.ständeu  als 
zwei-,  drei-,  fünf-,  zehnfaebo  Uebertretung  dar.  AfRÜ.;  liilgard  S.  221}. 

‘ Hilgard  S.  2.S1  (laiöj. 
ebd.  .S.  222  f. 
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coniunctim“)  anzugitüfen  wagt,  die  doppelte  Strafe  den  Richtern 
uhnnachlassig  zu  bezahlen  verfallen  sein. 

Kumnlation  der  Todesstrafe  mit  Leibesstrafen  kam,  wie 
öfter  erwähnt,  in  Speier  nicht  vor,  dagegen  pflegten  sich 
Freiheits-,  Ehren-  und  Leibesstrafen  sehr  oft  einander  zu  gesellen. 

Eine  Exaspe ration  dagegen  war  auch  bei  der  Todesstrafe 
zwar  selten,  aber  immerhin  möglich,  indem  man  z.  B.  den 
Kirchendieb  mit  dem  Strang  um  den  Hals  auf  die  Scheiter 
stellte  odei'  den  zur  Räderungsstrafe  verdammten  vielfachen 
Mörder  und  Räuber  auf  einem  Brett  zum  Rabensteine  schleifte. 
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Besonderer  Teil. 
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Viertes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  Leib  und  Leben. 

§ -20. 

Die  Tötungsdelikte. 

A.  Moni  und  Totsolila:;. 

Die  Bestinunuiigeii  der  MRO.  von  der  liülie.steii 

Rechtsquelle,  die  uns  über  die  Behandlung  der  Tötungsdelikte 
iui  alten  Speierer  Stralrecht  ausltihrlichere  Kunde  bringt,  tragen 
ein  sehr  eigenartiges  und  ini  Vergleich  mit  den  Normen  anderer 
Rechtsgebiete  teilweise  geradezu  befremdendes  Geimäge. 

„Mord“  und  „Totschlag“  bedeuten  in  der  Terminologie  nicht 
bestimmte,  scharf  umrissene  Verbrechensbegritfe,  sondern  werden 
vollständig  sj  nonyin,  ja  oft  im  nämlichen  Satze  der  Abwechselung 
oder  des  Wohllauts  wegen  zur  Bezeichnung  des  gleichen  Be- 
griffes neben  einander  gebraucht.  Ferner  spricht  die  MRO.  nnr 
von  einer  Strafe,  dem  Radbrechen,  worauf  bei  Tötung.sdelikten 
zu  erkennen  w'äre. 

Diese  beiden  Umstände  lassen  den  freilich  nicht  zutreffenden 
Schln.ss  sehr  naheliegend  erscheinen,  das  ältere  Speierer 
Recht  habe  Mord  und  Tot-schlag  gar  nicht  unterschieden, 
sondern  jede  Art  von  Tötung  schlechthin  mit  der  Strafe  des 
Rades  geahndet.  Daran  ist  aber  nur  so  viel  richtig,  als  eine 
derartige  üntersclnüdung  in  der  Benennung,  wie  erwähnt, 
nicht  gemacht  wurde;  in  piaxi  aber  haben  Richter  und  Rat 
’ zu  Speiei-  die  Begriffe,  welche  die  genauere  Terminologie 
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anderer  Rechte  Mord  bezw.  Totschlag  benannte,  sehr  wohl 
auseinanderzuhalten  gewusst.’) 

Das  ältere  deutsche  Recht  kennt  zwei  Hauptgruppen  von 
Delikten  wider  das  Leben  eines  anderen; 

1.  den  Mord,  d<\s  heimliche,  feige  Ei-schlagcn  eines 

Menschen,  das  Neidingswerk  y.i-‘  gekennzeichnet  durch 

Verheimlichung  der  Tliat,  besonders  durch  Verbergen  des 
Leichnams.  Gleichgestellt  ist  die  Tötung  aus  gemeinen 

Motiven  und  niederträchtiger  Gesinnung,  insbesondere  der 
Raubmord,  die  Tötung  unter  Bruch  der  gelobten  Treue  oder 
das  Erschlagen  Wehrloser,  das  dem  deutschen  Volkscharakter 
von  jeher  als  ganz  besonders  elende  und  erbärmliche  That 
erschien ; 

2.  den  Totschlag,  das  Erlegen  des  Gegnei-s  ini 

ehrlichen  Kampfe,  mit  freier  Stirn,  in  offener,  wenn  auch  noch 
so  brutaler  Gewaltthat,  falls  nur  der  Thäter  ohne  gemeine 
Nebengedanken  gehandelt  hat  und  es  verachtet,  die  Spuren  der 
blutigen  That  zu  verwischen. 

Vollkommen  belanglos  bleibt  es  für  diese  ünter.scheidung, 
ob  die  That  das  Produkt  langen  Erwägens  und  reiflicher 
Ueberlegung  war  oder  in  überschäumendem  Zorn,  in  auf- 
loderndeni  Hass,  überhaupt  in  hoher  i)sychischer  Erregung 
kaum  gedacht  und  rasch  vollendet  wurde. 

Eine  Definition  von  Äford  oder  Totschlag  suchen  wir  in 
der  MRO.  vergebens;  wohl  aber  finden  wir  eine  solche  im 
alten  Speierer  Gerichtsgebrauch,  wo  es  nach  Lehmanns 
Wiedergabe-)  heisst:  „Mörder  heissent  die,  die  ein  Mensch 
tödtent  und  das  laugont.  Würd  er  dess  überwunden  mit  Ge- 
zeugnuss  oder  mit  dem  Kampffe,  man  sol  in  radtbrechen.  Wir 
heissen  auch  das  Mörder,  wer  mit  dem  andern  isset  und 
trincket  und  gütlichen  grüsset,  schlägt  er  ihn  ohne  Schuld,  das 
ist  ein  Mörder  und  man  sol  ihn  darumb  radtbrechen“.  Auch 


')  A iihnlii;Iu!s  im  .'»Iteii  Bambpr^er  Reibt,  s.  Zoepfl  S.  112;  in  Nürn- 
berg, Knapp  S.  17s.  Auch  das  Kriedensbueb  der  Stadt  Mainz,  das 
im  (jpgpii.sutz  zur  MKn,  nur  den  Totacb  ag  behandelt,  gebrauclit  hiefiir 
ganz  gleichbedeutend  die  Ausdrücke  Mord  und  Totschlag  (§  W ff.,  ZG  O. 
Bd,  VII.  S.  Kl  f.). 

y-j  i.Hliinann  .S,  2.ss*'. 
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diese,  dem  Schwabenspiegel  entnommene  Rechtsnorm  atmet 
wieder  den  alten  ehrlichen  Germanenhass  gegen  alle  Heim- 
tücke und  Hinterlist:  von  jedem  wackeren  Manne  erwartet 
man,  dass  er  seine  That  bekennt  und  für  sie  einsteht ; schon 
feiges  Leugnen  macht  die  That  zum  Mord.*) 

Die  Strafe  des  Mörders  ist  das  entehrende  Rad. 

Wird  jemand  eines  Mordes  „belnmet  oder  vermert'',  so 
sollen  nach  der  MRO.  die  Mouatsrichter  sich  zuvörderst  seiner 
Person  und  des  Friedensgeldes  versichern,  zu  diesem  Zwecke 
den  Thäter  greifen,  wo  sie  ihn  finden,  und  ihm  Hans  und  Hof 
beschliessen,  es  sei  denn,  dass  er  für  Zahlung  dos  Friedens- 
geldes (öO  U.)  hinreichende  Sicherheit  leistet  für  den  Fall, 
dass  seine  Schuld  erwiesen  werden  sollte.  Wird  dann  wirklich 
ein  Bluturteil  gefallt,  so  ist  den  Erben  das  Friedcusgeld  wieder 
zu  erstatten  „von  dem  slahegelte“.  Falls  aber  der  Thäter  aus 
der  Stadt  entrinnt,  „oder  sich  under  dnt“  (sich  verbirgt),  so 
sollen  die  Monatsrichter  in  sein  Haus  gehen  und  ihn  dort 
heischen  und  berufen.  Leistet  der  Entwichene  dem  Ruf  nicht 
Folge,  so  gibt  er  sich  der  That  schuldig  und  wird  verurteilt, 
bei  Strafe  des  Rades  nie  wieder  in  die  Stadt  zu  kommen  oder 
die  Bannmeile  zu  betreten ; sein  Gut  aber.  Eigen  und  Fahrnis, 
gegenwärtiges  und  noch  zu  erwartendes,  haftet  den  Richtern 
bis  zur  Höhe  des  Friedensgeldes.-) 

Daraus,  dass  die  MRO.  nur  von  einer  Strafe  für  Tölungs- 
delikte,  dem  Radbrechen,  spricht,  geht  unzweifelhaft  hervor,  dass 
sie  überhaupt  einzig  den  Mord,  die  heimliche,  feige  Entleibung 
im  Auge  haben  kann;  <ienn  nur  ehrlose  That  lohnte  entehrende 
Strafe.  Selbstverständlich  lässt  sich  daraus,  dass  der  Tot-schlag 
im  Zusammenhang  mit  dem  Morde  keine  besondere  Erwähnung 
findet,  nicht  etwa  der  Schluss  ziehen,  das  ältere  Speierer  Straf- 
recht habe  diesen  Deliktsbogriff  gar  nicht  gekannt  oder  ihn 
dem  Mord  in  der  Bestrafung  völlig  gleichge.stellt ; erachtete  es 
ja  die  MRO.  überall  da.  wo  amlere  Gesetze,  die  Landfriedens- 
Ordnungen  oder  ein  feststehender,  einln  itlicher  Gerichtsgebrauch 


')  Aebnlich  auch  in  andern  Rechten;  s.  Alll'elil,  die  Kntwicklun;:  des 
Ue^'rilfes  .Mord  bis  zur  Carolina  S.  lii,  7i>.  T.s. 

^ Hilgard  S.  eeo. 
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die  Bestrafung  eines  Verbrechens  regelte,  für  überflüssig,  hierüber 
des  weiteren  gesonderte  Normen  aufzustellen. 

Nun  finden  sich  in  dem  Friedensbuche  der  Stadt 
Mainz,  das  — ganz  abgesehen  von  den  sonstigen  engen  Verwandt- 
schaftsbeziehungen in  der  Strafrechtspflege  der  mittelrheinischen 
Städtetrias  — mit  dei'  MRO.  in  unleugbarem  Zusammenhänge, 
wenn  nicht  gar  in  ursächlicher  Verbindung  steht,  eingehende 
Bestimninngen  über  die  Bestrafung  des  Totschlägers,  so  dass 
schon  deswegen  der  Schluss  nicht  allzu  kühn  zu  nennen  sein 
dürfte,  dass  die  gleichen  oder  zum  mindesten  ähnliche  Nonnen 
auch  in  Speier  Anwendung  gefunden  haben;  ja  wir  können  sogar 
auf  Grund  von  Quellenzeugnissen  ähnliche  Rechtszustände  mit 
Fug  und  Recht  für  Speier  behaupten. 

Bern  .Mörder  droht  die  M RO.  das  Rad. . Todestrafe  winkt 
auch  dem  Totschläger,  der  sich  der  sühnenden  Gerechtijrkeit 
durch  die  Flucht  entzieht.  Es  bleibt  zweifelhaft,  ob  auch  in 
diesem  Falle  die  Strafe  des  Rades  verhängt  wurde,  doch  ist 
dies  zum  mindesten  sehr  wahrscheinlich,  da  nach  dem  Schwaben - 
Spiegel  das  Leugnen  die  Tötung  zum  Morde  qualifiziert und 
demnach  der  flüchtige  \’erbrecher,  der  trotz  dreimaliger  Ladung 
nicht  vor  Gericht  erschien,  damit  des  schwersten  Tötungsdelikts, 
des  Mordes,  sich  schuldig  bekannte.-)  Das  Achtbuch  droht 


')  »Mörder  heizzeii  wir  dii^  swer  ein  iiiensclie  toetet  viid  er  dez  lovgenot“. 
Scliw.  Sp.  Art.  til  n.HSsberp;  S.  S3>>;;  .Speierer  Gerichlsgebrauch  nach 
Leliinanii  S.  2ss»;  vgl.  Osenbrüggen,  al.  Str.  K S.  21C. 

Osenbrüggen,  alamamiisches  StratVeclit  S.  221:  »Wo  der  .\uge- 
.schuldigte  sieh  nicht  stellte,  war  die  darauf  (ob  Mord  oder  Tulschlag  vorliege) 
gerichtete  Prüfung  nicht  genau,  sondern  wurde  die  auf  .Mord  lautende 
t^ualitikation  der  Tötung  in  der  Anklage  angenoininen“. 

Den  Prozess  di  s »Huttens  der  aussgetret lenen  Todtsebläger,  so  von  uralten 
Zeiten  ellieli  hundert  .lalir  iiii  Hratli  h gewesen,  .\nno  löli4  aber  abgeslellt  und 
gefallen“,  schildert  Lehmann  angeblich  nach  Laut  eines  ulten  .Speierer  Kicht- 
briefs  etwa  folgcnderiiiassen : Wenn  in  der  .Stadl  oder  der  tiomarkung  ein  Tot- 
schlag geschehen  und  derTliiiler  entkommen  war,  so  habcu  zunächst  die  Monats- 
richier  genügende  Kundschaft  eiuzuzichen,  darüber  an  den  Kat  zu  referieren 
und  seines  Hescheides  zu  warten.  Verfügt  der  Rat,  »dass  gegen  den  Thäter 
nach  dem  beschriebenen  Oericht  procedierl  werden  solle“,  so  begeben  sich 
die  Richter  etwa  einen  Monat  nach  begangener  Thal  samt  dem  Heimhnrgen 
und  dem  Stadlknecht  vor  das  Haus  »zur  Werdenaw“,  vor  welchem  sieh  ein 
•Stein  belindel.  Dort  werden  unter  einem  .Schuppen  die  Ränke  gestellt  und 
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zwar  dem  entronnenen  Missethäter  nicht  immer  für  den  Fall 
der  Ergreifung  die  Strafe  des  Rades  ausdrücklich  an,  eröffnet 
ihm  aber  doch  diese  Aussicht  meist  in  nicht  misszuverstchendcr 
Weise,  wenn  es  z.  B.  heisst:  „Joh.  Phrumbaum  der  alte, 
Ebelin  vor  dem  munster,  Ulrich  Daniel  und  Voitze  zu  dem 
Rysen  die  mautriechter  haut  vorgeisehet  Joh.  Mollen  uude 
Naldeln  umbe  den  dotslag,  der  geschehen  ist  an  Rudegere 
Melwer  siin,  und  sint  nit  vorkumen,  und  hant  sich  darumbe  der 
getede  sthuldic  geben,  unde  hant  sie  die  richter  darumbe  verteilt 
vor  die  stat.  also  dez  geriechtes  recht  lit  und  daz  gesworn  buch 
besaget“.')  Mit  diesem  Zusatz  ist  natürlich  nichts  anderes 
gemeint  als  die  Drohung  der  MRO.;  ,Wirt  der  geheischet 
oder  berüfct  in  sime  hiis  von  des  selben  mandes  rihteren  und 
kämet  nit  vär  si,  so  git  er  sich  der  getät  schuldig,  und  sol 
niemer  in  die  stat  körnen  wider.  Kämet  er  aber  da  nach  wider 
in  die  stat.  men  sol  in  setzzen  uf  ein  rat  als  vor  und  sollent 
die  rihtere  nemen  zii  einre  penen  von  sime  güte  ligende  und 
varnde  fumfzig  phunt  hellere,  ob  er  so  vil  hat“  etc.^) 

Der  Totschlag,  der  in  späteren  Jahrhunderten  mit  dem 
Schwerte  irebüsst  wird,  ist  in  der  MRO.  noch  nicht  mit 


das  Ding  gehegt.  Um  V Ulir  »ilzen  die  Kieliter  zu  (jerichte  mul  der 
Heimbnrge  ruft  mit  heller  Stimme:  .lliir  zu,  hör  zu,  die  vier  Kiehter  von 
wegen  Bürgermeister  und  Raths  der  Stadt  Speyr  heischen  dich,  N.  des 
Todtschlags  halben,  den  Du  freventlicher  Weiss  an  N.  begangen,  zu  er- 
scheinen und  Dich  dessen  zu  verantw'orten  zum  erstenmal“.  Krscheint 
binnen  einer  Stunde  niemand,  so  wiederholt  sich  der  gleiche  Vorgang  etwa 
14  Tage  später  und  ebenso  ejn  drittesmal.  Krscheint  der  Thäter  oder  ein 
anderer  in  seinem  Namen,  so  setzt  er  sich  auf  den  Stein  und  wartet  deu 
Umlluss  der  Stunde  ab;  dann  wird  er  von  den  Richtern  öffentlich  verhört 
und  auf  den  nächsten  Ratstag  vor  Rat  beschieden.  Krscheint  auch  auf  das 
dritte  Rufen  nach  Ablauf  einer  Stunde  niemand,  so  sprechen  die  Richter 
über  den  Thäter  das  Todesuiteil,  und  der  lleimhurge  verkündet  öffentlich; 
„Dieweil  N.  luiff  der  vier  Richter  Ruffen  nicht  fiirkommeii  und  sich  des 
freventlichen  Totschlags  nicht  öffentlich  verantwort,  so  Du  dann  in  der 
Stadt  Speyr  Zwingen  Raunen  und  tiebiothen  hetretten,  alsdann  ,solt  Du  um 
begangenen  Totschlag  gericht  werden“.  Das  Urteil  wird  ins  Achtbuch  ein- 
getragen (Lehmann  S.  ‘-’UOJ.  Interessante  Analogic'ii  zu  diesem  .Prozess 
gegen  einen  abwesenden  Totschläger“  bei  Useiibrüggen,  Studien,  XIV 
S,  311— :i26. 

')  A.  St.  R.  fol.  60’,  aniio  I3:i3.  Dort  noch  eine  Reihe  ähnlicher 
Kinträge;  s.  auch  Lehmann  S.  3su  f. 

Hilgard  S.  2iii. 
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öffentlicher,  an  den  Hals  gehender  Strafe  bedroht.  Dies  ist 
zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt,  geht  aber  aus  der  Bestimmung; 
„Wer  ouch  in  etzliche  jicne  vellet  und  die  verschuldet,  eder 
einen  dotslag  diit,  und  die  stat  dar  umbe  n'imcn  sol  und 
pheniuge  geben  sol  etc.“')  unzweifelhaft  hervor. 

Stellte  sich  also  der  Totschläger  dem  Gerichte  und  ward 
er  nicht  des  Mordes,  sondern  Totschlags  schuldig  befunden,  so 
hatte  er  den  Richtern  das  Friedensgcld,  den  Freunden  des 
Entleibten  aber  eine  vom  Gerichte  zu  bestimmende  Busse  zu 
zahlen  und  bis  zur  Erlullung  dieser  Verpflichtungen  oder, 
wenn  es  den  Richtern  so  billig  dünkte,  auf  immer  die  Stadt 
zu  räumen.  Die  Verwandten  des  Getöteten  waren  verpflichtet, 
sich  mit  der  vom  Gerichte  festgesetzten  Wergeldsunime  un- 
weigerlich zu  begnügen  und  dem  zahlungsberciten  Totschläger 
Frieden  zu  gewähren.'-') 

Die  zahlreichen  Einträge  im  älteren  Achtbuch,  die  alle  dem 
gleichen  lakonischen  Schema;  „Nibelung  ist  verteilt  der  stat 
ewekliche  umbe  einen  dötslag  deu  er  getan  hat  an  einem 
bender  der  burger  was“,  oder  „Rörich  von  Fraukenfort  sol 
runien  ewiclichen  umbe  den  dotslag  den  er  detd  an  Liesche  dem 
diicher“  ii.  ähnl.  nachgebildet  sind,  beziehen  sich  ganz 
zweifellos  nicht  auf  flüchtige  dem  Rade  verfallene  Mörder, 
denn  sonst  würde  das  Achtbuch  sicher  nicht  versäumen,  den 
Entwichenen  diese  Strafe  für  den  Wiederergreifungsläll,  ähnlich 
wie  dies  oben  beschrieben  wurde,  in  Aussicht  zu  .stellen,  sondern 
auf  Totschläger,  die  ihre  That  urteilsgemäss  mit  ewiger  Ver- 
weisung sühnen.  .Man  wird  daher  mit  gutem  Grunde  behaupten 
dürfen,  dass  neben  dem  geschriebenen  Recht  vor  allem  die 


')  lliluanl,  .S. 

'^)  ehd.  .S  i‘JI;  „Diß  bczzerioisic  «olleiit  die  rilitere  iif  irn  eit  «liege- 
Verde  ii«fili  der  gelal,  al.s  ilie  geschehen  ist,  innren  uiide  beschi’ipphcn,  und 
welher  uiider  den,  der  da  gewiraet  ist  (also  hier  di'-  Freuinlschaft  des  Ge- 
töteten) eder  die  getät  diit,  nit  «weren  wil  die  hezzerüiige  zu  diindc  oder 
zu  uemeiie.  der  gil  fiuiitzig  Schillinge  spirscher  und  so)  varn  uz  der  stat  in 
den  alitageu,  so  er  ilaz  versprichet,  und  sol  uze  sin  dritteuhalben  uiaiit  und 
ila  nach  niemer  wid'-r  zu  kouien,  er  hahe  denne  c gehen  die  tunifzig  Schillinge 
spirscher  und  er  enswere  denne  d zu  di'mdi;  und  zu  genamenen,  als  die  iiiant 
rihtere  die  hezzerunge  hest'dlent.“ 

•'j  vgl.  AB.  I u.  Uilgard  S.  t'Ji  tf. 
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Praxis  der  Aclitbüdier  einen  genügenden  Beweis  dafür  erbringt, 
dass  Mord  und  Totsclilag  ini  Speierer  Recht  trotz  des 
Schwankens  dieser  Benennungen  beginiflich  stets  unterschieden 
wurden,  und  dass  der  Mord  mit  dem  Rade,  der  Totschlag 
aber  mit  — und  zwar  hoclist  wahrscheinlich  ewiger  — Stadt- 
verweisung bedroht  war.  Jliefür  dürfte  auch  eine  Ver- 
gleichuug  mit  den,  wie  erwähnt,  dem  ältesten  Speierer  Rechte 
nahe  verwandten  Bestimmungen  des  Mai  nzer  Rriedensbuches 
beweiskräftig  sein,  das  den  Totschläger  nur  mit  fünf-,  bei  fahr- 
lässiger Tötung  mit  zweijährigem  Exil  bedroht  und  ihm  nach 
Ablauf  dieses  Zeitraums  die  Rückkehr  verstattet,  wenn  er 
30  //.  hälftig  der  Stadt  und  hälftig  dem  Gerichte  bezahlt  und 
mit  des  Toten  Freundschall  sich  vergleicht.') 

Trotzdem  in  Speier  die  Bestrafung  des  Totschlags  eine 
weniger  gelinde  gewesen  zu  sein  scheint,  als  im  benachbarten 
Mainz,  enthält  das  ältere  Achtbuch  eine  geradezu  staunen- 
erregende,  selbst  für  jene  unrulivolle  Zeit  schwerer  sozialer 
Umwälzungen  recht  beträchtliche  Anzahl  Namen  von  tot- 
sclilagshalber  der  Stadt  verwiesenen  Missethätern.'') 


*)  Moue,  ZciO.  VII.  S.  10  1'.:  „Item  welicli  burger  zu  MeiiUe,  oder 

die  bij  uu»  in  dem  IViedeii  siiit.  mit  vorgesatzti-m  riidc  eyueii  burger  odir 
bijwuimer  duitsleliet,  mag  man  rne  des  bereden  mit  zweyn  biederben  mannen, 
uuaere  bürgerr.  der  sali  us.s  .Meutzc  faren  fünf  jare,  und  ensull  iiit 
Widder  in  Mentze  kommen,  er  enhabo  von  ersten  geben  drijssig  rhunl 
heller,  funfzelien  phunt  der  statt  und  funfzehen  phunt  dem  gerieeblc,  und 
zum  ersten  des  doden  frnnde  abegelaclit.  liid  wer’  ess  Sache,  das  er  und 
des  doden  fn'inde  nit  mochten  iiber  ein  kommen,  dass  sali  der  rad  besehen, 
und  wass  das  mertaile  des  raits  nberkommet,  das  sollen  die  beidersijte  folgen 
und  stede  halten. 

Lst  CSS  aber  suche,  das  ein  biirger  den  andern  von  geschiechto  ane 
Vorsatze  doitsluge,  mag  man  yne  bereden  mit  zwein  biederben  mannen,  unsere 
bürgere,  er  .sali  faro  uss  Mentze  zwey  jare  und  sali  geben  drijssig  phuut 
heller,  halb  der  statt  und  halb  ilem  geriechte,  ee  er  Widder  komme  in  die 
statt,  und  von  erste  des  doden  frnnde  abclegen.  Und  mochte  er  mit  den 
selben  nit  uberkommen,  so  sali  ess  damit  auch  gehalten  werden,  in  maissen 
hie  nehst  geludet  ist.“ 

Aehuliche  Zustände  treffen  wir  übrigens  auch  in  andern  Territorien; 
vgl.  z.  B.  das  Hofrecht  Bischof  Burchards  von  Worms  30:  „Propter 
homieidia  antem,  i|ue  (juasi  euttidic  fielianl  infra  familiam  sancti  Petri  more 
heluino*  ete.;  Freihurg  i Br.,  Oseiibrüggen,  al.  Sir.  H.  S.  32nf.;  Frank- 
furt a’.M  , Kriegk  .S.  ■>()■>. 

Th.  Ilarsler,  »tr»frtohl  tl«r  fraieo  U«iohMCatlt  6p«l«r,  10 
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15fi4  entleibt  Philipp  Meiner,  ein  jun{?er  Soldat,  „der 
auch  wohl  .studiert  gehabf*,  ein  Sprössling  eines  der  angesehensten 
Speierer  Patriziergeschlechter,  im  Weinrausch  einen  Scharw’ächter 
und  entrinnt  aus  der  Stadt.  Jfit  Rücksicht  auf  die  von  kaiser- 
licher Majestät  Feldobristen  Lazarus  von  Schwendi  ein- 
gelegten Fürbitten  und  die  hohen  Verdienste,  deren  sich  die 
f'amilie  und  vor  allein  der  Vater  des  Thäters  um  das  gemeine 
Wohl  zu  rühmen  vermochten,  unterlässt  es  der  Rat,  ihn,  wie 
sonst  in  solchem  Falle  üblich,  vor  die  Richter  heischen  zu  lassen. 
Nach  vier  Jahren  bittet  besagter  Feldobrist  abermals,  man 
möge  doch  dem  Verbannten  die  hei.ss  ersehnte  Rückkehr  in 
die  Vaterstadt  erlauben,  was  aber  der  Rat  rundweg  ablehnt, 
falls  Meurer  sich  nicht  zu  rechtfertigen  vermöge.  Wolle  der 
Entflohene  mit  den  Hinterbliebenen  sich  in  tlüte  vergleichen 
oder  seine  Unschuld  darthun,  so  sei  man  gerne  bereit,  ihm  wieder 
das  Thor  zu  öffnen.  „Dieweilen  aber“,  fügt  der  Chroni.st  bei, 
„die  Wittib  ohngeachtet  alles  Zusprecheus  und  Anerbietens  keinen 
Vergleich  eingehen  wollen  und  der  Meurer  wohl  gewust,  dass 
der  Rath  streng  nach  den  Rechten  zu  verfahren  pflegte,  habe 
er  nicht  mehr  nach  Speyr  gewollt,  sondern  sich  anderwerts 
niedergelassen“.') 

In  vielen  Beziehungen  geniessen  in  Theorie  und  Praxis 
die  Tötungsdelikte  eine  Sonderstellung.  Während  sonst 
in  der  MRO.  das  Anklageprinzip  die  ausschliessliche  Herrschaft 
führt,  gilt  von  den  Verbrechen  wider  das  Leben  ein  anderes: 
„Wem  ouch  schade  oder  ungemach  geschiht,  wenne  der  claget, 
so  sol  man  ime  rihten,  ane  den  dotslag,  den  so!  man  rillten,  man 
clage  oder  nit“.*)  Bei  der  schw’ankenden  Terminologie  der 


*)  Lebmann-Fucha  S.  2‘JO. 

^ Hilgard  S.  224,  Anm.  B.  Diese  Hestimmung  war  seit  1:12S  gelten- 
des Kecht.  Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  Mone,  der  dies  völlig  Übersicht, 
behauptet  (ZUÜ.  S.  21  I'.),  die  Speierer  Mouatsrichter  hätten  hei  Tötungs- 
delikten nicht  von  amtswegon  einschreiten  dürfen,  und  dies  aus  der  weiter 
unten  anzuführenden  Erzählung  des  alten  Speierer  Statutenhuches  von  der 
tötlichen  Verwundung  des  (Jontze,  .Sohnes  der  Else  Weltzeu,  durch 
seinen  Freund  Uottschalk  Schefelin  im  .Jahre  i;tr>4  (!J  zu  deduzieren  ver- 
sucht. Der  Kat  war  hier  keineswegs  durch  eine  Kecht.snorm  am  Ein- 
schreiten gehindert,  .sondern  er  unterliess  dies  nach  reiflicher  Ueherlegung 
deshalb,  weil  fjontze  auf  dem  Sterbebette  .seinem  Freunde  verziehen  und 
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Monatsri(?hteronlnuiipr  bleibt  es  allpnlings  fraglich,  ob  damit 
jede  Art  von  Tötung  oder  nur  der  Mord  gemeint  sein  sollte; 
doch  scheint  erstere  Möglichkeit,  trotzdem  die  MKU.,  wie 
erwähnt,  nur  den  Mord  behandelt,  aus  allgemeinen  Gründen 
und  vielleicht  auch  deshalb,  weil  der  angeführte  Rechtssatz  erst 
in  der  Xeuredaktion  von  132S  eingelugt  wurde,  den  Vorzug 
zu  verdienen.  -Mit  dieser  Bestimmung  beseitigt  die  MRO.  ferner 
Jede  zeitliche  Schranke  der  Geltendmachung  des  Strafanspruches 
bei  den  Tötuugsdelikten,  da  dieselben  von  den  Richtern  ex  officio 
zu  verfolgen  sind,  während  sonst  der  Verletzte  nach  Ablauf  von 
zwei  Monaten  seit  der  Begehung  der  That  mit  seinem  Klage- 
rechte  präkludiert  wird.')  Auch  von  einem  weiteren  Prinzip 
der  MRO.,  das  nni'  den  Mitgliedern  der  grossen  Familie,  die 
der  Mauerring  umschloss,  Rechts.sehutz  vor  jedem  AngriÖ' gewährte, 
bilden  die  Tötungsdelikte  eine  Ausnahme:  sie  sollen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Person  des  flrschlagenen  gerichtet  werden.-) 

Nach  dem  grossen  Freiheitsbrief  von  i;J30,  den  die  Müuzer- 
hausgenossen  zu  Sj)eier  Ludwigs  des  Bayern  königlicher  Huld 
verdankten,  sollten  nur  .Münzer  gegen  einen  ihrer  Standesgenossen 
als  reberführungszeugen  anftreten  dürfen  „preteniuam  super 
reatu  homicidii,  snjter  (|Uo  eciam  per  alios  poterunt  conviuci“.') 
Begreiflich  ist,  dass  dieses  Privileg,  das  den  Münzern  ihre 
alte,  schon  bedenklich  erscliütterte  Uebergenossenstellung  wieder 
neu  zu  befestigen  bestimmt  schien,  den  aufstrebenden,  nach 
Gleichberechtigung  mit  den  Geschlechtern  ringenden  Zünften 
ein  Dorn  im  Auge  wai'.  Xicht  lauge  freuten  sich  die  Münzer  in 
ungetrübtem  Genüsse  des  königliclien  Gunstbeweises;  denn  noch 
im  gleichen  Jahre  verweigerten  die  14  Ratsleute  von  .Mainz, 


erklärt  hatte,  die  Wunde  .■iei  ihm  ungcru  zu;;i‘t'Hgr  worden,  iiud  Weil  ausser- 
dem die  Verwandten  des  Kntleibten  nicht  auf  weiterer  VerfoliKUnj;  des 
Tbäters  bestanden.  Hätte  die  Sippe  des  Contze  nicht  auf  Ueltendmacbung 
ihres  Stralänspruches  stillschweigend  verzichtet,  so  hätte  lier  Rat  unter 
allen  l'mständen  das  Vorfahren  errtft'nen  müssen;  so  aber  war  die  Frage, 
ob  gegen  .Schefelin  einzusehreiten  sei  oder  nicht,  lediglich  seiner  eigenen 
Würdigung  anhcinigegehen. 

* Hilgard  .S.  Jef,  Anni.  li. 
ebd.  S.  ■-*2ö,  Amii.  a. 
ebd.  S.  .'llä;  s.  auch  Eiideituug  55.  14  f. 

10* 
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Worms,  Strassburg,  Frankfurt  uml  Opiienlieim  als  Schiedsgericht 
über  die  durch  den  Severinsaufruhr  liervorgerufene  „missehellunge, 
ufloffe  und  criege“')  dieser  strafprozessualen  Sonderstellung  der 
Hausgenossen  ihre  Anerkeiinung. 

Das  Weib  steht  — was  bei  andern  Verbrechen  nicht  in 
gleicher  Weise  der  Fall  ist  — bei  Tötungsdelikten  dem  Manne 
gleich.'^)  Nach  dem  alten  Zollweistuni  von  1246  soll  jedoch 
die  Frau  bei  Mord,  Meineid  und  Ehebrucli  nicht  das  Recht 
besitzen,  durch  Einhandseid  sich  von  allem  Verdacht  zu  reinigen, 
vielmehr  ist  lediglich  die  Probe  des  heissen  Eisens  ihre  Unschuld 
darzuthun  imstande.'’) 

Im  Gegensatz  zum  früheren  Rechte  beginnt  man  im  Spät- 
mittelalter römischen  Rechtsgrundsätzen  folgend  den  subjek- 
tiven Thatbestandsmomenten  bei  den  Tötungsverbrecheu 
höhere  Beachtung  zu  schenken.  Der  Begriff  „Mord“  erlangt 
allmählich  die  Bedeutung  der  Tötung  mit  Vorbedacht  und 
Ueberlegung,  während  Totschlag  dann  gebraucht  wird,  wenn 
die  That  in  der  Erregung,  im  Affekt  begangen  wurde;  dazwischen 
spielt  aber  immer  noch  die  alte  Unterscheidung  herein.  So 
bleibt  die  Stral'e  des  Mörders  nach  wie  vor  das  entehrende 
Rad,  der  Totscliläger  büsst  durch  das  ehrliche  Schwert. 

Mitunter  kommt  sogar  ein  Mörder  oder  Mordhelfer,  falls 
seine  That  nicht  ganz  verwerflich  ist  und  bedeutsame  Straf- 
milderungsgi  ünde  zu  seinen  Gunsten  siirechen,  mit  ewiger  Ver- 
weisung davon,  wie  lö.’V)  Henchin  Ysenbis,  der  einem 
Mordgesellen  ein  Messer  lieli,  seinen  ruchlosen  Plan  zu  voll- 
führen und  ihm  Geld  gab,  damit  er  seine  Mitwirkung  nicht 
verrate.  Man  empfiehlt  ihm,  sich  nicht  wieder  innerhalb  der 


')  Hilgard  H.  :i32. 

ililgard  fS.  2tU;  vgl.  auch  das  Weistum  vou  Hassloch  1492 
(Urimm  V,  S.  678):  „Wer  einen  ermordet  hie,  es  scie  ein  frauw  oder  ein 
manu,  dasz  weiszet  dasz  gerichte  das*  gut  den  herren  und  deu  leih  den 
kräuwen.“ 

^ Uiigard  ,S.  189:  ,.Si  l'emina  in  causam  tracta  fuerit  causa  debiti 
vel  cau.sa  conmissi,  tautum  soia  manu  suam  innocentiam  e.xpurgabit,  nisi  in 
homicidio  vel  aduiterio  vel  periurio  accusata  a iurato,  in  <|uibns  casibus 
iudicio  candontis  ferri  se  expurgabit“. 
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Baiinzäune  blick(>n  zu  lassen,  falls  er  nicht  gewärtigen  wolle, 
auf  ein  Rad  gesetzt  zu  werden.  Im  gleichen  Jahre  jagt  inan 
einen  Knecht  aus  der  Stadt  und  droht,  ihn  im  Falle  eines 
Wiedersehens  in  den  Rhein  zu  werfen,  weil  er  „ein  phert  nam 
und  daruf  saz  und  einie  ein  messer  nam  und  in  durch  den  kaph 
slug  mit  gewalt  und  wider  reht  in  der  stat“. 

Gegen  gewohnheitsmässige  Mörder  und  Strassenräuber 
pflegte  man  in  der  Regel  wenig  glimpflich  zu  verfahren ; nur 
selten  entgingen  sie  dem  Rade ; sprach  doch  bei  ihnen  die  Ver- 
mutung dafür,  dass  ihre  That  mit  Vorbedacht  begangen  worden. 
1470  wird  Andriss  Klapperzan,  ein  berüchtigter  Mordbube, 
nach  kurzem  Verfahren  vor  die  Stadt  geschleift  und  aufs  Rad 
geflochten.') 

Der  Versuch  erfährt  im  allgenieineu  mildere  Bestrafung. 
1454  kommt  ein  Weber,  der  einen  andern  „hinderverticlieh 
und  beratenes  inutes“  in  den  Rücken  stach  in  der  eingestandenen 
Absicht,  ihn  zu  entleiben,  mit  dem  Verluste  des  Augenlichtes 
davon,  weil  seine  5[ordthat  nicht  zur  Vollendung  gediehen ;-) 
150y  dagegen  ward  Bernhard  Koch,  der  sm'nem  Feind  mit  be- 
waflneter  Hand  am  AVege  aufgelauert  hatte,  willens  ihn  zu 
erschlagen,  zum  Tod  durchs  Schwert  verurteilt,  dann  aber 
zu  ewigem  Gefängnis  begnadigt.  Er  hatte  freilich  daneben 
auch  gegen  Rat  und  Bürgerschaft  sich  höchst  bedrohlicher 
Aeusscrungen  bedient,  unter  anderem  auch  dem  Wunsche,  „das 
der  donner  und  der  steyn  alle  die  von  Spyei-  verbrennte“,  Aus- 
druck verliehen  und  dadurch  den  Richtern  begieiflicherweise 
wenig  Anlass  zu  schonender  Behandlung  gegeben.'*) 

Notwehr  ist  im  allgemeinen  Schuldaus-schliessungsgrund, 
doch  ledigt  sie  nicht  unter  allen  Umständen  den  Thäter  von 
jeder  Strafe;  der  Schornsteinfeger  l’eter  von  Mailand  bei- 
spielsweise, der  einen  andern  in  echter  Notwehr  erstach,  muss 
ewig  die  Stadt  auf  zehn  Meilen  im  Umkreise  räumen.  Aus  dem 
Achtbucli  ist  keinerlei  Begründung  dieser  Strafe  ersichtlich.^) 

')  AH,  II,  1470. 
cbil.  14.71, 

*)  ebd.  150a.  Heini  Znnftniifrubr  von  1.71i  wurde  er  durch  die  Rebellen 
befreit  und  zu  milderer  Iluft  be^jnadigt  (Kaser  S.  ü2.). 

' VKAP.  1,  1571!. 
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Bisweilen  sielit  der  Rat  in  Wiirdifruiig  strafmildernder  oder 
-ausschliessender  Jloincnte  von  vornlierein  von  der  Eröffnung 
des  Verfahrens  al>;  so  i..  H.  i:>j4,  als  „Uotschalck  Schefelin, 
Friderichs  Fucliselins  docliter  sun  mit  Contzen  Else  AVeltzcn 
Sohn  schimpfete  mit  eime  Scheidemesserlin,  dass  dei-selbo  ('ontze 
wundt  ward  und  darnach  über  etwa  lang  starb“.  Auf  Anfrage 
der  Monatsrichter,  ob  sie  der  Sache  weiter  nachzugehen  hätten, 
erwidert  der  Rat  nach  verhörter  Kundschaft,  ^da  der  vor- 
genannte Contze  an  seinem  Todt  verjahe,  dass  ei’  es  ihme 
ungern  geth.an  hätte  und  sein  gute  Geselle  were,  und  auch  sie 
beyde  Schüler  warent  und  nieniandt  die  Getadt  klagte  in  den 
Zielen  als  ein  Recht  was,  da.ss  die  vorgenannte  Richter  das 
nicht  zu  richten  haben  und  dass  kein  Frevel  oder  Rene  da 
verwiirckt  si,  und  dass  der  vorgenannte  Gotschalck  umbe  die 
Getedte  ane  Ansprache  sin  solle“.') 

Regelmässig  wird  die  fahrlässige ’J’ötung  mit  gelinderer 
Strafe  gebüsst.  Zwar  eröffnet  der  Rat  I57ti  einem,  der  einen 
Henderknecht  durch  einen  ,.ungefährlichen“  Schu.ss  entleibte, 
er  hätte  ihn  wohl,  wenngleich  er  sich  mit  des  Getöteten 
Freundschatl  vertragen,  an  Leib  und  T.eben  ernstlich  strafen 
können,  entlä.sst  ihn  aber  auf  geschehene  Fürbitte  bin  ohne 
weitere  Bestrafung  aus  der  Haft.-) 

t7’i;t  ward  der  Chirurg  und  Jtaibier  Martin  Wilhelm 
Köhler  unter  Anklage  gestellt,  weil  ei-  einen  Schuhknecht, 
der  an  den  Franzosen  litt,  in  sein  Haus  aufgenommen  und 
durch  Anwendung  falscher  Mittel  zu  Tode  kuriert  habe. 
Nachdem  jedoch  eine  Aerztekommission  festgestellt  hatte,  da.ss 
der  Kranke  am  Schlagtiuss  verstorben  sei,  musste  man  den 
Heilkünstler  aus.ser  Verfolgung  setzen.') 


|{.  KesiMidere  Fälle. 

1.  Gattenmord.  Tötung  des  Eliegatten  ist  unter  allen  Fm- 
ständen  als  Jford  zu  erachten  und  am  Leben  zu  strafen.  Einen 
Fall  überliefert  uns  ein  Eintrag  im  jüngeren  Achtbuch  unter  dem 


')  Le  hm. 'Ul  II  S.  'JÖO*. 
-I  Vlt.Vl’  I,  l.STi!. 

■)  N*.  70S. 
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Jahre  1487,  Ein  Weib  bekennt  hier  ^niit  und  on  die  voller“, 
dass  sie  ihrem  Eheherrn  zerquetschte  Würmer  in  einem  Ge- 
müse gegeben,  „und  sy  doch  ir  entlieh  meynung  gewest,  daz 
sie  im  damit  vergeben  wolt,  daz  er  sterben  soll,  dan  er  verzert 
ir  daz  ire,  damit  sie  sin  ledig  wurde  und  sy  ir  leit  daz  ez  ir 
nit  geraden  sy“.  Xachdem  ein  wiederholter  Vei-such  miss- 
lungen, gab  sie  ihrem  Gatten  abermals  drei  Würmer  in  einem 
Rratenfüllsel  zu  essen  „mit  eym  imlver  daz  wer  gelprun 
appriment  genant“,  das  sie  zu  Jlainz  in  der  Apotheke  käuflich 
erstanden  hatte.  Diesmal  gelang  der  Anschlag:  der  Mörderin 
aber  ward  die  Strafe  des  Sackes  zum  wohlverdienten  liohne.') 

Besser  ergeht  es  1548  zwei  Frauen,  Mutter  und  Tochter, 
die  ihren  Herrn  und  Hauswirt,  den  Hader  zum  Xusshaum,  ent- 
leibt oder  wenigstens  ürsach  zu  seinem  Tode  gegeben 
haben  sollten:  otlenbar  traten  — genauere  Mitteilungen 

fehlen  — keine  recht  schlagenden  Beweise  für  ihre  Schuld  zu 
Tage:  denn  die  Tochter  kam  mit  Stanpenschlag,  die  Mutter 
sogar  mit  blosser  Prangerstellung  davon.-t 

•2.  Selbstmord.  Da.ss  der  Verbrechet  durch  den  Tod 
nur  der  Schinerzempfindung,  nicht  aber  auch  der  Strafvoll- 
streckung entging,  wurde  bereits  früher  angedeutet.“)  So  wird 
auch  au  der  Leiche  des  Selb.stinörders  noch  die  Strafe  voll- 
zogen, die  er  verwirkt  hat,  weil  er  eine  nach  Gottes  Ebenbilde 
geschaffene  Kreatin  zu  vernichten  sich  anmas.ste.  Freilich 
gibt  der  Rat  auch  bei  Beurteilung  dieser  Fälle,  wie  so  oft,  ver- 
nünftigen Erwägungen  willig  Gehör  und  lässt  sich  dadurch  zu 
milderer  Auflassung  bekehren.  1588  beschliesst  er  sogar,  eines 
Klo.sterschülers,  der  sich  erhängt  hatte,  seiner  Eltern  wegen  zu 
schonen,  von  Bestrafung  gänzlich  abzustehen  und  den  Leichnam 
durch  den  Stockmeister  begrahen  zu  las.sen.'*)  In  einem  ähnlichen 


')  AH.  ir,  US":  „Jiidicata  c»t  ad  Itenum  zu  sacke." 

X.  XIX.  ftatäbescheide  und  Erteile  l.^4S. 

’)  Vgl.  Wei.stimi  von  üleisweiler  II  cGrimm  V.  ,S.  571),  § l.">;  „Item, 
welcher  mit  urtheil  und  recht  zum  tod  erkaiit  wurd  oder  sich  selbs  leiblosz 
machte,  desselben  hab  und  giieter  seien  den  hern  vertallcn“.  Ebenso  Hoch- 
stetten. III  § Ti  ('Urimm  8.  (34«),  da.s  aber  den  Wahnwitzigen  ausuimmt; 
vgl.  Osenbrüggen,  Studien  XVII,  S.  ;t3l5 — :U.'>. 
t)  Ratsprotokolle  l.'lss  (Akt  Xicolasin). 
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Falle  empfielilt  1642  der  Konsulent  Tisson,  obzwar  ja  gött- 
liche und  menschliche  Hechte  und  vor  allem  Kaiser  Karls  V. 
peinliche  Halsgerichtsordnung  den  Selbstmord  bei  hoher  Strafe 
verbieten,  dennoch  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Junge  stadt- 
kundig melancholisch  und  gebrechlichen  Sinnes  gewesen  und  in 
solcher  Blödigkeit  die  That  begangen  habe,  ihn  nicht  zu  strafen 
und  ohne  gross  Gepränge  gewöhnlichem  Herkommen  gemäss 
zur  Erde  bestatten  zu  lassen.') 

3.  Abtreibung  und  Kindstötung.  Während  im  Mittel- 
alter  die  Kindstötung  noch  nicht  als  qualifiziertes  Delikt  erachtet 
wurde  und  darum  auch  nicht  selbständig  unter  Strafe  gestellt 
war,  häufen  sich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  trotz  der  drako- 
nischen Strafen,  mit  denen  die  Karoliiia  dieses  Verbrechen 
bedrohte,  ja  vielleicht  gerade  deswegen,  die  Kindstötungsproze.sse 
in  erschreckender  Weise.  Da  in  Speier  „die  Gelegenheit  des 
Wa.ssers“  überreich  vorhanden,  so  verhängt  der  Rat  in  dei’ 
Regel  die  mildere  Strafe  des  Ertränkens,  oft  im  Widerspruche 
mit  den  Prokuratoren,  die  meist  einen  schärferen  Standpunkt 
vertreten  und  Plahlung  mit  oder  ohne  Zangeurei.sscn  vorschlagen. 
Später  trat  dann,  wie  allgemein,  .so  auch  bei  der  Kindstötuug 
an  Stelle  des  Wassertodes  die  Richtung  mit  dem  Schwert. 

Tötung  der  Frucht  im  Miitterschos.se  wird  als  selbständiges 
Delikt  nicht  erwähnt,  doch  gesteht  manchmal  eine  Kindsmörderin, 
abtreibende  Mittel  ohne  Erfolg  angewandt  zu  haben;  zwang 
ja  doch  die  Furcht  vor  Schande,  vor  all  den  drohenden  ethischen 
und  sozialen  Nachteilen  die  Gefallene  oft  zum  Aeu.ssersten. 
Lorbeerblätter  und  Sebenbaum  weiden  in  der  Hegel  als  Ab- 
treibungsmittel verwendet ; die  Nicolasin  lässt  sicli  von  einem 
Dominikanerpater,  dem  sie  ihre  Schwangerschaft  zuschreibt,  ein 
Tränklein  von  Sebenbaum,  W'einiaut  und  Liebstöckel  eingeben, 
das  zwar  der  Armen  gro.sse  Schmerzen  bereitet,  die  gewünschte 
Wirkung  jedoch  nicht  zu  äussern  imstande  ist.-) 

Die  seelischen  Erregungen,  denen  die  Gebärende  in  und 
nach  dem  Geburtsakt  ausgesetzt  ist,  erfahren  in  der  Regel  keine 
Berücksichtigung,  wiewohl  die  Defensoren  manchmal  mit  Nach- 


')  X.  712. 
'^)  X.  710. 
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druck  darauf  hinweisen.  Oft  s^pielt  aiicli  der  böse  Feind  in  den 
Bekenntnissen  der  Kindsinörderinnen  eine  grosse  Rolle,  erscheint 
bald  in  dieser,  bald  in  jener  Gestalt  und  fordert  die  Tötung  des 
Xeugeborenen  von  der  Mutter,  bis  diese,  von  unwidei'stehlicbem 
Drange  überwältigt,  den  Tod  der  Schande  vorziehend,  der  furcht- 
baren Mahnung  Folge  leistet. 

Der  Rat  aber  beobachtet  in  der  Wüi-digung  der  Schuld  und 
der  Strafbarkeit  solcher  Delinquentinnen  stets  die  äussei'ste 
Vorsicht.  So  gibt  er  I7’2ü  dem  Rate  zu  Worms  auf  dessen 
Anfrage  die  Antwort,  dass  in  allen  Inquisitions-  und  iteinlichen 
Sachen  dem  imiuisito  ein  defensor  gestattet,  auch  wohl  ex  officio 
zugegeben  werden  müsse;  so  habe  er  es  stets  gehalten  und  auch 
in  wichtigen  Sachen  auswärtige  consilia  und  responsa  iuris  ein- 
geholt und  sich  darnach  regul iret,  „gestalt  wir  dann  zu  stund 
eine  Kindsmörderin  in  Haften  liegen  haben,  mit  welcher  wir  es 
auf  erstgemeldte  wei.ss,  um  uns  aus  aller  Verantwortung  und 
Gefahr  zu  setzen,  zn  halten  gesiunef  seind“.') 

So  entschliesst  sich  auch  der  Rat  nicht,  über  die  Xicolasin, 
trotzdem  sie  gesteht,  ihr  Ijeben  lang  der  Hurerei  gefröhut,  sieben 
Kindei'  geboren  unil  sechs  davon  wieder  ums  r,ebeu  gebracht 
zu  haben,  so  rasch  den  Stab  zu  brechen,  wie  der  Fiskal  Genien, 
dem  für  solch  scheussliche  Missethaten  keim'“  Strafe  hoch  genug 
erscheinen  will,  es  beantragt.  Die  Akten  werden  zunächst 
an  die  .luristenfakultät  zu  Altdorf  versendet,  und  diese  gewinnt 
daraus  das  Kndergebnis,  dass  die  Zurechnungsfähigkeit  der  An- 
geklagten sehr  zweifelhaft  erscheine.  Der  Erfolg  gibt  ilieser 
Ansicht  Recht;  denn  einige  Zeit  darauf  verlallt  die  Missethäterin 
vollständiger  Geisteszerrüttuug.  Xoch  in  anderer  Beziehung 
aber  erweckt  das  Rechtsgutachten  der  genannten  Fakultät 
Interesse,  indem  es  die  Angeklagte  noch  nicht  für  völlig  überführt 
erachtet,  da  ihr  eigenes  Geständnis  hiezu  nicht  ausreiche  und 
Corpora  delicti  nicht  vorhanden  seien.  Zur  Austindigmachung 
der  letzteren  wäre,  falls  sich  der  Gemütszustand  der  Inquisitin 
als  normal  erweisen  würde,  die  peinliche  Frage  in  Anwendung 
zu  bringen.  Der  Kat  steht  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die 
Gemütsverwirrung  der  Angeklagten  auch  davon  ab  und  verurteilt 


N.  7(>3. 
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sie  lediglich  ihres  unzüchtigen  Lebenswandels  wegen  zu  lebens- 
länglicher Einsperrung.') 

4.  Verwahrlosung  und  KindesHUSsetzung  erscheint 
milderer  Strafe  würdig,  selbst  wenn  infolge  solcher  Begehung 
der  Tod  wirklich  eingetreten  ist.  1578  wird  die  Schenckin,  „so 
ein  Kind  im  Stall  gewunnen,  mit  Strohe  zugedeckt,  welches 
gefunden,  geseubert.  den  dritten  Tag  gestorben“,  aus  der  Haft 
entlassen,  weil  sie  „mit  der  schweren  Krankheit“  behaltet  gewesen, 
und  verschwört  die  Stadt  auf  zwei  .fahre.-) 


§ ■‘H- 

„ Die  Körperverletzung. 

Die  Abgrenzung  des  Deliktsbegriftes  der  Körperverletzung 
von  den  Tötungsverbrechen  .auf  der  einen  und  den  Real- 
injurien auf  der  anderen  Seite  hat  der  juristischen  Autfässung 
zu  allen  Zeiten  die  grössten  Schwierigkeiten  bereitet. 

Entgegen  unserer  modernen  Anschauung  legt  das  ältere 
deutsche  Strafrecht  bei  Bestimmung  der  Grenzlinie  zwischen 
Tötung  und  Körperverletzung  nicht  dem  verbrecherischen  Willen, 
sondern  einzig  und  allein  dem  Erfolg  massgebende  Bedeutung 
bei.  Auch  zur  Begründung  einer  Realinjurie  war  der  aniinus 
iniuriaiidi  nicht  erforderlich;  es  genügte  eine  Handlung,  die 
objektiv  als  Ehrenkränkung  erschien,  wobei  auf  die  Auflassung 
des  Angegriffenen  mehr  Gewicht  gelegt  wurde,  als  auf  die 
Willensrichtung  des  Verbrechensthäters.  Bedenkt  man  noch, 
da.ss  die  Handlungen,  die  als  Körperverletzung  oder  Realinjurie 
konstruiert  werden  konnten,  im  Regelfälle  auch  eine  Verletzung 
des  Rechtsfriedens  involvierten,  so  erscheint  es  begreiflich,  dass 
Theorie  und  Piaxis  nicht  selten  im  Zweifel  waren,  welches 
Rechtsgut  als  angegriffen  zu  erachten,  bezw.  welches  Strafgesetz 
auf  die  in  Frage  stehende  That  anzu wenden  sei.  Nur  dadurch. 


')  F.  710. 

')  VH.Vl*.  I.  U>78. 
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dass  diese  Erfolgstheorie  die  Unbekanntlieit  eines  Versuchs- 
begiiffes  im  modernen  Sinne  zur  notwendigen  Folge  hatte,  wurde 
die  völlige  Begrift’sverwirrung  liintangehalten.  Daraus  ergibt 
sich,  dass  für  das  ältere,  den  Verbrechenswillen  bei  der  Abgrenzung 
der  Deliktsarten  so  wenig  würdigende  Strafrecht  die  Frage,  in 
welchen  Fällen  die  vollendete  Körperverletzung  oder  eine  auf 
den  gleichen  Erfolg  abzielende  Versuchs-  oder  Vorbereitungs- 
handlung als  Realinjurie  strafbar  erscheinen  konnte,  überhaupt 
nicht  einheitlich  beantwortet  zu  werden  vermag.') 

Erst  mit  ilcin  Eindringen  römischrechtlic.her  Grundsätze 
gelang  es,  eine,  wenn  auch  nicht  sehi'  scharfe  Abgrenzung  der 
Körperverletzung  von  der  Tötung  bezw.  dem  Tötungsversucli 
auf  der  einen,  nnd  dei-  Realinjurie  auf  der  anderen  Seite  zu 


')  Vst.  zum  eben  Uesn^ton  \V  ilila  .S.  774  (T. ; .lohn  S.  ICI;  (TÜiitlior 
.S.  41,  74.  Sehr  liiiufifr  wird,  Khnlirli  wie  ila.i  luilsare,  rerberare,  dümmii 

vi  inlroire  in  iler  lex  Cornelia  ile  ininrii».  in  ilen  (Quellen  das  llaarraufcn. 
das  Scblaifen  und  da.s  Aut'stoasen  fremder  TbUren  neben  einander  i;enanul 
und  mitunter  nusdrücklieli  als  Injurie  bezcielinet.  (Capitiilare  tertium  Karls 
d.  ür.  von  S03,  Tit.  XVI  — XIX.  bei  liUnther  S 72,  Anm  l;lü;  Weistum 
von  Schiersfeld  IS.Mi  (Uri  mm  Hd.  V,  S.  0f>7);  MKO.  tlilKard  S.  21f>|; 
Friedensbuch  der  Stadt  Mainz  §§  l(i  ff.  (Mone,  Z fi  O.  Hd.  VII, 
S.  12  f.).  Da.s  Stadtfriedensprivileg  Friedrichs  des  Rotbarts  für  Worms  von 
lirui,  de.ssen  Kchtheit  freilich  nicht  Uber  jeden  Zweifel  erhaben  ist.  droht; 
,Si  quis  autem  aliquem  depilaverit  vel  verberibus  afflixerit  aut  vulnerilms 
plagaverit.  reus  pacis  habeatur  et  maimm  pro.scriplam  truneetur'*  (Boos, 
r B.  I,  ,S.  60'.  Vgl.  auch  das  Wei.stum  von  Hochstetten  von  UelS 
§ 12:  .Wan  zwen  oder  mehr  mit  bludender  wunden  oder  zurissen  kleidern 
sich  beleidigen,  soll  ieder  zu  frevel  H tt.  und  l hir.  verfallen  sein,  ist's 
aber  tödtlich  oder  hochschedlich  streich  oder  wunden,  oder  der  maszen  ge- 
acht.  soll  des  frevels  halben  nach  der  herschaft  gefallen  abtrag  besclieben. 
§ i;t.  Vertheiln  aber  zwen  oder  mehr  maulstreich  mit  einander,  sol  ieder 
dem  scbultlieiszen  5 fl  hlr.  zu  busz  geben,  wie  von  alters  herkomen" 
(Grimm  Bd.  V,  ,S.  i)44).  Blutende  Wunden  und  zerrissene  Wat  werden 
in  den  Weistümern  häufig  einander  gegeniibergestellt ; s.  z.  B.  .Sebifferstndt, 
Herxheim  am  Berg,  Grossbockenheim,  .Steinhach.  Katzenbach  (Grimm 
Bd.  ,S.  .ömO,  litt.’»,  024.  ti:i7,  litlil). 

Unter  dem  Einfluss  di-s  vordringenden  römischen  Rechtes  wurde  die 
Verwirrung  immer  grösser.  Die  an  die  lex  Cornelia  sich  anschliessende 
Bestimmung  des  Klagspiegols:  .Nun  geschieht  schmähe  in  drey  wege,  mit 
den  wercken,  als  offt  du  frcuel  handt  aulegest  mit  fensten,  priigid,  walten, 
oder  gast  mit  gewalt  oder  über  meinen  willen  in  mein  hauss“  findet,  wie 
wir  unten  sehen  werden,  auch  in  der  VRO.  von  lölO  getreue  Wiedergabe. 
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bewirken.  Jetzt  eifit,  wo  der  Verbreclienswille  eingehendere 
Berücksichtigung  findet,  entsteht  der  Deliktsbegriff  der  Körper- 
verletzung mit  verursaclitem  Tode,  der  früher  im  Tliatbestand 
des  Totschlags  aufgegangen  war;  jetzt  erst  erfordert  man  bei 
der  Realinjurie  neben  dem  Bewusstsein  des  objektiv  lieleidigeiiden 
Charakters  der  Deliktshandlung  noch  die  Absicht,  zu  beleidigen, 
den  animus  iniuriandi,  und  gelangt  infolgedessen  auch  dazu,  den 
Versuch  der  Körperverletzung,  der,  solange  das  Willensmoment 
unberücksichtigt  blieb,  durch  den  vollendeten  Rechtsfriedensbruch 
bezw.  die  vollendete  Realinjurie  verdeckt  war.  von  diesen 
Begiift'en  loszulösen. 

Dennoch  hält  man  in  derPraxis  auch  später  noch  l echt  zähe  au 
dem  etwas  gröberen,  aber  wesentlich  einfacheren  alten  Brauche  fest, 
da  eben  solche  subtilen  Unterscheidungen  der  einzelnen  IMiasen 
des  Verbrechenswillcns  dem  Tiaien,  der  zwar  nach  .Vnhörung 
der  Rechtsverständigen,  im  letzten  tTiunde  aber  doch  immer 
tnehr  nach  seinem  schlichten,  gesunden  itrenschenverstand  als 
nach  scharfsinnigen  juristischen  Distinktionen  sein  Urteil  fällte, 
oll  allzu  fein  und  gekünstelt  erscheinen  mochten. 

Eine  einheitliche  Auttässung  und  Behandlung  der  in  Rede 
stehenden  Deliktsbegriffe  bleibt  daher  noch  immer  zu  vei  niissen ; 
ist  ja  doch  eine  abschliessende  und  allgemein  befriedigende  liösung 
dieser  Fragen  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  gelungen. 

Soviel  über  die  Abgrenzung  lies  Deliktsbegrittes  der  Körper- 
verletzung nach  aussen. 

Innerhalb  dieser  (Tienzen  spielt  der  verbrecherische 
Wille  des  Thäters  eine  bedeutsame  Rolle. 

Vor  allem  schieden  schon  die  ältesten  Quellen,  an  der  Spitze 
die  MRO.  von  l.‘il4,  die  Körperverletzung  mit  Vorbedacht  und 
üeberlegung  von  der  in  der  Erregung,  im  Affekt,  im  Bausche 
verübten.  Innerhalb  der  letzteren  lässt  die  'rrennung  der  fahr- 
lässigen von  der  vorsätzlichen  Körperverletzung  scharfe  Orenzen 
vermissen;  die  zahlreichen  gesetzlich  statuierten  Retorsionsrechte, 
die  eine  Leibesverletzung  wegen  mangelnder  Rechtswidrigkeit 
für  straftVei  erklären,  tragen  natürlich  auch  nicht  gerade  zur 
Klärung  der  ganzen  .Materie  bei. 

Der  l'orbedacht  des  Thäters  bewirkt  also  die  erste  Zerlegung 
des  Deliktsbegriffes.  Innerhalb  der  beiden  so  entstandenen  Teile 
wird  wieder  unterschieden,  ob  die  That  mit  oder  ohne  Waffen  be- 
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gangen  wurde,  und  dann  nach  dem  objektiven  Erfolg, 
nämlicli  nach  der  Schwere  der  Verletzung,  die  SUalbarkeit  des 
Tbäters  bestimmt.') 

Die  ilKO.  hat,  wenn  die  Fälle  reiner  Realinjurie,  die  auch 
die  meisten  Versuchs-  und  Vorbereitungshandlungen  zur  Kürper- 
verletzung umgreift,  ausgeschieden  bleiben,  im  wesentlichen 
folgendes  Strafensystem; 

1.  Körperverletzung  ohne  Vorbedacht; 

a.  Wer  einen  andern  rauft,  stösst,  mit  der 

Hand  oder  Faust  schlägt,  zahlt  ...  1 //.  hlr. 

b.  Wer  einen  andern  mit  Stecken,  Kolben, 

Waffen,  Steinen  oder  anderem  „Geschirr“ 
schlägt,  ohne  ihn  zu  verwunden,  zahlt  . 2 //.  hlr. 

c.  Wer  einem  andern  mit  Messer,  Schwert, 

Spies.s,  Steinen,  Kugeln,  Geschos.seu  oder 
andern  Geschirren  eine  „vridebreche 
wunde“  zutügt,  zahlt Ht  //.  hlr. 

•2.  Körperverletzung  mit  Vorbedacht; 

a.  Wer  „mit  bei’atem  rate  und  vorl^edalitem 

mute“  einen  andern  schlägt,  tritt,  stösst 

oder  rautl  „ane  wunt  seren“,  zahlt  . . lo  //.  hlr. 

b.  Wer  aber  „also  beretenlicli“  eine  vridebreche 

wunde  schlägt,  zahlt 20  //.  hlr. 

Für  den  Charakter  einer  Verletzung  als  „vridebreche 
wunde“  ist,  wie  Günther  mit  Beziehung  auf  die  Normen  der 
MRO.  zutreffend  hervorhebt,-;  lediglicli  die  Schwere  der  Wunde, 
die  Gefährlichkeit  des  Werkzeugs,  mit  dem  sie  geschlagen 
winde,  und  der  Schaden,  den  sie  dem  Verletzten  zuriiekliess, 
massgebend.’) 

Die  „vridebreche  wunde“  wird  daliei'  wohl  einerseits  die 
tliessende  Wunde  im  Gegensatz  zur  Blutruust,  andererseits  die 


')  Hilganl  S.  eiO  f. 

-)  (iünther  S.  St,  Note  So. 

Dass  (IcrBnicli  (Ich  Kt'chtsl  rit“<leiis  lediglich  in  diesen  Momenten  erblickt 
wird,  geht  »choii  daraus  hervor,  das«  auch  bei  Begehung  vor  Dericht,  wo  doch 
sonst  des  Diugfrieden»  wegen  jede  Wunde  vridebrech  sein  müsste,  die 
leichte  V'erleuung  von  der  vridehreche  wunde  unterschieden  wird;  s.  llilgard 
Sä.  222. 
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„Lome“,  selbst  wenn  diese  mit  einem  stnniiifen  Instrument  nnd 
ohne  Blutvergiessen  begangen  war,  umfasst  haben. 

Involvierte  das  Delikt  noch  den  Bruch  eines  besonderen 
Friedens,  wurde  die  Körperverletzung  z.  B.  bei  Nacht,')  vor 
Rat  oder  (lericht-)  oder  an  anderen  gefreiten  Orten  begangen, 
so  erhöhte  sich  die  Strafe  wesentlich:  eventuell  gesellte  sieh  zur 
Oeldbusse  noch  zeitige  Verweisung.') 

Es  dürfte  von  Interesse  sein,  gleich  an  dieser  Stelle  die 
Bestimmungen  der  VKO.  von  li’.lG  einer  näheren  Betrachtnng 
zu  unterwerfeu  und  dieselben  den  Normen  der  MRO.  gegen- 
iiberzustellen. 

Das  genannte  Gesetz  behandelt  die  vor  das  Forum  der 
Vierherrn  als  Frevelrichter  gehörigen  leichteren  Vergehen,  die 
es  generell  Injurien  nennt.  Von  den  Verbalinjurien  werden  die 
Injurien,  „so  mit  der  That  gesehehen“,  unterschieden,  unter 
welcher  Benennung  nicht  nur  die  eigentlichen  Realinjurien, 
sondern  auch  Hausfriedensbruch,  Verwegwartung  und  alle  Arten 
der  Körperverletzung  tigurieren.  Neben  den  alten  I'rinzipien 
linden  sieh  Anklänge  an  neuaufkommende  Rechtsideen:  Die  Be- 
drohung mit  Schlägen  beispielsweise  ist  wie  früher  als  Realin- 
jurie straflrar;  hatte  es  der  Thäter  jedoch  erwiesenermassen  aut 
Leib  oder  Leben  oder  „Beschädigung  der  Nahrung“  abgesehen, 
so  soll  er,  nachdem  die  Vierrichter  ilin  zur  Strafe  verurteilt, 
noch  dem  Rate  zu  eventueller  weiterer  Ahndung  übet  wiesen 
werden;  es  ist  also  nicht  mehr  wie  früher  gleichgiltig,  ob  der 
verbrecherische  Wille  des  Thäters  sich  lediglich  auf  eine  Ehren- 
kränkung, oder  auf  eine  wirkliche  Körperveiletzung  oder  noch 
weiter  hinaus  erstreckte.  Die  Behandlung  des  Alesserzuckens 
wie  des  l'ehlgegangenen  Streiches  oiler  Wurfes  hat  sich  begrifflich 
nicht  verändert. 


')  Jlilganl  S •J’-’C. 
ebenda. 

Auch  die  Münze  «'•'no.'ia  erhobteu  Frieden  seit  dem  bekannten  Frei- 
briefe Ludwigs  des  Ilajeni  von  i:t:tO:  „Item  volumus,  quod  cinicmmiue 

uiunetarius  v>d  nlins  alii|Ueni  monetariuni  vel  alimn  in  dieia  ilunio  rnune- 
tariormn  (.oniuuni  vel  snb  arebitectis  eiiisdem  doinus  verberaverit.  eappilla- 
verit,  vulneraverit  vel  alias  le.serit,  is  nomine  pene  leneatur  episoopu 
.Spirensi  deeem  libras  ilenariorum  .SpireiiHiuni  et  enilibet  ex  monetariis  tres 
libras  moiicle  supradicte.*'  Hilgar<l  .S.  all. 
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Ini  einzelnen  wird  unterschieden: 

1.  Körperverletzung  ohne  Waffen: 

a.  Wer  einem  andern  eine  Maulschelle  gibt 

oder  ihn  sonst  mit  der  Faust  ins  Gesicht 
oder  an  den  Kojif  schlägt,  „und  doch  kein 

Blut  hernach  geht“,  zahlt :t  //.  hlr. 

trifft  der  Schlag  weniger  edle  Körperteile,  2 H.  hlr. 

b.  Schlägt  er  ihn  aber  blutrünstig,  so  zahlt  er  .)  //.  hlr. 

2.  Körperverletzung  mit  Waffen  oder  anderen 
gefährlichen  Werkzeugen : 

Wer  einen  andern  mit  Stecken,  Kolben,  Spiessen, 

Steinen  und  dergleichen  Wehr  und  Waffen 
schlägt,  stösst  oder  wirft  und  ihn  dadurch 

verwundet,  zahlt in  //.  hlr. 

und  hat  dem  Verletzten  seinen  durch  richterliches  Ermessen 
festzusetzenden  Schaden  zu  vergüten. 

In  allen  Fällen  wächst  die  Strafe  aufs  Dopi)elte,  wenn  das 
Delikt  bei  Nacht,  auf  freier  Strasse,  auf  der  Rats-  oder  Steuer- 
stube, in  den  Zunfthäuseru  oder  iiu  Schiessgrabeu  begangen  wurde. 

Soweit  die  VRO.  Im  allgemeinen  müssen  wohl  gegenüber 
dem  durchsichtig  klaren  System  der  MRO.,  das  auch  den 
verbrecherischen  Willen  nicht  unberücksichtigt  lässt,  diese  ver- 
schwommenen Bestimmungen  des  neueren  Rechtes  fast  mehr  als 
Rückschritt  denn  als  Fortentwickelung,  und  mehr  als  Verflachung 
denn  als  Vertiefung  der  juristischen  Auflassung  des  Delikts- 
begrift'es  der  Körperverletzung  erachtet  werden. 

Die  Praxis  war,  wie  überall,  .so  auch  bei  der  Be.strafung 
du-  lieibesverletzungen  wenig  geneigt,  sich  an  die  absolut 
bestimmten  Strafen  der  Gerichtsordnungen  mehr  als  nötig  zu 
binden.  Nicht  selten  werden  viel  höhere  Geldbussen  verhängt, 
oft  auch  erkennt  man  auf  Turuistüblein  oder  Stadtverweisung. 
Die  Achtbiicher  halten  sich  im  allgemeinen  noch  an  die  Buss- 
taxen der  .MRO.:’)  daneben  finden  sich  aber  auch  weit 

' 13:t(>  riiuint  btjiipiiil.'tweise  ein  Uiuker,  ,.iiiiib  iliiz  er  Siiieti  hat 
geülagen“,  ilie  Sta<lt  vum  Kalliaritienalieiid  bis  ziiiii  weissen  Sonntag  oliue 
(inade  und  darüber  binuu.s  aut  des  Rates  rtnade.  i:t42  findet  sich  der 
Eintrag:  „lieiii  Jleiger  .Moisse  knebt  von  Gartarh  der  iude  sol  ruineii  vier 
woclien  und  geben  zwei  pbuiil  lieber,  uinbe  daz  er  Joseph  Koel  den  iiideii 
sing  und  raufte  mit  beraten)  mute“;  dann  wieder;  „Item  Johaus  Kbetiu 
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sdiäilere  Strafurteile:  i;t39  lieisst  es  z.  B.:  „Item  Culman  sniid 
sol  rumeii  alitzig  woeliou  und  40  lib.  geben  uuib  eine  fi  idebreche 
wunde“;’)  14il  schwürt  sich  Hensel  Meiutzer,  der  seine 
Scliwester,  des  Pfaffen  Cronen  Kellerin,  geschlagen  und  übel 
gewnndet  hatte,  ans  der  Stadt,  „und  dar  zu  sunderlichen  by  sehs 
inile  Weges  by  die  stett  Spirc  nit  ine  zu  koinen  und  ouch  die 
vorgenunte  sine  swestcr  und  den  egenanteu  Cronen  fürbass 
nngeleidiget  und  nugesmehet  zu  lassen“;-’)  1577  wandert  ein 
Raufbold,  der  vor  den  Bürgenneistern  einen  andern  in  den 
Hals  geschlagen,  auf  den  Turm  und  zahlt  obendrein  10  fl. 
Frevelbusse:  ’)  15.S1  wird  eine  Gasseudirne,  die  einen  Hüller- 
knecht vor  des  Weihbischofs  Hause  gestochen,  zehn  Tage  lang 
auf  dem  Altiiörtel  mit  Wasser  und  Brot  gespeist  und  dann 
verwiesen; ’i  ein  Bürger,  der  einem  Gürtlergesellen  vor  dem 
Münster  „ein  gute  mauldasch  gebenn“,  kommt  1584  mit  Zahlung 
von  3 IL  sehr  glimpflich  durch.’’)  Merkwürdig  mild  erweist 
sich  der  Rat  1594  einem  Frevler  gegenüber,  der  einem  andern 
die  Hand  abgehauen:  er  lässt  ihn  mit  4 fl.  Frevelbusse  dnreh- 
schlüpfen.'*) 

Auch  ürdensgeistliche  erscheinen  nicht  selten  frevels- 
halber vor  dem  Forum  des  Rates.  1573  zahlt  der  Prior  der 
Karmeliter  10  fl.,  weil  er  eine  kranke,  unbesonnene  Magd  an 
allen  Vieren  gebunden  und  mit  Ruten  ungebührlich  gestrichen 
hatte.^  1589  lässt  ein  Konventual  der  Barfusser  ein  Waisenkind 
dnrcli  zwei  Jesuitenschüler  ins  Kloster  schleppen,  auf  eine  Bank 
schnüren  und  mit  Dornen  streichen,  worauf  ihn  der  Kat  in  sein 
Kloster  füliren  und  dort  behufs  be.schaulicher  Betrachtung  seiner 
Uebelthat  und  ihrer  Folgen  acht  Tage  lang  an  die  Wand 
schmieden  und  von  zwei  Bürgern  bewachen  lässt.”) 

beders  ami  vor  dem  riiiburgetor  ist  verwiset  der  stat,  er  und  Ki'dler  der 
bederkneht,  ir  ieglicher  für  X lib.  bell,  uiiibe  inesser  rouflfen“;  „Item 
■Muggrelle  der  beder  ist  uz  gevam  für  ein  pbunt  umb  ein  inesser  renfen“  u.  s.  w. 
Ali.  I,  i:i:ili;  die  Taxe  der  MKO.  Iiicfiir  war  10-20  il.\  s.  .S.  157. 
AH.  II.  Ui’l. 

=)  VKAP.  I,  1577. 

V cbd.  1581. 
ebd.  15S4. 

’’)  ebd.  15114. 

Kalsiirutiikolle  15i;i  Akt  Xicolasin}. 
ebenda  15SÜ. 
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Bekannten  Raufbolden  verbot  man,  trotzdem  das  Tragen 
gefahrliclier  Waffen  in  der  Stadt  allgemein  ver|)ont  war,  noch 
besonders,  solche  zu  fiiliren,  und  drohte  ihnen  für  jeden  Ball 
der  Zuwiderhandlung  die  härtesten  Strafen;  mitunter  stellte  man 
einem  sogar,  wie  ISTs  einem  Jletzger  für  diesen  Fall  den  Tod 
im  Rhein  in  augenehme  Aussicht.') 

Nicht  selten  macht  der  Rat  die  Wiedtnaulhahme  eines 
begangener  Leibesverletzung  wegen  Verbannten  von  der  Tai- 
digung  mit  dem  Verletzten  abhängig,  wobei  der  Thäter  ausser 
der  Busse  in  der  Regel  noch  Schmerzensgeld  und  Arztlohn  zu 
bezahlen  hat.  1577  wird  Kaspar  Emerich,  der  im  Wirtshaus 
„zur  Kiinteu“  einen  andern  schwer  verwundete,  kontiniert  und 
schwört,  nicht  eher  aus  der  Stadt  zu  weichen,  bis  er  sich  mit 
jenem  gütlich  auseinandergesetzt  haben  würde.'-)  1581  verlässt 
ein  Benderknecht,  der  einen  andern  mit  dem  Messer  auf  den 
Tod  verwundet  hatte,  das  Turmstüblein,  nachdem  er  Treue 
gegeben,  „dem  Beschädigten  für  seine  Schmerzen  6 fl.  zu  ent- 
richten und  den  inedicum,  Apotecker  und  die  Scherer  so  dem 
Beschädigten  Rath  unml  Hulfif  gethan,  zu  befriedigenn“.^) 

Bei  Vergeltung  einer  erlittenen  Xöri)erverletzung  durch 
Gleiches  oder  empfangener  Beleidigungen  durch  Körperverletzung 
liess  der  Rat,  falls  nicht  festge.stellt  werden  konnte,  wer  des  Streits 
„ein  Urheber  gewesen“,  fast  regelmässig  wenigstens  teilweiseKom- 
]iensation  eintreten  und  strafte  dann  beide  Teile,  aber  gelinder, 
da  er  auf  die  verfallene  Frevelbus.se  doch  nicht  ganz  verzichten 
wollte.  Ausdrücklich  spricht  dies  Prinzij)  die  VRü.  von  Itili; 
aus,  wenn  sie  den,  der  zu  Widerstreichen  veranlasst  wnnle, 
nur  um  die  Hälfte  straft,  während  dem  Anheber  so  glimpfliclie 
Behandlung  nicht  widerfahrt. 

Bei  Raufhändcln,  wobei  in  der  Regel  nicht  festgestellt 
werden  kann,  wer  zuerst  durch  Wort  oder  That  des  (degenparts 
Blut  in  Wallung  versetzte,  nimmt  die  VRO.  an,  da.ss  im  all- 
gemeinen wohl  die  ausg(!teilten  und  emidängenen  Schläge  und 
andern  Unbilden  sich  die  Wage  halten,  und  straft  daher  alle 


’)  AU.  I,  IS7S. 

VKAP.  I,  1577. 
eb^.  t.'iHl, 

Th.  llAr^ltr,  ^itrufreoht  üer  fraieii  KaiohuUdi  Spaior.  H 
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Teilnehmer  nur  mit  der  halben  Busstaxe,  während  die  Rädels- 
führer die  volle  Summe  zu  entrichten  haben. 

Deu  gleichen  Anschauungen  huldigt  auch  die  Praxis:  1581 
lässt  man  einen  Bürger  und  den  Domvikar  Johann  Henle,  die 
sich  auf  dem  Rossmarkt  weidlich  durchgei)iügelt,  mit  2 //.  pro 
Maun  weiterer  Verfolgung  ledig,')  ebenso  zwei  Jahre  sjiäter 
drei  Bürger,  die  sich  „zundichermassen  mit  truckenen  feusten 
abgeschmiret“  mit  1 //.-)  und  1584  mehrere  bei  einer  Balgerei 
Beteiligte  ebenfalls  Tuit  einem  Pfund,  während  die  Rädelsführer 
die  „die  vornembst  ursach  geben“,  deren  zwei  erlegen  müssen.^) 

Ein  hübsches  Geschichtchen  erzählt  Lehmann'*)  aus  dem 
.lahre  1479:  An  Fastnacht  genannten  Jahres  gaben  die  Speierer 
Schneiderknechte  eine  „Gesellschaft  und  Dantz  mit  Jungfern“ 
und  schmückten  bei  dieser  Gelegenheit,  um  der  Holden  Wohl- 
gefallen in  desto  höherem  Masse  zu  erregen,  ihre  Füsse  mit 
einem  weissen  und  einem  schwarzen  Schuh.  Die  Bäcker-  und 
Müllerknechte  aber  erachteten  sich  durch  solche  Anmassnng  des 
ihnen  einzig  und  allein  zustehenden  Rechts,  sich  so  zu  tragen, 
schwer  geschädigt  und  gelohten  feierlich,  „wann  ihnen  ein 
Schneiderknecht  dergestalt  angethan  begegnete,  solchen  nieder- 
zuwerffen,  die  Schuh  abzunehmen  und  zu  verhauen“.  Es  währte 
nicht  lange,  so  bot  sich  den  in  ihrem  Rechte  Gekränkten  Gele- 
genheit, besagte  Absicht  in  die  Thal  nmzusetzen,  und  so  ent- 
standen mehrfach  ausgedehnte  Prügeleien  unter  den  Gesellen 
der  genannten  Zünfte.  Der  Rat  aber  wusste  durch  ebenso 
raschen  als  erlolgreichen  Prozess  seine  Autorität  zu  wahren, 
indem  er  alle  Gesellen,  48  an  der  Zahl,  aus  den  Häusern  ihrer 
Meister  holen  und  nach  dem  Grundsatz:  „mitgefangen,  mit- 
gehangen“, ohne  Rücksicht  auf  Schuld  oder  Unschuld  fünf  Tage 
lang  aul’  die  Türme  legen  Hess,  um  zunächst  die  erregten  Gemüter 
wieder  zu  beruhigen.  Darnach  Hess  man  zunächst  diejenigen 
laufen,  die  den  Schneideni  nichts  gethan  hatten;  als  diese  aber  er- 
klärten, nicht  eher  die  Arbeit  wieder  aufnehmen  zu  wollen,  bis  man 
auch  die  übrigen  losgelassen,  und  auch  die  Meister  es  au  fleissiger 


')  VRAP.  I,  1581. 
ä)  ebd.  1583. 

»)  ebd.  1584. 

Lehmanu  8.  907. 
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Fürbitte  nicht  felilen  Hessen,  wurJen  nacliträglich  alle,  freigegeben 
mit  der  Verpflichtung,  wegen  der  erlittenen  Haft  Urfehde  zu 
leisten.  Da  sich  aber  die  Gesellen  solcher  Auflage  durch  Flucht 
in  die  Klöster  zu  entziehen  gedachten,  riss  dem  Rate  die  laug- 
bewahrte Geduld,  und  zornig  drohte  er,  „die  Widerspänsligcn, 
wo  man  sie  treffe,  dermassen  an  Leib  und  Gut  zu  straffen,  dass 
ihre  Nachkoninien  zu  ewigen  Tagen  dessen  ein  Gedachtnuss 
haben  selten“.  Xun  merkten  die  Uebermütigen,  dass  es  ernst 
werde,  und  krochen  zu  Kreuze.  Der  Kat  aber  gebot,  dass 
fürderhin  ohne  besondere  Erlaubnis  die  Schneiderkneehte  keine 
weissen,  die  Bäcker-  und  Müllerkuechte  aber  nicht  zweierlei 
Schuhe,  sondern  nur  zwei  schwarze  oder  zwei  weisse  tragen 
dürften.  „Und  hat  damit  dieser  Schuh-Krieg  ein  ohnbliitiges 
Loch  und  Ende  bekommen“. 


11* 
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Fünftes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  die  Ehre. 


§ -22. 

Die  Beleidigung. 

Wälirend  die  Ehre  des  Römers  aufgiiig  in  dem  vom  Staate 
anerkannten  nnd  gewährleisteten  „Vollgonuss  der  Bürgerrechte“, 
suclite  die  deutsche  Elire  zu  allen  Zeiten  ihren  Grund  nicht  ini 
Schutze  durch  die  Staatsgewalt,  sondern  in  der  eigenen  Würde,  die 
von  den  Rechtsgenossen  Achtung  und  Anerkennung  heischte. 
Leicht  trübte  ein  Makel  dieses  Rechtsgutes  leuchtenden  Glanz, 
nnd  nichtswürdig  erachtete  man  das  Volk,  die  Si])pe,  den  ein- 
zelnen, die  nicht  ihr  Alles  freudig  an  ihre  Ehre  setzten.  Nur 
das  Blut  des  Beleidigers  vermochte  in  ältester  Zeit  den  Flecken 
von  des  Bescholtenen  Ehrenschild  zu  tilgen:  rasch  entflog  gar 
oft  das  Schwert  der  Scheide,  um  mit  breiten,  tiefen  Wunden 
die  Nadelstiche  einer  bösen  Zunge  zu  vergelten,  und  häufig 
entflammte  ein  unüberlegtes  Wort  ganze  Geschlechter  zu  lodenidein 
Bass  und  nimmer  enden  wollender  Fehde. 

Schon  in  frühester  Zeit  aber  trat  auch  hier  die  Staatsgewalt 
in  ihre  Rechte,  beseitigte  Racherecht  und  Fehdegang  und  nahm 
es  auf  sich,  dem  Verletzten  zur  Wiederherstellung  seiner 
gekränkten  Ehre  zu  verhelfen.  Die  wirksamste  Genugthuung 
bot  die  Verurteilung  des  Beleidigers  zu  demütigender  Abbitte 
ninl  Ehrenerklärung  oder  gar  zu  schimptticlici'  Ehrenstrafe  an 
Haut  und  Haar;  meist  aber  wird  der  Anspruch  des  Verletzten 
durch  eine  au  diesen  zu  entrichtende  Geldbusse  abgefunden,  während 
der  Stnifans|)rurh  der  Gesamtheit  durch  das  verwirkte  Frevel- 
geld Befriedigung  erlangt. 
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Die  mitlelalterliclien  Staiulesunterscliiede  schufen  eine 
genaue  Abstufung  der  Beleidigungsstrafe  je  nach  dem  Stande 
des  Verletzten,  wobei  aber  auch  die  Lebensstellung  des  Belei- 
digers von  Einfluss  war.  Beleidigung  des  Untergenossen  wuide 
milder  gebüsst,  die  eines  Uebergenossen  wai-  qualifiziertes  Delikt. 
Leichter  wog  die  Ehre  des  Landfremden  als  die  des  Eingesessenen, 
andei-s  wertete  sich  die  Ehre  des  einfachen  , ehrbaren“  Biirgei's, 
anders  die  des  Adels,  der  Doctores  und  der  Ratsverwandten. 

Der  juristische  Begriff  des  Beleidigungsdeliktes  ist  iin 
älteren  Rechte  ein  viel  umfassenderer  als  heutzutage;  vor  allem 
ist  dem  Gebiet  der  Realinjurien  eine  ganz  gewaltige  Ausdehnung 
eigen.  Was  wir  heuti;  als  vollendetes  oder  vei-suchtes  Delikt 
gegen  ganz  andere  Rechtsgüter  strafen,  galt  ehedem,  wenn  nur 
die  geringste  Spur  einer  beabsichtigten  V’erächtlichmachung  des 
Verletzten  entdeckt  werden  konnte,  als  strafbarer  Angriff  auf 
dessen  Eine:  Verletzung  der  körperlichen  Integrität,  der 

Geschlechtsehre  des  Weibes,  der  jiersönlichen  Freiheit,  des  Haus- 
friedens. involvierten  fast  immei'  auch  den  Thatbestand  der 
Realinjurie. 

Die  MRO.  belegt  die  einfache,  durch  Scheltworte  und 
Schinähredcn,  be.sonders  aber  durch  aus  dem  Tierreich  geschöpfte 
Vergleiche  verübte  Beleidigung  mit  einer  Geldstrafe  von  ö 
Schillingen:  wagt  aber  ein  böser,  veiworfeuer  oder  unwerter 
.Mensch,  ehrbare  Männer  oder  Frauen  zu  beleidigen,  so  soll  man 
ihn  an  der  Säule  iieitschen  lassen  und  auf  des  Rates  Gnade  der 
Stadt  verwei.sen.  Augenblickliche  Züchtigung  des  Lä.sterniauls 
macht  den  „Ehrbaren“  nicht  straffällig.')  Frauen,  die  ihre  spitze 


c Hilgard  8.  21ü:  .Wer  eiueu  mcnselie  wider  seiner  cristenlieit 

schiftet  ntid  in  nennet  eins  pherdes  sun  eder  eins  himde»  eder  eins  andern 
vilies,  der  git  i-  Schillinge  spirscher  deine  burgermestereu  also  dicke  er  dar. 
dut,  Wirt  er  des  iiherwiiuden,  eder  er  enslahe  sich  des.  als  da  vor  gescUriben 
Star,  ez  sie  vrowe  eder  man“;  vgl.  hiezu  O.senbrüggen,  das  Strafrecht 
in  Kaiser  Ludwigs  Landrechtsbucli  von  l34i>,  Studien  IX,  ,S.  214;  ferner 
Hilgard  S.  21«:  .Welch  böse,  verworfen  eder  unlnre  man  einen  erberen 
man  'eder  vrowen  sebiltet,  den  sol  inan  sluhen  an  der  suln  und  sol  in  äz 
der  stat  triben  nimmer  wider  zekomendc.  der  rat  heiz  ez  denne.  Und  ist 
dar.  der  erber,  der  also  gescholten  wirt,  eder  ieman.  den  er  daz  beizet,  uf 
der  selben  stunt  den  unteren  siebt,  der  verlöret  da  von  uitzuit." 
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Zunge  nicht  zu  zälimen  wissen,  trift't  eine  ganz  besondere  Strafe; 
Kann  die  Frevlerin  die  auferlegte  Müsse  nicht  bezahlen,  so 
trägt  sie  den  Stein,  „der  dazu  gemacht  ist“,  vom  Napfe  bis  aus 
Alteburgthor  ohne  Mantel  und  un verschleiert  und  gibt  den 
Richterknechten  einen  Schilling:  trägt  sie  bereits  zum  dritten- 
mal den  Stein,  so  erhöht  sich  diese  Summe  auf  das  Vierfache,') 
Bruch  des  Dingfriedens  oder  Begehung  an  anderen  gefreiten 
Orten  vei'schärlt  natürlich  die  Strafe  erheblich:  Wer  vor  Gericht 
einem  Monatsrichter  darum,  dass  er  richtet,  oder  dem  Kläger 
seiner  Klage  wegen,  oder  einem  andern,  w'eil  er  ihn  rügt  oder 
wider  ihn  Zeugnis  ablegt,  droht,  ihn  schmäht,  meineidig  nennt 
oder  für  seinen  Schaden  gut  heis.st  oder  andeie  zu  dergleichen 
Beleidigungen  anstiftet,  zahlt  1 Pfund  den  Bürgermeistern  und 
räumt  einen  Monat  die  Stadt.-) 

Wer  es  wagt,  des  Rates  Hoheit  durch  üble  Reden  zu 
beschimpfen,  soll  nach  einem  Ratsschlusse  von  l.’ilT  angezeigt 
und  nach  Gebühr  gerichtet  und  bestraft  werden.  Wäre  er  aber 
zu  stolz,  aus  der  Stadt  zu  fahren,  oder  kehrte  er  vor  dem  Ziel 
wider  seine  Urfehde  in  die  Stadt  zurück,  so  soll  er  mit  Hab 
und  I,eib  dem  Rate  verfallen  sein.’)  lafii;  räumt  so  Hans 


')  Hilgard  S.  SIO. 

'^)  ebd.  S.  die  Nenredaktion  von  l.'UO  zälilt  eine  Reihe  besonder.^ 
schwer  zu  alindeniler  Scliini|ifrcdeii  auf.  deren  Ciebrauch  die  gewöbnliclie 
Taxe  auf  das  Doppelte  erhiiht  (Ililgard  S.  224,  Anm.  2':  .Wer  einen 

schiltet  mit  disen  «orten:  i'ang.  getrihe  dine  iniiter  oder  dinen  vatder,  oder 
wer  da  sprichet:  du  bist  ein  diep,  oder  ein  dicbeseher  b'isewilit.  oder  du 
lugest  als  eilt  diepsclier  In'sewiht,  der  git  zehen  srhilliuge  heller  als  dicke 
als  er  daz  dut.  die  valleut  halbe  den  burgermei-stern  unde  halbe  an  der 
stetde  bu“.  Nach  dem  von  I,ohtuann  S 2S6*  wiedergegebenen  Uesetzes- 
texte  veriällt  gleicher  Strafe,  wer  zu  einem  andern  sagt:  .Du  bist  ein 

JudeuliUter,  oder  zu  einer  fronmicn  Frauen  spricht:  Hure,  oder  ilursack, 
l’cckin,  Hutine“"  u.  dgl.  Vgl  auch  Osenbrüggeii.  al.  Str.  R.  8.  249,  251; 
Friedensbuch  der  Stadt  Mainz  §79  (M  oue  a.  a.  U.  S,  24);  Weistum  von  Uoch- 
stetten,  von  Altlieim  (Grimm  V.  S.  «44,  092).  Der  Wormser  Stadtfriede 
von  115«  droht  dem  zahlungsunfähigen  Beleidiger  .Schere,  Ruten  und  ewige 
Verweisung  Roo.s,  l'ü.  I,  S.  59). 

")  Hilgard  ,S.  248:  .Rette  ieman  dem  rate  ubele,  höret  daz  unser 
deheinre,  der  aol  in  straffen,  wie  nahe  er  ime  sippe  ist.  Und  wil  er  sich 
daz  nil  erlazsen,  er  sol  den  dorne  rate  künden  und  nennen,  und  sol  der  rat 
gegen  dem  tun,  daz  er  oder  daz  mereteil  denne  zu  rate  werdent,  auo  ge- 
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Stuzilns  suii  auf  ein  Jaiir  „umb  die  rede  die  er  aU  den  rat 
getan  liat“.',i  1371  bekundet  der  Rat,  „daz  wir  Hennein  Huben 
hau  ufgesetzet  von  solieher  sineher  werte  wegen,  als  er  dem 
rate  gesprochen  und  getan  hat:  waere  es  dass  er  dem  rate,  dtm 
burgermei.stein  und  ratleuten  iemer  mere  soliche  smehe  wort 
taetc  hier  oder  anderswo,  also  dass  sich  der  rat  erkennet,  der 
dann  sitzet,  da.ss  er  missetan  hat,  so  soll  man  ihn  ohne  alle 
Widerrede  in  den  Rhein  Wertteil.“  -)  Mancher  schloss  mutwilliger 
Worte  halber  mit  dem  Tiirmstiiblein  eingehende  Bekanntschaft, 
wie  1427  Frau  Bärbel  von  Kropsberg,  die  üppige 
Frevelworte  vor  dem  Rate  hatte  verlauten  lassen  und  erst  auf 
ihrer  voniehmcn  Sippe  fleissig  Bitten  der  Gefangenschaft  erledigt 
wurde.')  Ifassenhaft  sind  die  Achtbucheinträge  über  Geld-  und 
Freiheitsstrafen,  die  „mutwilliger  trau  worthalp“  verhängt  wurden.'') 
l.')12  wirft  der  Rat  Eckys,  den  Scharwächter,  weil  er  seinen 
Amtsgenossen  Reiss  einen  Verräter  gescholten,  in  den  Turm, 
aus  dem  er  jedoch  tags  darauf  durch  die  rebellischen  Zünfte 
wieder  befreit  wird. ') 

Noch  im  14.  Jahrluindert  findet  sich  manchmal  als  Strafe 
der  Ehrenkränkung  förmliche  Friedloslegung:  so  wird  137'.* 
eines  Metzgers  bessere  Ehehälfte  geächtet,  so  dass  niemand  an 
ihr  freveln  soll,  den  Totschlag  ausgenommen,  um  ihrer  Un- 
bescheidenheit willen,  die  sie  an  den  Leuten  mit  bösen  Schelt- 
worten begangen:  gleiches  Los  trifft  13t!t;  Hilde  in  der  Münze 
und  13S.Ö  die  „Sycken“  „umb  solichen  niutwillen,  ungefug  und 
unfridelichkeit,  als  sie  mit  yren  nachgeburn  in  der  vischergassen 
begangen  hat“.")  1424  schlüpft  Hans  Lertasch  gegen  Urfehd- 


vcnle.  Uuil  were  <lur  «lelieinre  also  stoltz.  ilaz  or  nit  swereu  «ölte  zu 
riimeDc,  . . oder  nit  usvamde  «ölte,  oder  vor  dem  zil  und  ane  dez  ratez 
nrlob  0 her  in  qneme,  an  dez  lip  und  gut  sollent  die  Imrgermeistere,  «reihe 
daune  sint,  uude  «ir  alle  mit  in  einmiitoclicben  grifTen  und  mit  iin  tun, 
also  der  rat  oder  daz  uiereteil  dez  ratez  dannc  zu  rate  werdent,  och  ane 
alle  geverde,“ 

')  AR.  I. 

“)  \V.  Ilarster,  Vpründerun^en  des  giml'tregiment.s  S.  47tf. 

■•)  AI!.  II,  1427. 

*)  s.  z.  li.  X.  704.  .VB.  II.  1419,  144S  u.  8.  w. 

'■)  Kaser  S.  ’ü,  ti2. 

")  .\I1.  I.  lüCß.  1379.  13S5. 
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leistung  aus  dem  (•efRiigiiis,  ilareiii  ihn  ilet  Kat  liatte  setzen 
lassen  „nmh  nnzichtige  nnonlenliclie  scliainperworte,  die  er 
l'reveliclien  wider  wiplielie  gesiebte,  für  die  soliche  werte  sunder- 
lichen nit  gehüiende  sint  zu  sagen,  gereld  hat“.') 

Wie  bereits  in  der  Einleitung  des  näheren  iTörtert  wurde, 
zeigt  sich  schon  in  fiüher  Zeit  ilie  Tendenz  des  Kates,  in 
wichtigen  Fällen  nicht  den  Jlonatsrichtern  bezw.  später  dem 
Vierrichterkolleg  die  Aburteilung  zu  überlassen,  sondern  selbst 
in  eigener  Zuständigkeit  im  Plenum  die  Entscheidung  zu  lallen. 
In  den  si)äteren  Jahrhunderten  der  reichs.städtischen  Zeit  wurden 
daher  die  Vierrichter  als  Urteilsfinder  nur  noch  in  Schinäh- 
und  Injurienprozessen  thätig,  und  auch  hier  hatte  der  Rat 
jederzeit  die  Macht,  falls  er  die  Sache  für  besonders  wichtig 
erachtete,  sie  vor  sein  eigenes  Forum  zu  ziehen. 

Die  Strafen  bestehen  meist  in  Geldbusse  und  Turmver- 
wahrung; auch  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung  werden 
regelmässig  verhängt;  denn  ebenso  rasch  wie  ein  leichter  Hauch 
den  blanken  Schild  zu  trüben  vermochte,  verschwand  er  auch 
wieder,  wenn  der  Beleidigte  gezwungen  wurde,  sich  zu  demütigen 
und  dem  Verletzten  seine  Ehre  wieder  zu  geben. 

157(>  muss  ein  Knecht,  der  sich  intimen  Verkehrs  mit 
seiner  Meisterin  berühmt  hatte,  öttentlich  erklären,  dass  er  von 
seinem  Meister  und  dessen  Hauswirtin  nur  Ijiebes  und  Gutes 
wisse.  Gleiches  em[rfiehlt  der  Rat  denen  von  Giiliugen,  die  in 
Speier  zu  Haupte  gehen,  weil  sich  dort  einer  mit  der  Gunst 
der  Hausfrau  seines  Nächsten  gebiüstct  hatte  und  die  Ge- 
kränkte nun  vor  Gericht  kam  und  ütfentlichen  Widerruf  nebst 
100  Pfund  Entschädigung  „vor  ihren  Leumund“  verhingtc.  Man 
soll,  so  lautet  der  Entscheid,  den  Ehrabschneider  an  ein  Hals- 
eisen stellen,  wenn  die  .Messe  anfängt,  und  ihn  stehen  lassen, 
bis  sie  zu  Ende  ist;  dann  aber  soll  er  in  die  Kirche  gehen  und 
dort  öffentlich  erklären,  dass  die  Schmähreden,  deren  er  sich 
bediente,  vollständig  grundlos  und  arge  Lügen  seien.-) 

Häufig  ergaben  sich  in  der  Freveljurisdiktion  Kompetenz- 
konflikte zwischen  dem  weltlichen  Gerichte  und  dem  Bischof, 


>)  AB.  II,  1424. 
Lehmann  S.  302“'. 
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(1er  eifcrsüehtipr  sieli  seines  Keclites  wehrte,  Frevel,  die  innei- 
lialb  der  Ininiunitiits''renzeii  oder  iiiisserliall»  der  Stadt  in  seinem 
Herrsehiiftshereich  bedangen  waren,  in  eigener  Zuständigkeit 
zu  ricliten  und  zu  strafen.  Ma.ssgebend  war  nach  altem,  durch 
eine  zwischen  der  Stadt  und  llischof  Keinhard  von  Helm- 
städt  1440  geschlossene  Kachtung  neu  bekräftigtem  fierkommen 
das  forum  delicti  coinmis.si,  woran  sich  freilich  beide  Teile  nicht 
immer  für  gebunden  erachteten.  So  .'iah  sich  beispielsweise  der 
Rat  14H0  zum  Einschreiten  gegen  den  Amtmann  des  Speierer 
Domkapitels  zu  fldesheim,  Gerhard  Steinhäusser,  früheren 
Ratsherrn  zu  Speier,  veranlasst,  weil  er  die  Ratsherren  Böse- 
wichter  genannt,  einen  Bürgermeister  des  Diebstahls  beschuldigt 
und  andere  „schmitzliche“  Worte  geredet  hatte.  Das  Dom- 
kapitel verlangte  Freigabe  des  Frevlei-s  und  Auslieferung  an 
das  Kapitel,  den  Bischof  oder  an  Kurpfalz;  doch  fühlte  sich 
der  Rat  hiezu  nicht  bewogen,  da  das  Delikt  in  der  Stadt  be- 
gangen war  und  ausserdem  so  schwer  sei  ,,dass  die  Beschuldigung 
eine  Leib-  und  Ijebensstrafe  auf  ihr  trüge“,  in  solchen  Fällen 
aber  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  genannten  Rachtung 
das  forum  deprehensionis,  also  wiederum  der  Rat,  zuständig 
sei.  Auch  der  Bischof,  „dem  die  Steinhäusser  sunderbar  lieb 
gewesen“,  wurde  mit  seinem  Verlangen  abgewiesen,  und  dem 
KuiTürsten  von  der  Pfalz  erteilte  der  Rat  hötlich  aber  fest  die 
Antwort,  „dass  diese  Sach  der  Stadt  Freyheit,  gute  Gewohnheit 
und  alt  Herkommen  mercklich  berühre,  die  der  Rat  zu  hand- 
haben hoch  verbunden;  man  hätte  demnach  denen  Partheyen 
einen  Rechtstag  gesetzet  und  würde  geschehen,  was  billich  ist.“ 
Der  Frevler  lag  indes  im  sichern  Turmverhaft,  da  er  auf  den 
Vorschlag  des  Rats  nicht  einging,  der  ihn  freigeben  wollte, 
wenn  er  ihn  als  Richter  anerkannt  und  geschworen  hätte,  bis 
zu  endgiltiger  Erledigung  der  Sache  sein  Haus  nicht  zu  ver- 
lassen; endlich,  „als  ihm  die  Kurtzweil  des  Thurns  bedäuchte 
zu  lang  zu  werden“,  fügte  er  sich  dem  Begehren  des  Rate.«;. 
Schliesslich  wurde  er  doch  auf  dem  Vergleichswege  dem  Kur- 
fürsten au.sgeliefert,  der  als  Schiedsrichter  ihn  dem  Bischof 
übergeben  liess,  wodurch  sich  der  Rat  dermassen  beschwert  er- 
achtete, dass  er  an  den  Kaiser  eine  Appellationsschrift  ver- 
fa.sste.  Als  sich  dann  .später  die  Stadt  mit  dem  Bischof  wieder 
vertrug,  wurde  das  kurfürstliche  Urteil  für  tot  und  kraftlos  er- 
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klärt,  der  vom  Bischof  ausgelieferte  Urteilsbrief  „zerstochen 
und  vernichtigt  und  die  Appellation  abg<‘than“.') 

Im  Jahre  ir.ic.  wurde  das  für  Injuiien-  und  Schmähsachen 
geltende  formelle  und  materielle  Recht  kodifiziert,  und  zwar 
führt  das  Gesetz  bezeichnenderweise  den  Namen  „Vierrichter- 
ordnung*'. 

Darnach  sollen  die  Vierrichter  urteilen  in  allen  Injnrien- 
sachen,  soweit  nicht  Leibes-  oder  Lebensstrafe,  sondern  allein 
gemeine  Geldstrafen  auf  dem  Spiele  stehen.  Injurien  aber 
können  auf  dreierleiweise  begangen  werden: 

„1.  mit  ehrenverletzlichen,  verkleinerlichen  Schmach-  und 
Scheltworten,  auch  Nachreden. 

2.  mit  ehrenrührigen  Schmäh-Schrifften. 

3.  mit  thätlichen  V' ergewaltigungen  und  Verwundungen". 

Durch  die  That  entsteht  ein  Strafansprnch  des  Staates, 

dessen  Befricdignng  durch  Zahlung  der  Frevelbusse  die  Richter 
von  amtswegen  zu  betreiben  haben,  und  neben  diesem  ein  An- 
spruch des  Verletzten,  der  sowohl  civiliter  vor  dem  Rate,  als 
auch  criminalitcr  im  Anschluss  an  das  Verfahren  vor  den  Vier- 
richtern geltend  gemacht  werden  kann.-) 

„Demnach  aber  bisshero“  — so  erklärt  das  Gesetz  selbst 
die  Notwendigkeit  der  Kodifikation  — „unsere  Richter  die  Strafen 
der  begangenen  frevelbaren  Handlungen  nach  Ermässigung 
(arbitrarie)  anzusehen  in  Brauch  gehabt,  und  aber  hierin  zu 
mehrern  .Malen  den  Sachen  zu  wenig  oder  zu  viel  geschehen 
sein  mag,  beneben  auch  iu  dieser  argen  AVelt  und  letzten  Zeiten 
die  Bosheit  bei  Jungen  und  Alten  sich  mehret  und  zunimnit, 
und  die  beschriebenen  Recht  sagen:  So  die  Bosheit  und  Misse- 
thäter  sich  mehren,  auch  dieselben  Strafen  sollen  geschärft  und 


')  Lehmnnii  S.  iU7  ft’.;  ein  älmlirher  Konipeienzkonflikt  im  Fall 
Lichtenberger  14S6.  (Lehmann  S.  ö.äS). 

*)  Dieser  römischreeliHiclie  Satz  ($  10  I.  de  iuiuriis  4.  4)  ist  durch 
die  italienische  .lurisprudcnz  in  Deutschland  eingebürgert  worden,  in  den 
Klag-  u.  tjaienspiegel  eingedrungcu  und  schlicaslich  auch  in  unsere  VHO. 
Ubergegangen.  Interessant  ist  hier,  dass,  selbst  wenn  die  Zivilklage  vor 
dem  Rate  erhoben  und  dnrchgefiihrt  wird,  doch  die  Richter  schuldig  sein 
sollen,  den  „Frevel*,  auch  wenn  dieser  in  der  Klaghitte  nicht  verlangt 
wurde,  von  amtswegen  einzuzieheu. 
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erhöhet  werden“,  so  craehtot  es  der  Kat  liir  iiötigr,  den  Buss- 
sätzen „mit  Fürselireibnng  einer  gewissen  Tax  . . . ihr  richtig 
>fass  und  Ordnung  zu  geben“  und  zwar  in  folgender  Weise: 

1.  2 Pfund  Heller  zahlt,  wer  ohne  gegebene  Ursache  einen 
andern  mit  gemein  veikleinerliclien,  aber  doch  nicht  ehren- 
rührigen (!)  Worten  reizt,  als  da  sind;  faule  Lumpen,  Stüinpler, 
Hudler,  Bärnheuter  u.  dgl., 

2.  ;f  Pfund,  wer  einen  andern  freventlich  Lügen  straft, 

:j.  5 Pfund,  wer  einen  andern  ohne  Ur.sach  einen  Schelmen, 
Dieb,  Mörder,  Ehebrecher,  Hurenkind,  Betrüger,  Hurer  u.  dgl. 
nennt,  oder  eine  ehrliche  Frau  oder  Jungfrau  Hure,  Hexe, 
Unhuldt  oder  ähnlich  tituliert.  Steht  aber  diese  Person  an 
Stand  über  dem  Beleidiger  als  Rats-  oder  graduierte  Person, 
so  soll  er  7 Pfund  zu  zahlen  schuldig  sein  oder  mit  Turmhaft 
oder  andern  Strafen  büssen. 

Fiel  die  Beleidigung  an  gefreiten  Orten,  z.  B.  vor  Kat 
oder  Gericht,  auf  der  Kats-  oder  Steuerstube,  so  ist  der  Misse- 
tlmter,  nachdem  ihm  von  den  Vierrichtern  die  Frevelbusse 
auferlegt  worden,  auch  noch  dem  Rate  zu  besonderer  Bestrafung 
zu  überweisen.  Wer  sich  vor  den  Kichteni  unbescheidentlich, 
trutzig  oder  halsstarrig  zeigt,  oder  einen  andern  schmäht,  oder 
gar  von  den  Richtern  sich  nicht  „theidigen“  lassen  will,  soll 
die  doppelte  Frevelbusse  zahlen  und  ausserdem  ebenfalls  dem 
Rate  überwiesen  werden.  Wurde  die  Beleidigung,  weil  auf  der 
Zunftstube,  auf  dem  Schie.ssberg  oder  im  Schiessgraben  begangen, 
bereits  von  dem  Zunft-  oder  Schützenmeister  gerichtet  und  ge- 
frevelt.  so  soll  der  Thäter  gleichwohl  nochmals  von  den  Viei- 
richtern  zur  Frevelbusse  veinrteilt  weiden. 

Sofortige  Vergeltung  der  Beleidigung  mit  Verbal-  oder 
Realinjurien  ist  straflos,  doch  zahlt  der  Beleidigte  die  halbe 
Freveltaxe,  wenn  er  bei  der  Erwiderung  „die  rechte  Mass“ 
überschreitet. 

Zu  den  oben  aufgezählten  Verbalinjurien  gesellt  sich  nun 
die  grosse  Zahl  der  „Injurien,  so  mit  derThat  begangen 
werden“,  nämlich; 

1.  Wer  wider  den  bürgerlichen  Frieden  einen  andern  zu 
beleidigen  oder  zu  schlagen  mit  Worten  oder  Werken  droht, 
zahlt  5 Pfund  Heller  und  ist  ausserdem,  wenn  die  Bedrohung 
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Leib,  Leben  oder  ..Besrliädipiinp:  dei-  Nalinin<r“  lietraf,  dem 
Rate  zu  überweisen. 

2.  Wer  ijopen  einen  andern  Welir  oder  Watten  zuckt,  erlegt 
2 Pfund  Heller  Frevelbusse. 

.3.  Werfen  mit  einem  Stein,  Beil,  Hammer  u.  dpi.  oline  zu 
tretten,  kostet  bei  Nacht  in  Pfund  Heller. 

4.  Wer  einem  andern  eine  Maulschelle  gibt  oder  ihn  mit 
der  Faust  ins  Antlitz  oder  an  den  Kopf  schläpt,  „und  doch 
kein  Blut  hernach  geht“,  verwirkt  3,  wenn  die  Schläge  andere 
Körperteile  trafen,  2 Pfund  Heller;  wenn  Blut  floss,  so  erhöht 
sich  die  Strafe  auf  ö Pfund. 

b.  Wer  einen  andern  mit  Schelmenschelten  oder  andern 
schmählichen  Worten  aus  seinem  Hause  ausfordert,  soll  der 
Gemeingefährlichkeit  solchen  Deliktes  halber  zuerst  von  den 
Vierrichtern,  wenn  er  ein  Haudwerksgesell  ist,  mit  I.^,  so  er 
aber  das  Burgrecht  besitzt,  mit  2o  Pfund  Heller  gefrevelt  und 
dann  noch  vom  Rate  mit  einer  ansehnlichen  Geld-  oder  Turni- 
strafe  oder  mit  Verweisung  der  Stadt,  selbst  wenn  kein  Schade 
entstanden  war,  ernstlich  ge.straft  werden.  Der  Piovozierte, 
der  den  Ausforderer  schlägt  oder  verwundet,  geht  .straflos  aus. 

ti.  Wer  einen  andern  böslich  verwepwartet  in  der  Absicht, 
ihn  zu  überfallen  oder  Rache  an  ihm  zu  nehmen,  unil  dabei 
den  Arglosen  verwundet  oder  schädigt,  zahlt  30  Pfund  Heller 
und  soll  ausserdem  vom  Rate  zum  Abtrag  des  Schailens  anpe- 
halten  werden. 

7.  Jagen  oder  ^'erfolgen  mit  nackter  Wehr,  aber  ohne  schäd- 
liche Folgen  kostet  t;,  .lagen  ohne  Watte  .!  Pfund  Heller. 

8.  Schlagen  mit  St(>cken,  Kolben,  spitzen  Steinen  zieht  eine 
Busse  von  7,  Wundschlagen  eine  solche  von  10  Pfund  und 
Sclmdensei-satzpflicht  nach  sich.  Geschah  die  Thal  unter  Ifruch 
eines  besonderen  Friedens,  an  gelreiten  Orten  oder  bei  nächt- 
licher Weile,  so  verdoppeln  sich  die  aufgeführten  Busstaxen. 

u.  Die  schlimmste  Injurie  begeht,  wer  einen  andern  in 
seinem  Hause  überläuft,  ihn  schlägt,  verwundet  oder  vergewaltigt. 
Er  zahlt,  wenn  die  That  bei  Tage  verübt  waid,  .‘m  Pfund  und 
vergilt  ilen  entstandenen  Schaden;  wenn  er  aber  zur  Nachtzeit 
eines  andern  Haus  „auftritt",  hat  er  100  Pfund  Heller  zu  er- 
legen. Bei  Zahlungsunfähigkeit,  oder  wenn  der  Handel  so 
IVevel,  mutwillig,  gross,  oder  der  liiwoliner  des  Hauses  „schwer- 
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lieh“  verletzt  ist,  so  soll  der  Thäter  dem  Rate  angezeigt  und 
entsiuecliend  gestraft  werden.  Geschah  die  That  im  Galten, 
auf  dem  Acker  oder  der  Wiese  des  Angegrillenen,  so  mildert 
sich  die  Busse  auf  25  Pfund. 

Vergeltung  einer  Realinj\irie  dimli  „Widerstreiche“  wird 
mit  der  halben  Summe  gebiisst.  Bei  Realkonkurrenz  von  Verbal- 
und Healinjurieu  tritt  Kumulation  der  verwirkten  Stralen  ein. 

Bei  Raufhändeln  wird  die  Kompensation  der  ausgeteilten 
wörtlichen  und  thätlicheu  Beleidigungen  mit  den  eingesteckteu 
präsumiert  und  daher  der  einzelne  Teilnehmer  nur  mit  der 
halben  Strafe  belegt;  die  Rädelsführer  dürfen  freilich  auf  solch 
mildes  Verfahren  keinen  Anspruch  machen. 

Aus  diesen  detaillierten  Strafbestimmungen  ist  ersichtlich, 
dass  die  pei’sonliche  Ehre  früher  weit  grösseren  Schutz  genoss 
als  heutzutage,  und  dass  Delikte,  worin  die  modenie  Jurisprudenz 
eine  Verletzung  ganz  anderer  Rechtsgüter  erblickt,  als  vorzugs- 
weise gegen  die  Ehre  des  Angegrittenen  gerichtet  angesehen 
wurden. 

Von  der  Reichhaltigkeit  der  auf  uns  gekommenen  Auf- 
zeichnungen über  die  Rechtsprechung  des  V’ierergerichts  in 
Erevelsachen  wurde  bereits  einleitungsweise  gesprochen. 

Die  Geschichtserzählungen  dieser  Vierrichteramtsprotukolle 
entbehren  mitunter  nicht  einer  recht  derben  oder  gemütlichen 
Komik,  wie  z.  B.  die  Verurteilung  eines  Speicrer  Bürgers  1 1>98  zur 
Zahlung  von  1 Pfund  Heller,  weil  er  zu  einem  Mitbürger,  als 
dessen  Floss  auf  dem  Rheine  durchging,  gesagt  hatte:  „Was 
au  Galgen  gehöret,  das  ersäuftet  im  Wasser  nicht“.') 

Ein  besonderer  Fall  beschäftigte  die  Frevelrichter  im  Jahre 
172'.*.'”')  Da  sich  in  diesem  Jahre  das  Hochgericht  äusserst 
schadhaft  gezeigt  hatte,  so  beschloss  der  Rat,  dasselbe  neu 
aufbauen  zu  lassen.  Wie  in  solchen  Fällen  üblich,  musste 
dabei  das  ganze  Hamlwerk  in  feierlichem  Zuge  ausiücken  und 
jedermann,  Kleister  wie  Geselle,  mit  Hand  anlegen,  damit  keiner 
ein  Recht  habe,  den  andern,  weil  er  bei  solch  unehrlichem 
Werke  milgearbeilet,  über  die  Achsel  anzusehen.  Da  es  nun 
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bei  oi  wähnter  Gelegenheit  an  Xägeln  gebrach  und  einer  der 
Arbeitenden  in  die  8tadt  lief,  um  solche  zu  kaufen,  erklärte 
der  Nagelschmiedsgeselle,  an  den  er  sich  wandte,  er  werde  die 
Nägel  nicht  abgeben,  da  er  um  ihretwillen  nicht  zuni 
Schelmen  werden  möge.  Diese  freche  Rede  wurde  als  Ehren- 
kränkung aller  am  Aufbau  des  Hochgerichtes  Arbeitenden  auf- 
gefasst, und  Bestrafung  verlangt,  worauf  sich  der  Konsulent 
Baur  gutachtlich  dahin  äusserte,  man  solle  den  Gesellen  ein 
paar  Tage  bei  Wasser  und  Brot  aufs  Altpörtel  setzen  und  ihn 
nachher  anhalten,  die  Nägel  zu  machen. 


§ -i:!. 

Verleumdung  und  falsche  Anschuldigung. 

Verbreitung  von  Schmähschriften  und  besonders  von  Schmäh- 
gedichteii,  schon  im  uralten  römischen  Recht  bedroht')  und  in 
Karls  V.  peinlicher  Halsgerichtsordnung  besonderer  Besüafuug 
empfohlen,  wurde  mit  sehr  beträchtlichen  Geldstrafen  geahndet, 
die  meist  weit  höher  waren  als  die  gewöhnlichen  Busstaxen 
für  Verbalinjurien.  So  musste  1 772  Anna  Maria  Hoyerin  wegen 
„evulgirter  Schmäh-Schritft“  .^0  H.  zahlen;  ein  anderer,  der  1777 
wegen  „di  viilgirten  basquills“  angezeigt  wurde,  kam  mit  H 11.  davon.'*) 

Weit  schwerer  als  die  offene  Beschimpfung  wog  eben  die 
heimliche,  feige  Ehrabschneidung,  die  sich  unter  der  Maske  der 
Anonymität  vor  der  Rache  des  Beleidigten  zu  bergen  suchte. 
Noch  im  IS.  Jahrhundert  äussert  sich  dieser  Abscheu  der 
gemeinen  Meinung  vor  der  Feigheit  des  Verleumders,  der  nicht 
wagt,  mit  offener  Stini  dem  Beleidigten  gegenüberzutreteii,  so 
lebhaft,  dass  durch  dift’amalio  oft  fünfmal  höhere  Busssätze  ver- 
wirkt werden  als  durch  gewöhnliche,  olfene  Ehrenkränkung. 

Ihre  Wurzel  finden  diese  Grundsätze  in  den  Bestimmungen 
des  Schwabenspiegels,  die  nach  Lehmann  im  Speierer 


Schon  (las  ZwölftalVIgcsetz  drohte  kapitale  .Strafe,  ,si  quis  o.'ceuta»set 
sive  e.-irmen  condidiaset,  quod  infamiain  faceret  fiai;itiumTe  alteri“. 

Manual  Über  die  von  E.E.  Rath  dictirteu  ((ield-J.Straffen,  1772,  1777  . 
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G (‘licht sgebranch  Anerkennung  fanden  und  von  dem  Chronisten 
folgenderniassen  wiedergegeben  werden ; 

„Verräther  lieissi'ii  wir  die,  die  mit  Rede  einen  verbalniundent, 
dass  sie  jn  sagent  von  der  Cliristenheit,  also  dass  sie  sagent, 
er  sy  ein  Scnlomit,  oder  er  liabe  das  Vieh  ungereiniget,  oder  er 
sy  ein  Ketzer.  Mögen  sie.  das  auff  ihn  nicht  erzeugen,  so  sol 
man  sie  radtbrechen,  und  die  es  nicht  türen  reden,  die  scliribent 
Brieff  oder  lieissent  andere  Leut  schriben  und  setzeut  einen 
mit  Namen  darinnen,  und  werffent  die  Brieff  an  die  Strass,  dass 
sie  die  Leut  uffheben  und  .sie  lesen,  und  geht  jenem  an  syn 
Lyb  und  an  syn  Ehr,  das  ist  ein  grosses  Mordt,  und  wäre  ihm 
ein  Tod  würscher  daun  radtbrechen,  den  soll  mau  ihm  anthun“.') 

Ein  Beweis  für  die  Geltung  dieser  Sätze  im  Speierer  Recht 
ist  mit  der  durch  kein  (juellenzeugnis  gestützten  Behauptung 
Le  hm  an  US  freilich  nicht  erbracht,  und  jedenfalls  zeigt  die 
l’raxis,  da.ss  diese  Normen,  wenn  sie  überhaupt  je  zur  Anwendung 
gelangten,  nur  eines  ephemeren  Daseins  sich  erfreuten. 

Um  1480  wird  beispielsweise  ein  Jude  von  Landau,  der 
einer  Frau  nachsagte,  sie  habe  ihr  Kind  gelähmt,  keineswegs 
zum  Rade,  nicht  einmal  zur  Talionsstrafe,  sondern  lediglich  zu 
Halseiscn  und  Staupenschlag  verdammt;-)  1Ö77  lässt  man  Anua 
Hempeliu,  eine  gemeine  Dirne,  die  wider  besseres  Wissen 
vorgegeben  hatte,  von  dem  Organisten  zu  St.  Wido,  einem 
verheirateten  Manne,  genotzüchtigt  worden  zu  sein,  weshalb 
dieser  in  Untersuchungshaft  genommen  wurde,  mit  Ruten  vor 
das  Stadtthor  schlagen  und  verbietet  ihr  auf  ewig  Stadt  und 
Bannmeile.'") 


')  l.eliiiianii  8.  Jsy*;  v^l.  wifilfr  ileu  .Vrtilic.l  174  lies  Schuiiln'ii- 
.■•piogels  (hassberg  S.  S4*)! 

AB.  II. 
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Sechstes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  die  persönliche 
Freiheit. 

§ --M. 

Diese  Delikte  bildeten  im  früheren  Kec  bt  niemals  abgesonderte, 
scharf  begrenzte  Verbrechensbegriffe;  denn  entweder  wurde 
die  That  als  Bruch  des  Rechtsfriedens  aufgefasst  und  dement- 
sprechend gestraft,  oder  sie  galt  als  Verletzung  der  Ehre  des 
Angegriffenen  und  verschwand  in  dem  ausgedehnten  Thatbestaud 
der  Realinjurie.') 

Mit  den  Räubern  der  Heerstrasse,  die  den  friedlich  seines 
Weges  ziehenden  Bürger  niederwarfen,  ausranbten  und  mit 
fortschlepiden,  um  von  seiner  Sippe  ein  Lösegeld  zn  erpressen, 
pflegte  man  natürlicherweise  nicht  sehr  glimpflich  zu  verfahren, 
wenn  endlich  einmal  ein  glücklicher  Zufall  sie  in  die  Hände 
der  Stadtsöldner  lieferte;  Schwert  oder  Rad,  die  Strafe  der 
Landfriedbrecher,  stand  ihnen  als  sicherer  Lohn  in  Aussicht. 
•\b  und  zu  wird  freilich  solch  ein  Stegreifritter,  zumal  wenn  er 
adeligen  (Geblüts  sich  rühmen  kann,  durch  mächtige  Verwandte 
oder  Fri'unde  abgebeten. 

Ueber  einen  Fall  versuchten  M enschen Verkaufs  urteilt 
der  Rat  1471.-)  Der  Knecht  des  Abtes  von  Limpurg  gestand 


*)  vgl.  auch  Wilda  S.  704,  Oneiibruggcn,  al,  Str.  R.  S.  a73. 
AB.  II,  1471. 
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vor  Gericht,  mit  einem  Jiulen  paktiert  zu  haben,  dass  er  ihm 
um  50  fl.  ein  Kind  verkaulen  wolle.  Der  Handel  zerschlug 
sich,  da  die  ilntter  ihr  Kind  nicht  hergeben  wollte  und  der 
.Jude  nachher  selbst  bei  den  Bürgermeistern  Anzeige  erstattete. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  frevle  That  nicht  zur  Vollendung 
gereift  war,  und  in  Ansehung  seiner  Jugend  wurde  der  Schuldige 
vom  verdienten  Tode  gelöst,  nachdem  er  im  Halseisen  gestanden, 
durch  Backen  und  Stirne  gebrannt  und  fortgejagt. 


Th.  Uarstsr,  Strafrecht  der  freien  ReiohMt«Jt  ?«peier.  12 
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Siebentes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  die  Sittlichkeit. 

F.rstcr  Abschnitt: 

Allgemeines. 

§ 25. 

E.s  ist  ftenugsam  hekaimt,  dass  das  sittliche  Niveau,  aiil 
dem  unsere  niittelaltcrlichen  Vorfahren  standen,  keineswegs  ein 
höheres  war  als  dasjenige,  worauf  sieh  unsere  vielgeschuiähte 
moderne  Gesellschaft  bewegt,  und  zwar  bestätigt  sich  diese 
Erfahrung  nicht  zum  mindesten  bei  der  Bevölkerung  der  Städte. 

An  der  wichtigsten  Verkehrsader  Deutschlands  gelegen, 
von  Kaisern  und  Königen  umworben  und  mit  Privilegien 
überreich  begabt,  mit  festem  Mauerring  uingürtet,  aber  auch 
— ein  besserer  Schutz  — „mit  lebendigen  steynen,  das  ist  mit 
erbern  wisen  Inten  geplanzet  und  gezieret“  gelangte  der  alten 
Kaiser  ehrwürdige  Totenstadt  gleich  ihren  Schwestern  am  Rhein 
zu  rasch  uml  mächtig  wachsender  Entfaltung,  der  nach  schöner, 
aber  allzu  kurzer  Blütezeit  ein  langsames,  jahrhundertelanges 
Daliinwelken  folgte. 

Emsiger  Gewerbflelss  und  günstige  Handelsbedingungen 
brachten  Reichtum  und  Wohlstand  in  die  Mauern,  aber  bald 
hielt  auch  deren  sittenverderbeudes  Gefolge,  Hoffart  und  Luxus, 
Ueppigkeit  und  ungezügelte  Sinneninst,  ihren  Einzug,  und 
schleichend  drang  das  Gift  der  Verweichlichung  ins  Mark  des 
Volkes.  Besonderer  Verfeinerung  erfreuten  sich  die  geschlecht- 
lichen Btolürfnisse:  immer  lleissigeren  Besuches  konnten  sich 
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die  „schönen  Frauen“  rühmen,  immer  mehr  wuchs  die  Zahl  der 
Frauenhänser  wie  der  l'alirenden  I’riesteriiinen  der  Aidirodite 
I’andeinos,  die  besonders  auf  Messen  und  ^lärkten  ilir  einträg- 
liches Gewerbe  trieben;  und  docli  gab  sicli  die  entzügelte 
Wollust  damit  nicht  zufrieden.  Die  Zahl  der  geschlechtlichen 
Verirrungen  mehrt  sich  in  erschreckender  Weise,  und  der 
bischütiiche  1-aiensend,  früher  kompetent  für  alle  Sünden  gegen 
Gottes  Gebote,  verwandelt  sich  im  Spätmittelalter  in  ein  reines 
Somlergericht  für  Fleischesdelikte.  Besonders  der  Klerus  hat 
seine  Aufgabe,  das  Salz  der  Erde  zu  sein  und  durch  Einfachheit 
und  Sittenstrenge  der  Gemeinde  Christi  voranzuleuchten,  völlig 
vergessen,  und  vor  allem  in  den  Klöstern  herrscht  eine  bodenlose 
Korruption.  Alles  Eifern  der  kirchlichen  Oberen,  alle  Ermah- 
nungen der  Synoden,  die  jahrhundertelang  immer  wieder  die 
ewige  Klage  über  den  lästerlichen  Lebenswandel  des  Klerus 
wiederholen,')  die  schärfsten  Drohungen,  Ja  selbst  der  Hinweis 
auf  Amtsverlust  und  Hannstrahl  erweisen  sich  als  völlig 
wirkungslos.  Die  Besserung  der  Sittenzustände,  die  infolge  der 
Reformation  eingetreten  war,  erfreute  sich  nur  allzu  kurzer 
Dauer,  und  in  den  Wirren  des  dreissigjährigen  Krieges  erreichte 
die  allgemeine  Entsittlichung  und  Verrohung  ihren  Giptelpunkt. 
Das  Volk  hatte  im  Tjaul'eder  Zeit  Jedes  Geltild  für  die  morali.sclic 
und  rechtliche  Verwerilichkeit  geschlechtliclier  Verirningen  ver- 
loren, und  nicht  den  geringsten  Teil  der  Schuld  hieran  trägt 
die  Rechtsordnung  selbst,  die  sich  stets  in  der  strafrechtlichen 
Verfolgung  der  Fleischesverbrechen  äussei-st  lässig  zeigte. 

Seit  alter  Zeit  gehörten  die  Veibreclien  wider  die  Sittlich- 
keit als  Sünden  wider  die  Gebote  Gottes  vor  das  Forum  des 
geistlichen  Gerichts,  der  Gescliwonmen  „zu  der  gotz  e“,  deren 
Strafbefugnisse  jedoch  sehr  gering  waren  und  sich  eigentlich 
nur  auf  Verhängung  von  Kirchenbussen  und  (Geldstrafen  er- 
.streckteu;  nur  selten  kommt  Gefängnisstrafe  oder  die  „harplfen“ 


')  Mau  wird  uuter  den  Hunderten  von  .Synudaliiroze.ssen  des  1 4.  bis 
IS.  Jahrbuudert.s  wenige  finden,  in  denen  nicht  diese  Klage  wiederkebrt. 
V’gl.  (Jollcctio  procesäuum  synodalium  et  constitntionnm  eccle.siasticarum 
diocce.'>i8  Spirensis  ISaT  — IT-'o,  /„  li.  .S.  .'c.i,  itl,  ||2.  Ipe 

aat  u.  s.  f. 
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zur  Anwendung.  S[>äter  verblasst  die  Bedeiituiiisr  dieses  Geriohts 
immer  mehr;  lauge  Jahre  wird  iiberhauiit  kein  Send  mehr 
gehalten,  und  nachdem  die  Stadt  einmütig  das  Augsburgische 
Bekenntnis  angenommen  hatte,  ward  auch  tür  die  früher  der 
KomfHJtenz  des  Laiensends  unterworfenen  Delikte  die  Zustän- 
digkeit der  weltlichen  Gerichte  hergcstellt. 
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Zweiter  Ai)sclinitt: 

Die  einzelnen  Delikte. 

§ -26. 

Notzucht  und  sonstige  Nötigung  zur  Unzucht. 

Ueber  die  Beurteilung  und  Bestrafung  dieses  Verbrechens 
sind  mir  Quellennaclirichteu  aus  der  Zeit  vor  der  Karolina  niclit 
bekannt  geworden.  Dieses  tiesetz  spricht  den,  der  einer  unver- 
leuiudeteu  Ehefrau,  Witwe  oder  .Tuugfrau  wider  ihren  Willen 
mit  brutaler  Gewalt  die  Ehre  raubt,  des  Todes  schuldig,  weil 
er  seine  tdiysische  Ueberlegenheit  über  ein  schwaches  Weib 
missbrauchte.  Aber  auch  dieser  Satz  wird,  wie  fast  alle  die 
drakonischen  Strafliestimmuugen  der  Karolina.  dann  nicht  an- 
gewendet, wenn  seine  Durchführung  nach  der  Lage  des  Falls 
eine  allzu  grausame  Strafe  bedeuten  würde.  So  wird  1570 
ein  allerdings  nur  des  Xotzuchtsversuchs  Beschuldigter  lediglich 
ein  paar  Tage  iin  Turmstüblein  verwahrt,  dann  lässt  man  ihn 
gegen  Urfehde  wieder  laufen:')  171‘i  wird  in  bewusstem  Gegensatz 
zur  Karolina  der  Bettelvogt  .Tohaun  Schmidt,  eisi  veiheiiateter 
Mann,  wegen  Xotzwangs  gegenüber  einem  zwölfjährigen  Kinde 
nur  zu  einer  I.eibesstrafe  veruiteilt  und  mit  dem  Staupbesen 
zum  Stadtthor  hinausgehauen.-) 

Im  gleichen  Jahre  beantragte  der  Konsulent  von  der 
Muhle  Annahme  eines  von  ihm  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfs,'*) 


V)  VK.VP  T.  1570. 
»)  N.  707. 

X.  c;ii. 
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in  dem  er  dem  Kate  grössne  ScliärCe  und  Stienge  in  der  Er- 
mittelung, Beurteilung  und  Bo-stralung  der  Sittliclikeitsdelikte 
enifdald  und  ihn  vor  allem  auf  die  bedentende  Abweichung  seiner 
übertrieben  humanen  Kechtsiirechnng  von  den  Bestimmungen 
der  peinlichen  Halsgeiiehtsordiiung  hinwies.  Die  Notzucht  ist 
nach  seinem  Vor.schlag  .stets,  selbst  „wenn  die  Gezwungene 
endlich  konsentieret*^,  mit  dem  Schwert  zu  strafen.  Schon  das 
blosse  Eindringen  in  das  Schlafgemach  eines  Weibes  ist  strafbar; 
der  Thiiter  soll  als  ein  „schlechter  Hnrer“  zum  Schadenersatz 
und  achttägiger  Gefängnisstrafe  verurteilt  werden.  Dabei  handelt 
es  sich  jedoch  um  ein  sclt)ständigcs  Delikt  und  keineswegs  um 
Bestrafung  einer  VoibeiHiitungshandlung;  wie  die  altgermanischen 
Volksrechte,  so  erblickte  der  .Jurist  des  18.  .Tahrhunderts  in 
solcher  That  eine  Trübung  des  lichten  Kleinods  weiblicher  Ehre, 
die  deswegen,  nicht  als  Sittlichkeitsdelikt  Strafe  verdient. 

Nötigung  von  Kindern  unter  IZ  .lahren,  von  taubstummen 
und  wahnsinnigen  Bersonen  zuui  Beischlafe  ist  der  Notzucht 
gleich  mit  dem  Schwerte  zu  ahnden. 


Entführung. 

Das  alte  Recht  stellt  den  Frauenraub.  d.  i.  die  Entführung 
wider  Willen  der  Entführten,  der  Notzucht  gleich,  während  die 
Entführung  einer  Ein  willigenden  lediglich  als  Eingritf  in 
die  ifunt  der  Sippe  strafbar  erschien.')  Schon  im  sächsischen 
Landfrieden  von  und  der  auf  die.sem  basierenden  Treuga 

Henrici.  die  auf  raptus  sive  oppressio  virginis  schlechthin 
Schwertstrafe  setzen,  und  noch  mehr  in  den  späteren  Keichsgesetzen 
bis  zur  Karolina  wird  dieser  wohlbegründete  Unterschied  immer 
mehr  verwischt,  gelangt  aber  si)äter  im  Gegensatz  zu  den  ganz 
vagen  Bestimmungen  der  letzteren  wenigstens  teilweise  wieder 
zur  Anerkennung. 

')  s.  Wildi»  S.  .sao,  S41,  sr‘>;  V.  T.iszt,  Lelirb  (>.  .Viifl,  S.  S3l!. 
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ItüMt  erklären  die  Konsulenten  in  einem  Fall,  wo  die  Ent- 
liilirte  und  Deliorierte  einf^ewilli»:!  hatte,  Staupbesen  und  ewige 
Verweisung  lur  die  ordentliche  Stral'e  dieses  Verbrechens;  da 
aber  die  Eltern  selbst  intervenierten,  so  sei  es  empfehlenswert, 
den  Entführer  einzusetzen,  ihm  20  tl.  Geldstrafe  aufzubürden 
und  ihn  sitzen  zu  lassen  bis  zur  Bezahlung,  dann  aber  den 
Schuldigen  — jedoch  absriue  iufamia  — aus  der  Stadt  zu  ver- 
weisen allen  zum  Exempel  und  Abscheu,  sich  vor  dergleichen 
Frevelthaten  zu  hüten. 

Von  der  ifühle  schlägt  folgende  gesetzliche  Regelung  vor ; 
Entrührung  einer  unveileumdeten  ledigen  Person,  attch  der 
eigenen  Verlobten,  mit  Gewalt,  aus  Leichtfertigkeit,  oder  um  sie 
zu  ehelichen,  wird,  sobald  thatsächlich  Geschlechtsverkehr 
stattländ,  selbst  bei  Einwilligung  der  Plntlührten  mit  dem  Schwerte 
bestraft,  — also  hier  wieder  neuerliche  Verkennung  der  Unter- 
scheidungsmer-kmale  der  beiden  DelikLsarten!  Ausgenommen 
von  derir  aufgestellten  allgemeinen  Grundsätze  sollen  nur  die 
Falle  sein,  wo  der  weibliche  Teil  selbst  den  Anstoss  zur  Ent- 
führung gegeben  hatte  oder  die  mit  ihrer  Einwilligung  Entführte 
in  keinem  Gewaltverhältnisse  mehr  stand.  AVer  dem  Entführer 
Hilfe  oder  A’orschub  leistet,  büsst  nach  von  der  ilühles  A'orschlag 
wie  der  Thätcr  selbst.  Gelindere  Strafen  — Stadtverweisung 
mit  oder  ohne  voigängigerr  Staupenschlag  — treten  ein.  wenit  es 
nach  der  Entführung  nicht  zu  einem  Geschlechtsverkehr  kam, 
ferner'  wenn  der  Entluhrcr  noch  nicht  18  Jahre  alt  oder  die 
Entführte  eine  gemeine  Dirne  war,  und  endlich,  „wenn  ein 
AVeibsmensch  eine  .Alannsperson  entführte“.  In  allen  Fällen 
soll  dem  Entführer,  selbst  bei  vorausgegaitgeitem  giltigem  A"er- 
löbnis,  die  Ehe  mit  der  Entführten  ver'boten  sein.') 


' t X.  G:tl.  D.-\8s  die  EntfiUirtc  „itnvcrleinndef“  sein  müsse,  um  für 
den  Entführer  Sirafimrkeit  wegen  eines  crimen  raptus  zu  begründen,  wurde 
vor  allem  von  der  italieni.sclien  Jurisprudenz  betont  und  ging  dann  aueb  in 
das  deutsche  Recht,  den  Klagspiegel,  die  Bambergensis  und  Karoliuu  über. 
Während  aber  die  herrschende  Meinung  den  in  1.  unica  § 2 C.  de  raptu  virg. 
ausgesprochenen  (irundsatz,  dass  es  vüllig  gleichgiltig  sei,  ob  die  Entführte 
mit  der  Entführung  einverstanden  war  oder  nicht,  für  geltendes  Recht  er- 
klärte (CCB.  art.  143,  C'CC.  art.  lis),  zeigte  sich  doch  schon  unter  den 
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§ -28. 

Widernatürliche  Unzucht. 

Von  altors  her  wurden  unnatürliche  Verirrungen  des 
Gesclilechtstriebs  mit  völliger  Vertilgung  jedes  Andenken  an  die 
monströse  That  geahndet;  die  Germanen  des  Tacitus  begruben 
die  corpore  infames  im  Sumpfe  und  warfen  Reisig  darauf,  um 
die  Stelle  zu  verdecken,  wo  sie  versunken  waren.  Die  fränkischen 
Kapitularien  bedrohen  im  Auschlu.ss  an  das  römische  Recht  die 
Sodomie  mit  dem  Feucitode,  und  Kat  und  Richter  zu  Speier 
sehen  wir  von  ähnlichen  Anschauungen  geleitet;  jedoch  findet 
auch  bisweilen  die  von  den  italienischen  Juristen  befürwortete 
Schwertstrafe  Anwendung. 

1477  wird  eine  Dirne  aus  Nürnberg  wegen  mehrfach  ver- 
übter lesbischer  Unzucht  im  Rhein  ertränkt;  die  Frauen,  mit 
denen  sie  zu  thun  hatte,  und  von  denen  eine  behauptet,  „daz 
sie  nit  anders  gewist  dan  daz  sie  eyn  man  gewest“,  lässt  man 
bis  zur  Richtung  .sitzen  und  dann  Urfehde  schwören,  die  Stadt 
und  ein  Gebiet  von  lü  ^leilen  im  Umkreis  nie  wieder  zu 


Italienern  f;egeu  dic.^oii  Urnndjatz  eine  schücliterne  Oppoaitioii  ,(iuido  de 
Snzariu.  Albertus  Oandinus),  der  sieb  von  der  Mühle  wenigstens 
für  den  Fall  anscbliesst,  dass  der  Anstoss  zurl’egehung  des  Deliktes  von 
der  Entführten  nusging.  Die  Kntfiibrung  einer  unabhängigen,  in  die  Ent- 
führung einwilligenden  Frnucn.sperson  erachteten  .schon  Angelus  de 
L'b.ildis,  Paulus  ile  Castro  und  .später  l.udovicus  Carerius  für 
straflos,  während  nach  der  CCB.  der  Kat  der  Rechtsverständigen  entscheidet ; 
die  CCC.  behandelt  den  Fall  überhaupt  nicht  (art.  US).  Wenn  von  der 
Mühle  auf  die  Frage  (rewicht  legt,  ob  es  zwischen  dem  Entführer  und  der 
Entführten  zuiii  stuprum  gokonimen  ist,  so  vermag  er  hiefür  das  kanonische 
Hecht  (c.  fl  X.  de  raptn  ö.  17)  und  die  gemeine  Meinung  der  italienischen 
Jurisprudenz  flionifaeius  de  Vitalinis,  Julius  Clarns'i  ins  Feld  zu 
führen. 

Die  im  römischen  und  kanonischen  Recht  verpönte  Ehe  zwischen  dem 
Entführer  und  der  Entführten  galt  schon  in  früher  Zeit  für  unzulässig; 
vgl.  Wilda  S.  «4b  u.  Aiim.  1;  Hofrecht  lüschnf  Burchards  von  Worms 
§ 2J;  „et  qiiia  legitime  eam  secundum  cauonica  prcccpta  habere  neqiii- 
verit“  etc.  Ausserdem  vgl.  zu  vorstehenden  Ausführungen  Brunnen- 
meistor  S.  197  ff.,  2iü  f. 
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betreten.')  1482  wird  Elias  Kofel,  ein  mehrfacher  Sodomit, 
nio.saisehcm  Keehtssatz  entsprechend  mit  dem  missbraucliten 
Tiere  verbrannt,-)  1 7.‘fO  ein  anderer  mit  dem  Schwert  gericlitet. 
Der  Vertreter  der  Anklage,  der  Stadt-  und  Ratssehreiber 
Genien,  hatte  auch  im  letzteren  Fall  den  Bestimmungen  der 
Karolina  gemäss  Verbrennung  iles  Thäters  und  des  Viehes 
beantragt;  ein  Gutachten  der  Juristenfakultät  zu  Giessen 
entschied  sich  jedoch  für  di«-  mildere  Sch  wertstrafe.  Die  Kuh 
wurde  durch  den  Schinder  getötet  und  verscharrt.'*) 

Von  der  Jfühle  will  bei  Bestialität  Thäter  und  Vieh, 
nachdem  beide  mit  dem  Schwerte  getötet  worden,  verbrennen 
lassen;  bei  widernatürlicher  rnzucht  unter  Personen  gleichen 
Geschlechts  soll,  ausser  wenti  Gewalt  verübt  wurde,  das  Schwert, 
l>ei  Versuch  Stau|ibesen  und  ewige  Verweisung  zur  Anwendung 
kommen.  Das  Gleiche  gilt  bei  Schändung  einer  Leiche.  Onanie 
soll  mit  Staupenschlag  und  zeitlichem  E.xil  gebüsst  werden. ■*) 


Blutschande.  ) 

Jlissaehtung  der  Bande  des  Blutes  scheint  in  Anlehnung 
an  das  mosaische  Strafrecht  und  die  Bestimmungen  der  Bam- 
bergensis  — die  Karolina  verweist  auf  den  Kat  der  Kechts- 
verständigen  — in  der  Regel  mit  Lebens.strafe  geahndet  worden 
zu  sein,  l.')“?  wenigstens  wurde  einer,  der  unter  Bruch  seiner 


•)  .VH.  lE,  I Vii:  ,T)aruiiib  hat  man  sie  lassii  lign  biss  die  gemelt 

Katherina  geriobt,  ob  Katlierina  sie  wolt  entschuldigen  daa  sic  nit  gewa.st 
anders  denn  dass  sie  sie  für  eyn  man  erkent  liab.  so  sol  sie  X milu  von  der 
stat  swem.  Dez  glichen  i.st  Elss  Wendel  mutters  trau  auch  verliebu  liegen, 
mit  der  sie  evn  mal  zu  thun  gehapl  und  nf  samsatag  dar  nach  habu  sie  beyde 
X miln  für  die  stat  gesworu-, 

2)  .VH.  It,  14S2. 

3)  X.  70‘J  (.Vkt  Kofel). 

X.  631. 

'■)  Auch  hier  gewUhren  die  (inollcn  nur  eine  sehr  siiärliclie  Ausbeute. 
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Ehe  mit  der  eijreueii  Scliwiep;einiutter  sicli  veisrangen  hatte, 
an  den  lichten  Galgen  gehängt*  und  daü  nnkeusche  Weib  mit 
dem  Wasser  vom  Leben  zum  Tode  gerichtet.') 

Nach  von  der  Mühle  ist  lilutschande  in  auf-  und  ab- 
steigender Linie  sowie  mit  Stiel-  und  Schwiegereltern  bezw. 
-kindern  mit  dem  Schwert  zu  bestiafeu;  Zwang  und  rnkeuntnis 
der  Verwandtschaft  entschuldigt.  Lei  Hlutschaude  zwischen 
Geschwistern  soll  Staujienschlag,  Lrangcr  und  ewige  Verweisung 
eintreten,  dfsgleichen  bei  Verschwägerten  auf-  und  absteigender 
Linie;  bei  weiter  entfernter  Schwägersehaft  greift  zwei-  bis 
dreijährige  N'erweisung  IMatz. 


§ .‘to. 

Mehrfache  Ehe  und  mehrfaches  Verlöbnis. 

Diese  Jfelikte  ziehen  Lebens-  oder  schwere  Leibesstrafc 
nach  sich.  l.')77  wird  Agatha  Hehmin,  die  zwei  Ehemänner 
genommen  und  mit  dem  zweiten  in  einem  Schapel  - der  jung- 
fräulichen Brautzierde  — zur  Kirche  zu  gehen  sich  nicht 
gescheut  hatte,  um  ihrer  Treue  willen,  die  sie  im  Waisenhause 
den  armen  Kindern  im  Sterben  bewiesen,  zu  Butenstrafe  und 
ewiger  Verweisung  begnadigt;  ihr  Kind  wird  zurückbehaltcu 
und  bevormundet.-) 

Nach  von  der  itfühle  ist  das  einfache  crimen  biuoruni 
sponsaliorum,  wenn  den  X'erlobten  das  schon  bestehende  Verlöbnis 
bekannt  war,  mit  ewiger  Verweisung  zu  bestrafen.  Hat  copula 
carnalis  stattgefunden,  „so  werden  sic  j)illich  auch  geslrieheu“; 
die  Ehe  ist,  selbst  wenn  durch  Priesterhand  gesegnet,  ungiltig, 
und  das  frühere  Verlöbuis  ehelich  zu  vollziehen.  Bigamie  soll 
mit  dem  Schwert  gestraft  werden,  ebenso  der  Ehegatte,  der 
sich  anderweitig  verlobt,  ehe  der  bestehende  Ehebuud  gelöst 


' VK.\P.  I.  ir.--. 
*;  \ KA1\  I.  1577. 


Digitized  by  Google 


187 


ist.'»  Hetral  alier  der  Veisiinu-h  nur  eine  künftige,  nach  Liissung 
der  bestehenden  einzuirehendc  Ehe.  so  tritt  nur  etlicliwüchige 
Gelangnisstrafe  ein.  Die  l)eabsiehtigte  Ehe  ist  verboten. 


§ ••II. 

Ehebruch. 

Mord,  Meineid  und  Eliebrucli  galten  nach  altem  Speierer 
Recht-)  für  die  allerschwersten  Verbrechen,  die  ein  Weib  begehen 
konnte;  war  sie  eines  dieser  Delikte  bezichtigt,  so  wui’de  ihr 
nicht  wie  sonst  der  Keinigungseid  vcrstattet,  sondern  sie  musste 
durch  die  Probe  des  heissen  Eisens  den  Beweis  ihrer  Unschuld 
erbringen ; wie  die  schuldig  'Befundene  zu  strafen  war,  wird 
nicht  gesagt.  Weit  glimiitlicher  als  die  unkeuschc  Gattin  wurde 
jederzeit  der  untreue  Ehemann  behaudelt. 

Als  Sünde  wider  Gott  gelüirte  auch  nach  dem  Uebergang 
der  Strafgerichtsbarkeit  auf  den  Rat  der  Ehebruch  vor  das 
Forum  des  Laiensends,  der,  wie  bemerkt,  sich  keiner  sehr 
ausgedehnten  Strafkompetenz  rühmen  konnte  und  sich  meist  mit 
auffällig  milden  Strafen  begnügte."»  Die  gewöhnliche  Sühne  des 
offenen,  stadtbekannten  Ehebruchs  ist  nach  den  Sendregistern 
die  Erlegung  von  (5  //.  Wachs  und  2 Gulden.  Ehebruch  des 
Mannes  mit  der  Magd  wird  altem  Herkommen  gemäss  nur  durch 
Zahlung  von  2 //.  Wachs  und  einem  Gulden  oder  bloss  mit 
2 //.  Wachs  geahndet,  einer  Strafe,  die  in  der  gleichen  Höhe 
denjenigen  traf,  der  ein  ganzes  .fahr  lang  nicht  gebeichtet  hatte! 
Ein  Eheweib,  des  Ehebruchs  mit  mehreren  überführt,  kauft  .sich 
mit  einem  Strafgeld  von  4 //.  Wachs  und  einem  Gulden  von 
jeglicher  weiteren  Verfolgung  frei.  Person  und  Vermögens- 


')  von  der  SliUile  siolit  liieriii  al.su  ein  ailulterium.  nicht  blusses 
stuprum.  l'ebcr  die  Behandlung  dieser  Kontroverse  bei  den  Italienern 
8.  Brnnnenmeister  S.  261  f. 

•)  Zollweistiim  von  124(1  llilsrard  S.  4SI»). 

siehe  *ii  dem  folgenden  X.N.  lUlu.  STo,  l'.'b  des  Sp.  .Stadtarchivs! 
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Verhältnisse  der  Delir, (luenten  fänden  bei  Yerliängung  dieser 
Strafen  gebülirende  Würdigung:  l'):55  wird  U.  ein  Metzger 
wegen  Ehebruchs  mit  seiner  Magd  zur  Zahlung  von  10  //.  Wachs 
verurteilt. 

Auch  nach  Beseitigung  des  Sendgerichtes  und  Uebergang 
seiner  Zuständigkeit  auf  die  Vierrichter  bezw.  den  Rat  erfreut 
sich  der  Ehebrecher  ziemlich  glimptücher  lleliandlung,  wenn 
auch  in  einzelnen  Fällen  härtere  Strafen  verhängt  werden, 
1577  wird  beispielsweise  einem  Ehebrecher  das  Burgrecht  auf- 
gesagt,') 1.580  ein  anderer  zur  Zahlung  von  loo  d.  verurteilt, 
während  einer,  der  mit  der  gleichen  Dirne  wie  dieser  Ehebruch 
getrieben,  mit  :iu  H.  davonkommt;-)  auch  Stadtverweisung  ist  nicht 
selten.  ■)  Die  Regel  freilich  bleiben  die  früheren,  auftallig  gelinden 
Geldbussen.  Eine  Klarissennonne,  die  von  einem  Bürger  im 
Ehebruch  ein  Kind  empfing,  wird  auf  gewöhnliche  l'rfehde  der 
Haft  entlassen  und  ihr  auferlegt,  sich  aus  der  Stadt  zu  machen: 
ihr  Buhle  wandert  in  den  Turm  und  muss  das  Kind  versorgen. 
1025  wird  ein  Karmelitermönch  wegen  strätlichen  Verhältnisses 
mit  einer  Ehefrau  in  seinem  Kloster  in  Helden  geworfen.'*) 

Der  Konsulent  von  der  Mühle  will  bei  Ehebruch  zweier 
verheirateter  Personen  beide,  nachdem  sie  je  nach  der  Jahreszeit 
1—2  Stunden  am  Pranger  gestanden,  mit  Ruten  aus  der  Stadt 
peitschen  la.ssen;  Gleiches  geschieht  nach  seinem  Voi'schlag  dem 
Dedigen,  der  mit  einer  Verheirateten  Geschlechtsveikehi-  geiillogen. 
während  das  ehebrecherische  Weib  mit  einfacher  Stadtverweisung 
davoiikommt.  Ein  Ehemann  hingegen,  der  mit  einer  Eedigen,  sie 
sei  selbst  eine  allgemeine  Dirne,  Unzucht  treibt,  ist  ewig,  seine 
Mitschuldige  auf  ein  j>aar  Jahre  zu  vei  weisen;  war  der  ledige 
Teil  verlobt,  so  geht  noch  Prangerstellung  der  .\usfahrt  voraus. 
Unwisseidieit  bezüglich  des  Vorhandenseins  einer  Ehe  entschuldigt 


')  VK.U*.  I.  ir.TT, 

0 etiil.  l'iso. 

) elnl.  157'.»:  Wagciier  von  Xiedt  aas  diT  WediTaw,  oin  bender 

Diesel!,  ist  den  10.  .Inmiarij  der  liafft,  dar  ein  er  von  deswegen,  das  er  mit 
Seyfridt  Geyerssbergers  eheweib,  welliclie  ausgeri.sseii,  flei.scldicbe  uimzucht 
getriben,  uff  gewonnlictaen  urpheden  erlassen  unnd  ime  dabey  ansgesagt 
worden,  iler  statt  .Speir  liinfuro  müessig  zu  gehen“. 

*)  Katsprotokollc  lü2.'i  ,,.\kt  Xieulasin).  . 
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selbstvcrslämilkli  immer;  Versucli  wird  mit  einjähriger  Ver- 
weisung bedruht. 

^^'ie  zu  erwarten  war,  fielen  diese  Vorscliläge  des  gegen 
die  bisherige  Lässigkeit  in  der  Verfolgung  und  Bestrafung  des 
Ehebruchs  aus  vollster  Ueberzeugung  eifernden  Konsulenten 
auf  sehr  unfnuditbaren  Boden;  denn  fünf  Jahre  später  klagt  er 
wieder,  dass  es  „zwar  eine  alte,  aber  grundböse  (.lewohnheit 
sei,  den  zumal  zwiefachen  Ehebruch  mit  Geld  zu  stiafen“.') 

Später  ist  die  reguläre  Ehebruchstrafe  nach  Wahl  Zahlung 
von  120  d.  oder  vierwöchiger  Turmsitz  „bey  ungesaltzenem  und 
ungeschmaltzenem  Haberbrey  und  Wasser“.  Dazu  darf  der 
Verurteilte  zu  keiner  Kirchenmusik  mehr  admittiert,  zu  keiner 
Vormund-  und  Gevatterschaft  mehr  zugelassen  werden  und  sitzt 
zu  unterst  auf  der  Bierbank  wie  bei  sonstigen  Versammlungen 
seiner  Zunltgenossen.-) 


§ :f2. 

Hurerei  Und  Konkubinat. 

Auch  das  ärgerliche  Zusammenleben  zweier  unverehelichter 
l’ersoncn  gehörte  zu  <len  rügbaren  Delikten  und  wurde  seitens 
der  Seudherrn  ebenfalls  ausserordentlich  milde  beurteilt.  Dabei 
weist  die  Verbrechensstatistik  — in  älterer  Zeit  ist  diese  noch 
eine  sehr  genaue  — ganz  eigentümliche  Besultate  auf.  Während 
in  einzelnen  Rügebezirken  solche  Delikte  sich  sehr  häutig  er- 
eignen, ist  in  andern  manchmal  jahi  clang  kein  einziger  Fall  zu 
verzeichnen;  später  stellt  sich  wohl  bisweilen  heraus,  dass  den 
würdigen  Pfarrherrn  oder  ehrbaren  Zunftmei.ster  recht  triftige 
Gründe  abgehalten  hatten,  seiner  Kügepflicht  in  allzu  ausgedehntem 
Ma.sse  nachzukominen. 

Die  Bestrafung  besteht  in  der  Regel  in  der  Auflage  sofortiger 
dimissio  cum  etlectu;  manchmal  werden  ausserdem  2 ti.  Wachs 
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und  ein  Gulden  oder  uuch  weniper  als  Strafe  pozalilt.  Wenn 
dein  Eutlassiinpsbefehl  nielit  Folge  geleistet  wird,  so  wird  der 
Mann  in  das  Gefängnis  gesetzt,  das  Weib  in  die  Harfe  gestellt. 
Einer  Nonne  gibt  man  lö80  den  Kat,  dafür  zu  sorgen,  dass 
sie  Wiederanfnaliine  in  ihr  Kloster  erlange.') 

Ein  friseherer  Zug  macht  sich  nach  dem  rebergang  der 
Zuständigkeit  auf  das  Vierrichterkolleg  bemerkbar.  Die  Geld- 
nnd  Haftstrafen  werden  verschärft,  Pranger,  Knte  und  Ver- 
weisung sind  — besonders  bei  falnenden  Dirnen  — an  der 
Tagesordnung.  Hier  nur  wenige  Beispiele: 

Schon  137(5  werden  nach  Laut  des  Achtbuehes  C’lare,  buekel, 
keeherlin  und  sehönnase,  vier  Freundinnen  Speierer  Bürger, 
ewig  bei  Strafe  des  Rheins  aus  der  Stadt  gewiesen,  weil  sie 
„zwussclient  den  obegenanten  mannen  und  iren  elichen  wiben 
zweiunge  . . . und  grossen  unfriden  gemachet  hanf'. 

157t5  wird  ein  Aussätziger,  der  mit  einer  ledigen,  reinen 
Fraueusjierson  im  Gutleuthause  tieisehlielier  Vermischung  ge- 
ptiogen,  ewig  verwiesen,-)  1577  eine  Dirne  aus  Frankfurt  wegen 
rnzucht,  Diebstahls  und  anderer  Missethaten  mit  einem  Stroh- 
kranz im  Haar  eine  Stunde  lang  an  den  i’ranger  gestellt  und 
dann  hinausgejagt.-')  Häufig  werdiin  auch  gemeine  Dirnen  be- 
sonders solche,  die  trotz  geschehener  Verwei.sung  von  der  Stadt 
nicht  lassen  konnten,  mit  Kot  beworfen  und  neuerdings  aus- 
getrieben. 157'.»  ist  Anna  Stein  berge  rin,  Hans  Harders  von 
Würzburg  Hausfrau,  „so  von  dem  Mann  gelolfen  und  ins  Buben- 
leben gerathenn,“  auf  Antrag  des  betrogenen  Ehemanns  in  Haft  ge- 
setzt, dann  aber  nach  abgeschworener  Urfehde  ihrem  Manne  wieder 
„gcuolgt  wordeiU.  Ihre  Gespielin  wird  ins  Halseisen  gestellt 
und  beim  Stauidiesen  ewig  der  Gemarkung  verwiesen.-*)  Die 
Hurenstube  im  Siiital  und  das  Betzenloeh  des  Altpörtels  be- 
herbergten  fortwährend  eine  Menge  solch  fahrender  Schönen,  die 
dort  einige  Tage  mit  Wasser  und  Brot  gespeist  und  dann  aus 
der  Stadt  gejagt  wurden,  um  häutig  nach  kurzer  Frist  wieder 
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(len  Stadtknechten  in  die  Hände  zu  fallen.  Dann  aber  entgingen 
sic  sehr  selten  dem  Staupbeseii  und  durften  sich  glücklich  jireisen, 
wenn  ihnen  nicht  das  Eisen  des  Stöckers  ein  ewiges  Angedenken 
an  die  von  ihnen  so  bevorzugte  Stadt  auf  den  Kücken  brannte. 
Die  leichteste  Strafe  war  in  diesem  Falle  die  Einzwängung  ins 
Halsoisen.  deren  Grund  man  dem  neugierigen  Publikum  durch 
Unihängung  einer  Schaudtafel  mit  der  Aufschrift  „wegen  leicht- 
fertiger Hnrerey“')  niitzuteilen  pflegte. 

VerlÜhrung  unbescholtener  Mädchen  wird  mit  Geld-  oder 
Turmstrafe  geahndet;  oft,  besonders  wenn  eiu  Ehe  versprechen 
vorher  gegeben  worden  war,  muss  der  Verführer  die  Geschwächte 
heiraten  und  wird  in  der  Kegel  vor  den  Vierrichteru  durch 
einen  rasch  herbeigeholten  Pfarrer  mit  ihr  kopuliert.-) 

Nach  von  der  Jlühle^)  soll  Hurerei  mit  halbjähriger  Ver- 
weisung oder  einer  Geldstrafe  von  20  fl.  gestraft  werden;  „ist 
aber  die  Weibsperson  mit  mehreren  sich  zu  vermischen  gewohnt“, 
so  ist  die  Strafe  des  Mannes  zu  mildern,  die  des  Weibes  auf 
2 Jahre  zu  erhöhen.  Unzucht  mit  Ungläubigen  oder  Juden  zieht 
ewige  Verweisung  nach  sich;  bei  .Missbrauch  eines  Autoritäts- 
verhältnisses kommt  Pranger  und  ewiges  Exil  zur  Anwendung. 
Vorehelicher  Beischlaf  der  Verlobten  wird  mit  10  fl.  von  jedem 
Teil  gebüsst;  eine  bescholtene  Dirne,  die  im  Brautkranz  der 
Jungfrauen  sich  koimlieren  lässt,  ist  mit  dem  Strohkranz  zu 
schmücken  und  aus  der  Stadt  zu  führen. 


§ ;t;i. 

Kuppelei. 

Auch  dies  Delikt  pflegte  der  liaiensend  mit  arbiträrer  Geld- 
strafe abzntliun.  So  zahlt  z.  B.  Wendel  Wafensclunidl,  „der 
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hellt  buberev  mit  namen  eyii  geistlich  l'raw  uml  ein  nhaffen'*,  — 
1 //.  Wachs!') 

Schon  ini  14.  Jahihnndevt  ihoht  Übrigens  eine  Polizeiver- 
ordnnng  dem  ^rit'tian"  (Hnrenwirt'l  vierwöchige  Tnrmhali 
und  ewige  Verweisnng.  Wird  er  bannbriichig.  so  soll  man  ihn 
blenden  nnd  durch  die  Backen  brennen.-)  1 41  s wird  vom  welt- 
lichen Gericdite  Margarete,  Hans  Hey  men,  des  Schuhmachers, 
Frau,  weil  sie  ihren  Sohn  nnd  Heintzmann  Heidens  Töchterlein 
„eins,  als  dieselben  kinde  laste  jung  nnd  nnder  iren  tagen 
gewest  sind,  uuderstanden  hatde,  mit  geverlichen  werten  zn 
der  e zu  hauff  zu  verstricken“,  was  aber  weder  Krall  noch 
Macht  hatte,  in  Haft  gelegt,  dann  aber  gegen  Urfehde  wieder 
freigelassen.'')  Ein  originelles  Ansinnen  stellte  1 4sö  ein  Bender- 
knecht an  die  Wirtin  eines  Franenhauses:  da  er  Geldes  sehr 
bedürftig  war,  beschloss  er,  sich  solches  zu  verschaffen,  indem 
er  die  Dirne,  die  ihn  auf  seinem  Fahrten  begleitete,  auf  einige 
Tage  ins  Franenhaus  zu  bringen  gedachte.  Als  Mietschilling 
begehrte  er  anfänglich  4 fl.,  gab  sich  dann  aber  auch  mit  2 
zufi-ieden,  bis  der  Wirt  hinzukam  und  das  Zustandekommen  des 
sauberen  Handels  vereitelte.  Ueber  die  Bestrafung  des  Gesellen 
gibt  das  Achtbuch  leider  keinen  Aufschluss.*)  1025  wird 
eine  Ehefrau,  die  mit  einem  Karmelitermönch  zngehalten, 
samt  ihrem  Mann,  der  wissentlich  und  des  Gewinnes  wegen 
dies  sträfliche  Verhältnis  unterstützte,  ewig  verwiesen.-’) 

Nach  dem  Ge.setzentwurf  von  der  Mühles  soll  Verknppelnng 
aus  Gewinnsucht  und  unter  Missbrauch  eines  Antoritätsver- 
hältnisses  mit  Uebensstrafe,  .solche,  die  ans  Ueichtsinn  und  ohne 
gewinnsüchtige  Nebengedanken  verübt  wird,  mit  Staupenschlag 
nnd  ewiger  Verweisung  bestraft  werden,  blosse  Gestattung, 
Beihilfe  oder  Vorsehubleistung  mit  Halseisen  und  ewiger  Ver- 
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Weisung.  Veikupiielung  IVenider  Personen  ans  Gewinnsucht 
wird  mit  ewiger,  bei  Weglall  solcher  Absichten  mit  vierjähriger 
Verweisung  geahndet.  Bei  Versuch  und  grosser  Armut  tritt 
Strafmilderung  ein.') 


‘ S.  tiSI.  l\'bcr  iii<>  IWliandluiij'  dieser  Delikte  bei  den  Italieucrn, 
in  der  t'CU.  u.  t’Cl'.  s.  Briiunenineigter  S.  -’iil»  fl. 
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Achtes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  Vermögens- 
rechte. 

§ 34. 

Diebstahl. 

A.  Kiiifacbor  Diobstalil. 

Der  Deliktsbegriff  des  Diebstahls  ist  in  den  germanischen 
Volksrechten  mit  solcher  Klarheit  umschrieben  und  förmlich 
plastisch  entwickelt  worden,  dass  wir  hier  sogar  das  Bestreben 
der  italienischen  Juristen,  den  scharfsinnigen  Definitionen  des 
römischen  Rechtes  zum  Siege  über  das  weniger  zum  Abstrahieren 
geneigte  deutsche  Recht  zu  verlielfen,  völlig  scheitern  sehen. 
Ihre  bei  andern  Delikten  so  bedeutende  scliöpferische  Thätigkeit 
sah  sich  hier  auf  blosse  Mitwirkung  zur  Fortentwickelung 
urgermanischer  Rechtsanschauungen  beschränkt.') 

Der  Diebstahl  des  deutschen  Rechtes  charakterisiert  sich 
als  die  heimliche  und  widerreclitliche  Wegnahme  einer  nicht  in 
der  Gewere  des  Wegnehmenden  befindliclien,  fremden,  beweg- 
lichen Sache  von  gewissem  Vermögenswert.  Geringwertige 
Objekte  waren  — im  Gegensatz  zur  späteren  Rechtsentwickelung 
— nicht  Gegenstand  eines  eigentlichen  Diebstahls,  vielmehr  war 
ihre  Wegnalime  lediglicli  als  Sachentwendung  strafbar  und 
erfuhr  wesentlich  geringere  Alindung.-) 

Cliarakteristischaber  ist  für  den  deutschrechtliclien  Diebstalils- 
begrifl'vor  allein  das  Thatbestandsmerkmal  der  Heimlichkeit. 


r,  vgl.  liniiiiHMimeister  .S.  273  IT;  v.  Li.sztS.  391;  K<i.stlin  S.  U9IT. 
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Die  bei  Begehung  dieses  Deliktes  sicli  kiindgebemle  Nieder- 
trächtigkeit und  Gemeinheit  der  Gesinnung  des  Verbrechens- 
thäters,  verbunden  mit  der  grösseren  Schwierigkeit,  vor  dem  im 
Verborgenen  schleichenden  Xeiding  Hab  und  Gut  zu  wahren, 
sicherte  dem  Diebe  vor  allem  gegenüber  dem  offenen  Räuber 
schwerere  und  zudem  bcsc,himi>l'ende  Strafe:  Während  der 

Räuber  durch  das  ehrliche  Schwert  das  Leben  verliert,  sühnt 
des  Diebes  feige  That  der  Strang.') 

In  den  jifälzischen  Weistümern  ei'scheint  allgemein  der  Dieb 
als  Tr  pus  des  nichtswürdigen,  landschädlichen  Mannes,  und  kein 
Scheltwort  wird  härter  geahndet,  als  Dieb,  Diebin,  diebischer 
Bösewicht. 

Die  erwähnte  Bestimmtheit  iles  deutschen  Rechtes  in  der 
Hervorhebung  der  charakteristischen  Diebstahlsmomente  erleiilet 
auch  dadurch  kaum  einen  wesentlichen  Eintrag,  dass  man  eine 
Reihe  dem  Diebstahl  ähnlicher  Handlungen  mit  diesem  Namen 
bezeichnete  oder  wenigstens  gleicher  rechtlicher  Behandlung 
und  Beurteilung  unterstellte.  So  wird  dem  dieblichen  Nehmen 
das  diebliche  Behalten  gleichgestellt,  das  furtum  usus  und 
possessionis  als  Diebstahl  <iualitiziert  unil  schliesslich  auch  der 
Fälscher,  der  Betrüger,  der  Fallit  dem  Diebe  gleichgeachtet. 

Aus  uraltem  Herkommen  schöpften  die  fränkischen  Stammes- 
rechte, die  Kapitularien  der  Karolinger,  wie  die  Landfriedens- 
gesetze der  späteren  Kaiser  den  Rechtssatz,  da.ss  dem  Diebe 
der  Tod  durch  den  Strang  gebühre;  doch  wird  schon  sehr  früh 
ein  Unterschied  zwischen  grossem  und  kleinem  Diebstahl 
gemacht,  der  auch  auf  die  Bestrafung  seinen  Einlluss  äussert. 

Für  die  Rechtsprechung  der  Speierer  Richter  war  ohne 
Zweifel  der  Reichslandfriede  vorbildlich,  den  Friedrich  der 
Rotbart  11. jg  erlassen  hatte,  und  worin  dem  Dieb,  der  ■’)  Solidi 
oder  mehr  entwendete,  der  Strang  angedroht  wird,  während  der 
kleine  Dieb  Hals  und  Hand  rettet  und  lediglich  an  Haut  und 
Haar  gestraft  wird:  „scopis  et  forcipe  exeorietur  et  tondeatur“.-) 
Auch  der  Provinziallandfriede  von  11 7 ü und  die  Treuga  Henrici 
enthalten  Bestimuiungcn  über  den  Diebstahl  und  dessen  V^er- 
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geltung,  sodass  nach  solch  eingeliender  reichsrechtlicner  Regelung 
(las  Schweigen  der  MRO.,  die  sich  lediglich  mit  mehr  als  Feld- 
und  Forstfrevel  charakterisierten  Entwendungen  befasst,')  wohl 
kaum  befremdlich  ei-scheiuen  kann. 

Dass  beim  schweren  Diebstahl  das  Reichsrecht  Platz  gritl, 
wird  durch  Lehmanns  Ueberlieferung  des  Speierer  Gerichts- 
gebrauchs bestätigt.  Danach  verdient,  wer  über  5 Scliillinge 
Wertes  stiehlt,  den  Strang;  wer  sich  mit  weniger  begnügt,  setzt 
lediglich  Haut  und  Haar  aufs  Spiel.  Diese  mag  er  ledigen 
durch  Zahlung  von  .3  Schillingen  und  Ersatzleistung  an  den 
Geschädigten.  Erfüllt  er  diese  Verjitlichtung  nicht,  .so  soll  ihn 
der  Richter  heissen  schlagen.  Die  Zahl  der  Schläge  richtet 
sich  nach  dem  Werte  des  Gestohlenen,  doch  soll  der  Dieb  nicht 
mehr  bekommen  als  3'J  Schläge.-)  Diese  Bestimmung  tiudet 
ihren  Grund  im  mosaischen  Strafrecht,  das  40  Schläge  als 
Maximalzahl  aufstellt.  ) Da  nun  zu  befürchten  war,  dass  infolge 
des  bei  der  Exekution  entstehenden  Getöses  das  Vollstreckungs- 
organ sich  leicht  verzählen  und  des  Guten  zu  viel  thun  könnte, 
so  ward  bestimmt,  dass  mehr  als  :t'.)  Schläge  keinesfalls  ver- 
abreicht werden  sollten.^ 

Die  Strafe  des  grossen  Diebstahls  war,  wie  erwähnt,  der 
Strang  oder  — bei  Frauen  ausnahmslos  — der  Tod  im  Rhein. 
Gewöhnlich  geschah  im  letzteren  Falle  die  Exekution  bei  Nacht, 
nur  bei  besonderer  Ruchlosigkeit  des  Thäters  wurde  die  Strafe 
öffentlich  bei  scheinender  Sonne  vollstreckt.  Was  als  grosser, 
was  als  kleiner  Diebstahl  zu  erachten  sei,  bestimmten  die 
Richter  nach  eigenem,  freiem  Ermessen;  die  alte  Wertgrenze 
von  ö Schillingen  verschwand  allmählich  im  Dunkel  der  Ver- 
gessenheit und  ward  nur  von  Zeit  zu  Zeit  wieder  einmal  durch 
den  Spürsinn  eines  spitzfindigen  Juristen  ans  Tageslicht  gezogen. 

In  leichteren  P'ällen  finden  wir  statt  des  ultimum  supplicium 
Ausstechen  der  Augen,  Abschneiden  der  Ohren,  Halseisen, 

’)  Hilgard  S.  218  und  217.  Auch  das  Friedensbuch  der  Stadt 
Mainz,  das  andere  Verbrechen  mit  so  grosser  Ausführlichkeit  behandelt, 
erwähnt  des  Diebstahls  mit  keiner  Silbe. 

^ Lehmann  S.  2S8“’. 

5.  Mos.  25,  3;  Tgl.  auch  2.  Kor.  11,  24 
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Lasteistein,  Staiipeuschlag  und  Hrandmarkung,  bisweilen  sogar 
lediglich  ewige  SUidtverweisung. 

An  Stelle  der  Hinrichtung  durcli  Krtränken  tritt  mit  Ab- 
schaffung dieser  Art  der  Todesstrafe  für  Weiber  der  Tod  durchs 
Schwert,  bei  Männern  wird  der  Strang  ausschliessliches  Kxe- 
kiitionsmittel. 

Die  Begehungsarten  des  Diebstahls  sind  von  einer  so 
aus.serordentlichen  Vielseitigkeit,  dass  auch  nur  der  Versuch 
einer  Aufzählung  der  häufigsten  Fälle  ermnden  müsste;  als 
Objekt  kam  alles  in  Betracht,  was  nur  den  geringsten  Wert 
beanspruchen  konnte,  und  wofür  man  von  den  .luden  einiges 
Bargeld  zu  erlangen  hoffen  diiifte.  Besondei-s  dem  fahrenden 
Volk  und  den  Gaunerbanden  draussen  in  der  Landschaft  war 
nichts  heilig:  Der  klingende  Iidialt  der  Opferstöcke,  der  Gold- 
schmuck der  Heiligen,  Altartiicher  und  Jlessgewänder,  silberne 
und  goldene  Geräte,  Perlen  und  edles  Gestein  waren  willkommene 
Beute;  fehlten  sie,  so  nahm  man  auch  mit  Geringerem  vorlieb, 
Messingkamien  und  -Schüsseln.  Tücher,  Kleider,  Badhemden, 
Leinwand,  Teppiche,  Schleier,  Werkzeuge  und  Xahrungsinittel 
sind  die  gewöhnlichsten  Diebstahlsobjekte.  Der  Wert  war 
gleichgiltig;  so  .stahl  z.  B.  einer  u.  a.  ein  Gewicht,  einen  Wein- 
hahn, eine  Sackpfeife,  drei  Nadeln,  einen  Zuckerhut,  ein  paar 
„zuckerledliu“  und  ,3  fl.  znckerkandit,  galt  12  alb.  zu  meintz'“ 
und  büsste  diese  Thaten  mit  dem  Strang.') 

Die  ergiebigste  Ausbeute,  falls  der  Dieb  damit  umzugehen 
wusste,  verhiess  des  Säckelschneidens  edle  Kunst,  in  der  es 
mancher  durch  fortgesetzte  rebung  zu  staunenswerter  Gewandtheit 
brachte,  wie  beispielsweise  einer,  dem  ein  Inquisit  das  rühmende 
Zeugnis  ausstellte,  er  sei  „ein  meister  under  den  seckelsnydern“.'-) 


>)  AH.  II,  14S7. 

M.-tnch  komische  Probe  solcher  Kunstfertigkeit  üherlicforu  die  Acht- 
bücher; z.  li.  144«:  .Item  verkeufft  or  ein  ringk  zu  metze  und  stule  di 

wyle  dem  kreemer  ein  andern“;  1457:  ,1  H.  genomen  uss  einer  tcschen,  da 
dett  ime  ein  schuchstcr  II  sehn«  an";  14«4:  .Item  IV  .3  ..S»  tym  zum  heiligen 
grabe  uss  eim  seckel  im  gartben  als  derselbe  arbeit.  Item  uf  2 gld.  geltz 
zu  franckfurt  eim  meister,  dem  er  diennet;  als  da  er  im  urluup  gebe,  nem 
er  im  die  II  gld.  uss  der  daschn";  14S7:  „Item,  do  er  kain  X jar  alt  wass, 
do  num  er  zu  wissenloch  im  bade  eime  ein  uuw  pur  schu  und  liess  im  sin 
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Viehdiebstalil,  besonders  das  Wegreiten  von  Pferden,  auch 
der  Gartendiebstabl  werden  mit  aussergewölinlich  liarten  Strafen 
belegt.  145i>  wird  ein  Dieb,  der  einem  Wirt  ein  Wams  und 
zwei  Malter  Zwiebelsamens  gestohlen,  beider  Obren  entledigt; 
ein  Gärtner,  der  den  Leuten  zu  Speier  ihre  „rode“  ausgrub, 
wird  146fi  des  Augenlichtes  beraubt.') 

Die  Zahl  früher  begangener  Diebstähle,  die  der  Inquisit 
bald  aus  eigenem  Antrieb,  bald  durch  die  Folter  zum  Reden 
gezwungen,  den  Richtern  angibt,  ist  nicht  selten  eine  ganz 
ungeheuere;  so  zählt  eine  14!U  zu  Speier  ertränkte  fahrende 
Dirne,  „die  frauwe  von  Nürnberg,  gnt.  Sjbilla“,  mehr  als  70 
Vordelikte  auf,  die  sie  im  Lauf  der  Jahre  au  den  verschiedensten 
Orten  des  römischen  Reiches,  zu  Heilbronn,  Jlainz,  Bingen, 
Landau,  Nördlingen,  Stiaubing,  Deggendorf,  Ingolstadt,  Tübingen, 
Heidelberg  und  anderen  Plätzen  begangen  hatte,  bis  sie  endlich 
zn  Speier  ihr  Schicksal  erreichte.  Dass  sie  auch  früher  bereits 


boespn  »teil“;  „Zu  Wirtzbiirg  kamen  wir  in  ein  batatoli.  lagen  fi  wirtzbiirger 
scbilling.  namen  wir“;  „llic  nf  dem  margt  bat  ein  buwe  gelt  gezelt,  da 
bab  ich  ym  4 alb.  genomen.  Item  .siiit  wir  uf  den  margt  gangen  mul 
haben  ein»  wollen  einen  seekel  absclmiden.  do  band  sie  kein  messer  gehabt. 
Zn  Nnrnberg  einer  t'rnuwe  ein  seekel  abgeaebnytten . do  wa.ss  nichtz  in. 
Item  uf  sant  Peters  berg  nf  einer  kirwy  hing  eime  bnwern  ein  seekel  nf  dem 
rick,  in  der  kireli  namend  sie  ym  l nornberger  lib." ; l t'.t;i:  „Item  zu  lirelten 
habe  er  ein  in  sin  dosch  griefen,  der  gab  im  eins  an  sin  baltz,  daz  er 
hinweg  ging.  Item  zn  mombacli  nam  er  einem  gynss  dryber  II  fl.  dez 

nacbt.s  ym  stro,  ist  ym  wider  genomen  und  gescblagen“  ; 14'.U:  „VI  [I  oder 
IX  gl.  eim  zu  Strassbnrg  in  der  kireben  iiss  der  teseben  als  er  neben  im 
knyet,  aber  er  wur<ls  gewar  zn  stund  und  gebs  im  wider“. 

')  Die  Färberriito  (Krapp)  wurde  im  .Speiergau  viel  gebaut  und  bildete 
einen  sehr  einträglichen  Handel.szweig.  Vgl.  Z (i  <1.  IX,  S.  ISO  f.  Die 
barte  Hestrafung  erklärt  sieb  wohl  auch  daraus,  dass  der  Kan  der  Färberriito 
nicht  unbeschränkt  zugelassen  war.  Kin  Katsstatut  von  1.1.50  batte 
sogar  das  Legen  und  Pflanzen  der  Köto  in  und  nm  .Speier  im  l'mkreis  von 
0 Meilen  völlig  verboten,  was  l.'t'.io  dahin  abgeändert  wurde,  .quod  con- 
cessiim  est  ortulanis  et  agricolis  de  .Utspir.  cnilibet  in  dimidio  itigero 
proprii  sui  agri  die  rote  zn  legende,  et  i|uilibet  hoc  excederit.  X tlorenos  de 
«luolibet  dimidio  iiigero  dabit  in  pena  et  sub  eadem  herbas  deinde  ad  alimn 
locnm  non  vendant  portionem  nec  sortciu  bic  vcl  alibi  contra  hec  assuinendo, 
donee  consilium  hoc  cliam  alteret“  (,\.  ,St.  K.  X.  0;  Z (■  O.  IX,  S.  ISO  f.) 
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einmal  mit  dem  Henker  zusammengetroffen,  beweist  der  Vermerk 
ini  Aclitbncli:  „Item  die  frau  liat  keyn  oren  gehapt“.') 

Im  allgemeinen  zwar  wirkte  der  Rückfall  strafsehärfend, 
doch  wurde  dies  nie  zum  System;  vielmehr  waltete  stets  freies 
richterliches  Ermessen.  1403  z.  B.  emiifindet  der  Rat  mit 
einer  fahrenden  Frau  so  grosses  Jlitleid,  dass  er  ihr,  trotzdem 
sie  „ungetzogen“,  d.  h.  vor  Anwendung  der  peinlichen  Frage, 
hartnäckig  geleugnet  hafte,  dann  aber  33  Diebstähle  eingestand, 
mit  erdrückender  Stimmenmehrheit  Gnade  vor  Recht  gewährt; 
sie  schwort  über  die  Donau  und  wird  mit  Ruten  vor  die  Stadt 
gehauen. 

Auch  aus  älterer  Zeit  haben  wir  Beispiele  solch  besonderer 
Milde.  13Ö5  z.  B.  wird  einer,  der  „der  Stadt  ihr  Geld  verstoln“, 
lediglich  auf  eine  Meile  von  der  Stadt  verwiesen ; zeigt  er  sich 
wieder  innerhalb  der  Bannzäune,  so  soll  er  des  Stranges 
sicher  seiit.-) 

Seil  Ausgang  des  .Mittelalters  finden  wir  überhaupt  einen 
l^msehwung  in  A’olksmeinung  und  Anschanungsweise:  die  Be- 
stimmungen des  alten  Rechts,  namentlich  aber  auch  die  neueren 
Strafdiohungen  der  Karolina  werden  vielfach  als  zu  hart  und 
drückend  emidünden  und  an  ihrer  Stelle  gelindere  Strafet!  an- 
j?ewendet.  1577  wird  eine  Teiipichdiebin  ewig  verwie.sen ; 157« 


')  AH.  II,  llttl.  Ein  iiiti'rcssiinte»  llilil  von  tlom  Leben  einer  solchen 
abentenerndeu  Tochter  der  Heerstrasse  entwerfen  die  .Vclitbucheintriige; 
z.  H. : .ein  siittel  eyin  ritter,  ist  hy  iin  ^jelegeii  und  haben  den  verdruncken 
sie  und  die  gemejnen  fraiiwen  zu  Stnibiugen  und  batt  in  wider  gelösat; 
! hett  ussiraceu  nnil  versetzt;  eyni  pfaffen  ein  gross  pfaffen  kapp,  bat  sie 
verkaufft  für  1 gldn;  deniselheu  geslolu  XX  hlapbart,  ist  by  im  gelegen 
XIV  tag;  hie  eyin  pfaffen  genant  her  Jorig  by  alleu  beyligen  ! sebwartzen 
rock  mit  wyasen  tueb  gefuttert,  und  ist  ergriffen  worden  by  dem  sieebenhuss, 
batt  in  wider;  t fl.  XVIII  albs.  cym  suwtrybcr  zu  beyligen  steyn,  ist  by 
im  gelegen;  eym  pfaffen  by  dem  monster  ein  wamschbembdt,  das  bett  ir 
buw  genant  Peter,  dartzu  XVII l albs.  an  gelt  auch  dem  pfaffen,  ist  by  iui 
gelegen;  zu  heylpron  eyneni  VI  gldn.  der  soll  ir  die  Ee  globt  und  darnach 
Inr  sie  gesebworn  han  (?)  genant  Michel  .Sebusslgr,  ist  IV  jar  by  im  gewest 
und  II  kind  gemacht;  zu  Tuwingen  eyn  rock  ist  des  llectors  gewest,  batt 
sie  unde  ander  frauwen  im  geineynen  huss  verdruncken  für  2 fl.,  batt  in 
wider“  n.  s.  w. 

■■*)  Alt.  I,  t;tör>. 
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sogar  einer,  der  dem  Reichskammergericlitspräsidenten,  Grafen 
von  Eberstein,  einen  silbernen  Löffel  und  einen  vergoldeten 
Pokal  gestohlen  hatte,  auf  gewöhnliche  Urfehde  der  Haft  ent- 
lassen in  Ansehung  „seiner  kleinen  zehen  Kinder  unnd  in 
Betrachtung  der  graff  woll  zufrieden,  weil  er  solche  beiden 
gestohlenen  Stuck  wider  bekommen“.  l.')79  lässt  man  einen 
jugendlichen  Dieb  durch  den  Stöcker  „privatim“  aushauen  und 
einen  andern  seinem  Vater  zu  gebührender  häuslicher  Züchtigung 
überantworten.’) 

Ein  Bürger,  der  Drohworte  hatte  vernehmen  lassen, 
„darzu  sich  ein  wenig  Diebstahls  beflissen“,  kommt  mit  Verlust 
des  Burgrechtes  davon.  16IÜ  stiehlt  ein  Pfarrschülcr  zwei 
silberne  Becher  und  wird  durch  den  Bettclvogt  mit  Ruten 
gestrichen;  einem  Studiosus,  der  einen  Schreiner,  bei  dem  er 
übernachtete,  bestahl,  rät  man  im  gleichen  Jahre,  lörtzuzieheu 
und  sich  nicht  mehr  treffen  zu  lassen.*) 

Als  lti77  ein  gewisser  Peter  Pirron  wegen  Diebstahls 
gehängt  werden  sollte,  erwies  sich  das  Hochgericht,  das  seit 
langer  Zeit  nicht  mehr  benutzt  worden  war,  so  schadhaft,  dass 
es  vollständig  neu  aufgebaut  werden  musste.'’)  Seit  dieser  Zeit 
hat  es  nur  wenige  Opfer  mehr  gefordert.  ir,'j9  wurde  sogar 
ein  Pferdedieb,  der  lange  geleugnet  und  die  Richter  genasfühat 
hatte  und  schliesslich  .sogar  aus  dem  Gefängnis  ausgebrochen 
war,  zu  Staupenschlag  und  ewigem  Exil  begnadigt.-')  üeberhau|>t 
entschloss  sich  der  Rat  im  18.  Jahrhundert  nur  noch  schw'er, 
ein  Todesurteil  zu  fällen. 

1740  schlägt  man  eine  Diebin  mit  Ruten  aus  der  Stadt 
und  verweist  sie  beim  Strang  aus  dem  Gebiete  des  oberrheinischen 
Kreises,  w'as  ihrem  Defensor  Kühl  mann  immer  noch  als  zu 
harte  Strafe  erscheint,  da  durch  solche  Auspeitschung  „bei  den 
mehristen  anstad  einer  Besserung  ein  noch  grö.sser  desperation, 
Böses  zu  begehen,  eft'ectuiret  wird“.  Der  Konsulent  Baur 
stimmt,  obzwar  ein  furtum  magnum,  manifestum,  tertia  vice 


')  VRAP.  I,  1577,  1578,  1579. 
n VRAP  II,  lßl9. 

“)  N.  714. 

VRAP.  II,  1099. 
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cotnmissum  vorliege,  ebenlalls  lediglich  lür  Auspeitschung,  da 
der  Fiskal  keine  höhere  Strafe  beantragt  habe,  und  sein  Amts- 
genosse von  Stoekken  schliesst  sich  diesem  Ratschlag  an,  da 
„die  srhärfsten  Kriminalisten  dar  vor  halten,  dass  die  Lebens'- 
strafe  in  dem  Diebstahl  gar  zu  hart,  wo  möglich  ein  Richter 
solche  mildern  und  alle  mildernden  rmstände  hervorsnchen  s<dle“.') 


It.  ({iialilizierte  Fälle. 

Da  Verschärfungen  der  Todesstrafe  in  der  Speierer  Straf- 
rechtspflege nahezu  unbekannt  sind,  so  äussern  die  straf- 
schärfenden .Momente  beim  Diebstahl  lediglich  die  Wirkung, 
dass  bei  ihrem  Vorliegen  sehr  selten  anf  mildere  Ahndung, 
sondern  in  der  Regel  anf  Verwirkung  des  Lebens  erkannt  wird, 
oder  dass  an  Stelle  einer  gelinderen  Hinrichtnngsart  eine  ge- 
meiniglich liir  härter  erachtete  eintritt,  z.  B.  an  Stelle  des 
Wassertodes  im  Dunkel  der  Nacht  das  Ertränken  vor  allem 
Volk  lind  bei  sclieinender  Sonne.  Kirchendiebstahl  wird  in  der 
Regel  nicht  mit  dem  Strang,  sondern  — des  hinzutretenden 
religiösen  Momentes  wegen  — meistens  mit  dem  Feuertode 
gebUsst. 

Bandendiebe  dürfen  gewöhnlich  wenig  Anspruch  auf 
schonende  Behandlung  erheben;  selbst  bei  ganz  geringfügigen 
Entwendungen  riskieren  sie  den  Strang  oder  sind  zum  mindesten 
der  Ohren  nicht  mehr  sicher.  Eine  Verschärfung  erfährt  die 
an  und  für  sich  schon  recht  schneidige  Praxis  durch  die  Gauner- 
mandate des  18.  .lahrhnnderts,  die  noch  kürzeren  Prozess  mit 
derlei  Gesindel  empfehlen. 

Das  Erbrechen  von  Behältnissen,  wenngleich  es  bei 
der  Strafausmessung  erschwerend  ins  Gewicht  fällt,  trägt  nicht 
den  Charakter  eines  Qualifikationsmomcntes,  wohl  aber  das 
Einbrechen  oder  Einsteigen  in  ein  Haus  oder  in  das  um- 
friedete Eigen  eines  andern,  weil  dadurch  der  über  dem  Be- 
sitztum waltende  Hausfriede  eine  Kränkung  erfährt.-) 


*J  X.  711. 

*)  Scharfe  Polizeiverordmmgen  suclitcn  dem  Diebsunwesen  zu  ateneni: 
ir>3!»  wurile  bestimmt,  dass  kein  Scblos.sermeister  einen  Scblilssel  in  Wachs, 
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Noch  härterer  Strafe  würdig  aber  erschien  die  Störung 
des  Kult-  und  Gottesfriedens  beim  Kirchendiebstahl,  den 
schon  das  altgermanische  Sakralrecht  mit  den  schwersten  Strafen 
belegte.')  Das  fein  entwickelte  religiöse  Gefühl  des  Jlittelaltcrs 
wurde  durch  die  in  solcher  Tempelschändung  .sich  bethätigende 
Frivolität  und  Gesinnungsroheit  aufs  empfindlichste  getroffen 
und  heischte  blutige  Sühne,  so  dass  kaum  eine  Todesart  grau.sam 
genug  zur  Bestrafung  des  Missethäters  eischeinen  mochte,  und 
trotz  alledem  äusserten  diese  schrecklichen  Strafen  doch  keines- 
wegs eine  tiefgehende  Wirkung,  da  die  Beraubung  der  durch 
gabenreiche  Frömmigkeit  oft  verschwenderisch  ausgestatteten 
Kirchen,  falls  sie  ohne  Störung  durchgeführt  werden  konnte, 
die  reichste  Ernte  verhiess.  So  findet  sich  in  der  Verbrecher- 
liste der  Achtbücher  manch  gewerbsmässiger  Opferstockdieb, 
wie  z.  B.  ein  gewisser  Heinrich  von  Baden,  der,  trotzdem 
er  12  Opferstockdiebstähle  eingestand,  nur  mit  dem  Strang 
bestraft  ward.-)  1424  fängt  man  sogar  einen  Kleriker,  der 
mit  einem  Priester  zu  St.  Georg  einen  < Ipferstock  beraubte 
und  zwei  Altartücher  den  selb.st  für  solche  Artikel  recht 
dankbaren  Juden  versetzte:'*)  14til  gesteht  einer,  der  hl.  Barbara 
zu  Landau  ihre  Krone  genommen  zu  haben,  und  besteigt  zum 
Lohn  hiefür  die  Leiter:^)  selbst  die  Monstranz  auf  dem  Altar 
wird  mitunter  entwendet  und  verkauft  oder  vei-setzt. 


Li'liiii.  Teil;.  Illei  oiler  einen  andern  .Stoff  abdrUc:ken  dürfe  ohne  liei.sein 
dessen,  dem  der  Srldüs.^cl  jfeliüre.  Ferner  darf  kein  Mei.ster  einen  ..llaeken- 
Schlüssel,  gespalten  Kohr.  Dietrieliscliliissel  oder  ander  gefährliche  Arbeit" 
für  jemand  anfertigen  an.sser  für  sieb  .selbst  zum  tiebrauche  seines  Hand- 
werks. Diese  Schlüssel  muss  er  aber  selbst  wohl  verwahren  und  darf  sie 
nicht  seinem  (iesinde  zur  lieniitzung  überlassen.  .Soll  ein  Schloss  damit 
geöffnet  werden,  so  bat  er  dies  selbst  im  Heisein  des  Kigentüniers  vorzii- 
nehmen.  Kndlich  darf  kein  Meister  ein  gefährlich  Hrechreug.  .Steigzeug. 
Rüdetiband,  Stechschloss  noch  dergleichen  machen  oder  machen  lassen  bei 
schwerer  Strafe  (Mono,  Z (1  O.  XVI,  S.  Hld);  vgl.  auch  Zöpfl  S.  H!G‘.  — 
1423  werden  Henniclün  Stemmphel  und  Hermau  Kesseler  gefangen  gelegt 
,,umb  des  willn  das  sie  etwas  argwenigen  gezuges  nemelicbn  ein  di'iinelysen 
und  meissei  by  yn  gehabt  habeut"  (.\li  11.  1423). 

')  Wilda  S.  «Hl. 

■-’)  AH.  II.  1143. 

»I  All.  II.  1424. 

•j  AH.  II,  lliil. 
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1497  endet  ein  gewisser  „Michahell“  auf  dem  Scheiter- 
haufen, nachdem  er  zugegeben  hatte,  er  sei  „zu  sant  Clären 
kirche  allhie  gangen,  daz  sacrament  husel  daselbst  ufFgebrochen 
mit  eyner  zwangen  uniid  daz  heilig  sacrament  ussgeschut  usser 
dem  sielber  in  die  hultzenbuchsse“;  ausserdem  hatte  er  im 
Nonnenkloster  zu  Worms  „Unser  üben  frawen  billde  uf  eyn 
altere“  einen  reich  mit  Silherspangen  beschlagenen  Gürtel  ent- 
rissen.') Ein  Oi)ferstockmarder  schlimmster  Sorte  wurde  1487 
dingfest  gemacht;  die  Nikolanskapelle  und  die  Kirchen  zu 
St.  Peter,  St.  Gilgen,  zu  den  Frauenbrüdern,  zum  hl.  Grab 
und  zu  St.  iMartin  hatte  er  bereits  geplündert,  vom  Altar  des 
hl.  Antonius  auf  dem  Weidenberge  das  Altartuch  entwendet, 
und  schickte  sich  eben  an,  auch  die  übrigen  Kirchen  zu  be- 
suchen, als  ihn  die  Häscher  ergriffen;  der  Strang  machte  seinem 
thatenreichen  Leben  ein  rasches  Ende.'') 


§ ;$r.. 

Entwendungen. ) 

Nicht  als  Diebstahl  galt  die  Wegnahme  geringwertiger 
Vermögensobjekte  an  der  Strasse,  auf  dem  Felde  und  im  Garten. 


')  .\B.  II.  1197;  iiu  ;;leichon  J:ibr  Hndet  sich  ilcr  Eintrag:  ..Itciii 

sngt.  (1.1S  er  hy  nacht  umb  zuschliesscns  zyt  in  die  kirch  zu  sant  Clären 
gangen  init  eyueni  sech,  das  er  by  imc  hett,  und  iingeverliehe  umb  XI 
nwern  des  nachts  mit  gemeltem  secho  daz  Eacrninout  Husell  ufgebrochvn, 
daz  heilig  Sacrament  daz  in  cyuem  sielberu  huchsseil  gewest,  nsscr  dem 
nsser.sten  hnitzcn  gefess  genommen,  den  froulichnam  unsers  hern  in  das 
hultzen  geschirr  oder  monstrantien  us.ser  dem  sielber  ge.schntt  und  ein 
guldiu  crutzell  so  uf  der  usscrsten  Jlonstrnnlzen  stumle,  abegebrocheii“.  — 
■^)  .\B.  II,  1487. 

vgl.  zum  folgenden:  Wilda  S.  870  ff.;  Kbstlin  8.  105  ff.;  O.sen- 
briiggen,  al.  Str.  K.  8.  297  (die  Oeffuung  von  Weinfeldeu  von  1474  er- 
achtet wie  die  JIKO.  die  tVegnahnie  fremder  Hühner  oder  Gänse  neben  dem 
Feldfrevel  nicht  als  riiehstahl,  sondern  als  bnsswiirdigen  FrevelJ;  Friese 
S.  242  f,  24«  f. 
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Dies  ergibt  sich  daraus,  dass  Handlungen  solcher  Art  nur  mit 
Ersatz  des  Doppelten  und  einer  Frevelbusse  von  Schillingen 
bedroht  sind,  und  dass  sogar  nächtliche  Begehung  lediglich  die 
bei  allen  Delikten  der  M R O.  für  diesen  Fall  statuierte  Ver- 
doi>i)elung  des  Bus.ssatzes  nach  sich  zieht. 

Die  MRO.  bestimmt:  „M'er  einem  vrevenlicho  etzlich 
fihe,  gense,  hunre,  entcn  nimet  eder  sieht,  eder  ime  sins  gi'ites 
ihtsit  nimet  an  der  strazen,  uf  deine  velde  eder  in  garten,  der 
git  ime  zwirnünt  also  vil  wider,  und  git  l'umf  Schillinge  spirscher 
zürn  buwe  der  stctte  strsze,  als  dicke  er  daz  diit,  wirt  er  des 
Überwunden,  als  da  vor  stät“.') 

Gleicher  Behandlung  würdigt  man  die  mehr  den  Charakter 
eines  Feld-  oder  Forstfrevels  tragende  Entwendung  noch  nicht 
gemähten  Grases  oder  Getreides  und  noch  nicht  gefällten  Holzes 
von  fremdem  Boden:  „Wer  ouch  eime  sin  gras,  sin  fruht  eder  sin 
holtz  uf  eckeren.  uf  wisen  eder  in  husche  abe  snidet  eder  houwet, 
bi  tage  eder  bi  naht,  (I)  der  vellet  in  die  selben  penen  (10  ,^hlr.), 
als  dicke  er  daz  dut,  wirt  er  des  beret,  als  da  vor  stat.  Und 
siebt  in  denne  dar  zu,  roufet  eder  drittet  mit  stecken  eder  mit 
banden  ginre  denie  der  schade  geschehen  ist,  eder  ieman  von 
sinen  wegen,  uf  sime  bodeme,  dar  uffe  der  schade  ime  geschehen 
ist,  der  vrevelt  dar  an  nit“.-) 

Hier  kann  Diebstahl  deswegen  nicht  angenommen  werden, 
weil  die  entwendeten  Gegenstände  nach  deutschrcchtlicher  An- 
.schauung  noch  nicht  als  selbständige  Sachen,  also  auch  nicht 
als  res  possessae  erachtet  werden.  Der  geringe  Wert  des  Ent- 
wendeten wäre  hier  wohl  kaum  von  entscheidender  Bedeutung 
gewesen:  denn  der  Gartendieb  erfährt  sonst,  wie  wir  sahen, 
ganz  besonders  rigorose  Behandlung.') 


*)  Hilgard  S.  217.  Offene  Eiilweniluni:  luia  freimlein  Hause  wurde 
mit  5 //,  lind  doppellciii  Ersätze  t'ebiisst  (Hilgard  .S.  2ls);  a.  Haus- 
friedensbruch f§  .O.S\ 

'■*1  Hilgard  S.  2is, 
ä)  S.  l'J.s. 
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§ 3(>. 

Verbotenes  Fischen  und  Jagen. 

Fischen  in  lieniden  Gewässern  ist,  wenn  nicht  als  Dieb- 
stahl, so  (loch  als  Vermügensdelikf,  als  Verletzung  fremder 
(Jkkuiiationsrochte.  stralbar.  Standen  die  Fische  jedoch  scho 
in  der  Gewere  eines  andern,  so  tritt  natürlich  die  Diebstahls 
strafe  in  ihre  Rechte.  wird  Debolt  Woher  von  Winzingen, 
der,  obgleich  er  wusste,  „daz  die  bach  verbotteu  wer,  darinn 
zu  tischen“,  etliche  „schnetz,  bubel,  eschen  und  schlyhen“  ge- 
fangen, dazu  aber  auch  auf  dem  Markte  Fische  aus  Körben 
gestohlen  und  noch  verschiedene  andere  Diebereien  begangen 
hatte,  zum  Galgen  verurteilt,')  1487  ein  anderer  wegen  unbe- 
rechtigten Fischfangs,  sowie  Fisch-  und  Krebsdiebstahls  bei 
Xacht  ertränkt.-i 

Nicht  minder  strafwürdig  erschien,-  wer  sich  zum  Schaden 
eines  andern  unbefugterweise  des  Weidwerks  befliss. 

Friedrichs  des  Rotbarts  Landfriede  von  117‘.i,  der  auch 
für  den  Sjieiergau  Geltung  hatte,  bestrafte  die  Schiingenjäger 
und  Fallensteller  mit  Entziehung  des  Friedens,  und  im  späten 
Mittelalter  noch  war  Stadtverweisung  die  regelmässige  Strafe 
des  Wilderers.’) 

i:35ti  verordnet  der  Rat;  „Wer  ein  slahevenster  hat 
duben  zu  vahendc,  der  sol  daz  abe  dun,  dut  er  dez  niht,  der 
git  zwei  j)hunt  hlr.  zu  pene  an  unsere  stetde  bu  unt  sollent  die 
10  sh.  vallen  dem  der  daz  rüget:  unt  wer  mit  garnen  deheine 
dube  vahet,  der  git  euch  2 ü.  hlr.  an  unser  stetde  bu;  wer  ouch 
junge  vogel  vahet,  der  git  ouch  2 //.  hlr.  zu  pene  an  unser 
stetde  bu,  unt  wer  daz  rüget,  dem  werdent  10  sh.  hlr.  Die 


AB.  II,  i4sa. 
ä)  ebd.  14S7. 

■’J  Anderwärts  gelten  mildere  Anschuuangeu;  z.  B.  Weistum  von 
(rleiswciler  1568  ((jrimmBd.  V,  S.570;,  §14;  „Item  es  soll  auch  niemand 
iagen  oder  sich  ainigs  weidwerks,  es  sei  gleich  mit  schiesien  oder  sonsten, 
gebrauchen  ohne  erluubuus  der  bern  oder  ihrer  amptleut  bei  straf  3 tt.  hlr., 
deren  2 it.  lilr.  der  oberkait  und  1 ü.  hlr.  der  gemeind  gefallen  soll.“ 
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pene  sollent  tiie  mautrihteie  nenien  ul  den  eit“.')  1-JH4  kommt 
einer  nocli  sehr  glimpflich  durch:  er  wird  in  sein  Haus  verstrickt 
und  scliwört,  es  ohne  Urlaub  des  Rates  nicht  zu  verlassen  „und 
daz  er  keine  f'ogel  oder  hasen  me  fangen  sol;"'^)  1570  jagt  man 
einen  Wildschützen  nach  Aufsagung  des  Buigreehts  aus  der 
Stadt;  ein  anderer,  „der  sieh  des  Wiltpretsdiiessens  gebraucht 
ungeacht  er  vor  eim  Jar  die  Buchsen  unnd  dem  W'ildt  naeh- 
zugehen  verschworen“,  wird  nach  längerer  Haft  mit  gleicher 
Strafe  angesehen.'*) 

Die  PSOC.  von  17‘2il  belegt  „die  Wildprät.sdiebe,  die  durch 
Hinwegsehiess-  Unterschlag-  und  Verkautt’ung  des  ihnen  nicht 
zugehörigen  Wildes  nicht  allein  förmlich  Diebstahl  begehen, 
sondern  zugleich  auch  grosser  Herren  Wildfuhren  verderben, 
deren  regalia  und  Hoheiten  gröblich  und  geflissentlich  violiren 
und  öft'ters  die  Forstbediente  mörderischer  weiss  auf  Leib  und 
Leben  angehen,  ja  endlich  rechte  Strassenraub-  und  Mörder  ab 
geben“,  mit  einpllndlichen  Strafen.  Dein  Ermessen  der  Lande.s- 
herrschaft  soll  es  überlassen  bleiben,  ob  man  den  Wilderern 
„zu  Vorkommuug  weiteVen  dergleichen  Schies.sens“  die  rechte 
Hand  abhauen  lassen  wolle  oder  vorziehe,  ihnen  „die  Straft’ 
lebeu.s-würigcr  Arbeit  in  herrschaftlichen  Gebäuen  in  Eissen  und 
Banden  geschlossen  und  mit  .Uuft'setzung  Hirschgewichter  an- 
zusetzen und  bey  mehrmahliger  Reiterirung  auch  sogar  das 
Leben  durch  den  Strang  am  Galgen“  nehmen  zu  lassen.  Die 
Güter  der  Wilderer  werden  konfisziert.^) 


§ :n. 

Unterschla({ung. 

Zwar  wurde  im  allgemeinen  wenigstens  in  der  Theorie  das 
diebliche  Nehmen  vom  dieblicheu  Behalten  getrennt,  doch  ver- 


')  A.  st,  B.  toi.  08. 
AH.  II.  H84. 
VUAf*.  I.  1070. 
‘j  N.  ü2y. 
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mochte  dies  an  der  Natur  des  Deliktes  und  den  iiraktischen 
Konsequenzen  seiner  Begehung  wenig  zu  ändern;  die  Unter- 
schlagung hinterlicss  dem  Thäter  das  gleiche  Stigma,  wie  der 
Diebstahl.  Vor  allem  wurde  sie  nicht,  wie  heutzutage,  grund- 
sätzlich milder  beurteilt  als  jener,  sondern  im  Gegenteil  bis- 
weilen noch  härter  gestratt,  wenn  nämlich  durch  die  Aneiguuug 
einer  anvertrauten  Sache  ein  bestehendes  Treueverhältnis 
schmählich  gebrochen  wurde. 

Um  1-tHO  begnadigt  der  Kat  einen  „vermehrten“  Dieb,  der 
u.  a.  auch  ein  Pferd,  das  ihm  geliehen  war,  eine  Botscliaft  zu 
werben,  für  sich  behielt  und  verkaufte,  vom  Galgen  zum  Staupen- 
schlag und  lässt  ihn  über  die  Donau  schwören;')  ein  1484  bei 
hellem  Tage  öfl'entlich  ertränkter  Dieb  bekennt  vor  seinem  Ende 
neben  einer  Reihe  von  Diebstählen,  auch  einige  Werkzeuge 
unterschlagen  zu  haben;  ein  anderer  gesteht,  „siner  muter  habe 
er  ein  sielbern  becher  hinder  ir  ingefordert  und  den  on  ir  wisse 
umb  a gld.  verkauft“.'')  — 1577  kehrt  einer,  der  Briefe  er- 
brochen, Geld  daraus  genommen  und  dieses  verthan  hatte,  nach 
empfangenem  Staupenschlag  der  Stadt  den  Rücken.")  — 17‘.I2 
wird  ein  Bürger  mit  seinenr  Knecht  wegen  Unterschlagung 
anvertrauter  Kaufmannsgüter  an  drei  Markttagen  je  eine  halbe 
Stunde  ans  Halseisen  gestellt,  dabei  jedesmal  mit  25  bezw. 
10  Prügeln  bedacht  und  endlich  aus  der  Stadt  gejagt.") 

Schlimm  erging  es  solchen,  die,  als  oll'entliche  Beamte  der 
Verwaltung  des  Stadtguts  gewürdigt,  auf  unredliche  Weise  des 
eigenen  Säckels  möglichste  Füllung  erstrebten ; sie  rettete  selten 
das  Mitleid  des  Rats  oder  die  Rücksicht  auf  ihre  früheren  Ver- 
dienste, ihre  einflussreiche  Stellung  oder  ihre  mächtige  Sippe 
vor  sicherem  Verderben, 

1348  ertappte  man  Wernlier  Kurtz,  den  Bäcker,  wie  er 
auf  dei'  Münze  eine  Handvoll  neu  geprilgter  Heller  in  seiner 
Tasche  verschwinden  Hess  und  einen  Silberbarren  von  recht 
beträchtlichem  Gewichte  unter  die  Bank  praktizierte,  um  ihn 


■)  AB.  11. 

■■‘1  AB.  II,  llst. 

3)  VKAP.  I,  1577. 

Uemling,  die  Klieinpt'alz  i.  d.  Kevolutionszeit,  lld.  I,  8.217,  Amn.  310. 
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dort  bei  günstigerer  Gelegenheit  abzuholeii.  Trotzdem  er 
Ratslierr  war  und  zur  Münze  geschworen  liatte,  bescliloss  der 
Rat,  ihm  Gnade  vor  Reclit  widerfahren  zu  lassen,  „wanne  daz 
reht  ime  zu  swer  wer  gewesen“,  aber  er  „sol  rumen  die  stat 
ewicliche  einen  dag  und  hundert  iar  ane  gnade  und  knmet  er 
da  zwuschen  in  die  stat  oder  die  banzune,  so  sol  man  von  ime 
rillten  alse  von  einem  diebe“.') 

ir,44  wandert  Michael  Keller  aufs  Tiirmstüblein,  der 
jahrelang  in  Aemtern  und  Würden  sich  brüstend  des  Rats  und 
der  Bürgerschaft  blindes  Verti-auen  schnöde  getäuscht  und  der 
Stadt  wie  einzelnen  Bürgern  durch  fortgesetzte  Unterschlagungen 
schw’cren  Verniügensentgang  bereitet  hatte.  Die  Untersuchung 
ergab  schwere  Belastung,  und  ohne  Zögern  fällte  der  Rat  über 
eines  seiner  ange.sehensten  Mitglieder  das  Todesurteil.  Die 
Exekution  wurde,  um  Aufsehen  zu  vermeiden,  nicht  an  der 
gewöhnlichen  Richtstätte  vollzogen;  auf  dem  Fischmarkt  wurde 
ein  Gerüst  gezimmert  und  der  ehrvergessene  Ratsherr  in  der 
Dämmerung  eines  Jnlimorgens  enthauptet.-’) 


§ as. 

Hehlerei. 

Eine  uralte  Rechtsregel  stellte  den  Hehler  als  Diebshelfer 
dem  Stehler  gleich;  als  Diebe  strafte  Friedrichs  II.  berühmtes 
Reichslandfriedensgesetz  von  1235  diejenigen,  „qiii  per  partici- 
pationem  depositi  vel  empti  sinum  furantibns  prebuerunt“,  und 
ihm  folgt  die  ganze  mittelalterliche  Theorie  und  Praxis.') 

Erst  in  später  Zeit  finden  sich  die  ersten  wissenschaftlichen 
N’ersuc.he,  die  Hehlerei  vom  Diebstahl  loszulösen  und  zu  einem 
selbständigen  Verbrechensbegriff  zu  gestalten.  Selbstverständlich 
muss  dann  der  Hehler,  vorausgesetzt,  dass  er  am  Diebstahl 


')  AB.  1 i;r4s. 
ä)  No.  "07. 

^ 27;  Moll.  Itcnii.  hist.  Seot.  IV.  Bd.  II.  S.  21l — 47. 
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nicht  beteiligt  war,  milder  beurteilt  und  bestraft  werden  als 
der  Dieb. 

173.i  wird  ein  gewisser  .Johannes  Braunbcis,  weil  er  an- 
geblich mit  mehreren  französischen  Soldaten  AVaren  gestohlen 
hatte,  unter  Anklage  gestellt.  Die  Soldaten  besagen  ihn  als 
Mitdieb,  doch  rechtfertigt  solches  Zeugnis  Mitschuldiger  nicht 
die  Verurteilung,  sondern  lediglich  die  Anwendung  der  peinlichen 
Frage.  Der  Angeklagte,  der  sofort  gesteht,  als  Hehler  das 
Gestohlene  an  sich  gebracht  zu  haben,  beteuert  seine  Unschuld 
an  dem  Diebstahl;  er  wird  zuerst  ,50  Minuten  laug  mit  dem 
Daumenstock,  dann  eine  Stunde  lang  mit  dem  s])anischen  Stiefel 
gemartert  und  schlie.sslich  aufgezogen  und  gestreckt,  bis  seine 
Schmerzensrufe  in  leises  Wimmern  aushallen  und  langsame 
Betäubung  den  schnierzgequälten,  zerfolteiten  Körper  gegen 
weitere  Leiden  unemidhidlich  macht;  und  trotz  alledem  vermag 
man  dem  Armen  kein  Wort  des  Geständnisses  zu  ei  ju-essen. 
Der  Rat  aber,  der  manchesmal  in  früherer  Zeit  eine  Versammlung 
von  Königen  genannt  zu  werden  verdiente,  vergass  in  der  Er- 
innerung an  die  Flammen  von  und  manch  andere  von  den 
Franzosen  erfahrene  Unbill  aller  Manneswürde  und  erniedrigte 
sich  so  tief,  den  Konsulenten  von  Stoekken  zu  dem  franzö- 
sischen Stiidtkommandanten,  General  de  Quadt,  zu  schicken  mit 
der  Botschaft:  Nachdem  dei'  Intpiisit  die  ordentliche  wie  die 
ausserordentliche  Tortur  standhaft  und  ohne  Geständnis  erduldet, 
könne  man  ihn  nach  deutschen  Rechten  nur  als  Hehler  strafen; 
da  man  aber  erfahren  habe,  dass  das  französische  Recht  den 
Hehler  dem  Stehler  gleich  erachte  und  mit  dem  Strange  bestrafe, 
so  wolle  man  in  schuldiger  Behutsamkeit  nicht  ermangeln,  Se. 
Exzellenz  zu  befragen,  ob  mau  auf  den  Delin([ucnten  das  fran- 
zösische Recht  anwenden,  oder  ihn  dem  Herrn  General  selbst 
zur  Bestrafung  ausliefern  solle;  zu  beidem  sei  der  Rat  gleich 
willig  und  bereit.  Der  General  aber,  der  mehr  Rechtsgefühl 
besass  als  diese  ptlichtvergessenen  Wardeine  der  Gerechtigkeit, 
gab  dem  Gesandten  die  hochsinnige  Antwort;  „Da  sei  Gott  vor, 
dass  ich  einem  armen  Sünder  sein  Gericht  schw'erer  und  die 
Gerechtigkeit  dieser  Stadt  dadurch  strengef  machen  wollte;  ich 
will  das  Recht  nicht  beugen  noch  ändern.  Richtet  ihr  fei-nerhin 
nach  Euren  gewohnten  Gesetzen,  handhabt  das  Recht  und 
beobachtet  Euer  Gewissen!^  Voll  Freude  teilt  der  Konsulent 

Xlk  llariter,  3{r«frecht  der  freieo  KeiohuUdI  9p«i«r.  14 
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dem  Rate  diese  Botschaft  mit,  ohne  sich  die  Bemerkung  zu 
versagen,  dass  er  für  seine  Person  auch  bei  anders  lautendem 
Bescheid  sich  durch  keine  Macht  der  Welt  hätte  bewegen 
lassen,  den  Angeklagten  zum  Tode  zu  verdammen.^ 


§ 39. 

Sachbeschädigung. 

Wohl  kein  anderer  Deliktsbegriff  hat  von  der  mittelalter- 
lichen Jurisprudenz  so  stiefmütterliche  Behandlung  erfahren 
müssen  als  der  der  Sachbeschädigung.  In  der  Regel  war  eine 
zivilrechtliche  Deliktsobligation  die  einzige  Rechtsfolge  dieses 
Vergehens,  und  nur  in  besonders  schweren  Fällen  sah  sich  die 
Staatsgewalt  veranlasst,  eine  Ungebührstrafe  über  den  Schuldigen 
zu  verhängen,  was  aber  nur  bei  Feld-  und  Foi'stfreveln  regel- 
mässig geschah. 

Die  MRO.  erwähnt  nur  das  Töten  fremder  Gänse,  Hühner, 
Enten  u.  s.  w.  und  legt  hiefür  dem  Thäter  die  Verpflichtung 
zum  doppelten  Schadensersätze  und  zur  Zahlung  einer  Frevelbusse 
von  5 Schillingen  auf.-)  In  der  Praxis  finden  arbiträre  Geld- 
strafen, im  Uneinbringlichkeitsfalle  auch  massige  Freiheitsstrafen 
Anwendung.  Weiter  verfügt  die  MRO.: 

„Wer  ouch  willeklichen  mit  etzlicheni  viehe  ane  phert  den 
uz  geworfen  ist  nüwelingen  vert  uffe  iemannes  gut,  eckere  eder 
wisen,  bi  tage  eder  bi  naht,  der  des  daz  viehe  ist,  der  git  zehen 
Schillinge  hellere  und  rümet  nit  die  stat  also  dicke  daz  geschiht 
von  ime  eder  sime  gesinde“.'*) 

Zweifellos  hat  diese  entweder  von  dem  gesetzgebenden 
Organ  selbst  missverständlich  aus  einer  anderen  Kodifikation 
herübergenommene  oder  vom  Abschreiber  nicht  richtig  erfasste 
und  daher  offenbar  korrumpierte  Stelle  den  Fall  im  Auge,  dass 


')  N.  710. 

»)  Hilgard  .S.  217. 

liilgard  S.  217;  dieselbe  besart  bat  LcUmanii  S.  ZSä*. 
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jemand  einem  andern  Schaden  zufügt,  indem  er  mit  Zugvieh 
über  seine  Ländereien  fährt  oder  Vieh  über  dieselben  treibt. 
Der  Satz  „den  (?)  üz  geworfen  ist  nfiwelingen“  scheint  anzu- 
deuten,  dass  erst  vor  kurzem  der  Acker  bepflügt  oder  besät, 
die  Wiese  bestellt  wurde,  so  dass  vor  der  Bebauung  und  nach 
der  Ernte,  sowie  auf  Brachland  ein  Frevel  der  bezeichueten 
Art  nicht  begangen  werden  kann.  Die  Lesart  „ane  jihert“  gibt 
keinen  Sinn;  denn  warum  sollen  unter  den  schädigenden  Tieren 
gerade  die  Pferde  eine  Ausnahme  bilden?  Vielleicht  ist  es  an- 
gebracht. „ane  phat“  zu  lesen,  so  dass  damit  derjenige  für  strafbar 
erklärt  wäre,  der  ohne  gebahnten  Weg  über  fremde,  angebaute 
Grundstücke  mit  seinem  Vieh  fährt  oder  dieses  abseits  vom 
Wege  über  fremde,  frisch  bestellte  Ländereien  treibt.') 

Schlimm  ergeht  es  1584  einem  Gesellen,  der  „in  voller 
weiss  nf  der  Leimgruben  ein  fuhrknecht  von  der  Neuen  Statt 
uberrennet,  uf  denselben  losgeschossen,  gotteslesterlich  geflucht, 
den  feustling  widerumb  geladen,  uf  des  Thumbstiftsplisters 
inühlknecht  gerenut,  uf  denselben  auch  lossgedrückt,  den  gaul 
vornen  zum  Bug  hineingeschossen“.  Er  wird  zunächst  gefänglich 
eingezogen  und  muss  ausser  Atz  und  Zehrung  noch  26  Thaler 
für  das  getötete  Ross  und  20  Thaler  Frevelbusse  bezahlen.-) 

Groben  Unfug  verübte  1 5U5  ein  Kleriker  namens  Fabricius. 
Er  warf  seinem  Bruder,  dem  Weihbischof  zu  Speier,  die  Fenster 
ein  und  benahm  sich  auch  ausserdem  höchst  ungebührlich,  so 
dass  sich  der  Rat  genötigt  sah,  ihn  auf  den  weissen  Turm  setzen 
zu  lassen.  Dort  gelang  es  dem  Gefangenen,  auszubrechen, 
jedoch  wurde  er  bald  wieder  erwischt  und  zuerst  aufs  Neupörtel, 
dann  in  den  Backofen  in  der  Elendherberge  verbracht  und  dort 


')  Aelmliche  ISestimnimigcu  finden  sich  häufig  in  den  Volksrechten 
(8.  die  bei  Wilda  S.  fiSl  t'.  zitierten);  besonders  interessant  i,st  lez  Saliea 
em.  XXXVI.  ‘J:  ,Si  unis  per  inessem  alienain.  pnstquain  gramina  pro- 
dnxerit  (Ij  herpicein  traxerit  aut  cuni  carro  sine  via  (anephat!)  transierit, . . . 
sol.  III  culpabilis  iudicetnr.  § 2.  8i  qnia  per  niessem  aüeiiam,  postijuam  in 
culmen  erigitnr  fl)  sine  via  cum  carro  transierit.  sol.  X\'  c.  i.";  vgl.  auch 
V.  Aniira,  Nordg.  O.U.  I,  .S.  727  1’. 

»)  VRAP.  I,  15S4. 
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in  Helden  geworfen.  Einige  Zeit  daranf  wurde  er  losgelasscn 
und  dem  biscliöfliclien  Zollselireiber  zu  Udenheim  liinausgegeben.') 


§ 40. 

Bankbnich  und  Wucher. 

Fiel  die  Zahlungseinstellung,  bei  der  unsaubere  Mani- 
pulationen mit  im  Spiele  waren,  unter  den  Deliktsthatbestand 
des  Betruges,  so  konnte  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch 
der  vollständig  ohne  jede  Arglist  erfolgte  Zusammenbruch  eines 
Schuldners  als  Verletzung  der  Vermögensrechte  der  Gläubiger 
strafbar  erscheineh. 

Ein  1752  erlassenes  „Herrengebott  w’Cgen  derer 
Falliten“®)  bestimmt,  um  dem  Ueberhanduehmen  der  Konkurse 
vorzubeugen,  dass  dem  Kridar  das  beneficium  cessionis  bonorum 
nicht  zustehen  solle,  ausser  wenn  er  durch  Unglücksfälle,  die 
menschliche  Weisheit  nicht  abwenden  konnte,  ins  Verderben 
geraten  war.  „Soferne  aber  Nachlässigkeit  im  Beruff,  Ver- 
schwendung, zumahlen  Föllerey,  fressen  oder  saufen,  spielen 
oder  gar  Verbrechen  wieder  das  sechste  Gebott  darzu  Ursach 
oder  Anlass  wären,  so  soll  die  bissherige  Nachsicht  bey  seit 
gesetzt  und  der  verfallene  Schuldner  nächst  andern  dem  Befinden 
nach  erforderlichen  Ahndungen  des  Bürgerrechts  und  bürgerlichen 
Ehren  beraubt,  auch  die  Schulden,  so  er  nicht  zu  bezahlen 
vermag,  in  dem  Schuld -Thurn  abzusitzeii,  wie  anderwärts 
bräuchlich,  angehalten  werden“. 

Da  die  Kirche  jede  Uebertretuug  des  Ziusverbotes  als 
Sünde  erachtete;,  so  war  auch  anfangs  das  geistliche  Gericht 
zur  Aburteilung  des  strafbaren  Wuchers  ausscblies.slich  zu- 
ständig und  belegte  die  usurarii  mit  den  in  seiner  Kompetenz 
liegenden  Strafen,  Geld-  und  Kirchenbusse,  in  schwereren 
Fällen  auch  mit  Freiheitsstrafen.  1432  z.  B.  bestrafte  der 


')  Ualsprotukolle,  l.jSö  (Akt  Xicolusiii  X.  70r. 
2}  X.  71«. 
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Laiensend  Landscliadt,  den  Maulbronner  Kneclit,  der  einem 
Heiligensteiner  Bauern  Korn  und  “ ^ Hafer  geliehen  hatte 
und  dafür  1 Malter  bezw.  sich  zurückerstatten  Hess.') 

Fuchs  berichtet  in  seinen  Anmerkungen  zu  Lehmanns 
Speierer  Chronik  unter  dem  Jahre  „In  diesem  Jahr 

hat  eine  Theurung  entstehen  und  die  Korn- Wucherer  sich  mit 
des  armen  Manns  Xachtheil  reich  machen  wollen;  solchem  nun 
vorzukommen,  haben  Chur-Pfaltz,  die  Bischöffe  zu  Worms  und 
Speyr  und  diese  beede  Reichs-Städt  eine  ZusammenkuutFt  ge- 
halten und  zu  allei-seits  Unterthanen  Wohlfahrt  folgende  Ord- 
nungen gemacht  und  in  ihren  fianden  und  Gebieten  öffentlich 
verkündigen  lassen:  l)  dass  ein  AVormbser  Malter  Korn  nit 
höher  dann  umb  24  Albus  und  die  Siieltz  umb  12  Speyrer 
Mess,  aber  jenes  23  und  die  Speltz  13  Albus  gelten:  2)  keinem 
einige  Frucht  auf  Wieder- Verkauften,  sondern  nur,  was  er 
ungefährlich  auf  ein  Jahr  in  seine  Hausshaltung  braucht,  zu 
kauften  verstattet;  3)  derjenige  welcher  vor  dieser  Ordnung 
Frucht  auf  Wieder -Verkauften  innerhalb  Jahres-Frist  aufge- 
schttttet,  auf  Begehren  deren,  die  mit  ihme  in  einem  Gebiethe 
sitzen,  den  Kasten  aufthun  und  in  obgedachtem  Preiss  weggeben 
lind  über  einen  Schilling  Pfenning  Gewinn  vom  Malter  Korn 
und  halb  so  viel  von  der  Speltz  nicht  nehmen,  noch  4)  jemand 
einige  Frucht  aus  dem  Land  wegführen,  wofern  aber  ö)  ein 
Frembder  andere  Esswaaren  in  die  Lande  bringet,  derselbige 
mit  der  Obrigkeit  Erlaubnuss  und  Ermässigung  für  das  Geld, 
welches  er  aus  seinen  AV^aaren  erlöset,  AA^ein  und  Frucht  ein- 
zukauften  und  wegznführen  bemächtiget  seyn  solle,  alles  bey 
angehenckten  scharpften  Straften.  AVelche  A'erordnungen  billich 
zu  allen  Zeiten  wider  die  Korn-Juden  in  acht  genommen  und 
vollzogen  werden  sollten“. 


')  y.  40r.,  .lalir  US'J. 
I, eil III null  S.  934*. 
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Neuntes  Hauptstück: 

Die  Fälsehungsverbreehen. 

§ 41. 

Betrug. 

Der  Betrugsbegiiff  ini  Sinne  des  modernen  Strafrechts  war 
dem  Juristen  des  Mittelalters  völlig  unbekannt;  er  ging  ihm  auf 
iu  dem  ausgedehnten,  vagen,  allzeit  schwankenden  Sammel- 
begriff des  falsum.  Während  sich  aber  aus  dieser  Urzelle 
später  eine  ganze  Reihe  bestimmt  begrenzter  Deliktsbegrifte, 
die  Waren-,  Münz-  und  Urkundenfälschung,  lüsten,  gelang  es 
der  Jurisprudenz  nicht,  den  schlüpfrigen  Betrugsbegriff  zu  fassen 
und  der  kritischen  Sonde  zu  unterwerfen.  Daher  wird  der 
Betrug  dann,  wenn  eine  greifbare  Bereicherung  des  Betrügers 
auf  Kosten  des  Betrogenen  eintrat,  mit  dem  Diebstahl  zu- 
sammengeworfen, die  blosse  Täuschung  dagegen  — insbesondere 
unser  heutiger  Betrugsversuch  — als  „valsch“  bezeichnet  und 
mit  arbiträrer  Strafe  geahndet. 

Eine  schon  in  den  frühesten  Quellen  mit  Strafe  bedrohte 
Unterart  des  Betrugsbegriffs  ist  die  Zechprellerei,  mit  der 
der  Rat  schon  1345  eingehend  sich  zu  befassen  Veranlassung 
erhält.  Um  weiteres  Ueberbandnehmen  solchen  Unfugs  zu  ver- 
hüten, wird  verfügt:  „Weiher  unser  burger  zu  eime  veilen 

wine  drinket  unde  dannen  unbezalt  get,  der  sol  rumen  aht  dage 
die  stat  unde  dar  nach  niemer  in  die  stat  kumen  er  enhabe 
danne  vor  gyme  bezalt,  dem  er  unbezalt  enweg  ist  gangen“.') 

')  Ililgard  S.  4H1>. 
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Gegen  die  fahrenden  Leute,  die  ihren  angeborenen  Mutter- 
witz, verbunden  mit  einer  gewöhnlich  nicht  geringen  Dosis 
Menschenkenntnis  und  Lebenserfahrung,  dazu  benutzen,  um 
andern  mehr  mit  Glücksgiitern  als  solchen  Vorzügen  gesegneten 
Sterblichen  Vermögensvorteile  abzuschwindeln,  wird  äusserst 
rigoros  verfahren:  Staupbesen,  Pranger,  ewige  Verweisung  sind 
an  der  Tagesordnung;  bei  schwerer  Vermögensschädigung  droht 
dem  Betrüger  die  Diebstahlsstrafe  — der  Strang  oder  der  Tod 
in  den  Wellen  des  Rheins.  So  ertränkt  man  einen,  der  ein 
Büblein  um  15  fl.  „beschalkt“  und  im  Odenwalde  einem  um 
seiner  Kinder  Wohl  besorgten  Vater  8 fl.  durch  das  Vei-sprechen 
entlockte,  er  werde  ihm  einen  Schatz  zeigen,  „dar  durch  sin 
zwen  son,  die  er  zu  schule  gesetzt  hett,  einer  ein  babst  und 
der  ander  ein  bischoft’  werden  solt“.  Einer  zweimal  verwitweten 
Frau  im  Westrich  wusste  er  durch  die  betrübende  Mitteilung, 
ihren  beiden  im  Fegefeuer  sitzenden  Eheliebsten  könne  nicht 
anders  geholfen  werden,  „sie  gebe  dan  gelt,  daz  er  ine  messen 
lasse  lesen“,  so  zu  rühren,  dass  sie  ihm  zweimal  je  8 fl.  zur 
Ausführung  seines  frommen  Vorhabens  behäudigte.  Einer  andern, 
weniger  liebevollen  Gattin  .spiegelte  er  vor,  „er  konte  geschaffen, 
daz  ir  man  stürbe“,  wodurch  er  sie  zu  reichlichen  Geldspenden 
veranlasste.*) 

Eines  sehr  sinnreichen  Verfahrens  befliss  sich  die  mehr- 
erwähnte. 1443  aufgehobene  Stirnestosserbande.  Sie  überzogen 
nicht  mehr  kursierende  Münzen  fremden  Gepräges  mit  einem 
leichten  Gold-  oder  Silberschaum,  boten  das  so  gewonnene  Stück 
als  der  Silberlinge  einen,  um  welche  Judas  den  Heiland  verriet, 
zum  Kaufe  an  und  trieben  mit  solch  seltener  Ware  besonders 
bei  der  abergläubischen  Landbevölkerung  einen  schwungvollen 
Handel;  auch  Jlessen  und  Märkte  erwiesen  sich  als  besonders 
günstige  Absatzgelegenheiten.-) 

Ein  sehr  beliebter  Kniff  des  fahrenden  Völkleins  war  ferner 
das  Simulieren  irgend  einer  Krankheit,  wodurch  sich  das  Mit- 
leid gutherziger  Leute  zu  einer  äussei*st  ergiebigen  Einkommens- 
quelle gestalten  Hess.  1443  hängt  man  z.  B.  einen  Dieb,  der 


')  AH.  11.  um  1490. 
ebU.  1443. 
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unter  anderem  auch  g(!^tellt.  „er  sye  mit  eime  klepperlin  als 
ein  nssetziger  gangen  heischen“.')  Ein  anderer,  der  unter  dem 
Vorgeben,  mit  „St.  Veltens  Plage“  (der  lallenden  Sucht), 
behaftet  zu  sein,  Almosen  sammelte,  wird  mit  zwei  Genossen 
ans  Halseisen  gestellt,  durch  die  Kacken  gebrannt  und  mit 
Ruten  aus  der  Stadt  gehauen.  Zuvor  aber  offenbart  er  das 
Geheimnis  der  gut  gespielten  ejiileptischen  Anlalle,  indem  er 
zwar  leugnet,  selbst  solche  simuliert  zu  haben,  aber  mitteilt, 
ein  gewisser  Peter  Zegelbock,  den  er  kenne,  „habe  die  ge- 
nant plage  nit  und  falle  nyder  und  neme  seuft'  in  den  mont 
und  stelle  sich  gruselich  alse  bette  er  die  plage“.-) 

Auch  gegen  die  Zigeuner,  die,  seitdem  sie  I44ü  sich  zum 
erstenmal  im  Speiergau  gezeigt  hatten,  nun  fortwährend  scharen- 
weise Stadt  und  Tiundschaft  heimsuchten,  wurde  mit  aller 
Strenge  verfahren.  Seit  Kaiser  Karls  V.  geharnischtem 
Mandat,*)  das  ihnen  Ausweisung  und  harte  Strafen  drohte 
wegen  ihrer  „diebery,  bösslistiger  betruglichait,  vyl  kundtschaft, 
verretery  und  böse  prackticken“,  welche  vermuten  lassen,  dass 
der  heiligen  Christenheit  Erbfeind,  der  Türke,  odei'  sein  Ver- 
bündeter, der  König  von  Frankreich,  den  Deutschen  diese  Plage 
auf  den  Nacken  gehetzt  habe,  ergehen  fortwährend  drakonische 


i)  AM.  II,  1443. 

“)  ebil.  14.'i8.  Die  ganze  .Stelle  lautet  folgeiulermassen ; „Stephan 
Hertel  von  Hotenburg  an  der  Dtiber  hat  gesagt  daz  Lorentz  gigers  son 
ine  underwiset  habe,  daz  er  sagen  solle  er  sy  mit  sant  Veltins  plage  be- 
halft und  daz  er  globt  habe  sant  Velten  ein  silbern  ereutz  zu  bringen,  daz 
mu.ss  er  also  samen;  er  solle  XXX  pffunt]  und  XXX  stucke  Heisch  von 
seligen  mentsehen  haben  und  messe  darüber  lassen  leasen  und  sol  daz 
Hei.sch  den  veltsiechen  halb  geben  und  halb  hnssariue[n]  kinderleite[n]  (=  mit 
Kinderreichtum  gesegneten),  so  wurde  er  der  plage  ledig  und  er  habe  der 
plage  nit.  So  habe  er  ouch  nit  gefallen  oder  sich  gestalt  alse  bette  er  die 
plage  und  gesagt,  er  habe  die  plage.  Er  hat  auch  gesagt,  er  habe  einen 
hut  rot  und  wiss  und  einen  degen  gestoln  und  etwie  ein  messer  l'unden. 
Item  er  hat  auch  gesagt  und  genant  peter  zegelbock  habe  die  etc.“  Diese  Stelle, 
deren  Enträtselung  ich  der  Güte  des  Herrn  Kreisarchivars  Dr.  .1.  Jlayer- 
holer  in  Speier  verdanke,  ist  ein  beredtes  Zeugnis  dafür,  mit  welch  wahn- 
witzigen Ausgeburten  der  menschlichen  I’liantasie  im  Hittelalter  ein  Gauner 
arbeiten  konnte,  um  aus  der  Morniertheit  seiner  Mitmenschen  Kapital  zu 
schlagen.  Vgl.  übrigens  auch  Kriegk  a.  a.  U.  S.  141. 

Mandat  Kaiser  Karls  V.  von  1544  (X.  ö2'J). 
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Herrengebote  gegen  die  Zigeuner.  Auch  die  Praxis  macht  mit 
diesen  Leuten,  denen  das  Stehlen  und  Betrügen  zur  zweiten 
Natur  geworden,  wenig  Federlesens,  und  rascher  als  sonst 
schliesst  sich  der  Schuldbeweis  über  dem  Sohne  dieses  nimmer- 
müden, braunen  Wandervolkes. 

Falsche  Namens-  und  ßerufsangabe  wurde,  selbst  wenn 
eine  Vermögensschädigung  auf  Seite  des  Betrogenen  nicht  statt- 
gefunden hatte,  als  Täuschung  mit  harter  Strafe  belegt.*) 


')  Kill  hervorrai;etides  Verdieust  crwarlicn  sich  1728  Kat  und  Richter 
durch  dio  Entlan’unR  und  gebührende  Bestrafung  einer  abgefeimten  Be- 
trügerin und  Spitzbübin,  Maria  Clara  Curquin  mit  Namen,  die  sich  überall 
für  eine  hochadlige  Dame  nu.ngab  und  durch  alle  möglichen  Schwindeleien 
jahrelang  ausschliee.>ilich  von  der  Dummheit  ihrer  Nebenmenscheu  lebte. 
In  Speier  erschien  sie  als  eine  Gräfin  von  Dhun  oder  Dohna,  bezog 
Wohnung  im  „König  von  Kreu.ssen“  und  bewog  durch  die  Erzählung,  ihr 
Geliebter,  der  Graf  della  Cerda  habe  sie  ihren  Eltern  entführt,  nun  aber 
unter  Mitnahme  ihrer  sämtlichen  Barmittel  und  Pretiosen  schnöde  sitzen 
lassen,  sowie  durch  IIinwei.s  auf  ihre  reichen  und  mächtigen  Verwandten 
den  Wirt,  ihr  eine  Zeit  lang  zu  kreditieren.  Bald  aber  kam  dieser  unver- 
schämte Schwindel  an  den  Tag,  und  der  Kat  sah  sich  veranlasst,  die  hohe 
Frau  gefänglich  einznziehen.  Diese  geberdete  sich  sehr  entrüstet,  berief 
sich  auf  ihre  adeligen  Verwandten  und  Bekannten,  die  östcrreichischeu 
Grafen  Sarrassin,  Paradis  u.  a. ; doch  ergaben  die  Recherchen,  die  der  Rat 
trotz  ihrer  Mühseligkeit  zu  pflegen  sich  nicht  scheute,  dass  diese  Herren 
ehensowenig  existierten  als  der  Inqnisitin  angehlicho  grosse  Güter  in 
Mähren.  Dagegen  stellte  sich  heraus,  dass  sie  früher  in  Ludwigsburg  unter 
dem  Namen  einer  Comtesse  Thonne  de  Podiebra  aufgetreten  war,  wo  es  ihr 
gelang,  durch  die  rührende  Geschichte  von  dem  treulosen  Conte  della  Gerda 
sogar  dem  Herzog  von  Würtemberg  eine  Geldunterstützung  zu  entlocken. 
In  Aschaffenburg  erschien  sie  daun  als  Baronesse  Boyueburg,  in  Fulda  als 
Gräfin  Mansfeld,  und  auch  in  Bamberg,  Prag  und  Nüniberg  führte  sic 
falsche  Namen.  Im  Verhör  gab  sie  an,  sie  heisse  Carolina  Josephe  Carqnin 
de  Losy rosse,  und  ihr  Oheim  sei  der  Pater  Zinck,  Rektor  des  Collegium 
Jesuitarum  zu  Fulda.  Diese  Aussagen  entsprachen  auch  zum  teil  der  Wahrheit  ; 
denn  der  Genannte  erklärte  auf  Anfrage,  er  habe  allerdings  eine  Nichte. 
Marin  Clara  Carquin,  diese  sei  aber  ein  ganz  verkommenes,  leichtfertiges 
Weibsbild,  das  als  abgefeimte  Betrügerin  bekannt  und  ihrer  Liederlichkeit 
wegen  von  ihrer  Familie  längst  verstosseu  sei.  — Wegen  dieses  crimen 
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§ 42. 

Steuer*  und  Ungeldhinterziehunif. 

Vor  allen  andern  Territorien  zeichnet  die  mittelalterlichen 
Reichs-städte  und  nicht  zum  mindesten  Speier  ihre  wohl  ge- 
ordnete und  fein  gegliederte  innere  Verwaltung  aus.  Ein 
ganzes  Heer  von  Beamten  widmet,  ohne  ein  anderes  Entgelt 
zu  verlangen,  als  die  Anerkennung  ihrer  Mitbürger,  dem 
öffentlichen  Wohl  voll  freudigen  Eifers  seine  Arbeitskraft,  und 
erst  später,  als  drückende  Zeiten  die  Zahl  der  wohlhabenden 
Bürger  sehr  gemindert  hatten,  entschliessen  sich  Rat  und 
Bürgerschaft,  den  städtischen  Beamten  für  ihre  Mühewaltung 
eine  geringe  Vergütung  zu  gewähren. 

Nicht  geringe  Anforderungen  stellte  vor  allem  die  Ver- 
waltung des  StadtsHckels  au  den  Diensteifer,  die  Arbeitskraft 
und  Treue  der  Beamten.  Da  galt  es,  die  zahllosen  städtischen 
Einnahmequellen  zu  überwachen  und  in  stetem  Fluss  zu  er- 
halten, keinem  zu  viel  oder  zu  wenig  zu  thun,  aber  auch  ein 
scharfes  Auge  darauf  zu  haben,  da.ss  nicht  ein  Abgabepflichtiger 
durch  arge  Falschheit  und  trügerisches  Gebahren  die  städtischen 
Finanzen  zum  Vorteil  des  eigenen  Beutels  zu  beeinträchtigen 
suchte.  Vor  allem  war  bei  der  Erhebung  der  Steuern  und 
Verbrauchsabgaben,  besonders  des  Wein-  und  Mahlungeldes, 
äusserste  Vorsicht  geboten,  und  hohe  Geldstrafen  bedrohten 
daher  den,  der  es  wagte,  die  .städtischen  Beamten  um  Steuer 
und  Ungeld  zu  betrügen. 


fuUi  iteratuin  beantragte  iler  Prokurator  Kühl  mann,  da  bei  diesem  ,iii 
aller  Itosbeit  ersoffenen  Weibsbild“  nicht  die  geringste  spes  eiuendntioiiis 
vorliege,  Verhängung  der  Todesstrafe;  nach  einem  Gutachten  der  .luristen- 
fakultät  zu  Giessen  wurde  jedoch  auf  Pranger,  Brandmarkung,  Staupenscblag 
und  ewige  Verweisung  erkannt.  Bei  Verkündigung  des  Urteils  erklärte 
die  Angeklagte,  die  sich  nunmehr  eine  Marquise  von  Bredau  nannte,  der 
Kaiser  Joseph  sei  ihr  Vater,  worauf  sie  leben  und  sterben  wolle;  ihr  lieber 
.Baba“  kiinne  solche  .Schmach  nicht  dulden.  — Xach  geschehener  Exekution 
wurde  das  Urteil,  .damit  sich  niäuniglich  vor  dieser  Land-  und  I.eutebetrii- 
gerin  hüten  könne“,  in  der  Frankfurter  Reichszeitung  bekannt  gemueht 
30.  Nov.  172S  (N.  70»;. 
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Der  Wein  wurde  durch  die  Organe  der  Stadtverwaltung 
bei  den  Wirten  im  Keller  versiegelt  und  bei  dieser  Gelegenheit 
für  jedes  Fass  das  Ungeld  entrichtet;  wer  arglistig  ein  Fässlein 
znrückbehielt  und  aus  unversiegeltem  Fass  vom  Zapfen  schenkte, 
hatte  empfindliche  Bussen  zu  erlegen.  1347  droht  ein  Ratsstatut 
eine  Strafe  von  2 Pfund  Heiter  für  jeden  Begehungsfall  an,') 
1355  aber  soll,  wer  seine  Fässer  über  den  Balken  wirft,  ohne 
den  Ungeldknechten  Zahlung  zu  leisten,  so  dass  seine  Fässer 
ungeaicht  bleiben,  mit  einer  Geldbusse  von  10  Pfund  für  jedes 
Fass  und  zwanzig  Wochen  währender  Verbannung  bestraft 
werden.'-)  1576  vertauscht  ein  Wirt,  weil  er  unversiegelten  Wein 
vei-schenkte,  seine  Wirtsstube  mit  dem  Turmkämmerlein  und  wird, 
nachdem  er  einige  Zeit  gesessen,  losgetassen  und  ihm  der  Wein- 
schank niedergelegt.'')  Ein  anderer,  der  „über  verwarnen  das 
zeichenn  nnnd  weggelt  vorsetzlich  und  frevenlicher  weiss  ver- 
fahren“, zahlt  4 fl.  Strafe  und  wandert  zu  fünftägigem  Aufenthalt 
auf  den  Turm.'*)  Noch  im  18.  Jahrhundert  wird  Hinterziehung 
des  Wein-  und  Mahlungeldes  mit  beträchtlichen  Geldstrafen 
gebüsst. 

1426  wird  Martin  zum  Home,  den  der  Rat  gefangen 
hatte,  weit  er  Geschoss  und  Wochengeld  zu  zahlen  sich  weigerte, 
der  Rat  erteilt,  „die  stat  Spire  und  die  banzune  daselbes  dannoch 
b}'  sonnenschin  zu  rumen  und  nit  wider  dar  yn  zu  körnen, 
er  habe  danne  furhin  dem  rate  umb  geschoss  und  wochengelt 
genug  getan“.’) 

Eine  ergötzliche  Historie  berichtet  Fuchs  in  Lehmanns 
Chronik  aus  dem  Jahre  1463"):  Jeder  Speierer  Bürger  war 
verpflichtet,  an  die  Stadt  eine  Vermögenssteuer  zu  entrichten 
und  musste  daher  unter  Handtreue  an  Eidesstatt  den  Schoss- 
herm  sein  Vermögen  fatieren.  Diese  waren  durch  ihren 
Amtseid  verbunden,  hierüber  Stillschweigen  zu  bewaliren : hielten 


H i Igard  S 44S. 

A.  St.  B.  fol.  36. 

VRAP.  1,  1576;  Das  Delikt  ist  durch  einen  Knndreruiork  als 
.falsch*  bezeichnet. 

D VRAP.  I.  löst. 

“’J  AB.  II.  14-.'G. 

Deh  tu  ann  S.  868  6. 
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sie  aber  eine  Fassion  für  zu  niedrig,  so  Hessen  sie  sich  vom 
Rate  ihres  Gelübdes  entbinden  und  erstatteten  Anzeige.  Im 
genannten  Jahre  nun  wurde  der  Bürger  Heinrich  von  Wein- 
garten, vulgo  „Schwarzheinzei“,  der  im  Verdacht  stand, 
falsch  f'atiert  zu  haben,  samt  seiner  Ehehälfte  vorgeladen  und 
veranlasst,  „entweder  sein  Vermögen  den  Schoss-Herren  redlich 
anzusagen  und  eigentlich  zu  benennen,  oder  gewärtig  zu  seyn, 
dass  der  Rat  ihnen  inventiren  lassen  würde.“  Er  gab  zu,  schon 
seit  Jahren  immer  2400  fl.  zu  wenig  versteuert  zu  haben.  Als 
man  ihn  fragte,  ob  er  Recht  oder  Gnade  wolle,  zog  er  Gnade 
vor  und  wurde  um  1200  fl.  gestraft.  Die  Schossherm  be- 
gleiteten ihn  dann  nach  Hanse,  veranstalteten  eine  Haussuchung 
und  fanden  „ein  Fässlein  unter  einer  Lotterbettladen,  darinn 
lagen  bcy  die  40  Säcklein  mit  Pfenningen  und  etzliche  Brief 
mit  ganz  güldenen  Klickern  oder  Schussern,  damit  die  Knaben 
zu  spielen  pflegen,  und  wurden  aus  einem  Sack,  den  die  Frau 
brachte,  allein  sechshalbhundert  Gulden  gezchlet“,  so  dass  sich 
herausstellte,  dass  auch  die  neue  Fassion  immer  noch  zu  niedrig 
gewesen  war;  doch  Hess  es  der  Rat  bei  dem  gefällten  Urteil 
bewenden.  „Den  Geizhals  aber  mag“,  so  meint  der  Chronist, 
„der  Verlust  solches  seines  Heben  Mammons  zwar  sehr  ge- 
schmertzet  haben,  es  ist  aber  nicht  zu  zweitt'eln,  dass  seiner 
Frauen  spitzige  Reden  ihme  höchst  empflndlich  werden  gewesen 
seyn,  als  die  zu  ihm  in  Anwesenheit  der  Schossbeamten  also 
gesagt:  „Siehe  zu,  du  hast  keinen  Feyertag  geehret,  sondern 
dich  eingeschlossen  und  Geld  gewogen,  jetzo  nimme  wahr,  dass 
die  Schossherrn  auch  wiegen  können!““ 


§ 4:l. 

Führung  von  falsch  Mass  und  Gewicht. 

Eine  seiner  Hauptaufgaben  erblickte  das  Stadtregiment 
Jederzeit  darin,  durch  weise  Massregeln  und  Verordnungen 
Handel  und  Wandel  der  Bürgei-schaft  zu  überwachen  und  Treue 
und  Glauben  im  Verkehr  zu  gewährleisten. 
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Mit  ängstlicher  Fürsorge  sind  schon  die  ältesten  Rats- 
statuten bestrebt,  den  Unerfahrenen  vor  Ueber vorteil ung  durch 
seinen  verkehrsgewandteren  Vertragsgegner  zu  schützen,  und 
drohen  empfindliche  Strafe  dem,  der  seine  Ueberlegenheit  auf 
Kosten  von  Treue  und  Glauben  im  Rechtsverkehr  auszubeuten 
versucht,  insbesondere  aber  dem,  der  durch  Führung  falscher 
Masse  und  Gewichte  auf  Erlangung  unerlaubter  Vermögens- 
vorteile ausgeht. 

Darum  hat  der  Münzmeister  das  Recht  und  die  Pflicht, 
alle  Wagen  und  Gewichte  in  der  Stadt  — auch  die  der  Fremden 
— zu  aichen  und  zu  prüfen,  wann  es  ihm  beliebt;  ausserdem 
werden  alle  Fronfasten  die  Apotheker,  Goldschmiede,  Krämer, 
Kannengiesser,  Salzgässer,  Metzger  und  Wollenwieger  mit  ihren 
Wagen  zur  jährlichen  ordentlichen  Aichung  fOrgeboten  und  von 
jedem  ungerecht  erfundenen  Gewichte  6 Pfund  und  ein  Heller 
zur  Strafe  gefordert,  „umb  dass  es  eine  Nothdurfi’t  ist  Armen 
und  Reichen  auf  dem  Land  und  in  der  Stadt“.') 

Vornehmlich  im  Genuss  des  edlen  Rebensaftes,  der  im 
Mittelalter  auch  dem  Aermsten  ein  Lebensbedürfnis  war,  verbot 
der  Rat  jede  ungei  echte  Beeinträchtigung,  und  in  der  Frage 
des  schlechten  Einschenkens  hatten  die  Konsumenten  die  Obrig- 
keit entschieden  auf  ihrer  Seite:  „Weiher  die  masse  des  wines 
nit  vol  misset,  der  git  fünf  Schilling  Spirscher  . . . unde  sol 
gemmc,  dem  er  übel  gemessen  hat,  zwirnent  als  vil  wines  geben 
als  er  da  geholt  hat  zu  einre  merren  penen.  Unde  welher 
driwarbe  also  missetüt,  der  sol  darnach  in  eimo  iare  niemer  win 
gemessen“.-) 

Auch  die  Bäcker  konnten  sich  besonderer  Aufmerksamkeit 
des  Rats  auf  ihr  Gewerbe  rühmen.  Alle  Jahre  wurden  vier 
ihrer  Zunft  als  Rügegeschworene  aufgestellt,  die  jeden,  der  „au 
wisse  oder  au  deine  missebecket“  den  Bürgermeistern  anzuzeigen 
hatten.  Fanden  diese  bei  dem  Bäcker  0 also  missgebackene 


')  Lehmuiiu  S.  278 •>;  vgl.  auch  Ehehcrg,  di«  Müriaerhaiisgenosseti 
von  Speicr,  ZOO  Bd.  XXXII,  S.  474  ff,  Uilgard,  S.  484:  „Welch  oley- 
me^se  oder  winmaii  oder  der  auder  ding  miszet,  nit  zu  iecliuhor  nimet  sin 
Zeichen,  daz  man  brennet  an  sine  inasze.  der  git  einen  Schilling  Spirscher“ 
(Stadtpolizeiverordnungen  des  14.  Jahrhunderts). 

'^)  Hilgard  S.  482. 
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Brote,  so  sollten  sie  diese  um  billigeren  Preis  verkaufen  lassen, 
der  Bäcker  aber  eine  beträchtliche  Geldstrafe  zahlen.  Jeder 
Bäcker  soll  „gi'oss  nnd  recht“  backen  an  Weiss-  und  Roggen- 
brot, und  die  Bürgermeister  sollen  Tag  für  Tag  das  Brot  besehen, 
spät  oder  früh,  „wan  ez  in  fuget“.') 

Ganz  ähnliche  Bestimmungen  enthält  noch  die  VRO.  von 
1616.  Wenn  nach  dieser  bei  einem  Bäcker  3 oder  4 Wecken 
gefunden  werden,  die  um  2 Lot  zu  gering  sind,  so  soll  der 
Bäcker  immer  für  2 Lot  2 Pfund  Heller  zahlen;  sind  sie  um 
3 Lot  zu  leicht,  so  ist  er  b tl.  zur  Strafe  schuldig,  und  soll  der 
„Back“  von  den  Richtern  verschnitten  werden,  „alsdann  mag 
es  der  Bäcker,  so  gut  er  kann,  wieder  verkneten“ ; beträgt  aber 
das  Mindergewicht  noch  mehr  als  3 Lot,  so  sollen  die  Richter 
alle  missbackenen  Brote  einziehen  und  den  Armen  geben. 


§ 44. 

Warenfälschung. 

Wie  die  Führung  falscher  Masse  und  Gewichte,  so  wurde 
auch  die  arglistige  Täuschung  fremden  Vertrauens  durch  Fälschung 
oder  nicht  sofort  w’ahrnehmbare  Verschlechterung  käuflicher 
Waren  als  ,. Sünde“  erachtet  und  vor  dem  bischöflichen  Laieii- 
send  abgeurteilt;  bald  aber  wusste  der  Rat  diese  Delikte  als 
Ueberfahrungen  der  von  der  weltlichen  Obrigkeit  erlassenen 
Polizei  Verordnungen  vor  seinen  Richterstuhl  zu  ziehen.  In  dem 
schon  erwähnten  Prozess,  den  der  Domprobst  wider  die  Stadt 
vor  dem  Reichskammergericht  über  ilie  Sendgerichtsbarkeit 
führte,  wird  von  geistlicher  Seite  geltend  gemacht,  dass  vor  dem 


'3  llilgaril  S.  4.S3;  „Dia  burgenneisicr  sollent  oudi  in  den  Imsfrn  daz 
brot  bfsehen  also,  iindu  wcibcs  sie  vindont  zu  deine  oder  anders  misscbacken 
iudewendiK,  daz  sollent  sie  heissen  geben  zwei  umb  drie  heller  oder  eins 
umb  einen  heller,  ie  als  sie  daz  brot  danne  büswirdig  vindont,  unde  sollent 
von  dem  beckere,  dez  daz  brot  ist.  die  pene  nemon.  Unde  welich  becker 
d.ariimbe  nit  backen  wnltc  nnde  aht  dage  ungcbackcn  were.  der  sol  in  eiino 
iare  kein  brot  ine  backen  in  der  stat  oder  ir  vorbnrge“. 
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Laienseud  „die  metzger,  becker,  wuert,  schuclimaclier,  scliustcr, 
lower  und  in  gemein  alle  liaudthierer  und  liuudtwercksleuth  und 
kurtz  ongerecht  eien,  mass,  gewicht,  verfelste  und  böse  w'ahr, 
es  sey  au  fruchten,  w'oin,  brodt,  flaisch,  duch  und  was  man 
dergleichen  erdcncken  mag,  wan  sie  stralfbar  befunden,  gerügt 
und  gestrafft  worden  seiendt“.') 

Ausserordentlich  interessant  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Tuchfabrikation  zu  Speier,  die  vom  Domprobst 

erlassen  wurden,  „ne  decipiat  unusquisque  proximum  suum  in 
vestitu  pannorum  laueorum“,  und  Quantität  und  Qualität  der  zum 
Verkauf  zugelassenen  Tücher  genau  beschreiben.^)  Jedes  Tuch 
muss,  bevor  es  zur  Walkmühle  wandert,  zwei  Geschworenen 
und  4 sachverständigen  Handwerksmeistern  vorgezeigt  und,  wenn 
es  für  gut  befunden  wird,  von  diesen  gesiegelt  werden;  der 
gleiche  Prozess  wiederholt  sich,  w'enn  das  Tuch  die  Walkmühle 
wieder  verlässt.  Wird  ein  Tuch  vorschriftswidrig  befunden,  so 
treten  beträchtliche  Geldstrafen  ein;  „falsch“  befundenes  Tuch 
wird  auf  dem  Markte  öffentlich  verbrannt.  Alle  Geldbussen 
sind  bei  Strafe  der  Exkommunikation  binnen  8 Tagen  zu  ent- 
richten und  fallen  zu  '/g  an  den  Domprobst,  zu  einem  au  die 
Geschworenen  zu  Gottes  Gesetz  und  zum  dritten  au  die  zur 
Prüfung  des  Tuches  aufgestellte  Kommission.-*) 

Die  Marktpolizeivcrordnuugen  des  Rates  bedrohen  ferner 
jede  Art  der  Nahrungsmittelfälschung,  vor  allem  die  Schändung 
des  Weines  mit  strengen  Strafen.  Ein  Metzger,  der  „fnl,  vinnet 
oder  suwen“  Fleisch  verkauft,  zahlt  2 Schillinge  den  Metzger- 
meistern; ähnliche  Bestimmungen  linden  sich  in  grosser  Menge.-*) 


')  X.  369,:i70. 

*)  Hilgaril  S.  155  ff. 

^ .Omnes  peiie  dabuiitur  iiifra  VIII  die»  ab  hüs  qui  ean  inciderint, 
nec  remittuntur.  Qiiicumque  iion  dederit,  excuniuimiisabitur,  doiiec  pi-iiaiu 
det,  et  peiiaruin  pars  tereia  cedet  domino  nostro  preposito  8piretisi,  alia 
tercia  pars  cedet  iuratis  ipsius  duiiiini  prepusiti,  ct  tereia  pars  iurati.s  et 
magistris  tune  paimum  examinaiitibua,  qui  iurati  et  inagistri  bas  peuas 
recipient  ad  dividendum  eas  ut  eat  dictum*. 

*)  Ililgard  .S.  4S-I  ff:  „Dekeiii  iinslitmeltze  sol  von  bunden  salbe 
unde  beringsmaltze  wider  mueben  noch  sieden  innewendig  der  stat.  Wer 
daz  dut  der  git  fünf  scliilliug  Spirseber*. 
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Besonders  das  Fälschen  der  teueren  Gewürze  war  sehr  im 
Schwange,')  wurde  aber  streng  bestraft. 

Das  jüngere  Achtbuch  enthält  unter  dem  Jahre  1437  den 
Eintrag:  „Item  Köuigsheintz  von  Sweehenheim  hat  uft’  hüte 
mitwoch  vor  laurency  anno  1437  globt  daz  er  kein  rode  me 
her  zu  gein  Spire  geben  oder  furen  solle  zu  vei  keuffen,  sie  sye 
dan  vorhin  von  den  meistern  der  gerthener  zuntft  und  den 
geswornen  die  darzu  gesworn  hand,  besehen,  daz  die  gut  weruuge 
und  kauifmans  gut  sy  und  daruft’  hat  mau  ym  ouch  sinen  sack 
mit  der  rode  die  nit  kauft'mans  gut  gewest  ist  zu  disem  male 
folgen  lassen  und  wider  geben“. 

1484  wird  einer,  der  falsche  Würfel  verfertigte  und  selbst 
damit  spielte,  öffentlich  bei  lichtem  Tage  im  Rhein  ertränkt,") 
1577  einer,  der  falsche  Becher  und  Ringe  für  echt  verkaufte, 
ewig  verwiesen.") 


§ 45. 

Die  Münzverbrechen. 

Unter  den  vielen  ausserordentlichen  Vorrechten,  mit  denen 
die  Münzerhausgenossen,  da  sie  noch  als  einziges  Oberhaupt 
eines  blühenden,  kraftgeschw'cllten  Gemeinwesens  in  den  Strahlen 
kaiserlicher  und  königlicher  Gunst  sich  sonnten,  mit  ver- 
schwenderischer Freigebigkeit  bedacht  worden  waren,  erregt 
eines  hier  unser  ganz  besonderes  Interesse,  — die  dem  Münz- 
meister  und  dem  Münzgerichte  verliehene  Blutgerichtsbarkeit 
über  die  Fälscher.  In  dem  vielerwähnten  grossen  Freibriefe 
Kaiser  Ludwigs  des  Bayern  von  1330  wird  dem  Müuzmeister 
das  Recht  zuerkannt,  alle  Falschmünzer,  die  sich  im  Stadt- 
gebiete blicken  lassen,  wenn  sie  irgend  eines  Münzdelikts  über- 


')  AB.  II,  Hm  1490:  .Item  Hirns  der  messersniyl  drr  muchet  falsch 
wurfz,  saffraii  tind  ander".  . . 

2)  AH.  II.  1184. 
ä)  VRAP.  I,  1577. 
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führt  oder  beleumundet  sind,  mit  bewaffneter  Hand  zu  greifen, 
uaeb  dem  Spruch  des  Münzergericbtes  über  sie  zu  richten  und 
sie  nach  Gebühr  selbst  mit  dem  Tode  zu  bestrafen.')  Leider 
sind  uns  über  die  Rechtsprechung  dieses  Gerichtes  keine  Auf- 
zeichnungen überliefert;  die  ersten  Nachrichten  über  Bestrafung 
von  Münzverbrechen,  die  wir  besitzen,  stammen  aus  der  Zeit 
nach  134VI,  wo  die  Münzerhausgenossen  bereits  ihre  Freiheits- 
briefe und  Handvesten  an  die  Zünfte  ausgeliefert  hatten  und 
der  Rat  auch  über  Münzfälscher  des  Blutbanns  waltete. 

Dass  man  für  den  Mttnzverbrecher  die  härtesten  Strafen 
ersann,  die  raffiniertesten  Hinrichtungsmethoden  ihm  vorbehielt, 
kann  kaum  verwunderlich  erscheinen,  wenn  man  erwägt,  dass 
bei  der  skandalösen  Münzverwirrung  des  Mittelalters  und  der 
gewissenlosen  Münzverschlechterungsiiolitik  der  Fürsten,  bei 
der  geringen  Sorgfalt,  die  man  der  Münzprägung  zuwandte, 
uud  der  dadurch  hervorgerufenen  Schwierigkeit,  selbst  die 
plumpste  Fälschung  zu  entdecken,  durch  einen  einzigen  solchen 
falsarius  der  Verkehr  die  allerschwerste,  in  ihren  Folgen  oft 
ganz  unabsehbare  Schädigung  erlährcn  konnte.  Zwar  ist  die 
alte  spiegelnde  Strafe  der  Fälschung,  das  Sieden  in  heissem 
Ocl  oder  'W’asser,  für  Speier  nicht  verbürgt,  doch  war  diese 
Todesart  jedenfalls  nicht  völlig  unbekannt;  denn  in  den  tUler 
Jahren  des  14.  Jahrhunderts  führt  ein  ungenannter  Si»eierer 
Münzer  in  einem  Bericht  über  die  Ereignisse  des  Jahres  la  iü") 
bittere  Klage  über  den  Verrat,  den  die  Zünfte  an  den  Haus- 
genossen übten,  indem  sie  diese  zuerst  „mit  ihren  süssen  Worten 
und  mit  ihren  falschen  hertzen“  bethörleu  und  ihnen  dann,  als 
sie  „die  mauss  in  der  fallen’'  hatten,  die  Wahl  zwischen  dem 
Tode  und  der  Aufgabe  aller  ihrer  Freiheiten  stellten.  Hätte 


Hilgani  S.  310:  „Item  volumu!)  ct  outuetlimus,  »luoil  umgisier 
monete  tälsarios,  qui  ail  ciTitatem  S|iireii!>eiu  ilevlinaverint,  qui  circa 
qualemcumque  monetani  crimeu  l’alsi  quudcumquc  conmisisse  vel  de  hoc 
diffamati  reperti  fueriiit,  capere  manu  annata  ct  deprelicuderc  possit  et 
debeat  ct  eoa  iuxta  pronunciacionem  et  diffinicionem  aliorum  monetariorum 
punire  posait  ct  debeat  eciam  ultimo  supplicio  vcl  alias  secundum  quod 
facti  qualitas  exegerit  et  exccssus  meruerit  dilinqueutis,  circa  que  dicto 
iiiagistro  et  monetariis  ordinariam  iudic.andi  tribuimus  potestatem  [et]  pre- 
sentibus  concedimus  facultateiir*. 

'•')  liilgard  a.  407  ff. 

Ih.  Uartter,  StiHfreobt  der  freien  Keieheitedt  Speivr.  15 
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man  wirklich,  so  fährt  er  fort,  die  Münzer  der  Fälscliung  be- 
zichtigen wollen,  so  durfte  man  ihnen  auch  das  Wechselrecht 
— das  ihnen  auch  nach  134!)  noch  blieb  — nicht  lassen,  sondern 
musste  sie  als  Fälscher  beurteilen  und  bestrafen  nach  der  Strenge 
des  Rechts,  „also  das  sich  ein  ieglicher  daran  gestossen  hette, 
wan  ein  felscher  hört  in  einen  kessel“.') 

An  Stelle  dieser  alten,  grausamen  Hinrichtungsmethode 
tritt  in  Speier  als  gewöhnliche  Strafe  des  Münzverbrechers  die 
Verbrennung.  Bei  leichteren  Begehungen  pflegt  gelindere 
Strafe,  Handabhauen,  Halseisen,  Biandmarknng,  Rutenschlag 
und  ewige  Verweisung  einzutreten.  140i)  wird  in  einer 
Münzeinung  zwischen  Pfalz,  Baden  und  dem  Bischof  von  Speier 
bestimmt:  „Item  wo  der  munezmeister  unreht  fnnden  werde, 

den  sal  der  hene  under  dom  das  geschee,  darumb  straften  und 
zu  sinem  libe  richten  lassen  als  recht  ist.  Und  welchen  under 
uns  das  angiuge  und  den  munezmeister  nit  streft'te,  als  vorge- 
schribeu  sted,  des  mi'incze  solte  mau  furbiiss  nit  me  nemen“.^) 


')  Vgl.  hinzu  Boos,  UU.  Hd.  111,  S.  347:  „Un.i  pronundacio  super 
stegam  l’aff  Peters.  Nach  dem  ubcrsageii  als  pfaff  Peter  Kochs  .soii,  den 
man  uennet  Üysteiiricher,  woll  besaget  ist,  solliche  falsche  umiicze,  als  geslageii 
ist  uff  imscrs  herreu  des  herczugeu  mimcze  der  pfeimige,  das  er  dar  an  ein 
rechter  anheber  und  ein  houpt  gewesen  ist,  und  hat  auch  den  steinppel  zu 
Pederszheiui  dnn  graben,  darum  die  czweue  gesodeu  siut,  davon  so 
verteylen  wir  yn  znm  keszeli  und  verbieten  yme  die  stat  und  den  burg- 
frieden  ummer  eweclieh  und  entphelhen  yu  unsorm  herren  von  Woriusze  fortcr 
darczu  zu  dun  nach  uszwysnnge  l)ischolf  Julians  sünbrieffs.  Anno  domini 
14e0".  Ferner  ebenda  S.  373,  Tagebuch  des  Kciniiart  Xoltz:  .Anno  1493. 
Der  junius  begunde  auch  schon  und  warm,  ziemlich  aber  in  siner  mitt 
quamen  etliche  kalte  frust  dageu,  doch  oue  sonderlichen  schaden,  und  wart 
uff  denselben  pllugstdienstag  ein  junger  gesell,  ein  frischer  und  freyer  kuecht, 
des  nachts  vor  St.  Martins  pforten  znr  linden  gegriffen  um  mutwill  und 
frevel,  dasz  er  nit  friden  hahen  wolt,  und  alsz  mau  ime  sinen  gurtel  und 
täscheu  abnam,  fände  man  bi  im  falsche  mUntz  gegoszon  und  alles  gezeuch, 
damit  er  solcho  ding  handelte ; und  darnach  nach  gesprochen  urtel  [ward  er] 
usgefürt  vor  S.  Andrespforten  uff  montag  nach  unsers  herren  lichnambsz 
tag  und  in  einen  kessel  gesetzt  und  mit  holtz  und  pulver  belegt 
verbrannt,  und  nauut  sich  der  selb  arme  llansz  tiröuing  von  Erffurdt 
und  starb  so  christlich  und  tröstlich,  alsz  von  ie  keinem  geschehen  war. 
dem  der  allmechtig  gott  gnodig  sey“.  Vgl. auch  ÜscubrUggen,  Schweizerische 
Uochgerichtsordnungeu  (.Studien  XII,  S.  -i'i'J). 

Moue,  ZU».).  Bd.  II,  S.  435. 
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Insonderheit  seit  dem  14.  Jahrhundert  war  die  Falsch- 
münzerei, zu  der  das  allgemeine  Münzelend  findige  Köpfe,  die 
nichts  zu  verlieren,  aber  alles  zu  gewinnen  hatten,  geradezu 
herausfordern  musste,  ganz  ausserordentlich  im  Schwange;  häufig 
sammelten  sich  vielköpfige  Banden  zu  solchemGeschäfte  und  trieben 
in  den  Wäldern  der  Landschaft  ihr  lichtscheues  Wesen. 

Im  Jahre  144:j')  macht  dem  Kate  eine  aus  über  tiü  Kopien 
bestehende  Räuber-,  Mörder-,  Diebs-  und  Falschmünzerbande  — 
die  „Stirnestosser“  — viel  zu  scliaffen,  eine  „bruderschaft't 
aller  bossheit  mit  falschen  wurffein,  mit  fälschen  karten,  mit 
den  kuchen  und  mit  den  metzblancken  in  die  tieln  zu  werfi'eu 
und  sunst  kein  bossheit  ussgenommen.“  Einem  rühmt  sein 
Steckbrief  besondere  Fertigkeit  im  Fälschen  nach:  . . . .ist 
ein  reysig  geselle  und  kan  die  falschen  gülden  gemachen  und 
nympt  ein  baseier  blaphart  und  macht  den  stap  — das  Baseler 
Stadtwappen  — abe  und  macht  ein  ander  Zeichen  dar  und  ver- 
gult  den.“  Andere  beschälligen  sich  mit  der  äusserst  gewinn- 
bringenden Herstellung  der  schon  bes]irochenen  Judassilberlinge.-) 

1483  setzt  mau  „Cosmas,  den  sclmidartzet“,  falscher 
.Münze  wegen  gelängen,  n Er  hatte  mit  einem  gewissen  Wygel 
und  Haus  Koch  von  Worms,  der  sich  von  einem  AVormser 
Schmied  die  nötigen  Bonzen  und  Stempel  liatte  fertigen  lassen, 
gemeinsame  Sache  gemacht  und  eine  Anzahl  ri'ennige  gefälscht. 


>)  Ali.  II,  um. 

■■')  ebenda;  .....  mul  m.iclieiit  kuchen  mul  luiiient  und  redileul  esclioti 
so  viel  nach  dem  sie  den  kuchen  gross  machen  wolleut,  und  schuddeut  die 
eschen  uher  ein  hufl'eTi  und  machent  ein  Synnewel  grübe  nach  dem  alss 
der  kuchen  gross  sol  werden,  und  nement  dan  einen  nuwen  scfaurtzblotze 
in  die  grübe  und  das  bare  heniss  und  haut  dan  Intern  guden  zien;  den 
zerlat  er  in  eyrao  guten  nuwen  halfen  und  gus.set  den  zien  uss  off  den 

schurtzbletze.  so  wirt  es  undeu  goltfare  mul  oben  sylbertäre,  das  es  golt 

und  sylber  glich  stet,  und  hat  dan  einen  fromden  pfennig  von  fromder 
montzen.  den  mau  uit  enkennet,  und  leg  den  oheu  mitte  ulT  den  kuchen,  das 

man  danuoch  den  pfennig  wole  gesehen  mag;  und  wo  sie  dan  hin  komeiit, 

und  einfältige  lute  sin  und  die  sie  wissent,  das  sie  gelt  baut,  und  sprecheut 
dan,  es  sy  der  dris.sig  Pfennige  einer,  damit  misse  herre  got  vcrkeuli't  wart; 
damit  beschissent  sie  die  lute  biss  das  sie  umb  ire  gelt  koment,  und  also 
begeut  sie  sich  mit  aller  bossheit". 

’ AB.  II,  14!<:l. 
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die  „er  (Wygeli  iii  sin  liuss  jiiedit,  alda  wurden  sie  durch  ein 
aqua  forte  mit  eyin  zusatz  gewist  und  geferpt“.  Später  er- 
weiterte sich  der  Bund  durch  Beitritt  „Deports  uf  dem  wiel“, 
und  bald  erwies  sich  der  Neuling  als  ein  so  gelehriger  und 
eifriger  Schüler,  „dass  sie  sich  dez  verwonderten“.  Nachher 
verlegte  mau  das  Laboratorium  auf  den  „Wiel“  bei  Otterstadt, 
wo  dann  „für  4 oder  5 fl.  ungeverlich  pfennig  gearbeit  und 
ussgehauen“  wurden,  die  Koch  zu  Worms  in  seiner  Werkstatt 
stempelte  und  Wygel,  „der  golt  in  sins  meisters  hus  gemaln“, 
mit  Gold  überzog.  Da  dies  Verfahren  nicht  recht  glückte  und 
sie  merkten,  dass  das  Vergolden  „iiit  bestant  weit  haben“, 
Hessen  sie  dies  fürder  unterwegs. 

Zu  seinei-  Verteidigung  beruft  sich  der  Angeklagte  darauf, 
dass  er  thätige  Reue  gezeigt,  einen  Teil  der  falschen  Münzen 
wieder  an  sich  gebracht  und  samt  Bonzen  und  Stempeln  in  den 
Rhein  geworfen  habe,  auch  habe  er  „der  montz  mit  der  hand 
nye  nützet  gemacht  anders,  dan  das  pulfer  und  das  wasser  als 
sie  in  underiecht  heten,  und  die  j)fennig  helfn  wissen“.  Allein 
weder  diese  Aussagen,  noch  die  rührende  Bitte  des  Angeklagten, 
man  möge  ihm,  da  er  verführt  worden  sei  und  tiefe  Reue  über 
seine  That  empfinde,  Gnade  vor  Recht  widerfahren  lassen,  „er 
wül  im  zu  einer  buss  sich  uss  der  weit  in  eyu  cloister  und  hin 
furo  fil  guts  tun“,  vermögen  das  starre  Rechtsgefühl  der  Richter 
zu  bewegen.  Das  Urteil  erklärt  den  Fälscher  des  Todes 
schuldig,  und  kurze  Zeit  darnach  verzehrt  des  Scheiterhaufens 
lodernde  Flamme  den  Verbrecher  samt  dem  gefälschten  Gelde; 
sein  Knecht  aber,  der  nur  die  Farben  gerieben  und  beim 
„Schmieren“  der  Pfennige  mitgeholfen  hatte,  auch  nicht  weiter 
fragte,  ob  seine  Handlung  gut  oder  böse  sei,  wird  durch  beide 
Backeu  gebrannt  und  muss  über  die  Mosel  schwören.  — Zehn 
Jahre  später  wirft  man  einen,  der  Münzen,  „blaphart  und  albus“, 
gefälscht  hatte,  bei  hellem  Tage  in  den  Rhein.') 

108«  wird  zwei  Falschmünzern,  Meyn  und  Rummel,  der 
Prozess  gemacht,  well  sie  „allerhandt  gattung  falscher  müntzen 
gemachet  und  solche  allhier  undt  auf  dem  Land  ausgegeben 
haben“.  Unter  den  Gründen,  die  den  Konsulenten  Dr.  Gabler 


')  AB.  11,  1403. 


Digitized  by  Google 


22!) 


veranlassen,  die  liescliuldigten  an  Stelle  des  eigentlich  ver- 
wirkten „supijliciuni  vivinomburii“  der  Begnadigung  zum  Tode 
durchs  Schwert  zu  empfehlen,  sind  zwei  von  besonderem 
Interesse,  nämlich  dass  die  Strafbestimmung  der  Karolina, 
wonach  dem  Falschmünzer  der  Feuertod  gebührt,  von  den 
meisten  Gelehrten  für  allzu  hart  erachtet  werde,  und  dass  ferner 
die  beiden  nur  Strassburger  Dreibätzner  nachgemacht  hätten, 
weshalb  sie  nur  als  Verfälscher  mit  dem  Schwert,  nicht 
aber  als  Beleidiger  der  weltlichen  Majestät  ex  lege 
Cornelia  nummaria  mit  dem  Feuer  gerichtet  werden  könnten. 
Dagegen  würdigt  sein  Kollege  in  seinem  Ratschlag  die  Be- 
strafung des  Münzverbrechens  als  crimen  laesae  majestatis, 
diese  arge  Verirrung  juristischen  Scharfsinns,  gar  keiner  Er- 
wähnung und  beantragt,  den  Fälschern  gelindere  Strafen  wider- 
fahren zu  lassen.  Das  Urteil  lautet  auf  Staupensehlag  und 
ewige  Verweisung;  ausserdem  müssen  sich  beide  verpflichten, 
zwei  Jahre  gegen  den  Türken  zu  dienen : Rummels  Weib  und 
Sohn,  die  der  That  verwandt  gewesen,  werden  mit  Ruten  auf 
dem  Rücken  ins  Halseisen  gestellt  und  schwören  sich  ans  der 
Stadt.') 

Neben  der  Falschmünzerei  und  der  Münzvertälschung  ist 
auch  die  Beschneidung  oder  sonstige  Verringerung  echter 
Münzen,  das  „Kippen  und  Wippen“,  eine  sehr  beliebte  Art, 
aus  der  herrschenden  Münzverwirrung  Gewinn  zu  ziehen. 
1356  verurteilt  man  ein  Weib,  das  „besnytden  dornose  verdreip 
und  verkaufte  und  Ion  dar  umbe  nam  von  dem,  der  sie  besneit“, 
sich  aus  der  Stadt  zu  fertigen,  und  lässt  sie  schwören,  auch 
die  Städte  Mainz,  Worms  und  Strassburg  nie  wieder  zu  betreten. 
Wie  man  überhaupt  in  der  Bestrafung  selbst  in  fremdem  Lande 
begangener  Münzverbrechen  eine  Art  Weltrechtsprinzip  befolgte, 
so  suchte  man  auch  im  Urteil  nicht  nur  das  eigene,  sondern 
auch  fremde  Gemeinwesen,  wenigstens  die  rheinischen  Schwester- 
städte, vor  weiteren  gemeingeiährlichen  Umtrieben  des  wieder 
auf  freien  Fuss  gesetzten  Verbrechers  zu  bewahren.*) 


1)  X.  707. 

*)  -U{.  I,  isr.c. 
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Das  blosse  A'erbreiten  falsclier  Jlihizei),  der  sogenannte 
Münzbetrug,  wird  in  der  Kegel  mit  licibesstrafe  und  Stadt- 
verweisung geahndet,  wobei  — wie  im  eben  erwähnten  Falle  — 
dem  Verbrecher  meist  eine  sehr  weite  Banngrenze  gesteckt 
wird:')  auch  Geldstrafen  kommen  vor. 

175()  wird  Matthäus  Dennhard  der  Falschmünzerei  be- 
schuldigt, aber  nur  des  Münzbetruges  überführt  und  zur  Zahlung 
einer  Geldstrafe  von  lon  fl.,  die  dann  später  auf  50  fl.  herab- 
gesetzt wird,  verurteilt.'^)  Im  gleichen  Jahre  erleidet  der  Kronen- 
wirt zu  Speiei'  „puncto  iniplicitatis  mit  falscher  geldmüntzerey“ 
die  Prügelstrafe.^) 


§ 46. 

Urkundenfälschung. 

Zu  einer  Zeit,  wo  des  Lesens  und  Schreibens  edle  Kunst 
noch  für  ein  Vonecht  des  Klerus  und  einer  beschränkten  Anzahl 
gelehrter  licute  galt,  ist  von  L’ikunden verbrechen  begreiflicher- 
weise sehr  wenig  die  Rede;  war  ja  doch  auch  die  Zahl  der 
Rechtsgüter,  für  welche  im  Rechtsverkehr  Urkunden  eine  beson- 
dere Bedeutung  beanspruchen  konnten,  wenigstens  soweit  es 
sich  um  Privati)ersonen  handelt,  eine  verhältnismässig  sehr 
geringe. 

Später  ist  es  insbesondere  das  fahrende  Volk,  das  die 
Falschanfertigung  und  Verfälschung  von  Legitimationsi)apieren 
in  grossem  Stile  betreibt.  Im  Sündenregister  des  iin  Jahre 
1483  mit  dem  Strang  gerichteten  Erzdiebs  Debolt  Woeber 
findet  sich  unter  vielem  andern  auch  das  Bekenntnis,  dass  er 
sich  von  einem  Armbrusterknecht  zu  Mainz  einen  Bettelbrief 


')  AB.  l,  lasti ; ..Teuber  der  phiffer  ist  von  der  «tat  verwiset  X raylen 
»ege.s,  umbe  daz  er  falsch  gelt  gekoufft  hatte";  . . . timt  er  wieder  irgend 
etwas  BÜ8C8,  so  soll  man  ihn  ohne  Urteil  an  Leib  und  Leben  strafen. 

2)  X.  711. 

X.  71i. 
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habe  machen  lassen,  der  den  Anschein  erweckte,  als  sei  er  von 
einer  Obrigkeit  ausgestellt;  siiäter  habe  er  dann  auf  das  Zureden 
zweier  Mönche  hin  „von  dem  brief  gestanden  und  nit  me  ge]irucht“.' ) 

Für  die  Bestrafung  der  ürkundenverbrechen  ist  die  dadurch 
hervorgerufene  Schädigung  des  Rechtsverkehrs  von  massgebender 
Bedeutung:  wo  solch  schlimme  Folgen  ausblieben  oder  nur 
geringen  Umfang  aiiuahmeii,  erfreute  sich  der  Fälschei  meist 
recht  glimidlichcr  Behandlung.  1580  wird  beispielsweise  ein 
Metzgerknecht  von  Neustadt,  der  sieh  falsche  Briefe  hatte 
machen  lassen,  ohne  weitere  Strafe  als  die  bisher  erlittene  Haft 
auf  gewöhnliche  Urfehde  freigelassen.'*!  Mit  Staui»enschlag  und 
ewiger  Verweisung  verfährt  man  1()88  gegen  einen  aus  dem 
Bambergischen,  der  mit  einem  falschen  Sammelbuch  im  Lande 
herumzüg  und  damit  „diebischer  Weisse“  Geldsammlungen 
veranstaltete. ‘) 

Auf  ähnlich  mildem  Standpunkt  stehen  sogar  die  Gauner- 
und  Zigeunermandate  des  18.  Jahrhunderts,  denen  doch  sonst 
übertriebene  Humanität  gewisslich  nicht  zum  Vorwurf  gemacht 
werden  kann.  Sie  bedrohen  solche  Per.sonen,  die  sich  den 
Anschein  geben,  irgend  welche  erlaubte  Kollekten  zu  veran- 
stalten, „wübey  das  crimen  falsi  viel  mit  unterlaufifet“  und  unter 
solchem  Deckmantel  unverdiente  Almosen  guten  christlichen 
Herzen  abstehlen,  sowie  solche  „falsche  Brieff-Träger“,  „so 
sich  entweder  vor  adelich  Peissohnen  oder  abgedanckte  Officiers 
auch  vor  deren  Weiber“  ausgeben,  mit  Pranger  und  Prügelstrafe, 
je  nach  den  Umständen  auch  mit  Brandmarkung  und  ewiger 
Verweisung.'') 


§ 47. 

Falsches  Spiel. 

Seit  den  Tagen  des  Taeitus  zeigt  sich  heim  deutschen 
Volke,  wenigstens  in  gewissen  Gesellschaftsschichten,  der  Spieltrieb, 

I)  AH.  II.  MHS. 

■-)  VKAP.  I,  löso. 

N*.  :o;t. 

')  N.  Ü2H. 
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die  unbczwingliare  laist,  beim  wecbselvullen  Rollen  der  Würfel 
nach  des  Glückes  schwankender  Gunst  xu  haschen,  besonders 
lebhaft  entwickelt.  Nie  aber  hat  es  auch  an  solchen  gefehlt, 
die  diese  Leidenschaft  für  ihre  Zwecke  ansxubeuten  wussten, 
wozu  auf  Messen  und  Märkten  besonders  günstige  Gelegenheit 
sich  darbot.  Wenn  das  Bäuerlein  aus  der  Umgegend  seiner 
Hände  Fleiss  in  klingende  Münxe  umgesetxt  hatte  und  wohl- 
befriedigt sich  zum  Stadtthor  wandte,  fand  sich  gar  bald  ein 
wandernder Handwerksgesell,einfahiender Schüler  oder  ein  frischer 
Reiterknabe,  der  den  Zögernden  zum  kühlen  Trünke  lud  und 
bald  auch  den  schlummernden  Spieldämon  zu  wecken  wusste, 
bis  des  Beutels  strotzende  Fülle  in  schlafte  Leere  sich  gewandelt 
hatte.  Dabei  gali  es  eine  Menge  der  verschiedensten  Slittel, 
auf  die  Gunst  des  Glücks  bestimmend  einzuwirken;  besonders 
die  Verwendung  geschlitfener  oder  mit  Blei  gerüllter  Würfel 
und  ähnliche  Kunstgritfe  waren  sehr  im  Schwange.  1448 
z.  B.  bekennt  „Bederhenichin“,  mit  „gefulten  wurfteln“  gespielt 
zu  haben;  ein  Sidessgeselle  brachte  ihm  Leute  zu,  die  Geld 
hatten:')  ein  anderer  lässt  sich  unterweisen,  „wie  man  gerade 
oder  ungerade  uff  wurffein  spilen  sol“;  1487  nimmt  man  zweien 
Spitzbuben  Würfel  ab  „mit  zweien  sehsen,  II  dryeii  und  zweyn 
diisen“;-'l  14'.!  I wird  ein  gewerbsmässiger  Falschsideler  gerichtet, 
der  „mit  siegelmetzen,  mit  karten,  mit  den  bogeln,  mit  den 
geschliffen  worfflen“  zu  spielen  verstand. ') 

Auch  das  Kartenspiel  erfreute  sich  schon  im  Mittelalter 
nicht  geringer  Beliebtheit,  wobei  es  natürlich  ebenfalls  eine 
Menge  nur  dem  Eingew’cihtcn  bekannter  Kniffe  gab,  die  einen 
günstigen  Erfolg  verbürgten.  So  nötigt  man  einem  das  Bekenntnis 


')  AB.  11.  14iS. 

2)  AB.  II.  I4S7. 

^ AB.  II.  1491.  Sclioii  eine  ralizeiverordnuiiK  aus  dem  14.  .Tahr- 
hundert  droht;  „W'o  man  mit  zwein  personen  umbesprochenre  lute,  frowen 
oder  man,  bezöget  uf  einen,  daz  er  lehenet  (wuchert V)  oder  ein  vierdetder 
(Falsch.spieler,  s.  Osenbrüggen,  al.  Str.  K.  S.  345J  oder  ein  riffian 
(Hurenwirt)  ist,  den  sol  man  vahen,  nndc  sol  der  vier  Wochen  ligen  uf  dem 
turne  unde  darnach  die  stat  iemer  rumen.  Unde  fiiude  man  den  da  nach 
in  der  statd,  man  sol  in  blenden  oder  durch  die  hacken  brennen“  (Hi  1 gar d 
S,  4H4). 
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ab,  (lass  er  „oft  karten,  wie  er  gemocht  hat,  gewonnen  habe“,') 
ein  anderer  gestellt,  er  habe  „uf  der  karten  gewust,  was  ime 
nutze  gewest  sy,  und  habe  solichs  gewust  am  gritf  der  lengde 
der  karten“,  aucli  habe  er  mit  mehreren  andern  Teil  und  gemein 
gehabt,  „uff  der  karten  gespielet.  die  karten  gesehnitzet  und 
yr  eyner  dem  andern  abegehaben  und  also  mit  den  f'rembden 
buwern  gespielt“.-)  Oft  treten  diese  sauberen  Vögel  banden  weise 
auf  und  arbeiten  sich  gegenseitig  in  die  Hände ; der  Erlös  wird 
dann  geteilt.  So  beziffert  sich  einmal  der  Arbeitsertrag  von 
vier  Gesellen  auf  14,  der  einer  zehnkopfigen  Bande  auf  öO  fl. 

Die  gewöhnliche  Strafe  des  Falschspielers  ist  das  Ertränken 
im  Rhein;  bei  Konkurrenz  mit  andern  Delikten,  Rückfall  oder 
Zugehörigkeit  zu  einer  Falschspielerbande  tritt  unter  Umständen 
Verschärfung  durch  Vollstreckung  der  Strafe  am  lichten  Tage 
ein.  Später  sehen  wir  an  Stelle  des  Todes  im  Wasser  den 
Galgen:  häufig  findet  sich  Begnadigung  zu  Staupenschlag  und 
ewiger  Verweisung.  14S3  wird  ein  frommer  Landsknecht  aus 
Schwaben,  der  Totschlags  halber  „lantrinnyg  geworden“,  dann 
den  niederländischen  Krieg  mitgemacht  hatte  und  nun  mit 
falschem  Spiel  sein  Brot  verdiente,  ins  Halseisen  gestellt,  mit 
Ruten  aus  der  Stadt  gehauen  und  muss  iil>er  die  Dunau  schwören.') 


')  .U{.  II.  144«. 
ein).  14>.ta 
eM.  14K3. 
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Zehntes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  die  Religion. 

§ 48. 

Gotteslästerung. 

Wie  alle  Religionsdelikte,  so  gehörte  auch  die  Blasphemie 
ursprünglich  vor  das  Forum  des  Laiensends;  später  aber  erwies 
sich  dessen  Strafenkompetenz  als  viel  zu  enge,  und  ausserdem 
erachtete  es  der  Rat  als  von  Gott  gesetzte  Obrigkeit  für  sein 
Recht  und  seine  Pflicht,  die  Religionsverüchter  und  Lästerer 
des  göttlichen  Xamens  mit  scharfer,  weltlicher  Strafe  zu  belegen. 

Anfänglich  geht  man  mit  den  Gotteslästerern  nicht  allzu 
hart  ins  Gericht:  Die  MRO.  bedroht  den,  der  „wider  got  und 
sin  helegen  unzimeliche  und  unzelliche  an  spiele,  bi  deme  wine 
eder  anderswo,  wo  daz  ist,  übel  ret  eder  schiltet“,  mit  halb- 
jähriger Verwahrung  in  der  Prisanne  oder  einer  Geldstrafe  von 
5 Pfund  Heller  zu  Nutz  der  Siechen  im  Spitale;  die  Neu- 
redaktion von  1.328  setzt  5 Sehillinge  als  Strafsumme  fest;  wer 
so  viel  Geld  nicht  aufbringen  kann,  „den  sol  mau  an  der  süle 
dar  umbe  slahcn".') 

Die  wenig  zum  Abstrahieren  geneigte  Anschauungsweise 
des  Mittelalters  dachte  sieh  nicht  nur  die  Heiligen  und  den 
nienschgewordenen  Erlöser,  sondern  auch  Gott  selb.st  als  Wesen 
von  Fleisch  und  Blut,  dessen  Kränkung  die  Obrigkeit  um  so 
weniger  ungeahndet  las.sen  konnte,  als  hievon  ein  schädigender 


')  U ilgnrd  .S>  210. 
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Einfluss  .•jul  die  GoUesfurclit  der  Hürger  zu  besorgen  stand,  in 
der  allein  man  aller  Staaten  Wold  begründet  glaubte. 

Eine  merkwürdige  Ergänzung  der  angetuhrten  älteren 
Bestimmungen  liefert  die  MRO.  von  ia28:  „Wer  wider  got 
und  sine  heiligen  unzymelicben  swert  oder  übel  retde,  und  mit 
namen  wer  da  swert  bi  gotes  Stirnen,  liirne,  sweiz,  sineisclie, 
engen,  nasen,  barte,  darm,  gedermede,  lungel,  leber,  gotez 
scliedel,  gotez  ars  oder  Ins,  oder  anders  seheraelich  bi  gotes 
gelidern,  der  git,  als  dicke  er  daz  tut,  fünf  Schillinge  spirscher, 
Wirt  er  dez  beretd  mit  zwein  personell,  oder  er  sol  sich  dez 
entslalien  mit  sime  eide,  und  sol  die  pene  vallen  den  siechen  in 
dem  nuwen  spitul.  Wer  euch  die  pene  verbrichet,  der  sol  sie 
dez  selben  tages  geben  oder  dez  andern  tages  zwirnunt  als  vil. 
Wer  ouch  die  pene  nit  ze  gebenne  hat,  den  sol  man  an  der 
süle  dar  umbe  slahen  — 1346:  in  daz  halsisen  stellen — . Ez 
sollent  ouch  alle  die  die  in  den  rat  gent,  schuldig  sin  zii 
rügenne  die  oder  den,  von  den  sie  der  vorgenanten  nnzimelichen 
Worte  etzlichez  verhöret  haut“.') 

Nicht  selten  sahen  sieh  die  Vierrichter  in  der  Lage,  diese 
Bestimmungen  zur  Anwendung  zu  bringen:  manch  lästerlicher 
Fluch,  in  der  Hitze  des  Weinrauschs,  im  Gewirr  des  Wortstreits, 
beim  Rollen  der  Würfel  unbedachtem  Mund  entflohen,  zog  harte 
Ahndung  nach  sich.  Auch  sah  sich  der  Rat  1347  veranlasst, 
das  M'^ürfelspielen  zu  verbieten,  weil  dabei  oft  Gott  mit  Übeln 


')  Itilgard  S.  2ia,  Aum.  1.  Interessante  Analogien  liieau  s.  bei  Alwin 
.Schult/.,  ,Di‘ut»cbe»I.ebcn  im  14.  und  15.  .lahrbunderl*  I,  S.59:  „In  Frank- 
furt a.M.w  ird  um  die  Mitte  des  U .labrhunderts  mit  dem  einmaligen  .Stehen  am 
Ilalseigen  oder  einem  Groschen  Busse  bedroht,  wer  schwört:  „eynen  eng- 

lischen, bockis  (Gottes)  wondin,  bockis  hertae,  hocki.s  sele,  hockis  bard, 
bockis  nase.  bockis  schweiscbs.  bockis  blud,  hockis  lichaym.  und  wer  eyme 
amlirn  sine  mudir  lieyszit  geknygen,  und  die  cyde,  die  den  gleich  sin." 
„Wer  aber  swerit  bockis  schedil  adir  bockis  corpir,  bockis  knyst,  hockis 
knodeloch,  bockis  kneyrs,  bockis  knoden.  bockis  grynd,  bockis  knun,  bockis 
geknygeloch,  bockis  niere“.  der  soll  die  doppelte  Strafe  .leiden  (Sencken- 
berg;  Selecta  iuri.s  1,  4HJ.  Ferner  Geiler  von  Kaiseraberg.  Navicula 
(atuorum  vij  *:  „gotz  birn,  golz  schedol,  gotz  hals,  gotz  hertz,  gotz  schweyss, 
gotz  blut  und  gotz  fleysch";  Murner,  Narrenbeschwöruug  XOV,  74:  „Wie 
man  Schwert  am  Kochersperg:  „Götz  lus!  gotz  dreck!  götz  darm!  götz 

schweiss'“ 
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Worten  und  unziemlichen  Schwüren  „p^roezlich  gesinchet“  werde.') 
1.‘545  legte  man  „Walheiniers  sun  des  beckers  uf  der  hach“, 
weil  er  „wider  got  undc  sine  liebe  muter  übel  geret  hatde,  mit 
namen  daz  er  sprach,  soltc  got  sine  mfiter  gefrien  unde  ander 
schemelich  wort“,  in  sichern  Turmverwahr  und  verbot  ihm 
später  die  Stadt  beim  Stau])besen  so  lange,  bis  er  einen  Brief 
vom  Pabste  bringen  würde,  dass  er  seine  Lästerworte  gebeichtet 
und  gebessert  und  Vergebung  erhalten  habe.-) 

Schon  sehr  frühe  aber  beginnen  die  humanen  Strafbestim- 
mungen des  älteren  Rechts  allmählich  einer  schärferen  Theorie 
und  Praxis  zu  weichen:  im  Anschluss  an  die  Worte  des  alten 
Testaments:  „Welcher  des  Herren  Namen  lästert,  der  soll  des 
Todes  sterben“,")  fasste  man  die  Blasi)hemie  als  crimen  laesae 
majestatis  divinae  auf,  das  die  weltliche  Obrigkeit,  wollte  sie 
nicht  den  Zorn  der  gekränkten  Gottheit  auf  sich  selber  laden, 
— und  gar  zu  gerne  war  man  ja  bereit,  die  schrecklichen  Seuchen 
und  die  nimmer  endenden  Kriegswirren  des  Mittelalteis»  als 
Racheakte  Gottes  zu  bezeichnen  — mit  den  härtesten  Strafen  zu 
ahnden  verpflichtet  war.  Die  Gotteslästerung  wird  im  Lanfe 
der  Zeit  zum  todeswürdigen  Verbrechen,  und  lange  bevor  der 
Reichsabschied  von  Worms  14b.5  diese  Tendenz  zum  allgemein 
gütigen  Reichsrecht  erhob,  forderte  sie  bereits  in  vielen  Terri- 
torien zahlreiche  blutige  Opfer. 

Schon  1361  wird  geurteilt,  dass  man  Heilman  Meffrid, 
den  „ufstüsser“,  fangen  soll,  wo  man  ihn  greifen  kann;  dann  soll 
er  schwören  eino  Meile  von  der  Stadt  und,  wenn  dies  geschehen, 
soll  man  ihm  beim  Napfe  die  Zunge  ausschneiden  und  ihn  aus 
der  Stadt  peitschen  der  unerhörten  Lästerworte  wegen,  deren 
er  vor  den  Monatsrichtern  überführt  worden. 

1456  kämpft  ein  „Blatzknecht“,  Paffenhans  mit  Namen, 
den  Todeskampf  in  den  Wellen  des  Rheines,  weil  er  grobe 
Schwüre  gethan,  allen  Heiligen  im  Himmelreich  und  sonderlich 
dem  hinkenden  St.  Peter  von  Mailand  geflucht  und  gesagt  hatte. 


•)  Hilgard  S.  445. 

»)  AB.  1.  1:445;  Slmliehe  Fälle  1.451,  1.S54,  l.%5,  13G1. 
3.  Mo.<.  24,  14  u.  16. 
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er  sei  auch  ein  Hurenwirt  gewesen.')  Weniger  liart  verfuhr 
man  mit  solclien,  die  nicht  unmittelbar  mit  schmählicheu  Reden 
die  Gottheit  oder  die  Heiligen  beschimi)ften,  sondern  durch 
Missbrauch  des  göttlichen  Namens  durch  unziemlichen  Schwur, 
offenes  Bekenntnis  atheistischer  Anschauungen  und  dgl.  Strafe 
verwirkten.  Meist  kommen  Missethäter  solcher  Art  mit  Hals- 
eisen, Staupenschlag  und  ewiger  oder  zeitlich  beschränkter 
Verweisung  davon.-) 

Später  zeigen  sich  wieder  die  Vorboten  einer  allgemeinen 
Reaktion;  mit  der  Abschaffung  der  Hinrichtungsart  des  Er- 
tränkeus,  der  ordentlichen  Strafe  des  Gotteslästerers,  schwindet 
immer  mehr  und  mehr  die  Erinnerung  an  die  Todeswürdigkeit 
der  Blasphemie,  und  auch  hier  befolgt  der  Rat  wie  das  Vier- 
richterkolleg die  schon  so  oft  an  ihnen  gerühmte  Tendenz 
weiser  Milde,  worin  sie  sich  auch  durch  die  schärferen  Be- 
stimmungen der  Karolina  nicht  beirren  lassen.  Zwei  Fälle  aus 
späterer  Zeit  mögen  dies  beleuchten: 

1718  stand  Stephan  Knopf,  ein  frivoler  Gotteslästerer, 
vor  dem  Tribunal  des  Rates.  Er  hatte  sich  des  öfteren  ver- 
nehmen lassen,  mit  Gott  sei  es  jetzt  nichts  Rechtes  mehr,  der 
Teufel  sei  jetzt  Meister,  und  gab  schliesslich  noch  dem  frommen 
Wunsche  Ansdruck,  dass  doch  der  Donner  in  den  Himmel 
schlagen  und  der  Teufel  ihn  zu  tausend  Stücken  zerreissen 
möchte.  Er  wurde  auf  Grund  eines  Gutachtens  der  Juiisten- 
fakultät  zu  Heidelberg  primär  nur  zu  einer  Geldstrafe, 


>)  11.  1456, 

*)  I>ie  Herrengehotp  der  Ketormationszeit  eifern  besonders  gegen  das 
iinmassige  Saufen  und  Spielen  und  geben  diesen  Untugenden  allein  Schuld 
an  der  immer  mehr  zunehmenden  Frivolität.  Daher  bedrohen  sie  den,  der 
solchen  Lastern  friihnt.  Uott,  deu  Allmächtigen,  lästert  oder  bei  des  Heilands 
Wut  und  Wunden,  seinem  Martertod  oder  seinen  Sakramenten  schwort, 
mit  harter  Strafe.  Zur  Vollstreckung  dieser  Verordnungen  wird  1540  ein 
Ausschuss  aus  zwei  Mitgliedern  dos  sitzenden  sowie  zweien  des  ausgehenden 
Rats  und  einem  der  Wirgermeister  als  Obmann  gebildet,  der  Leute,  die 
solch  gottlosen  Lebenswandels  sich  befleissigten,  in  Hüte  warnen,  bei  Ver- 
stocktheit aber  mit  Held-  oder  Haftstrafen  belegen  sollte.  Erwiesen  sich 
auch  diese  als  erfolglos,  so  hatte  der  Ausschuss  die  Frevler  dem  sitzenden 
Rate  zu  gebührender  Bestrafung  auzuzcigen  (N.  631). 
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nämlich  zur  Erlegung  einer  Mark  lötigen  Goldes  verurteilt;  da 
man  aber  voraussah,  dass  er  zur  Zahlung  dieser  Pön  wohl 
kaum  imstande  sein  werde,  so  wurde  als  subsidiäre  Strafe  drei- 
jährige Verweisung  ausgesprochen.’) 

7 Jahre  später  gefiel  sich  der  Kuhhirt  auf  der  Rheinhäuser 
Weide,  Hans  Kaspar  Berberich,  in  lauten  Aeusserungen  höchst 
freigeistiger  Ansichten  über  religiöse  Fragen;  er  versicherte 
beispielsweise,  es  könne  kein  Pfarrer  in  den  Himmel  kommen 
und  daher  auch  selbst  keine  Sünden  vergeben,  es  gebe  keinen 
Gott  und  noch  viel  weniger  einen  Teufel;  denn  sonst  würde 
der  letztere  gewiss  schon  längst  alle  Pfaffen  geholt  haben,  und 
wünschte  sich  schliesslich,  dass  ihn  der  Teufel  davonführen  oder 
der  Donner  li  Klafter  tief  zu  Sägemehl  in  den  Boden  hinein- 
schlagen möchte.  Voll  sittlicher  Entrüstung  beantragt  der 
Prokurator  Sch  wengsfeuer,  den  Kuhhirten,  der  sich  „als 
einen  veritablen  atheum  thcoreticum  et  practienm  presentiret“, 
zum  Tod  durchs  Schwert  zu  vei  dammen,  der  Rat  aber  begnügt 
sich  damit,  den  gottlosen  Jlaletikanten  mit  Rutenhieben  zum 
Stadtthor  hinausbefördern  zu  lassen.-) 


§ Bt. 

Die  Eidesverbrechen. 

Ehedem  zählten  auch  „valsch  und  meyn  aidt“  unter  die 
Verbrechen,  über  welche  die  Geschworenen  des  Sendgerichts 
das  Urteil  fällten;  denn  man  erblickte  in  solcher Missethat  ein 
Delikt  gegen  die  Religion,  eine  Beleidigung  der  göttlichen 
Majestät,  deren  Namen  der  Verbrecher  zu  lalschem  Eidschwur 
zu  missbraucheu  wagte:  „Wer  war  swert,  der  bevesteut  daz 

reht,  wer  aber  meyneydig  wirt,  der  versmahet  got  uude  zer- 
störet sich  selber  unde  verderbet  lib  unde  sele“.-’) 


’j  S.  707. 

“)  N.  708. 

Eid  der  iieugewälillen  Katsherru  1333;  s.  Jlilgard  S.  375. 
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Mürel,  Meineid  und  Eliebruch  waren  nach  einer  der  ältesten 
Aufzeichnungen  spezifisch  Speicror  Rechts,  dem  Zollweistuni 
von  l‘24t),  die  schwersten  Verbrechen,  die  eines  AV’eibes  Ehre 
schänden  konnten;  denn,  während  ihr  sonst  in  allen  Fällen  die 
Reinigung  durch  Einhand.seid  verstauet  war,  veruioclitc  bei 
solch  schwerer  Begehung  allein  die  Probe  des  heissen  Eisens 
ihre  Unschuld  über  allen  Zweifel  zu  erheben.') 

Während  aber  falscher  Eidschwur  beim  Namen  Gottes 
oder  auf  den  Reliciuienschrein,  der  die  Gebeine  eines  Heiligen 
umschloss,  als  Rcligion.sdelikt  erachtet  wurde,  begegnete  der 
Bruch  des  ohne  allen  Falsch  geschworenen  Eides,  die  Verletzung 
einer  eidlich  übernommencu  Verpflichtung,  einer  ganz  anderen 
,\uftässung:  durch  solche  That  brach  der  Verbrecher  die  in 
besonders  feierlicher  AVeise  gelobte  Treue,  deren  Verletzung  — 
schon  nach  Tacitus  der  schimpflichsten  Verbrechen  eines  — 
den  Eid-  und  Ehrvergessenen  der  Gemeinschaft  mit  den  Rechts- 
genos.sen  lür  immer  unwürdig  erscheinen  Hess,  Hier  traf  keine 
Kränkung  die  göttliche  Majc.stät,  weshalb  auch  für  die  geist- 
lichen Gerichte  keinerlei  Zuständigkeit  begründet  erscheinen 
konnte;  dagegen  ward  die  Gesamtheit  der  Volksgenossen  durch 
immateriellen  Schaden,  nämlich  die  durch  den  Eidbruch  hervor- 
gerufene Minderung  im  ideellen  AVert  der  feierlich  gelobten 
Treue  im  Rechtsverkehr,  schwer  getrolfeu,  weshalb  auch  die 
Gesamtheit  und  deren  Organ,  die  weltliche  Obrigkeit,  den 
Bruch  des  Eides  zu  rächen  und  zu  strafen  berufen  war. 

Eigentlich  hat  also  der  Eidbruch  keine  Stelle  unter  den 
Rcligionsdelikten,  doch  mag  er  trotzdem  hier  Berücksichtigung 
finden,  um  den  inneren  Zusammenhang  der  Eidesverbrecheu  nicht 
zu  zerreissen,  zumal  da  ja  sjiäter  auch  die  Beurteilung  des 
.Aleineids  von  den  Geschworenen  zu  Gottes  Gesetz  auf  die 
weltliche  Obrigkeit  überging  und  somit  ein  wesentlicher  Unter- 
schied, der  die  genannten  Deliktsarten  getrennt  hatte,  in 
AVegfall  kam. 

Die  Strafe  des  Eidbrechers  ist  nirgends  gesetzlich  festgelegt, 
sie  erscheint  je  nach  dem  konkreten  Thatbestand  und  vor  allem 
dem  AA'ert  der  geschädigten  Rcchtsgüter  in  verschiedenstem 


Hilsar'I  S.  4b‘J. 
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GewaiuU’,  aber  doch  birgt  sich  unter  jeder  Hülle  die  gleiche, 
bekannte  Gestalt,  die  altgermanische  Friedlosigkeit.  Bald 
tritt  sie  uns  gegenüber  in  ihrer  ganzen  alten  Furchtbarkeit  als 
völlige  Vernichtung  der  bürgeiiichen  Existenz  des  Betroft'eneu, 
bald  nur  von  abgeschwächter  Wirkung  gefolgt,  als  ewige  oder 
zeitlich  beschränkte  Verbannung  oder  gar  nur  als  Verlust  der 
Aemter  und  Würden,  die  der  Schwurvergesseue  durch  seine  ehr- 
lose That  geschändet. 

Für  immer  und  ewig  tilgt  iler  i:iöo  nach  dem  Severins- 
aufruhr Voll  Kat  und  Bürgerschaft  beschworene  Sühnebrief  alle, 
die  diese  Sühne  brechen  würden,  aus  der  Gemeinschaft  der 
Rechtsgenossen:  sie  sollen  „uieinedig,  truwelos  und  erlös  sin, 
und  sollent  niemer  burger  noch  sedelliaft  werilen  in  der  stat  zu 
Siure,  und  sol  ouch  der  rat  zu  Sjiire,  der  danne  ist,  uf  den  eid, 
den  sie  zum  rate  gesworii  haut,  wa  sie  sie  ergrifent  in  der 
stat  oder  den  banzunen  der  stetde  zu  Sidre,  sie  angrifeu  unde 
gevangeu  legen  unde  von  in  rillten  als  von  nieinedigen  erlösen 
und  truwelosen  mannen,  die  ein  rehte  gesworne  sune  unde  einen 
ewigen  vriden  gebrochen  haut“.') 

Verletzung  des  Bürgereides  zieht,  falls  nicht  härtere 
Strafe  verwirkt  ist,  Verlust  des  Burgrechts  und  Verweisung, 
Bruch  des  Amtscides  im  allcrniildesteu  Falle  die  Unwürdig- 
erklärung zu  künftiger  Erlangung  irgend  welcher  Aemter  und 
Ehren  iu  der  Stadt  nach  sich. 

Ein  rasch  und  nie  ganz  freiwillig  gegebenes  und  darum 
auch  leicht  gebrochenes  Eidgelübde  war  die  Urfehde,  die  jeder 
schwören  musste,  den  die  Stadt  des  Burgbanns  verwies,  oder 
dem  sic  erlittener  Turmhaft  oder  andern  I^eides  halber  in  nicht 
sonderlich  angenehmer  Erinnerung  zu  bleiben  fürchten  musste. 
Darum  Hess  man  solche  Leute  nie  von  dannen  ziehen,  ehe  sic 
nicht  mit  heiligen  Eiden  gelobt  hatten,  Unbill  und  Leid,  das 
sie  von  Rat  oder  Bürgerschaft  der  Stadt  erlitten,  nie  und  nimmer 
zu  rächen,  noch  andere  zur  Rache  zu  treiben,  sondern  stets 


c llilguril  S.  330.  Dass  der  Kidvergessene  für  unfähig  erachtet 
wurde,  je  wieder  zum  Zeugnis  oder  Eid  zugelassen  zu  werden,  ist  nirgends 
besonders  gesagt,  ergibt  sich  aber  aus  allgemeinen  llechtsgrundsiitzeu  wie 
auch  daraus,  dass  als  Zeugen  immer  nur  unbesprochene,  ehrbare  Leute 
füngieren  dUrten.  Vgl.  auch  Uscubrüggen,  al.  Sir.  K.  S.  390. 
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«1er  Stadt  getreu  und  hold  zu  sein  und  sie  vor  Schaden  zu 
warnen,  Mauerring  und  Bannzäuue  aber  so  lange  zu  meiden,  als 
der  Richter  Urteilsspruch  für  billig  erachten  würde.')  Ward  ein 
überfiihrter  Verbrecln-r  zur  Stadtverweisung  begnadigt,  so  war 
ihm,  wenn  er  die  Urfehde  brach,  die  früher  verwirkte  Strafe 
sicher,  zu  der  sich  aber  dann  noch  die  Eidbruchstrafe  gesellte. 
Auch  sonst  machte  die  gering.ste  Ueberfahrung«les  geschworenen 
Eides  den  Thäter,  selbst  wenn  er  nur  geringtiigiger  Geldbusse 
wegen  aus  den  Zielen  gefahren  war,  zum  verachtungswürdigen, 
meineidigen  Bü.sew’icht,  der  als  „untediger“  Mann,  wenn  er  in 
des  Rates  Hände  fiel,  auf  kein  Erbarmen  horten  konnte;  ge- 
wöhnlich war  ihm  schon  bei  der  Eidesleistung  der  Tod  im 
Fluteugrab  des  Rheins  tVir  den  Fall  des  Urfehdbruches  in 
Aussicht  gestellt  worden. 

In  leichteren  Fällen  finden  sich  auch  mildere  Baunbruch- 
strafen: oft  wandelt  sich  die  zeitliche  Verweisung  durch  Ur- 
fehdbruch  iu  ewiges  Exil,  oder  es  treten  Leibesstrafen  an  Stelle 
des  Wellentodes.  z.  B.  iiberkommt  der  Rat  mit  dreien 


Kille  solche  t'iMiiieformel  liiuier  hcispiel.'iweise:  (Ich  schwüre', 

„Item  <las  ich  vuim  stuiit  uml  so  schierst  ich  kan.  mich  iilicr  tiie  iloiiauwe 
fertige  iiiij  üa  ihesjt  wir  uml  hin  nach  niyn  lehn  lang  alwegn  verlyhc  uml 
her  uher  an  erlauhiing  hurgernicister  unil  ratz  zu  Spirc  nyemer  niee  koiiie 
nngeverlich;  uml  wer  ilaz  ich  hiu  nach  hie  liissyt  ergriefn  wurde  oder 
Widder  disse  iiiyn  rytzpHicht  ytzit  thet  furuenie  oder  schaffe  geseheen,  soll 
man  zu  myr  an  myme  lyhe  und  lehn  als  eymc  uheltetigen  dcu  dot  ver- 
worgtcn  Straffbarn  mensehn  richten  und  gericht  werden  und  dar  zu  waz 
mir  in  und  uss  solicher  gefengniss  begcgenet  und  widderfarn  hat  an  denn 
selbii  hurgernicisteru  rat  oder  stal  Spire,  ire  burger.  inwouner,  dyemier, 
noch  die  irn  nyemer  mit  Worten,  wercken,  reden,  gededeu,  gerichteii  oder 
one  gerichtet),  heimlichu  oder  offenlichn  nit  zu  rechn  oder  schaffn  gerochu 
werden,  noch  ytzit  gegen  innen  für  zu  nemen  iu  dehein  wisse,  sunder  zu 
alln  und  yglichn  zytten  irn  fromen  und  bestz  zu  werben,  und  .schaden  allent- 
halbu  zu  wenden  und  zu  warnen,  wo  ich  denn  veruyeme,  und  als  ferr  ich 
kann  und  mag  ungeveiiichn,  und  wers  daz  ich  mee  oder  hinfur  mit  den 
obgenanten  burgermeistern,  rat  oder  Stat  Spire,  iru  bürgern,  inwonuern 
oder  den  irn  ytzit  zu  thunde  oder  gegen  innc  zu  sprochn  gewynne  oder  sie 
wyder  umb  au  mich,  umb  wiu  sacbii  daz  wer,  nutzit  ussgenomen,  daz  alls 
solle  und  will  ich  für  rat  oder  wemtlichm  gericht  zu  Spire  oder  wo  der  rat 
daz  bin  wisn  wurde,  usstragen  und  für  inne  gehn  und  nemen,  nemen  und 
gehn,  waz  sie  zum  rechten  usswysnt,  und  daz  nyrgut  andersswo  lüu  zu  zychu 
oder  zu  versuchn  in  deheynnen  weg.  euch  nngeverlich.* 

TIl  Uftriier,  Strftfreebt  «1er  (rtiea  B«iobMt4«lt  8p«l*r.  10 
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KÄten,  C'leuseln  ßiecli teil!  Stadt  und  ßurgfiieden  auf  ewig  zu 
verbieten  wegen  der  Ungehorsamkeit,  die  er  an  dem  Rate 
beging,  indem  er  den  Burgbann  betrat,  aus  dem  ihn  der  Rat 
mannigfacher  Uebelthaten  halber  verwiesen  hatte.') 


§ 50. 

Ketzerei. 

Während  anderwärts  in  deutschen  Gauen  die  Inquisition 
manch  grauenvolles  Blutfest  feierte,  rötete  sich  über  Speier 
der  Himmel  nur  selten  durch  die  Flammen  eines  Ketzerbrandes, 
und  erfreulicherweise  nur  in  einer  verschwindend  kleinen  Zahl 
von  Fällen  sah  sich  der  Rat  gezwungen,  dem  Fanatismus 
religiöser  Eiferer  weichend  über  Sektierer  und  Häretiker  ein 
Blnturteil  zu  sprechen. 

Daraus  lässt  sich  aber  nicht  etwa  folgern,  dass  die  Stadt, 
die  später  so  rasch  und  willig  den  Lehren  Luthers  Thore  und 
Herzen  ötfnete,  den  zahlreichen  vor  der  Reformation  in  den  Rheiii- 
landeii  aultretenden  Sekten  gegenüber  sich  völlig  ablehnend  ver- 
halten hätte;  war  ja  doch  dem  ganzen  Mittelalter  der  merkwürdige 
Zug  eigen,  alles  Neue  auf  religiösem  Gebiete  mit  sehnsüchtiger 
Begierde  zu  ergreifen,  der  Drang,  durch  besondere  Frömmig- 
keit und  gottgefälligen  Lebenswandel  der  himmlischen  Gnade 
würdig  zu  werden,  jener  Drang,  der  die  Kirche  mit  unermess- 
lichen Schenkungen  überhäufte,  der  mit  allem  Zauber  religiöser 
Romantik  die  Gemüter  bestrickte  und  die  junge  Kraft  Europas 
immer  wieder  unter  das  Kreuz  rief  zu  vergeblichem  Glaubens- 
kample, jener  Drang,  dem  wir  neben  vielem  reichem  Segen 
auch  die  Inipiisition,  die  Ketzerprozesse  und  die  Hexenbrände 
verdanken. 

Im  Jahre  1356  war  zu  Speier  ein  Begharde  erschienen, 
der  Bruder  Bcrthold  von  Rorbacli,  ein  Anhänger  der  „Sekte 
vom  freien  Geiste“,  die  an  Stelle  des  jüdisch-christlichen 


')  AB.  I.  1376. 


Digitized  by  Google 


‘->43 


Deismus  einen  iiantlieistisclien  Goltcsbegriflf  leinte  und 
predigte');  Gott  ist  alles,  was  ist,  die  ganze  Welt  um  den 
Menschen  und  in  ihm  selber,  der  Mensch  selbst  ist  Gott.  Das 
völlige  Sichversenken  in  diesen  Gottesbegriff,  so  lehrte  auch 
Berthold  von  Rorbach,  ist  des  Menschen  göttlicher  Beruf  auf 
Erden;  jeder,,  auch  der  ärmste  Bettler,  vermag  zur  Gottes- 
erkenntnis zu  gelangen,  ohne  dazu  der  Vermittelung  der  Priester 
zu  bedürfen;  auch  Fasten  und  Beten,  ja  sogar  die  Gnadenmittel 
kann  er  entbehren,  und,  wenn  er  nur  selber  völlig  von  Gott 
durchdrungen  ist,  so  vermag  der  Einfältigste  andere  besser  zu 
unterweisen  als  selbst  das  Evangelium  und  die  Schriftgelehrten.'O 
Derartige  kühne  Lehren  mussten  naturgemäss  bald  die 
Aufmerksamkeit  der  luiiuisitoreu  erregen,  und  nicht  lange,  so 
sass  dem  unerschrockenen  ^'erbreitcr  solch  arger  Irrtümer  der 
Ketzenichter  auf  den  Fersen.  Aber  kein  Zureden,  keine 
Drohung  vermochte  den  Jliitigen  dazu  zu  bringen,  die  zwei 
Worte  auszusi)reoheu,  die  ihn  vom  Tode  gelöst  hätten ; freudig 
bestieg  er  den  Scheiterhaufen  und  starb  den  Flammentod  für 
seinen  Glauben,  viel  geschmäht  und  noch  mehr  bedauert,  wenig 
bewundert  und  noch  weniger  verstanden.') 


C'  ».  hiezu  iitul  zuin  t'ol;;rii(leii  lluui<t:  -Die  religiösen  .Seklen  in 

Knuiken  vor  der  Hclormalion"  S.  ü — S;  Boos,  Slädtekultur  11,  S.  löö. 

Vgl.  über  dies«  Lehren  aueh  Boos  a.  a.  O,  Bd.  II,  S.  'Jie. 

Lehiuaiin  beriehtet  .S.  "Itl;  .Anno  löOO  Bruder  BcrchtoLI  von 
Horbach  verbrent,  S Schilling  4 Heller  um  lloltz,  ö Schilling  zu  begraben. 

Derselbe  hat  gelehrt,  wie  die  Historici  melden,  wie  lieruuch  folgt, 
und  ist  darum  zu  Würtzburg  gefangen  gelegen,  daselbst  er  auf  Ermahnen 
die  Ariicul  w iederruß'en.  Hernach  als  er  gen  Speyr  kommen  uud  solche 
öffentlich  gelehrt  unil  aussgebreit,  aueh  darauf  beständig  beharret,  ist  er 
zum  Feuer  verdammt  und  verbrennt  worden. 

Quod  homo  timens  deum  et  gratias  agens  illi  ex  pia  mente  tantam 
gratiam  possit  percipere  ex  cibo  communi  ac  si  frueretur  Eucharistiae 
Sacramento. 

Quod  laicus  illiteratus  et  sacris  ordiuibus  non  iuitiatus,  illusiratus 
vero  lumine  divini  .Spiritus,  cum  maiori  fructu  possit  alios  docere  (juam 
Evaugelium  aut  sacrarum  literarum  Doctores. 

t^uod  homo  iu  hac  vita  tantum  prolicere  possit,  ut  nec  ieiuuiis  ueo 
oratiouibus  opus  sit. 

Christum  iu  cruce  de  sua  saluto  dubitasse. 

Matri  sub  cruee  maledixisse-, 

16» 
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Auch  das  Waldensertum  erfreute  sich  in  der  Stadt  wie 
im  Speiergau  vieler  offener  und  versteckter  Anliänger,  die  voll 
Sympathie,  ja  oft  mit  wahrer  Begeisterung  den  Glaubenskanipf 
eines  Volkes  verfolgten,  das  alle  Kreuzheere,  die  die  recht- 
gläubige Kirche  zu  seiner  Xiederwerfung  aufbot,  auf  den  blutigen 
Schlachtfeldern  Böhmens  zu  Paaren  trieb.  Zn  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  wirkten  zu  Speier  zwei  führende  Geister, 
Johannes  Drändorf  und  Peter  Turnau,  Schulrektor  zu 
Speier,  beide  Waldenser,  aber  mit  beträchtlich  taboritischem 
Anstrich.  Beide  ereilte  rasch  ihr  Schicksal:  1425  wurde 

Drändorf  zu  Worms  als  Ketzer  verbrannt,  und  ein  Jahr  später 
bestieg  sein  Freund  Peter  Turnau  zu  Speier  den  Scheiter- 
haufen.') 


§ 51. 

Zauberei  und  Hexerei. 

Auch  die  düstere  Wetterwolke  des  Hexenwahns,  die  jahr- 
hundertelang mit  schwerem  Drucke  über  ganz  Europa,  vor 
allem  aber  über  Deutschland  lastete  und  mit  ihren  Schatten  die 
Einsicht  unseres  V'olkes  in  liefe  Finsternis  hüllte,  vermochte 
über  Speier  nie  auf  lauge  Zeit  hinaus  den  Himmel  zu  trüben, 
und  wenn  sie  auch  bisweilen  unter  Blitz  und  Donnerschlag  zu 


In  das  Dunkel  dieser  letzten  These,  wie  auch  der  andern,  da.^.s  Christus 
am  Kreuze  der  Erde  geflucht  habe,  die  sein  heiliges  ülut  trank,  ist  auch 
durch  Haupts  Erklärungsversuch  (a.  a.  O.  S.  8 a.  E.)  noch  kein  Lichtstrahl 
gefallen;  s.  auch  Simonis  129;  Kernling  1,  S.  622;  Keimer,  Zur  Ge- 
schichte des  Bischofs  Gerhart  von  Speier,  ZGÜ.  Bd.  26,  S.  98. 

')  Haupt  S.  33 — 3.5;  Elacius  Illyricus,  Catalogus  testium  vcrilalis, 
1666,  S.  732:  ,Hahuit  et  in  tiermania  Hus  etiam  post  mortem  multos 

sectatores.  t^uod  inde  quoque  probari  potest,  qnia  ejus  dogmatis  causa  non 
panci  exusti  sunc  ut  Joannes  Draendorff,  Xobilis  ac  sacerdos  Misnensis, 
Vnormaciae  anno  1-124,  Petrus  Tornuau  (!)  Spirae,  anno  1426, 

Henriens  Grnnfelder  sacerdos  Ratisbonae  anno  1420  Unde  apparet 

plurimos  Hussitas  p.assim  in  Germania  fuisse“. 


Digitized  by  Google 


24f> 

vernichtender  Entladung  kam,  so  reinigte  solches  nur  die  Luft 
von  drückender  Schwüle;  der  Irische  Hauch  gesunder  Einsicht 
zei-streute  jedes  neu  sich  sammelnde  Gewölk,  und  mitunter 
erglänzte  hell  die  Sonne  der  Erkenntnis  und  sandte  warme 
Strahlen  in  ein  stilles  Gelehrtenstübchen,  in  dem  des  hohen 
Rats  zu  Speier  weiser  Konsulent  in  lein  ausgearbeitetem  Rat- 
schlag seine  Herrn  von  der  Grund-  und  Zwecklosigkeit  grau- 
samer Hexenverfolgung  zu  überzeugen  suchte. 

Zwar  hat  nie  die  ganz  reine  und  ungetrübte  Erkenntnis 
von  der  Irrealität  aller  Zauberei,  von  der  Haltlosigkeit  der 
gegen  Hexen  und  Zauberer  geschleuderten  Beschuldigungen, 
der  Unzuverlässigkeit  ihrer  durch  Foltcniual  erpressten  Ge- 
ständnisse wie  der  gemeinen  Zwecke,  welche  die  Hexensucher 
mit  iliren  Denunziationen  in  der  Regel  verfolgten,  den  Richtern 
zu  Speier  in  vollem  Glanze  auf  ihrer  Bahn  vorangeleuchtet,  — 
solch  allzu  raschem  Wachsen  der  Geistesschwingen  wusste  schon 
die  Kirche  durch  entsprechende  Beschneidung  vorzubeugen  — 
aber  trotzdem  zeichnete  weise  Mässigung  und  unerschrockenes 
Festhalten  des  für  recht  Erkannten  gegen  jeden  Angritf  eifernder 
Fanatiker  auch  in  der  Frage  der  Hexenverfolgung  die  Obrig- 
keit aus  und  liewahrte  Rat  und  Richter  vor  jenem  schrecken- 
vollen Missbrauch  ihrer  Strafgewalt,  den  andere  Gemeinwesen 
zu  den  dunkelsten  Blättern  ihrer  Geschichte  zählen  müssen. 

Im  Jahre  13C2,  also  allerdings  zu  einer  Zeit,  wo  auch 
anderwärts  in  Deutschland  noch  nicht  alle  gesunde  Vernunft 
ertötet  war,  begnügte  sich  der  Rat  damit,  ein  altes  Weib,  das 
viel  Zauberei  und  Ketzerei  getrieben  und  gelehrt  hatte,  mit 
Ruten  vor  das  Stadtthor  schlagen  zu  lassen  und  ihr  Stadt  und 
Bannmeile  auf  ewig  zu  verbieten.*)  Wie  glücklich  konnte  sich 
die  Alte  preisen,  da.ss  sie  nicht  zwei  oder  drei  Jahrhunderte 
später  und  nicht  in  der  Diözese  Würzbuig  oder  im  Fürstbistum 
Bamberg  lebte! 


')  AB.  1,  13G2:  ,Eiii  alte  wip  die  da  heisset  die  Driitwinia  . . . eins 
kerchers  vrown.  die  mau  zu  der  stat  uzslug  umbe  ir  zoubery  linde  ketzery, 
die  sie  getan  und  gelert  beide,  sol  die  staf  ewiclich  rumeu  und  ein  myte 
Von  der  stat  ane  gnade“. 


Digitized  by  Google 


24fi 

ln  (iieseiii  Falle  liegt  übrigens  bereits  eine  Dnrclibrecliung 
der  nacli  dei  GerichtsverCassung  dein  bisdiölliclien  Laiensend 
znstelienden  Koniiatenz.  , Zauberei,  warsagung,  bescliwörungen, 
schwartzknnstlerei,  verluernng  und  was  dergleichen  wider 
geistigen  Glauben  und  Ordnung  gesclielien  mag“,*)  zu  beurteilen 
und  zu  bestrafen. 

Im  Jahre  1400  eiferte  Konrad  von  Fraunberg,  Bischof 
Rabans  von  Helmstiidt  Generalvikar  in  spiritualibus,  mit 
scharfer  Rede  gegen  solche  fjoute  in  Stadt  und  Bistum,  die  an 
Zauberkünsten  und  Sortilegien  Gefallen  finden  oder  mit  Wort- 
oder Buchstabenforineln  Fehler,  Wunden  und  Krankheiten  der 
Tiere  frechen  Mutes  zu  beschworen  wagen  und  durch  solches 
Thun  die  göttliche  Majestät  schwer  zu  beleidigen  sich  nicht 
scheuen.-)  Doch  handelt  es  sich  dabei  nur  um  bösen  Aber- 
glauben, der  mit  Kirchenstrafen  gesühnt  wird  und  zum  Ein- 
schreiten der  weltlichen  Gewalt  keinen  Anlass  gibt. 

Sjiäter  freilich  gesellen  sich  zum  Loswerfen  und  zu  den 
Beschwörungsformeln  noch  viele  schlimmere  Zauberkünste, 
deren  Verbreitung  dem  fahrenden  Volk  zu  besonderem  Ver- 
dienste gereicht.  Vor  allem  erfreuen  sich  die  Liebeselixire, 
von  kundiger  Hand  gebraut,  die  der  verlassenen  Gattin  des 
treulosen  Eheherrn  Neigung  wieder  zuwenden,  den  kalten  Ge- 
liebten, die  spröde  Schöne  zu  heisser  Sehnsucht  entflammen 
sollen,  grosser  Beliebtheit,  aber  auch  solche  Tränklein,  die  dem 
lästigen  Ehgemahl,  dem  verhassten  Nebenbuhler  zu  Sorge  und 
Unglück,  Blindheit  und  Imhuiung,  schwerem  Siechtum  oder 
baldiger  Grabesruhe  zu  verhelfen  angeblich  geeignet  sind,  werden 
heimlich  dann  und  wann  um  teueren  Preis  erworben.  1470  besagt 
z.  B.  ein  Dieb  zwei  Schererknechte,  sie  hätten  behauptet,  „sic  kunten 
mancherley  künste,  die  wiber  zu  bezwingen,  sie  lieb  zu  habn“.-*)  — 
Die  fahrende  Dirne  von  Nürnberg,  die  1403  zahlloser  Diebstähle 


N.  .icy/;)70. 

Collectio  8.  18  a.  E. : .Comperimus,  nonnulloa  iitriusque  siwus 
liomino»  in  Civitatc  et  Dioccc.si  Spireiisi  incantaeionibu»  ac  sortilegicis 
arlibns  reprobatis  insiulare,  certisque  verborum  Tcl  carartcruni  formis 
(lefeciibus,  vulneribus  et  infirniitatibus  animaliuin  teniurnrio  ausu  in  non 

niodicam  Divine  niajestatis  offensum  niti  obviare“ 

3)  AB  II.  147G. 
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wegen  den  Tud  lui  Rhein  erleiden  musste,  gestand  u.  a.,  sic 
habe  von  vielen  Frauen  gehört,  wenn  eine  ungeliebte  Gattin 
ihres  Mannes  Hemd  nehme,  es  in  einer  Kirche  unter  den  Altar 
lege,  drei  Messen  darüber  lesen  lasse  und  es  dann  in  einem 
Weidenbaum  verberge,  so  könne  der  Treulose  von  Stund  an 
nimmer  von  ihr  lassen  noch  eine  andere  lieb  haben.  Aber  auch 
kleine  Mittelchen,  einem  andern  eine  Krankheit  anzuhexen,  sind 
ihr  nicht  unbekannt.  Gelingt  es,  dem  Verhassten  die  Haare 
abzuschneiden,  sie  unter  den  Altar  zu  vei-stecken  und  drei  Messen 
darüber  lesen  zu  las.sen,  so  braucht  man  nur  noch  einer  Kröte 
die  Augen  auszustechen  und  dieselbe  in  einem  Hafen  unter  der 
Schwelle  zu  vergraben,  über  die  das  Opfer  aus-  und  eingeht, 
,.so  müssen  im  die  äugen  wee  thun  und  zuletzt  vielleicht  gar 
blind  werden“.*) 

Dem  1470  geräderten  Mörder  Klapperzan  lag  u.  a.  auch 
zur  Last,  mit  einem  Totenkopf  Zauberei  getrieben  zu  haben.-) 

l.')21  findet  sich  in  den  Sendregistern  der  Eintrag: 
„Kyrsshensels  fraw  adulteratiir  cum  personis  spiritualibus  et 
.secularibus.  Est  veuefica  et  debet  expelli  a civitate“.'*) 

Der  Reformationszeit  blieb  es  Vorbehalten,  den  ersten  und 
meines  Wissens  einzigen  Hexenbrand,  den  die  alte  Kaiserstadt 
gesehen,  in  Szene  zu  setzen.  Das  Yierrichteramtsprotokollbuch 
weist  unter  der  Jahreszahl  1581  den  lakonischen  Eintrag  auf: 
„Barbara,  Hans  Kölers  burgers  weib,  eine  Zauberin,  ist  den 
25.  Januarij  verbrendt  wordenn.“'*) 


')  .\B.  11,  1493;  n.  auch  Kiezier,  Ilexenprozesse  S.  75:  .Von  den 

zwei  1475  aut  der  Zent  bei  dem  Tilsberg  verbrannteu  Krauen  bekannte  die 
eine,  dass  sie  ihren  Xachbarn  dadurch  krank  gemacht  habe,  dass  sie  ihm 
die  Haare  genommen  und  in  einen  Baum  geschlagen.  So  laug  das  Haar 
dort  war,  halte  der  Arme  keine  Kühe  in  seinem  Kopf,  „und  das  Haar  fand 
man  in  dem  Baum“. 

2)  AB.  II,  1470. 

’)  X.  495.  Veuefica  war  oft  gleichbedeutend  mit  Hexe;  s.  AVilda 
S.  965,  Sol dau- Heppe  u.  a. 

*)  1509  berichtet  der  \Vomi.H?r  Reiulmrt  N'oltz  in  seinem  Tagebuche: 
.Item  uf  iiiontag  darnach  verbrantc  man  ilrei  böser  wiber  zauberische  zu 
Pfeddersheim  sesshaft,  hatlen  viel  bös  Zauberei  und  wetter  gemacht  und 
vullnpracht,  lut  irer  erkantuusz"  (Boo.s,  t.  B.  Bd.  111.  .S.  542). 
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Welcli  krasser  Aberglaube  iioeli  in  der  sogenannten  Auf- 
klärungszeit die  Geister  in  Bann  hielt,  beweist  der  1724  gegen 
Joseph  Pfeiflenberger  jiuncto  niagiae  geführte  Prozess:*) 

Ein  Pfarrer  in  Eussersthal  fahndete  schon  geraume  Zeit 
nach  einem  kleinen  Dämon,  der  imstande  wäre,  einige  Ordnung 
in  seine  offenbar  etwas  zerrütteten  Vermögensverhältnisse  zu 
bringen,  und,  da  das  Gerücht  ging,  dass  solch  gern  gesehene 
Geister  sich  mitunter  besonders  bevorzugten  Sterblichen  ergäben 
und  bei  diesen  dann  käuflich  zu  haben  seien,  so  erkor  er  den 
Angeklagten  unter  Verheissnng  eines  Anteils  an  dem  von  dem 
Geiste  zu  erwartenden  Goldregen  zu  seinem  Bevollmächtigten, 
lieh  ihm  einen  Franziskusgürtcl  und  das  Corporale,  auf  welchem 
die  Monstranz  steht,  und  worin  der  Dämon  fein  säuberlich  ver- 
packt und  dem  geldbcdürftigen  Pfarrherni  übermittelt  werden 
sollte.  Dieser  beabsichtigte,  dann  den  Geist  an  einen  in  der 
Schwarzkunst  wohlerfahrenen  Amtsbruder  zu  Sicgelsbach  bei 
Wimpfen  zu  schicken,  damit  dieser  ,sothanen  spiritum“  in 
einen  Kelch  sperre  und  durch  furchtbare  Beschwörungen  dessen 
Mitgeister  veranlasse,  so  viele  Millionen  Gulden  als  Lösegeld 
herbeizuschleppen,  bis  der  Pfarrherr  für  gut  finden  würde,  den 
Gefangenen  wieder  loszulasscn.-J  Bedauerlicherweise  hatte 
aber  der  würdige  Pfarrherr  iu  der  Eile  vergessen,  seinen  Ab- 
gesandten auch  mit  den  nötigen  Barmitteln  zur  Erstehung  des 
kostbaren  Gegenstandes  auszurüsten,  so  dass  der  biedere  Josephus 
Pfeiffenberger,  nachdem  er  endlich  einen  Dämoneubesitzer  ge- 
funden hatte,  aber  die  100  Thaler,  welche  dieser  für  ein 
Exemplar  verlangte,  nicht  erlegen  konnte,  mit  seinen  Gerät- 
schaften unverrichteter  Dinge  zu  seinem  Auftraggeber  zurück- 
kehren musste. 

Uebrigens  rühmte  sich  auch  der  Angeklagte  selbst  nicht  un- 
bedeutender magischer  Kenntnisse;  Zwei  Glücksruten  liegen  bei 
den  Akten,  die  jeden  verborgenen  Schatz  durch  lebhaftes  Zucken 
verrieten;  einmaliges  Zucken  bedeutete  immer  1000  fl.  Auch 
die  Kunst  der  Geisterbeschwörung  war  ihm  nicht  fremd;  einmal 
lesen  wir  von  einem  grossen  .spiritistischen  Abend,  den  er  ver- 


')  N.  ios. 

•’  l'if»  erinnert  «n  ilen  llüllen/.wang  iles  l)r.  Kaustus. 
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ansfalttte,  und  wolci  er  durch  Nennunp:  der  drei  lieiligon  Namen 
und  durch  Beten  des  Vaterunser,  des  Ave  und  des  Glaubens 
einen  Geist  zum  Ersclieinen  nötigte.  Derselbe  war  schwarz 
und  weiss  und  ging  langsamen  Schrittes  im  Garten  spazieren; 
als  aber  der  Geisterbanner  ihn  auch  den  andern  zeigen  wollte, 
(was  dadurch  zu  geschehen  hatte,  dass  einer  nach  dem  andern 
sich  auf  den  rechten  Fuss  des  Beschwörers  stellen  und  ihm 
über  die  rechte  Achsel  schauen  sollte)  blieb  die  erforderliche 
Ruhe  nicht  gewahrt,  so  dass  der  Geist  verschwand. 

Das  Urteil  lautet  dahin,  dass  der  Angeklagte,  der,  obwohl 
er  den  Satan  beschworen  und  den  Namen  Gottes  dazu  missbraucht 
habe,  sich  doch  nicht  dem  Teufel  ergeben,  sondern  diesen 
vielmehr  fangen  und  binden  wollte,')  weil  er  niemand  Schaden 
zugcTügt  habe,-)  auch  ein  abergläubischer  und  im  Christentum 
schlecht  informierter  Jlensch  sei,  „wegen  verübter  Teuffels- 
bännerey“  auf  ewig  verwiesen  werden  solle. 

Zu  Anfang  des  17.  .Tahrhunderts  wurden  zwei  Weiber, 
Mutter  und  Tochter,  der  Hexerei  beschuldigt  und  den  Richtern 
überantwortet,  was  dem  Konsulenten  Dr.  Johann  Peter  Schön 
Anlass  gab,  in  einem  ausführlichen  Gutachten  die  Möglichkeit 
und  Strafwürdigkeit  der  den  beiden  zur  Last  gelegten  Begehungen 
zu  beleuchten.'*) 

Zwar  ist  der  Verfasser  weit  entfernt,  die  Möglichkeit  der 
Existenz  von  Zauberern  und  Hexen  lundweg  abzuleugnen:  das 
verboten  ja  dem  gläubigen  Christen  schon  die  Worte  der  Schrift: 
„Die  Zauberinnen  sollst  du  nicht  leben  lassen“,  und  dem 
graduierten  Juristen  die  Ehrfurcht  vor  den  Aussprüchen  so 


')  K.<i  ninngelle  also  das  itauj)torfordcrni.s  der  Hcxertd,  der  .Xlil'all  von 
Ciotr  und  der  liinid  mit  dem  Hüson;  vgl.  Wächter  S.  SD. 

'■')  Hierauf  legen  die  CCB.  art.  131  und  CCC.  art.  109  besonderes 
Uewicht. 

^ N.  707.  Der  Ratschlag  ist  nicht  datiert,  fällt  aber  in  die  Zeit  zwischen 
lOlO  und  1624;  denn  so  lange  war  Dr.  Schün  Konsulent  zu  SiieierfRaur 
S.  145).  Interessant  ist  übrigens  der  Anklang  seiner  Argumente  an  die 
Ausführungen  des  mecklenburgischen  Juristen  Johann  Georg  Godelmanu 
in  seinem  .Tractatus  de  magis  veneficis  et  lamiis.  deque  bis  recte  cogno- 
scendis  et  puniendis  1 1.590  u.  1601,  deutsch  von  (ieorg  Nigrinus  1592).  bcs. 
in  lib.  in,  cap.  11;  vgl.  Wächter  S.  294  f. 
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niancliiT  aiigeselieiiei  Kfchlügelelirteii.  J)eii  Teul'ulsbiuiil  aber 
und  die  Ausi'alirt  ziini  Hexensabbat  vermag  sein  klarer  Verstand 
niclit  für  etwas  Reales  zu  halten.  Zwar  legt  die  Tochter,  die 
freilich  sonst  in  ihren  Realen  und  Aussagen  sehr  wankelmütig 
und  unbeständig  sich  erweist,  ein  unumwundenes  Geständnis 
ihrer  Luftfahrten  ab,  behauptet,  sie  sei  niitgcfahren,  als  das 
Garn  auf  dem  Fischmarkt  zerrissen  wurde,  habe  mitgegessen 
und  luitgetrunken  beim  Hexensabbat  und  sei  auch,  wie  ihr  zur 
Last  lag,  einmal  im  Waisenhause  im  Gelass  gesessen  und  ihre 
Mutter  im  Löffelkorb;  diese  letztere  habe  überhaupt  Macht,  sich 
in  eine  Katze  oder  eine  Haselnuss  nach  Belieben  zu  verwandeln. 

Eigentlich  wäre  nun,  so  reflektiert  Dr.  Schön,  nach  so 
nmfassendem  Geständnisse  gar  keiner  ferneren  Beweisung  von- 
nöten, und  müssten  also  die  beiden  Hexen  nach  Art.  lOü  der 
Karolina  mit  dem  Feuer  vom  Leben  zu  Tode  gerichtet  werden. 
Aber  wer  bürgt  dafür,  dass  dies  Geständnis  auch  der  Wahrheit 
entspricht:  denn  „ein  anderes  ist  die  Bekandtnuss,  ein  anderes 
die  That“.  Es  fragt  sich  zuvörderst,  ob  denn  das,  was  den 
Angeklagten  zur  Last  liegt  und  durch  das  Geständnis  erwiesen 
scheint,  mit  menschlichen  Krälfen  überhaupt  erreicht  werden 
kann.  Solches  halten  nun  einige  Gelehrte  für  wohl  möglich, 
da  schon  oft  Zauberer  auf  ihren  Mänteln  durch  die  Luft  au 
weit  gelegene  Orte  gefahren  seien,  „wie  man  von  .Johanne 
Faust 0,  ([ui  tempore  Lutheri  vixit  und  Andern  liesei“.  Lassen 
wir  Dr.  Schön  selbst  weiterreden: 

„Andere  aber,  et  recte  iiuidem  meo  calculo  halten  gerade 
das  Widerspiel  auch  von  solcher  leiblichen  Hexenfahrt  und 
ihren  Mahlzeiten  und  Nachttänzen  mehr  nicht  als  von  den 
fabulis  ^"irgilianis  de  iis  (piae  in  cami)o  Elvsio  geruntur,  und 
schliessen  einhelliglich,  sowohl  theologi  als  Rechtsgelährte, 
dass  es  ein  pur  lauter  teuttlischc  imagination  und  Einbildung 
sei,  indem  die  armen  verblendeten  Jjeute  vermeinen,  nachdem 
sie  .sich  mit  der  von  dem  Teulfel  zugestellten  oder  angegebenen 
Salbe  geschmiert,  sie  fahren  oben  hinaus  und  nirgend  an,  wie 
ihr  Wortlaut,  essen  und  trinken,  tanzen  und  treiben  andere 
Wollust,  da  sie  doch  nicht  von  Statt  kommen,  wie  mit  vielen 
bewehrten  exemplis  zu  belegen,  in  massen  es  auch  an  sich 
selbst  contra  naturam  corporis  physici,  welche  zu  ändern  nicht 
in  Teuffels  Macht  stehet,  also  durch  einen  engen  Ritz  oder 
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IjocIi,  da  Hudi  bisswuileii  nicht  wuld  ein  Katz  durclikriechcn 
nia«:,  zu  fahren“.  — Die  gleiche  „Fanta.sej’  und  Teutt'elsgeidän  “ 
ist  auch,  was  sie  von  ilirer  Jlutter  aussagt,  und  zwar  schon 
deswegen,  weil  der  Böse  nicht  Jlacht  haben  kann,  das,  was  der 
Schöjjfer  der  Welt  entstehen  Hess,  in  irgend  einer  Weise  zu 
verändern  oder  uuizugestalten,  wie  schon  Luther  sagt;  „Der 
mechtig  Fürst  dieser  Welt  ist  nicht  so  mechtig,  dass  er  kann 
ein  Lauss  machen“. 

Kurz  zusammengelässt  ist  also  Dr.  Schon  der  höchst 
vernünftigen  Ansicht,  dass  alle  den  Thatbestand  des  Verbrechens 
bildenden  Hexen-  und  Teufelskünste  nicht  einer  wirklichen 
übernatürlichen  Fähigkeit  entspringen,  die  der  Teufel  denen 
verleiht,  die  ihm  Leib  und  Seele  hingegeben  haben,  sondern 
dass  sie  weiter  nichts  sind  als  „Fantaseyen“  und  Teufelsblendwerk, 
und  dass  die  Leute,  die  sich  einbilden,  hexen  zu  können,  gar 
nicht  zu  zaubern  fähig,  sondern  selbst  vom  Teufel  bezaubert 
sind.  Aus  diesem  üruude  ist  das  Geständnis  des  Mägdleins, 
zumal  es  ja  auch  sonst  in  seinen  Reden  sehr  wankelmütig, 
kein  genügender  Beweis  dafür,  „dass  sich  die  That  auch  in  der 
Wahrheit  belünde“.  Man  möge  also,  da  es  weit  besser  ist, 
einen  Schuldigen  loszulassen,  als  einen  Unschuldigen  zu  ver- 
dammen, die  Angeklagten  nicht  strafen,  sondern  ans  Gottes 
Wort  besser  unterrichten  und  wieder  zurecht  bringen. 

Wie  wohlthuend  berühren  doch  den  denkenden  Menschen 
diese  Vernunttgründe  eines  Aufgeklärten  nach  all  den  wüsten 
Verirrungen  der  vorausgegangenen  Jahrhunderte,  in  denen 
blinder  Fanatismus  die  richtige,  gottgefällige  Bethätiguug  der 
Frömmigkeit  eines  Volkes  und  seiner  von  Gott  gesetzten  und 
Gott  dienenden  Obrigkeit  erblickte! 
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Elftes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  den  Reehts- 
frieden. 

§ 52. 

Fehde,  Ausforderung  und  Bedrohung. 

Eine  der  ersten  und  wiclitig.sten  Aufg:aben,  die  der  öffent- 
lichen Gewalt  in  den  deutschen  8tädten  entj^egentrat,  ist  die 
Hci’stellung  völliger  Reclit.s-sicherlieit  wenigstens  innerhalb  des 
Mauerrings  und  der  Bannmeile.  Die  im  Kampf  mit  äusseren 
und  inneren  Feinden  mächtig  entwickelte  städtische  Regierungs- 
gewalt  fühlte  sich  sehr  bald  stark  genug,  ihre  Unterthanen  vor 
jedem  widerrechtlichen  Angriff  zu  schützen  und  ihre  Rechts- 
ansprüche gegen  jeden,  wer  immer  sie  zu  schädigen  wagte,  er- 
folgieich  durclizufechten.  Begreiflicherweise  durfte  sie  aber 
dann  nicht  dulden,  dass  ein  keckes  Wort,  eine  unüberlegte 
Ttiat  am  eigenen  Herde  Zwist  und  Unfrieden  erregte  und  zu 
einer  durch  Generationen  sich  fortpflanzenden,  ganze  Geschlechter 
verzehrenden  Fehde  Anlass  gab:  denn  nur  aus  d(T  Eintracht 
der  Bürger,  in  der  ihre  Wurzelfasern  ruhten,  vermochte  die 
Blüte  des  städtischen  Gemeinwesens  Kraft  und  Leben  zu  saugen. 

Das  Recht  zur  Fehde  setzte  im  Mittelalter  das  Bestehen 
eines  Rechtsanspruches  voraus,  dessen  Befriedigung  mit  Hilfe 
der  Gerichte  nicht  zu  erlangen  war.  Die  Fehde  war  „lediglich 
eine  erlaubte  Selbsthilfe  in  allen  Fällen,  in  welchen  dem  aus 
irgend  einem  Grunde  Berechtigten  der  Staat  zu  seinem  Rechte 
nicht  verhelfen  konnte“.*)  Kein  Wunder  also,  dass  die  städtische 

')  Wächter  S.  10. 
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Zeiitralgewalt  ein  Misstraiiensvutum,  ja  eine  Venieiiiiing  ihrer 
Existenzberechtigung  darin  erblickte,  wenn  ihre  Unterthanen 
zwecks  Durclitülirnng  ihrer  Ansprüche  unter  Umgehung  der 
Stadtgerichte  zui'  Widersage  griffen,  und  dass  sie  mit  grösster 
Strenge  gegen  dergleichen  Friedensstörer  einzusclireiten  sich 
zum  Grundsatz  machte. 

Ebensowenig  aber,  als  es  dem  Bürger  gestattet  war,  selbst 
gegen  seinen  Mitbürger  Fehde  zu  erheben,  durfte  er  — ein 
beliebtes  Anshillsmittel  — .seinen  Rechtsanspruch  einem  Ausmann 
zedieren,  um  so  indirekt  das  gleiche  Ergebnis  zu  erreichen. 
Streng  voritönt  wai'  es  ferner,  sich  der  Fehde  eines  Ausmanns 
gegen  einen  Bürger  anznschliessen. 

Schon  ein  Ratsstatut  von  1203')  verordnet,  dass  der 
Bürger,  der  zu  Fuss  oder  zu  Ross  einem  Fremden  wider  einen 
andern  Bürger  leibliche  Hilfe  leistet  und  dem  letzteren  dadurch 
Schaden  znfügt,  zu  völligem,  innerhalb  8 Tagen  zu  leistendem 
Ersätze  verbunden  .sein  und  im  Unvermögensfalle  ohne  Hoffnung 
auf  Rückkehr  für  immer  und  ewig  aus  der  ^tadtgemeinde  aus- 
geschlossen werden  solle:  „Si  vero  ad  solveiidum  illius  rei  vel 
reorum  non  suppetunt  l'acultates.  de  concivilitatis  nostre  collegio 
immo  de  civitatis  consorcio  sine  spe  revertendi  penitus 
excludantui"'.  12‘.»2  wurden  diese  Bestimmungen  dahin  verschärft, 
dass  der  besagten  Frevels  Uebei  lührte  für  Jeden  Tag,  an  dem 
er  dem  Ausmann  Hilfe  geleistet  hatte,  I //.  hlr.  erlegen  und 
einen  Monat  die  Stadt  meiden  solle,  „in  penam  maiorem“. 
Weigert  er  sich,  auszulähren,  oder  kehrt  er  vor  völliger  Erlüllung 
seiner  Verpllichtnngen  in  die  Stadt  zurück,  so  soll  er  für  jeden 
Tag  solch  widerrechtlichen  Verweilens  abermals  1 //.  hlr.  zahlen 
und  einen  Monat  räumen;  ja  jedermann  darf  ihn  während  dieser 
Zeit  busslos  leidigen  und  verletzen,  den  Totschlag  ansgenonimcn.-) 

Ein  Jahr  s|)äter  bestimmt  ein  Bündnisbrief  der  Städte 
Mainz,  Worms  und  Speier:  „Welch  burger  aber,  er  si  ratherre 
oder  ussei-  deme  rate,  eime  der  stette  viende  lipliche  helfe  dete 
nach  der  zit  also  das  kunt  wirt,  und  das  der  rat  oder  das 


*1  Hilgaril  8.  74. 

Hilgard  .S.  i:iO.  Diexe  nrsiimmuiigpii  galtvu  noch  unveriinrlert 
im,  14.  Jahrhundert;  vgl.  Hilgard  S.  4so  i. 
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meiretcil  des  rates  der  selben  stat,  da  er  burger  iime  ist,  si)reche, 
das  es  in  kuntlicli  were,  den  sol  men  ewekliclie  da  naeli  in  den 
alite  tagen  schicken  us  der  stat.  den  selben  sol  ouch  kein  stat 
der  vorgenanten  zwein  andern  stetten  niemer  eniihahen  noch 
halten  in  guten  druwen“.') 

Ein  Bürger,  der  aus  der  Stadt  zieht  und  anderwärts  sich 
niederlässt,  um  so  unter  Umgehung  der  Speierer  Gerichte  einen 
andern  Bürger  ungestraft  anzugreifen,  zu  leidigen  oder  zu 
schädigen,  soll  nach  einem  Ratsstatut  von  ia<3  nebst  allen 
ilenen,  „die  im  herzuo  geraten  unde  beholtten  sint“,  ewig  aus 
der  Stadt  verbannt  werden.  Greift  man  dennoch  einen  solchen 
innerhalb  der  Mauern,  . . . „mau  sol  in  haben  unde  auegritfen 
unde  von  yine  richten  als  von  einem  untedigem  manne  ane  alle 
Widerrede''.'^) 

Alle  Rechtsansprüche  des  einzelnen  gelangen  also  nur 
durch  die  öffentliche  Gewalt  zur  Verwirklichung,  und  wer  unter 
Umgehung  der  Gerichte  auf  eigene  Faust  zur  Selbsthilfe  greift, 
dem  nützt  kein  Pochen  auf  ein  angebliches  Fehderecht;  er  bricht 
den  Rechtsfrieden  und  verfällt  dafür  gebührender  Strafe. 

Die  MRO.  bestimmt : „Wer  ouch  das  under  den  bürgern 
und  der  stette  inwonnnger  ieman  widerseit  in  der  stat  eder 
ilzwendig,  der  git  ein  phunt  spirscher  also  dicke  er  daz  diit, 
und  also  meniger  under  den  meisteren  und  deme  i'ate  vriden 
heischent,  und  den  vi  ide  der  da  widerseit  hat  oder  deme  widerseil 
ist,  verseil  und  niht  geben  wil,  der  git  also  manig  phunt  siiirscher, 
Wirt  er  des  überwunden,  als  da  vor  stat“.-’)  War  also  schon 
die  einfache  Widersage  als  Bruch  des  Rechtsfriedens  strafbar, 
— die  niedrigen  Busstaxen  der  MKO.  sind  der  beste  Beweis 
dafür,  dass  die  öffentliche  Gewalt  des  Fehdeunwesens  bereits 
Herr  geworden  war  — so  wurde  die  Versagung  des  Friedens 
der  bei  einem  „kriege  oder  gereiszede“  vermittelnd  und  friede- 
heischend auflretenden  Obrigkeit  gegenüber  nur  durch  hohe 
Flusse  gebessert.  Für  jede  obrigkeitliche  Person,  die  ihm  Frieden 


'1  lliiiiiird  S.  136;  vgl.  übrigens  auch  das  Friedonsbuch  der 
.Stadt  .Mainz  23,  33,  36,  38,  55  (Mo ne,  ZGU.  Vll,  S.  14  ff.). 

\V,  Harster,  t’rkundcn  S.  119. 
liilgard  ö.  22u. 
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gebot,  liiUte,  wer  trotzdem  den  Frieden  versagte,  50  Schillinge 
zu  erlegen;  brach  er  aber  den  von  ihm  selbst  gewährten  Frieden 
neuerlich  durch  Wort  oder  That,  so  sollte  er  10  Mark  Silbers 
bezahlen  und  zwei  Jahre  lang  den  heimischen  Herd  zu  meiden 
verdammt  sein;  veranlasst  ihn  aber  dann  das  Heimweh  oder 
andere  Ursache  zu  vorzeitiger  Rückkehr,  so  „sol  man  ime  sin 
haut  abe  slahen“.*) 

Der  offenen  Widersage  gleich  steht  die  Herausforderung 
„in  krieges  wis“,  da  man  dem  Ausgel'orderten,  an  dessen 
persönliches  Ehrgefühl  sich  der  Friedbrecher  wanilte,’es  nicht 
verübeln  konnte,  wenn  er  die  Forderung  annahm  und  den  An- 
greifer mit  scharfer  Schelte  oder  kräftigem  Schwertschlag  zu 
züchtigen  sich  veranlasst  sali.  Jjcicht  konnte  so  schwer  aus- 
zurottender Unfriede,  Hass  und  Uebermut  entstehen,  zumal  wenn 
dann  auch  nocli  die  beiderseitigen  Sii>pen  sich  am  Hader  betei- 
ligten; daher  erachtete  es  der  Rat  für  gut,  die  Axt  au  die 
Wurzel  zu  setzen:  Die  MRO.  enthält  den  Satz;  „Wer  in 
krieges  wis  sprichet  zii  ieniau,  dii  amest  (büssest)  ez,  eder 
ich  gelaze  nimmer  da  von,  di‘i  mnzest  ez  amen,  eder  sprichet 
zu  ieman,  der  an  einem  luis  ist,  ga  her  (iz  so  helfe  mir  gut 
dfi  gearnest  ez,  eder  ime  widerseit,  den  solleut  die  rilitere  des 
mandes  besenden  und  in  vragen,  eb  er  daz  getan  habe  und  euch 
daz  stette  welle  haben.  Uoukent  er  des  eder  wil  ez  nit  stete 
haben,  so  sol  er  sweren  ein  luter  sune,  gibt  er  aber  des  eder 
wil  ez  üueh  stete  haben,  daz  sol  men  hauvürcin  widersagen 
und  git  den  burgermeisteren  ein  phunt  spirscher,  und  sollent  doch 
die  rilitere  zwisschen  in  machen  eine  gesworno  si'ine“.'-) 


*)  llilgard  .S.  ‘.’-.M;  vgl.  Frieden  »b  iich  derStadt  .Mainz  §§  I«— .iO 
(Jloiie,  ZtiO.  Vll,  S.  IS  I.);  O » en  li  r iiggon,  al.  .Sir.  It.  S.  .i"  ff.  Iiass  die 
Höhe  der  SIralc  sich  nach  der  Zahl  der  l'ricdetibietenden  Personen  lichtete, 
ist  aufföllig,  aber  nicht  ungerecht ; denn  je  stärker  die  friedonheischende 
Ubrigkeit  vertreten  war,  desto  frecher  musste  die  Friedensvorsaguug  er- 
scheinen, da  sich  dem  Frevler  gegenüber  in  jeder  friedeubieteuden  Person 
der  rechtliche  Imperativ  wieder  neu  verkörperte. 

■')  Hilgard  ,S.  •-•■-’o  i.;  vgl.  Friedensbiieli  der  Stadt  Mainz 
§§  Sl.  CtifMone,  ZtiO,  Pd.  VII,  S.  13,  15);  „Item  welich  man  odir  franwe, 
burger  zu  .Menlze,  geet  vor  eyii  hiiss  eins  andern  bnrgers  odir  bijwoners 
zu  Mentze  und  den  erglicli  dann  uss  beysebet,  der  odir  die  sullent  faren  uss 
Meuue  ein  vierteil  jars". 


Digitized  by  Google 


Docli  iiiciit  immer  genügen  den  Riclitein  die  gelinden 
Strafbestimmungen  der  MRO.;  1417  wird  ein  Landauer,  der 
seiner  Vaterstadt  Fehde  angekündigt  hatte,  weil  man  „ym  das 
sine  in  Landauwe  versiterret  und  liinder.stellig  gemaclit“  hatte, 
getürmt,  1418  ein  Spengler,  der  der  Stadt  Speiereinen  Absage- 
brief geschickt  hatte,  gleiclier  Behandlung  gewürdigt.') 

Bricht  einer  den  Frieden,  welchen  der  Rat  einem  Gaste 
gegeben,  so  soll  man  ihn  Jahr  und  Tag  vor  die  Stadt  schicken, 
lind,  so  ein  Schade  daraus  erwächst,  so  soll  er  diesen  zu  ver- 
güten angehalten  werden,  er  schwöre  denn  vor  den  Bürger- 
meistern, „daz  er  nit  wiste,  daz  der  den  friden  geben  hetde“.-) 

Die  VRO.  von  IC  10  fasst  die  Ausforderung  mehr  als 
Ehrenkränkung  denn  als  Friedensbruch  auf,  wiewohl  natürlich 
die  Gefährdung  der  Rechtssicherheit  gerade  diese  Art  der 
Realinjurie  besonders  hoher  Strafe  würdig  erscheinen  lässt.  Die 
Busstaxen  sind  je  nach  dem  Stande  des  Frevlers  15  — 20  //.:  in 
besonders  schweren  Fällen  tritt,  selbst  wenn  ein  Schaden  nicht 
entstanden  ist,  Turmhaft  oder  Stadlverweisung  ein.  „Es  soll 
auch  der,  so  also  durch  ehrenverletzliche  Worte  zum  Schlagen 
oder  Balgen  ausgefordert  worden  und  demselben  erschienen 
wäre,  auch  den  Ausforderer  verwundet  hätte,  dero  wegen  einig 
Frevel  zu  verbüssen  noch  Abtrag  zu  thun  nicht  schuldig  sein“. 

Ein  Friedensbruch  schlimmster  Art  ist  die  bösliche  „Ver- 
wegwartung“  eines  Gegners  schon  deswegen,  weil  der  Arg- 
lose vor  solch  feigem  l'eberfall  aus  dem  Hinterhalte  sich  schwer 
zu  wahren  vermochte.  Während  aber  früher  der  Rat  dem 
Thäter,  wie  1430  einem,  der  „beralens  mutes  usser  der  stat 
mit  gewaft'enter  haut  gegangen  und  uft'  N.  X.  gewartet  hetde“, 
das  Turmkämmeiiein  anzuweisen  pflegte,  begnügt  er  sich  später 
merkwürdigerweise  mit  dei  Verhängung  allerdings  beträchtlicher 
Geldstrafen.  Die  VRO.  straft  den,  der  einen  andern  böslich 
verwegwartet,  überfällt,  schlägt  oder  verwundet,  mit  einer  Busse 


’J  AH.  II.  ms.  IN  ist  nichts  Scliein  s.  dass  I, eilte,  die  das  Waffeti- 
recht  nicht  besassen,  zur  Fehde  griffen  (vgl.  Wächter  S.  .'i7,  a.'iS;  Ösen- 
hrüggen,  al.  Sir  U.  S.  sof.;  Udos,  UB.  Hd.  II,  .S.  5äll.\ 
llilgard  S.  i.‘>,  4sl. 
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von  30  //.  Heller,  wozu  sicli  noch  die  Verpflichtung  zur  Besserung 
des  Schadens  gesellt. 

Auch  die  einfache  Bedrohung  erscheint  strafwürdig,  weil 
sie  den  Kechtsfrieden  gefährdet,  daneben  aber  auch,  weil  sie 
die  persönliche  Ehre  des  Angegritt'enen  zu  verletzen  wenigstens 
in  vielen  Fällen  leicht  geeignet  ist. 

Schon  das  „Messerzucken**  wider  einen  andern  ist  strafbar; 
die  MRO.  heischt  von  dem,  der  Schwert,  Spiess  oder  ein  ander 
Handgewaften  über  seinen  Nächsten  schwingt,  50  Schillinge 
(.=  2'  .j  //.)  Frevelbusse.')  Die  Neuredaktion  von  1346  will  dies 
freilich  nur  gelten  lassen,  wenn  der  Verletzte  Klage  erhebt; 
kommt  aber  das  Gericht  trotzdem  in  die  Lage,  sich  von  amts- 
wegen  mit  der  Sache  zu  befassen,  so  soll  der  Schuldige  des 
Schwert-  oderMesserraufens  wegen  nur  zu  einem  Pfund  (20 Schill.) 
verurteilt  werden.  Im  letzteren  Falle  wird  eben  nur  der  Bruch 
des  Rechtsfriedens  gesühnt;  erachtet  der  Bedrohte  aber  auch 
seine  persönliche  Ehre  für  geschädigt  und  klagt  deswegen,  so 
sollen  die  Richter  ihm  zu  seinem  Rechte  verhelfen  und 
den  Frevler  auch  der  begangenen  Ehrverletzung  wegen  in 
Strafe  nehmen.-) 

Wer  vorsätzlich  nach  seinem  Nächsten  schlägt  mit  der 
Hand  oder  Faust,  mit  Stecken  oder  mit  Kolben,  oder  nach  ihm 
wirft  oder  schiesst,  ohne  ihn  zu  trefl'en,  zahlt  ein  Pfund;  geschieht 


')  llilgurd  .S.  ‘.MO:  „Wer  «her  ieman  ein  niezicr,  swert,  spicz  eder 
ander  waten  eder  geachirre  iiz  zi'ioket  eder  erznhet  und  nit  seret,  der  git 
l'umfzig  scliillinge  spirscher,  wirf  er  des  überwunden,  als  da  vor  stat". 
1346  fugt  bei:  „obe  daz  von  imo  daget  will;  wirt  cz  aber  niht  von  iuie 
claget.  wie  cz  damie  für  küinet  unibc  daz  inesser  oder  swert  rouffen,  der 
git  ein  phunt  heller“  febd.  .\nm.  3J.  Vgl.  Friedensbuch  der  Stadt 
Mainz  § 11  fMone,  ZGO.  Hd.  VII,  S.  17):  „Item  wer  ein  messer,  degen, 
swerte  odir  andir  Waffen,  gross  odir  klein,  über  den  andern  sust  znhet  odir 
frevelich  gein  yine  budet,  der  sali  ein  vierteil  jars  die  statt  verbrochen  han, 
der  bnrger  uss  zu  faren  und  der  nssman  hie  inne  zu  bliben“. 

“)  Eine  ähulielie  Hestimniung  enthielt  schon  das  alte,  bei  Hilgard 
S.  47S  abgedrucktc  Speierer  Weistum : ,,Wer  auch  ein  messer  zukt,  der  solt 
fumf  pfuud  geben.  Daz  ist  verendert  also;  elagt  man  es.  so  gibt  man  fumf 
pfund.  die  vallent  halb  einem  bisebof  und  Imlb  au  die  stat ; clagt  man  aber 
niht,  so  ist  gemailt,  daz  mau  ein  pfund  heller  gibt,  daz  nimet  die  stat  an 
die  mur“. 

1 h.  U*rtter)  8trafr«cbt  der  freien  Kelcbeeindl  bpeinr.  17 
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es  aber  mit  Vorbedaclit  und  U eberlegung,  su  wird  er  das 
Fünffache  schuldig.') 

Auch  dann,  wenn  einer  den  andern  nötigt,  vor  ihm  die 
Flucht  zu  ergreifen,  nimmt  des  Gehetzten  Mauneswürde  schweren 
Schaden.  Die  MRO.  bestraft  solch  unberechtigte  Jagd  mit 
10,  und  wenn  der  Verfolger  eine  Waffe  trug,  mit  40  Schillingen 
Frevelbusse.  Die  VRO.  erhöht  diese  Taxen  auf  3 bezw. 
fi  Pfund  Heller.2) 

Erschwerend  kam  unter  Umständen  der  Begehungsort  in 
Betracht.  Wer  sich  an  gefreiten  Orten  einer  Bedrohung  schuldig 
machte,  durfte  hoher  Strafe  gewiss  sein;  brach  er  den  Dingfrieden 
durch  Bedrohung  vor  dem  Gerichte,  so  sollte  er  ein  Pfund  zahlen 
und  einen  Monat  aus  der  Stadt  fahren.'*)  Wer  städtische  Beamte 
oder,  was  besonders  gerne  geschah,  die  Organe  der  Sicherheits- 
pflege bedrohte,  vermochte  sich  in  der  Regel  nicht  durch  Aufthuu 
des  Säckels  von  empfindlicherer  Strafe  zu  ledigen.  1348  verbietet 
man  z.  B.  Mcrkeln  Rafen,  der  mit  gewaflfnetcr  Hand  der  Stadt 
Scharwächter  jagte,  das  Waflfentragen  und  droht  ihm  für  jeden 
Uebertretungsfall  eine  Busse  von  5 Pfund  Hellern;  sollte  er  es 
aber  wagen,  gegen  Rat  oder  Gericht  fürderhin  Ungebühr  zu 
treiben,  so  soll  er  des  Augenlichtes  verlustig  gehen.'*)  — 1355 


')  llilganl  S.  216. 

*)  ebenda  S.  216,  217.  — i486  bringt  ein  Ilürger  klagend  vor  Rat, 
Lorenz  Lichtenberger,  l’rokurntor  am  geistlicben  üeriebte  zu  Speier, 
habe  ihn  „mit  blossem  Gewehr  ' in  sein  Haus  verfolg!  und  wäre  ihm  sicher 
„hässlich  begegnet,“  wären  die  Nachbarn  nicht  gewesen.  Der  Beschuldigte 
erklärt,  er  für  seine  Person  wolle  zwar  ganz  gern  vor  dem  Itate  zu  Rechte 
stehen,  doch  habe  ihm  sein  Uerr,  der  Disebof,  solches  au.sdrilcklich  verboten. 
Da  der  Frevel  in  der  .Stadt  begangen  worden,  erachtete  sich  der  Rat  mit 
Recht  für  zuständig  und  Hess  daher  dem  Bischof  sagen,  dass  man  den 
Lichtenberger  nicht  mehr  in  der  Stadt  gedulden  werde.  Der  Delinquent 
entschloss  sich  auch  zur  Ausfahrt,  kehrte  später  dann  und  wann  heimlich 
zurück,  lebte  aber  beständig  „in  Forchton  er  dürffte  ergriffen  und  zu  Thurn 
geführet  werden“.  Endlich  bat  der  um  das  gemeine  Wohl  sehr  verdiente 
Vater  des  Lichtenberger  und  dessen  ganze  Sippe  für  den  Frevler  und  be- 
wegten den  Rat,  trotzdem  ein  dergleich  grosser  Frevel  kaum  je  in  Speier 
gesehen  worden,  dem  Reuigen  weitere  Strafe  zu  erlassen.  Lehmann 
S.  952. 

3)  Hilgard  .S.  221  f. 

•)  AB.  I,  131». 
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verordnet  der  Rat,  man  solle  Knorren  und  Surewin,  die 
Kiii-sclmer,  fangen  und  auf  den  Turm  legen,  weil  sie  des 
Dechanten  Schüler  ohne  Stiche  „mit  gerouften  inesseru  iageten“, 
willens,  ihn  zu  erstechen,  und  weil  sie  ausserdem  als  Hurer  und 
arge  Bösewichte  übel  beleumundet  waren.  Ein  Jahr  später 
wird  Surewin  gefangen  und  in  den  Rhein  geworfen.*) 

Generelle  Waffeuverbote  verfolgen  den  Zweck,  die  Verkehrs- 
sicherheit in  der  Stadt  zu  erhöhen.  Niemand  soll  „ein  spitz 
arg  wenig  eder  ungewonlich  mezzer“  tragen;  den  Ackerknechten 
und  „karricheren“  aber  soll  erlaubt  sein,  Messer,  die  durch  und 
durch  Rücken  haben,  zu  tragen,  ausser  an  der  Pfaffen  Fastnacht 
und  dem  Montage  darnach.'^)  Seit  1340  sollen  jedoch  die 
Bürgermeister,  die  Ratsherrn  und  der  Stadt  geschworene  Diener 
Messer,  Schwert  und  andere  Waffen  tragen  dürfen. ')  Nach  der 
ersten  Weinglocke,  „die  sol  die  vrideglocke  sin  der  naht“,  soll 
jedermann,  falls  er  ein  Licht  trägt,  das  Recht  haben,  einen 
Stecken,  Kolben  oder  anderes  Ge  Waffen  mit  sich  zu  führen.'') 

Besonders  gefährlichen  Individuen  wird  häufig  jedes 
Waffenrecht  unter  Androhung  der  höchsten  Strafen  endgiltig 
abgesprocheu. 

Auffällig  spärlich  sind  die  Strafbestimmungen  über  Nötigung 
und  Erpressung. 

Als  einen  Fall  des  letzteren  Deliktes  fasse  ich  folgende 
Bestimmungen  der  MRO.  auf:  „Wer  ouch  umbe  solchen  schaden 
heischet  gilt,  eder  nimet,  wirt  er  des  beret,  der  git  gime  der 
ime  daz  git  zwirnunt  also  vil  widere,  als  er  von  ieme  genomen 
hat,  und  git  dar  zu  ein  pfiint  spirscher  und  rümet  einen  mant, 
als  da  vor  geschribeu  stat“.-*’) 

V'oraus  geht  nämlich  eine  Stral'drohung  gegen  den,  der  vor 
Gericht  einem  Richter,  dem  Kläger,  einer  Rügepersou  oder 
einem  Zeugen  droht,  ihn  schmäht,  meineidig  nennt,  „eder  für 
sinen  schaden  gut  heizet“.  Zwingt  er  durch  solch  übermütiges 


')  AH.  I. 

'•')  tlilg»r>l  S.  er.';  vgl  F ri«ileusbucli  iler  Sta'llMainz  f § 40  ff. 
(Mülle,  ZtiO.  U(l.  VII.  S.  17  f.  , Knapp  .S,  14U. 

Uilganl  S.  'J17,  Aiiiii.  i. 

*)  ebii.  S.  2-’-’. 

*’)  11  i I g a r d S.  222. 
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Gebahren  den  Angegriffenen,  ihm  znr  Verhütung  dieses  Schadens 
Geld  oder  Gut  zu  geben,  so  tritt  die  angeführte  Strafsatzung 
in  Wirksamkeit.*) 

Unter  den  stadtpolizeilichen  Verordnungen  des  14.  Jahr- 
hunderts findet  sich  ferner  die  Bestimmung:  „Wer  ouch  mit 
betde  eder  mit  drouwen  machet,  daz  ein  anderre  sinen  win 
ligen  let,  biz  er  sinen  verkouffe,  der  daz  det  unde  der  daz 
volget,  der  git  ieglicher  fünf  Schillinge  Spirscher,  also  dicke 
er  daz  d&t“^)  — eine  bei  der  damaligen  grossen  Konkurrenz 
der  Weinverkäufer  sehr  gerechtfertigte  Ahndung  unlauteren 
Wettbewerbes! 


§ 53. 

Hausfriedensbruch. 

Mit  berechtigtem  Stolze  durfte  der  deutsche  Mann  sein 
Haus  seine  Burg  nennen:  hier  war  er  sicher  vor  der  Wut  seiner 
Feinde,  die  blutrachegierig  ihm  nach  dem  Leben  stellten ; unter 
seinem  Dache  waltete  durch  Sitte  und  Recht  geheiligt  der  Friede 
des  Hauses,  und  Hals  und  Hand  verwettete  der  Neiding,  der 
seinem  Nächsten  frechen  Sinns  die  Thüre  aufzustossen  wagte. 

Zwar  hatten  die  milden  strafrechtlichen  Anschauungen, 
wie  sie  im  Frühraittelalter  in  Speier  herrschten,  im  Laufe  der 
Zeit  den  Bruch  des  Hausfriedens  wie  so  manchen  andern 
nationalen,  scharf  umrisscnen  Deliktsbegriff  aus  einem  Ungericht 
zum  blossen  durch  Geldbusse  sühnbaren  Frevel  abgeflacht;  aber 
trotzdem  beliebten  Rat  und  Richter  nicht  selten,  die  allzu 
humanen  Strafbestimmungen  der  MRO.  im  konkreten  Falle  für 
unverbindlich  zu  erachten  und  durch  schärfere  Strafen  von 
weiteren  Verletzungen  des  Hausfriedens  abzuschrecken. 

Schon  die  MRO.  unterscheidet  zwei  Hauptarten  der  Be- 
gehung,  ein  leichteres  und  ein  schwereres  Delikt,  nämlich: 


')  vgl.  auch  Worms  12S7  (Boos  UB.  I,  S,  279  Z.  20  ff.\ 
Uilgard  S.  4S2. 
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1.  den  einfachen  Hausfriedensbruch,  lediglich  be- 
stehend in  dem  widerrechtlichen  Verweilen  in  eines  andern 
Hanse  gegen  dessen  Willen  und  ungeachtet  der  Aufforderung 
der  Bürgermeister,  sich  zu  entfernen.  Mit  jedem  Tage  solch 
unberechtigten  Verbleibens  verfällt  eine  Geldstrafe  von  einem 
Pfund  Heller.')  Ist  ein  Bürgermeister  nicht  zur  Stelle,  so  kann 
auch  der  Hausbesitzer  selbst  oder  sein  Gesinde  dem  Frevler 
das  Haus  verbieten  und  n.nch  dreimaliger  vergeblicher  Auf- 
forderung zum  Verlassen  des  Hauses  straflos  Hand  an  ihn  legen, 
„ane  den  dotslag“.-) 

Heischt  ein  Geächteter  oder  Verbannter  Gastfreundschaft 
vor  eines  Bürgers  Schwelle,  so  soll  ihn  der  Hausherr  fortweisen 
und,  wenn  er  dennoch  hereinkomnit,  dies  bei  Meidung  hoher 
Strafe  bei  Tage  den  Bürgermeistern,  bei  Nacht  aber  den 
Nachbarn  künden  und  sie  uni  Hilfe  zur  Austreibung  des  Frevlers 
bitten.  „Und  welch  nachgobür,  deme  daz  verkündet  und  geseit 
Wirt,  den  der  also  her  in  konien  ist,  nit  hilfet  nz  triben,  der  git 
fumf  Schillinge  spirscher,  wirt  er  des  uberwnnden  als  da  vor  stat. 
Wer  ouch  einen,  der  also  her  in  kouiet,  wirset  eder  erzürnet, 
der  verluret  dar  umbe  nitznit“.'*) 

Freventliches  Eindringen  in  ein  Haus  und  Wegnahme 
fremden  Gutes  aus  demselben  zieht  doppelte  Ersatzpflicht  und 
eine  Strafe  von  5 U.  nach  sich.'*) 


')  „Wer  vreveiilielic  in  eins  nmiern  lu'is  wiiler  des  willen  get  und  da 
inne  sitzen  wil  und  dar  nz  nit  enget  des  selben  tages,  so  er  von  eiine 
burgermeistor  eder  bedeu  dez  gelieizen  wirl,  ez  si  kint,  mage  eder  andere, 
der  git  von  ie  deme  tage  als  dicke  er  daz  diit,  ein  phniit  spirscher" 
tllilgard  S.  ai»). 

^ Dieses  Selbsthilferecbt  findet  sich  erst  in  den  Kedaktioneu  von  132S 
an  (Hilgard  S.  218,  Aum.  2). 

ebd.  S.  223;  vgl.  Worms  1287  (Boos  UB.  I,  S,  279  f.):  „Dar  nach 
setzen  wir,  swo  keine  heime  suche  in  der  stat  oder  in  den  burgfriden  ge- 
schit,  do  solleut  die  nachgebure.  die  drumme  gesezzen  sint,  dar  zu  gen,  ez 
enneime  in  dan  eliche  not,  oder  icblicher  der  da  geruget  des  wirt,  er  en 
wiolle  sweren,  daz  er  des  uith  euhorthe  noch  wizende  were,  der  sal  di  stat 
unde  deu  burgfriden  rumen  ein  mauth  uude  ein  punt  Wormesebor  der 
stat  geiben*. 

*)  „Wer  g^t  in  eins  hns  eder  hof  vrevenliche  (get)  und  utsit  dinnu 
uimet  gins  giites  eder  diuges.  weiherlege  daz  ist,  der  git  ime  wider  zwimünt  also 
vil  und  git  dar  zii  fumf  phimt  spirscher.  . Offene  Kntwendung  in  fremdem 
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2.  Den  qualifizierten  Hausfriedensbruch,  die  „Heim- 
suche“,  d.  i.  das  vorsätzliche  und  rechtswidrige  Eindringen  in 
die  Behausung  eines  andern,  verbunden  mit  Verletzung  der 
Insassen  an  Leib  oder  Gut;  auch  die  vorsätzliche  rechtswidrige 
Beschädigung  des  Hauses  von  aussen  gilt  als  Heimsuche. 
„Wer  heinisüche  tut,  daz  heizet  hinsfiche,  da  man  vrevenliche 
iemannes  ture,  want,  porte  eder  venster  stieze  eder  drin  hiewe 
eder  in  iemannes  hof  eder  hus  ginge  und  ieman  dinne  verserte, 
der  git  zehen  phunt  spirscher“.')  Zur  Begehung  dieses  erschwerten 
Deliktes  genügt  also  schon  Verübung  einer  Gewaltthat  am 
Hanse,  sogar  ausserhalb  desselben,-)  oder  Eindringen  in  Haus 
und  Hof  und  Verletzung  oder  Beschädigung  von  Personen  oder 
Sachen.'*)  Vorbedacht,  gesammeltes  Gefolge,  bewaft'nete  Hand 
sind  zur  Erfilllung  des  Thatbestandes  nicht  vonnöten.^) 

Ein  heikler  Fall  machte  im  Jahre  i:i24  dem  Rate  zu  schaffen: 
Etliche  Bürger  und  Domherrndiener  gerieten  eines  Nachts 
in  heftigen  Streit,  in  den  auch  die  Ratsherrn  Berthold  Fuchs, 
der  Ritter,  und  Fritz  Eppe,  verwickelt  wurden.  Die  Dom- 
herrlichen  zogen  den  Kürzeren  und  flüchteten  sich  in  das  Hans 
des  kaiserlichen  Kanzlers  Hermann  von  Lichtenberg,  wo 
gerade  die  Domherrn  ein  „convivium“  hielten.  Die  erzürnten 
Ratsherrn  und  etliches  Volk  drängten  nach  und  verletzten 
schmählich  den  Frieden  des  Hauses.  Es  entstand  ein  Gedränge, 
die  Lichter  verloschen,  in  der  Finsternis  bekamen  der  Kanzler 
und  der  Domherr  Gerlach  Schenk  zu  Erbach  etliche  „ziemlich 


Hauae  wird  also  schwerer  aU  einfacher  Bruch  des  Hausfriedens  durch  wider- 
rechtliches Verweilen  gestraft,  aber  dennoch  nicht  für  eigentliche  Heimsuche 
erachtet. 

')  Hilgard  S.  220;  vgl.  Worms  ll,W(Boos  KB.  Bd.  I.  S.  60,  Z.  5 f ). 
vgl.  auch  dasMemminger  Stadtrecht:  „Werdern  andern  louffet, 
gaut  oder  dringt  über  den  liustiirschwellen,  da  er  ze  hus  ist,  oder  in  die  tUr 
ald  dar  in  sticht  oder  schlecht  oder  in  die  wand  ald  venster  frävenlichen, 
der  verschult  ain  hainsuchen“.  Osenbriiggen,  al.  Str.  R.  S.  360.  Auch 
in  3Iainz  galt  schon  das  Stossen  oder  Werfen  an  das  Haus  als  Heim- 
suche. Friedensbuch  § 27  (Mone  S.  17  f). 

•)  Dies  ist  zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt,  geht  aber  daraus  hervor, 
dass  Ja  schon  eine  an  der  Aussciiseite  des  Hauses  verübte  Sachbeschädigung 
als  Heimsuche  strafbar  ist. 

‘J  vgl.  Wilda  S.  952  ff.;  Osenbrüggen  a.  a.  Ü.  S.  357  ff., 
Studien  8.  211  f. 
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truckene  Stusse“,  auch  einiger  Hausrat  kam  abhanden  oder  wurde 
beschädigt,  bis  endlich  die  Bürgermeister  mit  der  Scharwache 
die  Streitenden  trennten  und  Frieden  geboten.  Der  Rat  legte 
den  Friedensbrechern  eine  Busse  von  150  Pfund  auf  und  bezahlte 
diesen  Betrag  einstweilen  aus  eigener  Tasche  an  die  Verletzten ; 
für  die  Schuldigen  mussten  sich  Hennel  Eppe  und  Heinrich 
von  Köln  verbürgen.*) 

1336  jagt  der  Rat  sieben  Leute  aus  der  Stadt,  „die  daten 
die  heinsuche  in  Wilhelms  hus  an  der  winbröcken  in  disem 
selbin  iare“.-) 

Die  VRO.  von  1616  bestraft  den  Uebelthäter,  der  einen 
andern  in  seinem  Hause,  Kram  oder  Laden  bei  Tage  überläuft, 
schlägt,  wundet  oder  vergewaltigt,  mit  50  Pfund  und  der  Ver- 
pflichtung zur  Widerkehr  des  Schadens;  wer  aber  nächtlicher 
Weile  einem  andern  „sein  Haus  auftritt“  und  ähnliche  Ueber- 
griife  sich  erlaubt,  soll  den  Richtern  100  Pfund  unnachlässlich 
zu  bezahlen  gehalten  sein.  Hat  er  kein  Geld,  oder  wäre  der 
Handel  so  frevel,  mutwillig  und  gross  oder  der  Inwohner  des 
Hauses  schwerlich  verletzt,  so  soll  der  Thäter  dem  Rate  angezeigt 
und  nach  Gebühr  bestraft  werden.  Auch  Garten,  Weinberg, 
Wiese  und  Acker  stehen  unter  gleichem  Frieden,  nur  mindert 
sich  dann  die  Busse  aut  25  Pfund. 

Grossen  Wert  konnten  diese  Busstaxen  für  die  Praxis 
nicht  beanspruchen;  denn  in  der  Regel  vermochte  der  Schuldige 
so  hohe  Summen  nicht  zu  erschwingen,  und  dann  konnten  ja 
auch  auf  dem  Gnadenwege  recht  beträchtliche  Milderungen 
erwirkt  werden.  1644  z.  B.  muss  einer,  der  einem  andern  „die 
Thüre  auftgetretten“,  statt  der  nach  dem  Gesetze  verwirkten 
100  U.  nur  8 bezahlen,  und  auf  sein  inständiges  Bitten  wird 
ihm  sogar  diese  Strafe  noch  auf  6 Pfund  ermässigt.-*) 


')  Fuch»  zu  Lehmann  S.  673  f. 
»l  AB.  I,  1336. 

*j  VRAP.  II,  1614. 
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§ 54. 

Landfriedensbruch,  Raub  und  Wegelagerung. 


Des  öfteren  schon  bot  sich  Gelegenheit,  zu  erwähnen,  dass 
die  That  desjenigen,  der  einem  andern  sein  Gut  „ranblich“ 
nahm  in  offenem  Ueberfall  und  durch  brutale  Gewaltthat,  dem 
urwüchsig  geraden  Sinn  unserer  Altvordern  nicht  als  ehrlos 
erschien  und  darum  auch  nicht  mit  entehrender  Strafe  belegt 
wurde,  während  man  den  Dieb  zum  Lohne  für  seine  Feigheit 
und  Hinterlist  zum  schimpflichen  Tod  durch  den  Strang  ver- 
dammte, oder  ihn  bei  Kacht  und  Nebel  im  Rhein  versenkte. 
Nur  die  Vergewaltigung  Wehrloser  war  mit  Ehre  und  Mannes- 
würde völlig  unvereinbar  und  zog  daher  entelirende  Strafe 
nach  sich. 

Der  Angriff  auf  fremde  Vermögensrechte  verpflichtete 
natürlich  den  Räuber  zur  Wiedererstattung  und  Schadenskelirung, 
der  schmähliche  Bruch  des  Rechtsfriedens  aber,  der  des  Reiches 
Strassen  schirmte  und  jedem  Reisenden  Schutz  vor  Kränkung 
und  Unbill  verhiess,  forderte  als  blutiges  Sühnopfer  die  völlige 
Austilgung  des  landschädlichen  Mannes;  darum  war  ihm  der 
Tod  nicht  minder  sicher  als  dem  Diebe,  aber  er  endete  nicht 
durch  den  beschimpfenden  Strang,  sondern  durch  das  ehrliche 
Schwert,  und  nur  bei  besonders  gemeiner  und  ruchloser  Be- 
gehung oder  allzu  häufiger  Wiederholung  wird  die  Strafe  des 
Radbreehens  verhängt. 

Klar  erhellt  diese  Scheidung  des  Vermögensdeliktes  im 
Thatbestand  des  Raubes  vom  Rechts-  und  Landfriedensbruche 
aus  der  Treuga  Henrici,  welche  das  „juedam  facere“  mit 
Rückgabepflicht  und  einer  nach  richterlichem  Ermessen  festzu- 
setzenden Geldbusse  bedroht,  während  auf  reraup,  strazanraup 
und  scach  die  Todesstrafe  stellt.') 


')  § 13.  Zeitsolirift  der  Siivigiijstifliing:  für  Keclit.igoscliiclito.  gerin. 
Abt.  Bd.  Vnr,  .S.  116—120.  Fr  veiilliolie.s  Eiiidringeir  in  ein  Haus  und 
Wegnahme  fremden  (Jutes  eraengte  nach  der  51  H U.  doppelte  Ersatzpflicht 
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Auch  der  alte  Gerichtsgebrauch  zu  Speier  veixliente,  wenn 
man  dem  Chronisten  Lelimann  Glauben  schenken  darf,  jeden 
anderen  Vorwurf  eher  als  den  zu  grosser  Lässigkeit  in  der 
Unterdrückung  der  Räuber  und  Landfriedbrecher:  die  von 
Tjehmann  wiedergegebenen  Strafbestimmungen  reden  wenigstens 
eine  recht  scharfe  Sprache;  „Die  den  pflüg  beranbent,  so  er 
des  morgends  von  dem  hauss  tährt  auf  den  acker  und  so  er 
wieder  heim  fährt,  und  den  gebauren  und  ir  gesindt  icht  tut 
oder  nimmet.  das  dryer  pfenning  werth  ist,  man  soll  ihn  radt- 
brechen.  Der  in  den  mühlen  icht  stiehlt,  das  fiinlf  Schilling 
werth  ist,  den  soll  man  radtbrechen.  Stiehlt  er  das  dryer 
pfenning  werth  ist,  man  soll  ihn  zu  haut  und  zu  haar  schlahen 
bi  dem  höchsten  das  sind  40  streich“  ....  Kirchen-  und 
Kirchhofdiebe  sollen  gleicher  Strafe  verfallen.') 

ln  der  Praxis  sjiielten  die  Modalitäten  der  Begehung,  die 
Grösse  des  angerichteten  Schadens,  aber  auch  mitunter  Geburt 
und  Stand  des  Thäters  eine  grosse  Rolle.  Waren  es  ja  doch 
nicht  immer  gemeine  Placker,  die  den  Reisenden  auf  der  Heer- 
strasse überfielen,  auch  der  landsässige  Adel,  ja  bisweilen  sogar 
gefürstete  Häupter  erachteten  ihr  Gewissen  nicht  im  mindesten 
beschwert,  wenn  sic  ab  und  zu  einen  Kaufmann  niederwarfen 
und  so  gleichzeitig  mit  einem  raschen  Schlage  den  eigenen, 
allzeit  geldbedürftigcn  Beutel  füllen  und  den  verhassten  Städtern 
eins  versetzen  konnten,  wozu  gar  häufig  eine  vom  Zaun  ge- 
brochene Fehde  nichtssagenden  Vorwand  liefern  musste.  Aber 
auch  slie  Städter  Hessen  in  der  Regel  nicht  gar  lange  mit  sich 
spassen:  von  den  Schwcster.städten  Worms  und  Mainz  war  man 


nint  wurde  ausserdem  mit  5 U.  geahndet  (Ililgard  S.  21H);  s.  oben 
S.  261. 

D Lehmann  S.  2ss  f.  Auch  diese  Strafbestimmungen  sind  eine  fast 
würtliclie  Wiedergabe  des  .Vrtikels  174  des  SchwahenspiegeU  (Laasherg 
S.  sa  1>);  „Uar'vmbo  die  den  phliig  rovbeut.  so  er  dez  morgens  von  huse  vert. 
vnde  vf  den  aker  kvmet.  vnd  so  er  wider  hein  vert.  vud  den  gebvren  iht  tut. 
oder  nement  daz  drier  phenninge  wert  ist.  die  sol  mau  radebrechen  alle. 
Swer  vf  invlen  iht  stilt.  daz  fivnf  Schillinge  wert  ist.  den  sol  man  radebrechen, 
oder  stilt  er  drier  phenninge  wert,  wen  (man)  sol  im  hvl  vnde  har  ab 
slaheii.  bi  dem  hohsteii  daz  sint  vierzeg  siege“. 
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zu  Speier  allezeit  getreuer  Bundeshilfe  sicher,')  und  so  folgte  dem 
flatternden  Stadtbanner  gar  oft  eine  reisige  Schar  von  achtung- 
gebietender Stärke,  legte  bald  da,  bald  dort  eine  stolze  Burg  in 
rauchende  Tiümmer  oder  griff  auf  andere  Art  den  adeligen 
Heckenreitern  und  Buschklopfern  gar  unsanft  „auf  die  Haube“.-) 
Manchmal  gelingt  es  dann  wieder  den  Bemühungen  mächtiger 
Sippen,  eine  „liebliche  Sühne“  zwischen  den  Parteien  herbei- 
zuführen, die  dann  mit  einem  „Intern  verzig“  beider  Teile  auf 
weitere  Verfolgung  der  erlittenen  Unbill  zu  enden  pflegt. 

1317  überfällt  Johann  von  Bernhausen  einen  Kauf- 
mannszug, der  von  städtischen  Söldnern  geleitet  auf  dem  Wege 
nach  Speier  sich  befindet,  gerät  aber  später  selbst  in  die  Hände 
der  erbitterten  Bürger  und  wäre  sicherlich  schlimmem  Schicksal 
entgegengegangen,  hätte  nicht  Hermann  von  Lichtenberg,  König 
Ludwigs  des  Baj’ern  Cancellarius,  sich  für  ihn  verwendet  und 
eine  friedliche  Beilegung  des  Haders  herbeigefOhrt.'')  — 1328 
müssen  die  Herrn  vom  Rheingrafensteine  ihre  Burg  als 
offenes  Haus  dem  Mainzer  Erzbischof,  dem  Grafen  von  Spon- 
heim und  den  Städten  Mainz,  Worms,  Strassburg,  Speier  und 
Oppenheim  übergeben  und  geloben:  „daz  wir  nummer  keinen 
kaufman  uf  keiner  straze  ledigen  oder  schädigen  stillen“.^)  — 

Mit  gemeinen  Strassenräubern  und  andern  Friedensbrechern 
machte  der  Rat  nicht  so  viel  Federlesens,  135")  verschworen 
zwei  Gesellen  ewig  die  Stadt  mit  der  Aussicht  auf  den  Tod  im 
Rheine  im  Falle  der  Wiederergreifung,  weil  sie  einem  Knechte 
sein  Gut  raublich  nahmen  in  einem  Weinhause.'’)  IS.jS  schlägt 


')  In  allen  Landfriedensbündnissen  der  drei  Städte  findet  sich  ein 
Passus  älinlictien  Inhalts  wie  folgender:  „Ouch  ist  geret  und  überkommen 
daz  inan  uf  wassere  und  uffe  lande  scbirmen  unde  weren  sol  in  den  vor- 
gennnten  zileii  allen  roup,  allen  brant,  alle  geveiienüsse  und  allen  gewalt. 
die  den  widervarent  wider  demme  rehten,  die  zii  diseme  lantfrideii  gehi'irent 
unde  allen  kouflüten  und  allen  güten  luten,  die  in  disen  ziln  ritent  ndir  Tarent 
uugeargwenet  ane  alle  geverde“.  (I.andfriede  zwischen  Erzbischof  Matthias 
von  Mainz  und  den  Städten  Mainz,  Strassburg,  Worms,  Speier  und  Oppen- 
heim T.  ,1.  1.122;  Hilgard  S.  274  ff  1 

*)  Lehmann  S.  678,  6Sri;  vgl.  auch  Boos  I’H.  Ud.  II,  S.  289. 

®)  H ilgard  S.  246  f, 
ebd.  S.  :t04  f. 

‘J  AB.  I,  1356. 
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der  Naclirichter  zweien  Strassenräubern,  die  einem  auf  der  Heer- 
strasse ein  Pferd  geraubt  hatten,  das  Haupt  vom  Rumpfe,  nicht 
ohne  dass  sie  sich  vorher  genötigt  sahen,  ihre  Mitschuldigen  zu 
benennen,  worunter  sich  auch  ein  Berlichingen  und  manch 
anderer  Name  von  recht  gutem  Klange  befindet.*)  — 1443  fällt 
ein  Mitglied  einer  Ober  30  Köpfe  starken  Räuber-  und  Mörder- 
bande in  die  Hände  des  Rates;  er  bekennt,  er  habe  mit  diesen 
„zusame  gelobt  uff  der  Strassen  zu  nemen  zu  rauben  und  zu 
morden  jind  teyle  und  gemeyn  myt  eynander  zu  han“,  und  „Itel 
Rotz  der  sy  eyu  heuptman  under  yen“.-)  — 1448  lässt  der  Rat 
einen  mehrfachen  Räubei-  und  Ufordbrenner,  für  den  das  Schwert 
zu  gut  gewesen  wäre,  radebrechen;  einem  andern  legt  man  U.V) 
den  Kopf  vor  die  Füsse,  weil  er  mit  einem  Zuge  von  .'>0  Reisigen 
und  21  Fussgängeni  — unter  den  FOhrern  leuchten  die  Namen 
derer  von  Dahn,  vom  Drachenfels,  von  Falkenstein 
u.  a.  hervor  — auf  die  von  Speiei-  gehalten  hatte.  — Claus 
Meister  von  Gommersheim,  der  Speierer  Bürger  beraubt, 
gefangen  und  Dösegeld  für  sie  erpresst  hatte,  wird  1471  von 
andern  Edelleuten  losgebeten.*) 

Bei  geringem  Schaden  wird  besonders  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  reichsstädtischen  Zeit  in  der  Regel  von  einem 
Bluturteile  abgesehen,  l.')77  z.  B.  einer,  der  einen  Fremden  vor 
dem  Stadtthor  angritf  und  ihm  seine  Barschaft  nahm,  auf  ge- 
wöhnliche Urfehde  entlassen,  157y  ein  anderer,  der  beim  Gut- 
leuthaus eine  gemeine  Dirne  beraubte,  auf  ewig  verwiesen.*) 


§ ö5. 

Brand. 

Die  „Teutschen  Dand-Recht“,  die  R;it  und  Richter  zu 
Speier  in  ältester  Zeit  beobachtet  haben  .sollen,  drohen  dem 


')  AB.  I.  1358. 

*)  AB  II,  1443. 

>)  ebd.  1448,  14.50,  1471 
'}  VRAI’.  I.  1577,  1579. 
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Mordbrenner  ^as  Rad,  wie  sich  aus  Art.  174  des  Schwaben- 
spiegels ersehen  lässt.  Es  heisst  dort: 

„Swer  tages  oder  nahtes  heinlichen  brennet,  er  lovgene 
oder  nit,  daz  heizzet  mort  braut,  den  sol  man  radebrechen“.’) 
Darnach  ist  die  Lehmann  sehe  Wiedergabe,  die  mit  ihren 
Fehlern  in  alle  späteren  Auflagen  der  Chronik,  ja  sogar  in 
die  Fuchs  sehe  Neubearbeitung  gedankenlos  herübergenoininen 
wurde,  entsprechend  zu  verbessern.-) 

Interessant  ist,  dass  hier  das  Ablengnen  der  That  einen 
Beweis  flir  die  Heimlichkeit  der  Begehung  nicht  begiQndet, 
während  es,  wie  wir  sahen,  bei  der  Qualitikation  einer  Ent- 
leibung  als  Totschlag  oder  Mord  keineswegs  gleichgiltig  ist, 
ob  der  Thäter  gesteht  oder  leugnet.') 

Trotzdem  aber  die  vom  Schwabenspiegel  auf  Mordbrand 
gesetzte  Strafe  des  Rades  schon  durch  die  Treuga  Henrici 
zum  Reichsgesetz  erhoben  war,  geriet  doch  in  Sjieier  ebensowenig 
wie  in  anderen  Territorien  die  ältere  Rechtsregel,  die  den  Brenner 
mit  der  spiegelnden  Strafe  des  Feuertodes  belegte,  auch  bevor 
sie  in  der  Bambergensis  und  Karolina  ihre  Aufei-stehung  feierte, 
völlig  in  Vergessenheit;  bei  mehrfachen  Strassenräubern  und 
Mordbrennern  scheint  man  jedoch  dem  Rade  den  Vorzug  ge- 
geben zu  haben.'*) 

1448  beispielsweise  wurde  Cristman  von  Oppenheim 
als  Mordbrenner  mit  dem  Feuer  gerichtet  und  ein  Genosse  von 
ihm  des  gleichen  Deliktes  wegen  gerädert,  worüber  das  Achtbuch 
sagt:  „Anno  1448  uflf  mittwoch  nach  Judica  ist  Heintz  von 

Ruwenfels  hurtig  von  wissloch  gesatzt  uff  ein  rat  uff  der 
langen  brachen,  der  hatte  gestrassenraubt  und  seit  auch  Spire 
gemortbreunet  han  und  hatte  wiechen  ongcleit  von  Contz  Pfilen 
wegen“.  Das  Achtbuch  gibt  eine  langatmige  Erzählung,  wie 


')  Schw.  Sp.  Art.  174  (Lassberg  S.  84»). 

■•t)  Sie  lautet:  «Der  Mordtbraiuit  ist,  Scliwertages  oder  Xaclites  beim- 
lieben  brennen,  erlangen  oder  uielit,  das  beist  Mordtbrand,  den  sol  man 
radtbreeben“  (Lebinann  S.  i89). 

8.  oben  S.  141  ff. 

*)  Vgl.  auch  Weistum  von  llassluch  1492  (ürimm  Bd.  V,  S.  r>78): 
.Me  haben  unser  berren  recht  bie  wo  einer  einen  verbrent  oder  ein  braut 
anbieiige  unwedersantes  diuges  und  man  den  fiinde  mit  waren  scbnlden.  ilen 
soll  man  verbrennen  und  soll  dasz  gut  der  berren  sin". 
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der  Hauptnianu  der  Stirnestosser,  CoutzPfile,  seinen  Getreuen 
den  Auftrag  erteilt,  die  Stadt  Speier  niederzubrennen,  vor  allem 
aber  Engelmanns  Haus,  dem  er  offenbar  nicht  sehr  wohl  wollte, 
nicht  zu  verschonen ; wie  dann  die  Mordbrenner,  nachdem  ihnen 
ein  Angeld  von  ein  paar  Gulden  gezahlt  und  reicher  Lohn  für 
den  Pall  des  Gelingens  versprochen  worden,  sich  nach  Speier 
begeben  und  an  vier  Ecken  ihre  Brandfackeln  anlegen,  wie 
Hans  Hoffmanns  Haus  über  Hasenpfuhl  in  Flammen  aufgeht, 
weiterer  Schade  aber  zum  Heile  der  Stadt  verhindert  wird, 
was  freilich  der  Mordbrenner  verfallene  Häupter  nicht  zu  lösen 
vermag.*) 


')  Ali.  II,  1448:  C^istmaii  bekennt,  dass  „Contx  Pille  mit  iiiie  iiberkomcn 
sy  (daz  er)  in  der  stat  zu  Spire  über  hascnpfulc  mortbrene  und  l'uire  anlegen 
Bulle,  imo  darumb  13  guldn  gehn,  des  habe  er  3 gülden,  und  sy  auch  in  der 
meynungo  also  ussgangen,  und  C'ontz  Ptile  habe  den  anslag  mit  iine  getan 
zu  Kyern  in  Regenbogen  des  ivirls  huss  umb  dieso  halpfaste  und  gebe  ime 
4 wiechen.  Er  hat  auch  gesaget,  daz  Pfile  zu  der  selben  zyt  uberkerae  mit 
Pettern  von  Düren,  Hanssen  Odenweldern  und  Hanns  Osterricher,  und  er 
und  sie  sind  alle  gesellen  gewest  und  mit  einander  gewandelt  als  stiern- 
stosscr  und  sich  beholffen  mit  spielen  und  buberien,  und  die  obgn.  sint 
iissgeschickt  uff  die  zu  üpire  spehen  und  ieclicher  neme  auch  3 golden  daruff 
znm  zeren.  Sie  sotten  auch  besehen  und  wairnemeu,  wie  mau  sich  zu  Spire 
hielte  mit  auslegen  und  andern  gegen  Contz  Pfilen  Sie  selten  oiich  besehen, 
wie  zum  hascnpfule  und  by  ormossheimer  (?)  tore  hir  in  zu  stygen  wer 
by  naicht  und  daz  wole  uberslagen ; nnd  er  und  Hans  Odenwelder  wem  von 
Pfilen  bescheiden  zum  hasenpl'ule  und  Peter  von  Duiren  und  Osterricher 
sultent  vor  dem  nuwenbürtel  an  legen  und  soltent  daun  körnen  gen  Otterhurg 
uff  itzt  sontag  Jubilate,  dar  kerne  Contz  Pfile  und  ieclicher  solte  ime  sagen, 
wie  er  sin  suchen  hestalt  bette.  Doch  so  bette  er  nit  willen  die  suche  zu 
tun  und  bette  sieb  gerne  dar  von  gezogen“  u.  s.  w. 
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Zwölftes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  Gemeinwesen 
und  Obrigkeit. 

§ 56. 

Aufruhr,  Empörung  und  Verrat  der  Stadt,  Auflauf 
und  Sammung. 

Mit  eifriger  Sorge  waren  Rat  und  Büigerschaft  zu  jeder 
Zeit  darauf  bedacht,  die  Sicherheit  der  viclbedrängtcn  Stadt 
nach  aussen  hin  zu  wahren;  was  Wunder  also,  wenn  der  auf 
seiner  Richter  Mitleid  kaum  zu  reclinen  wagte,  der  innerhalb 
des  Mauerriuges  bald  da,  bald  dort  Verdruss  und  Unfrieden  zu 
nähren  oder  gar  zu  hell  aullodernder  Flamme  anzufiichen 
sich  unterstand!  Kein  Gemeinwesen  aber  ist  so  wohlgeordnet 
und  so  glückgesegnet,  dass  nicht  die  Unzufriedenheit  doch 
immer  noch  ein  Plätzchen  darinnen  finden  könnte.  Selten  war 
ja  das  Stadtregiment  in  der  Lage,  der  Pfaffheit  rückhaltloses 
Vertrauen  entgegenzubringen;  nie  konnte  es  als  völlig  ausge- 
schlossen gelten,  dass  nicht  des  Bischofs  langgenährter  Groll 
über  die  entrissene  Macht  zu  einem  Bündnis  des  Krummstabs 
mit  dem  allzeit  scharfen  Schwert  der  draussen  lauernden  Feinde 
führen  könnte;  nie  aber  vermochte  vor  allem  der  zünftige  Rat 
mit  gutem  Grund  des  Zweifels  sich  entschlagen,  ob  wohl  die 
Münzer  und  Hausgenossen,  die  er  134‘.i  zur  „freiwilligen“  Auf- 
gabe ihrer  Rechte  und  Privilegien  gezwungen  hatte,  so  völlig 
der  verlorenen  Heirschcrmacht  vergessen  hätten,  dass  sie  im 
neuen  Zuuftverbande  sich  wohlzufrieden  fühlten. 
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Trotz  alledem  haben  aber  nie  Feindschaft,  Hass  oder 
kleinliche  ZweckmässigkeitsrQcksichten  das  strafende  Schwert 
der  Obrigkeit  geführt,  und  niemals,  selbst  bei  offener  Empörung 
nicht,  erwies  der  Rat  mitleidigen  Regungen  sich  völlig  unzu- 
gänglich. 

Die  gewöhnliche  Strafe  der  Verräter  und  Empörer  wai- 
der  Tod  durchs  Schwert;  in  besonders  schweren  Begehungs- 
fällen fand  in  älterer  Zeit  auch  die  grausamere  Hinrichtung 
durch  das  Rad  nicht  selten  Anwendung. 

Im  Jahre  1265  spricht  noch  der  Bischof  Heinrich  II. 
von  Leiningen  als  Stadtgraf  und  Träger  des  Königsbanns 
das  Urteil  über  die  aufrührerischen  Brüder  Voltzo,  Hartmud 
und  Cunrad.  Diese,  vornehmem  Geschlecht  entsprossen,  hatten 
eine  Schar  katilinarischer  Existenzen  um  sich  sammelnd  Un- 
frieden und  offenen  Aufruhr  in  der  Stadt  erregt,  Bürger  ihrem 
ordentlichen  Richter  entzogen  oder  als  Verräter  aus  der  Stadt 
gejagt,  die  Juden  beraubt,  die  Pfaffheit  beleidigt,  die  Immunität 
schmählich  verletzt  und,  um  ihren  Missethaten  die  Krone  auf- 
znsetzen,  schliesslich  sogar  geplant,  die  Stadt  an  einen  fremden 
Herni,  dessen  Person  nicht  näher  bezeichnet  wird,  zu  verraten. 
Rasche  Flucht  rettete  die  Uebeltliäter  vor  sicherem  Verderben ; 
das  Urteil  des  bischöflichen  Gerichts  aber  erklärte  sie  für  echt- 
und  rechtlos  und  ihrer  Güter  verlustig  und  bannte  sie  mit 
Weib  und  Kind  sowie  ihrer  ganzen  Nachkommenschaft  auf 
ewig  aus  der  Stadt;  Bischof,  Klerus,  Richter,  Rat  und 
Bürgerschaft  verpflichteten  sich  einander  durch  feierliclies  Ge- 
löbnis, in  der  Vollstreckung  dieses  Urtejls  sich  durch  keine 
Macht  der  Erde,  auch  nicht  durch  Fürbitte  von  Königen  oder 
Kaisern,  jemals  wankend  machen  zu  lassen.') 


')  Mil  wohl  etwa»  übertrieben  (lil»teren  Karben  malt  Bischof  Heinrich 
in  den  Urteilsgriiuden  die  Mi.ssethaten  der  Aufrührer:  ....  „tinapropter 
ad  uniTersuriim  tarn  presenciuin  quam  futurorum  transmiltimu»  noticiani.  qiiod 
cum  Voltzo,  Uartmudus  et  C'unradus  fratres  in  civitate  nostra  Spirensi, 
maligno  inflati  spiritu,  in  pravitali»  et  perversitati»  modo  uiodum  excedcrenC 
et  mensuram,  non  solum  inter  muros  Spireiise»  verum  eciam  per  omnes 
Ticinos  et  remotos  terminoa  ipsi  et  corum  complices,  nimii  furoris  agitati 
stimulis  ct  uequicie  fomite  iuflammati  nomeu  civitatis  Bpirensis  quondam 
gloriosum  et  laiidabile,  quod  probatur  ex  hoc.  quod  molturum  dive  mcmoric 
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Audi  der  Severinsaul'ruhr  und  seine  Folgen  verdienen 
an  dieser  Stelle  einige  Worte  der  Erwähnung.  Am  Tage 
Severini  1327  versuchten  nämlich  zahlreiche  Hausgenossen  unter 
Führung  des  Ritters  Berthold  Fuchs  ihre  Machtstellung,  die 
durch  den  Kampf  mit  den  aufstrebenden.  Zünften  schon  damals 
manche  recht  empfindliche  Einbusse  erlitten  hatte,  mit  einem 
kühnen  Schlag  in  ihrem  vollen  alten  Glanze  wiederherzustellen, 
und  sammelten  zu  diesem  Zweck  ein  Heer  von  ungefähr  1500 
Mann,  um  durch  einen  kecken  Handstreich  sich  in  den  Besitz 
der  Stadt  zu  setzen  und  dann  den  verhassten  Handwerkern 
eine  neue  Stadtverfassung  vorzuschreiben.  Der  Anschlag  ward 
jedoch  bekannt,  und  als  das  Heer  vor  die  Vorstadt  Altspeier 
rückte,  fand  es  die  Thore  wohl  verwahrt  und  die  Bürger  auf 
den  Mauern,  so  dass  es  unverrichteter  Dinge  wieder  abziehen 
musste.  Am  nächsten  Tage  aber  versammelte  der  Schall  der 
Stadtglocke  die  Bürgerschaft  auf  dem  Rathofe  zur  Beratung 
uml  Beschlussfassung,  die  mit  der  Aechtung  aller  an  dem 
„Uffsatz“  Beteiligten  und  ihrer  Nachkommenschaft  bis  ins  vierte 
Glied  ihr  Ende  nahm;  das  Urteil  wurde  durch  feierlichen 
Schwur  bekräftigt.  Nun  legten  sich  die  befreundeten  Nachbar- 
städte Strassburg,  Worms,  Mainz,  Oppenheim  und  Frankfurt 
ins  Mittel,  und  ein  von  ihnen  abgeschlossener  Sühnevergleich 
erwirkte  den  „Aeusseren“  die  Rückkehr  in  die  Stadt,  falls  sie 
eine  Busse  von  1000  Pfund  erlegen  und  die  Stadt  päbstliche 
Losung  von  ihrem  vorschnellen  Eide  erlangen  würde.  Doch 
über  diesen  Sühneversuchen  waltete  kein  guter  Stern;  denn,  als 
sich  vor  erzielter  Erfüllung  der  Bedingungen  des  Sühnebriefes 
einige  der  Verbannten  innerhalb  der  Bannzäune  blicken  Hessen, 
erklärte  sie  des  Rates  rasch  gefälltes  Urteil  für  eidbrüchige 
Verräter,  und  ihrer  16  wurden  definitiv  mit  Weib  und  Kind 
und  ihrer  ganzen  Deszendenz  geächtet.') 


im|)eratoruiii  et  ro;;uin  ibidem  Corpora  reijiiiescunt,  feceruut  abliorrendum 
cl  cunctia,  qiii  a fama,  immo  infamia  ipsius  civitatis  aliquid  aiidieraiit.  ex- 
spuendum"  (Uilgard  .S.  so);  vgl.  Ijohmaiin  S.  ö4t  ff.;  5V.  ilarater, 
Kampf  dor  Zünfte  und  Patrizier,  ZUO.  Bd.  XXXVllI,  S.  7 ff. 

■)  s.  \V,  Harater  a.  a.  0.  S.  31 — 97;  dort  auch  die  eiuachlägigo 
Literatur. 
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Kaum  40  Jahre  später  warf  fanatischer  Parteihass  von 
neuem  die  Brandfackel  der  Empörung  in  die  kaum  beruhigte 
Stadt.  Der  Altbürgermeistcr  Rudolf  von  Offenburg,  der 
wegen  hochverräterischer  Umtriebe  mit  der  Vei-siclierung,  mau 
werde  ihn  im  Falle  der  Wiederergreifung  als  „untedigeu  man“ 
zu  richten  wissen,  ewig  aus  der  Stadt  verwiesen  worden  war,') 
zählte  trotzdem  innerhalb  der  Mauern  besonders  unter  den 
Geschlechtern  noch  manchen  eifrigen  Anhänger.  Vor  allen 
ergriff  Heinrich  von  Ijandau,  den  sein  ungezügelter  Adelsstolz 
den  Niedergang  der  Patrizierherrschaft  und  die  Ifaclitentfaltung 
der  Zünfte  nicht  verschmerzen  Hess,  denen  er  nichts  ontgegen- 
brachte  als  glühenden  Ha.ss  und  masslose  Verachtung,  offen  und 
mit  Feuereifer  die  Partei  des  Geächteten.  Es  gelang  den 
Verschworenen,  sich  der  Stadtthore  zu  bemächtigen,  die  Aus- 
lieferung der  Schlüssel  zur  Kechenkaminer  und  den  Urkunden 
zu  erzwingen,  die  Ratsherrn  gefangen  zu  setzen  und  Rudolf 
von  Offenburg  zurückzurufen.  Da  aber  greift  die  ganze  Bürgerschaft 
zu  den  Waffen  und  erhebt  sich  einmütig  gegen  die  Empörer; 
die  Häupter  des  Aufruhrs  entrinnen  aus  der  Stadt,  ihre  Anhänger 
aber  gehen  schwerer  Bestrafung  entgegen;  vier  von  ihnen 
werden  nach  Lehmanns  Bericht  zum  Tod  durchs  Schwert 
verurteilt,  Heinrichs  von  Landau  Güter  werden  cingezogen  und 
öffentlich  verkauft. 

Aber  noch  war  die  Hassesglut  des  Vertriebenen  nicht 
völlig  ausgebrannt  und  immer  neuer  Flammen  fähig ; liebei-  noch 
als  den  Zünften  gönnte  er  dem  Bischof,  dem  .seine  eigenen 
Vorfahren  einst  die  Stadtherrnrechte  liatten  entwinden  helfen, 
den  Besitz  der  Stadt,  und  Adolf  von  Nassau,  der  damals 
die  Mitra  trug,  wäre  der  letzte  gewesen,  der  nicht  sein  ver- 
lockendes Anerbieten,  ihm  die  Stadt  in  die  Hände  zu  spielen, 
mit  Freuden  ergi-iffeu  hätte.  Von  Trier  und  Köln  durch  Zuzug 
verstärkt  zog  er  vor  die  Stadt;  aber  der  Heldenmut  der 
Bürgerschaft,  die  von  den  Bundesstädten  Mainz  und  Worms 
kräftig  unterstützt  einer  lebendigen  Mauer  gleich  (üe  Stadt 


*)  AB.  I,  130U;  (las  Viüimiis  der  ;feistliclieii  Kicliter  über  die  Kats- 
eiitsetauug  und Verbanuuiig  Kudolla  von  Uffeuburg.s  1070  bei  W.  Harster, 
Urkunden  S.  lir>  fl'. 

Th.  UArtter,  Strafreobt  «ler  freiea  U«iob«auUK  äpaler. 
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beschirmte,  schlug  jeden  Angriff  siegreich  ab;  auch  Heinrichs 
von  Landau  Plan,  durch  heimlich  hineingeschickte  Veiräter 
die  Stadt  zu  Fall  zu  bringen,  misslang,  und  Rad  und  Richtschwert 
hielten  grause  Ernte.  Zuletzt  entschloss  sich  der  Bischof  voll 
Unmuts  über  die  erlittenen  Misserfolge  zum  Abzug;  der  Rat 
aber  setzte  einen  Preis  auf  den  Kopf  des  von  Landau  und  Hess 
mehrmals  in  ausgedehnten  Streifzügen  nach  dem  Verräter 
fahnden.  Endlich  wurde  er  auch  eingebracht,  doch  errettete 
ihn  abermals  ein  gütiges  Geschick  aus  den  nicht  allzu  sanften 
Händen  seiner  Feinde;  denn  Lehmann  berichtet:  „er  muss 
nachgehends  wieder  losskommen  seyn,  wie  aber  und  ob  es  durch 
einen  Verglich  geschehen,  davon  findet  sich  gar  nichts,  wol 
aber  dass  er  sich  im  Jahr  1382  zu  Wormbs  auffgehalten  und 
im  Jahr  1385  mit  seinem  Anhang  abermals  auf  die  Burger 
von  Speyr  gestreifft,  gesengt  und  gebrennt  habe“.') 

Gelinde  Strafe  erleiden  1386  einige  zwanzig  Bürger,  unter 
ihnen  auch  die  Bürgermeister  des  Jahres  1384,  Brechtei  und 
Contzel  Frispecher,  die  den  Rat  zu  verändern  und  die  Ver- 
fassung zu  stürzen  versucht  hatten;  sie  werden  nur  auf  1 — 2 Jahre 
aus  der  Stadt  gewiesen.'') 

In  späterer  Zeit  erregt  vor  allem  der  bereits  erw’ähnte  Fall 
Mühlberger  unser  Interesse,  in  dem  sich  der  Rat  etwas  allzu 
rasch  in  seinen  Entschlüssen  und  zu  vorschnell  in  der  Ver- 
urteilung eines  Mitbürgers  erwies.  Auf  das  vage  Gerücht  hin, 
Mühlberger  konspiriere  mit  dem  Bischof  und  wolle  die  Stadt 
an  ihn  verraten,  wurde  der  Bezichtigte  des  Bürgermeisteramtes, 
des  Sitzes  im  Rate  und  aller  öffentlichen  Aemter  und  Ehren 
verlustig  erklärt  und  durch  Eidschwur  so  lange  in  sein  Haus 
verstrickt,  bis  es  ihm  gelingen  würde,  sich  von  den  gegen  ihn 
erhobenen  Beschuldigungen  völlig  zu  reinigen.  Wegen  solcher 
Rechtsverletzung  erhob  der  Gekränkte  Klage  beim  Reichs- 
kammergericht und  erzielte  nach  einigen  Jahren  endlich  eine 
definitive  Sentenz,  welche  die  Stadl  zur  Schadensersatzleistung 


')  Lehmann  S.  7:!5  ff.;  8.  auch  W.  Harster.  Veränderungen  dea 
Zunftregiment.s  S.  456—473,  derselbe,  Urkunden  .S.  12'3 — 134. 

’)  AB.  1,  1386;  s.  Lehmann  S.  75,3'’;  \V.  Harster,  V'erandorungcn 
S.  473—478;  Urk.  S.  135—140. 
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und  zu  völliger  Wiedereinsetzung  des  Klägers  in  alle  früheren 
Ehren  und  Würden  verurteilte.*) 

Auch  Auflauf  und  „Samenung“  in  der  Stadt,  oft  die 
Vorboten  gefährlicher  Empörung,  sind  durch  nicht  allzu  milde 
Strafen  ausgezeichnet.  Laut  Ratsverordnung  von  1332 
sollten  die  neu  eingesetzten  Bürgermeister  schwören:  „daz  sie 
in  allen  uflouffen  unde  gesehellen,  die  in  der  statd  geschehent, 
alle  ir  sinne  unde  ir  witze  keren  sölleut  uffe  vriden  unde  uffe 
bescheidenheit,  unde  wie  sie  daz  volg,  daz  in  gehorsam  ist,  uf 
halten  unde  wisen  von  umbescheidenheite,  durch  daz  kein  ubergrif 
an  iemaune  wider  reht  geschehe,  unde  daz  sie  dar  an  durch 
deheinerleye  Sache  willen  nit  beholfen  sin  uffe  eine  parte  me 
danne  uf  die  andere“.-) 

Wer,  jemandem  zu  helfen,  mit  gewaffneter  Hand  aus  seinem 
oder  eines  andern  Hause  geht,  zahlt  nach  der  MRO.  schon 
deswegen  allein  die  exorbitante  Strafe  von  100  Schillingen,  „wie 
er  doch  nieman  wirset“;  wer  aber  auf  der  Strasse,  wenn  ein 
„geschreige“  entsteht,  hinznläuft  und  sich  eine  Waffe  oder  ein 
anderes  taugliches  „Geschirr“  holt,  soll  mit  der  Erlegung  von 
40  Schillingen  davonkommen.*)  Schwere  Strafe  verschuldet, 
wer  einem  Bürgermeister  oder  Ratsmann,  wenn  sie  zu  einem 
„kriege  eder  gereiszede“  kommen  und  Eriedeu  heischen,  „von  der 


*)  N.  707. 

“)  Hilgaril  S.  Stil;  vgl.  auch  Friedeiisbuch  der  Stadt  Mainz 
§ 1 (Mono.  ZOO.  Vll,  S.  S f.). 

llilgaril  S.  21G  f.  Vgl.  auch  das  Freiburger  Stadtrecht  von 
1120  § 12:  .Orta  seditioiie,  si  quis  amiatns  forte  illuc  venerit,  satis- 

factionem  non  subibit.  Si  auteui  domuin  redierit  et  arma  apportaverit  et 
de  hoc  convictus  fuerit,  gratiam  duci.s  amisit“;  Harabergcr  Stadtrecht 
§ 201:  .Vnnil  welcher  vnudter  den  (die  krieg  heteii)  heym  lauffet  viid  sich 
wappent  auf  den  krieg,  do  sein  recht  nit  für  stet  oder  stunde,  er  lauff 
wider  auss  dem  haus.s  oder  nicht,  der  gibt  al.s  oft  er  cs  bricht  X ((.  d. 
Wer  aber  sunst  von  aundern  leuten  zu  dem  krieg  gewappent  lauffet,  das 
sein  recht  aber  nit  für  stet  oder  stunde,  der  gibt  als  offt  er  es  bricht 
V n.  d.“  (ZSpfl,  Anhang  S.  »G  f.):  Friedensbuch  der  Stadt  Mainz 
§ 44  (Mone  a.  a.  O.  S.  18):  „Item  ist  ess,  das  ymant,  ess  sij  tag  ndir 
nacht,  Icufet  gewappent  zu  eynem  gereüffe  odir  zu  eynem  gestnber,  dar 
umb  ist  er  kein  besserunge  schuldig;  ist  ess  aber,  das  man  yne  darumb 
ansprichet,  er  sali  sich  des  entslageu  mit  syme  eyde,  das  er  sy  darkomen 
durch  ere  der  stede  odir  durch  des  besten  willen*. 

Ib* 
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stete  wegen“,  den  Frieden  versagt:  er  muss  so  vielmal 

50  Schillinge  zahlen,  als  der  Lente  sind,  die  Frieden  gebieten. 
Hat  er  aber  den  Frieden  gegeben  und  bricht  ihn  daun  in  neu 
aufflammendem  Zorn,  so  ist  er  10  Mark  Silbers  zu  zahlen  schuldig 
und  fährt  aus  der  Stadt  mit  dem  Gelöbnis,  sie  zwei  Jahre  lang 
nicht  wieder  zu  betreten;  bricht  er  den  Eid,  — „men  sol  ime 
sin  haut  abeslahen“.*) 

1376  erkürt  der  Rat  Johann  von  Köln,  dem  Sprossen 
einer  alten  Geschlechterfamilie,  weil  er  den  Rat  zu  <iuetschen 
und  zu  widertreiben  wagte,  den  Stadtturm  zu  ewiger  Behausung, 
und  beide  Räte  verpflichten  sich  auf  ihren  Eid,  niemals  mit 
Worten  oder  Werken  für  die  Befreiung  des  Frevlei-s  einzutreten.-) 
Im  gleichen  Jahre  wird  geurteilt,  dass  Wernher  Fritze, 
ebenfalls  ein  Patrizier,  nie  wieder  Ratsherr  noch  Zunftmeister 
werden  oder  sonst  ein  Amt  erlangen  solle,  mannigfaltiger 
Missethat  wegen,  die  er  beging  „zu  der  zeyt,  do  der  uflauft’  waz  von 
der  woher  wegen,  under  der  banyr  er  gelouflen  ist  gewaffent 
zu  der  selben  zyt  in  zu  helfen  wider  den  rat  zu  Spire,  damitde 
er  meineidig  und  erloss  worden  ist  ane  unserm  rate,  dem  er 
gesworn  hat  als  ander  unsser  burger,  unde  ouch  umbe  ander 
missetede  und  schieltigckeit,  die  er  vorhin  zu  andern  zyten  ouch 
in  unssere  stat  begangen  hat“.  Wernher  Fritze  war  nämlich 
auch  der  Teilnahme  an  der  Empörung  Heinrichs  von  Landau 
verdächtig  und  wurde  noch  anderer  Missethateii,  durch  die  er 
bewies,  dass  er  seines  Eides  und  seiner  Ehren  völlig  vergessen, 
beschuldigt;  den  Rat  und  die  Bürgermeister  sollte  er  „gehiende 
bosewihte“  genannt  haben.^) 


>J  Hilgard  S.  221. 

S)  AB.  1,  1376. 

^ AB.  I,  1376.  — 1344  nimmt  der  Rat  einen  verbamiteu  Burger,  Voitze 
Bunt  eck  in,  guadenweiso  wieder  in  die  Stadt  auf  unter  Auferlegung  der 
Verpflichtung,  .frideber“  zu  sein  und  keinen  „krieg,  werre,  zweiunge  oder 
uflauf-  zu  machen,  widrigenfalls  iniin  ihn  ewig  aus  der  .Stadt  schicken  mü.sstc 
(AB.  I,  1344).  Eigentümlich  wird  13;19  gegen  Peter  Gelferat  verfahren: 
Dieser  soll,  so  verfügt  der  Kat,  „umb  sine  ungefoge“  der  Jlonatsrichter 
Gerichtes  warten  und  nach  Verbüssung  der  durch  ihren  .Spruch  ihm  aufer- 
legten  Strafe  noch  4 .lahre  ohne  Gnade  uud  darnach  auf  des  Kates  Gnade 
ausserhalb  der  Mauern  bleiben;  sollte  er  sich  aber  zu  früh  wieder  in  der 
Stadt  betreten  lassen  oder  „ulfeneu  ungefüge  oder  untat“  sich  neuerdings 
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Iii  der  Wahrung  seiner  Herrschaftsrechte  gegen  unbefugte 
Eingrifte  verstand  der  Rat  nicht  den  geringsten  Spass,  was 
besonders  die  Geistlichkeit  und  mitunter  auch  die  Brüder  vom 
deutschen  Hause  in  recht  empfindlicher  Weise  zu  fühlen 
bekamen.  So  Hess  beispielsweise  1460  der  Deutschmeister 
Jost  von  Venningen  zwei  Knechte  verhaften  und  brach  durch 
solche  That  den  Stadtfrieden.  Da  die  vom  Rat  verlangte 
augenblickliche  Freilassung  der  Gefangenen  nicht  erfolgte  und 
die  Forderung,  den  Friedensbruch  durch  Zahlung  einer  Geld- 
summe zu  büssen,  keine  .\nerkennung  fand,  stürmten  die  Stadt- 
knechte und  Söldnei-  das  deutsche  Haus,  belagerten  den  Deutsch- 
meister, befreiten  die  Gefangenen  und  legten  sie  auf  die  Türme. 
Schliesslich  musste  der  Deutschmeister  noch  die  Söldner  „auf 
Unrechten  Kosten“  speisen  lassen:  der  Abtrag  des  Frevels  wurde 
ihm  auf  Intervention  von  Kurpfalz  erla.ssen.*)  — 1470  stellte 
der  Orden  das  Ansinnen  an  den  Rat.  er  möge  den  „Doctor  des 
Artzney“,  Antonius  11  ittellang,  einen  früheren  Ordensbruder, 
der  aber  dann  mit  Weibern  Gemeinschaft  getrieben,  falsche 


zn  scluiltlpii  konmien  lasstMi,  so  »oll  mnn  ilm  in  den  Rlieiii  werfen.  Der 
Rat,  der  jft  alle  Delikte  wider  Obrigkeit  und  Gemeinweseu  selbst  in  eigener 
Znstundigkeil  abznurieilen  gewohnt  war,  verweist  hier  einen  leichteren  Fall 
vor  die  Monatsrichter,  bestiniint  aber  von  vornherein  eine  der  ordentlichen 
Strafe  anwachsende  Zusatzbusse  (.\B.  I.  — 13S'5  werden  Hans  und 

l'ontz.  Contzen  von  Zubern  über  Hasenpfnbl  Söhne,  geächtet,  das»  niemand 
an  ihnen  freveln  soll,  selbst  den  Totschlag  nicht  ausgenommen,  sie  selbst 
aber  au  jodenuann,  weil  sie  viel  .llutwillens  an  Hatsleuten  und  andern 
Personen  begingen;  bei  der  nächsten  1,'ebelthat  soll  man  sie  ohne  Urteil  in 
den  Rhein  werfen  (AR.  I.  1395).  — 15SO  weist  ein  Urteil  3 Bürger  wegen 
gepdogenen  Unfugs  und  Tumults  gegen  den  Zunftmeister  mit  Weib  und 
Kind  für  immer  ans  der  Stadt ; „sind  doch  hernacher  begnadigt  worden“ 
(VR.VP.  1.  153«).  — Das  Passieren  der  Stadtmauer  auf  anderem  als  dem 
üblichen  Wege  galt  als  hochverräterische.»  Unternehmen;  1370  ward  der 
, Obrist"  Sturm,  weil  er  lederne  Leitern  gemacht  hatte  und  mit  andern 
Uesollen  des  üftern  bei  Nacht  und  Nebel  über  die  Stadtmauern  aus-  und 
cingestiegen  war,  auf  10  Jahre  verwiesen  und,  da  er  sich  draussen  nicht 
zu  des  Rates  Vergnügen  beuahm,  1379  unwiderruflich  auf  ewig  verbannt 
(.\B.  I,  1370/79  und  Lehmann  S.  721''),  Dies  Delikt  wird  schon  im 
Schwa  benspiegel  mit  Todesstrafe  (1)  bedroht;  vgl.  auch  das  Mcmm  iuger 
und  Freiburger  .S t adf  rech t sowie  das  Schaffhausencr' Ratsdekret 
von  1492  (Üsonbrüggon,  al.  Str.  R.  S.  404). 

')  Lehmann  S.  350. 
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Gulden  geschlagen  und  sich  so  sehr  vergangen  haben  sollte, 
dass  er  erhängt,  verbrannt  oder  ertränkt  zu  werden  verdiene, 
ergreifen  und  dem  Orden  ausliefern  la.ssen.  Da  der  Rat  mit 
Hinweis  auf  das  dem  Genannten  gewährte  freie  Geleit  sicli 
dessen  weigerte,  wurde  der  HeilkQnstler,  als  er  kurze  Zeit 
darauf  arglos  am  deutschen  Hause  vorbeiging,  von  den  Ordens- 
brüdern mit  bewaffneter  Hand  überfallen,  wund  geschlagen  und 
gefangen  gelegt.  „Widei’  diesen  Frevel,  Muthwill,  durstigen 
Gewalt  und  der  Stadt  Freyheiten  Ueberfahrung“  verlangte  der 
Rat  nachdrücklichst  sofortige  Genugthuung  und  würde,  wie  der 
Chronist  schreibt,  den  Verhafteten  siclier  mit  Gewalt  losgemacht 
und  die  andern  in  Arrest  genommen  haben,  wäre  nicht  dem 
Doktor  bei  Nacht  die  Flucht  gelungen.  Zudem  legte  sich  auch 
diesmal  Kurfürst  Friedrich  der  Siegreiche  ins  Jlittel,  und  ihm 
zu  liebe  beschloss  der  Kat,  der  alten  Watt'enbrüder.schaft  von 
Seckenheim  gedenkend,  sein  Recht  nicht  weiter  zu  verfolgen.') 

Verletzung  der  von  Kaisern,  Königen,  Päbsten  und  Fürsten 
der  Stadt  verliehenen  Privilegien  ist  mit  schwerer  Strafe 
bedroht:  100,  oft  auch  200  //.  lütigen  Goldes  sind  die  gewöhn- 
lichen Sätze.  Daneben  findet  sich  Verweisung,  da  die  iirimäre 
Strafe  doch  jedenfalls  nur  selten  hätte  erlegt  werden  können. 

Beleidigung  und  Schmähung  der  Obrigkeit,  besondei-s  aber 
des  Rates,  zog  meist  Verweisung  nach  sich.-)  Auch  die  freiwillige 
Aufgabe  des  Bürgerrechts  ward  als  Missachtung  der  Obrigkeit 
und  daher  als  strafbare  Handlung  anfgefasst  und  gewöhnlich 
mit  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  der  Fähigkeit,  innerhalb  der 
nächsten  10  Jahre  wieder  Bürger  zu  werden,  bestraft.') 


§ 57. 

Die  Amtsverbrechen. 

Kein  klingender  Lohn,  kein  glänzender  Sold,  nur  Mühe 
und  Plage,  Sorge  und  Arbeit,  aber  aucli  hoher  Ruhm  und  reiche 

’)  Lehniaiin  S.  S7S  ff. 

2)  I).  oben  S.  16Ö  f. 
s.  oben  S.  S». 
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Ehren  waren  dem  J^Ianne  beschieden,  den  seiner  Mitbürger 
Achtung  und  Vertrauen  zur  Verwaltung  eines  städtischen  Amts 
berufen  liatte.  Wehe  aber  dem,  der  schnöde  solch  Vertrauen 
täuschte  und  zum  Schaden  der  Stadt,  zu  der  Bürger  Verderben 
die  ihm  verliehene  Amtsgewalt  missbrauchte!  Nicht  nur  er 
selbst  verfiel  der  härtesten  Bestrafung,  gar  oft  verschlossen  sich 
auch  seinem  Eheweib,  ja  seinem  ganzen  Stamme  für  alle  Zukunft 
die  Thore,  so  dass  niemals  wieder  ein  Träger  des  geschändeten 
Namens  in  der  Stadt  Bürger  oder  sesshaft  werden  sollte. 

Mit  besonderer  Schärfe  wurde  zu  allen  Zeiten  gegen  die 
verfahren,  die  ihr  Ratsberrnamt  zu  schlimmer  That  missbrauchten, 
die  beschworene  Verfassung  verletzten,  der  Stadt  Ehre  schän- 
deten, des  Rates  Heimlichkeit  nicht  zu  bewahren  wussten  oder 
gar  wider  Stadt  und  Bürgerschaft  Sold  und  Miete  nahmen. 
Erschwerend  kam  dabei  stets  für  die  Strafwürdigung  der  schnöde 
Bruch  des  Amtseides  in  Betracht,  und  gar  oft  wird  der  Ver- 
brecher als  periurus,  als  treulos  und  meineidig  bezeichnet.') 

1263-)  bedroht  ein  Ratsstatut  den  Bürgermeister  oder 

Ratsmann,  welcher  in  der  Verfolgung  des  Frevlers,  der  einem 
Bürger  oder  Gast  gegen  einen  Mitbürger  mit  Rat  oder  That 
geholfen  hatte,  lässig  oder  gar  dolos  sich  zeigen  würde,  mit 
der  Strafe  des  eidbrüchigen  V'erräters,  und  1317^)  geloben  sich 
die  Sechzehn  des  alten  Geschlechterrates  bei  ihrem  auf  St.  Georgs 
Altar  geschworenen  Eid,  „zu  der  stette  ere  und  dez  ratez 

vestenunge“  stets  treulich  einander  beholfen  zu  sein  und  mit 
I,eib  und  Gut  jedem,  der  dem  Rate  widerwärtig  wollte  sein, 
zu  widerstehen:  „Und  were  daz  ieman  uiider  uns  sehszehen 
in  dem  rate  würbe  oder  dete  mit  Worten,  Vermeidungen  oder 

werken  wider  deine  rate  und  den  rat  zu  quetschene  und  zu 

störende  ,....,  der  sol  meineidig  sin  und  sinen  rat  und  sin 
burgrelit  verloren  haben  und  niemer  unser  burger  noch  ratmann 
noch  rihter  werden  in  unser  stat“. 


')  z n,  llilgard  S.  7ö,  24S,  4.'19,  474  u.  s.  w. 

eliil.  S.  75. 

«)  td)d.  S.  248. 


Digitized  by  Google 


Ans  dem  vorhergehenden  Abschnitte  war  die  Bestrafung 
solcher  eid-  und  ehrvergessenen  Hatsiiersonen,  die  wider  Stadt 
und  Bürgerschaft  m konspirieren  oder  nach  eigener  Willkür 
das  Ruder  zu  lenken  wagten,  ei-sichtlich;  auch  Bruch  des 
Amtsgeheimnisses  erfuhr  strenge  Ahndung;')  für  das  schlimmste 
aller  Amtsverbrechen  galt  Bestechlichkeit. 

Schlimmer  Uebergriffe  machte  sich  134C.  der  Goldschmied 
Heinrich  Knöpfeimann,  da  er  Bürgermeister  und  Ratsherr 
war,  wider  die  Stadt  und  die  Bürger  schuldig,  „daran  daz  er 
gilt  unde  myete  genomen  hat  wider  den  rat,  wider  unsei’  stat 
unde  wider  unser  bürgere,  damit  er  meineidig  unde  erlös  worden“. 
Dieser  Missethaten  wegen,  und  weil  er  der  Stadt  beschworenen 
Sühnebrief  gebrochen,  s))richt  der  Rat  mit  Recht  Urteil  auf 
seinen  Kid  einmütig,  einhelliglich  und  ungezweiet,  dass  Heinrich 
Knöpfelmann  ewig  Stadt  und  Burgbann  räumen  und  bis  auf 
eine  Meile  Weges  sich  nie  wieder  den  ^lauern  nähern  solle.") 

I3(>0  wurde  ein  Ratsherr  für  unfähig  erklärt,  je  wieder 
das  Richter-  oder  Ratsherrnaint  zu  bekleiden,  weil  er  — einem 
Bürger  gegen  ein  Geschenk  von  .‘>  H.  die  Erlaubnis  erwirkt 
hatte,  gebackene  Steine  den  Rhein  hinabzuführen!'') 

Auch  unehrliche  Finanzoperationen,  Unterschlagung  an- 
vertrauten Gutes  und  andere  ähnliche  Verbrechen  machten  den 
Trägern  des  Richteramtes  mitunter  viel  zu  schaffen.  f4f>4 
sahen  sie  sich  genötigt,  den  städtischen  Grabenmacher  Claus 
von  Dannstadt  auf  ewig  aus  der  Stadt  zu  jagen,  weil  er  dem 
Itate  10  I’fund  Pfennige  und  zweier  Knechte  Taglohn  mehr  als 


•)  131)9  wird  Jolinnii  lieber,  der  lien  Rates llciiiiliclikeit  verriet,  ewig 
vom  Itatsess  und  Rioliteramte  ausge.sclilosseu  (.Mt  1,  1359). 

Hilgard  S 439.  Noch  anderer  l'ebergriffe  beschuldigt  die  bereits 
erwähnte  Krzählung  de.»  uugenamiten  Münzers  über  die  Ereignisse  des 
.Tahres  1349  den  KnOiifelmann:  „Der  war  ein  golt.schniidt  uniid  war  von  der 
gemeinde  und  ging  uff  nnndt  wardt  gewaltig,  unnd  der  treib  also  grossen 
gewalt  unudt  uhenunth  in  dem  ruth  an  der  statt  und  sonderlich  an  den 
haussgenosseii  unnd  auch  an  gar  viel  erbaren  letittcn,  die  alle  in  grossem 
schrecken  unndt  forchten  sassendt  bey  seinen  gezeiten“  (Hilgard  8.  499); 
W.  Harster.  Kampf  der  Zünfte  u.  Patrizier  8.  10.')  ff. 

“)  Alt.  1.  13C0,  vgl.  übrigens  AlStll.  fol.  31;  Mono,  ZGÜ.  ltd.  IX, 
8.  411. 
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ihm  gebührte,  „an  die  kerft'en  gesnitten“  und  das  zuviel  ver- 
rechnete  Geld  mit  seinen  Knechten  vertrunken  hatte.*) 

Ifi41  kamen  die  Sünden  Michael  Kellers  ans  Licht,  der 
als  Ratsinann  mit  der  Verwaltung  der  Wochengelder  betraut 
die  Kiste  auf  der  neuen  Stube,  in  der  diese  hinterlegt  waren, 
mit  einem  „Diebsschlüssel“  geöffnet  und  bestohlen  und  auch 
im  Kaufhaus,  im  Schossherrn-  und  Fleischmarktmeisteramte 
mannigfache  Unterschlagungen  zum  schweren  Schaden  der  Stadt 
begangen  hatte.  Nach  langem,  hartnäckigem  Leugnen  bekennt 
er  endlich  reumütig  alle  seine  Verbrechen  und  wird  auf  dem 
Fischmarkt  bei  anbrechendem  Tage  mit  dem  Schwerte  vom 
Leben  zum  Tode  gerichtet.-’)  Dass  sich  in  diesem  Falle  der 
Rat  scheute,  seinen  ehemaligen  Amtsfrennd  und  Genossen  wie 
einen  gemeinen  Dieb  an  den  Galgen  zu  hängen,  hat  keineswegs 
in  unangebrachtem  Mitleid  oder  etwa  in  der  Furcht  vor  der 
Sippe  des  Gerichteten,  sondern  lediglich  in  dem  sehr  berechtigten 
Gedanken  seinen  Grund,  dass  sich  die  Strafe  nicht  nur  der 
Verbiechensthat , sondern  auch  der  Person  des  Verbrechers 
möglichst  anpassen  muss,  und  dass  für  den  ehemaligen  Rats- 
herrn und  vordem  hochangesehenen  Bürger  die  mildere  und 
ehrlichere  Richtung  durchs  Schwert  eine  ebenso  schwere, 
vielleicht  noch  viel  härtere  Strafe  bedeutete,  als  für  den  heimat- 
losen Sohn  der  Heeretrasse  der  schimpfliche  Tod  am  Galgen. 
Mit  Recht  sagt  darum  der  biedere  Christophorus  Lehmann:-') 
„Wie  und  welcher  Gestalt  in  der  Belohnung  nach  eines  jeden 
Stand  und  Dienst  Gleicliheit  wird  gehalten,  also  soll  in  Be- 
straffung  der  Personen  Stand,  Gaben,  Tugend,  zuvor  beflissener 
ehrlicher  Wandel,  getreue  Dienste  und  andere  Umstände,  dess- 
gleichen  eines  jeden  Untugend,  bosshaftes  ärgerliches  Leben 
reilflich  und  bedächtlich  erwogen  und  die  Straff  darnach  gericht 
werden,  das  erfordert  die  rechte  Gerechtigkeit,  denn  derjenige, 
so  bey  ehrlichem  autfrechtem  Wandel,  fürnehmen  Eltern  und 
Freundschatft  hei  kommen  sich  Ehren,  Lobes  und  guten  Namens 


’)  .\B.  II,  14154. 

X.  707. 

a.  a.  O.  S.  ■267'’. 


Digilized  by  Google 


282 


beflissen  und  wird  bemach  durch  menschlich  Irrtum  und  Ueber- 
fahrung  seines  Ehren-Standes,  guten  Namens  und  Lobes  ver- 
lustigt,  der  ist  nach  angere^er  Gleichheit  strenger  und  ernster 
beschwert  (sintemal  sein  gantzes  Leben  nichts  anders  als  eine 
tägliche  Straff  zu  achten)  als  ein  Anderer,  der  wenig  oder  kein 
Ehre  zu  verlieren,  an  Leib  und  Leben  gestrafft  wird“. 
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I.  Einleitung. 

1.  Aehnlich  wie  das  mittelalterliche  Lclinrecht  die  allgemeine 
Form  der  abgestuften  (Gliederung  staatliclicr  und  privater  Ab- 
hängigkeit für  das  deutsche  Keich  bildete,  eine  Gliederung,  die 
mit  dem  Kaiser  als  obersten  Lehnsherrn  begann  und  sich  bis 
in  die  unbedcutensten  privatrechtlichen  Verhältnisse  verästelte,') 
ist  auch  die  mittelalterliche  Yogtei  (advocatia)  eine  allgemeine 
Bezeichnung  für  jede  Art  von  Obrigkeit,  der  eine  Zwangs-  und 
Schutzgewalt,  insbesondere  eine  (Gerichtsgewalt  zustand,  vom 
Kaiser  als  advocatus  ecclesiae  lioinanae  beginnend  bis  herab 
zur  kleinsten  Lokalpolizei,  den  Bettel-  oder  Prachervügteii. 

2.  In  dem  Kampf  der  deutschen  Städte  um  die  Befreiung 
von  kaiserlicher  oder  landesherrlicher  Gewalt  bildet  die  Befreiung 
von  der  Vogtei  einen  wesentlichen  Bestaudtheil,  ein  Kampf, 
bald  in  kriegerischen,  bald  in  friedlichen  Formen  geführt,  hier 
mit  günstigen,  dort  mit  ungünstigen  Erfolgen  endend. 

3.  In  Lübeck  — nachdem  es  122t;  zu  einer  reichs- 
unmittelbaren Stadt  gewoiden  — hatte  der  Kaiser  einen 
Keichsvogt  zur  Wahrnehmung  seiner  Rechte  eingesetzt.  Aber 
sehr  bald  kam  dess(m  Gerichtsbarkeit  gegen  eine  jährlich  dem 
Reiche  zu  entrichtende  Geldabgabe,  die  bis  zum  Aufliören  des 
Deutschen  Reichs  bezahlt  worden  ist,  an  die  Stadt  (etwa  um 
1250),  ohne  dass  sich  der  Vorgang  urkundlich  nachweisen  lässt. 


')  lu  Hreraeu  wurdeu  klciue  an  der  Glockenstrassc  und  am  Glocken- 
gange belegene  Häuser  Leuten  als  Wohnung  zu  Lehn  gegeben,  gegen  die 
Verpfliebtung  bei  Gewittern  die  Thurmglocken  zu  läuten,  (sog.  Glocken- 
leben).  (Pratje,  Altes  und  Neues.  Ul.  p.  328). 

Dr.  ▲.  Kubtm*aa,  U«»cbicbte  der  breuiUcbea  äU(itvogC«L  1 
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Die  frühere  Bedeutung  der  Vugtei  als  einer  dem  Rathe 
übergeordneten  Gewalt  war  damit  verschwunden.  Aus  einem 
Reichsamt  zur  Wahrnehmung  kaiserlicher  Rechte  war  sie  zu 
einer  vom  Rathe  eingesetzten  Gerichtshalterei  geworden.') 

Iii  Hamburg  hatte  der  Erzbischof  schon  um  1248  seine 
Regierungsrechte  an  die  holsteinischen  Grafen  verloren,  welche 
sie  zum  giossen  Theil  durch  ihren  Vogt  ausüben  Hessen.  1392 
gelangte  der  Rath  durch  Verpfändung  in  den  Besitz  der  Vogtei, 
wodurch  die  volle  Gerichtsbarkeit  an  den  Rath  kam  und  der 
Vogt  zu  einem  städtischen  Beamten,  zu  einem  ^litgliede  des 
Niedergerichts  wurde.  Er  eröffnete  das  Gericht  mit  den 
Hegungsformeln.  Seine  wichtigste  Obliegenheit  war  die  Voll- 
streckung der  Civilerkenntnisse  und  der  auf  Geldstrafe  lautenden 
Criminalerkenntnisse  mittelst  Pfändung. 

Ausserdem  vertrat  er  den  Gerichtsaktuar  bei  der  Protokoll- 
führung, verlas  die  Verwarnung  vor  dem  Meineide  bei  Zengen- 
verhören  und  nahm  die  Zeugencide  ab. 

Bis  1689  wurde  er  vom  Rath  besoldet;  von  da  an  verkaufte 
dieser  die  Stelle  (der  erste  Käufer  zahlte  den  übermässig  hohen 
Preis  von  34,050  Mark  BancoJ. 

Seit  1779  wurde  das  Amt  interimistiseh  von  Gerichts- 
procuratoren  wahrgenommen  und  bis  1811  im  Staatskalender, 
aber  als  ein  otfeusteheudes,  aufgeführt.  Die  Einverleibung 
Hamburgs  in  das  französische  Kaiserreich  machte  dem  Vogtei- 
amte für  immer  ein  Ende.'') 

3.  In  Bremen,  der  bischöflichen  Stadt,  hat  die  Vogtei 
von  965  his  1802  bestanden,  und  zwar  stets  als  eine  vom 
Stadtregiment  gesonderte,  zuerst  unverwünschte,  später  feind- 
selige Nebengewalt. 

Zu  unbedeutend,  um  in  der  allgemeinen  politischen  Geschichte 
der  Stadt  mehr  als  hin  und  wieder  gestreift  zu  werden,  bildet 
sie  dagegen  ein  nicht  unwichtiges  Kapitel  in  der  Geschichte 
des  öffentlichen  und  privaten  Rechts  Bremens.  Die  Kämpfe 
der  Stadt  um  Minderung  der  erzbischöflichen  Rechte  und  später 


’j  Frensdorff,  die  .Stadt-  und  (lerichtavnrfassung  Lübecks  im  12.  und 
13.  Jahrhundert.  S.  02. 

2)  Jacobjr,  (icschichte  des  Hamburger  Niedergerichts  ISöO, 
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um  ihre  Reichsunniittelbarkeit  sind  eng  mit  der  Gescliichte  der 
Vogteigereclitsame  verbunden.  Aber  doch  nicht  so,  dass  deren 
Beseitigung  dabei  in  erster  Linie  gestanden  hätte.  Denn  schon 
um  1300  ist  der  Stadtvogt  von  der  Mitwirkung  in  allen  öffent- 
lichen Angelegenheiten  der  Stadt  ausgeschlossen.  Er  ist  nichts 
weiter  als  der  richtevaget,  dem  eine  selbständige  Gerichts- 
gewalt neben  der  Gerichtsgewalt  des  Käthes  znsteht.  Ausserdem 
übt  er  eine  Reihe  von  Rechten  aus,  grosstentheils  finanzieller 
Natur,  die  dem  Rath  hin  und  wieder  unbequem  waren,  ihn  aber 
an  der  vollen  und  alleinigen  Führung  des  Stadtregimentes  nicht 
hinderlich  sein  konnten. 

Jener  lange  Bestand  dieser  mittelalterlichen  Rechtsinstitutiou 
hat  vor  Allem  darin  seinen  historischen  Grund,  dass  nach  dem 
Untergänge  der  erzbischöflichen  Gewalt  sich  deren  Bestandthcile 
nicht  mit  der  Rathsgewalt  vereinigten,  sondern  an  Schweden 
und  später  an  Chur-Hannover  fielen,  und  keiner  der  Rechts- 
nachfolger von  den  schon  stark  dahingeschwundenen  Rechten 
der  erzbischöflichen  Zeit  noch  weitere,  und  seien  es  auch  nur 
geringwerthige,  zu  verlieren  wünschte.  Die  Rechte  würden 
vielleicht  auch  in  der  Folgezeit  noch  schneller  geschwundeu 
sein,  wenn  nicht  ein  grosser  Besitz  von  kirchlichen  sowie  nicht 
kirchlichen  Gebäuden  innerhalb  der  Stadtmauern,  vor  allem 
der  Dom  und  die  Domscurien,  ihnen  eine  sichere  privatrechtliche 
Grundlage  gegeben  hätte,  die  nicht  angezweifelt  werden  konnte. 

Nicht  unrichtig,  wenn  auch  in  recht  ungefügem  Stil 
characterisiit  Duntzo  den  Stadtvogt: 

„Im  Weichbilde  der  Stadt  war  nebst  dem  fremden 
Kirchenbesitz  und  dessen  Würdenträgern  insbesondere 
der  StadtVügt  widerwärtig,  dem  Schuldherrn  gleich,  der, 
alte  Briefe  in  der  Hand,  sagt  er  auch  nicht  viel,  schon 
in  seiner  Stellung  vcrdriesslich  ist,  besonders  dass  er  an 
Verjährung  nicht  glaubt,  nach  welcher  ganz  nach  dem 
Spruch:  „Recht  muss  doch  Recht  bleiben !•*  die  Rechts- 
praxis aus  bleibt  und  Recht  nicht  Recht  bleibt,  Unrecht 
aber  eine  Berechtigung  enthält.“') 


*)  Dunlze,  üeacliichtc  der  freien  Stadt  Hremeu.  4.  Band.  S 35. 
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'}.  Eine  ziisanimenliängeiirte  Darstellung  der  Stadtvogtei  ist 
noch  nicht  gegeben  worden,  ladder  tliessen  für  die  ältere  Zeit, 
in  der  ihre  Wurzeln  und  ihre  Kraft  liegen,  die  Quellen  sehr 
dürftig.  Ich  musste  mich  auf  eine  möglichst  vollständige 
Zusammenstellung  alles  darüber  vorhandeuen  beschränken,  ohne 
etwa.s  aus  eigener  Forschung  hinzufügen  zu  können.  Die  Zeit 
des  14.  und  l,').  Jahrhunderts,  wofür  die  von  Oelrichs  heraus- 
gegebenen Kechtsbücher  und  das  Schedebuch  reichhaltigen  Stoff 
bieten,  ist  von  Donandt  in  seinem  im  2.  Abschnitt  zu  nennenden 
Werke  .so  trettlich  behandelt  worden,  dass  dafür  eine  concentrirte 
Darstellung  seiner  rechtsgeschichtlichen  Entwickelungen  genügt, 
von  denen  ich  nur  in  wenigen  Punkten  abweiche. 

Keues  bringt  mein  viertes  Kaidtel.  Auf  dem  Bremischen 
Staatsarchiv  liegen  Aufzeichnungen  und  Protokolle  der  Stadt- 
vögte vom  Jahre  I58ti  an,  bald  mehr,  bald  minder  ausführlich 
gehalten,  die  noch  keine  Bearbeitung  in  der  Bremischen  localen 
Kechtsgeschichto  gefunden  haben.  Das  interessanteste  Ergebniss 
ihres  Studiums  ist,  dass  noch  Ende  des  It;.  Jahrhunderts  und 
bis  in  das  17.  .fahrhundert  hinein  der  Vogt  in  bürgerlichen 
llechtsstreitigkeiten  auf  offenem  Markte  Gericht  gehalten  hat, 
das  Urtheil  von  Urtheilsfindeni  aus  dem  Umstande  nach  alt- 
germanischer  Sitte  gefunden  worden  ist.  .Ja,  auch  in  i)einlichen 
Sachen,  bei  Totschlägen,  wird  noch  wenige  Jahre  vor  der 
Carolina  in  den  Formen  des  altgermanischen  Anklageprocesses 
vor  dem  Vogt  processirt.  Aber  dies  sind  nur  singuläre  Fälle, 
rechtliche  Curiositäten,  während  die  bürgerlichen  Rechtsfälle  in 
regelmässigen  wöchentlichen  Gerichtssitzungen  verhandelt  werden. 

Freilich  tritt  das  rechtshistorische  Intere.sse  seit  dem 
17.  Jahrhundert  weit  hinter  das  kulturhistorische  zurück.  Die 
lebendige  Fortbildung  des  Rechts  ist  im  Rathsgericht  zu  suchen. 
Auch  für  Bremen  gilt,  was  Koppmann  vom  Vogteigcricht  in 
Hamburg  sagt;  „Was  die  Thätigkeit  des  Raths  von  der  des 
Vogtsgerichts  unterscheidet,  ist  vor  allem,  dass  auf  dem  letzteren 
nur  Urtheile  für  den  betreffenden  Fall  gefunden  wurden,  während 
der  Rath  Rcchtssätze  kor,  die  durch  Fixirung  in  dem  Rechts- 
buche eine  dauernde  Geltung  erhielten.  Den  Schwankungen 
gegenüber,  denen  notwendig  die  Urteilsfindung  des  Vogtsgerichts 
ausgesetzt  war,  gab  das  Buch,  das  der  Rath  auf  dem  Hause  in 
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Gewahrsam  hielt,  einen  festen  Halt,  und  dadurch  erklärt  es 
sich,  wie  man  von  dem  Urtheil,  das  auf  dem  Vogtsgericht 
gefunden  war,  an  das  Buch,  auf  das  Haus  zu  recurriren  begann.“') 

Als  die  Vogte  mit  ihren  Aufzeichnungen  beginnen,  Protokolle 
führen  und  Vertheidigungsschriften  ihrer  Gerechtsame  publiciren, 
ist  ihr  Amt,  ein  Rechtsgebäude  des  Mittelalters,  schon  zur 
Ruine  geworden,  die,  je  näher  wir  der  modernen  Zeit  kommen, 
um  so  mehr  zerfällt,  um  endlich  als  ein  zusammengesunkener 
Steinhaufen  ohne  Widerspruch  aus  der  Stadt  entfernt  zu  w’erden. 

Aber  auch  der  Rechtshistoriker  wandert  wie  der  Architekt 
wohl  nicht  ungern  einmal  durch  eine  Ruine,  die  früher  ein 
starker,  zweckmässiger  Bau  gew'esen  ist,  und  betrachtet  sich 
die  allmählige  Zci-störung,  welche  keine  gewaltsame  Katastrophe, 
sondern  langsam  wirkende  geschichtliche  Kräfte  venn-sacht 
haben. 


')  K.  Koiumiiimi.  Kleine  Heilriige  zur  Oesiliiilile  der  .Stndt  Ilaiiibiirg. 
1.  Heft.  S.  12. 
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II.  Literatur. 


1.  Der  verdiente  bremische  Forscher  Joh.  Phil.  Cassel 
hat  ein  auf  der  Bremer  Stadtbibliothek  vorhandenes  Manuscript 
„Nachrichten  von  den  Stadtvögten  in  Bremen“  (1765)  hinter- 
lassen, das  sie  der  Reihenfolge  nach  bis  zu  Casiiar  Friedr. 
Renner  (1738)  aufführt  und  von  jedem  kurze  Notizen  über 
Leben  und  Aintsthätigkeit  giebt. 

2.  Die  4 Bände  des  Bremischen  Urkundenbuchs  bieten, 
abgesehen  davon  dass  in  ihnen  viele  Vögte  beiläufig  erwähnt 
oder  als  Zeugen  unter  den  Urkunden  genannt  werden,  nur 
kärgliches  Material.  Die  beiden  wichtigsten  Urkunden  sind: 

Die  sog.  Gerhardischen  Reversalen  von  134(5  (Bremisches 
Urkundenbuch,  Bd.  I.  Nr.  234)  und  der  Vertrag  des  Erz- 
bischofs Hillebold  mit  der  Stadl  Bremen  von  13.)J).  (Brem. 
Urkundenbuch  Bd.  I.  Nr.  2!*'.»). 

3.  Der  Hilleboldische  Vertrag  ist  unzweifelhaft  unecht. 
Der  bremische  Bürgermeister  Ileiniicli  Meier  nennt  ihn  schon 
in  der  Assertio  libert.  reipubl.  Bremens,  eine  alte  Scharteke  und 
legt  die  diplomatischen  Gründe  für  seine  Unechtheit  dar.  Ebenso 
stark  sprechen  aber  auch  die  historischen  Gründe  dafür,  wenn 
man  Ihn  mit  den  13  .lahre  vorlier  verfassten,  unzweifelhaft  echten 
Gerhardischen  Reversalen  vergleicht.  Der  angebliche  Hille- 
boldische Vertrag  ist  uns  erhalten  in  einer  Handschrift  aus  dem 
Ende  des  XVf.  .Jahrhunderts,  die  bezeichnet  wird  als  „des 
vagedes  Gerd  Speckmanns  instructio,  so  ihme  von  reverendissimo 
gegeben.“  Speckmann  hatte  von  1587  — 1603  die  Vogtei- 
gewalt  inne. 

Die  Herausgeber  des  Bremi.schen  Urkundenbuchs  meinen, 
die  instructio  sei  auf  ein  aus  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
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stanitneudeä  nicht  mehr  vorhandenes  Dokument  znrückzuflihren, 
dem  noch  ältere  Dokumente  und  Verträge  zu  Grunde  lägen. 
Ich  glaube  dies  nicht.  Der  Inhalt  der  instructio  setzt  sich  zu- 
sammen einmal  aus  Bestimmungen  der  Statuten. von  1433  über 
die  Vogteigerichtsbarkeit,  die  mitunter  zu  Gunsten  des  Vogts 
abgeändert  sind,  sodann  aus  verschiedenen  Befugnissen,  die  ihm 
schon  in  den  Gerhardischen  Reversalen  (1246)  beigelegt  sind, 
endlich  aus  Gerichtshoheit-  und  Finanzhoheits-ßechten,  die  in 
den  vom  Kaiser  Otto  dein  Erzbischof  ertheilten  Privilegien  ihre 
Quelle  haben. 

Ich  halte  Gerd  Speckmann  selbst  für  den  Verfasser  der 
instructio.  Die  Vogteirechte  des  Erzbischofs  waren  von  den 
Erschütterungen  der  Reformation  nicht  unberührt  geblieben. 
Der  Rath  hätte  gern,  als  er  den  Erzbischof  nicht  mehr  als 
geistliches  Oberhaupt  anerkannte,  ihm  auch  den  Rest  seiner 
weltlichen  Gerechtsame  entzogen.  Ein  weiterblickender  Vogt 
konnte  recht  wohl  um  die.  Aufrechthaltung  seiner  und  damit  der 
erzbischöflichen  Rechte  besorgt  werden  und  sie  nach  mittel- 
alterlicher Gewohnheit  durch  ein  erdichtetes  Dokument,  dessen 
Inhalt  aber  grösstentheils  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprach, 
zu  kräftigen  suchen.  Bestätigt  wird  diese  Ansicht  durch  die 
von  Speckmann  gemachten  Aufzeichnungen  und  geführten  Pro- 
tokolle von  1587  bis  1594,  die  ihn  uns  als  einen  sehr  klar- 
blickenden und  um  urkundliche  Feststellung  seiner  Rechte  be- 
mühten Jlann  kennen  lehren.  — Hätten  ältere  Verträge  über 
die  vogteilichen  Rechte  e.xistirt,  Speckmann  und  seine  Amts- 
vorgänger wie  Nachfolger  würden  nicht  unterlassen  haben,  sich 
auf  sie  zu  berufen.  Aber  in  keiner  der  vielfachen  Beschwerde- 
schriften der  Stadtvögte  wird  auf  Verträge  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert, oder  noch  weiter  zurückliegende,  hingedeutet, 

4.  Dagegen  bietet  uns  das  Gesetzbuch  von  1303  (Oelrichs, 
Vollständige  Sammlnng  alter  und  neuer  Gesetzbücher  der  Stadt 
Bremen)  eine  ganze  Reihe  von  Artikeln,  welche  uns  über  die 
Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit  diireli  den  Vogt  guten  Auf- 
schluss geben.')  Sie  war  bereits  l.'io;!  seine  hauptsächlichste 
Amtsbefiigniss  geworden. 

>)  Statut  l mul  Ordel:  ö,  ß,  14,  20,  21,  22,  24,  25,  2G,  31,  32,  34, 
35,  44,  47,  4S,  52,  56,  60,  66,  67,  75.  92,  IUI,  107,  118,  126. 
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5.  Besonders  ausführlicli  werden  die  Vogteirechte  in  den 
Streitsdiriften  behandelt,  welche  Erzbischof  und  Rath  über  die 
Reichsunmittell)arkeit  der  Stadt  miteinander  gewechselt  haben. 
So  im  Prodromus  oder  Vortrab  (Ki41),  einer  im  Aufträge  des 
Raths  herausgegebenen  Vertheidigungsschrift;  ferner  im  FQrstl. 
Erzbischöfl.  Nachtrab  (lt>42),  eine  im  Auftrag  des  Erzbischofs 
verfasste  Erwiderung.  Der  Bremische  Bürgermeister  Heinrich 
Jfeier  hat  dann  l(i4fi  den  Vortrab  und  den  Nachtrab  in  der 
Assertio  libertatis  reipublicae  Bremensis  einander  gegenüber- 
gestellt und  den  Nachtrab  mit  unheimlicher  Ausführlichkeit  und 
Gelehrsamkeit  kritisch  und  polemisch  zu  vernichten  gesucht. 

Als  Partheischriften  sind  alle  drei  mit  Vorsicht  zu  benutzen. 
Ebenso  der  von  Hermann  Conring  l)j52  veröffentlichte  „Gründ- 
liche Bericht  von  der  landesfürstl.  Erzbischöfl.  Hoch  und  Ge- 
rechtigkeit“ einer  zu  Gunsten  der  schwedischen  Regierung  ver- 
fassten, übrigens  vortreftlichen  Tendenzschrift  dieses  berühmten 
und  weitblickenden  Juristen,  hinter  der  die  Meiersche  Arbeit 
im  Stil  und  in  der  Disi>osition  des  Stoffs  weit  zurücksteht. 

t'i.  Aus  dem  18.  Jahrhundert,  wo  die  Vogtcirechte  ihrem 
vollständigen  Verfall  entgegen  gingen  und  es  sich  nur  noch  um 
Aufrechthaltung  von  Rechtsformen  und  einigen  finanziellen  Er- 
trägnissen handelte,  besitzen  wir  eine  interessante  Arbeit  des 
Stadtvogts  Johann  Georg  Zierenberg  „Bericht  von  der  Kgl. 
Stadtvogtey  in  Bremen  und  denen  dahin  gehörigen  juribus  et 
functionibus.“  (I72;f).  — 

Hierin  werden  alle  Hechte,  welche  der  Stadtvogt  jemals 
be.sessen  hatte,  dem  Leser  vorgeführt  und  daran  einmal  weh- 
müthige  Betrachtungen  geknüpft,  wie  wenig  davon  noch  übrig 
geblieben,  anderseits  der  hannoverschen  Regierung  Vorschläge 
gemacht,  wie  die  wenigen,  noch  bestehenden  erhalten,  die  be- 
strittenen vertheidiget,  die  verlorenen  wieder  gewonnen  werden 
können. 

Der  Abhandlung,  die,  abgesehen  von  ihrer  im  Geiste  der 
Zeit  liegenden  Weitschweifigkeit,  gut  geschrieben  ist,  konnte 
ich  viel  Material  für  die  meinige  entnehmen.  Der  Verfasser 
ist  ein  juristisch  durchgebildeter  Kopf,  der  sich  vor  Ueber- 
treibungen  hütet,  um  die  Gerechtigkeit  seiner  Sache  nicht  ab- 
zuschwächen. 
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7.  Von  der  Stadtvogtei  und  ihrer  Entwicklungsgeschichte 
wird  wiederholt  in  den  geschichtlichen  und  rechtsgeschichtlichen 
Werken  Uber  Bremen  gehandelt.  Am  eingehendsten  bei  Donandt, 
„Versuch  einer  Geschichte  des  bremischen  Stadtreehts“  und  in 
seiner  Abhandlung  „Der  bremische  Civilprocess  iin  XIV.  Jahr- 
hundert“ (Brem.  Jahrbuch  ö.  Band)  aber  auch  bei  Diuitze, 
Geschichte  der  freien  Stadt  Bremen  und  bei  Kohl,  Denkmale 
der  Geschichte  und  Kunst  der  freien  Hansestadt  Bremen 
2.  Abtheilung. 

Dünzelmann  kommt  in  verschiedenen  seiner  Aufsätze  im 
Bremischen  Jahrbuch  insbes.  in  dem  im  13.  Bande  enthaltenen 
„Bremische  Verfassungsgeschichte  bis  zum  Jahre  1300“  auf 
Kirchenvogtei  und  Stadtvogtei  zu  sprechen  und  entwickelt  dabei 
höchst  beachtenswerthe  selbständige  Ansichten  Uber  ihre  Be- 
deutung und  ihren  Umfang  in  Stadt-  und  Landgebiet. 

Endlich  hat  W.  Varges  in  den  letzten  Jahren  3 Aufsätze 
in  der  Zeitschrift  des  historischen  Vereins  für  Niedersachsen 
publicirt  (1803.  1805.  1897),*)  worin  sich  längere  Ausführungen 
über  Schirmvogtei  und  Stadtvogtei  befinden.  Man  wird  einem 
Xiclitbremer  sehr  dankbar  sein  müssen,  dass  er  sich  in  so  ein- 
gehenden, an  das  Brem.  Urkundenbuch  anschliessenden  Studien 
mit  der  Verfassuugsgeschichte  der  Stadt  beschäftigt  hat,  wobei 
der  Werth  der  Arbeit  dadurch  nicht  gemindert  wird,  dass  gegen 
manche  seiner  Forschungsergebnisse,  sowie  gegen  seine  Kritik 
der  bisherigen  „Rechtsconstructionen“  die  Bremer  Lokalhistoriker 
Widerspruch  erheben  w'crden. 


*1  Zur  Eiitsteliungsgeschichte  Hreraeiis  1S93  Verfiiasungsgeschiclito  der 
Stadt  Bremen  im  Mittelalter  I 1895.  II.  1897. 
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111.  Gesehiehte  der  Stadtvogtei. 

I.  Von  965—1246. 


1.  Das  aus  Merseburg  vom  10.  August  OG.’)  datirte  Privileg 
Ottos  I.,  (Bremer  ürkundenbudi  Bd.  I.  No.  11)  welches  dem 
Ort  Bremen  das  Marktjirivileg  gegeben  und  ihn  dadurch  zu 
einer  Stadt  erhoben  hat,  befreite  zugleich  die  Einwohner  von 
der  Gewalt  des  Gaugrafen,  die  dem  Erzbischöfe  übertragen  wurde. 

,.Nemoque  inibi  aliquam  sibi  vendicet  potestatem  nisi  praefati 
pontiflcatus  archiepiscopus  et  quam  ipse  ad  hoc  delegerit.“ 

Das  aus  Verona  vom  27.  October  OG"  datirte  Privileg 
Ottos  I.  (Brem.  Urk.  B.  Bd.  I.  No.  12)  spricht  dieselbe  Befreiung 
für  das  in  der  Diöcese  Hamburg- Bremen  liegende,  sich  um 
Bremen,  Bücken,  Bassum,  Ilameslo  gruppirende  Kirchengut  aus. 

....  „ut  nullus  dux  nequc  marchio  vel  comes  ant  alia 
quaedam  judiciaria  potestas  ullani  sibi  in  piaedictis  omnibus 
usurpent  potestatem,  nisi  praedictae  sedis  episcopus,  et  advocati 
quos  ipse  elegerit.“ 

2.  Die  Vögte  waren  in  dieser  ersten  Entwicklungsperiode 
der  landesherrlichen  Gewalt  der  Erzbischöfe  Beamte,  die  sie 
aus  dem  Kreise  ihrer  Ministerialen  wählten.  Man  daif  wohl 
mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  annehmen,  dass  0G5  Adaldag 
für  die  Stadt  Bremen  einen  besonderen  Vogt  eingesetzt,  also 
einen  bestimmten  Stadtvogteibezirk  ge.schaffen  hat,  wobei  aber 
nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  dieser  Vogt  auch  anfangs  den  ein 
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oder  anderen  Yogteibezirk  der  Diöcese  mitverwaltet  hat.*) 
Sicher  ist,  dass,  als  die  Mauern  der  Stadt  sich  immer  mehr  und 
mehr  ausdehnten,  insbesondere  der  Markt  darin  eingeschlossen 
wurde,  als  die  Bevölkerung  wuchs  und  zugleich  wirtschaftlich 
kräftiger  wurde,-)  hier  ein  besonderer  Stadtvogt  die  Recht- 
sprechung Übte  und  der  Verwaltung  Vorstand.  Eine  Jahreszahl 
lässt  sich  dafür  nicht  angeben. 

Wenn  man  nun  jenes  Privileg  von  9ii5  nicht  nur  als 
Geburtsurkunde  der  Stadt,  sondern  auch  ihres  Vogts  annimmt, 
so  hat  dies  Amt  bis  1.  Dez.  1802  bestanden.^) 


-Viialdat;  setzte  z.  B.  einen  Vogt  für  Bücken  ein;  eigene  Vögte 
weiden  in  Kipesbolt,  llaslingeii  und  Stade  genannt;  auch  einer  in  Hanihurg, 
(Dehio,  (ieschichte  des  Erzbisthnms  Hamburg— Bremen  Seite  115.) 

*)  Siehe  darüber  Buchenau,  die  Entwicklung  der  Stadt  Bremen  bis 
1305.  (Bremisches  Jahrbuch  Bd.  IS.) 

’)  V.  Kippen  nimmt  in  seiner  (ieschichte  der  Stadt  Bremen  (Bd.  I. 
S.  24)  an,  dass  durch  das  Privileg  von  9ii5  das  Vogtsgericht  nur  über  die 
Rechtsstreitigkeiten,  die  sieh  unmittelbar  aus  dem  Slarktverkehr  crgiihen, 
zu  richten  hatte  und  dass  erst  907  das  Bremische  I.andgeriuht  überhaupt 
an  den  Vogt  übergegangen  sei.  Ich  verstehe  das  l’rivileg  von  905  dahin, 
dass  dadurch  die  städtische  Gerichtsbarkeit  in  vollem  l'mtänge  auf  den 
Vogt  übertragen  ist.  Eine  scharfe  Grenzziehung  zwischen  Handelsstreitig- 
keiten  und  anderen  bürgerlichen  Uechtssachen  scheint  mir  der  Kechts- 
auflässung  des  früheren  Mittelalters  fremd  zu  sein.  Doch  ist  dieser  Punkt, 
du  es  sich  nur  um  einen  Interimszustand  von  zwei  Jahren  handelt,  von  ganz 
untergeordneter  Bcsieutung, 

Dagegen  verlegt  Varges  ^Zur  Entstehungsgeschichte  Bremens  8.  20. 
27  und  Verfassnngageschichte  der  Stadt  Bremen  im  Mittelalter  S.  212)  die 
Bildung  eines  Stadtgerichtsbezirks  in  eine  viel  spätere  Zeit.  Die  Exemtion 
der  Stadt  vom  Gau  soll  erst  im  .Viifang  des  13.  .lahrhunderts  geschehen 
sein.  Urkundliche  Stützen  für  seine  Hypothese  hat  er  nicht.  Die  Datirung 
der  Exemtion  entnimmt  er  einer  Urkunde  von  t2<iO(Brem.  Urk.  Buch  No.  103) 
worin  von  einem  .Stadtrecht“  jus  civile  quod  wicbelcth  vocatur,  die  Rede 
ist,  woraus  er  den  Schluss  zieht,  dass  erst  von  dieser  Zeit  an  von  einer 
Geschichte  der  Stadt  Bremen  geredet  weiden  könne,  weil  ein  Stadtrechl 
eine  Stadt  als  ausgesonderteu  Verwaltungsbezirk  voraussetzt.  Die  Ottouischen 
Privilegien  sollen  dom  Erzbischof  nur  das  Recht  ertheilt  haben  einen  Schirm- 
vogt für  den  ganzen  Immunitätsbezirk  (Stadt  und  Land)  zu  setzen  (Ver- 
fassUDgsgeschichte  der  Stadt  Bremen  S.  200). 

Mir  scheint  das  (Üarakterislischo  des  ersten  Privilegs  (905)  zu  sein, 
dass  Bremen  dadurch  als  umfriedeter  Ort  aus  dem  gräflichen  Gau  heraus- 
gehoben,  zu  einem  besonderen  Gerichtsbezirk  und  ilainil  zu  einer  hischöf- 
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Der  Vogt  war  der  erste  Beamte  des  gefreiten  Bezirks 
(Immunität);  vor  allem  Richter  über  dessen  sämmtliche  Ein- 
wohner, sofern  sie  nicht  wie  die  Lchnspflichtigen  der  lehns- 
herrlichen, oder  wie  die  Hörigen  der  gutsherrliclien  Gerichts- 
barkeit des  Erzbischofs,  oder  endlich  wie  die  Geistlichen  der 
Gerichtsbarkeit  ihrer  Oberen  unterworfen  waren.  Vielleicht 
war  er  auch  unter  Otto  I.  und  seinen  nächsten  Nachfolgen! 
militärischer  Stadtoberster  und  Heerbannfuhrer.  Urkundlich  ist 
dai-über  nichts  bekannt.  Im  13.  Jahrhundert  hatte  die  Führung 
des  Heerbanns  für  die  Bürger,  die  keine  Ministerialen  waren, 
schon  jede  Bedeutung  verloren.') 

Der  ursprüngliche  Kreis  der  Amtsbefngnisse  des  erz- 
bischöflichen  Vogts  ist  ebenso  in  Dunkel  gehüllt  wie  die 
Befreiung  der  Bürger  von  seiner  Regierung,  die  allmähliche 
Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  Stadt,  die  Entstehung 
des  Stadtraths. 

Allgemein  wird  angenommen,  dass  der  Vogt  den  Vorsitz 
in  der  Bursprake  der  Gemeindeversammlung  geführt  hat,  und 
die  Leitung  der  Gemeindeangelegenheiten,  sowie  die  Polizei- 
gewalt in  seiner  Hand  gelegen  haben.  Diese  Annahme  beruht 
aber  nur  auf  einem  Rückschln.ss  aus  dem,  was  wir  über  die 
Amtsverwaltung  des  Vogts  in  anderen  deutschen  Städten  wissen. 
Wo  wir  auf  dem  Boden  der  urkundlichen  Thatsachen  stehen, 
finden  wir  entweder  den  Rath  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit 


liehen  Stadt  gemacht  wird.  Das  Charakteristische  des  zweiten  Privilegs 
(9C7)  dagegen,  dass  es  shmmtlichc  Kirchengiiter  der  Diöeese  aus  dem  gräf- 
lichen Gauverbande  nimmt  und  den  königlichen  Heamten  wehrt,  das  Im- 
munitätsgebiet in  amtlicher  Eigenschaft  zu  betreten. 

Die  Immunität  Bremens  würde  freilich  schon  lange  vor  der  Ottonischen 
Zeit  bestanden  haben,  wenn  man  das  Privileg  Arnulfs  von  888  (Hrem. 
Erk.  Buch  No.  7)  für  echt  hält,  oder  wio  Varges  darin  eine  echte,  später 
nmgearbeitete  Urkunde  erblickt. 

(vergl.  V.  Bippen,  Gesch.  d.  Stadt  Bremen.  Bd.  1.  S.  20). 

■)  Donandt,  Versuch  einer  Geschichte  des  Bremischen  Stadtrechts. 

Bd.  I.  S.  35.  Bd.  I.  S.  22C. 

Ebenso  in  Lübeck  (Frensdorff.  Stadt-  und  Gerichtsverfassung  Lübecks 
S.  92)  und  in  Hamburg  (Koppmann,  Kleine  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Stadt  Hamburg.  1.  Heft  S.  28). 
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dem  Vogt  in  der  Stadtregierung:  gemeinschaftlich  ertheilen  sie 
Privilegien,  schliessen  Staats-  und  Handelsverträge  ab. 

Eine  Urkunde,  worin  der  Vogt  allein  als  Delegirter  des 
Erzbischofs  in  Ausübung  von  Kegierungsbefugnissen  auftrilt,  ist 
mir  nicht  bekannt. 

Seit  etwa  1259  verschwindet  er  unter  den  Ausstellern 
öffentlicher  Urkunden,  die  von  jetzt  an  nur  von  den  consules 
oder  von  ihnen  und  der  Gemeinde  unterzeichnet  werden.  „Ver- 
schiedentlich findet  sich  in  den  Urkunden  vor  den  Worten 
consules  oder  consules  et  commune  eine  Lücke,  die  in  dem 

Urknndenbuch  durch  die  üblichen  Punkte  ( ) bezeichnet 

wird.  Aussteller  und  Schreiber  haben  bei  der  Abfassung  erwartet, 
dass  in  dieselben  eventuell  das  Wort  advocatus  eingesetzt  werden 
könnte.  Zum  letzten  Mal  findet  sich  eine  solche  Lücke  in  einer 
Urkunde  des  Jahres  1330,  in  welcher  der  Rath  ein  Rechts- 
geschäft bezeugt.') 

3.  Der  Vogt  emiifing  seine  Amtsbefngnisse  in  der  Form  der 
Bannleihe  (Bann  = Recht  bei  Strafe  zu  gebieten  und  zu  verbieten) 
vom  Erzbischof,  den  Blutbann  jedoch,  wahrscheinlich  im  kaiser- 
lichen Auftrag,  vom  sächsischen  Herzog  bis  zum  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  wo  eine  Bulle  von  Bonifaz  VIII  auch  den 
geistlichen  Landesherrn  die  Beleihung  mit  dem  Blutbann  gestattete. 

Wie  nach  mittelalterlicher  Anschauung  alle  Gerichts-  und 
Regierungsgewalt  theoretisch  in  der  lehnsrechtlicheu  Verleihung 
durch  den  Kaiser  ruhte,  so  hatte  indirekt  auch  die  Vogtsgewalt 
in  der  „konincliken  weit“  ihre  Quelle  und  es  ist  merkwürdig, 
mit  welcher  Zähigkeit  bis  in  das  18.  Jahrhundert  hinein  sich 
dieser  Gedanke  erhalten  hat. 

So  fordert  des  Rathes  Diener  den  Vogt  auf,  das  Halsgericht 
zu  hegen:  „dewyle  gy  Macht  und  Gewald  hebben  wegen  Kays. 
Majestät.“  — 

Die  gleiche  Form  wird  bei  der  Hegung  dos  Echtedings 
gebraucht : 

„Herr  Vaget  gy  schalen  steden  Kays.  Majest.  tho  synem 
Rechte.“ 


')  Varges,  Verfassungsgcseljiclite  iler  Stadt  Bremen  im  MittcUaller. 
(Tlieil  II.  Die  Rathaverfassung  S.  IS.) 
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Verlorenes,  sowie  geraubtes  und  gestohlenes,  dem  Dieb  und 
Räuber  genommenes  Gut,  wenn  sich  kein  Eigenthünier  dazu 
(indet,  „schal  an  des  Koninges  Hoheit  verfallen  syn.'* 

Endlich  gilt  die  Weser  als  die  freie  Königsstrasse  (strata 
regia)  und  mit  besonderem  Nachdruck  macht  der  Vogt  sein 
Recht  geltend: 

„to  hindern  und  to  toven  up  des  koninges')  l'ryen  siraten 
von  Bremen  wente  in  de  selten  soc.“ 

Ja,  sogar  nach  1723  weist  Vogt  Zierenberg  darauf  hin, 
„dass  die  stadtvogteilichen  jura  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht 
allein  Namens  ihrer  Kgl.  Majestät  als  Herzog  zu  Bremen, 
sondern  auch  zugleich  von  wegen  Ihrer  Röm.  Kayscrl.  Majestät 
exerciret  werden.“'-)  — 

4.  Das  Recht,  das  im  Vogtsgericht  vor  1303,  dem  Jahre 
der  ersten  bekannten  Niederschrift  des  Stadtreehts,  angewendet 
worden  ist,  wird  einmal  die  lex  Saxonum  gewesen  sein,  die  in 
ihren  fifl  Artikeln  eine  Fülle  criminal-  und  privatrechtlicher 
Bestimmungen  über  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht,  Sachenrecht, 
civilrechtliche  Schadensersatzansprüchc  u.  s.  w.  enthält;  anderer- 
seits ein  sich  daran  schliessendes,  durch  die  Gerichtspraxis  sich 
fortbildendes  Gewohnheitsrecht.  Dazu  kommen  die  Capitularien 
der  Könige,  insbesondere  das  capitulare  de  partibus  Saxoniae, 
worin  die  Pflichten  und  Rechte  der  in  Sachsen  neu  ernannten 
Grafen  bestimmt  werden,  das  capitulare  Saxonum,  wodurch  die 
Bannfäile  und  Bannbussen  des  sächsischen  Rechts  mit  dem 
fränkischen  ausgeglichen  werden  sollen. 

Diese  Recht.squellen  und  das  ungeschriebene  Gewohnheits- 
recht, das  durch  mündliche  Tradition  sich  fortpflanzte,  mussten 
Vogt  und  ürtheilslinder  kennen.  Ersterer  hatte  nur  das  Gericht 
zu  leiten,  über  die  Innehaltung  der  processualischen  Formen 


')  liinileni  = iiiilialten,  Hirestiren. 
toven  = anhnltcii,  in  Haft  iiehineu. 

’)  Krensdorff.  die  Stadt-  und  Hericlitsverfassung  Lübecks  .S  81  hebt 
bei  der  Sehilderunif  der  Vogtei;;ewnlt  in  Lübeck  diesen  Gesichtspunkt  eben- 
falls hervor: 

„Uei  den  vom  König  selbst  eingesetzten  Richtern  und  V'ögten  der 
Reichsstädte  trat  dieser  unmittelbare  Zusammenhang  aller  Gerichtsgewalt 
schon  in  ihrer  Stellung  selbst  aufs  deutlichste  hervor“. 
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ZU  wachen  und  den  Gerichtsfrieden  zu  wahren.  Ob  in  älterer 
Zeit  Scliöffen,  d.  h.  ständige  Urtcilsfinder,  die  Kraft  ihres 
Amtes  sich  zu  den  Gerichtssitzungen  einzutiudeu  hatten,  vor- 
handen gewesen  sind,  kann  weder  bejaht  noch  verneint  werden. 
Sie  müssen,  wenn  sie  überhaupt  vorhanden  gewesen  .sind,  schon 
früh  als  rechtsprechender  (iemeindeausschuss  verschwunden  sein. 
In  den  Statuten  von  1.303  heisst  es: 

The  voghet  is  weldicli  enes  ordeles  to  vraghende  so  weme 
he  wil.  (Ord.  25.) 

Audi  die  sächsische  Gerichtsverfassung  vor  Karl  dem 
Grossen  scheint  keine  Schöffen  gekannt  zu  haben.  Aber  so 
einfach  war  weder  das  materielle  Recht,  nocli  das  Processrecht 
mit  seinem  Formalismus,  dass  seine  Kenntniss  bei  jedem  er- 
wachsenen Volksgenossen  vorausgesetzt  werden  konnte.  In 
jeder  Gerichtsversaniinlung  werden  sich  — wenn  wir  dem 
Heliand,  der  den  Process  Christi  vor  Pontius  Pilatus  in  alt- 
sächsischen Gerichtsformen  vorführt,  vertrauen  dürfen  — Männer 
von  anerkannter  Rechtskunde  befunden  haben,  die  auf  Verlangen 
der  Gerichtsgemeinde  Rechtsbelehrung  ertheilten;  die  eosagon, 
wie  sie  das  altdeutsche  Volksepos  nennt.')  So  wird  es  auch 
ini  sächsischen  Gau  Wigmodi  gewesen  sein,  und  vielleicht  sind 
unsere  bremischen  Geschworenen  (jurati)  die  Nachfolger  dieser 
altsächsischen  eosagon.  In  der  Urkunde,  von  1237  (Vertrag 
Bremens  mit  dem  Harlingerlande,  Breiii.  Urk.  Buch  I.  203) 
finde  ich  die  Geschworenen  zuei-st  erwähnt.  Man  darf  aber 
wohl  ein  weit  früheres  Be.stehen  anuehmeu. 

Es  waren  Männer,  bei  denen  eine  gewisse  Rechtskenntniss 
vorausgesetzt  wurde,  ohne  von  ihnen  gesetzlich  verlangt  zu 
werden. 

Denn  das  Gesetz  von  134!)  über  die  Geschworenen  bestimmt 
nur:  sie  müssen  erbgesessene  Bürger,  über  24  Jahr  alt  sein  und 
Deutsch  lesen  können. 

Dies  letztere  war  in  den  damaligen  Zeiten  schon  etwas. 
Wer  lesen  kann,  kann  auch  abstract  denken,  und  bei  dem  geringen 
Stoff,  den  das  Gedächtniss  damals  in  sich  aufzunehmen  hatte, 
kann  eine  Erwerbung  von  Rechtskenntnisseii  ohne  eigentliches 


’)  L.igenpmch,  4as  gnmialiischc  Recht  iiii  Heliand.  .S.  50, 
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Studium,  durch  Ueberlieferung  von  'Alten  zu  Alten,  durch 
Zuhören  bei  den  Verhandlungen  auf  dem  Markte,  durch  Gespräch 
mit  älteren  Rechtsverständigen  u.  s.  w.  wohl  möglich  erscheinen. 

Die  Geschworenen  waren  ausserdem  eine  privilegirte  Klasse 
von  Zeugen.  Jedes  Rechtsgeschäft,  das  einen  Gegenstand  von 
einer  Bremer  Mark  (50 — 60  Mark  heutigen  Geldes)  betraf, 
konnte  nur  durch  ihr  Zeugniss  oder  durch  von  ihnen  ausgestellte 
Urkunden,  sog.  Geschworenenbriefe,  bewiesen  werden.  Die 
Fürsprecher  der  Partheien  wurden  aus  ihrer  Mitte  entnommen. 
Sie  fänden  sich  an  den  Tagen,  wo  der  Vogt  auf  dem  Markt 
Gericht  hielt,  uuter  dem  Rathausbogen  ein,  um  Verträge  zu 
bezeugen,  Rath  zu  ertheilen,  der  Partheien  Wort  zu  führen  und 
aus  ihnen  wird  der  Vogt  auch  wahrscheinlich  seine 
Urtheilsfinder  genommen  haben.  Dass  hier  alles  bunt 
durcheinander  geht:  Eigenschaft  von  Zeugen,  Notaren,  Anwälten, 
Richtern  wird  uns  für  die  damaligen  Verhältnisse,  in  die  mau 
sich  ja  häufig  erst  gewaltsam  hineindenken  muss,  um  so  weniger 
wundern,  wenn  wir  erfahren,  dass  sogar  Rathspersonen  das 
Geschwoinenamt  bekleideten,  was  erst  1433  für  unstatthaft 
erklärt  worden  ist. 

Die  Jdentificirung  der  Geschworuen  mit  den  Urtheilsfindern 
kann  aber  nur  für  die  ältere  Zeit  Gültigkeit  haben.  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  waren  die  Geschworenen  schon  verschwunden. 
Denn  im  glossirtcn  Codex  der  Statuten  heisst  es:  heutigen  Tages 
und  bei  .Menschengedenken  hat  man  sie  nicht  mehr. 

Da  muss  man  denn  annehmen,  dass  im  17.  Jahrhundert 
die  Urtheilsfinder  theils  studirte  Anwälte  gewesen  sind,  theils 
unstudirte  oder  halbstudirte  Fürsprecher,  die  sich  ihre  Rechts- 
kenntniss  durch  die  Praxis  erworben  hatten. 

Dass  es  solche  unstudirte  Fürsprecher  auch  noch  im  16. 
und  17.  Jahrhundert  gab,  ersieht  mau  aus  verschiedenen,  vor 
dem  Rath  gewechselten  Processschriften.  Da  wirft  der  eine 
dem  andern  vor:  er  sei  in  neuer  hogen  schole  in  sacris  legum 
studjis  erzogen;  ein  ander  Mal  wird  dem  Gegner  der  Rath 
gegeben : er  hätte  lieber  bei  seinem  Kaufhandel  und  Weinschenken 
bleiben  sollen,  als  sich  in  die  Jurisprudenz  zu  mischen  (1555). 

Jedenfalls  war  immer  eine  Anzahl  Männer,  deren  Ver- 
trautheit mit  dem  städtischen  Recht  dem  Vogt  bekannt  war, 
an  den  Gerichtstagen  anwesend. 
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Den  Namen  Dirk  von  Jlinden  habe  icli  30  Mal  .als  Urtheils- 
fimler  gezählt;  Christoffer  Steffens  11  Mal,  Herrn.  Horstmann 
10  Mal;  andere  kommen  wieder  nur  3,  2 oder  1 Mal  vor; 
letzteres  stimmt  dann  freilich  nicht  recht  mit  der  Annahme 
einer  berufsmässigen  Ausübung  des  TJrtheilsfindens. 

In  früherer  Zeit  (14661  findet  sich  einmal  ein  Knochenhauer 
als  ürtheilsfinder  genannt  (Schedebnch  Fol.  26b),  auch  Gerd 
Kop,  der  1467  ein  für  das  Handfestenrecht  sehr  wichtiges 
Unheil  gesprochen  hat,  {Schedebuch  Fol.  30a),  worauf  noch 
später  zurückzukoinmen  sein  wird,  scheint  kein  Berufsjurist 
gewesen  zu  sein. 

Vogt  Zierenberg  berichtet  1617,  er  habe  beim  Erzbischof 
beantragt,  den  Urtheilsfindern  und  den  Personen,  die  das  Urtheil 
beim  Rath  zur  Execution  oinzeugten,  ein  jährliches  Salarium 
von  insgesammt  20  Thalern  zuzubilligen,  was  nur  dann  ver- 
ständlich ist,  wenn  man  ständige  Ürtheilsfinder  im  Anfänge  des 
17.  Jahrhunderts  voraussetzt. 

6.  Für  den  Umläng  des  Sprengcls  des  Vogtsgerichts  lassen 
sich  für  die  ältere  und  ebensowenig  für  die  spätere  Zeit  be- 
stimmte Grenzen  angebeu. 

Ord.  9 (Gesetzbuch  von  1303)  sagt; 

„wat  binnen  wicbelcthe  gheschen  is,  thar  tbe  vrone 
gheyt.“ 

Aber  wie  weit  das  AVeichbild  gegangen  ist,  darüber  gehen 
eben  die  Meinungen  sehr  auseinander. 

Jedenfalls  be.schränkte  es  sich  auf  das  rechte  Weserufer, 
ging  aber  über  die  8tadtniauer  hinaus  und  umfasste  auch  einen 
Theil  der  später  gebildeten,  bei  der  Stadt  eingeptärrten  Vor- 
städte. 

Mit  dieser  Annahme  stimmt  auch  die  Angabe  im  Hille- 
boldschen  Vertrage,  dass  der  Vogt  richte: 

„binnen  Bremen,  buten  Bremen  binnen  de  Boeine“,  worunter 
ich  die  Schlagbäumc  der  Pallisaden  innerhalb  der  alten  Land- 
wehren (Dobben,  Kumpgrabeu)  verstehe.') 

Sicher  ist,  dass  der  Vogt  auch  ausserhalb  der  Stadtmauern 
z.  B.  auf  dem  Brink,  dem  Lüskenbrink  (auf  der  Contrescarpe 

*)  nuclicii.i»,  Din  freie  Ilansastailt  Bremen  und  ihr  Gebiet.  S.  .WS.  77. 

Dr.  A.  KüthmAUD,  Ueschicbte  der  brcmiiohen  StadUogUL  2 
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am  Beginn  der  Kohlhökerstrasse),  auf  dem  .lodutenberge  das 
Noth-  und  Blutgericht  geliegt  d.  h.  Vcrschreiungen  über  die 
Leichen  Erschlagener  vorgenomineu  hat. 

7.  Nach  Erbauung  des  nenen  Rathhauses  (U07)  war  der 
zweite  Rathhausbogeu  von  der  Oberstrasse  aus  die  Gerichts- 
stätte  des  Vogts,  der  das  Palatium  (an  der  Stelle  des  jetzigen 
Stadthauses)  als  Amtswohnung  innehatte,  seitdem  die  Erz- 
bischöfe nicht  mehr  in  Bremen  residirteu.')  IHiU  mussten  die 
Vögte  es  den  schwedischen  Etatsräthen  überlassen.  In  hannover- 
scher Zeit  wohnten  die  Oberhauptmänner  darin,  und  der  Vogt 
erhielt  eine  Miethsentschädigung  von  4ü  Thalern. 

H.  Bis  zum  Jahre  1089  erfahren  wir  aus  geschichtlichen 
Quellen  und  Urkunden  nichts  über  die  Bremische  Vogtei. 

Die  Annalen  des  Albert  vom  Stade  berichten:  (Brem.  Urk. 
Buch  Bd.  I No.  2.3)  in  der  Erzählung  der  Ereignisse  dieses 
Jahres,  dass  Graf  Lothai'  von  Suplinburg  den  Erzbischof  Liemar 
gefangen  genommen  hat:  „qui  dedit  pro  redemtione  sua  ad- 
vocatiam  Bremae  et  300  marcas  argenti;  et  ita  restitutus  est 
episcopatui  suo.“ 

In  den  Kriegen  Heinrichs  IV.  mit  den  Sachsen  hatte  sich 
Erzbischof  Liemar  auf  die  Seite  des  Königs  gestellt  und  war 
in  dessen  Feldlager  auf  der  Burg  Gleichen  dem  Lothar,  einem 
der  reichsten  sächsischen  Grundbesitzer,  als  Kriegsgefangener  in 
die  Hände  gefallen. 

Aus  dem  Bericht  des  Albert  von  Stade  ist  nicht  zu  er- 
kennen, ob  die  Abtretung  sich  nur  auf  die  Stadtvogtei  oder  auf 
die  Vogtei  über  sämmtliche  Kirchengüter  erstreckt  hat;  eben- 
sowenig ob  die  Abtretung  auf  den  Erwerber  Lothar  beschränkt 
sein  und  dem  Erzbischof  die  Wiedereinlüsung  Vorbehalten  bleiben 
solle.  Als  1106  die  herzogliche  Gewalt  in  Sachsen  auf  Lothar 
übertragen  wurde,  fussen  er  und  jedenfalls  seine  Nachfolger 
darauf,  dass  ihnen  eine  Vogtei  im  allgemeineren  Sinne  über  das 
Bisthum  — eine  sogenannte  Schirmvogtei  zustehe. 


')  Ucber  Jeu  frülieren  Sitz  der  vier  Btiiike  s.  Donaudt,  Der  breniisclie 
Civilproees«  im  14.  .lalirlmndert. 

(Uremisclie.t  Jahrbuch  Ud.  V.  S.  s.) 
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0.  Dio  ältere  Tlicorie  nahm  an,  dass  die  Billunger  eine 
allgemeine  Schirinvogtei  über  das  Erzstift  ausgoübt  hätten,  ins- 
besondere unter  Bezugnahme  auf  Adam  v.  Bremen  II,  S.  4 
und  die  Chronik  von  Renner  „und  befohl  sine  Kerkengüder 
Herinanno  Billung.“  Auch  Waitz,  Vei  fassungsgeschichte  Bd.  VII 
S.  141  ist  dieser  Ansicht. 

Schon  Donandt  (Bd.  I.  S.  37)  weist  auf  das  Unwahr- 
scheinliche einer  Bestellung  der  Billiinger  hin.  Und  Dehio 
„Geschichte  des  Erzbisthuins  Hamburg- Bremen“  S.  315  folgt 
ihm  darin,  dass,  bei  den  Bestrebungen  der  Herzöge  aus  dem 
Hause  der  Billunger  ihre  gräflichen  Rechte  in  der  Diöcese  zu 
erweitern,  es  ein  unbegreiflicher  Missgriff  gewesen  wäre,  ihnen 
die  Ausübung  der  Schirmvogtei  zu  gestatten. 

Wir  haben  vor  1091  nur  eine  einzige  urkundliche  Nach- 
richt über  einen  Schirm vogt  der  bremischen  Kirche  (Ulfredus) 
in  einem  bei  Lindenbrog  Script,  rer.  septentr.  S.  abgedruckten 
Diplom  Heinrichs  I.  aus  dem  Jahre  035.  Abgesehen  von  der 
zweifelhaften  Echtheit  ist  die  Urkunde  für  die  Frage  wenig 
wichtig,  weil  sie  vor  die  Ertheilung  der  Ottonischen  Privi- 
legien fällt. 

Der  nächste  Schirmvogt  kommt  in  einer  unzweifelhaft 
echten  Urkunde  aus  dem  Jahre  1091  vor  (Lindenbrog  Script, 
rer.  sept.  Nr.  33.  34.  S.  146,  147.  Hamb.  Urk.  Buch  118.) 
Licmar  nennt  den  Friedrich  v.  Stade,  der  als  Vieegraf  die 
stadischen  Lande  verwaltete,  „tune  advocatus  ecclesiae  nostrac. 

Die  Urkunde  ist  also  nach  Verpfändung  der  Vogtei  von 
Liemar  ausgestellt.  Man  kann  nun  daraus  schliesseu,  dass  nur 
die  Stadtvogtei  abgetreten,  die  Vogtei  über  das  Erzstift  aber 
beim  Erzbischof  verblieben  ist,  oder,  dass  Friedrich  eben  der 
von  Lothar  kraft  der  Cession  zum  Schirmvogt  Bestellte  ist. 
Denn  advocatus  nostrae  ecclesiae  kann  er  in  beiden  Fällen 
genannt  werden. 

Eine  sichere  Antwort  lässt  sich  nicht  geben.  Auch  Dehio 
(Seite  11.  49)  kommt  zu  keiner  Entscheidung. 

Varges  (Zur  Entstehungsgeschichte  Bremens  S.  26.  27. 
Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Bremen  im  Mittelalter  S.  212. 
266)  legt  die  Privilegien  von  065  und  067  dahin  aus,  dass 
dadurch  dem  Erzbischof  das  Recht  zur  Ernennung  eines  Schirm- 
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Vogts  für  den  ganzen  Imnuinitätsbezirk  ertbeilt  ist.  Dieser  er- 
nannte dann  als  L'nterbeamten  für  die  Stadt  den  Stadtvogt.  So 
»oll  als  erster  minor  advocatus  ein  Neffe  Liemars  in  Nr.  27 
und  29  des  L’rk.  Buchs  erwähnt  sein.  Der  dort  genannte 
Gerungus  nennt  sich  aber  nicht  minor  advocatus,  sondern  ad- 
vocatus. Ebensowenig  bezeichnen  sich  die  ferner  von  Varges 
genannten:  Ericus,  Adalbero,  Hermanns  als  minores  advocati 
(S.  270). 

Ich  habe  nur  einmal  in  der  Urk.  Nr.  49  aus  dem  Jahre 
llfjO  einen  minor  advocatus  gefunden,  Bernardus  minor  advo- 
catus, dem  in  derselben  Urkunde  Adolfiis  de  Nienkerken  als 
advocatus  civitatis  gegeniibersteht.  Und  dies  erklären  die 
Herausgeber  des  Urkundenbnehs  ganz  einfach  und  natürlich: 

1159  war  Heinrich  der  Löwe  Herr  im  Erzbisthum.  Erz- 
bischof Hartwich  war  verjagt,  und  die  Bürger  Bremens  hatten 
dem  welftschen  Herzoge  wahrscheinlich  huldigen  müssen.  Adolf 
von  Nienkerken,  aus  einem  edlen  reichbegüterten  Geschlecht 
im  Hildesheimischen  stammend,  war  von  Heinrich  dem  Löwen 
als  Schirmvogt  der  Diöcese  eingesetzt  und  ihm  die  Ausübung 
der  herzoglichen  Rechte  übertragen  worden.  Der  auf  Grund 
dieser  Machtvollkommenheit  vom  Schirinvogt  eingesetzte  Stadt- 
Vügt  war  Bernardus,  der  sich  als  letzter  unter  den  Urkunden- 
zeiclinern  minor  advocatus  nennt,  um  sich  von  seinem  hohen 
Herrn  zu  unterscheiden. 

Dünzelmann,  (Bremische  Verlässuugsgeschichte  bis  zum 
Jahre  1300.  Bremisches  Jahrbuch  Bd.  XIII)  unterscheidet 
ähnlich  wie  Varges  den  Schirmvogt  (advocatus  ecclesiae),  der 
aus  einem  edlen  Geschlecht  genommen  ward,  von  dem  aus  den 
Ministerialen  gewählten  Stadtvogt.  Diesem  Kirchenvogt  sollen 
bis  ins  12.  Jahrhundert,  wo  sein  Amt  aufhört,  immer  mehr 
und  mehr  Befugni.sso  genommen  sein,  die  theilweise  auf  den 
Hänsegiafen  übergingen.  Alardus  (1207)  soll  der  letzte 
Schirmvogt  gewiesen  sein.  Der  Stadtvogt,  (der  erste  ist  der 
1106  genannte  Gerungus)  der  Hänsograf  und  der  Rath  treten 
an  die  Stelle  des  Schirmvogts. 

Ich  gebe  zu,  dass  die  Erzbischöfe  hin  und  wieder  Schirm- 
vögte über  ihre  Diöcese  gesetzt  oder  sie  vom  Kaiser  gesetzt 
bekommen  haben,  obschon  mir  urkundlich  nur  der  eine,  früher 
erwähnte  Eridericus  comes  (1091)  bekannt  ist.  Aber  das  be- 
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streite  ich,  dass  die  Schirmvogtei  ein  ständiges  Amt  gleichwie 
die  Stadtvogtei  gewesen  ist.  Wenn  wir  den  Stadtvogt  auch 
erst  llOfi  zuerst  genannt  finden,  so  dürfen  wir  doch  w’ohl  mit 
einiger  Sicherheit  behaupten,  dass  Bremen  schon  bald  nach  Er- 
theilung  der  Ottonischen  Privilegien  an  Einwohnerzahl  und 
Handelsbedeutuiig  so  zugenonimen  hat,  dass  die  Einsetzung  eines 
Vogts  für  den  Stadtbezirk  erforderlich  wurde  (siehe  insbes.  die 
Schilderung  bei  Dünzelmann,  Beiträge  zur  Bremischen  Yer- 
fassungsgeschichte.  Bremisches  Jahrbuch  Bd.  XVII.) 

Nur,  wenn  politische  Gefahren  drohten,  dachten  die  geist- 
lichen Herren  daran,  aus  mächtigen  Grundbesitzern  Schirmvögte 
zu  bestellen;  sie  zu  einer  ständigen  Einrichtung  des  öffentlichen 
Rechts  zu  machen,  lag  für  die  Erzbischöfe  der  Diöcese  Hamburg- 
Bremen  kein  zureichender  Grund  vor. 

Zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  für  die  Kirche,  ins- 
besondere Schenkungen,  genügten  die  Einzelvögte  in  der  Diöcese, 
eventuell  Specialbevollmächtigte. 

Die  Theorie  Dünzelmanns  hängt  an  drei  sehr  dünnen 
Fäden:  einmal  daran,  dass  lO'Jl  ein  Schirm vogt  in  der  Person 
des  Stader  Grafen  Friedrich  vorhanden  gewesen  ist,  ferner,  dass 
Alardus  advocatus  immer  an  erster  Stelle  unter  den  Zeugen 
genannt  wird,  also  ein  vornehmer  Herr  gewesen  sein  müsse; 
endlich,  dass  in  der  Urk.  Nr.  49  aus  dem  Jahre  1159  Adolf 
V.  Nienkerken  als  advocatus  civitatis  (Schirmvogt),  Bernardus 
als  advocatus  miiior  (Stadtvogt)  auftritt.  Aber  die  Zeit,  wo 
Heinrich  der  Löwe  das  Erzstift  in  seiner  Gewalt  hatte,  darf 
doch  zu  einer  Charakteristik  der  regulären  kirchen-  und  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Diöcese  nicht  herangezogen  werden. 
Adolf  von  Nienkerken  war  Beamter  des  sächsischen  Herzogs 
und  Schirmvogt  der  Diöcese,  letzteres  wahrscheinlich  sehr  wider 
Willen  des  Erzbischofs,  jedenfalls  nicht  von  ihm  dazu  bestellt. 

10.  Nachdem  1137  Lothar  als  deutscher  Kaiser  gestorben, 
erhielt  Herzog  Heinrich  der  Stolze  von  Baiern  das  Herzogthum 
Sachsen.  Er,  wie  sein  Sohn  Heinrich  der  Löwe  und  dessen 
Gegner  Albrecht  der  Bär,  welche  um  die  Heraogsreclite  kämpften, 
besetzten  abwechselnd  die  Stadt  und  gaben  natürlich  keins  der 
von  Lothar  besessenen  Rechte  auf.  Heinrich  der  Löwe  als 
Sieger  im  Kampfe,  oder  richtiger  .seine  Mutter  und  seine  Räthe, 
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denn  er  selbst  zählte  erst  13  Jahre,  als  er  1142  nach  Bremen 
kam,  beschränkten  die  Gewalt  des  Erzbischofs  ganz  auf  die 
geistlichen  Anitsbefugnisse  und  begründeten  eine  wahre  Landes- 
herrschaft über  Bremen.  Ohne  nach  dem  historischen  Rechtstitel 
der  Vogtei  zu  fragen,  galt  sie  für  Heinrich  nur  als  nothwendiger 
Bestandtheil  seiner  herzoglichen  Gewalt.  Vergeblich  versuchte 
Erzbischof  Hartwich  I.  Widerstand.  Erst  seinem  Nachfolger 
Siegfried  gelang  es,  sich  von  der  herzoglichen  Gewalt  zu  be- 
freien, als  der  stolze  Welfe  von  seiner  Machthöhe  herabgestürzt 
worden  war.  Am  13.  April  liso  wurde  zu  Gelnhausen  das 
sächsische  Herzogthum  des  geächteten  Reichsfürsten  getheilt, 
und  Siegfried  erhielt  die  vollen  Regierungsrechte  über  sein  Stift 
durch  die  kaiserliche  Belehnung  wieder  zurück  irnd  damit  auch 
die  Vogtei.  Freilich  nahm  der  Welfenfürst,  1189  aus  der  Ver- 
bannung zurückgekehrt,  die  alten  Pläne  noch  einmal  wieder 
auf,  und  der  damalige  Erzbischof  Hartwich  II.,  der  wegen  über- 
triebener Steuerauflagen,  womit  er  die  Kosten  eines  Krieges 
in  Dithmarschen  decken  wollte,  mit  den  Bürgern  und  dem 
Kapitel  in  heftige  Streitigkeiten  gerathen  war,  stellte  sich  auf 
seine  Seite.  Aber  er  hatte  damit  kein  Glück.  Die  Bürger,  und 
mit  ihnen  ihr  eigener  Stadtvogt  Alardus,  setzten  sich  der  ge- 
fahrvollen erzbischöflichen  Politik  entgegen.  Hartwich  musste 
die  Stadt  räumen  und  erst  gegen  eine  zu  zahlende  Busse  von 
6ü0  Mark  durfte  er  1195  die  Stadt  wieder  betreten  und  die 
erzbischöflichen  Rechte  ausüben.  Aber  der  unruhige  Mann 
konnte  nicht  lange  Frieden  halten.  1198,  von  einem  Kreuzzuge 
zurückgekehrt,  mischte  er  sich  in  den  Kampf  Philipps  v.  Schwaben 
und  Ottos  IV.  um  die  deutsche  Königskrone,  wobei  er  seine 
Vogteirechte  wiedereinbüsste,  die  er  dem  Pfalzgrafen  Heinrich, 
dem  Sohne  Heinrichs  des  Löwen,  der  sich  auf  die  Seite  seines 
Bruders  gestellt  hatte,  abtreten  musste. 

Nun  folgt  von  1202—1219  die  Stadtgeschichte  der  Reichs- 
geschichte in  ihren  beständigen  Partheiwirren.  Hartwich  stirbt 
1207,  und  dem  Erzbischof  Gerhard  II.  gelingt  es  endlich  1219 
durch  einen  Vertrag  mit  dem  Pfalzgrafen  Heinrich  die  Vogtei - 
rechte  zurückzuerwerben ;‘)  seitdem  haben  die  Erzbischöfe 


')  (Urem.  Urk.  Buch  Xo.  II»)  cossit  ab  wniii  jure  quoil  sibi  dicebat 
in  teloiieo  uioneta  et  ndvociitia  Bremeusi. 
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und  ihre  Rechtsnachfolger  sie  nicht  wieder  aus  den  Händen 
gegeben. 

11.  Aus  dieser  Zeit  der  politischen  Winen  sind  uns  nun 
die  ersten  urkundlich  bezeugten  Xanien  der  Vögte  erhalten. 
Als  ersten  habe  ich  Gerungus  llOtl  gefunden  (Breui.  Urk. 
Buch  I.  Xr.  *27).  Sie  erscheinen  meistens  als  Urkundspersonen. 
Ueber  ihre  Persönlichkeit  und  ihre  Thiitigkeit  ist  nichts  bekannt. 
Ich  lasse  ihre  2s amen  bis  i:i9H  hier  folgen: 

Ericus  1110  (Brem.  Urk.  Buch  I.  2'.i.  87.) 

liiudgerus  ll.il)  (Brem.  Urk.  Buch  I.  :i2.) 

Adalbero  i:UÖ  (Br.  Urk.  Buch  I.  32.) 

Hennanus  ll.'iO  (Br.  Urk.  Buch  1.  43.) 

Bernardus  ll.’)l)  (Br.  Urk.  Buch  I.  4D.) 

Alardus  118)>  (Br.  Urk.  Buch  I.  (■..'>.) 

Theodoricus  1*234  (Br.  Urk.  Buch  I.  187.) 

Heyno  1*24D  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  I.  2ir>.) 

Wernerus  1*243  (Br.  Urk.  Buch  I.  *2*21.) 

Otto  qiiondain  advocatus  1244  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  I.  *2*29.) 

Johannes  de  Monestede  1257  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  I.  *252.) 

Gerardus  Scolo  12fi0  (Br.  Urk.  Buch  I.  30*2.) 

Johannes  de  Jlertzele  1*252  (Brem.  Urk.  Buch  Bd.  I. 

X’r.  25*2.) 

Volquinus,  de  Degenflete  1303  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  II. 

X'r.  29.) 

Gerhardus  de  Dalhusen  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  II.  X’r.  528.) 

Welche  von  ihnen  bis  1219  vom  sächsischen  Hei*zog,  welche 
vom  Erzbischof  ernannt  und  eingesetzt  sind,  lässt  sich  nicht  bei 
allen  ermitteln.  Mit  Recht  sagt  eine  Anmerkung  des  Urkunden- 
buchs Bd.  I.  X’r.  118  (1219): 

„Im  factischen  Besitz  der  Stadtvogtei  befanden  sich  die 
bremischen  Erzbischöfe  gewi.ss  schon  in  den  letzten  Zeiten 
Heinrichs  des  Löwen  wieder,  wobei  es  denkbar  bleibt,  dass 
gewisse  Einküntte  davon  noch  an  den  Herzog  v.  Sachsen  zu  ent- 
richten waren.  Auch  war  vermuthlich  der  Krieg,  den  Heinrich  II. 
mit  dem  Pfalzgrafen  fiUirte,  der  Erneuerung  der  hei-zoglichen 
Ansprüche  auf  Hoheitsrechte  in  Bremen  günstig.“ 
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III.  Gesehiehte  der  Stadtvogtei. 

2.  Von  1246—1586. 


1.  Die  erste  Urkunde,  worin  uns  in  festeren  Umrissen  die 
Amtsbefugnisse  des  Vogts  entgegentreten,  datirt  vom  31.  Juli  124C 
und  enthält  die  sog.  Gerhardisclien  Reversulen  (Br.  Urkunden- 
buch Bd.  I.  No.  234).  Rath  und  Gemeinde  hallen  ihr  städtisches 
Recht,  die  sog.  Willküren,  im  Anfänge  des  13.  Jahrhunderts 
anfzeichnen  lassen,  aber  der  Ei-zbischof  Gerhard  II.  — es  ist 
derselbe,  der  den  Kreuzzug  gegen  die  Stedinger  auführte  — 
erzwang  deren  Wiederabschaffung  und  das  Versprechen,  in 
Zukunft  keine  neuen  ohne  Genehmigung  des  Erzbischofs  an- 
zunehnien.  Alle  Versuche,  eine  Gerichtsbarkeit  des  Rathcs 
neben  der  Vogtsgerichtsbarkeit  eiuzuführen,  werden  entschieden 
zurückgewiesen.  Nur  die  Cognition  in  den  Sachen,  wo  es  sich 
um  Betrug  bei  Mass  und  Gewicht  handelt,  soll  den  Rathsherren 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Vogt  zustehen  (cum  consulibus  judiceut), 
und  die  Wetten  und  Brüche,  welche  diese  Fälle  abwerfen, 
sollen  sie  unter  sich  theilen.  Im  üebrigen  müssen  Rath  und 
Gemeinde  geloben,  das  judicium  praetorii  ln  Ansehen  zu  erhalten. 
Alle  Rechtssachen  sind  hier  zu  verhandeln:  „universa  facta, 
quae  per  juris  ordinem  debent  discuti  vel  nioveri  in  civitate 
nostra,  in  praetorio  tantum  coram  advocato  vel  judice  domini 
nostri  archieiuscopi  per  justas  sententias  terminentur.“ 

Das  Verfahren  ist  kurz  folgendes:  der  Vogt  fordert  einen 
aus  dem  Umstand  zur  Urtheilsfinduug  auf.  Hält  dieser  sich 
dazu  nicht  für  fähig,  so  muss  er  dies  beschwören,  und  ferner, 
dass  Niemand  unter  den  Anwesenden  ist,  der  ihm  Rcchtsbelehrung 
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ertheilen  kann.  In  diesem  Fall  darf  er  sich  diese  innerhalb  einer 
achttägigen  Frist  von  den  Ratsherren  oder  anderen  Rechts- 
verständigen erbitten.  Hier  also  doch  das  erzbischöfliche  Zu- 
geständniss,  dass  nach  der  Stadt  Gesetzen  und  Gewohnheiten 
gerichtet  werden  soll  und  dass  die  Rathsherreii  die  besten 
Rechtsbewahrer  sind!  Eine  Berufung  vom  Vogtsgericht  wird 
aber  nur  an  den  Erzbischof,  nicht  an  den  Rath  zugelassen. 

Die  Strafgerichtsbarkeit  liegt  ebenfalls  ganz  in  den  Händen 
des  erzbischöflichen  Richters.  Der  altgermanische  Anklagc- 
process  ist  die  Regel:  wo  kein  Kläger,  kein  Richter.  Aber, 
wenn  bei  Köri)erverletzungen  und  Gewaltthätigkeiten  der  Ver- 
letzte nicht  klagen  will  — vielleicht  aus  Furcht  vor  dem  mäch- 
tigen Gegner  — so  kann  ihn  der  Vogt  zur  Klaganstellung 
zwingen,  und  wenn  der  Kläger  abwesend,  den  Beklagten  bei 
handhafter  That  durch  Zeugen  überführen  lassen. 

Zwei  Jahre  später  wird  in  einem  Vertrage  (Br.  Urkunden- 
buch I.  No.  'iiG),  der  Bestrafungen  von  Körperverletzungen 
und  Beleidigungen  und  die  Theilung  der  Geldbu-ssen  zwischen 
dem  Erzbischof  und  dei'  Stadt  festsetzt,  noch  einmal  nachdrücklich 
hervorgehoben,  dass  dies  Statut  in  keiner  Weise  die  Gerichts- 
gewalt des  Vogts  mindern  und  nur  vor  ihm  gegen  die  Ueber- 
treter  procedirt  werden  solle. 

2.  In  der  Aufzeichnung  des  Stadtrechts  von  13ü;t,  die 
Erzbischof  Giselbert  dem  Rath  gestattete,  ist  der  Vogt  sclion 
ganz  auf  die  richterliche  Thätigkeit  beschränkt:  er  ist  znui 
richtevaghet  geworden.  Aus  dem  Gesetzbuch  von  1303  lässt 
sich  ein  einigermassen  deutliches  Bild  gewinnen. 

Der  Vogt  hält  das  Gericht  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
in  Gegenwart  von  zwei  Rathsherren  ab,  die  darauf  Acht  geben, 
dass  alles  mit  „rechten  Dingen“  zugeht,  dass  nach  der  Stadt 
Gesetzen  und  Gebräuchen  gerichtet  werde  und  ihr  der  Antheil 
an  Wetten  und  Brüchen  nicht  entgehe. 

Drei  Mal  im  Jahre  wurden  echte,  ungebotene  Dinge  abge- 
halten: am  zweiten  Montag  nach  Pfingsten,  am  ersten  Montag  nach 
St.  Michaelis,  am  ersten  Montag  nach  h.  Dreikönig.  Hier  fanden 
vor  Allem  die  Uebertragungen  von  Grundeigenthum  statt,  die 
vor  dem  Rath  eingezeugt  und  seit  1434  in  ein  liassungsbuch 
eingetragen  wurden.  Ferner  hielt  der  Vogt  alle  sechs  Wochen 
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ein  regelmässiges,  gebotenes  Ding  ab.  Die  darauf  nicht  beendeten 
Sachen  wurden  in  Gerichtssitzungen  von  14  Tagen  zu  14  Tagen 
zu  Ende  geführt. 

Der  Kläger  konnte  den  Beklagten  entweder  selbst  oder 
durch  den  Fronboten  des  Vogts  zur  Ladung  bringen. 

Ordel  101  fixirt  die  richterlichen  Befugnisse  des  Vogts: 
„Dhe  voghet  scal  hören  vor  richte  twier  manne  wort 
unde  enen  man  twisscen  erer  twier  rechte  vraghen  eu 
rechte  ordel.  He  ne  scal  oc  nemende  scaden  ofte  helpen 
tho  silier  claghe  ofte  tho  siner  antworde.“ 

Der  auf  die  amtliche  Ladung  ausbleibeude  Beklagte  wird 
in  eine  Wette  genommen  und  zum  zweiten  Male  geladen. 
Bleibt  er  wieder  aus,  zum  dritten  Mal  mit  zwei  Bürgern  als 
Ladungszeugen.  Gehorcht  er  auch  der  dritten  Ladung  nicht, 
wird  er  auf  Antrag  des  Klägers  geiitandet.  Der  Vogt  wirkt 
bei  der  Pfändung  der  Fahrliabe  nicht  mit;  die  beisitzenden 
beiden  Rathmänner  ertheilen  den  Vollstreckungsbefehl  (Ord.  21). 
Die  Zahlungsfrist  war  regelmässig  sechs  Wochen,  in  einer  Reihe 
von  Ausnahmefällen  eine  kürzere:  bei  Miethsachen  z.  B.  binnen 
der  Dweernacht. 

3.  Für  die  Häuser  und  Grundstücke  war  das  Vollstreckungs- 
Verfahren  ein  sehr  umständliches. 

Der  Gläubiger  bietet  das  Erbe  vor  dem  Vogtsgericht  zu 
drei  Gerichtstagen  von  14  zu  14  Tagen  auf  und  wird  dann  von 
dem  Vogt  durch  ein  vor  dem  Erbe  selbst  abgi'haltenes  Verfahren 
in  das  Grundstück  eingewiesen,  der  Schuldner  ausgewiesen. 
Dadurch  kommt  der  Gläubiger  in  den  Besitz  des  Erbes,  er 
besitzt  es  zu  Kistcnidändcsrecht.  Nach  Ablauf  der  sechs  Wochen 
W'endet  der  Gläubiger  sich  wieder  an  den  Rath  und  bittet  um 
Einweisung  zu  Eigenthum.  Er  hat  sodann  das  Erbe  in  vier 
echten  Dingen  zum  Aufgebot  zu  bringen  und  wird  nach  Ablauf 
eines  Jahres  Eigenthiimer  nacli  Friedewirkung  durch  den  Vogt.*) 
Die  Ueberweisung  des  zahlungsunfähigen  Schuldners  an  den 
Gläubiger  „das  richten  mit  dem  manne“,  überliess  der  Rath 
dem  Vogt;  in  der  Verhängung  von  Arresten  concurrirten  sie. 


')  l'rkuiule  0 u.  7 im  Brem.  Jahrbuch  Bd.  I.  S.  233:  „unde  wrachte 
eme  des  erves  vord  (fortan)  enen  echten  rechten  vrede.“  --  (UG7). 
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Die  Statuten  trennen  das  Verfahren  in  bürgerlichen  Sachen 
und  Strafsachen  nicht.  Audi  bei  letzteren  finden  Männer  aus 
dem  Umstande  das  Urtlieil. 

4.  Es  bedarf  nun  noch  im  Anschluss  an  Donandt  eines 
kurzen  Hinweises  darauf,  wie  die  Gerichtsgewalt  des  Rathcs 
sich  herausgebildet  hat. 

Den  Anknüpfungspunkt  giebt  einmal  die  Bestimmung  in 
den  Gerhardischen  Reversalen,  dass  der  Urtheilfinder  sich  vom 
Rath  das  ürtheil  erbitten  kann.  In  schwierigen  Fällen  wird 
nicht  selten  der  Rath  direkt  vom  Vogt  zur  Fällung  des  ürtheils 
aufgefordert;  dann  heisst  es:  „dat  ordel  quam  up  de  ratmann.“ 

Oder  die  Partheien  vereinigten  sich  ihre  Sache  vom  Rath 
entscheiden  zu  lassen  und  schufen  damit  eine  Compromissinstanz. 
Eine  eigentliche  Gerichtsgewalt,  die  den  Beklagten  zwingen 
konnte,  vor  ihm  zu  erscheinen,  hatte  der  Rath  auch  in  den 
neuen  Statuten  von  1433  noch  nicht  erworben.  Erst  das  Privileg 
von  l.')4l,  wodurch  Karl  V.  dem  Rath  die  Einsetzung  eines 
Niedergerichts  bewilligte,  hat  eine  solche  geschaffen.  Zur  Zeit 
der  Gerhardischen  Reversalen  scheint  die  Executionsgewalt  noch 
allein  in  den  Händen  des  Vogts  gelegen  zu  haben;  aber  schon 
1303  war  sie  auf  den  Rath  übergegangen,  abgesehen  von  der 
Zwangsvollstreckung  in  liegende  Güter,  wo  dem  Vogt,  wie  wir 
gesehen,  eine  formale  Mitwirkung  zustand.  Schon  1330  hatte 
sich  aus  der  rathsherrlichen  Executionsgewalt  eine  Berufungs- 
instanz entwickelt.  Donandt  vermuthet  dabei  folgenden  Gang: 
wahrscheinlich  wurde  die  Zwangsvollstreckung  vom  Erzbischof 
wie  vom  Vogt  mehr  als  Last  denn  als  Recht  angesehen,  und 
es  war  ihnen  ganz  lieb,  wenn  sie  ihnen  der  Rath  durch  seinen 
Fronboten  abnahm.  Jener,  weiterblickend,  unterzog  sich  gern 
dieser  neuen  Pflicht,  aus  der  er  mit  einiger  Geschicklichkeit 
bald  Beschränkungen  der  vogteilichen  Gerichtsbarkeit  abzuleiten 
vermochte.  Bei  dem  mündlichen  Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht 
war  es  nichts  seltenes,  dass  der  Besiegte  behauptete,  das  vom 
Sieger  zur  Vollstreckung  gebrachte  Urtheil  habe  einen  anderen 
Sinn,  als  wie  der  Gegner  meine,  um  hierdurch  den  Rath  indirect 
zur  Nachprüfung  des  Rechtsstreites  zu  veranlassen.  Kam  dieser 
zu  der  Ueberzeugung,  dem  unterliegenden  Thcile  sei  Unrecht 
geschehen,  so  weigerte  er  die  erbetene  Vollstreckung.  Von 
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solcher  Weigerung  war  es  kein  weiter  Weg  zur  Reformation 
des  gesprochenen  Urtheils.  So  bildete  sich  allmählig  das  Her- 
kommen ein  Vogtsgerichtsurtheil  „auf  das  Haus“  zu  schelten. 

In  die  Statuten  von  1433  ist  dieser  Rechtszustand  im 
wesentlichen  übergegangen.  Nur  die  beiden  Rathshen’en  sind 
nicht  mehr  in  den  gewöhnlichen  Gerichtssitzungen  als  Beisitzer 
anwesend,  sondern  nur  noch  in  den  drei  jährlichen  Gerichtstagen 
des  Echtedings.  Nicht  mehr  an  sie  richtet  der  Vogt  das  An- 
suchen, die  Executiou  zu  verfügen.  Er  geht  vielmehr  mit  zwei 
Bürgern  als  Zeugen  für  das  verurtheilende  Erkenntniss  aufs 
Rathhaus  und  bittet  den  Rath  um  den  Vollstreckungsbefehl. 

Aber  wenn  wir  nicht  aus  den  Schedungen,  die  den  Statuten 
von  1303 — 1363  von  der  Hand  der  Rathsherren  beigeschrieben 
sind,  und  ferner  aus  den  Urtheilen  des  Schedebuchs,  das  zwei  Jahie 
nach  den  neuen  Statuten  von  1433  angelegt  worden  ist,  über 
die  concurrirende  Gerichtsbarkeit  des  Raths  unterrichtet  wären, 
aus  den  wenigen  Worten  der  Statuten:  „so  welic  borghere 

wil  clagen  ....  that  scal  he  don  vor  mines  heren 

voghede  ether  vor  then  ratmannen  unde  anders  nerghen,“  und 
aus  einigen  anderen  Stellen  würden  wir  sie  nur  sehr  unvollkommen 
erkennen  können.  Denn  sowohl  1303  wie  1433  gilt  als  ordent- 
liches Gericht  immer  das  Voglsgericht,  und  alle  Processregeln 
beziehen  sich  auf  das  Verfahren  vor  den  vier  Bänken. 

5.  In  Wirklichkeit  aber  übertraf  jedenfalls  um  1433,  wahr- 
scheinlich schon  früher,  die  richterliche  Thätigkeit  des  Rathes 
die  des  Vogts  an  Bedeutung  und  Umfang  ganz  erheblich. 
Theils  wirkten  dabei  politische  Momente  mit:  die  Abneigung 
der  Bürger  gegen  die  fremde  Autorität  innerhalb  der  Stadt- 
mauern, theils  veranlassteu  sachliche  Gründe  die  Bürger,  ihre 
Rechtssachen  vor  den  Rath  zu  ziehen.  Sie  schenkten  den 
Bewahrern  des  Stadtbuchs  grösseres  Vertrauen  als  den  für  den 
Einzelfall  bestellten  ürtheilsfindern  des  Vogts.  Und  noch  schneller 
wäre  es  mit  dessen  Gericht  abwärts  gegangen,  wenn  man  nicht 
von  seinem  Urtheil  hätte  an  den  Rath  appelliren  können. 


')  Doiiamlt,  Versuch  einer  Oescliiclito  <1  Hreni.  Stailtrecbts.  Ud.  I. 
.S.  l.'il  II.  fuljj. 
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Diesen  Vortheil  hatte  der  Kläger  bis  1541  — dem  Jahre  der 
Einsetzung  des  Niedergerichts  — noch  immer,  wenn  er  das 
Gericht  der  vier  Bänke  ansprach.  AVandte  er  sich  dagegen 
sogleich  an  den  Rath,  so  erhielt  er  eben  nur  einen  Schiedsspruch, 
dem  er  sich,  ohne  Berufung  einlegen  zu  können,  unterwerfen 
musste.  Etwaige  Versuche,  von  seinem  Schiedsspruch  an  den 
Erzbischof  zu  appelliren,  nahm  der  Rath  sehr  ungnädig  auf. 

ti.  Die  älteren  Urtheile  des  Vogtgerichts  sind  uns  leider 
nicht  wie  diejenigen  des  Raths  erhalten.  Wir  kennen  sie  nur 
aus  den  Eintragungen  von  1330 — 1365  im  Stadtbuch  vou  1303, 
und  aus  denen  im  Schedebuch,  wenn  der  Rath  als  Berufungs- 
instanz angerufen  worden  ist.  In  den  älteren  Schedungen 
bestätigt  er  fast  durchweg  die  gescholtenen  Urtheile,  z.  B.  1335 
„In  deser  sake  heft  heymeke  de  scildere  en  recht  ordel  vunden.“‘) 

Das  bekannteste  Urtheil  wurde  1467  von  Gerd  Kop  am 
Vogtsgericht  gefunden: 

„AVer  den  anderen  um  Rente  mit  einer  Handfeste  beklagt, 
die  heil  und  unzerbrochen  ist,  dem  soll  nach  Inhalt  der  Hand- 
feste gezahlt  werden,  es  sei  denn,  dass  man  die  Handfeste  als 
gestohlen  oder  geraubt  ausprcche“.  Dies  Urtheil  ist  auf  Jahr- 
hunderte hinaus  Grundlage  für  die  Sicherung  des  Handfesten- 
inhabers Ansprüchen  Dritter  gegenüber  geworden.  Jeder  Inhaber 
der  Handfeste  ist  zur  Einklagung  berechtigt  nach  der  Rechts- 
regel: gegen  Handfesten  gilt  keine  Exceptiou  als  von  Duf 
und  Rof. 

7.  Aehnlich  wie  in  den  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiteu 
gelangte  aucli  die  Abuitheilung  der  Strafsachen  in  die  Hände 
des  Rathes.  Ja,  es  fielen  hier  alle  diejenigen  Gründe,  welche 
für  die  Rechtsprechung  in  bürgerlichen  Sachen  durch  ein  stän- 
diges, richterliches  Colleg  für  eine  Abänderung  des  altger- 
manischen A’erfahrens  sprachen,  doppelt  ins  Gewicht.  Klage, 
Untei'suchung,  Urtheil  auf  offenem  Markte,  ohne  A'orbereitung 
ohne  Akten,  der  Reinigungseid  als  Hauptbeweismittel,  diese 


')  siche  Donandt,  üeseh.  d brera.  Stadtrochts  Kd.  l.  S.  157. 

'■*)  Siehe  Udpkcii  Das  brem.  Pfandrecht  am  liegenden  U Ute.  (Dr.  Jahr- 
buch VII.  Bd.  S 245.  Xu.  15). 
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processiiale  Gestaltung  konnte  bei  dem  Anwaclisen  der  Stadt- 
bevölkciung  niclit  bestehen  bleiben,  und  so  ist  uns  denn  auch 
schon  ans  dein  Jahre  1330  eine  Schedung  aulbewahrt,  in  der 
eine  Criminalsache  vollständig  vor  dem  Rath  verhandelt  wird. 
Sie  betrift't  eine  Doppelehe.  Die  Sachlage  ist  sehr  verwickelt, 
wesshalb  der  Vogt  die  Partheien  alsbald  vor  den  Rath  weist: 
„dat  ordel  (|uam  np  de  ratmann.“  Das  Verfahren  endigt  mit 
einem  durch  die  Rathsherreu  gesprochenen  Todesurtheil;  „dat 
scipher  gerhard  tho  rechte  sin  lif  vorboret  hebbe.“  (Oelrichs 
S.  Itiij  No.  7.)') 

Im  Einzelnen  den  üebergaug  des  Strafprocesses  vom  Markt 
in  das  Rathhaus  zu  verfolgen  sind  wir  nicht  im  Stande.  Neben 
dem  Verfahren  vor  dem  Rath  läuft  das  alte  Accusationsverfahren 
vor  dem  Vogtsgericht,  und  noch  aus  den  Jahren  15'26  und  1527 
finden  sich  zwei  Eintragungen  im  Schedebuch  (S.  107  b u.  110  a), 
wo  es  als  erkennendes  Gericht  thätig  wird.  Die  Blutsfreunde 
des  Todten  kommen  zum  Vogt  und  erheben  Klage  wegen 
Todtsclilags.  Der  Angeschnldigte  Hermann  Vöge  verantwortet 
sich,  und  der  Vogt  fordert  zur  Urtlieilfindung  auf.  Da  an  dem 
vor  Gericht  gebrachten  Körper  keinerlei  Spuren  äusserer 
Gewaltthat  anfgezeigt  werden  können,  so  fällt  ein  Mann  aus 
dem  Umstande  das  Urtheil:  „so  sy  dat  eyne  tichte  (Bezichtigung) 
nnde  das  möge  Hermann  Vöge  sick  eutleggen  myt  synes  sulves 
ede  unde  dar  notlos  von  bliven.“  — Die  Blutsfreunde  sind  mit 
dem  Urtheil  nicht  zufrieden  und  legen  Berufung  an  den  Rath 
ein.  Dieser  nimmt  die  Sache  ganz  von  der  ernsthaften  Seite  und 
bestätigt  das  Urtheil:  „nnde  dat  ordel  erkande  de  rad  by  macht.“ 
(1527).  Johann  Grnner  soll  von  zwei  Schmiedegesellen  getödtet 
worden  sein.  Nachdem  die  Blutsfreunde  Anklage  erhoben,  fällt 
Johann  Norden  nach  .\ufforderung  des  Vogts  das  Urtheil: 

nachdem  der  todte  Körper,  bevor  er  beerdigt,  zu  ver- 
schiedenen Malen  fleissig  untersucht  und  dabei  keine 
Wunde,  auch  nichts  Verdächtiges  oder  Argwöhnisches 
gefunden,  so  wäre  das  nur  eine  Tichte  und  die  An- 
geschuldigten möchten  es  sich  mit  ihrem  Eide  eutleggen 
und  davon  notlos  bleiben,  solange  ihnen  nicht  der  Beweis 


Audßre  Todesurtlieile  bei  Uelriclie.  No.  42  u.  191. 
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erbraclit,  wo  es  dann  weiter  geben  solle,  wie  es  sich  von 
Rechtswegen  gebührt. 

Auch  dies  Urtheil  wird  vom  Rath  bestätigt. 

8.  Bei  der  Strafgerichtsbarkeit  blieb  der  Gedanke  des 
Mittelalters  länger  als  bei  der  Civiljurisdiction  lebendig,  dass 
alle  Gerichtsbarkeit  im  Kaiser  ihre  Quelle  habe.  Jede  jieinliche 
Gerichtshegiing  setzte  den  Erwerb  des  Bliitbanns  voraus,  welchen 
der  Vogt  sich  nicht  aus  den  Händen  nehmen  lassen  wollte. 
Nachdem  der  Rath  iminirirt  und  der  Sache  nach  über  Schuld 
und  Unschuld,  sowie  über  die  Strafe  entschieden,  musste  der 
letzte  Akt  der  Tragödie  doch  am  Vogtsgericht  spielen.  Der 
Rathsdiener  erhebt  hier  die  Klage,  der  Vogt  fordert  einen  aus 
dem  Umstand  zur  Urtheilstindung  auf.  Es  ist  der  Scharfrichter, 
durch  dessen  Mund  der  Rath  sein  Urtheil  abgiebt. 

Jlit  der  Peinlichen  Halsgerichtsordnung  Carls  V.  (1532) 
wurde  nun  dem  Vogtsgericht  als  erkennendem  Gericht  der 
rechtliche  Boden  entzogen.  Der  Rath  scheint  sich  nur  langsam 
und  keineswegs  in  allen  Punkten  ihren  Vorschriften  anbeciuemt 
zu  haben.  An  der  feierlichen  Hegung  des  Blutgerichts  durch 
den  Vogt  wurde  nichts  geändert;  sie  entsprach  gewissermassen 
dom  sog.  „endlichen  Rechtstag“  der  Carolina,  wodurch  der 
Schein  des  alten  öffentlichen  und  mündlichen  Gerichtsverfahrens 
gerettet  werden  sollte.  Die  von  ihr  „als  böse  und  unvernünftig“ 
bezeichnete  Gewohnheit,  dass  „die  urteyl  durch  den  Nachrichter“ 
und  „nit  durch  den  richter  oder  urteyler“  ausgesprochen  und 
eröffnet  w'erden,  haben  aber  Rath  und  Vogt  bis  zum  Ende  der 
Vogteigerichtsbarkeit  bestehen  lassen. 

Ebenso  wie  das  Halsgericht  hat  das  vom  Vogt  zu  hegende 
Noth-  oder  Blutgericht,  die  Verschreiung,  in  der  Leihe  des 
Blutbanns  seinen  Ursprung.  Es  fand  bei  Älord,  Todtschlag  und 
schweren  Verwundungen  statt,  wenn  der  Thäter  unbekannt  oder 
flüchtig  geworden  war.  Wenn  bei  der  Verschreiung  ein  Bluts- 
freund des  Verschrienen  sich  für  de.ssen  Erscheinen  verbürgte, 
so  gewährte  der  Vogt  eiu  Goding,  einen  Rechstiig,  wo  dem 
Angeschuldigten  Gelegenheit  zur  Vertheidigung  gegeben  war. 
Erschien  dieser,  so  gelangte  die  Sache  zur  Untersuchung  an  den 
Rath,  der  frei.sprach  oder  verurtheilte;  der  Verurtheilung  schloss 
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sieb  dann  die  Hegung  des  hodinothpeinlichen  Halsgcricbts  durch 
den  Vogt  an. 

!i.  Der  Erwerb  der  jurisdictionellen  Gewalten  durch  den 
Rath  und  die  dadurch  bedingte  Beschränkung  der  vogtciliclien 
Rechte  ging  bis  in  das  Reformatiouszeitalter  ohne  bedeutendere 
Conflicte  vor  sich,')  weil  Intelligenz  und  Macht  im  Vogtsgericht 
für  eine  ordentliche  Rechtspflege  immer  weniger  ausreichten 
und  nothwendig  auf  eine  Ergänzung  hindrängten.  Doch  Hess 
der  Rath  die  Gefahr  nie  aus  den  Augen,  welche  der  Stadt 
durch  ein  mögliches  Erstarken  der  Amtsgewalt  des  erzbischöflichen 
Beamten  vielleicht  entstehen  könne.  1308  erliess  er  ein  sehr 
weitschauendes  Gesetz,  das  auch  in  das  Gesetzbuch  von  1433 
wiederaufgenonimen  worden  ist.  'Wer  zum  Vogt  bestellt  wird, 
verliert  sein  Bürgerrecht.  Wenn  er  aber  die  Vogtei  durch 
Kauf  oder  Pländbestelluug  au  sich  gebracht  hat,  kann  er  auch 
nach  A'iederlegung  seines  Amtes  niemals  wieder  Bürger  werden.-) 

Donandt  führt  diese  Bestimmung  gewiss  richtig  auf  das 
politische  Motiv  zurück,  deu  Bischof  dadurch  zu  zwingen,  im 
Fall  der  Geldnoth  die  Yogtei  au  dio  Stadt  zu  verpfäuden. 
Das  ist  in  bischöflichen  Städten  durchaus  kein  seltener  Fall 
gewesen.  Und  ebensowenig  selten  war  es,  dass  die  Wieder- 
einlösiing  schliesslich  vergessen  wurde  uud  die  Rathsgewalt 
sich  mit  der  Vogtsgewalt  vereinigte. 

Diese  Berechnung  hat  freilich  für  Bremen  sich  als  irrig 
erwiesen.  Der  Erzbischof  ist  niemals  in  die  Lage  gekommen, 
dem  Rath  die  Vogtei  zum  Kauf  oder  zum  Pfände  anzubieteu. 
Er  fand  unter  den  Kichtbürgern  Leute  genug,  denen  er  sie 
verpfänden  konnte.  Darüber  giebt  uns  die  erste  vorhandene 
Bestallungsurkunde  Aufschluss,  schon  von  Coming  im  „Gründ- 


')  Doch  fimlen  wir  schon  UJO  (IJr.  rrkumlenhuch  V.  170)  Bcschwcntcn 
lies  Erzbischofs  Johnnnes  gegen  lireinen,  dass  die  .Stadt  sich  anmasse: 
,unses  gerichtes  bynneu  Bmneii,  herwede  undc  hroke  de  dar  in  unscni  ge- 
richte  vallet,  also  dat  unso  voghet  undo  richter  to  Uremen  nicht  mach 
mechtig  wesen  nptoborende  wes  cm  myt  rechte  valt.“  — 

“)  1349  wurde  sogar  .ledern,  der  einmal  Vogt  gewesen,  dio  Wieder- 
gewinnung des  Bürgerrechts  untersagt.  Siche  Donandt.  Versuch  einer 
Geschichte  des  brem.  Stadtrochts,  Hd.  I.  S 136.  ln  die  .Statuten  von  1433 
hat  aber  d.is  Gesetz  von  1.308  wieder  Aufnahme  gefunden. 
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liehen  Bericht“  theilweise,  vollständig  ini  Urknndenbuch  (Bd.  IV. 
Nr.  233)  abgedrnckt. 

1399  überträgt  Erzbischof  Otto  II.  dem  Knappen  Otto 
Huchterike  die  Vogtei,  der  sie  von  seinem  Vorgänger  Hermann 
Üoringh,  dem  sie  verpfändet  war,  für  dreissig  Mark  eingelöst 
hat.  Er  giebt  das  Versprechen,  die  dreissig  Mark  bei  seinem 
Ableben  der  bremischen  Kirche  zn  seiner  Seelen  Seligkeit  zu 
erlassen.  Trotzdem  macht  Otto  Huchterike  mit  seinem  Vogtei- 
amto  ein  gutes  Geschäft.  Nach  zwei  Jahren  überträgt  er  sie 
für  sechzig  Mark  an  den  Koch  des  Domkapitels  Giseke  Honinges, 
der  ebenfalls  die  Einlösnngssumme  auf  seinen  Todesfall  der 
bremischen  Küche  vermacht. 

10.  Sowohl  die  Persönlichkeiten  der  Inhaber  der  Vogtei, 
als  die  Summen,  wodurch  sie  erworben  wurde,  zeigen,  dass  man 
ihre  amtliche  wie  finanzielle  Bedeutung  nicht  allzu  hoch  ein- 
schätzen darf.  Und  dies  wird  bestätigt  durch  eine  Reihe  von 
späteren  Bestallungsurkunden  (1417  - 1578),  die  bei  Corning, 
Gründlicher  Bericht  etc.  (Capitel  XX)  abgedruckt  sind.') 

Aus  der  letzten  Bestallung  von  1578,  wodurch  die  Vogtei 
von  Heinrich  III.,  dem  ersten  protestantischen  Erzbischöfe,  an 
Claus  Hipstede  übertragen  wird,  sei  eine  Stelle  hervorgehoben, 
die  andeutet,  dass  wir  jetzt  in  die  Periode  eintreten,  wo  der 
Rath  den  Vogt  als  eine  feindliche  Gewalt  innerhalb  der  Stadt 
betrachtet  und  auf  seine  Verdrängung  hinarbeitet. 


*)  Couring  giebt  ilio  Bestalluugcii  folgoiiiler  Vögte  wieJer; 
üttu  Huchterike  139U. 

Hermann  v.  Walle  1417. 

Martin  Hemeling  1463. 

Jufaann  Daunotv  1479. 

Martin  Hemeling  1506. 

Heinrich  Lampe  15Ö2. 

Nicolaus  Hipstede  1578. 

Boi  Cassel,  „Nachrichten  von  den  Stadtvögteu  in  Bremen“  werden  aus 
dieser  Zeit  noch  folgende  aufgeführt; 

Hermann  v.  Walle  1500. 

Hugo  Bremer  1520. 

Hermann  Havemann  1525. 

Dirich  Uroning  1535. 

Hermann  Ksich  1665. 

D r.  A.  Kttbtia*an,  Uetohiebt«  der  breniaobeo  budlfoftei.  3 
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Dem  Claus  Hipstede  wird  anbefohlen; 

„nnsere  Vogtei  mit  aller  Gerichtsgerecliligkeit,  Herrlichkeit, 
Freiheit,  Ordnungen  und  Gebräuchen,  wie  von  Alters  her- 
kommen  und  ob  auch  einigerlei  Weise  etwas  durch  Ver- 
säumniss  bishero  davon  abgegangen  oder  sonst  entzogen, 
dass  uns  an  unser  Gerechtigkeit  schädlich  sein  möchte, 
dasselbige  alles  nach  seinem  höchsten  und  besten  Vermögen 
getreulich  und  beständiglichen  verwesen,  hegen  und  aus- 
richten,  damit  uns  an  unserer  fürstl.  Obrigkeit,  Hoheiten, 
Freiheiten  und  Regalien  keine  Verkleinerung  oder  Abbruch 
geschehe.“ 


Digitized  by  Google 


111.  Gesehiehte  der  Stadtvogtei. 

3.  Von  1586—1802. 


1.  Die  ersten  entscliiedenen  Versuche  des  Ratlies  der  erü- 
biscliöflichen  Vogtei  ein  Ende  zu  niaclien,  fallen  in  die  Zeit 
der  Reformation.  Es  lag  so  nahe  die  Streitigkeiten  mit  dem 
Erzbischof  Christoph  (U)!!  — 1ö6h),  die  ja  einen  kirchlichen 
Ausgangspunkt  hatten,  sich  aber  sehr  bald  auf  seine  weltlichen 
Rechtsans[)rücho  erstreckten,  auch  auf  das  Gebiet  der  vogtei- 
lichen  Gerechtsame  hinüberzuspielcn. 

Als  Erzbischof  Christoph  ein  Pönalmandat  des  Reichs- 
kaminergerichts  erwirkt  hatte,  stellte  der  Rath  in  seiner  Er- 
widerung und  Gegenklage  (lä2‘.t)  den  Antrag:  „Das  Reichs- 

kanimergericht  wolle,  weil  der  Erzbischof  die  Stadt  vielfältig 
beschädigt  und  sich  täglich  untersteht,  zu  schliesslichem  Ver- 
derben zu  bringen,  dass  der  Erzbischof  alle  Obrigkeit  und  Ge- 
rechtigkeit, sowie  seine  fiirstl.  Gnaden  vermeint  an  der  Stadt 
Bremen  zu  haben,  verwirkt  habe,  dass  auch  die  Stadt  Bremen 
mit  ihren  angehürigen  Gerichten  und  Gebieten  von  des  Erz- 
bischofs Gewalt  zu  exiuiiren  und  zu  entledigen  und  für  eine 
Stadt  des  heiligen  Reiches  zu  halten  sei“.') 

Dem  Anträge  wurde  vom  Reichskammergericht  nicht  statt- 
gegeben; er  war  auch  wohl  nicht  ganz  ernstlich  gemeint. 

Dagegen  gelang  es  dem  Rath  l.')41  vom  Kaiser  zwei 
Privilegien  zu  erhalten,  welche  seine  Gerichtsgewalt  erheblich 


')  Ureniisches  .Jaliibuob  [1.  Serie  1.  Bii.  S.  7‘J. 


Digilized  by  Google 


30 


verstärkten  und  erweiterten.  Im  ersten  wurde  gewährt:  „in 

gerichtlichen  Sachen  und  Fällen,  dabei  ein  Vogt  von  wegen  des 
Erzbischofs  zu  Bremen  zu  sitzen  hat  und  durch  Privirung  der 
Administration  desselben  Erzbischofs  nicht  sitzen  mochte  .... 
oder  sich  des  Gerichts  entäussere  ....  dass  Bürgermeister 
und  Rath  der  Stadt  Bremen  alsdann  unverhindert  zu  wirklicher 
Execution  gesprochener  Urtheile  für  sich  selbst  schreiten  mögen“.') 
Hierdurch  hatte  der  Rath  eine  dem  Blutbann  berechtigte  gleiche 
Gewalt  erworben.  Im  zweiten  w'urde  ihm  das  schon  früher 
besprochene  Niedergericht  bewilligt,  das  fortan  statt  des  ganzen 
sitzenden  Raths  über  alle  Sachen  unter  20ü  Goldguldcn  in 
erster  Instanz  richten  sollte.  — 

Aber  bei  dem  raschen  Wechsel  der  kaiserlichen  Politik 
wurde  dem  ersten  Privileg  durch  eine  auf  Betreiben  Christophs, 
der  es  für  erschlichen  erklärte,  erlassene  Deklaration  (1544) 
sehr  bald  sein  Werth  genommen.  Danach  sollten  die  Privilegien 
keineswegs  zum  Nachtheil  des  Erzbischofs  und  des  Erzstifts 
gemeint  sein  und  angewendet  werden;  eine  Verkürzung  seiner 
Rechte  sei  durch  sic  nicht  beabsichtigt. 

Der  weitere  Kampf  wurde  je  nach  Gunst  und  Ungunst  der 
politischen  Verhältnisse  mit  grösserer  oder  geringerer  Energie 
und  mit  grösserem  oder  geringerem  Erfolge  geführt.  Ein  Recht 
nach  dem  anderen  wurde  dem  Vogt  bestritten,  beschnitten  oder 
aus  den  Händen  gewunden,  bis  schliesslich  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  wenig  mehr  als  der  Titel,  einige  Einkünfte 
und  die  Hegung  des  Hals-  und  Nothgerichts  übrig  waren. 
Formell  war  in  diesen  Streitigkeiten  der  Rath  häufig  im  Un- 
recht, ja  er  zeigt  sich  nicht  selten  chicanös  und  rabulistisch. 
Aber  von  vornherein  war  die  Partie  des  Vogts  oder  richtiger 
die  seiner  Regierung  dem  Rath  gegenüber  verloren,  weil  er 
seine  Vertheidigung  nicht  anders  führen  konnte,  als  durch  Be- 
rufung auf  altes  Herkommen  und  alte  Verträge,  die  immer  be- 


')  Assertio  libert.  r.  p.  Brem.  S.  327. 

Ks  kam  di:m  Uath  sehr  zu  statten,  dass  der  verschwenderische,  sitten- 
lose lind  ungerechte  Erzbischof  Christoph  bei  seinem  Kapitel  wie  beim 
kaiserl.  Hofe  sehr  schlecht  augeschrieben  war  und  in  der  That  bei  ihm  der 
ün  ersten  Privileg  vorgesehene  Fall  eintrat:  die  Suspension  von  der  Ver- 
waltung seines  Stifts. 
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stehen  bleiben,  woran  aller  Wechsel  des  Rechts,  der  Sitte,  der 
öconoDiischen  Verhältnisse  nichts  ändern  sollte.  So  schwand 
alliuählig  aller  Inhalt  der  vogteilichen  Rechte  und  die  leere 
Form  blieb  als  Rest! 

Eine  Entwicklung  der  Vogteigewalt,  eine  Fort-  und  Um- 
bildung je  nach  den  Anforderungen,  die  Kultur  und  Recht  der 
späteren  Jahrhunderte  stellten,  wäre  wohl  möglich  gewesen. 
Aber  keine  Regierung  hat  dazu  auch  nur  den  geringsten  Ver- 
such gemacht.  Dieser  Versuch  hätte  Aufwendung  von  Geld- 
mitteln erfordert  und  vor  Nichts  hatte  man  einen  grösseren 
Abscheu,  einerlei  ob  die  Regierung  in  Händen  des  Erzbischofs, 
der  Krone  Schweden,  oder  des  Kurfürsten  von  Hannover  lag. 
Papieme  Proteste  war  alles,  was  man  den  Verkleinerungen 
der  Vogteirechte  und  der  oft  unwürdigen  Behandlung  ihrer  In- 
haber entgegensetzte.  So  musste  die  Stadtvogtei  in  sich  zu- 
sammenfallen trotz  der  eifrigen  Bemühungen  ihrer  Vertheidiger. 

2.  Johann  Bolte  ist  der  erste  Vogt,  der  schriftliche  Auf- 
zeichnungen hinterlassen  hat,  freilich  nur  wenige,  da  seine 
Amtszeit  eine  sehr  kurze  gewesen  ist (1586  — 1587).  Erscheint 
ein  recht  verständiger  Mann  gewesen  zu  sein.  In  einem 
Memorial  an  den  Erzbischof  beschwert  er  sich  über  die  sich 
mehrenden  Eingriffe  des  Raths  in  seine  Gerechtsame.  Mit 
blossen  Klagen  begnügte  er  sich  aber  nicht.  Er  sah  sehr  wohl, 
dass  die  schwachen  mittelalterlichen  Stützen,  worauf  die  Vogtei- 
gerichtsbarkeit ruhte,  nicht  lange  mehr  halten  konnten  und  ver- 
langte einmal  selbstständige  Zwaugsvollstreckungsbefugniss  für 
den  Vogt,  andererseits  Anstellung  von  zwei  selbstständigen  Ur- 
theilsfindern,  also  eigentlichen  Richtern,  die  nach  geschehener 
Verhandlung  mit  dem  Vogt  nach  Haus  gehen  und  über  die  ge- 
richtlichen Vorgänge  ein  Protokoll  aufnehmen  sollten. 

3.  Einen  andern  Weg  der  Befestigung  der  Vogteirechte 
schlug  Boltes  Nachfolger  Gerd  Speckmann  ein  (1587 — 1603), 
indem  ersieh  auf  den  angeblich  1259  geschlossenen  Vertrag  des 
Erzbischofs  Hillebold  mit  der  Stadt  Bremen  berief,  worüber  in 
dem  Abschnitt  über  die  Literatur  näheres  gesagt  ist. 

Die  Datirnng  dieser  Urkunde  ist  zweifellos  falsch.  Aus 
viel  späterer  Zeit  stammend,  hat  sie  aber  den  grossen  Werth 
uns  genau  über  den  Kreis  der  Amtsbefugnisse  der  Vögte  zu 
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unterricliten,  wie  dieser  am  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  von 
ihrem  Partheistandpunkte  unisclirieben  worden  ist.  Es  werden 
in  dem  sogen.  Vertrage  folgende  Ansprüche  erhoben: 

1.  Das  Recht,  das  peinliche  Halsgericht  zu  hegen,  sobald 
der  Rath  auf  Todesstrafe  erkannt  hat.  Dem  Vogt  gebühren 
dafür  10  Schillinge.') 

2.  Das  Recht,  das  Blut-  oder  Nothgericht  im  Beisein 
zweier  Rathsherrn  zu  hegen,  wenn  Jemand  getödtet  und  der 
Uebelthäter  flüchtig  geworden  ist.  Finden  diese  Verschrciuugen 
innerhalb  der  Stadt  statt,  so  erhält  der  Vogt  1 0,  ausserhalb  der 
Stadt  20  Schillinge.-) 

3.  Das  Recht,  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  das 
Gericht  auf  offenem  Markte  zu  hegen.  Das  Vogtsgerichtsurtheil 
soll  mit  zwei  Geschworenen  vor  dem  Rathe  bezeugt  werden, 
der  die  Vollstreckung  anzuordnen  hat.  Die  Berufung,  wofür 
dem  Vogt  ein  Stübchen  Wein  und  seinem  Frohn  ein  Schwären^) 
zu  geben  ist,  kann  beim  Rath  oder  dem  erzbischofl.  Hofgericht 
eingelegt  werden. 

4.  Das  Recht,  Arreste  anzulegen  „to  hindern  unde  to  toven“ 
(toven  anhalten,  in  Haft  nehmen)  wozu  auch  das  Recht  gehört 
den  Schuldner  dem  Gläubiger  als  Schuldknecht  zu  übergeben. 

Ebenso  ein  Weichbild  oder  Erbe  „to  schluten“  worunter 
ich  verstehe,  weitere  Verfügungen  über  ein  Grundstück  zum 
Nachtheil  der  Gläubiger  zu  untersagen,  z.  B.  weitere  Renten- 
käufe daraus  zu  verbieten.'*) 

5.  Das  Recht,  in  jedem  Jahre  im  Beisein  zweier  Rathsherrn 
die  drei  echten  Dinge  zu  hegen,  auf  denen  die  Zwangsvoll- 
streckungen in  Immobilien,  die  sog.  Verfolgungen,  in  der  früher 
beschriebenen  Weise  nachzusuchou  und  anzuordnen  sind. 


')  Schilling  = 1>_,  Grote.  1 lir.  Groten  = 4 jetzt.  Rcichspfonnig. 

Die  HegungslormuUrc  siehe  Assortio  libert.  r.  p.  Br.  S.  007  u.  f. 
’j  Schwären  = *,'»  Groten. 

*)  In  Lübeck  bat  sich  das  Hecht  des  Fronen,  der  hier  zugleich  des 
Kaths  und  des  Vogtes  Diener  war,  zum  Arrestiren  sogar  zu  einer  richter- 
lichen Gewalt  über  geringfügige  bis  zum  'Werth  von  sechs  Pfennigen  sich 
belaufende  Gegenstände  zu  richten,  erweitert  (Freusdorff  1.  c.  S.  173J. 


Digitized  by  Google 


39 


Ausser  dem  Fronboten  des  Vogtes  war  hier  auch  derjenige 
des  Käthes  anwesend,  der  im  Aufträge  des  Letzteren  dem  Vogt 
allerlei  Gerechtigkeiten  znsprach,  die  in  des  „Koninges  Hoheit“ 
wie  der  Hilleboldsche  Vertrag  sagt,  ihre  Quelle  haben.  Das 
Formular  des  Echtedings  findet  sich  in  Aufzeichnungen  des 
Vogtes  Polcmann  aus  dem  J.  1604. 

Kathsfron;  Herr  Vaget,  will  gy  ein  Echtediug  hegen? 

Vogt:  Is  idt  Echteding  tyd  dages? 

Nachdem  der  Fron  die  Frage  bejaht,  fährt  er  fort: 

Herr  Vaget  gy  schalen  steden  (bestätigen)  kays.  Majestät 
tho  synem  Rechte,  Unse  gnäd.  Landesherrn  to  synem  Lehne, 
also  juw  tho  recht  fanden  wert: 

Vogt:  Wat  is  dar  mehr? 

Rathsfron:  Fundt  Gudt,  verbalen  gudt  verfingen  gudt, 
verlaren  gudt,  stalen  gudt,  und  wat  Deven  edder  Roveren 
abgejaget  wert,  der  binnen  Jahr  und  Dag  nemannt  uachkumpt 
und  Herwcde  snnder  Schwertmagen,  dat  höret  unserem  gn. 
Landesfürsten  und  synem  Vagede  tho. 

Vogt:  Wat  is  dar  mehr? 

Rathsfron:  Herr  Vaget  gy  willen  juwen  Fronen  Joh. 
Flügger  und  my  also  eines  Erb.  Käthes  Frohnen  verlöven  tho 
hindern  und  thotovon  up  oin  recht. 

Vogt:  Idt  gy  juw  verlovet. 

„Darauf  hat  der  Vogt  die  vor  dem  Gericht  stehenden  zwei 
Rathsmänner  gebeten,  dass  sie  desselbigen  wollten  eingedenk 
sein  und  Zeugniss  darüber  abgeben.  Worauf  die  Herren  Rath- 
uiänner  geantwortet  Ja.“ 

6.  Das  Recht,  die  Lassungen  der  verkauften  Immobilien 
vorzunehmen.') 

Einige  Vögte  haben  die  vor  ihnen  vorgenominenen  Lassungen 
protocollirt.  Die  Beurkundung  ist  eine  sehr  einfache. 


*)  Sehr  auffallend  ist  es,  dass  diese  sehr  wichtige  Amtsthätigkeit  des  Vogts 
nur  in  der  iui  Urkundciibuch  wiedergegebenen  Handschrift  des  Hillebold'scben 
Vertrages  enthalten  ist,  nicht  in  den  Drucken,  insbes.  nicht  in  der  Assertio, 
trotzdem  schon  gegen  die  Jlitte  des  10.  Jahrhunderts  der  Uath  versucht 
hat,  auch  die  vor  ihm  rorgeuommenen  Lassungen  für  gültig  zu  erklüren. 
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Zunächst  das  Datum.  Sodann: 

„Verliess  Hermann  Gröning  an  Claus  Gröning  sein  an  der 
Neuenstrasse  belegenes  Haus.  Ego  confirmavi.“  Oder  in  weit- 
läufiger Fassung;  „ego  nomine  majestatis  sacrae  Regiae  et  regni 
Sueci  confirmavi.  Dieweil  solchen  Cessionen  (Lassungcn)  nicht 
beigesprochen,  also  thäte  ich  dieselben  an  Statt  und  im  Namen 
der  Landesfürstl.  Obrigkeit  bestätigen,  die  Partheien  an  die 
Kanzlei  in  das  Erbebuch  einzuschreiben  und  vor  dem  Rath 
einzuzeugen,  verweisen.“  (c.  16U>.) 

Nachdem  schon  1434  ein  Lassungs-  oder  Erbebnch  angelegt, 
war  jede  Eigenthumsübcrtragung  darin  einzutragen. 

Ein  Beispiel  aus  dem  Jahre  143U; 

An  dem  hilgeu  avende  sunte  Mattheus  bekande  Hinrick 
von  Mynden  vor  deme  rade,  dat  he  hebbe  verkofFt  Wychmanne 
Myllinghusen  sin  Hus,  gelegen  by  sunte  Merten  by  Berendts 
Feylon  Hus  int  suden  vry  unde  quyd.  Unde  he  hebbe  eine 
dat  upgelaten  vor  unses  bereu  von  Bremen  voghede  to  rechter 
dingtyd  dages  unde  de  vorben.  Hinrik  von  Mynden  lovede  eme 
vor  de  warschup  nach  unser  stadrechte. 

Nachdem  die  Lassung  im  Yogtsgericht  erfolgt  und  in  das 
Buch  des  Rathes  eingetragen  war,  verflossen  noch  ein  Jahr 
6 Wochen,  drei  Tage  bevor  der  Käufer  das  Haus  als  sein 
Eigenthum  frei  von  allen  Ansprüchen  Dritter  betrachten  konnte 
(Ord.  53.) 

7.  Das  Recht,  dem  Faustpfandgläubiger  das  Pfand,  wenn 
es  an  drei  Dingtagen  aufgeboten  und  nicht  eingelöst  war,  dem 
Gläubiger  zu  überweisen,  der  es  dann  verkaufen  und  sich  aus 
dem  Erlöse  bezahlt  machen  durfte.*) 

Neben  diesen  die  Gerichtsgewalt  des  Vogts  ausmachenden 
Rechten  kommen  dann  in  zweiter  Linie  diejenigen  in  Frage, 
die  den  Character  blosser  Einnahmequellen  haben  und  deren 
Entstehung  theilweiso  dunkel  ist. 

a)  Zunächst  die  in  der  Echtedingsformel  enthaltenen  Rechte 
am  verlorenen,  gestohlenen  und  geraubten  Gute.  Wenn  es 
innerhalb  eines  Jahres  nicht  in  Anspruch  genommen  wird,  soll 


')  Scbnmaclicr,  das  Broni  Kiatenpfaiidrecht  am  liegenden  Oute.  (Brem. 
Jahrbuch  Bd.  1 S.  238. 
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es  an  des  „Königs  Hoheit“  verfallen,  was  wohl  nur  ein 
euphemistischer  Ausdruck  dafür  ist,  dass  es  dem  Vogte  verfällt.') 

Wird  es  innerhalb  dieser  Zeit  von  einem  Fremden  ein- 
gefordert, erhält  der  Vogt  den  dritten  Theil.  Gehört  es  einem 
Bürger,  darf  er  nichts  davon  für  sich  behalten. 

b)  Wenn  ein  Hergewette,  d.  h.  die  ritterlichen  Theile  eines 
Nachlasses,  nicht  binnen  Jahr  und  Tag  von  den  Erben  ein- 
gefordert wird,  gehört  es  dem  Vogte.'^) 

c)  Der  Vogt  erhebt  den  Königszins,  eine  allerdings  nur 
kleine  Abgabe  von  Häusern,  jährlich  zu  St.  Martini  zu  entrichten 
aber  wegen  Häufigkeit  der  Last  für  ihn  doch  von  Bedentnng. 

d)  Der  Rath  hat  dem  Vogt  halbjährlich  32  Schilling  zu 
zahlen,  der  Bischof  ihm  Kleidung  zu  gewähren. 

e)  Von  jedem  fremden  Krämer  hat  er  4 Schillinge  oder 
4 Loth  Pfeffer  zn  beanspruchen  (vielleicht  Ueberbleibsel  eines 
Zolles.) 

f)  Von  jedem  bremischen  Kleinbäcker  12  Pfennig  (schon 
in  den  Gerhardischen  Reversalen  enthalten). 

g)  Der  auswärtige  Verkäufer  von  hölzernen  Kram  waren 
hat  von  100  Stück  davon  vier  dem  Vogt  zu  geben. 

Endlich  nahm  der  Vogt  als  erzbischöflicher  Beamter,  was 
aber  der  Hillebold'sche  Vertrag  nicht  erwähnt,  für  sich  und 
seine  Amtswohnung,  das  Palatium,  das  Recht  der  Befreiung 
von  der  Jurisdiction  des  Raths  in  Anspruch  und  behauptete  die 
ausschliessliche  Civiljurisdiciton  über  die  Bewohner  der  kirch- 
lichen Curien. 

Zur  Veranschaulichung  des  gerichtlichen  Verfahrens  will 
Ich  hier  einige  Civilprocesse,  die  später  von  den  Vögten  proto- 
collirt  sind,  aus  der  Zeit  Speckmanns  und  seiner  Nachfolger 
einfügen. 

Es  ist  eine  beachtenswerthe  Singularität,  dass  die  alten 
Volksgerichte  der  karolingischen  Zeit  sich  gewohnheitsrechtlich 


')  Dies  ist  eine  der  tendeDzios  abgeSnderten  Bestimmungen  des  Stadt - 
rechts  r.  14S3.  Nach  stat  UO  nud  Ord.  83  gebührt  auch  dem  Kath  der  dritte 
Theil  an  dom  gefundenen  Gut,  dessen  EigeuthUmer  sicli  nicht  gemeldet  hat. 

’)  B.-vsirt  auf  der  Urkunde  von  1186,  worin  Kaiser  Friedrich  I die 
Rechtsgewohnheiten  der  .Stadt  bestiitigt.  Durch  Rathsbcschlus.s  ist  aber 
schon  1591  dies  Recht  des  Vogtes  aufgehoben  worden. 
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der  rastlosen  Umwandlung  wirtliscliaftlicher  und  iwlitiscber 
Verhältnisse  doch  in  soweit  auzuschuiiegen  vermochten,  um  bis 
ins  17.  Jahrhundert  ein  schwaches  Dasein  zu  behaupten.  Von 
Tder  Umbildung  des  Privat-  und  Processrechts  durch  römisch- 
kanonische  Lehren  sind  die  Urtheile  der  Urtheilstinder  zwar 
nicht  unbeeinflusst  geblieben,  insoweit  diese  dem  gesunden 
Menschenverstände  einleuchten  mussten.  Aber  sie  sind  frei  von 
aller  juristischen  Gelehrsamkeit,  von  Citaten  und  w'eitläufigen, 
dem  Gedankenkreise  der  fremden  Rechte  entnommeneu  Be- 
gi-ündungen,  und  treffen  meist  den  Kern  der  Sache  in  den 
Beweisbeschlüssen  und  Entscheidungen,  in  die  sich  allerdings 
hin  und  wieder  lateinische  Ausdrücke  wie  Reconvention,  peremp- 
torisch, prosequiren  u.  s.  w.  einmischen. 

Die  meisten  Sachen  sind  einfacher  Natur.  Wenn  der 
Beklagte  nicht  erscheint,  erfolgt  ein  Versäumnissurtheil,  voraus- 
gesetzt, dass  er  mit  2 Zeugen  bei  Verlust  der  Sache  geladen 
ist.  Wird  der  Anspruch  anerkannt,  geschieht  Verurtheilnng  zur 
Zahlung  innerhalb  14  Tagen.  Häufig  hat  der  Beklagte  den 
im  Gericht  anwesenden  Fronen  des  Vogts  beauftragt,  den 
Klaganspruch  anzuerkennen. 

158f>.  Christoffer  Meier  klagt  gegen  Alke  von  Grane  um 
4 Gulden  12  Grote,  und  da  sie  bekannte,  diese  schuldig  zu 
sein,  so  ward  ihr  darauf  Bezahlung  geboten  in  14  Tagen, 
wozu  Kläger  die  Zeugen  herbeigerufen. 

In  14  Tagen  gehen  dann  Vogt  und  Zeugen  aufs  Rathhaus 
und  zeugen  hier  die  Verurtlieilung  ein,  worauf  der  Rath  den 
Kirchspielboteu  mit  der  Execution  beauftragt. 

Wohl  zu  beachten  ist,  w’eil  es  die  allmählige  Schwächung 
der  Vogtsgewalt  wesentlich  mitbedingt,  dass  eine  eigentliche 
Zwangsvollstreckungsgewalt  (abgesehen  von  seiner  Mitwirkung 
bei  der  Immobiliarexecution)  dem  Vogt  nicht  zustand.  Jedes 
von  ihm  gesprochene  Urthcil  musste  durch  zwei  Zeugen  auf 
dem  Rathhause  cingezeugt  werden  und  der  Rath  verfügte  dann 
durch  seinen  Fron  die  Execution. 

158G.  Wilken  Linden  klagt  gegen  Johann  Draden  um 
17',.,  Rlhlr.  Beklagter  erwiedert,  er  habe  4 dicke  und  8 alte 
Thaler  auf  die  Schuld  bezahlt.  Darauf  wird  ihm  Bezahlung 
der  zugestandenen  3',^  Rthlr.  5 grote  geboten  und  wegen  des 
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Restes  auferlegt  sich  mit  seinem  Eide  zu  purgiren.  Hierauf 
Beklagter  spöttisch  dem  Vogt  1 Schwareu  gegeben  und  appellirt. 

Aber  auch  grössere  und  schwierigere  Sachen  kommen  vor. 

a)  1529.  Noch  klagte  die  Strotmann’sche  gegen  "Wum- 
meken  v.  Essen  auf  20  Rthlr.  auf  Grund  einer  vorgezeigten 
Handschrift.  Wummeken  legte  dagegen  ihr  Rechnungsbuch 
(Gegenrechnung)  vor  und  nach  beider  Theile  schriftlich  und 
mündlich  Bericht  hat  Dirk  v.  Minden  und  Albert  Mertens  zu 
Recht  eingebracht,  Wummeken  sei  schuldig,  ihrer  Handschrift 
gemäss  zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  sie  besser  Beweis  als 
bisher  vorzubringen,  dass  sie  die  in  der  Handschrift  genannte 
Summe  bezahlt  habe. 

b)  1.592.  Johann  Poliers  gegen  Cord  Limprecht  um 
57  Rthlr.  ans  einem  Gesellschaftsverhältniss.  Pollers  beschwört 
die  Porderung  und  wird  dem  Beklagten  Bezahlung  binnen 
14  Tagen  geboten  mit  dem  Beding,  kann  Cord  Limprecht  mit 
guter  Rechnung  beweisen,  dass  er  von  der  Porderung  etwas 
zu  kürzen  berechtigt  ist,  so  soll  er  dieses  Rechtes  nicht 
verlustig  gehen. 

c)  1588.  Anna  Brandes  behauptet  wider  Hinrich  Pallen- 
kamp und  Cord  Wähmann,  dass  die  beiden  ihr  verkauft  hätten 
1 Last  Hering.  Als  sie  nun  mit  den  Heringen  nach  Hannover 
gekommen,  stellte  sich  heraus,  dass  der  Hering  kein  Kaufmanns- 
gut gewesen. 

Dirk  von  Minden  erkennt:  Die  Prau  soll  Beweis  bringen, 
dass  der  Hering  kein  Kaufmann.'igut  gewesen  und  dass  durch 
ihre  Verschuldung  der  Hering  keinen  Schaden  genommen,  wenn 
dieser  Beweis  geführt,  sollen  Beklagten  den  Hering  wieder  an 
sich  nehmen.  Beklagte  appelliren  und  geben  l Stübchen  Wein. 

d)  159U.  Casten  Bake  klagt  gegen  Berend  Roloflf  und 
Hinr.  Langen,  beide  Bürger  zu  Münster,  dass  er  ihnen  für 
240  Thaler  Leinwand  abgekauft,  Jacobi  zu  bezahlen  — zu  meiner 
Sicherheit  hat  Casten  Bake  eine  Parthie  Rundfisch  versetzt. 
Es  solle  den  Beklagten  freistehen,  den  Pisch  für  die  Kaufsumme 
zu  übernehmen  oder  zu  Münster  zu  einem  festgesetzten  Satz  zu 
verkaufen. 

Wenn  den  Beklagten  aber  beides  nicht  passe,  so  sollten 
sie  den  Pisch  für  Klägers  Rechnung  nach  Cöln  schicken  und 
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ihn  bis  zu  Jacobi  hier  stehen  lassen.  Kläger  werde  dann  selbst 
nach  Cüln  kommen  und  dort  Zahlung  leisten.  Nun  hätten  aber 
Beklagte  den  Fisch  vor  dem  Termin  in  Cöln  verkauft,  w’odurch 
dem  Kläger  ein  Schaden  von  90  Rthlr.  erwachsen  sei. 

Beklagte  behaupten,  Kläger  habe  sie  schriftlich  zu  dom  von 
ihnen  bewirkten  Verkauf  des  Fisches  autorisirt.  Baten  Frist 
von  4 Wochen. 

Am  12.  Decembris  up  einem  gehegeden  Gastgericht  ist 
Kläger  abermals  erschienen.  Beklagte  sind  ansgeblieben  und 
„hebben  so  ehren  echten  Dag  verfleten  laten“.  Dirk  v.  Minden 
erkennt:  dat  de  Bekl.  nunmehr  mit  öhrem  Bewyse  nicht  tho 
hören,  sondern  dem  Kläger  sinen  erledenen  bewisliken  Schaden 
to  erlcggen  schuldig  sin. 

e)  1614.  15.  Dez.  Zu  rechter  Dingzeit  Tages  klagte 

Hermann  Giseke  über  Ratken  Meiger  und  Johann  Borckmann, 
dass  Verklagter  Borckmann  ihm  12  Reichsthaler  von  einem 
Ochsen,  so  Kläger  an  Ratken  Meyger,  den  Mitbeklagten, 
verkauft  und  Beklagter  Borckmann  denselben  empfangen  und 
dagegen  dem  Kläger  versprochen,  die  12  Rthlr.  zu  Freimarkt 
(Oktober)  zu  bezahlen,  vermöge  des  Beklagten  Borckmanns 
Handschrift,  welche  er  producirte.  Und  nachdem  Ratke  Meyger 
dasselbe  als  sich  so  begeben  gestehen  und  bezeugen  musste: 
bat  Kläger,  dem  Beklagten  Borckmann  die  Zahlung  zu  injnngiren. 

Beklagter  Borckmann  sagte,  er  wäre  nicht  geständig,  dass 
er  Bürge  geworden,  es  könnte  auch  aus  seiner  Handschrift 
nicht  verstanden  werden. 

Der  mitbeklagte  Ratke  Meyger  sagte,  Borckmann  wäre 
wohl  nicht  Bürge  geworden,  sondern  wäre  ihm  noch  von  dem- 
selben Ochsen  8‘/j  Rthlr.  schuldig,  welche  er  dem  Kläger  hiermit 
wolle  überwiesen  haben,  bat  den  Beklagten  Borckmann  dem 
Kläger  dieselben  zu  bezahlen  zu  gebieten,  er  wäre  erbietig  die 
3*/,  Rthlr.  dazu  zulegen  und  dem  Kläger  zu  entrichten. 

Borckmann  erwiderte,  er  wäre  7‘,j  Rthlr.  geständig  und 
erbietig  dieselben  dem  Kläger  zu  bezahlen. 

Kläger  bat  darauf  zu  erkennen,  ob  Borckmann  ihm  der 
Bürgschaft  und  Bezahlung  der  12  Rthlr.  entgehen  könne. 

Dies  ist  an  Heinrich  Cappelmann  zum  Urtheil  verwiesen, 
der  darauf  bis  auf  den  Nachmittag  Bedenkzeit  genommen. 
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Folgendes  nach  1 Uhr  nach  gehegtem  Gerichte  braclite 
selbiger  zu  Rechte  ein: 

Weil  Borckmann  der  Bürgschaft  nicht  geständig  und  die 
Handschrift  also  znhöret,  darin  alle  Worte  nicht  zu  lesen,  aber 
Beklagter  Borckmann  7*  j Rthlr.  zu  bezahlen  sich  erboten  (im 
Protokoll  steht  offenbar  unrichtig  8'  ^ Rthlr.)  also  thäte  er: 
davon  (d.  h.  d.  7' „Rthlr.)  demselben  und  die  übrigen  4'/„  Rthlr. 
dem  Mitbcklagten  Meiger  als  principali  debitori  die  Bezahlung 
zu  finden. 

Darauf  ich  beiden  Beklagten  die  Bezahlung  in  der  Dewer- 
nacht  zu  thun  geboten. 

Zeuge:  Johann  Flügger  und  Wilken  Liudemanu. 

Nicht  selten  sind  es  fremde  Kaufleute,  oder  Schiffer,  die 
beim  Vogt  Recht  suchen  oder  dort  verklagt  werden,  sicherlich 
wegen  des  summarischen  Verfahrens  und  rascherer  Erledigung 
des  Streitfalls. 

f)  1592.  2.  März  klagte  Frerich  Lefers  über  Luttmann 
Swarting,  dass  er  ihn  als  Steuermann  geheuert  habe  mit  ihm 
nach  Amsterdam  und  wieder  zurück  nach  der  Weser  zu  segeln, 
da  sie  nun  da  (Amsterdam)  angekommen,  sei  Swarting  ihm 
entlaufen,  er  habe  einen  anderen  Steuermann  annehmen  und 
diesem  eine  höhere  Heuer  bezahlen  müssen.  Nachdem  nun 
beide  Partheien  einen  Mann  zum  Urtheil  begehrt  haben,  ist  auf 
beider  Theile  Klag  und  Antwort  Dirk  von  Minden  und  Christoffer 
Steffens  zu  Recht  eingebracht:  was  Lefers  dem  andern  Steuer- 
mann mehr  gegeben,  das  müsse  der  Beklagte  dem  Kläger  er- 
statten nach  Inhalt  des  Seerechts. 

Mit  Gerd  Speckmann  beginnt  die  Zeit,  wo  die  Zerstörung 
der  vogteilichen  Gewalt  einen  bleibenden  Regierungsgrundsatz 
des  Rathes  bildet.  Der  Beginn  seines  Amtes  scheint  freilich 
eine  Stärkung  seiner  richterlichen  Amtsbefugnisse  zu  bringen. 
Sogar  der  Bürgermeister  Schomacher,  sein  Schwager,  hat  durch 
ihn  Arreste  auf  Mindenfahrer  legen  lassen  und  in  einer  Sache 
Diedr.  Rhaden  gegen  Bürgermeister  Schomacher  vor  ihm  plädirt. 
Aber  diese  Gerichtsherrlichkeit  fing  bald  an  zu  verbleichen. 
Speckmann  hatte  sich  wegen  einer  Erbschaftsangelegenheit  mit 
seinem  Schwager  erzürnt  und  seitdem  war  dieser  nicht  nur  so 
unhöflich  ihn  testis  inhabilis,  falsarins  öffentlich  zu  nennen, 
sondern  auch  so  „rachsüchtig“  die  Advokatie  in  allem,  worin 
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er  gekouiit,  zu  schmälern  und  statuta  dagegen  zu  verordnen“. 
Und  so  muss  sich  Si)eckmann  1601  beim  Erzbischof  darüber 
beschweren,  dass  ihm  auf  Befehl  des  Kaths  die  eisernen  Ketten 
zur  Arrcstirung  der  Schiffe  weggenommen  seien,  und  des  Rathes 
Diener  sich  des  verlorenen  und  verlaufenen  Gutes  anmasse  und 
dass  man  beginne  ihm  den  Königszins  nicht  mehr  regelmässig 
zu  bezahlen.  — 

4.  Dem  Speckmann  folgte  in  der  Vogtei  der  erzbischöfliche 
Rath  Jacob  Polemann  von  1603 — 1612.  „Soll  ein  wunder- 
licher Kauz  gewesen  sein“  sagt  Cassel.  Seine  unaufhörlichen 
Streitigkeiten  mit  dem  Rath  wurden  sogar  dem  Erzbischof  zu 
viel,  so  dass  er  ihn  seines  Amtes  entsetzte  trotz  eifriger  Für- 
sprache des  Domcapitels.  Polemann  beschwert  sich  in  seinen 
zahlreichen  Eingaben  zunächst  darüber,  dass  seit  1604  die  zwei 
Rathsherrn  beim  Echteding  ausbleiben,  was  der  Rath  dem  Erz- 
bischof dahin  erklärt: 

Wenn  keine  Partei  vorhanden  und  kein  Verfolg  der  Häuser 
gesucht  oder  die  Beiw'ohnuiig  der  beiden  Herren  nicht  von  den 
Parteien  gewünscht  werde,  so  seien  aucli  die  Rathsherru  nicht 
schuldig  vergeblich  aufzu warten  in  Betrachtung: 

quod  nullis  existentibus  partibus  iiullam  etiam  possit  esse 
vel  constitui  Judicium. 

Wogegen  Polemann  excipirt:  Zur  allmäliligen  Vernichtung 
des  Echtedings  habe  der  Rath  neue  Finten  erdacht. 

Wenn  ein  Gläubiger  ein  Haus  vor  dem  Vogtsgericht  zum 
öffentlichen  Verkauf  bringen  wollte,  so  musste  dies  vorher  der 
Kanzlei  des  Raths  zur  Anzeige  gebracht  werden.  Nun  liess 
der  Rath  um  dadurch  das  Echteding  in  Vergessenheit  zubringen 
und  seine  Bürger  von  dem  Besuch  abzuhalten  in  den  4 Kirch- 
spielkirchen die  Häuser,  wenn  ein  Verkaufsautrag  gestellt  war, 
alle  14  Tage  3 Mal  von  den  Kanzeln  abkUudigen  und  Anschläge 
an  die  Hausthüren  machen. 

Damit  waren  also  die  Renten-  und  Handfestengläubiger 
benachrichtigt,  dass  es  Zeit  sei  ihre  Rechte  wahrzunehmen. 
Diese  meldeten  sich  an  der  Kanzlei,  und  iler  Rath  wies  dann 
entweder  den  einzelnen  Grundstücksgläubiger,  wenn  dieser  sich 
mit  den  vorhergehenden  Grundstücksgläubigenr  abgefimden  hatte, 
oder  die  Gesammtheit  der  Gläubiger,  wenn  keine  Abfindung 
erfolgt  war,  einfach  per  decretum  in  Besitz  und  Eigenthum  ein. 
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Wenn  die  Gesammtheit  der  Gläubigei’  das  Haus  an  einen 
dritten  verkauft  hatte,  so  musste  dieser  Privatverkauf  allrt  dings 
wie  jeder  andere  vor  dem  Vogtsgericht  geschehen.  Diese 
Formalität  war  nicht  zu  vermeiden. 

„So  haben  2tt.  Mai  1613  Julius  Brandt  Creditoren  das  auf 
dem  Jacobikirchhof  belegene  Haus  des  Schuldners  an  Heinrich 
Bredelow  vor  dem  Vogtsgericht  verlassen,  das  die  Creditoren 
vor  dem  Rath  in  Verfolg  genommen  und  w’orin  sie  per  decretuni 
immissionis  vom  Rath  immittirt  seien.“ 

Sodann  beschwert  sich  Polemann,  dass  der  Rath  ihn  in 
seinen  Arresten  störe,  wobei  der  Fronbote  des  Raths  gegen  den 
Fronboten  des  Vogts  gewaltthätig  werde,  dass  der  Rath  das 
gefundene  Gut  an  sich  zu  reissen  suche,  das  Hergewette  abge- 
schafft habe  und  seinen  Frohnen  nicht  mehr  zum  Echteding 
senden  w’olle.  Vor  Allem  fühlt  sich  der  Vogt  aber  dadurch 
gekränkt,  dass  der  Rath  in  seine  Gerichtsbarkeit  innerhalb  des 
Palatinms  eingreife,  ja  ihn  selbst  in  Haft  genommen  habe. 

„Als  der  Vogt  auf  Anfordern  eines  Bürgers  Berendt  Krullen 
in  liquidis  debitis  einen  Eingesessenen  zu  Lesum  ein  Pferd  aus- 
spannen  und  in  Ihre  FQrstl.  Gnaden  Haus  bringen  lassen,  hat 
der  Richter  durch  seinen  Diener  Jobst  Bengel  dieses  Pferd 
aus  dem  Palatium  nehmen  und  dem  Mann  wiederum  geben  lassen 
und  den  AiTest  losgesprochen,  noch  da  zu  den  Krullen  gedroht, 
darum,  dass  er  den  Arrest  bei  dem  Vogte  und  nicht  bei  ihm 
gesucht,  ernstlich  zu  strafen.“ 

Ein  ander  Mal  erzählt  er: 

er  habe  einem  Miether,  der  ihm  den  Miethzins  nicht  be- 
zahlt seine  Sachen  zurückgehalten. 

Der  Miether  habe  sicli  an  das  Niedergericht  gewandt.  Er 
habe  sich  geweigert  hier  zu  erscheinen,  weil  er  der  Jurisdiction 
des  Rathes  nicht  unterstehe.  Da  habe  man  ihn  aufs  Hopfeu- 
haus  geschleppt  und  von  lu— 1 Uhr  dort  gefangen  gehalten. 
Dann  sei  er  aufs  Rathliaus  befohlen  und  ihm  angedeutet,  wegen 
seiner  Widerspenstigkeit  werde  er  solange  in  Haft  bleiben  bis 
er  dem  Miether  seine  Sachen  herausgegeben  und  5 Mark  Strafe 
dem  Kämmerer  bezahlt  habe,  w’as  er  gezwungener  Weise 
getban  habe. 

Diese  keineswegs  selir  respectvolle  Behandlung  Polemanns, 
die  aber  wohl  zum  Theil  durch  dessen  persönliche  Eigenart  ver- 
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anlasst  wurde,  musste  begreiflicherweise  in  den  Augen  der 
Bürger  das  Amt  selbst  erheblich  herabsetzen.  Es  einzuschränken 
oder  gar  aufzuheben,  wagte  der  Rath  freilich,  wo  er  als  Ge- 
setzgeber auftrat,  noch  nicht.  In  den  1606  geschriebenen 
„statuta  reformata“  von  Krefting  wiederholt  dieser  die  wich- 
tigsten Bestimmungen  der  Odele  von  1433  über  die  Vogts- 
gerichtsbarkeit; und  sogar  zur  Anerkennung  des  echten  Dings 
cntschliesst  er  sich  im  Statut  45:  „Würde  auch  ein  echtes  Ding 
darüber  erfordert,  so  geht  es  darum,  wo  ein  Recht  ist.“  — Und 
ebensowenig  wagen  die  Glossatoren  des  Gesetzbuchs  von  1433, 
Krefting,  Almers  und  Wachmann,  die  Odele,  in  denen  vom  Vogt 
geredet  wird,  als  absoleta  et  irrationabilia  zu  bezeichnen;  die 
Glossen  schweigen,  wenn  die  Statuten  und  Odele  von  „unses 
henen  vaged  reden.“ 

Viel  zerstörender  als  jene  offene  Bekämpfung  der  fremden 
Gerichtsgewalt  unter  dem  Rathhausbogen  und  die  literarische 
Fehde  der  Assertio  wirkte  die  ohne  Polemik  vor  sich  gehende 
Ausbildung  und  Stärkung  der  Gerichtsverwaltung  des  Raths, 
welche  im  17.  und  18.  Jahrhundert  ohne  Kampf,  ja,  wie  wir 
gesehen  haben,  geradezu  im  Einverständniss  mit  dem  Vogt  die 
Gerichtsbarkeit  des  Raths  als  Schiedsinstanz,  Berufungsinstanz, 
Vollstreckungsinstanz  herausgebildet  hatte.  — 

1579  erliess  der  Rath  die  erste  Kanzleiordnung,  wodurch  eine 
förmliche  Kanzlei  geschaffen  wurde,  in  der  sowohl  gemeiner  Stadt 
und  obliegende  Sachen  als  auch  andere  Privat-  und  Bürgerhändel 
nach  Kothdurft  ordentlich  und  fleissig  expedirt  worden  sollen. 

Kurz  darauf  (1596)  erscheint  die  erste  Procuratorenordnung, 
1608,  1613  und  1614  neue  verbesserte  Ordnungen  der  Kanzlei 
und  1604  des  Procuratorenwesens. 

Die  Schaffung  einer  täglich  den  Rechtsuchenden  geöffneten 
Stelle,  in  deren  Hand  die  äussere  geschäftliche  Leitung  des 
Rechtsverkehrs  gelegt  war,  musste  den  Bürgern  als  eine  grosse 
Erleichterung  und  Verbesserung  erscheinen.  Das  Gericht  des 
Vogts  vermochte  die  alte  Form  des  mittelalterlichen  Processes 
nicht  zu  sprengen.  Er  hat  es  nie  zu  einer  Schreibstube  und 
einem  Gerichtsschreiber  gebracht,  Hülfsmittel,  welche  sobald  die 
wirtliscliaftlichen  Verliältnisse  ausgedehnter  und  complicirter 
wurden,  für  die  Vorbereitung  der  Processe  und  die  Zwangs- 
vollstreckung der  Urtheile  nicht  zu  entbehren  waren. 
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5.  Die  Boscliwerden  häufen  sicli  unter  seinem  Nachfolger 
Hermann  Zierenberg  1041),  der  ihrer  05  dem  Erz- 

bischof unterbreitet  hat,  die  zum  kleinen  Theil  in  dem  ersten 
ytader  Vergleich  (103!t)  ihre  Erledigung  gefunden  haben,  zum 
grössten  Theil  aber  sich  weiter  fortschleppen. 

Von  der  Zeit  der  beiden  letzten  Erzbischöfe  an  bis  zur 
Befreiung  der  Stadt  von  allen  fremden  Sonveränitätsrechten  im 
Jahre  1803  sind  alle  Streitigkeiten  mit  dem  Stadtvogt  nichts 
weiter  als  Staffage  in  dem  historischen  Gemälde  des  Kampfes 
um  ihre  Reichsunmittelbarkeit,  der  mit  den  wechselnden  dynas- 
tischen Geschicken  der  Herzogthümer  Bremen  und  Verden  im 
engen  Zusammenhänge  steht.  Die  politische  Geschichte  und  die 
staatsrechtlichen  Controversen  muss  man  immer  im  Auge  be- 
halten, sonst  erscheinen  die  Zierenbergschen  und  alle  folgenden 
Vogtsgravamina  als  lächerliche  Nichtigkeiten  der  bremischen 
Rechtsgeschichte.  Man  denke  an  den  schwachen  Erzbischof 
Johann  Friedrich  (151)7  bis  1034),  der  von  Christian  IV^.  von 
Dänemark  besiegt  das  Erzstift  räumen  muss  und  später  vom 
Kaiser  bedi'ängt,  der  ihn  zui'  Resignation  zu  Gunsten  des  Erz- 
herzogs Leopold  Wilhelm  zwingen  will,  bei  den  Schweden  Hülfe 
sucht.  Nach  seinem  Tode  (1635)  wird  der  dänische  Prinz 
Friedrich,  der  später  als  dänischer  König  durch  die  lex  regia 
die  absolutistische  Regierungsform  in  Dänemark  durchsetzt,  in 
einem  mit  Schweden  geschlossenen  Neutralitätsvertrage  als 
Erzbischof  anerkannt.  Gegen  die  SUidt  tritt  er  gleich  sehr 
feindselig  auf,  erzwingt  die  Oetfnnng  der  Domkirche  und  eine 
ziemlich  weitgehende  Anerkennung  seiner  Regierungsrechte  im 
Stader  Vergleich  1639. 

Artikel  X lautet: 

Zum  Zehenden,  die  von  Ihro  Fürstl.  Gnaden  Stadt-Vogt, 
Hermanno  Zierenberg  übergebene  Gravamina  anreichend,  ist 
verglichen  und  verabredet,  dass  Bürgermeister  und  Rath  in  dem 
Ertz-Bischöfllichen  Palatio  zu  Bremen  sich  alles  arrestirens, 
captivirens,  und  anderer  Thätlichkeiten  gäntzlichen  enthalten, 
sich  über  den  Stadt-Vogt  durchaus  keiner  Jurisdiction  anmassen, 
denselben  auch,  wann  die  Hegung  des  peinlichen  Nothgerichts, 
Beschreyungen  und  Friedlosslegungen  der  ausgetretenen  Todt- 
schläger  geschehen,  in  solchen  Actibus  hinführo  nicht  turbireii, 
ihm  Stadt-Vogten,  auch  in  casum  verfallender  Ehehafilen  in 

Dr.  A.  KubtoiADa,  (JescbicbCe  der  bremitebeo  bt«d(TOf(eL  4 
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substitutione  einer  qualificirtcn  Person  liinfüro  nicht  hindern 
sollen;  die  übrigen  des  Stadt-Vogts  Bescliwerungs-Puncten,  weiln 
die  von  Bremen  dieselbe  widersprechen,  auch  contrariam  imme- 
morialis  et  longissimi  temporis  possessionem  dawider  anziehen, 
die  Ertz-Bischöflfliche  aber  solchem  Einwenden  contradicireu, 
werden  zu  anderwärtigen  Tractaten  verschoben. 

Die  Beschwerden  Zierenbergs  decken  sich  zum  grossen 
TheiJ  mit  denen  Polemanns.  Er  erinnert  an  die  zur  Hegung 
des  Echtediugs  erforderlichen  *2  Rathsherm,  worauf  die  Antwort 
erfolgt : weil  keine  Partheien,  so  durch  Formular  des  Echtedings 
sich  immittiren  zu  lassen,  sich  angegeben,  wären  die  solenuia 
zu  begehren  unnöthig.') 

Er  wiederholt  die  Beschwerden,  dass  der  Rath  die  Ver- 
folgschaft der  Grundstücke  au  sich  ziehe,  ja  sogar  die  Lassungen 
der  Häuser  bei  Privatverkäufen  an  sich  zu  ziehen  suche,  jeden- 
falls bei  denen  in  der  Vorstadt  und  Neustadt,  dass  er  in  die 
Arrostanlagen  störend  eingreife  und  die  Execution  verzögere.*} 
Diesen  Klagen  über  Säumnis  machte  der  Rath  nun  ein  für  alle 
Mal  damit  ein  Ende,  dass  er  1641  eine  Executionsordnung  erliess. 

Ausdrücklich  wurde  darin  das  vogtsgerichtliche  Verfahren 
allerdings  nicht  aufgehoben.  Aber  der  Rath  nahm  die  ganze 
Procedur  sowohl  bei  der  Zwangsvollstreckung  in  Mobilien,  wie 
in  Immobilien  allein  in  die  Hand,  über  eine  etwaige  Mitwirkung 
des  Vogts  wird  sich  ausgeschwiegen,  so  dass  wohl  anzunehmen 
ist,  dass  sie  allmählig  bei  den  Bürgern  ganz  in  Vergessenheit 
gerieth. 

Es  wird  eine  öffentliche  Bekantmachung  erla.ssen,  dass  das 
Grundstück  verkault  werden  soll;  sie  ist  im  Rathhause  anzu- 
heften und  von  den  Kanzeln  der  Pfarrkirchen  dreimal  in  vier- 


')  Später  werden  die  Antworten  immer  gröber.  So  erwidert  Bürger- 
meister Herde  1622.  er  wisse  nicht,  was  ein  Eehteding  sei. 

Wenn  den  Kirchspielsboten  des  Itathes  wegen  ihrer  Verzögerung 
V'orwürfe  gemacht  wurden,  erwiderten  sie  wohl,  die  Partheien  hätten  yor 
den  Rath  gehen  sollen,  ihre  Herren  wollten  der  Vogtsgerichte  nicht  mehr 
geständig  sein.  Und  als  sich  eine  Parthei  einmal  heim  Bürgermeister  Ho;er 
beschwert,  erwiderte  dieser:  sie  hätten  jetzt  mit  dem  Braunschweigischen 
Kriege  zn  thun,  er  hätte  nur  den  Rathsherren  klagen  sollen,  dann  wäre  er 
schleuniger  zum  Ziel  gekommen,  er  müsse  Geduld  haben. 
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zehntägigen  Zwischenräumen  zn  verlesen.  Dann  erfolgt  der 
Verkauf  bei  brennender  Kerze. 

Zierenbergs  Gerichtspraxis  war  nicht  ganz  unbedeutend. 
Zwei  bis  drei  Mal  die  Woche  hat  er  in  streitigen  Civilsachen 
Gericht  gehalten.  Die  Sitzungen  filr  die  Häuserlassungen  fanden 
wohl  je  nach  den  bei  der  Kathskanzlei  eingegangenen  An- 
meldungen in  unregelmässigen  Zwischenräumen  statt. 

Nach  einem  seiner  Protokolle  leitete  er  das  gebotene  Ding 
folgendermassen  ein: 

1U19  9.  Dez.  Zu  rechter  Ding  Zeit  Tages  habe  ich 
Hermann  Zierenberg  auf  gewöhnlicher  Gerichtsstätte  die  4 Bänke 
oder  das  Vogtsgericht  genannt  gehalten  und  durch  meinen 
Frohnen  überlaut  ausschreien  lassen:  so  Jemand  zu  klagen  und 
vor  Eichte  zu  werven  hoffe,  selbiger  solle  vor  unseres  gnäd. 
Fürst  und  Herren  Gerichte  und  Stadt-Richtevogt  kommen  und 
seine  Klage  und  Werbung  verbringen,  darauf  soll  ihm  nach 
dieser  Stadt  Rechte  verhol  fen  werden. 

Die  Proteste,  die  er,  sowie  seine  Vorgänger  und  Nach- 
folger gegen  jeden  einzelnen  Eingriff  des  Raths  in  seine  Ge- 
rechtsame, für  nöthig  erachtete,  wurden  jedes  Mal  durch  Notare 
mit  höchst  weitschweifigen  Formalien  vorgenommen,  wogegen 
der  Rathe  dann  in  gleicher  Weise  reprotestirt.') 

H.  In  die  Amtszeit  des  folgenden  Stadtvogts,  des  Elter- 
manns Hermann  von  Barth,  der  ltl42  vom  Erzbischof 
Friedrich  ernannt  wird,  fallen  nun  jene  für  Bremen  so  be- 
deutungsvollen Ereignisse  in  der  letzten  Periode  des  dreissig- 
jährigen  Krieges:  die  Kämpfe  um  den  Sitz  auf  dem  Regens- 
burger Reichstag  und  das  Diplom  von  Linz,  woran  sich  die 
staatsrechtlichen  literarischen  Streitigkeiten  im  Vortrab,  Nach- 
trab und  der  Assertio  schliessen,  in  denen  weitläufig  alle  Vogtei- 
rechte und  ihre  Schmälerungen  durch  den  Rath  behandelt 
werden. 


Unter  den  65  Benchwerdeu  findet  sich  manche  komische  Einzelheit, 
z.  H. : der  Uitth  lasse  zu,  dass  der  Piihel  das  l’alatium  und  seine  Umgebung 
verunreinige,  und  dass  vor  dem  l’alatium  ein  Schweinemarkt  abgehalten 
werde;  ferner  „hat  ein  Khrb.  Uath  au  des  Erzkiachüll.  Hauses  Uofmauer  bei 
Nacht  eine  Kuhle  graben  lassen  und  salva  reverentia  des  Herrn  tsyndicus 
Secret  darin  aubringeti  lassen.* 

4* 
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1643  hatte  die  Königin  Christine  dem  König  Christian  IV. 
V.  Dänemark  den  Krieg  erklärt,  und  General  Königsmark  1645 
den  Erzbischof  Friedrich  für  immer  ans  seinem  Erzstift  verjagt, 
das  als  Reichslehen  Schweden  im  westfälischen  Frieden  za 
dauerndem  Besitz  zufiel. 

Schon  1646  war  v.  Barth  von  der  schwedischen  Regierung 
seines  Amtes  entsetzt,  weil  er  Amtshandlungen  im  Namen  des 
vertriebenen  Erzbischofs  Friedrich  vorgenommen  habe. 

7.  An  seiner  Stelle  präsentirtc  sie  den  Kanonikus  za 
St.  Ansgarii,  Henrich  Weselow,  den  der  Rath  aber  nicht 
anerkennen  wollte.  Er  nahm  den  rechtlichen  Standpunkt  ein, 
nachdem  der  Erzbischof  ans  seinem  Territorium  verjagt  und 
seiner  Regierungsgewalt  verlustig  gegangen  sei,  habe  auch  das 
Vogteiamt  sein  Ende  gefunden.  Von  1646  bis  1654  hat  die 
Stadt  Bremen  keine  vogteilichen  Amtshandlungen  mehr  geduldet 
oder  doch  dagegen  protestirt,  wo  solche  von  dem  1651  nach 
Bremen  als  Vogt  geschickten  schwedischen  Generalauditeur 
Henrich  Langemann  vorgenommen  wurden. 

Durch  den  westfälischen  Frieden  war  nach  Ansicht  des 
Raths  Schweden  in  die  Vogteigewalt  des  Erzbischofs  nicht  ein- 
gerückt. Art.  X,  wonach  der  Stadt  Bremen  ihr  gegenwärtiger 
Stand  (Status  prasens),  ihre  Freiheiten,  Rechte  und  Privilegien 
ohne  Anfechtung  verbleiben  sollte,  legte  er  dahin  aus,  dass  das 
officium  des  Vogts  mit  den  bischöflichen  Zeiten  anfgehört  habe. 
1648  bei  Abschluss  des  Friedens  sei  weder  Bischof  noch  Vogt 
vorhanden  gewesen,  und  dieser  status  müsse  der  Stadt  erhalten 
bleiben.  Während  dieses  6 Jahre  dauernden  Streites  nahm  der 
Rath  die  gerichtlichen  Handlungen  des  Vogts  vor:  die  etwaigen 
Verschreiungen,  die  Verfolgschaften  der  Häuser,  die  Lassungen, 
und  zeigte  so  den  Bürgern,  dass  die  Rechtsordnung  nicht  gestört 
werde,  wenn  man  den  Vogt  nicht  mehr  unter  dem  Rathbaus- 
bogen Gericht  halten  sehe.  1651  nahm  er  die  3 Balken  von 
der  Gerichtsstätte  fort  und  vermiethete  sie  an  Cord  Frese  zu 
einem  kleinen  Buchladen. 

Der  Aeltermann  Burchard  Lösekanne  ist  1654  als  Stadt- 
verräther  hingerichtet  worden,  ohne  dass  vom  Vogt  vorher  ein 
peinliches  Halsgericht  gehegt  wurde. 
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Aber  der  Ratli  vermochte  seine  Interpretation  nicht  durcli- 
zusetzen  und  musste  in  Art.  6 des  zweiten  Stader  Vergleichs 
(1654)  erklären: 

„Ferner  ist  ausdrücklich  verabredet,  dass  Bürgermeister  und 
Rath  in  dem  Ertzbischofflichen  Palatio  zu  Bremen,  sich  alles 
anestirens,  Captivirens  und  anderer  Thätlichkeiten  gäntzlich 
enthalten,  über  den  Stadt-Vogt  durchaus  keine  Jurisdiction  sich 
anmassen,  demselben  auch,  wenn  die  Hegung  des  peinlichen  Noth- 
Gerichts,  Bcschreiungen  und  Friedelosslegungen  der  aussge- 
trettenen  Todtschläger,  Imgleichen  die  Auflassungen  der  Inner- 
halb Weichbildes  belegenen  Häuser,  vormahligen  Gebrauch  und 
Herkommen  nach  geschehen,  in  solchen  actibus  hinführo  nicht 
turbiren,  ihn,  den  Stadtvogt,  auch  in  Casum  verfallender  Ehe- 
hafftcn,  in  Substitutiono  einer  qualificirten  Person  hinführo  nicht 
hindern  sollen“.  Langemann  wurde  demnach  seit  1654  in  seinen 
Amtshandlungen  nicht  weiter  turbirt;  das  Echteding  scheint 
aber  nach  seinen  Protokollen  zu  urtheilen  von  den  Bürgern 
kaum  noch  in  Anspruch  genommen  zu  sein. 

1655.  8.  Jan.  des  Morgens  früh  die  Bänke  spannen  lassen, 
circa  octavam  durch  den  Frohnen  das  Wikbild*)  aufgesetzt  und 
das  Kissen  gelegt,  c.  nonam  das  Gericht  Echteding  gehegt. 
Als  solches  geschehen  bin  ich  beinah  ' ^ Stunde  gesessen  und 
da  sich  Niemand  als  nur  Zuschauer  eingefunden,  aufgestanden 
und  den  Frohnen  vor  Gericht  aufwarten  lassen.  Den  Vormittag 
bin  ich  auf  dem  Markt  zuweilen  spaziren  gegangen,  nachmittags 
habe  ich  den  Frohnen  allda  aufwarten  lassen.  Um  4 Uhr 
zu  Abends  ist  das  Gericht  gehoben  und  das  Wikbild  und  Kissen 
mir  durch  den  Frohnen  wieder  zu  Haus  gebracht.  — 

In  das  Ende  seiner  Amtszeit  fällt  die  interessante  Episode 
der  kurzen  dänischen  Herrschaft  im  Erzstift.  Der  König 
Friedrich  IV.  hoffte  bei  der  Abwesenheit  des  Schwedenkönigs 
Karls  X.  in  Polen,  die  verlorenen  Stifter  Bremen  und  Verden 
wiederzugewinnen  und  rückte  1657  in  das  Herzogthum  Bremen 
ein.  Der  Kriegszug  schien  Erfolg  zu  haben.  Bremervörde 


')  Wikbilil  war  ein  liölzernes  Uäiischen,  eine  Art  Keliquionscliein,  der 
früher  das  Heilige  barg,  auf  welches  vor  Gericht  die  Kide  geleistet  wurden 
Auf  der  einen  Seite  war  der  Bischof  Willehard  abgebildet,  auf  der  andern 
das  jüngste  Gericht. 
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wurde  genommen,  und  wenn  es  gelang,  in  die  Festung  Bremen 
einzurücken,  so  war  damit  eine  vortrefiFliclie  Operationsbasis 
gewonnen.  Licentiat  Beim  wurde  von  den  Dänen  als  Gesandter 
nach  Bremen  geschickt,  um  den  Kath  zur  Thcilnahme  am  Kriege 
zu  bewegen.  Man  nahm  ihn  hier  mit  grossen  Ehren  auf  und  der 
Rath  scheint  sich  bedenklich  tief  mit  ihm  eingelassen  zu  haben. 

Aber  mit  der  dänischen  Herrschaft  hatte  es  schon  im 
folgenden  Jahre  ein  Ende.  Die  Dänen,  von  dem  aus  Polen 
zurückgekehrten  Carl  Gustav  zum  Frieden  zu  Rü.skild  gezwungen, 
wurden  1658  aus  dem  besetzten  Gebiet  verjagt,  und  der  Rath 
musste  dem  schwedischen  König  zum  Friedensschluss  in  Oldesloe 
gratulieren.  Seine  Deputirten  erhielten  aber  wegen  ihrer  dem 
dänischen  Gesandten  bezeigten  Freundlichkeiten  scharfe  Vorwürfe. 

Sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  der  1654  aus  dem  Bremer 
Rath  getretene  Bürgermeister  Speckhahn  den  Angeber  gespielt 
oder  dem  Vogt  Langemann  allerlei  zugetragen  hat.  Sicher  ist, 
dass  der  Fron  des  Vogts,  Gerd  Niemann,  1657,  an  einen  schwe- 
dischen Rittmeister  geschrieben  hatte,  der  Rath  behandle  die 
Dänen  sehr  freundlich,  alle  Herzen,  alle  Steine,  alle  Grasspirre 
seien  in  Bremen  nicht  anders  als  dänisch. 

Dem  Rath  wurde  dieser  Briefwechsel  bekannt  und  er  leitete 
eine  Untersuchung  gegen  den  Fronen  ein.  Den  Brief  konnte 
er  nicht  in  Abrede  stellen,  er  half  sich  aber  mit  einigen  all- 
gemeinen Redensarten  aus  der  Affaire  heraus,  und  der  Rath 
Hess  die  Sache  im  Sande  verlaufen. 

8.  Unter  Langemanns  Nachfolger  Elard  Ellenbrccht 
(1658 — lC7tt)  erreichten  die  Contlicte  mit  Schweden  ihren 
Höhepunkt. 

Er  war  licentiatus  Juris  und  wollte,  weil  er  einen  gradus 
besitze,  Rang  und  Gang  vor  den  Elterleuten  haben;  der 
Rath  belehrt  ihn  aber,  dass  er  keine  höhere  Stelle  und 
Ehre  als  andere  Stadtvögte  affectiren  könne,  da  er  aus  freiem 
Willen  mit  einem  solchen  niedrigen,  von  keinem  Graduirten 
vorher  verwalteten  Amte  sich  habe  belegen  lassen,  indem  seine 
Antecessores  alle  Zeit  ihren  Rang  hinter  des  Kaufmanns 
Elterleuten  gehabt. 

Nach  der  Thronbesteigung  Carls  XI.  in  Schweden  1660 
weigerte  sich  Bremen  zu  huldigen,  wenn  nicht  vorher  gewissen 
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Beschwerden  abgeholfen  sei.  Der  Batb  halte  ihrer  C6  in  einem 
weitläufigen  Memorial  zusammengestellt. 

Nachdem  Schweden  das  Domcapitel  schon  1654  secnlarisirt 
hatte,  richtete  es  jetzt  seine  Augen  auf  die  ünterstifter  St. 
Ansgarii  und  St.  Stephani.  Der  Rath  kam  aber  der  schwe- 
dischen Saecnlarisation  zuvor  und  setzte  sich  in  den  Besitz 
sämtl.  Curien  und  Wohnungen.  Ellenbrecht  protestirte  und  be- 
hauptete deren  Immunität. 

Einen  Rückhalt  und  Anstifter  zu  seinen  Protesten  fand 
Ellenbrecht  an  dem  ehemaligen  stadtverrätherischen  Bürger- 
meister Si)eckhahn,  der  als  schwedischer  Staatsrath  der  nordischen 
Grossmacht  Spiondienste  leistete. 

1658  schreibt  er  an  die  schwedische  Regierung: 

„Und  weilen  der  Rath  zu  Bremen  in  puncto  des  gebrauchten 
reichsstädtischen  praedicati  bei  ihrem  irrigen  Wahn  alles  Re- 
monstrirendes  ohngeachtet  behan-et,  so  habe  davon  dem  Herrn 
Stadtvogt  Apertur  gethan  und  ihn  ermahnet  auch  animiret,  dass 
er  allemal,  wenn  von  Seiten  des  Raths  zu  Bremen  das  reichs- 
städtische Praedikat  w'ill  gebrauchet  werden  contradiciren,  da- 
wider soleranissime  protestiren  und  Ihrer  K.  Majestät  und  dero 
Krön  Schweden  jura  reserviren,  auch  sich  dabei  mächtig  und 
unerschrocken  zeigen,  auch  wenn  er  Raths  nöthig,  es  mir  an- 
zeigen  solle.  Und  werde  ich  nicht  unterlassen,  demselben  bei 
diesen  und  allen  occurenticn,  wenn  er  nur  spricht,  nach  Ver- 
mögen zu  assistiren.“ 

Eine  Verständigung  Uber  die  Huldigung  erfolgte  nicht,  und 
General  Wrangel  suchte  vergeblich  1666  die  Stadt  durch  eine 
Belagerung  den  schw'edischen  Forderungen  geneigt  zu  machen. 

Der  in  demselben  Jahre  abgeschlossene  Frieden  zu  Haben- 
hauseu  Hess  die  Befugnisse  des  Stadtvogts  in  derselben  Un- 
bestimmtheit wie  der  zweite  Stader  Vergleich. 

Die  Stadt  solle  dem  westphälischen  Frieden  gemäss  ihre 
hergebrachten  Rechte,  Freiheiten  und  Gewohnheiten  im  kirch- 
lichen und  Weltlichen  ruhig  geniessen  und  was  im  jetzigen 
Vergleicli  nicht  geändert  und  aufgehoben,  bleibt,  wie  im  stadischen 
Vergleich  beschlossen  worden,  und  w as  man  damals  auf  künftige 
Tractate  ausgesetzt,  soll  friedsamst  in  gütliche  Verhandlung 
genommen  werden. 
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Die  Proteste  nebmen  bei  der  Uiiklailieit  der  reclitlicben 
Ordnung  wieder  ihren  Anfang. 

Der  Rath  weigert  nach  wie  vor  2 Rathsherren  zum  Echte- 
ding  zu  senden,  und  als  Ellenbrecht  bei  den  Lassungen  die 
Sporteln  erhöht,  will  der  Rath  diese  Beschwerung  der  Bürger 
nicht  dulden  und  giebt  ihnen  anheim,  die  Lassungen  auf  seiner 
Kanzlei  vorzunehmen.  Es  solle  ihnen  dann  ein  Schein  gegeben 
werden,  wodurch  sie  genugsam  versichert  seien  und  wodurch 
er  für  künftige  Ansprüche  und  Einreden  einstehe. 

Seit  lii75  lässt  Bremen  den  Ellebreeht  zu  weiteren  Rechts- 
handlungen nicht  zu.  Die  Schlacht  bei  Fehrbcllin  war  geschlagen, 
Schweden  als  Reichsfeind  erklärt  und  vom  kaiserl.  General- 
lieutnant  Baron  von  Wedell  aus  dem  Herzogthum  Bremen  ver- 
trieben w'orden,  das  zum  grössten  Theil  von  Braunschweig-Lüne- 
burg  und  Celle,  zum  kleineren  Theil  vom  Bischof  v.  Münster  in 
Seejuester  genommen  wurde. 

Das  römische  Reich  entwickelte  eine  sehr  selten  bei  ihm 
wahrzunehmende  Energie. 

Der  kaiserl.  Kommissar  liiehtenstein  Hess  verechiedene 
schwedische  Beamte  verhaften;  der  kaiserl.  Gesandte  Graf 
AVindisch-Grätz  kam  nach  Bremen  und  verlangte  eine  starke 
Contribution  für  den  Rcichskrieg,  sicherte  dagegen  in  des 
Reiches  und  Dänemarks  Namen  zu,  dass  die  Stadt  ein  freier  und 
immediater  Reichsstand  sei,  woran  sich  aber  wieder  eine  zweite 
Bestimmung  schliesst,  welche  die  Befreiung  illusorisch  macht: 

„dass  die  von  der  Krön  Schweden  prätendirten  jura  bis 
zum  Friedensschluss  oder  anderweitigem  Vergleich  in  suspenso 
bleiben  sollen.“ 

Nach  3 Jahren  waren  aber  die  Schweden  schon  wieder  im 
Besitz  der  Herzogthümer.  Der  Friede  zu  Nymwegen  (I(!78) 
zwang  nicht  allein  den  grossen  Kurfürsten  zur  Herausgabe  seiner 
Eroberungen  in  Pommern  an  Schweden,  sondern  auch  das  deutsche 
Reich  in  dem  an  den  Friedensschluss  sich  anschliessenden  Ver- 
handlungen zu  Celle  Schweden  seine  Reichslehen  wieder  ein- 
zuräumen. 

9.  Nach  Ellenbrechts  Tode  ernannte  Schweden  Iti79  den 
Alard  Hüsing  und  HiSl  Gustav  Hempel,  der  li>tt7  starb, 
zum  Stadtvogt. 
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Aus  der  kurzen  Amtszeit  des  Vogts  Hüsing  existiren 
einige  interessante  Protokolle  über  von  ihm  verrichtete  gerichtl. 
Handlungen ; nicht  auf  dem  Markte,  sondern  in  seinem  Hause 
vorgenommen,  i|i  denen  der  Kläger  wahrscheinlich  ein  schwe- 
discher Staatsangehöriger  ist  und  Beklagter  auf  schwedischem 
Grund  und  Boden  wohnt. 

Prot.  V.  3.  Oktober  1080. 

In  Sachen  Baron  Erskin  contra  die  Schwerdtfegersche  wegen 
des  Buchs:  cum  decreto,  da.ss  Beklagte  binnen  t;  Wochen 
Kläger  klaglos  zu  stellen,  oder  mit  Beschlag  und  Inventirung 
ihrer  Mobilien  in  der  Buchlade  verfahren  werden  solle. 

Memorial  des  Herrn  Rath  Michaelsen  v.  18.  Oktober  1880 
contra  die  Fresesche  in  der  kl.  Bude  am  Dom  wohnend,  in  pnncto 
einer  vermietheten  Magd,  so  aber  ihren  Mann  zu  haben  befunden, 
um  Restiluirnng  des  Mieth-,  Lohn  und  Gottesgeldes. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  noch  hervorgehoben,  dass  der 
Vogt  als  erzbischöfl.  bezw.  schwed.  Gerichtsbeamter  der  Kanzlei 
und  des  Hofgerichts  allerlei  officia  zu  erfüllen  hatte,  die  von 
seiner  Gerichtsgewalt  in  der  Stadt  ganz  unabhängig  waren. 

Bremen  war  nicht  geneigt,  die  schwedischen  Vögte  so 
leicht  wieder  in  die  verlorenen  Stellungen  eininicken  zu  lassen. 

Der  Rath  protestirte  gegen  die  Ernennung  von  Hüsing 
und  Hempel  einmal,  weil  sie  keine  Bürger  seien;  zweitens 
wiederholte  er  die  Argumente  seiner  Vorfahren:  durch  die 
Friedensschlüsse  von  Nymwegen  und  Celle  sei  alles  wieder 
auf  den  Fuss  und  ad  terminos  pacis  Westphalicae  gesetzt,  weil 
damals  kein  Vogt  vorhanden  gewesen,  so  brauche  er  ihn  auch 
jetzt  nicht  zu  dulden. 

Während  dieser  Streitigkeiten,  wobei  es  dem  Rath  zu  statten 
kam,  dass  die  schwedischen  Beamten  in  Stade  zur  Zeit  schw'erere 
Sorgen  hatten,  als  sich  um  die  Beängstigungen  der  bremischen 
Vögte  viel  zu  kümmern,  nahm  der  Rath  nun  zum  zweiten 
Mal  die  vogteilichen  Befugnisse  wahr:  die  Verschreiungen,  das 
Halsgericht,  die  Verfolgschaft  der  Häuser,  die  Lassungen. 
In  den  Bürgern  verstärkte  sich  während  dieser  Vacanzzeit  die 
üeberzeugung,  dass  des  Vogts  Gerechtsame  geschwunden  und 
die  alte  Gerichtsstätte  unter  dem  zweiten  R.ath hausbogen  ent- 
behrlich gewordtm  sei. 
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10.  Aber  Schweden  war  zu  einem  dauernden  Teraicht 
nicht  gewillt,  und  so  musste  der  Rath  nach  dem  Tode  Hempels 
1G91  Joh.  Friedrich  Zierenberg  als  Vogt  widerstrebend 
annehmen,  der  bis  17 IG  im  Amte  geblieben  ist. 

Die  alten  gravamina  wurden  wieder  im  neuen  Gewände 
vorgetragen. 

Notar  Christiani  protestirt  nomine  des  Vogts  1G92,  weil 
der  Rath  das  echte  Ding  nicht  beschickt,  vor  2 Rathsdeputirten 
und  will  dabei  den  Hut  nicht  annehmen,  weil  es  ihm  sein 
Mandant  verboten  habe.  Der  Senat  beschliesst,  dass  Notar 
Christiani  vor  den  Deputirten  nicht  zu  hören  sei. 

Die  Hauptbeschwerde  richtete  sich  auf  die  vor  dem  Vogts- 
gericht in  Abgang  gekommenen  Lassungen,  worüber  1693  auf 
einer  Conferenz  in  Zeven,  aus  schwed.  Abgesandten  und  Raths- 
deputirten bestehend,  verhandelt  wurde.  Die  letzteren  benahmen 
sich  sehr  kühl  und  reservirt  und  bemerkten ; es  stände  in  arbitrio 
emtorum  zum  Stadtvogt  oder  ad  senatum  zu  gehen,  item,  wer 
Geld  verspilden  wolle,  könne  es  thun. 

1712  streckten  die  Dänen  zum  dritten  Mal  die  Hände  nach 
den  beiden  Herzogthümern  aus.  Der  Schwedenkönig  Karl  XII. 
war  fern  in  der  Türkei ; als  er  aber  1714  wieder  auf  dem  Kriegs- 
schauplatz erschien,  zogen  die  Dänen  vor,  sich  durch  ein  gutes 
Geschäft  aus  der  Affaire  zu  ziehen.  Sie  schlossen  mit  Georg  I. 
von  Grossbrittanien,  dem  Kurfürsten  von  Hannover,  einen 
Vertrag,  wonach  sie  gegen  GüOOOü  Rthlr.  1715  diesem  die 
Herzogthümer  Bremen  und  Verden  übertrugen. 

Karl  XII.  wollte  davon  nichts  wissen;  nachdem  er  aber 
1718  in  Fricdrichshall  gefallen,  schloss  seine  Nachfolgerin  Ulrike 
Eleonore  1719  gegen  Zahlung  einer  höheren  Kaufsumme  von 
einer  Million  Reichsthaler  mit  Dänemark  ab. 

11.  Während  der  dänischen  Zwischenherrschaft  starb 
Zierenberg,  und  der  dänische  im  Palatium  residirende  Gouverneur 
v.  Wellingk  ernannte  dessen  Sohn  Johann  Georg  Zierenberg 
17 IG  zum  Nachfolger  in  der  Vogtei,  die  er  bis  173G  verwaltet  hat. 

Sein  1723  geschriebener  „Bericht  von  der  Kgl.  Stadtvogtei 
in  Bremen“  bezeichnet  das  letzte  Aufflackern  des  vogteilichen 
Widerslandes,  wofür  die  Zeit  nicht  übel  gewählt  war. 
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Wenn  Zicrenberg  auch  die  kurhannoversche  Regierung  dadurch 
niclit  zu  einer  Wiederherstellung  der  längst  verlorenen  Rechte 
zu  bewegen  hoffte,  so  doch  zu  einer  energischen  Behauptung 
der  noch  bestehenden  und  der  erst  in  den  letzten  Jahren  in 
Vergessenheit  gerathenen.  Aber  vergebens!  Die  neue  Regierung 
hatte  noch  weniger  Interesse  als  die  schwedische  für  die  Be- 
drängnisse ihres  Vogtes;  sie  liess  seine  Aufforderungen,  ihm 
beizustehen,  unbeachtet.  Aber  vielleicht  hat  er  durch  seinen 
Bericht  doch  das  erreicht,  dass  auch  in  dem  Richmonder  Edict 
Georgs  II.  vom  Jahre  1731,  das  die  Reichunmittelbarkeit  der 
Stadt  klar  und  ohne  Beschränkung  anerkannte,  die  alten  Vogtei- 
rechte noch  fest  in  der  Hand  behalten  wurden. 

„Was  aber  die  Praetensionen  der  Stadt  gegen  S.  Kgl. 
Majestät  als  Herzog  zu  Bremen  anlanget,  welche,  weder  voran- 
gezogenen Articulo  X § 8 Instr.  pacis  noch  der  Stadt  Bremen 
Immedietät  entzogen  sein,  so  reserviren  S.  Kgl.  Majestät  desfalls 
Ihre  durch  die  geschehene  schwedische  Cession  des  Herzogthums 
Bremen  erlangte  Gerechtsame  ausdrücklich ; seien  jedoch  geneigt 
und  erklären  sich  hiermit  darüber,  mit  der  Stadt  Bremen  sich 
gütlich  zusanimenzusetzen  und  der  Stadt  alles  angedeihen  lassen 
zu  wollen,  was  sie  mit  Billigkeit  wird  begehren  können.  Falls 
sie  aber  deshalben  nicht  sollten  gütlich  Übereinkommen  können, 
so  sollten  gedachte  Praetensionen  durch  das  Recht  erörtert  und 
ansgemachet  wenien,  so  wie  es  in  dem  Instr.  pacis  vorgeschrieben, 
vorgesehen  und  verordnet  ist.“ 

Aus  dem  Bericht  sehen  wir,  dass  Zierenberg  eigentlich  nur 
noch  in  der  Hand  hat;  das  peinliche  Halsgericht,  wobei  aber 
die  beiden  Rathsherrn  mit  ihrem  Erscheinen  Schwierigkeiten 
machen,  das  Xoth-  und  Blutgericht,  die  Erhebung  der  kleinen 
Abgabe  von  den  Bäckern  für  die  Freiheit  in  offenen  Fenstern 
das  Brot  feilhalten  zu  dürfen  und  die  Einziehung  des  Königszinses. 

Aber  auch  diese  finanziellen  Rechte  fangen  an  brüchig  zu 
werden. 

Von  den  33  Kleinbäckern  weigern  It  die  Zahlung,  während 
unter  den  Königszinspflichtigen  immer  mehr  Debitores  morosi 
Vorkommen. 

Gerd  Speckmann  hatte  unter  Bezugnahme  auf  den  Hille- 
bold'  scheu  Vertrag  behauptet,  da.ss  der  Königszins  bei  Sonnen- 
schein am  St.  Martinstage  bezahlt  werden  müsse  und  bei  un- 
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l)ünktlicher  Zahlung  sich  verdopple:  so  vakcn  de  klocke  sleyt 
de  haue  krejt,  de  wind  weit,  sunne  und  mand,  ebbe  und  flot 
up  und  dale  geyt. 

Das  sind  nun  freilich  recht  ungenaue  Zeitbestimmungen, 
welche  die  Strafe  füi-  die  Säumigen  festsetzen,  aber  insofern 
hat  Speckmann  doch  Recht,  dass  diese  sich  mit  nicht  ganz  un- 
erheblichen Beträgen  mit  dem  Vogt  abzufinden  hatten.  So  heisst 
es  1571  im  Kornhausrechnungsbuch: 

am  4.  März  dem  St.adtvogt  gegeben  wegen  Ungehorsams, 
dass  wir  den  Königszins  aus  dem  Kornhaus  bei  der  Nadel 
zu  rechter  Zeit  nicht  gegeben  haben:  12  Grote.  — 

Aber  die  spätere  Zeit  wollte  von  solchen  „Ammenmärchen“ 
nichts  mehr  wissen,  und  Zierenberg  hatte  bei  der  Empfangnahme 
allerlei  spöttische  oder  gi;obe  Redensarten  mit  in  den  Kauf  zu 
nehmen  oder  sah  sich  ganz  unerwarteten  Einreden  gegenüber, 
wie  der  des  Syndicus  Clamp:  der  Königszins  stamme  aus 
schwedischer  Zeit,  Schweden  rechne  noch  nach  den  dem  alten 
julianischen  Kalender,  er  brauche  daher  erst  zwölf  Tage  nach 
Martini  zu  bezahlen. 

Garnicht  übel  vertheidigt  Ziei-enberg  aber  die  rechtssym- 
bülischen  Zeitbestimmungen  den  aufgeklärten  Schuldnern  gegen- 
über, die  mit  der  Assertio  meinten  „Gewiss  hat  kein  unter 
klugen  Leuten  errichteter  Vertrag  solch  Ding  begreifen  können.“ 

Er  erwidert: 

„Der  exprimirte  Modus  des  Aufschlagens  aber  ist  zwar 
ziemlich  hart  und  scharf,  jedoch  nicht  abentheuerlich,  zumahl, 
wenn  man  auf  das  Jahr  zurücksiehet,  worinnen  der  Vertrag 
errichtet  worden:  Denn  Sonne  und  Mond  sind  von  Gott  dazu 
erschaffen,  dass  sie  scheiden  Tag  und  Nacht,  und  geben  Zeichen, 
Zeiten,  Tage  und  Jahre.“ 

' Genes:  c.  1 vs.  14.  Ps.  Iü4  vs.  Itt. 

„Und  dieser  göttlichen  Ordnung  zufolge  hat  man  darnach, 
wie  imgleichen  nach  dem  Hanen-Gesebrey,  viel  tausend  Jahre, 
ja  von  Anfang  der  Welt  bereits  die  Zeiten  eingetheilet,  und 
gescliiehet  solches  auch  noch,  und  zu  eben  dcmselbigen  Ende 
werden  auch  die  Glocken  gebraucht:  Ebbe  und  Fluth  sind  in 

diesen  Ländern  bekannt  genug,  und  haben  ordentlicher  Weise 
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ihre  gewisse  Zeit,  daiiiacli  man  die  Zeit  gar  wohl  rechnen 
kan:  Was  aber  durch  das  Wehen  des  Windes  für  eine  Arth 

die  Zeit  einzutheilen  gewesen  sey,  möclite  auch  noch  woll  ex 
Antiquitate  zu  eruiren  sein,  und  ist  etwa  jedesmalige  Ver- 
änderung und  Wechsel  des  Windes  dadurch  zu  verstehen,  als 
worauf  man  in  schiffreichen,  und  an  der  See  gi  äntzenden  Oertern 
tleissig  Acht  giebt;  wio  ich  denn  in  Holland  angemerkt  habe, 
dass  in  Tessel  alle  und  jede  Veränderungen  des  AVindcs  durch 
besonders  dazu  bestellte  Leute  aufs  genaueste  müssen  observiret 
und  annotiret,  und  davon  nach  Amsterdam  Bericht  gegeben 
werden,  woselbst  diese  Obseiwationes  täglich  zu  Jedermanu’s 
Notice  öffentlich  affigirt  werden.  — 

Es  ist  diese  vetus  Traditio  alliier  noch  zu  bekannt,  dass 
man  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  vielen  Königs-Zinss-pHichtigen 
Häusern  allerhandt  Arten  von  Gedenk-  und  Eriuiierungs-Zeichen, 
als  theils  auf  besonders  gemahlte  Taffein,  theils  in  denen  Fenster- 
Scheiben  mit  Farben  gebrandt,  theils  an  die  Thüren  und 
andersw'o  findet,  wobey  niehrentheils  ein  kleiner  Erinnerungs- 
Keim  stehet.  Welches  ja  von  Alters  her  um  keiner  anderen 
Ursachen  willen  geschehen,  als  um  der  Ssraffe  der  Versäumnis 
zu  entgehen,  welches  gewiss  von  klugen  Bürgern  und  Ein- 
wohnern nicht  geschehen  seyn,  auch  nicht  annoch  geschehen 
würde,  wenn  ihnen  ex  inveterata  Sententia  nicht  bekannt,  dass 
die  Straffe  nicht  eben  so  gering  sey.  Dass  dieses  inveterata 
a multis  Seculis  Sententia  oder  vetus  Traditio  sey,  ist  auch 
daher  erweisslich,  dass,  wio  mir  bekannt,  wenn  Häuser  ver- 
kauft, und  das  Onus  vom  Königs-Zinss  in  denen  Kauf-Oon- 
ditionen  verschwiegen  worden,  20.  30.  40  bis  50  Rthlr.  in  der 
Kauf-Summa  haben  müssen  nachgelassen  werden.  Den  Modum 
des  gedoppelten  Aufschlagens  will  zwar  Senatus  dt.  pag.  753 
auf  täglich  restringiren : Allein  es  ist  gewis,  dass  unter  1000 
Einwohner  zu  Bremen  keiner  von  einer  solchen  Tradition  des 
täglichen  Aufschlagens,  sondern  vielmehr  von  einem  solchem 
gedoppelten  Aufschlagen,  wie  in  dem  Hilleboldischen  Vertrag 
exprimiret  ist,  gehöret  haben  und  zu  sagen  wissen  wird.“ 

Eines  der  längsten  Kapitel  seiner  Schrift  enthält  Klagen 
über  die  jetzt  ganz  in  die  Hämle  des  Raths  gelangten  Lassungen, 
die  mit  der  Hoffnung  schliessen,  die  Kgl.  Regierung  werde  durch 
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nachdrückliche  Vorstellungen  bei  Bürgermeister  und  Rath  es  in 
die  Wege  richten,  dass  dieselben  die  einige  Zeit  her  abge- 
stellten Lassungen  vor  dem  Stadtvogt  wieder  herstollen.  Die 
Hoffnung  erwies  sich  als  trügerisch! 

Auch  die  Civilgerichte  waren  gewiss  thatsächlich  längst 
ausser  Uebung  gekommen,  aber  sein  Recht,  sie  nach  wie  vor 
zu  hegen,  wollte  Zierenberg  sich  nicht  rauben  lassen,  was  für 
den  Kläger  freilich  einmal  mit  recht  schlimmen  Erfahrungen 
begleitet  war. 

Es  war  im  Jahre  1732.  Der  Vogt  Joh.  Georg  Zierenberg  hatte 
sich  am  Montag  nach  dem  heiligen  Dreikönigstage  unter  dem  Rath- 
hausbogeu  eingefunden,  um  einmal  wieder  vergeblich  das  Echte- 
ding  abzuhalten.  Lüder  Goldschmidt,  eines  Bürgers  Sohn,  bald 
ein  Goldschmiedgesell,  bald  ein  Tabaksspinner  in  den  Akten 
genannt,  wollte  Klage  erheben  und  zwar  gegen  keinen  Ge- 
ringeren als  gegen  den  ganzen  Senat.  Goldschmidt  hatte  einen 
Proce.ss  beim  Niedergericht  geführt;  es  war  ihm  hier  ein  un- 
günstiges Urtheil  gesprochen  und  er  gedachte  nun  gegen  dies 
Urtheil  zu  appelliren  oder  eine  Beschwerde  wegen  verweigerter 
Justiz  gegen  den  Rath  beim  Vogt  anzubringen.  Was  von  beiden 
gemeint  war,  lässt  sich  leider  aus  den  Akten  nicht  genau  er- 
kennen, da  die  „Supplik“  die  Goldschmidt  dem  Vogte  oin- 
gereicht  hat,  darin  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Diese  Supplik 
hatte  ihm  sein  Anwalt,  Notar  Dröge  aus  Hastedt,  verfasst  und 
ihm  aufgegeben,  sie  dem  Vogt  eiuzureichen.  Dieser  nahm  sie 
ganz  freundlich  entgegen,  meinte  nur,  Goldschmidt  müsse  vorei'st 
den  ganzen  Rath  vor  das  Vogtsgericht  zur  gerichtlichen  Ver- 
handlung citiren  la.ssen,  früher  könne  nicht  verhandelt  werden. 

Von  diesem  Vorgänge  bekam  der  Rath  alsbald  Kenutniss 
und  gerieth  in  grossen  Zorn. 

Zwei  Herren  werden  zur  Untersuchung  committirt  und  auf 
deren  Bericht  beschliesst  der  Rath;  Goldschmidt  müsse  ins 
Zuchthaus. 

„In  uralten  Zeiten  — heisst  es  im  Protokoll  der  Deputirten 
— hätte  man  wohl  eine  Klagesache  allda  (vor  dem  Vogtsgericht) 
Vorbringen  können,  darüber  ein  Paar  Bürger  eine  Findung 
gemacht,  dabei  es  geblieben,  wenn  nicht  ad  senatum  appellirt 
worden.  Aber  senatum  sei  nie  vor  dem  Vogt  verklagt 
worden.  Dies  delictum  sei  zu  enorm.  Goldschniid  beruft 
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sich  auf  den  ihm  von  seinem  Anwalt  ertheilten  Rath  und  meint, 
w'enn  Einer  ins  Zuchthaus  müsse,  so  sei  es  Notar  Dröge  in 
Hastedt.  Darauf  lässt  der  Rath  sich  aber  nicht  ein  und  setzt 
den  Goldschmid  auf  unbestimmte  Zeit  gefangen. 

Goldschmid  richtet  nun  eine  Reihe  von  Bittschriften  an 
den  Rath,  ihn  doch  frei  zu  geben. 

Endlich,  nachdem  er  einige  Alonate  im  Zuchthaus  verblieben, 
lässt  ihn  der  Rath  frei;  aber  noch  so  sehr  von  der  Frechheit 
des  Bürgers  erregt,  dass  er  Goldschmidt,  wie  man  es  von  den 
gefangenen  und  wieder  freigelassenen  kriegerischen  Feinden  im 
Mittelalter  verlangte,  Urfehde  schwören  lässt,  sich  wegen  der 
erlittenen  Strafe  nicht  an  dem  Rath  und  der  Stadt  zu  rächen. 

Seitdem  hört  man  nichts  mehr  davon,  dass  ein  Bürger  vor 
den  Vogt  eine  Civilsache  gebracht  hat,  und  mit  diesem  köst- 
lichen Characterzuge,  der  zugleich  typisch  ist  für  den  Kampf 
des  Richters  auf  offenem  Markt  mit  dem  Richter  im  Rathhaus- 
zimmer, endet  unsere  Kunde  von  der  Civilgerichtsbarkeit  des 
Stadtvogts. 

12.  Zierenbergs  Nachfolger,  Dr.  juris  utrinsque  Lüder 
Christoph  Kanneugiesser,  bekleidete  sein  Amt  nur  1 Jahr 
bis  173«.  Duntze  berichtet  von  ihm,  dass  er  aus  Verdruss  ge- 
storben sei,  weil  seine  Collegon  — die  Doctores  juris  — ihm  bei 
einer  Procession  den  Rang  streitig  machten,  andere  ganz  zurück- 
bliebon  und  ihn  allein  gehen  Hessen.*) 

Er  hat  nicht  einen  einzigen  vogteilichen  Actus  verrichtet, 
sagt  Cassel. 

1 3.  Als  die  Stelle  neu  zu  besetzen  war,  vereinigte  sie  die  chur- 
hannoversche Regierung  sehr  verständig  mit  der  des  Structuarius, 
dem  die  Verwaltung  der  Domsgüter  oblag.  Structuarius  Caspar 
Friedr.  Renner  erhielt  die  Vogtei  1738,  blieb  bis  1772  im 
Amte  und  lebte  mit  Rath  und  Bürgerschaft  in  Frieden.  Der 
Hauptnerv  der  Streitigkeiten  um  die  vogteilichen  Gerechtsame, 
um  die  dem  Vogt  unentbehrlichen  Einkünfte,  wurde  durch  diese 
Vereinigung  getödtet.  Renners  Function  beschränkte  sich  auf 
die  Hegung  des  peinlichen  Gerichts  und  die  Einziehung  des 
Königszinses,  wobei  er  den  Wind  wehen  und  den  Hahn  krähen 


')  Duiitze  Geschichte  der  l'reieu  Hansestadt  Bremen,  Bd.  IV,  S.  33. 
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Hess,  ohne  daraus  iTolgen  des  Zahlungsverzuges  ablciten  zu 
Wüllen.  In  seiner  Bestellungsurkunde  wird  ihm  freilich  noch 
ernstlich  anbefohlen,  das  Echteding  im  Namen  Kgl.  Majestät 
V.  Hannover  regelmässig  nach  wie  vor  zu  hegen. 

Renner  war  Mitarbeiter  am  niederdeutschen  Wörterbuch, 
gab  das  Gedicht  „Henning  de  Hahn“  heraus,  war  Mitglied  der 
bremischen  deutschen  Gesellschaft,  ein  beliebter  Gelegenheits- 
dichter und  beschäftigte  sich  in  seinen  Musestunden  mit  Musik, 
Zeichnen  und  Drechseln. 

Unter  ihm  wird  es  Sitte,  derHeguug  des  peinlichen  Hals- 
gerichts eine  akademische  Rede  vor  dem  Rathsstuhl  vorangehen 
zu  lassen.  Beispielsw'eise  über  folgende  interessante  Themata: 
„Greif  zu,  ehe  Dir  die  Hände  gebunden  werden.“—  „Tnrdus 
ipse  sibi  malum  cacat“.  „Die  Drossel  kommt  in  ihrem  eigenen 
Uuflath  um.“  Diese  zoologische  Merkwürdigkeit  hielt  Renner 
für  geeignet,  nach  der  Verurtheilung  einer  armen  Kindesmörderin 
vorzutragen.  Die  Rede  beginnt  mit  dem  Raube  der  Helena  und 
der  darauf  folgenden  Verwüstung  des  trojanischen  Reichs,  geht 
auf  die  Malzeiten  des  Thyestes  über,  berührt  die  Kiudesmorde 
der  Medea,  um  dann  in  den  vorliegenden  criminalrcchtlichen 
Thatbestand  überzuleiten.  Eine  kleine  Malice  gegen  den  Rath 
vorzubringen,  konnte  aber  auch  der  friedfertige  Renner  in  Er- 
innerung an  schönere  Zeiten  nicht  unterlassen.  Bei  Gelegen- 
heit einer  Verurtheilung  von  zwei  Diebinnen  zum  Strange, 
wählte  er  als  Thema  seiner  Rede  „Wer  stehlen  will  und 
nicht  hangen,  der  gehe  nach  Bremen  und  lasse  sich  fangen.“ 

14.  Unter  seinem  Sohn  Joh.  Christ.  Georg  Renner  von 
1772— I7;i8  Structuarius  und  Vogt  ist  das  letzte  Halsgericht 
178(1  gehegt  worden,  dessen  Beschreibung  sich  im  Bremischen 
Magazin  S.  18  findet.  Das  Mittelalter  steigt  zum  letzten  Mal 
als  ein  Gespenst  in  die  Zeit  der  Aulklärung  hinein,  und  der 
arme  Sünder  mag  Angst  genug  bei  dem  rechtlichen  Hokuspokus 
ausgestauden  haben,  der  mit  ihm  vorgenonimen  wurde,  ehe  es 
zum  eigentlichen  Köpfen  kam.  Es  ist  vielleicht  nicht  un- 
interessant, einiges  aus  den  Protokollen  dieser  Sterbescene  im 
doppelten  Sinne  mitzutheilen. 

Xicolaus  Junge  hatte  seiner  Schwägerin  schwere  Körper- 
verletzungen zugefügt,  die  den  Tod  zur  Folge  hatten.  Der 
Rath  verurtheilte  ihn  zur  Enthauptung  mit  dem  Schwert. 
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Zur  Vollstreckung  des  Urtlieils  wird  der  Vogt  aul  den 
28.  Sept.  1787  Morgens  gegen  halb  0 Uhr  auf  d<us  ßathhaus 
geladen  um  „nach  Anhörung  dessen,  was  ihm  vorher  von 
E.  H.  H.  Rath  vorgetragen  werden  würde,  sein  stadtvogteiliches 
Amt  in  Hegung  eines  peinlichen  Halsgerichts,  dem  Herkommen 
gemäss,  zu  bekleiden.“  — 

Er  erscheint  zu  bestimmter  Zeit  in  schwarzer  Kleidung 
mit  einem  Mantel  vor  dem  Ratlisstuhle  und  hört  mit  entblösstem 
Haupte  eine  längere  Rede  des  Bürgermeisters  an,  die  er  weit- 
läufig beantwortet. 

Dann  entfernt  er  sich,  und  der  Scharfrichter  Johann  Georg 
Goepel  wird  vorgerufen.  Er  vernimmt  das  Urtheil  und  ver- 
spricht die  ihm  aufgetragene  Execution  nach  bestem  Vermögen 
zu  bewiiken. 

Bald  meldet  der  Rathsdiener  Caspar  Bischoif,  dass  sich 
der  Delinijuent  dem  Rathhause  nähere.  Der  Vogt  mit  seinem 
Frohnen,  der  Rathsactuar,  der  Rathsdieuer  begeben  sich  an  die 
Gerichts.stätte  unter  dem  zweiten  Rathhausbogen.  Hier  treffen 
sie  den  Verurtheilten  mit  einem  Prediger  und  zwei  Candidaten. 
Nachdem  ein  Commando  Soldaten  einen  Kreis  furmirt  hat,  wird 
das  peinliche  Halsgericht  gehegt. 

Ego  Actuarins. 

Herr  Vagt,  hier  steit  Casper  Bischof  von  wegen  Enes 
Edlen  Hoch  und  Wolwiesen  Raths  düsser  Stadt  un  is  begören, 
dat  ji  Öhme  ene  Güdinge  heget. 

Vagt. 

Is  idt  Güdinge  tyd  dages? 

Ego  Actuarius. 

Dewielen  ji  Macht  un  Gewalt  hebbet  von  wegen  Römisch 
Keyserl.  Majestät,  Ihro  König!.  Grotbrittannische  Majestät,  ock 
Churforstl.  Braunschweig-Lüneburgische  Durchlauchten  als  Her- 
togen tho  Bremen,  so  is  idt  Güdinge  tyd  dages. 

Vagt. 

So  hege  ick  ene  Güdinge  thon  ersten,  andern  un  derden 
mahl,  thon  verden,  voften  un  sösten  mahl,  thon  sövden,  achten 
und  Hegenden  mahl,  wat  ji  wieder  im  Namen  Enes  Edlen  Hoch- 
■wiesen  Raths  antobringen  hebbet,  dat  schal  juw  fry  stahn. 

Dr.  A,  Kublmikan,  Oe*chlcb(e  der  bremiicbcn  SudtvugtcL  ö 
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Ego  Actnarius. 

Herr  Vagt,  liyr  steit  Casper  Bischof  von  wegen  E.  E.  H. 
Raths  (IQsser  Stadt  iin  is  begörcn,  dat  ick  diissen  armen  Sunner 
siene  Jlissedat  entdecken  möge. 

Vagt. 

Dat  schal  juw  verlöret  sj’n. 

Ego  Actnarius. 

Herr  Vagt  gegcnwardigo  arme  Sunner  Niclaus  Junge  is 
dör  Z3'ne  egene  beckendniss  awerwiset,  dat  he  zj’iies  versturwe- 
neu  Broders  Johan  Hiurich  Jungen  Wcdcwe  vormiddelst  levens- 
geverlycker  Verwundung  berovet  lieft. 

Ego  porro. 

Herr  Vagt  hier  steit  Ca.sper  Bischof  un  is  begörcn,  dat  ji 
diissen  armen  Sunner  woldet  fragen,  wat  he  dartho  segget. 

Vagt. 

Xiclaus  Junge  wat  segst  Du  dartho? 

Derselbe  antwortete:  Ja! 

Ego  Actnarius. 

Herr  Vagt  dewilcn  düsse  arme  Sunner  dat  avcrmahls  ge- 
ständig is,  so  steit  hier  Casper  Bischof  un  klaget  sulkes  Römisch 
Keyserl.  Majestät  ock  Köiiigl.  Grotbrittanischer  Majestät  un 
Churforstl.  Braunschweig  - Düneburgischen  Durchlauchten  als 
Hertogen  tho  Bremen,  ock  juw  Herr  Vagt  un  allen  denjenigen 
so  recht  leef  uu  unrecht  leid  is,  uu  begeret  ferners,  dat  ji 
Öhme  willen  enen  Mann  wiesen,  de  ühme  eno  ordeel  Hnne  dat 
recht  is,  of  nicht  düsse  Niclaus  Junge  Keyserl.  Majestät  eene 
Wedde  schuldig  sy  un  wat  de  Wedde  syn  schall. 

Vagt. 

Dat  schall  Johau  Georg  Goepel  dohn. 

Schaifrichter. 

Herr  Vagt,  dewyl  dat  lezte  Ordel  my  anbefohlen  tvard  von 
wegen  Keyserl.  Majestät,  so  ock  Enes  Edlen  Hoch  wiesen  Rahdes 
düsser  Stadt  Bremen,  so  will  ick  düssen  armen  Sunner  nehmen 
un  henuth  föhren  an  de  Gerichtsstäde  un  denselben  mit  den 
Sehwerd  vom  leven  thoui  dode  bringen,  öhme  thor  wollver- 
deenten  Strafe  un  aunern  thom  Exempel  damit  Ihro  Keyserl. 
Majestät  ock  Ihro  König!.  Grotbrittannische  Jfajestät,  so  ock 
Enes  Edlen  Hoch  un  Wollwiesen  Rahdes  düsser  Stadt  Öhre 
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loffliko  Hoheit  gestärket  un  nicht  geswäcket  werden  möge,  von 
rechtswegen. 

Xacli  beendigtem  Halsgericht  fahren  3 Rathslierren  in  dem 
mit  4 Pferden  bespannten  Ratliswagen  unter  Vorreitung  der 
12  reitenden  Diener  zum  Gerichtsplatz  (einem  Hügel  im  Dorfe 
Walle  in  der  Nälie  Bremens). 

Hier  wird  abermals  von  Soldaten  ein  Kreis  gebildet  und 
der  Herr  Camerarins  (ein  Ratlisherr)  hält  eine  längere  Ansprache. 

„Dreizig  Jahre  sind  jetzt  bereits  verflossen,  dass  E.  H.  H. 
Rath  der  keyserl.  freien  Reichsstadt  Bremen  nach  Seiner  eben 
so  grossen  Menschen-  als  Gereclitigkeitsliebe  der  so  hüdist  un- 
angenehmen  Xothwendigkeit  überhoben  gewesen  ist,  an  diesem 
scliauderhaften  Orte  Tode.sstrafeu  an  Missethülern  vollziehen  zu 
lassen,  — und  o!  wie  erfrenlicli  würde  es  seyn,  wenn  eine 
würklich  immer  mehr  unter  uns  zunehmende  Sittenverbesserung 
künftig  dergleichen  traurige  Straf- Rxempel  noch  seltener  machen 
sollte  u.  s.  w. 

Xach  Beendigung  der  Rede  spricht  der  Prediger  ein  Gebet 
und  die  E.xecution  wird  vom  Nachrichter  „auf  das  glücklichste 
mit  einem  Hieb  vollzogen.“ 

1.').  Der  letzte  Stadtvogt  war  der  Justiz rath  v.  Spilker 
von  17U9 — 1802.  Dieser  schien  nicht  übel  Lust  zu  haben,  den 
Kampf  mit  dem  Rath  wieder  aufzmiehmen. 

Er  überraschte  Rath  und  Bürger  damit,  dass  er  den  Doms- 
thurm mit  einem  möglichst  grossen  vergoldeten  AV'appen  seines 
Königs  und  de.ssen  Namenschitfre  über  dem  Zifferblatt  ver- 
zieren Hess. 

Aber  als  1801  in  Regensbnrg  die  Verhandlungen  über  die 
Territorialverändernngen  begannen,  die  mit  dem  Reichsdeputations- 
haupt.schluss  (1803)  endigten,  war  es  mit  den  Restaurationsplänen 
vorbei. 

Es  war  der  diplomatischen  Geschicklichkeit  des  Senators 
Georg  Gröning  gelungen,  die  sogen.  Acqiiirendensache,  d.  h.  die 
Abtretung  der  hannöver.schen  Rechte  und  Besitzungen  in  Stadt 
und  Gebiet,  glücklich  zu  erledigen  und  die  förml.  Uebergabo 
auf  den  1.  Dez.  1803  zu  erreichen. 

An  die  Regelung  im  Einzelnen,  die  der  Justizrath  Spilker 
im  Aullrage  Hannovers  leitete  knüpften  sich  noch  allerlei 
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Schwierigkeiten  und  Weiterungen  — nur  die  Aufliebung  der 
Vogteigerechtsame  ging  sehr  glatt  von  Statten. 

Noch  bevor  der  Reichsdeputationshauptschluss  in  Kraft  ge- 
treten, konnte  Spilker  am  2'J.  Kovember  1802  dem  Senat  ein 
Schreiben  überreichen,  worin  er  ihm  das  Aufhüren  der  Stadtvogtei 
anzeigte.  Es  heisst  nach  einigen  einleitenden  Worten  darin: 

Dass  es  mit  den  Gesinnungen  seiner  Kgl.  Majestät  und 
Kurfürstl.  Durchlauchten  meines  allergnädigsten  Landes- 
herrn übereinstimmeu  wird,  dass  die  allerhöchst  demselben 
zustehende  Vogtei  über  die  Stadt  mit  dem  davon  depen- 
direpden  Rechten  und  Verhältnissen  den  1.  Dez.  dieses 
Jahres  1802  aufliüren  könne. 

So  starb  die  Stadtvogtei  im  Alter  von  837  Jahren  an 
völliger  Entkräftung.  Wappen  und  Namenschiffre  des  Kurfürsten 
v.  Hannover  blieben  als  einzige  Erinnerung  zurück:  „ein  Gemälde, 
das  — wie  Bürgermeister  Heineken  erzählt,  — bis  zu  seinem 
baldigen  Verlöschen,  von  den  Bürgern  des  Stadtvogts  Spilker 
Abschiedskarte  genannt  wurde.“  — ') 


Christ.  Abraham  Heineken.  Ueschiehto  der  fr.  Hansest.  lircmeii  Tun 
der  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zu  deren  Unterwerfung  unter  dem  franz. 
Scepter.  Manuscript  auf  der  Hreiuer  Stadtbibliothek. 
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Vorwort. 


Wie  das  Wasserrecht  Oberhaupt,  so  ist  insbesondere  das 
Deichrecht  in  do^atischer  und  historischer  Hinsicht  von  der 
Wissenschaft  bisher  recht  stiefmQtterlich  behandelt  worden. 
Das  deutsche  Deichrecht  hat  in  dogmatischer  Beziehung  Ober- 
haupt erst  einmal  eine  umfassende  Bearbeitung  gefunden.  Im 
Jahre  1(190  veröffentlichte  Jodocus  Hackmann  zu  Stade  eine 
Darstellung  des  zu  seinen  Zeiten  in  Deutschland  geltenden 
Deichrechts,  der  er  nur  einzelne  und  zum  Teil  völlig  wertlose 
historische  Erörterungen  einflocht.  Seit  diesen  Tagen  sind  schon 
Ober  200  Jahre  ins  Land  gegangen,  ohne  dass  ein  Schriftsteller 
sich  an  die  Schilderung  des  geltenden  gemeinen  deutschen  Deich- 
rechts auf  grösserer  Grundlage  gemacht  hätte.  Die  Ursache 
hiervon  ist  nur  zum  Teil  darin  zu  suchen,  dass  einer  frucht- 
baren Lösung  der  Aufgabe  die  partikuläre  Zersplitterung  des 
Deichrechts  erhebliche  Schwierigkeiten  bereitet.  Zum  grössten 
Teil  trägt  vielmehr  an  der  Vernachlässigung  der  Umstand  Schuld, 
dass  es  an  einer  grundlegenden  Arbeit  Ober  die  Geschichte  des 
deutschen  Deichrechts  fehlt.  Denn  gerade  beim  Deichrecht 
zeigt  sich  die  Unentbehrlichkeit  historischer  Forschung  im 
hellsten  Licht.  Sind  doch  die  geltenden  Deichordnungen  von 
der  modernen  Gesetzgebung  nicht  als  neugeartete  Wesen  in  die 
Welt  gesetzt,  sondern  Kinder  einer  mehr  als  tausendjährigen 
Entwicklung.  Gat  doch  jede  Deichordnung  eine  mehr  oder 
minder  grosse  Zahl  von  Vorstufen,  auf  denen  sie  sich  aufbaut,  ohne 
deren  Kenntnis  sie  nicht  gründlich  verstanden  werden  kann. 
Zudem  reicht  manches  geltende  Deichrecht  unmittelbar  in  eine 
längst  entschwundene  Zeit  zurück  und  kann  so  nur  durch  ein 
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Zurückgehen  auf  die  jene  Zeit  beherrschenden  Rechtsanscbauungen 
richtig  gewürdigt  werden.  Kann  so  eine  Darstellung  der 
Geschichte  des  deutschen  Deichrechts  eine  Bearbeitung  des 
geltenden  Deichrechts  überhaupt  erst  ermöglichen,  so  trügt 
sie,  abgesehen  von  dieser  praktischen  Bedeutung,  wie  jede 
historische  Forschung,  ihren  Zweck  und  ihren  Wert  in  sich 
selbst.  Auch  wenn  es  heute  keiue  Deiche  mehr  gäbe,  würde 
eine  historische  Schilderung  des  Deichrechts  nicht  unangebracht 
sein.  Den  Germanisten  aber  muss  der  Stoff  ganz  besonders 
reizen,  da  das  Deichrecht,  eine  Fülle  deutscher  Recbtsgedanken 
bergend,  sich  gegen  den  Einfluss  der  Reception  mannhaft  gewehrt 
und  eine  grosse  Anzahl  deutscher  Rechtsinstitute  und  Rechts- 
begriffe  eigenartig  beleuchtet  oder  zur  kraftvollen  Ausgestaltung 
gebracht  hat. 

Der  Darstellung  der  Geschichte  des  deutschen  Deichrechts 
stehen  freilich  die  erheblichsten  Schwierigkeiten  entgegen.  Es 
fehlt  zwar  nicht  an  kleineren  Ausführungen,  die  gute  Finger- 
zeige geben;  doch  betrachten  sie  mehr  oder  weniger  die  Ge- 
schichte des  Deichrechts  von  einem  ganz  bestimmten  Gesichts- 
punkt ans;  auch  entbehren  sie  einer  vollständigen  Berücksichtigung 
des  umfassenden  Quellenmaterials.  Solche  Abhandlungen  aber, 
die  sich  genauer  mit  der  Geschichte  des  Deichrechts  eines  be- 
stimmten kleineren  Landgebiets  beschäftigen,  sind  nur  sehr 
spärlich  vorhanden.  Dies  macht  sich  um  so  fühlbarer,  als  es 
auch  an  einer  grösseren  Anzahl  brauchbarer  dogmatischer  Dar- 
stellungen dieses  oder  jenes  partikulären  Deichrechts  gebricht. 

Zu  diesen  Schwierigkeiten  gesellen  sich  andere  Momente, 
welche  einer  historischen  Schilderung  des  Deichrechts  wenigstens 
zur  Zeit  grosse  Hindernisse  bereiten.  Zu  ihnen  gehört  namentlich 
der  Umstand,  dass  das  deichrechtliche  Quellenmaterial  so  sehr 
zerstreut  ist  Wennschon  es  in  dieser  Hin.sicht  mit  den 
holländischen  Quellen  besser  steht,  so  ist  es  doch  mit  dem 
spezifisch  deutschen  recht  übel  bestellt.  Dazu  kommt,  dass  an  sich 
zu  einer  genauen  Interpretation  aller  Quellen  die  weitgehendsten 
geographischen  und  topographischen  Studien  nötig  sind. 
Man  bedürfte  eigentlich  zu  jedem  Quellenkreis  eines  ganz 
detaillierten  Plans  der  betreffenden  Gebiete,  ein  Wunsch,  der 
freilich  für  viele  Gebietsteile  wegen  der  vielfachen  Vei-änderung 
durch  Meereseinbruch  und  Wasserflut  als  unerfüllbar  bezeichnet 
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werden  muss.  In  den  umfangreicheren  Deichl&ndem  steht  ferner 
die  Entwicklung  des  Deichrechts  mit  der  Entwicklung  der 
Staatsverfassung  im  engsten  Zusammenhang  und  kann  ohne  eine 
genaue  Kenntnis  der  letzteren  nicht  richtig  gewürdigt  werden. 
Andrerseits  basiert  das  Deichrecht  auf  den  Siedlungs-  und 
Agrarverhältnissen,  ein  Umstand,  der  von  juristischer  Seite 
teils  ganz  übersehen,  teils  nicht  ausgiebig  genug  verwertet  ist 
Schliesslich  ist  eine  gewisse  Vertrautheit  mit  der  Deichtecbnik 
unentbehrlich,  wennschon  sie  lange  nicht  die  Rolle  spielt,  die 
man  ihr  zuzuschreiben  anfangs  sehr  leicht  geneigt  ist 

Je  weiter  ich  mich  mit  den  Vorarbeiten  für  eine  solche 
Darstellung  beschäftigte,  um  so  mehr  erschien  mir  eine  Zu- 
sammenstellung des  zerstreuten  Quellenmaterials  als  eine  un- 
bedingte Notwendigkeit.  Da  es  sich  bei  der  Geschichte  des 
deutschen  Deichrechts  um  die  Entwicklung  eines  durch  Ab- 
straktion gefundenen  gemeinen  deutschen  Sonderrechts  handelt,  so 
war  einmal  ohne  solche  Zusammenstellung  eine  Lösung  der  Aufgabe 
überhaupt  unmöglich ; sodann  aber  musste  dem  partikulären  Forscher 
eine  Handhabe  zur  Verfolgung  der  Sonderrichtungen  im  Deichrecht 
gewährt  werden,  da  ja  die  Darstellung  nur  das  gemeine  Deich- 
recht enthält.  Nur  gedruckte  und,  wenn  ich  nicht  besonders 
darauf  hingewiesen  habe,  von  mir  durchgerarbeitete  Quellen 
sind  zusammengestellt  worden;  manche  Quellen  sind  in  Zeit- 
schriften .so  verborgen,  da.ss  ich  kaum  hoffen  kann,  aller 
habhaft  geworden  zu  sein.  Nicht  vollständig  ist  jedenfalls  die 
Zusammenstellung  der  holländischen  Quellen,  da  mir  verschiedene 
nicht  zugänglich  waren.  Sie  ist  auch  nur  Tür  Deutsche  zur 
Orientierung  und  Weiterforschung  bestimmt.  Dem  Holländer 
stehen  holländische  Quellen  in  reichlicherem  Masse  zur  Ver- 
fügung, und  er  bedarf  keiner  Orientierung.  Die  Wichtigkeit, 
die  ich  so  der  Qnellenzusammenstellung  zuschreiben  muss,  hat 
mich  auch  veranlasst,  sie  dem  Werke  nicht  als  Anhang  beizu- 
geben, .sondern  sie  in  die  Einleitung  zu  stellen,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  das  dies  den  Leser  als  trocken  und  langweilig 
anmutet. 

Der  vorliegende  Teil  enthält  ausser  der  Einleitung  die 
beiden  ersten  Abschnitte  der  ersten  Periode,  welche  „Die  Anlage 
von  Deichen“  und  „Die  Deichverbände“  behandeln.  Ein  zweiter 
Teil  wird  die  Darstellung  der  ersten  Periode  beendigen  und 
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„Die  Deichlast“  (Abschnitt  ITT),  „Die  sonstigen  Rechtsverhältnisse 
an  den  Deichen“  (Abschnitt  IV)  und  „Die  Deichverwaltung“ 
(Abschnitt  V)  erörtern ; mit  der  Schilderung  der  zweiten  Periode 
wird  er  schliessen.  Der  zweite  Teil  wird  den  ersten  an 
Umfang  nicht  wesentlich  übersteigen. 

In  dem  Abschnitt  über  „Die  Anlage  von  Deichen“  musste 
vieles  erörtert  werden,  was  auf  den  ersten  Blick  nur  lose,  in 
Wahrheit  aber  sehr  eng  mit  dem  Thema  in  Zusammenhang 
steht.  Manches  wird  erst  der  zweite  Teil  bestätigen  können. 


Göttingen,  im  Mai  1901. 


olulius  (aierke. 
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mehr  als  Zubehür  des  Deiches  betrachtet  — Consequenzen 
(113)  — ß)  Bildung  von  Aussendeichsinteressentenscbaften 
(115)  — e)  Das  landesherrliche  Ansssndeichsregal  (il7)  — 
Inanspruchnahme  (118)  — Berufung  aut  verschiedene  rechtliche 
Gesichtspunkte  (118) — W irkungen  (120)  — V ergabungen  (120) 

— Verwirrung  und  Uecbtsunsicherheit;  keine  Klärung  der 
Frage(121)  — Aufkommen  des Erfordoruisses  der  Besitznahme 
bei  Anschwemmungen  (122)  — Angehen  des  Landesherrn 
vor  der  Bedeichung  ( 123)  — Entwicklung  landesherrlicher 
Hoheitsrechte  (123):  Erlaubnis,  Befehl  zum  Eindeicheu  (124)  . 110 

III.  Veryabungm  zur  Pimleichutiji  ( 124)  — Stufenleiter  von 
GrUndem  (124)  — Zuerst  in  den  Niederlanden  (124)  — 
Aelteste  Urkunde  für  Bremen  (124)  — Sonstige  Quellen  (125) 

— Drei  Gruppen  von  Personen  (126) 124 

1.  Die  Veryubrr{li6)  — Selbständige  Vergaben,  privilogirte 

Vergaben  (I27)  — Unterschiede  (127)  — Stellung  der  Ver- 
gaben zu  den  Ijandstrichen  (130)  — Das  Ausgeben  (131)  — 
Oeffentlichrechtliche  Verträge  (131)  — Verkauf  (131)  . . 126 

2.  Die  jl/ilielxptraoneii  (133)  - Mission  und  Herrschaftsrechte 
(133)  — Vergleich  mit  den  privilegierten  Vergaben!  (134) 

— Zehntherrlicbkeit  (134)  — Gerichtsbarkeit  (135)  — 
Bussen  (130)  — Zehnten  (136)  - Jahresabgabe  (137)  — 
Verwaltungsrechtliche  Befugnisse  (137)  — Ewiges  Ein- 
deicbungsrecht  (137)  — Besondere  Gerechtigkeiten  (138)  — 
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Freijahre  (138)  — Verhältnis  derselben  an  den  Zehnten 
(139)  — Beginn  der  Freijahre  (UO)  — Stellung  zum  Land 
(MO)  — Gemeinsames  Merkmal  (141)  — Mehrere  Mittels- 
personen (142)  — Neue  Mittelspersonen  durch  Vermittlung 
der  ersten  (142)  — Beitritt  und  Eintritt  (143)  — Frist  für 
die  Bedeichung  (144)  . . . • 133 

3.  Die  Ansiedler  (145)  — Freiheit  und  Unfreiheit  (145)  — 
Gerichtsbarkeit  (146)  — Anstellung  von  Beamten  und 
Deichbeamten  (147)  — Die  Ansiedler  als  Gemeinden  — 
Verquickung  — Einfügung  — Die  Ansiedler  nur  Deich- 
verbandsgenosseo  (147)  — Begünstigungen  (148)  — Recht- 
liche Stellung  des  Ansiedlers  zu  seiner  Parzelle  (148)  — 

Die  Parzelle  selbst  (151;  — Marschbufe  — Regelmässige 
und  unregelmässige  Siedlungen  — Die  Inselsiedlnngen  (151) 

— Anlage  der  Deiche  von  allen  gemeinschaftlich  (H'i)  — - 
Deichbaulast  dinglich  (153)  — Vergabungen  zu  Teilmassen 
einer  Uufe  (153)  — Inhalt  der  Deicbhauverpflicbtung  (154j  145 

4.  i'eranlnssunij  zu  den  Deichaulagen  (155)  — Kultiviernng : 

Wiesen,  Acker-,  Moorkultur  (155)  — Veranlassung  zur 
Kultivierung  (156) 155 

I\'.  Die  iMichanlayen  der  Deirhbaulterrtt  (156)  — Sie  beruhen 
auf  keiner  Vergabung  zur  Eindeichung  (157)  — Deich- 
anlagen  zum  Zweck  der  Ijandgewiunung  (157)  — Die 
ältesten  von  Seiten  der  Klöster  (157)  — Unterschiede 
gegenüber  den  Deicbaulagen  auf  Grund  von  Vergabungen  zur 
Eindeichung  (158)  — Persönliches  und  dingliches  — herr- 
schaftliches und  genossenschaftliches  Moment  (158)  — Un- 
durchsichtigkeit der  Quollen  (159)  — Sonstige  Deicbaulagen 
der  Deichbauberrn  (159) 156 

V Die  Sjtäteren  Deirhnnlngen  der  freien  Gemeinden  und  bduer- 
liehen  Deichrerbiinde  (159)  — Neue  Eindeichungen  (159)  — 
Freies  Schalten  bei  Insel-  und  Randlandsiedlungen  (160)  — 
Vermutungen  (160)  — Tochterdeichgemeinden  — Mutter- 
deichgemeinden — Deichlandschafteu  ( 160)  — Zurücktreten 
des  Ansiedlungsgedankens,  Streben  nach  Reichtum  (161)  — 
Aufkommen  der  Verpflichtung  des  Gemeindeglieds  gegenüber 
der  Gemeinde  sich  an  der  Eindeichung  zu  beteiligen  (161) 

— Bedeichungen  von  Landschaften,  Kirchspielen,  Bauer- 
schaften  (162)  — Verträge  von  Urtschaften  als  Gesamtbänder 
zu  deichen  (163)  — Eindeichungen  von  Deichgenossen- 
scbaften  (163)  — Einwirkungen  des  landesherrlichen  Aussen- 
deichsregals (164)  — Erlaubnis  (164)  — Befehl  (165)  — 
Deicbbauten  von  Gemeinden  und  Deichverbändeu  zum  Schutz 
des  Distrikts  (166)  — Dingliche  Verpflichtung  des  Mit- 
glieds (167) 159 
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VI.  Eintieichungen  der  AusaendeichsMeresientenschaften  (166)  — 
ZusaiiimeDgchlasa  von  auiaen  (166)  — Beiapiele  (167)  — 
Naturalwirtachaftlicher  Betrieb  (167)  — Qeldwirtachaftlicher 

(168)  — Dinglicbkeit  der  Eindeicbnogapflirbt  (168)  . . . 

Vll.  nurrhüchltujen  Otter  Vfhersrhlogen  rtm  Strttmen  und  Ge- 

ictissern  (169)  — Allgemeinere  BeibUlfe  (169)  — Motb- 
maaalicbe  Quelle  für  die  Beteiligung  ganaer  Landacbaften 

(169)  — Sonatige  Darcbacblagungen  (170)  — Einwirkung 
dea  Landeaherm  (170) 

VIII.  Itie  Enttitehungiijeschichtr  der  ohrigkeitliehen  Erlaabnh  zum 
Deichbau  (171)  — Begriffliche  Abgrenzung  (171)  — Ein- 
wirkung der  Herrschaft  (172)  — Die  iandeaherrliche  Gewalt 
(172)  — 1.  Erlaubnis  beim  Ausaendeichalaud  (172)  — 2.  Er- 
laubnis zu  Deichbanten  in  StrSmen  (175)  

IX.  Dtr  Zwang  zu  Deichanlagen  (175)  — Vereinzelte  Ausbildung 
einer  Untertbanenpflicbt  zu  neuen  Deichanlagen  (176);  sie 
findet  sieb  nur  beim  Ansaendeicbsland  und  trägt  einen  agrar- 

und  finanzpolitischen  Charakter  (177) 

X.  Deichanlagen,  die  für  anilere  schaiUich  sind  (178)  — Mangel 
an  besonderen  Reebtssätzen;  aber  als  widerrechtlich  galten 
Deichbanten,  die  grosse  üeberschwemmungen  oder  Be- 
hinderung der  Schiffahrt  herbeifilhrten  (178) 

XI.  Die  Enteignung  Itei  neuen  Deichanlagen  (llS)  — Verschiedene 
Arten  (179)  — 1.  Enteignung  zur  Verschaffung  des  Deich- 
grundes (179)  — Gründe  für  ihr  spätes  und  vereinzeltes 
Vorkommen  (179)  — Auftauchen  derselben  aber  sofort  mit 
der  gegebenen  Möglichkeit  (180)  — Beispiele  (180)  — 
2.  Enteignung  dinglicher  Weidenntzungsreebte  auf  dem  Be- 
deichungsterrain (181)  — Verwerfung  der  Ansicht  Georg 
Meyers  (182)  . . . , 

Zweiter  Abschnitt. 

Die  Deichverbände. 

Allseiueines. 

Zwei  Gegensätze:  1.  Gemeindedoichvorbände  — Deichver- 
bände im  engeren  Sinn. 

2.  Genossenschaftliche  Freiheit  — Herrschaft . . 

§ 1.  Die  Entstehung  der  Delehverbftnde. 

1 Die  ältesten  Dcichrerbantle  — Die  freien  Deiebverbäude 
sind  älter  als  die  herrscdiaftlichen  Deichverbändo.  Die  Ge- 
ineiudodeichverbändu  sind  älter  als  die  Doichverbände  im 
engeren  Sinn  — Dies  beweisen:  1.  Quellen  Friedlands, 
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welche  vor  der  Zeit  liegen,  in  welcher  zum  ersten  Haie  ein 
besonderer  Deichbeamter  erwähnt  wird,  indem  nach  ihnen 
a)  jeder  Schulze  mit  seinen  Asegen  die  Deichverwaltung 
ausBbte  (185)  — b)  die  Gemeinde  für  den  nnvermägenden 
Deichhalter  eintrat  (185)  — 2.  Spätere  Quellen  (1S7)  — 
Frieslands  (188)  — Wurstens  (19Ö)  — Flanderns  (190  — 
Hollands  (191)  — Ditmarschens  (193)  — Schleswigs  (194) 
— Hadelns  (194)  — Altendorfs,  des  Billwärders , des 

Hammerhroks,  Sandhofens  (195) 

II.  Die  Entstehung  der  freien  Gemeindedeivhrerbände  (196)  — 

1.  Die  ältesten  faUen  mit  der  ersten  Anlage  von  Deichen 

in  einem  Gebiet  zusammen  (196)  — 2.  Entstehung  kleinerer 
Gemeindedeichverbände  innerhalb  grBsserer  durch  eine  Ver- 
teilung des  Deichs  nach  Schlägen  (196)  — 3.  Durch  neue 
Ansiedlungen  (197)  — 4.  Durch  Einweisungen  (198)  — 
5.  Durch  andere  Umstände  (198)  — 6.  Entstehung  von 
Samtgemeindedeicbverbänden  (198) 

111.  Die  herrschaftlichen  Deichverbände  (200)  — Herrschaftliche 
Deichverbände  im  engsten  Sinn  (201)  — Herrschaftliche 
Gemeindedeichverbände  entstanden:  1.  Durch  Vergabungen 
(201)  — Vergabungen  zur  Wiederbedeichung  t202)  — 

2.  Dadurch,  dass  ein  Herr  Uber  einen  Gemeindedeichverband 
trat  (202)  — 3.  Herrschaftliche  Samtgemeindedeichverbände 


(203) 200 

IV.  Entstehung  der  DeirhrcrbänAe  im  eruieren  Sinn  (203)  — 

1.  Auf  Grund  neuer  Ansiedlungen  (203)  — Samtdeichver- 


bände im  engeren  Sinn  (206)  — 2.  Innerhalb  eines  Ge- 
meindeverbandes durch  Einweisung  einzelner  DBrfer  oder 
einzelner  Bauern  in  den  Deich  (207)  — 3.  Innerhalb  eines 
Oemeindedeichverbandes  durch  Verschiebungen  der  Voraus- 
setzungen für  die  Mitgliedschaft  (209)  — 4.  Durch  das 
Eingreifen  von  Schleusenverbänden  (209)  — 5.  Infolge  der 
Rechtsanschanung,  dass  alles  durch  einen  Deich  geschützte 
Gebiet  deichpilichtig  sei  (211)  — a)  Einweisung  Dritter 
(213)  — b)  Gegenseitige  BeihUlfe  (215)  — 6.  Bei  späteren 
Aussenlandsbedeicbungen  (217)  — 7.  Entstehung  von  Samt- 
deichverbänden im  engeren  Sinn  infolge  politischer  Unter- 
lagen und  freien  Einungen  (219)  — 8.  Kleinere  Deichver- 
bände  innerhalb  der  Deichverbände  — Hüftorverbände  (224) 


— Verwaltungsrechtliche  Abgrenzungen  (227)  — Herrschaft- 
liche Deiebverbände  im  engeren  Sinn  (227) 203 

V.  Die  freie  Einung  und  die  Deicheerbände  (227)  — Die  Mehr- 
zahl der  Schriftsteller  erblickt  in  der  freien  Einung  nach- 


barlicher Grundbesitzer  die  älteste  oder  einzige  Quelle  der 
Deichverbände  — Unbaltbarkeit  dieser  Ansichten  (227)  — 
Auch  später  spielte  die  freie  Einung  von  Interessenten 
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keine  bedentendere  Rolle  (228^  — Nicht  za  Tenrecbseln  ist 
die  freie  Einung  von  Interessenten  mit  der  freien  Einung 
überhaupt.  Diese  rief  namentlich  die  Siedlungs-  und  Tochter- 
gemeinden und  Kolonien  ins  Lehen.  Sie  war  aber  eine 
Einung  z u Interessenten,  nicht  der  Interessenten  (229) 

§ 2.  Die  ZusammenHetzung  der  Deiohrerbände. 

1 Allgemeine»  (230)  — Ausgangspunkt  von  den  Qemeindedeich- 
verbänden  — Ausscheiden  der  herrschaftlichen  Deichverb&nde 
im  engsten  Sinn  — Ausscheiden  der  Gliedstellungen  von 
Verbänden 

11.  Die  MilijUedechaß  vom  Standpunkt  des  Individuums  aus 
(231)  — 1.  Ihre  Vornussetzungen  (231)  — a)  Die  persön- 
lichen Voraussetzungen  zum  Vollgenossen  (2321  — Aus- 
märker (232)  — Wohnsitz  (233)  — Frauen  (234)  — Kinder 
und  Hindeigährige  (235)  — Ungeteilte  Erheu  (235)  — Anf- 
nabme  (236)  — Spatenzieben  (236) 

b)  Die  dinglichen  Voraussetzungen  zum  Vollgenossen  (237) 
— Grundbesitz  — a)  Ursprüngliche  Zustände  — Ausschluss 
der  mittelbaren  Genossen,  der  Grundbesitzlosen  und  Nicbt- 
Vollbufenleute  (237)  — ß)  Aufsteigen  der  mittelbaren  Ge- 
nossen — Deichpflicht  — Teilnahme  an  der  Deichverwaltung 
(238)  — Nicht  mehr  volle  Hufe  massgebend  — OftSpaltung 
der  Basis  der  Deichlast  und  der  Teilnahme  an  der  Deich- 
renraltung  (238)  — Hinsichtlich  der  Deichlast  entweder 
Hofbesitzer  oder  Landbesitzer  pflichtig  (238)  — Regelmässig 
AckergrundstUcke  belastet  — Anfangs  keine  bestimmte 
Grösse;  Grundbesitzlose  ausgeschlossen  — Später  Ab- 
weiohungen  (239)  — Deicblast  untrennbar  vom  Grundstück 

(240)  — Möglichkeit  der  Harmonie  der  Basis  der  Deichlast 

mit  derjenigen  der  Qemeindelast  (240)  — Erfordernis  eines 
schutzbedUrftigen  Grundstücks  — Aufnahme  von  Grund- 
stücken (240)  — Hinsichtlich  der  Teilnahme  an  der  Deich- 
cerwaltuny  übereinstimmende  Basis  mit  Gemeinderecht  und 
Deichlast  oder  Disharmonie  — Höfe  — AckergrundstUcke 
(bestimmte  Grösse)  (240)  — 8)  Heranziehung  Dritter 

dinglich  Berechtigter,  die  nicht  im  Besitz  des  Grundstücks 

(241)  

c)  Verlust  der  Mitgliedschaft  (24t)  — Veräusscrung  (241) 

o)  Austritt  (242)  — ß)  Ausschluss  (243)  — Verlust  des 
mittelbaren  Genossenrechts  (245) 

2.  Inhalt  der  Mitgliedschaft  (245)  — a)  Rechte  des  Voll- 

genossen, des  Nichtvollgenossen  (246)  — b)  Pflichten  des 
Vollgenossen,  des  Nichtvollgenossen  (247) 

3.  Uinlany  der  Mitgliedschaft  (247)  — Ursprüngliche  Gleich- 
lieit,  spätere  Verschiedenheit  — a)  Verhältnis  der  Vollge- 
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nossen  za  einander  (247)  — Verschiedenheit  der  Deicbpflicbt 
infolge  dinglicher  and  persSnIicher  Momente  (248)  — Ver- 
schiedenheit in  Bezog  auf  sonstige  Pflichten  (249)  — Unter- 
schiede hinsichtlich  der  Rechte  auf  dinglicher  Basis  oder 
aas  persönlichen  Gründen  (250)  — Besondere  Genossen- 
klasscn  als  Gliederverbände  (250)  — b)  Unterschiede  zwischen 
Vollgenossen  und  Schutzgenossen  (251)  — Ursprünglich 
war  der  Unterschied  ein  qualitativer;  er  näherte  sich  aber 
einem  quantitativen  (251) 247 

III.  Hirrscha/'tliche  Deirhecrhändf  im  engsten  Sinn  (251)  — Zu- 

gehörigkeit bestimmt  durch  ein  persönliches  Verhältnis  zum 
Uerm;  daboi  oft  dingliche  Basis;  Pflichten  und  Rechte  des 
Untorthanen,  Umfang,  Austritt  und  Ausschluss  (252)  . . 251 

IV.  Gliedstellung  eonVerhiimlen  (252)  — 1.  Herrschaftliche  Ver- 
bände im  engsten  Sinn  (2521  — 2.  Genossenscbaften  (253) 

— Allmähliche  Entwicklung  von  Gliedstellungeu  auf  Grund 
von  V'erteiliingcn  des  Deiches,  von  Eintrittspflichten,  Ein- 
weisungen in  den  Deich  (253)  — Besondere  Rechte  und 
Pflichten  von  Genossenschaften  (254)  — GliedstoUung  von 
Deichverbänden  iu  Samtdeicbvorbänden  (255)  — 3.  Ge- 
mischte Verbände  (255)  . . . 252 

§ 3.  Die  Or^rane  der  Deich rerbäude. 

1.  Die  MitgUederversiinwdung  (256)  — Anfangs  nur  die  sicht- 
bare Erscheinung  des  Verbandes  — Allmähliche  Entwicklung 
zum  Organ  — 1.  Willuusakt  der  Gesamtheit  ursprünglich 
nur  durch  Einstimmigkeit  aller;  später  die  Xichterschiouenen 
ausgeschlossen;  Einführung  des  Majoritätsprinzips  (256)  — 

Zur  Teilnahme  oft  bestimmte  Grundstücksgrösse  oder  ver- 
hältnismässig grosser  Grundbesitz  erforderlich;  sogar  Mehr- 
heit der  am  meisten  Begüterten  ausschlaggebend  (257)  — 

2.  Einstimmiger  Beschluss  bei  Sonderrechten  und  Sonder- 
pfliebten;  Beispiele  für  Souderreclil«  und  Sonderpflichten 
(258)  — 3.  Zusammentritt  und  Thätigkoit;  Anlässe  zur 
Versammlung;  Zeit;  Ort;  Tbätigkeitsbereich ; Veränderungen 
infolge  des  Einflusses  von  öffentlichou  Gewalten  und  anderen 

Verbandsorganen  (258)  . . . . 256 

11.  Die  Driehbeamten  (261)  — Allgemeines:  Ursprünglich 

waren  allu  Beamte  gewöhnliche  Gomoiudebeamte;  später 
kamen  besondere  Deichbeamte  aut.  — Diese  Deicbbeamten 
waren  nur  Gemeindebcamte  oder  nur  Beamte  des  Spezial- 
verbandes oder  beides  zugleich.  Der  älteste  besondere 
Deicbbeamte  war  nur  Gemcindebeamtor.  ln  Deiebverbänden 
im  engeren  Sinn  auch  gewöhnliche  Gemeindebeamte;  regel- 
mässig besondere  Deicbbeamte;  diese  sind  zuerst  zugleich 
Gemeiudebeaiute,  später  nur  Spezialbeamte  (261).  — Recht- 
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liehe  Stellung  bestimmt  durch  den  Gegensatz  zwischen  Ge- 
nossenschaft und  Herrschaft;  herrschaftliche  Ifeichverbiinde 
im  engsten  Sinn;  herrschaftlicher  Einfluss  auch  bei  be- 
sonderen Deichbeamten;  herrschaftliche  und  genossenschaft- 
liche Zwischenstufen;  nicht  immer  herrschaftlicher  Kingrilf, 
sondern  von  vornherein  bei  der  Enlstebuug  llerrschaftsmacht 
vorhanden  — Allmähliche  Entwicklung  der  besonderen 

Deichbeamten;  zuerst  untergeordnetes,  dann  böheres,  schliess- 
lich subalternes  Heamteutuiii;  nicht  jeder  Deichverband  hat 
diese  Entwicklung  durchgemacht;  Uebernahme  des  ent- 
wickelten Deichbeamtentums  auf  neu  entstehende  Deich- 
verbände.  Von  dem  ausgeprägten  Deiclibeaintentum  des 

Jlittelalters  ist  auszugehen  — Einteilung  (303)  . . . 

1.  Deichgraf'en  ('-’64)  — Erstes  Auftreten  (304)  — a)  Be- 

rufung zum  Amt  (205)  — Verschiedenheiten,  vermittelnde 
Systeme  — Eidesleistung  (20‘.l)  — Amtsdaiier  (209)  — Er- 
fordernisse (209)  — b.  Pflichten  und  Hechte  (271)  - 
c)  Verhältnis  zu  anderen  Deichbeamten  (271)  - Ueber- 
orduung,  Nebenordnung.  Unterordnung  (271).  — d)  Ver- 
hältnis zu  der  gewöhulichen  Laudesvorwaltuug  — Ueber-, 
Neben-,  Unterordnung  (273) 

2.  Hie  ubrujen  l >eiihrichler  und  DeiihijesehuoreHeii  (275)  — 

Aehnlichkeiten  mit  deu  Deichgrafen  — Allmähliche  Ent- 
wicklung des  Deichrichter-  und  Deichgeschworenenamts  — 
a)  Deichrichter-  und  Deichgeschworenenkollegien  niederer 
Ordnung  (270)  — a)  Anstellung  (270)  — Verschieden- 
heiten p277 ) — Herrschaftlicher  Einfluss  in  Holland;  Ent- 
ziehung der  von  deu  Verbänden  nusgeübten  Anstellung  (270) 
— Vermittidnde  Systeme  (279)  — Eidesleistung  (20U)  — 
Erfordernisse  zum  Amt  (201)  — Zwang  zur  Annahme  des 
Amts  (282)  — Gastereien  (283)  — Amtsdauer  — Ur- 
sprünglich ein  Jahr  — Spätere  Modiflkationen  (284)  — 
ß)  Pflichten  und  Hechte  (285)  — f)  Gemeinsames  Kollegium 
mehrerer  Deichverbaude  — Wirksamkeit  desselben  (2o7)  — 
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§ 1- 

Die  Deiche. 

I.  Deich  [(niederd.  dik;  nierdorl.  dijk,  angcls.  die,  engl, 
dike,  niittelhochd.  ticli,  teicli ')  lat.  aggei -)]  hängt  seinem  Ursprung 
nach  mit  Teich  =piscina  zusammen.  Beides  bedeutet  etwas 
Aul'gegrabeues,  beides  hat  mitdikan,  dican,  dyken  = graben  die- 
selbe Wurzel. ')  Der  gleiche  Klang  und  die  gleiche  Schreibweise'*) 
vun  Deich  und  Teich  sollen  zu  manchen  V^erwechslungen  Veran- 
lassung gegeben  haben.'’)  Das  Hochdeutsche  hat  unter  nieder- 
deutschem Einfluss  sich  bei  dem  Deich  für  das  D entschieden, 


')  Anden'  Sclireibarteu  sind  t'oI|;eude:  dye,  dyk,  dyck.  dieck. 

^ Ändere  lateiniselie  liezeicbuaiu;eii  bei  Haukiiiaiiu  , De  jure  a^gerum“ 
K.  1.  S.  13 — Iß,  denen  binzuzulügen  i.st  dieu«  u.  obstmetio. 

’)  l'cber  älter«  Versuche  es  von  Tti/o;  mler  dem  bebräiseben  Tlaajeck 
berauleiten  (!)  vergl.  Freeso,  .Ostfriesland  und  Harlingerland*  S.  2.35. 

*)  Vgl.  .Ss]).  2,  2s. 

■■’)  Die  Fama  er/.äblt.  dass  in  einem  Streit  Uber  Deich«  ein  tierichtsbof 
Kecht  sprach  binsicbtlirb  von  Fischteichen  (Feltmann  .Dissertatio  de 
accessionibiis  memorabilibus“  Amstelodami  Ißiil,  S.  .'ißj;  dass  in  einem 
I’rozess,  in  welchem  um  das  Eigentum  an  einem  Deich  gestritten  wurde,  die 
Prozesspartei,  welche  sich  energisch  gegen  die  rehernahme  des  Iteielies 
sträubte,  von  dem  Uichtcr,  der  meinte,  dass  es  sich  um  einen  Teich  handelte, 
darauf  aufmerksam  gemacht  wurde,  sie  solle  doch  nicht  .so  seht  gegen  ihren 
eigenen  Vorteil  verfahren,  (liackmann  S ItWJ.  Die  .Sage  berichtet  sogar, 
dass  der  Herzog  von  W'iirtemberg,  wie  ihm  sein  .Schwager  Ktinig  (ieorg 
Christian  klagte,  was  für  ungeheure  ,\usgaben  ihm  die  Deich«  seines  f.audes 
verursachten,  ihm  geantwortet  haben  soll:  Er  wundere  sich  gewaltig 

darüber,  denn  sonst  pflegten  doch  Teiche  ihren  Eigentümern  einen  recht 
beträchtlichen  Xu'zen  zu  bringen  (Feltmann  a.  a.  0,j 

1* 
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während  es  bei  dem  Teich  an  dem  mittelhoclidentsclien  T fest- 
gehalten hat.**) 

Der  Deich,  welcher  dem  Deichreeht  unterliegt, 
ist  eine  aufgeworfene  Erderhühung,  w'elche  Länder- 
strecken gegen  Uebersch wemmung  schützen  soll.") 
Es  giebt  Erderhühnngen,  die  auch  mit  Deich  bezeichnet  werden, 
aber  einen  ganz  anderen  Zweck  verfolgen.  Sie  werden  z.  B. 
errichtet,  um  das  Wasser  zu  einer  Jfühle  abzuleiten oder  um 
Fische  zu  fangen.")  Diese  Deiche  unterliegen  dem  Deichrecht 
nicht.  Oft  wird  auch  der  Ausdruck  „Damm“  (Tamm)  für 
Deicli  gebraucht."*)  Streng  genommen  bezeichnet  man  mit  Damm 
eine  Erderhühung,  welche  einem  anderen  Zw'eck  dient,  die  das 
Wasser  ableiten,  „Keisenden  eine  beciueme  b'ahrt  verschafien, 
den  hinderlichen  Zufluss  des  Wassers  bei  Grundbauten  verhüten 
oder  dazu  dienen  soll,  das  Wasser  bequemer  auszuschöpfen“.") 


“j  Gegen  diese  Kntsclioiduiig  wehrte  sich  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  kraiiipflialt  ein  gewisses  Höiiert.  „Er  konnte  nicht  begreifen, 
warum  man  Deich  nicht  Teich  schreiben  soll,  nicht  einsehen,  warum  man 
den  Fischbehältern  ein  T.  gönnet,  die  Deiche  aber  mit  D abfertigt".  Vgl. 
Freese  a.  a.  O.  A. 

Diese  kurze  Definition  begreift  alles  Nötige  in  sich.  Andere  bei 
Jlackmanu  S.  17  und  Ueineken  „Tentaniina  juris  aggeralis  Koi  publicae 
Hremensis  § 1.  — Itetreft'a  des  Unterschiedes  zwischen  Deich  und  Wurth 
vcrgl.  unten  A.  20. 

0 Vcrgl.  Grimm  „Wcistüiner“  I.  S.  327  (Lörrach)  14;  Lateinisch 
heisst  der  llühlendeich  agger;  vergl.  Leges  terrae  Scaniae  a Woldemaro  I. 
a.  1163  sancitae  Lib.  XII,  cap.  1 bei  Westphalen  „Monum.  ined.“  I\’ 
S.  2076,  lerncr  siehe  die  Urkunde  Uber  den  Kauf  einer  Mühle  nebst  so  viel 
Landes  als  zur  Unterhaltung  des  Mühlcndeiches  nötig,  bei  Westphalen 
.a.  a.  Ü.  II.  S.  16. 

*)  Vergl.  Bremer  Bursprake  (140s)  bei  rufendorf  „übservationes“ 
II.  S.  117.  art.  93.  „Ock  en  schal  me  neue  Staken  scblan  ofto  Dike  in 
de  Wesser  diken,  Xegen  ogeu  edder  ander  Fische  to  fangen“.  Diese 
Fischdeiebe  wurden  also  iu  das  Wasser  gesetzt  und  behinderten  den 
Stromlauf.  Vergl.  Urkunde  von  l.')03  bei  Michelsen  „Altditmarsche 
Rcchtsquellen“  S.  264:  „Nemaut  schal  den  auwstrom  thoedykeu  effte  tho- 
weren  uppe  twyntich  Voten  ua,  so  dat  dat  wather  schol  hebben  sj  uen 
fryeu  gank“  . . . Auch  diese  Deiche  heissen  lateinisch  aggeres,  siehe  die 
Gesetze  AVoldemars  (1163)  a.  a.  0.  (A.  «j.  Vcrgl.  auch  unten  A.  14. 
z.  B.  Ssp.  II,  56,  Bergh.  11.  Anhang  No.  63  (a.  128o). 

“)  Vergl.  Silberschlag  „Hydrotechnik“  I.  § 34.^.  — Ein  Beispiel, 
wo  Damm  nur  einen  Weg  darstellt,  bei  Riedel  „Codez  Diplomaticus 
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Ebenso  wie  man  sich  hüten  muss,  diese  verschiedener  Arten 
von  Dämmen  zu  verwechseln,'-)  muss  man  auch  die  „AVehren“, 
welche  Deiche  sind,'  ')  von  den  AVchren,  die  nicht  dieselben 
Zwecke  verfolgen,*-*)  genau  unterscheiden.'-’) 

II.  Der  Deichbau  w'ar  den  antiken  Kulturvölkern  bekannt. 
Einer  sehr  alten  Zeit  gehören  die  Nildeiche  in  Aegypten  an, 
deren  Schutz  später  die  Römer  sich  angedeilieu  Hessen.'")  Iin 


brauilenbiirgensis“  V.  S.  141  Ca.  14S3);  ein  Heiapiel  für  einen  Mühlendamm 
im  JUtsclicn  Low  1.  c.  57.  $ 1:  ,.Idt  mach  neuiant  van  nyes  up  Mühlen 
buwen,  bo  he.bbe  den  den  Dam  unde  de  Damated«.* 

■7]  Sie  verwechselt  mitunter  ilackmauii.  — Vergl.  auch  das  (int- 
achten  der  K ielcr-,J  uristenfaku  1 1 ät  vom  Jahre  1752  (Schleswig- 
ilol-steinische  Anzeigen  17.52  .Stuck  20.  sub  lU).  Hier  wird  jeder  Unter- 
schied zwischen  Deichen  und  Dämmen  verworfen.  Man  sage  zwar  „Teich 
und  Damm*-  (z.  1!.  .Mit  Dykeii  unde  Damen  moeu  mene  Friesland  er- 
liolden“);  aber  dies  sei  ein  Pleonasmus.  Dies  Gutachten  wurde  sogleich  in 
denselben  Anzeigen  Stück  bekämpft.  Ks  sei  ein  Unterschied,  man 
schliesse  nicht  unnötig  beide  in  Kirchengebete  und  Eide  ein.  Dämme 
stauten  das  liiunenwasser  oder  dienten  zu  \V>gen  durch  tiefe  Oerter.  (Die 
Schleswig-Holsteinische  Landgerichtsordnung  behandle  sie  bei  den  Wegeuj. 
Beide  Erörterungen  schiessen  über  das  Ziel  hinaus,  es  besteht  manchmal 
ein  Unterschied,  manchmal  keiner.  Der  Ausdruck  .Deich  und  Damm“  ist 
häutig  pleonastiscb  zu  nehmen. 

■’J  z.  B.  Oesterreichische  Weistümer  I,  S.  326. 

“J  Vergl.  a.  a.  0.  VI,  147  (Fischfaugi;  1,  14  (Mühlenwehre,  wöhr 
ains  schlifl'stains).  Siehe  ferner  Hamburger  Landrecht  (1603)  art.  76. 
.Dcw-iele  ock  dorch  vele  Wehre  un  Bühneu  de  in  der  Elve  nu  Billen  hüpig 
gesettet,  der  Dupe  des  Elvestromes  un  der  Billen  groten  Schaden  werd 
thogeföget,  so  schölen  ock  alle  solche  W'chre  un  Bühnen  gautz  afgeschaß'et 
und  nemand  desülven  tho  gebrucken  hernamals  tbogelaton  werden.“  Vergl. 
auch  oben  u.  Urkunde  von  1503,  ferner  Riedel  I.  S.  .'180  (Fischwehr). — 
Vor  einer  Verwechslung  der  Wehnm,  welche  gegen  Ucberschwemmung 
schützen  sollen,  mit  den  Wehren,  welche  als  Befestigiingswcrke  gegen 
menschliche  Feinde  dienen,  brancht  wohl  nicht  gewarnt  zu  werden. 

>•'■)  Selten  findet  sich  für  Deich  der  .\usdruck  Wall.  In  dieser  Be- 
deutung steht  das  Wort  bei  Dricssen  „Monumenta  Oroiiingana“  II 
S.  284  in  dem  lateinischen  Text  der  Urkunde  heisst  es  agger;  den  enl- 
sprcchenden  lateinischen  Ausdruck  gebraucht  .Saxo,  vergl.  unten  .A.  .I.'!. 

’'•)  Vergl.  1.  10  D.  de  extr.  crim.  47,  11;  1.  un.  <!.  de  Nili  agger. 
9,  38.  — Wer  Lust  hat,  die  langweiligen  Erörterungen  Hack  mau  ns  über 
Deiche  vor  oder  nach  der  Siindtlut,  über  die  Deiche  der  .Semiramis,  der 
Babylonier,  Phönicier  und  Griechen  zu  lesen,  diT  findet  sie  in  seinem  Deich- 
recht  am  Aaifaug  des  drillen  Kapitels. 
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Übrigen  sind  die  Xacliricliten  der  röniisclien  Schriftsteller'")  und 
die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  rücksichtlich  der  Deiche"') 
so  spärlich,  dass  von  einem  entwickelten  römischen  Deichwesen 
nicht  die  Rede  gewesen  sein  kann.  Den  Deutschen  blieb  es 
Vorbehalten,  das  Deichwesen  seiner  Blüte  zuzuführen.  Dass  es 
freilich  eine  Zeit  gegeben  hat,  in  welcher  keine  Deiche  in 
Deutschland  existierten,  obwohl  seine  Bewohner  in  Sitte,  Recht 
und  Kultur  schon  auf  einer  hölieren  Stufe  standen,  ist  sicher. 
Plinins,  Cäsar  und  Tacitns  wissen  von  Deichen  in  Deutschland 
nichts  zu  berichten.  Die  Schilderung  bei  Plinins  über  die 
Chauken  an  der  Nordseeküste  giebt  uns  ein  stimmungsvolles 
Bild,  wie  man  sich  teilweise  gegen  das  Ungestüm  des  Meeres 
in  der  ältesten  Zeit  sicherte.  Eine  armselige  Bevölkerung 
wohnt  auf  Hügeln  oder  Erhöhungen,  die  sie  sich  selbst  auf- 
geworfen hat,  und  die  bei  Wassersnot,  von  den  Fluten  unbedeckt, 
einen  sicheren  Aufenthalt  gewähren."*)  Eine  Uebertreibung  ist 
es  nun  zwar,  wenn  man  die  ganzen  Marschlande  mit  solchen 
Worthen  bedeckt  sein  lässt,  wenn  man  meint,  dass  grosse 
Dörfer  sgn.  Worthgenossenschaften  längs  der  ganzen  Nordsee 
auf  Hügeln  angelegt  waren.-^’)  Plinius  redet  nur  von  einem 


'■)  Cicero  ile  off.  II.  1.  Virgil  .\eii.  II.  l!n>,  497. 

I'eber  ilas  rünusclie  Recht  vergl.  unten  Huch  II. 

Plinius  .Histor.  nat.“  lih.  1(1  c.  1:  ,Snnt  rcro  in  Bcptemtrione 

visae  nnbia  Chaucorniu.  qui  niajores  rainoresque  appellautur.  Vasto  ibi 
meatu  bis  dierum  noctiuniqne  singniaruin  intervallis  effusiis  in  iniinensum 
agitiir  Oieanus,  aeternam  operiens  reruni  natiirae  confroversiain.  ilubiumque 
terrae  ait  an  parte  in  maria.  Illic  misera  gens  tiiniulos  obtinet  altos  ant 
tribunalia  structa  inaiiibus  ail  expcrimenla  altissimi  aestna  lasis  ita  im- 
pasitis,  navigantibusque  siiuiles.  qnum  inlegant  uquae  circnmilata,  naufragis 
vero,  qmini  neccesserint.  fugienteaque  cnui  mari  pisee.s  circa  tuguria  venan- 
tur.“  Vergl.  auch  die  Auslegung  Auhagens  .(irumllagen  der  Marseb- 
wirtsebaft“  § S.  u.  nnten  .\.  21. 

**)  A.  M.  Auhagen  a.  a.  O.  — I'eber  diese  Worthen.  Wnriben, 
Warfen.  Worpen  (holl,  terpen.  wieren  vergl.  Acker  Sirathing  .Aloude 
.Staat  en  Geschiedenes  des  Vaterlands“  I.  .S.  190 — 2S7.  — Der  rnter- 
schied  zwischen  Deich  und  Wurth  besteht  darin,  dass  eraterer  Landstreckeu 
schützt;  die  Wurth  erfüllt  diesen  Zweck  nicht,  sie  dient  selbst  als 
Schutzort.  — Es  .sei  bemerkt,  dass  man  öfters  diese  Wurthen  'daher  übrigens  der 
Xame  des  Jaindes  Wursten;  vergl.  Pratje  »Altes  und  Neues  aus  den 
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Teil  der  Xordseeküsto  und  übertreibt  sicherlich  in  seiner  Scliil- 
dening.-'l  Immerhin  kann  man  für  einem  gewissen  Teil  der 
Marschlande  den  erwähnten  Zustand  annehmen.  Im  übrigen 
aber  ist  zu  sagen,  dass  sich  die  Bewohner  der  Nordsee  vor 
Errichtung  von  Deichen  in  res])ektvoller  Entfernung  von  dem 
Meer  gehalten  haben.  Man  Hess  sich  auf  der  hohen  Geest 
nieder,  errichtete  wohl  auch  künstliche  Erhöhungen,  um  beim 
Herannahen  des  Meeres  sich  auf  sie  zu  Hüchten,  ohne  dass  man 
beständig  auf  ihnen  gewohnt  hätte.  Während  nun  auch  die 
Schilderungen  Casars  keine  Anhaltspunkte  lür  das  Vorhanden- 
sein von  Deichen  in  Deutschland  ergeben  können,  glaubt  man 
bei  Tacitus  die  Existenz  eines  — allerdings  von  Römern  an- 
gelegten — Deiches  in  Deutschlands  entdeckt  zu  haben.  Auf 
taciteischen  Bericht  gestützt  behauptet  man,  dass  Drusus  begonnen 
habe  einen  Deich  längs  des  Rheines  im  Imnde  der  Bataver  zu 
errichten;  Paulinus  Pompejus  ihn  vollendet,  Claudius  Civilis  ihn 
aber  durchstochen  habe.--') 


Herzogtümcni  Uroaieti  uml  Verden“  IV,  S.  ;^G7)  mit  Deieheii  vorwechselt 
Xiir  so  ist  es  verständlich,  wenn  man  für  Köni^;  Adgill  die  Anlage  von 
Deichen  in  Anspruch  nimmt  (wio  tiittermann  in  der  ,Allgem.  Enc.vklop. 
von  Ersch  u.  Unibcr“  Leipzig  18:i2.  I.  23.  S.  328}.  Er  habe,  heisst  es, 
,veol  hoeebten  in  Vricslant  laten  mnecken,  diemen  terpen  tot  dien  tyt 
nomde  om  in  thyt  van  noedt  die  heesten  ende  oock  meusclien  daer  op  te 
verbergen."  Vergl.  .\nhagen  S.  047  A.  7 u.  S.  741  A.,  der  aber  von 
seinem  Standpunkt  aus  mit  fiirecht  diese  .Stelle  als  Psendoindizie  für  das 
Vorhandensein  von  Deichen  bezeichnet.  Da  dieser  Schtiftsteller  nämlich 
ein  ständiges  sicheres  Wohnen  auf  Terpen  vor  .\nlage  von  Deichen  an- 
nimmt,  und  die  Gefahr  des  Wassers  für  die  Marschleute  erst  nach  Verlassen 
der  WorthcM  und  der  .Anlage  der  Deiche  eintreten  lässt,  würden  allerdings 
die  genannten  Worthen  für  das  A'orhandensein  von  Dc.ichen  sprechen. 
Denn  mir  für  die  Zeit  der  Not  werden  die  Worthen  gebaut,  man  wohnte 
schon  ohne  solche  Erhöhungen.  — V'on  meinem  Standpunkt  aus  ist  die  Stelle 
freilich  als  Indizie  für  das  Vorhandensein  von  Deichen  nicht  verwertbar. 
Vergl.  unten  Puch  I. 

^')  Dies  giebt  in  gewis.ser  Beziehung  Auhagen  zu.  Vergl.  H alscm  a 
in  den  »Verbandelingen“  der  Groninger  Genossenschaft  „pro  excolendo  jure 
patrio*  n.  S.  4h7 : „Deze  afbeelding  van’t  Land  gelijkt  eenigzins  naar  eene 
schoone  opgesmukte  rede,  en  nioet  in  geenen  deele  na  de  letter  opgevat 
worden.“ 

Tacitns  annal.  lib.  33  c.  f>3.  „Paulinus  Pompejus  et  L.  Vetus 
ea  teinpcstate  exercilui  praecrant.  Ne  tarnen  segneni  militem  attinerent. 
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Allein  dei’  von  Tacitns  erwälinte  agger  war  kein  Deich, 
der  gegen  Ueberschweiniiiung  sichern  sollte,  sondern  ein  Quer- 
damm,  der  dem  Rhein  seinen  ganzen  Ausfluss  durch  den  Waal 
nahm,  ihn  trocken  legte  und  damit  die  Verbindung  zur  Bata- 
vischen  Insel  von  gallischer  Seite  herstellte.-^')  Civilis  durchstach 
später  bei  seiner  Flucht  diesen  Damm,  und  der  Rhein  stürzte 
wieder  nach  der  gallischen  Seite  hinüber  und  zwar  so  heftig, 
dass  sein  Flussbett  zwischen  der  Insel  der  Bataver  und  Germa- 
nien, welches  sich  infolge  des  Querdammes  stark  erweitert 
hatte,  ein  sehr  schmales  wurde.-'*) 


ille  inchoatum  ante  tres  et  sexaginta  amioa  a Druse  aggerem  coi-rcendo 
Rhene  abaolvit.“ 

Uist.  V,  19. 

(Civilia)  . . diruit  melem  a Druse  Germanico  factam,  Rhenumqne  preno 
aivee  in  Galliam  ruentem  disjectis  quae  nierabantur,  effudit.  Sic  velut 
abacte  amne,  tennis  alveus  insulam  inter  Gurmanosque  contiuentinm 
terrarum  speciem  fecerat.* 

.ceercende  Rhene“  ist  zu  übersetzen  mit  .zur  Zwängung  des 
Rheins.“  (Auhagen). 

“)  Die  Stellen  des  Tacitus  werden  richtig  interpretiert  ven  Acker 
Stratingh  und  Auhagen  S.  G4i.  A.  I).  — Allerdings  bleibt  bei  dieser 
Interpretatien  immer  auffällig,  dass  es  beisst  .sic  velut  abacte  amne“,  da 
doch  der  Fluss  sein  altes  Bett  wieder  zurUckerbielt.  Allein  es  müssen 
sachliche  Gründe  den  Ausschlag  geben.  Als  einen  solchen  kann  man  aber  doch 
nicht  gelten  lassen,  wenn  Auhagen  sagt:  .Dass  es  sich  hier  aber  nur  um 
(einen  Querdamm)  bandeln  kann,  ergiebt  schon  die  sachliche  Uebcrlegung, 
dass  zur  Erbauung  eines  Längsdeichs,  der  sich  viele  Meilen  weit  erstrecken 
musste,  die  Kräfte  des  Drusus  mit  denen  des  Paulinus  nicht  entfernt  aus- 
gereicht hätten.“  Mir  scheint  vielmehr  folgendes  unbedingt  für  die  Inter- 
pretation Auhagens  zu  sprechen:  Die  Römer  befinden  sich  in  einem  lainde, 
das  sich  erst  vor  kurzem  unterworfen  hatte;  ein  so  umlassendes  Werk  der 
Kultur,  wie  einen  Längsdeich  zum  Schutz  gegen  l'eberscbwemmungeu  au- 
zulcgen,  konnte  ihnen  nicht  in  den  Sinn  koninicn.  Es  handelt  sich  vielmehr 
um  ein  Kriegswerk,  einen  Queidamm  der  die  Bataver  unter  Botmässigkeit 
zu  halten  bestimmt  war,  indem  er  das  treiinemie  Flussbett  entfernte  und 
die  batavische  Insel  mit  Gallien  veib.ind,  — Die  Ansichten  sind  freilich 
sehr  geteilt.  Für  einen  Deich  sprechen  sich  aus:  Hackmanu,  lleineken, 
Wilda,  Anschütz,  Snonck  llurgronje,  .Specimen  hist,  jurid.  inaugur.  de 
iure  circa  aggerum  ,aquarumque  curam  in  insula  Walacria  constituto". 
Utrecht  1937.  S.  10.  iächayes  ,.I.,es  Pays-Bas  avant  et  durant  la  domination 
romaine“.  Brüssel  1S37/3«  II,  S.  3-1». 
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Genau  das  Alter  der  Deiclie  im  alten  Deutschland  zu 
bestimmen,  ist  unmöglich^’’)  Die  ältesten  Deiche,  auf  deren 
Vorhandensein  einigermassen  sicher  geschlossen  werden  kann, 
sind  an  den  Ufern  der  Linge  und  unteren  Maas,  und  im  Hama- 
land  zu  suchen.  Sie  bestanden  jedenfalls  im  8.  Jahrhundert.'**) 
Die  ersten  Nachrichten  über  Anlegung  von  Deichen  stammen 
aus  dem  Anfang  des  U.  Jahrhunderts.'-'^) 

III.  Nichts  ist  thorichter,  als  einem  Volk  die  „Er- 
findung“ von  Deichanlagen  zuschreiben  zu  wollen,  das  dann 
den  anderen  Völkern  die  Deichbaukunde,  wie  Prometheus  den 
Menschen  das  Feuer,  gebracht  habe.  Das  Deichen  haben 
weder  die  Römer  von  den  Aegyptern,*)  noch  Bataver  und 


“)  Ueber  Deiche  in  Brittannien  siebe  Dreyer  „Miscellaneen“  I A.  1. 
— Ueber  Deiche  in  Frankreich:  Capitulare  von  S21  (M.  G.  U L.  I.  8.230) 
„De  aggeribus  juxta  Ligerim  faciendis,  ut  bonns  missns  eidem  operi  prae- 
ponatur' ; und  Block,  dict.  de  Tadm.  frani;aise“  s.  v.  Syndicats  de  travaux 
n.  3 n.  8.  V.  endignement. 

^')  Aus  Heda  ..Hist.  Episcop.  Ultraj.“  Ultraj.  16t2.  S.  B!>  ergiebt 
sich,  dass  im  9.  Jahrhundert  die  Utrechtcr  wegen  Ueberschweininungen  des 
Rheins,  der  infolge  von  MeerstUrmen  zurückgetrieben  wurde,  den  Strom 
durch  Deiche  südlich  von  der  Stadt  .[bei  Wich)  in  den  Leck  geleitet  haben. 
Hieraus  wird  mit  Recht  von  Acker  Strati ngk  a.  a.  O.  S.  H>o  £f.  und 
Auhagen  a.  a.  0.  S.  t>45  if.  geschlossen,  dass  die  Linge  und  auch  die 
Maas  in  dortiger  Gegend  bereits  mit  Deichen  versehen  waren.  Betreffs  des 
Hamala Ildes  vergl.  unten  § I A.  326. 

*“)  Vergl.  A.  20  und  die  Urkunde  von  1165  bei  van  den  Bergh  I. 
No.  145;  (unten  § 4.  A.  392).  Betreffs  der  frühsten  Spuren  von  Deichen 
in  Flandern.  Holland  und  den  Marschen  des  heutigen  Norddeutschlands, 
vergl.  Anhagcu  a.  a.  O.  und  die  dort  Citierten.  Auf  manche  von  ihm  an- 
geführte Quelle  ist  spater  — uameutlich  bei  Darstellung  des  alten  Deich- 
rechts  — zurUckzukommen.  Nach  ihm  (S.  655)  waren  die  erwähnten  Ge- 
biete im  II.  Jahrhundert  bedeicht.  Vergl.  hinsichtlich  der  niederläudischen 
Kolonien  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  unten  sub  III.  Siebe  ferner  § 4 
und  von  holländischen  Schriftstellern  auch  Nibbeliuk  „Handvesten  en 
Oorkonden  betrekkelyk  de  Regtsgeschiedenis  von  den  Zwyudrechtschen 
Waard"  (de  Wal).  Leiden  1860  S.  VllI  u.  die  dort  Citierten.  Wenn 
Nibbelink  sagt  „dnt  onder  de  plaatsnamen.  die  ons  uit  de  XII  eeuw  be- 
kend  sijn,  naauwelijks  Ä6n  enkel  mot  zekerhoid  kau  nangewezen,  die  op  den 
uitgang  dyk  eindigde",  so  ist  dies  nicht  richtig.  Schon  1147  wird  Wol- 
faartsdyk  in  einer  durchaus  zuverlässigen  Urkunde  erwähnt  (Bergh  I, 
127).  — Die  uns  überlieferten  Nachrichten  legen  die  V'ermutnng  nahe,  dass 
die  Flussdeiche  älter  sind  als  die  Meerdeiche. 

^)  So  Uackmaun  K.  III. 
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Friesen  von  den  Römern  gelernt."')  Weder  verdanken  die 
Friesen  die  Kenntnis  des  Deichbaus  den  Normannen,'*’)  nocli 
haben  die  Niederländer'*')  den  nordöstlich  von  ihn  woh- 
nenden Völkern  die  ersten  Deichanlapen  gelehrt.  Die  niedei'- 
ländischen  Kolonisten  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  haben  in 
den  Kolonisationsgebioten  keineswegs  den  Deichbau  neu  ein- 
gefOhrt.*'-’) 

1.  Von  dem  Geschichtsschri'iber  der  Dänen,  Saxo  Grani- 
maticus,  (f  120t;)  ist  in  Bezug  auf  Nordfriesland  das  Vor- 
handensein einer  grossen  längs  dem  Meere  hinlaufenden  Deich- 
linie für  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  bezeugt.'*)  Die 
Kntstehungszcit  dieses  starken  Meerdeiches  liegt  jedenfalls  voj- 
dem  12.  Jahrhundert,  also  vor  der  Zeit  des  ersten  uieder- 


Huckmniin  a.  a.  (I.  Heinekeil  $ ?.  Vuii  Xeneren  Thünen 
..tJeacliiclitlidie  und  rMlitliclie  llegründung  der  deichrechtlicben  Zustande 
in  der  Herrsebnft  .lever“  S.  «. 

®)  So  V.  Wiebt  „Ostfriesische»  Landrecht“  1 beim  Deicbrecbt. 

1).  b.  Flamen.  Holländer,  Friesen. 

t>ber  diese  niederländiscben  Kolonien  vergl.  die  Citate  in 
Sebroeders  .Dfutseber  Kecbtsgeschiidite“  § 3S.  A.  12.  Hiuzugefügt 
kann  werden  Auhagen  .Anhang*,  und  Sebumacber  liromiscb.  .tabrb. 

III.  199.  Pen  ersten  Ansfoss  r.ii  der  jetzt  überreichen  lätteratiir  gab 
Eelking  durch  »eine  Güttinger  Dis.sertation  „De  lielgis,  sec.  XII.  in 
Genuaniam  adeeni».  varii'"ijue  iuatituTi»  atqiie  juribus  e.x  eoruin  adventu 
ortis.*  1770.  — Ks  kann  hier  auf  die  im  einzelnen  bestrittenen  Fragen 
hinsichtlich  Veranlassung.  Grüssc.  Wirkungen  der  Kolonisation  nicht  ein- 
gegangen werden.  Je  nach  der  verschiedenen  Grundauffassnng  müssen  die 
Schriftsteller  auch  hinsichtlich  der  .Anlage  von  Deichen  zu  verschiedenen 
Kesnitaten  gelangen.  Teilweise  benutzt  man  wunderbare  Heweisuiittel. 
z.  B.  Pratje,  (Käst'zubereitung  nach  hollSndischer  .\rt  im  Lande  Wursten 

IV,  370)  oder  Horchgrave  (vergl.  A.  35). 

®)  Saxo  Grammat  icns  „Gesta  Danorum“  (.Ausgabe  von  Holder. 
.Strassburg  188G.  ,S.  4G4)  lib.  14.  .Ccterum  confinis  Oceano  patet  humilis, 
ita  ut  ejus  interdum  estibus  eluatur.  ()ui  ne  irrumpaiit,  vallo  littns 
omne  percingitur;  quod  ai  forte  perfregerint,  innndant  campe»,  vicos  et  sata 
demergunt“.  — Es  ist  das  A’erdienst  Auhagens  S.  G51  tf.  auf  diese 
wichtige  Stelle  zum  ersten  Male  und  mit  Nachdruck  hingewiesen  zu  haben. 
Wenn  er  aber  S.  651  A.  2.  meint,  dass  die  10.  friesische  Küre  hinsichtlich 
de»  Trsprungs  der  Deiche  hialier  keine  Beiücksichtigung  erfahren  habe, 
so  ist  das  ein  Irrtum.  Vergl.  z.  H.  Thünen  S.  13.  I'ebrigens  übersieht 
Auhagen  die  12.  Küre,  die  vom  Deichfrieden  handelt,  also  das  Vorhanden- 
sein von  Deichen  direkt  bestätigt. 
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ländischen  Kolonisationsvertraffes,  den  der  Etzhiscliof  Friedricli 
von  Bremen  im  Jahre  llOH  mit  Holländern  schloss.  War 
aber  vor  dieser  Zeit  das  entlegene  Xordfriesland  mit  Deichen 
umgeben,  so  wird  man  das  Gleiche  für  die  südlich  gelegeneren 
Gebiete  der  niederländischen  Kolonisation  an  den  Mündungen 
der  Weser  und  Fdbe,  also  für  die  Umgegend  von  Bremen, 
Wursten,  Hadeln,  Kehding('u  und  das  alte  liand  annehmen 
müssen,  insbesondere  auch  deshalb  weil  alle  Anzeichen  dafür 
si)rechen.  dass  die  erwähnten  Uandslrecken  bereits  in  früherer 
Zeit  kultivirt  waren.®^)  Die  Ansicht,  dass  die  Weser-  und 
Elbmarschen  erst  durch  die  Xicderländer  der  Kultur  gewonnen 
sind  und  vorher  daselbst  von  Eindeichungen  und  Entwässeningen 
nicht  die  Rede  war,  ist  keineswegs  begründet.®'’) 

i.  Dass  insbesondere  in  der  Gegend  bei  Bremen,  wo 
Holländer  angesiedelt  wurden,  Deiche  vorhanden  gewesen  sind, 
ergiebt  eine  unbefangene  Würdigung  der  Kolonisationsverträge. 
Während  den  Ansiedlern  gestattet  wird,  Wege  und  Wassci- 
gänge  nach  Gutbetinden  der  Geschworenen  anzulegen,  thun  die 
Urkunden  der  Errichtung  von  Deichen  keine  Erwähnung.®”) 

'■’*)  Mnii  vprgl.  die  Xaeliwoise  bei  Auhagen  742  ff. 

*')  M.  Vor  allem  Itorcligrare  „Histoire  des  C’/üloiiies  Belgei  en 
Alleniagne"  S.  "SO.  Dieser  Schriftsteller  ist  nicht  frei  von  starken 

rehertreilningen,  weist  auch  z.  T.  eine  geringe  S.iebkenntnis  auf  (Kehdingeu 
sei  ein  Deichgcriclit  in  Holstein!)  und  operiert  mit  Beweismitteln,  die  mit- 
unter auch  nicht  den  Schatten  eines  Beweises  für  seine  Hehaiiptungen  ah- 
gehen.  Das  Buch  hat  trotzdem  grosse  Verdienste.  [Vergl.  Schumacher 
a.  a O.,  der  es  kritisch  beleuchtet,  sich  den  Resultaten  aber  auschliesst ; 
ferner  Sctiroeder  .Die  niedeiländiselien  Kolonien  in  Xorddeutschland  z.  Z. 
des  Mittelalters"  Ik-so.  Amu.  („Das  beste,  wenn  auch  nicht  immer  ganz 
kritische  Werk  über  die  n.  K.");  abspreclieud  Rudolph  ..Die  nieder- 
ländischen Kolonieti  der  Altmark  im  12.  Jahrh  ■ 1889  S.  & (.,cin  Panegyrikus 
überschwenglicher  .Xrt“)  und  Auhagen  S.  7;l9  ff.]  — Auch  Schroeder 
gehl  in  seiner  angelUhrten  Abhandlung  und  in  seiner  Rechtsgeschichte  hin- 
sichtlich der  Kultivierung  der  Elb-  und  Weserinarschen  durch  diese  Kolonien 
zn  weit. 

Die  Verse  in  der  l'hronic  Renners  S.  13: 

..Der  Elve  und  der  Weser  floth 
.Sind  dusser  Ticdt  geworden  grot, 

Tnd  hebbeii  grodten  Schaden  dahn. 

Ihirup  man  is  tho  Küade  gähn, 

Del  man  den  Wesser  dick  gelecht." 

in  Verbindung  mit  den  Worten  seiner  ungedruckten  Bremischen  Chronik: 
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Mit  Unrecht  sucht  man  den  (Irund  für  dieses  Hchweigen  darin, 
dass  man  „das  ganze  Unternclimen  der  Bedeichung  für  so  ge- 
wagt und  schwer“  angesehen  habe,  „dass  man  es  durch  keine 
Vorschriften  einschränken  wollte.“")  Die  Ursaclie  ist  viel- 
mehr die,  dass  thatsächlich  die  erforderlichen  Deichanlagen 
schon  vorhanden  waren,  und  es  sich  nicht  so  sehr  um  Ein- 
deichung von  .Mar.schland  als  um  Entwässerung  von  Bruch- 
gegenden zwischen  Moor-  und  Marschland  handelte,  ein  Unter- 
nehmen, das  nur  dann  glücken  konnte,  wenn  Deiche  bereits 
existierten.'“) 

a.  Der  sicherste  Beweis  in  der  angeregten  Frage  kann 
für  die  Altmark  geführt  werden.  Helmold  berichtet  nämlich 
bei  seiner  Schilderung  der  niederländischen  Kolonien  in  der 
Altmark  von  einem  Teil  des  Kolonisationsgebictes,  dass  es  einst 
zur  Zeit  der  Ottonen  die  Sachsen  bewohnt  haben  sollen,  „wie 
man  das  an  den  alten  Deichen  sehen  kann,  welche  an 
den  Elbufern  im  Sumiiflande  der  Balsemer  aufgeführt 
waren.*')  Helmold  lebte  zur  Zeit  dieser  Ansiedlungen  in 
der  Altmark.  Seine  Darstellung  mag  im  übrigen  vielfach  über- 
trieben und  tendenziös  gefärbt  sein,  hinsichtlich  des  Vorhanden- 
seins der  Elbdeiche  vor  Ankunft  der  Niederländer  verdient  sie 
vollen  Glauben, 

Mit  den  vorstehenden  Ausführungen  soll  keineswegs  ge- 
leugnet werden,  dass  in  vielen  Kolonisationsgebieten  auch  von 


.An.  1020  schieufdc,  dat  de  Klve  unde  \Ve3,scr  indt  Nurden  branden 

3 Dage  langk In  der  Tiedi  festede  man  den  Dieck  tho  Hreiueii 

umnie  der  Kionde  Anlop  willen". 

bat  man  (z.  U.  Pratje  IV.  .S.  3ijs.  lleincken  § 3.)  auf  den  Wesor- 
dcicli  bezogen  nml  damit  Deiidie  gefunden,  die  vor  Ankunft  der  Holländer 
vorhanden  waren.  Renner  hat  auch  sicherlich  den  W'eserdeich  im  Auge 
(die  Feinde  sind  die  (iewässer),  aber  .\dam  von  llremen,  auf  den  er  »ich  stützt 
missverötanden,  da  dieser  von  dein  städtischen  Kingwall  redet.  Vergl.  A. 
V.  Wersebe  „Ueber  niederländische  Kolonien  im  nördlichen  Deutschland“, 
Hannover  isi.ö.  Auhagen  .S.  liül.  .V.  1.  Die  abweichende  Ansicht  von 
Horchgrave  S.  317  ist  nicht  zu  verstehen. 

^')  So  von  Kode  ,. Vermischte  .luiisti.schc  Abliamllnngen“  l.  §3.  .\.  s. 

Vergl.  .Auhagen  S.  054.  — Heineken  § 3.  „nec  aggeribns  hos 
(locos)  plane  destitutos  fiiissc,  apparel  ex  iis,  ijuae  de  via  regia,  ai(uaeducti- 
hn»  atque  juratis  ibi  reperiuntur". 

Uelmold  „C'hrou.  SlaV.  I,  »B. 
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(len  Niederländern  Deiche  errichtet  worden  sind  — nur  lokale 
Untersuchungen  könnten  bestimmte  Resultate  für  die  einzelnen 
Deichanlagen  ergehen  — noch  soll  ihnen  der  Ruhm  bestritten 
werden,  durch  ihre  ausgebildetere  Technik  im  Deichbau  die 
Kntwicklung  des  Deichwesens  in  den  fremden  Ländeni  stark 
gefördert  zu  haben.'*")  Waren  doch  Holländer  und  Friesen 
schon  früh  gesuchte  Deicharbeiter  und  ihre  vollendete  Aus- 
bildung in  Deich-  und  Entwässerungssachen  bekannt.  Nach 
der  ältesten  grossen  Chronik  von  Flandern  (aus  dem  13.  Jahr- 
hundert) verdankt  die  Stadt  Damm  der  Eindeichnngskunst  von 
Holländern  und  Seeländern,  die  der  Graf  von  Holland  ini  Jahre 
1180  kommen  liess,  ihre  Entstehung.-*’)  Und  bei  der  Kolo- 
nisation in  der  Altmark  suchte  man  insbesondere  deshalb 
gerade  Niederländer,  „weil  sie  am  Ocean  wohnten  und  vom 
Ungestüm  des  Meeres  zu  leiden  hatten“*'-’)  — oder  anders  aus- 
gedrückt, weil  sie  in  Deich-,  Siel-  und  Schleusensachen  sehr 
bewandert  waren,  flinen  wie  grossen  Anteil  man  ihnen  ferner 
an  der  Errichtung  der  Elbdeiche  bei  Seehausen  und  Werben 
zuschrciben  muss,  geht  aus  der  Chronik  Korners  (circa  1402 
bis  1437)  hervor,  die  sich  an  die  Hclmolds  anschliesst,  den 
alten  Sachseudeich  aber  nicht  erwähnt,  sondern  die  Gründung 
der  Deiche  daselbst  ganz  allgemein  den  Holländern  zuspricht.*'*) 

IV.  Auf  der  Erhaltung  der  Deiche  beruht  das  Glück  und 
die  Wohlfahrt  eines  grossen  Teiles  der  Menschheit.  Und  dass 
ihre  Erhaltung  am  Ende  von  den  Beschlüssen  einer  höheren 
-Macht  abhängig  ist,  gegen  welche  der  schwache  Mensch  nichts 
auszurichten  vermag,  dieser  Gedanke  hat  die  Bewohner  der 


*"l  Man  vergl.  llciiiekcn  § S.  ..attulcruiit  nisi  nriuios  aggeri'.s. 
(amen  solidam  aggcr.inili  altem“;  Eelkiiig  a.  a.  0.  S.  25  „iniligciiae 
lu'iiui'  i’ulturae,  ijuae  in  terria  iialiulo^iia  adliiberi  (lebet,  ne(|ue  rationis 
aggenim  constriicudonim  ita  gnari  fneruut  ac  llollandi“;  doch  schreibt  er 
das  Meiste  ebenso  wie  Pratje  den  Holländern  zu.  — Hanz  verfehlt 
ist  cs,  alle  Deiche  .auf  Kolonien  zuriickzuflihren,  wie  dies  Thünen 
S.  II.  thiit. 

Vcrgl.  Warnkönig  ..FlaiidrischeKechtsgcschichtc“.  II. Urkunde  103. 
Helmold  a.  a.  O. 

Korner.  Chronik  bei  n.  Ci.  Eccard,  Corp.  Hist.  med.  aevi  II, 

6ü7  ff. 
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Deiclilanilc  von  jelier  beseelt.  Üaliiiigestellt  mag  bleilien,  ob 
man  in  lieidniseher  Zeit  besondere  Deichgottheiten  verehrt und 
eigentilndiche  liiil'e  als  Gebete  gegen  Wind  und  Wellen  ge- 
braucht'*'') hat.  In  christlicher  Zeit  erkor  man  sieh  besondere 
Schutzheilige,*'’)  gelobte  Kreiizgäuge,'*^  machte  Walll'ahrten.'*'") 
Deiche  und  Dämme  landen  Eingang  in  die  Kirchengebete,*’')  bei 
Beschädigungen  veranstaltete  man  öffentliche  Fürbitten,  nach 
Vollendung  der  Reparatur  Danksagungen  in  der  Kirche.*') 
Zur  AVahrung  des  Deichl'riedeus  und  Förderung  des  AVerkes 
ordnete  mau  das  Singen  geistlicher  Lieder  bei  der  Deicharbeit 
an.'')  — Kein  AV'under  ist  es  auch,  dass  in  den  Deich- 
landen sich  so  mancher  eigenartige  Aberglaube,  so  manche 
Sage  gebildet  haben.  ln  grauer  A'orzeit  sollen  gerährliche 
Einbrüche  durch  das  Blut  unschuldiger  Kinder  gestopft  sein.''-) 
Die  sagenhafte  Schilderung  von  der  Gründung  Damms  er- 
wähnt, dass  ein  Strudel  schliesslich  nur  dadurch  ausgelüllt 
werden  konnte,  dass  die  Holländischen  Deicher  einen  Hund, 
der  auf  einem  Hügel  lag  und  schrecklich  heulte  und  kläffte, 
in  das  Loch  versenkten  und  dann  Erde  nach.schütteten.''‘‘) 
Der  Aberglaube,  dass  eine  Deichschlucht  wirksam  nur  zuge- 
dammt  werden  könne,  wenn  ein  Hund  oder  ein  erhandeltes 
Kind  oder  allgemein  „was  Lebiges“  zuvor  hineinversenkt 
worden  sei.  hat  sich  besonders  in  Schleswig-Holstein  lange 
erhalten.**)  Interessant  und  weniger  bekannt  ist  es,  dass  sich 
auch  im  Kordosten  Deutschlands  eine  ähnliche  Sage  findet. 
Zu  einem  Dammbruch  im  Marienburger  AVerder  im  .Jahre  14»>:t 


O)  Nach  Fret-se  S.  H7.  z.  li.  ilcn  Stavo. 

*'’)  Nach  Freese  a.  a.  U.  ,,()the,  .Tedutlie,  (Io  Wei  un  de  Wuh“. 

Die  Oatfriosen  den  Nikolaus  Oi.  a.  O.) 

*’)  arg.  Ue.itcrr.  Weistümer  IV,  is.*>. 

Uamiuerhro(;ker  Kocht  {llübhoj  art.  :n. 

Vergl.  oben  A.  l'J. 

Hadder  Schlcinetiordiiung  lüs2.  art.  I. 

■■''J  a.  a.  O. 

■’*)  Frceae  a.  a.  I). 

■«)  Vergl.  A 4t. 

’’*)  Vergl.  die  bekannte  Novelle  Theodor  Stör  ms  „Uer  Schimmel- 
roiter”;  u.  Itetlefsen  ,. (jeschichte  der  holsteinischen  Elbmarscheir  II- 
S.  432,  :i‘J. 
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wird  niluilicli  folgendes  berichtet:  „Es  ist  eine  gemeine  Rede 
im  Werder,  dass  die  Rauern  einen  Bettler  sollen  besäiift,  an 
das  Loch  gelührt  und  in  den  Bruch  gestürzt  haben,  davon  der 
Bruch  hernach  hat  können  gclüllet  und  befestigt  werden.  Und 
das  hätten  sie  auf  Anrathen  eines  frembden  Mannes  gethau,  der 
sich  eiuniahl  bey  ihren  Ratschlägen  soll  eingefunden  haben“.'''’) 


Veri^l.  Hart  wich  „Laudcslifschreibuiig  derer  «Ireyen  in  l’olilniscbou 
l’reusscn  liegeudeu  Werdern“  Königsberg  S.  ll'I. 
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Die  Geschichte  des  deutschen  Deichrechts. 


I.  Die  Geschichte  des  Deutschen  Deichiechts, 
die  ini  folgenden  heschriehen  werden  soll,  befasst  sich  mit  dein 
Werdegang  des  Deutschen  Deichrechts  von  seinen  Anfängen 
bis  zu  der  Zeit,  wo  das  heute  geltende  Deichrecht  einsetzt. 

1.  Das  Deichrecht  lässt  sich  bestimmen  als  der  Inbegi-iflf 
von  Rechtssätzen,  die  für  die  .\nlegung,  Erhaltung  und  Benutzung 
von  Deichen  massgebend  sind.  Es  ist  ein  Sonderrecht,  das  dem 
Wasserrecht  untersteht  und  sich  dem  Ufer-  und  Strom-Baurecht 
eingliedert.  Zum  Deichrecht  gehören  streng  genommen : 

a.  Der  Inbegriff  von  Rechtssätzen,  die  für  die  Anlegung 
und  Unterhaltung  von  solchen  Uferbauwerken  bestimmend  sind, 
welche  zum  Schutz  oder  zur  Jliterreichung  des  Endzwecks  der 
Deiche  errichtet  werden; 

b.  Das  Schleuscnrecht,  insoweit  als  es  sich  um  Rechts- 
sätze handelt,  welche  die  Anlegung  und  Erhaltung  von  Schleusen 
in  Deichen  regeln. 

Meistens  sieht  man  mit  Recht  aber  von  einer  völligen 
Hineinziehung  dieser  Rechte  in  die  Darstellung  des  geltenden 
Deichrechts  ab.  Die  Geschichte  des  Deichrechts  beschäftigt 
sich  mit  diesen  Pertinenzeu  des  Deichrechts  ebenfalls  nicht  in 
umfassender  Weise. 

2.  Bei  der  Geschichte  des  Deutschen  Deichrechts  treten 
naturgemäss  die  Gebiete  des  heutigen  Deutschen  Reiches  in  den 
Vordergrund.  Das  Deichrecht  der  heutigen  Niederlande  wird 
hauptsächlich  nur  in  Bezug  auf  die  ältere  Zeit  berücksichtigt. 
Bestimmend  für  diese  Abgrenzung  ist  der  Umstand,  dass  das 
Niederländische  Deichrecht  nur  in  früherer  Zeit  dem  Deutschen 
Üeichrecht  eingegliedert  ist,  während  es  später  den  Chai’akter 
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eines  selbstäiidigeu  Reclites  anniimnt,  das  dem  Deutschen 
Deichreeht  lediglich  als  verwandt  erscheint.  Diese  Verwandt- 
schaft aber  verliert  um  desswilleu  an  einer  tiefer  gehenden 
Bedeutung,  weil  sj)äter  ini  Gegensatz  zu  früher  die  heimischen 
deichrechtlichen  Quellen  im  engsten  Sinne  so  überaus  reichlich 
tliessen,  dass  ein  Seitenblick  auf  Holland  belehrend  und 
interessant  keineswegs  aber  notweiulig  ist. 

3.  Die  Geschichte  des  Deutschen  Deichrechts  macht  an 
dem  heute  geltenden  Deichrecht  Halt ; sie  zieht  es  nur  kurz  als 
vorläufigen  Abschluss  der  Entwicklung  in  ihren  Bereich.  Das 
moderne  Deichrecht  aber  beginnt  mit  dem  Anfang,  besonders 
seit  der  Mitte  des  l'.i.  Jahrhunderts. 

II.  Bei  einem  Versuche,  die  Geschichte  des  Deutschen 
Deichrechts  in  Perioden  eiuzuteilen,  stösst  man  aus  dem  Grunde 
auf  erhebliche  Schwierigkeiten,  weil  die  Entwicklung  in  den 
einzelnen  Gebieten  bald  rascher  bald  langsamer  fortgeschritten 
ist.  [Nichts  kann  dies  besser  verdeutlichen  als  eine  Frage  nach 
der  Zeit  der  Einführung  des  Communionfusses  und  eine 
Betrachtung,  zu  welcher  Zeit  die  Landesherrn  zuei-st  Ansprüche 
auf  das  Aussendeichsland  erhoben. 

1.  Wir  werden  sehen,  dass  die  Deichunterhaltung  in  aller- 
erster Zeit  überall  in  Communion  betrieben  wurde,  dass  aber 
sehr  bald  an  sehr  vielen  Orten  die  sgn.  Pfanddeichung  ein- 
gefiihrt  worden  ist,  und  dass  heute  wiederum  die  Commuuion- 
deichung  die  Regel  bildet.  Sprechen  wir  von  der  Einführung 
des  Communionfusses,  so  musste  es  genauer  „Wiedereinführung’' 
heissen.  Wann  ist  nun  der  Coinmunionfuss  in  den  einzelnen 
Gebieten  wieder  eingeführtl''  Die  älteste  diesbezügliche  Nach- 
richt weist  auf  Seeland  und  stammt  aus  dem  Jahre  I37ij;‘)  die 
näch.ste  Urkunde  bezieht  .sich  auf  das  heutige  Westfriesland 
und  datiert  von  14a2.-)  ln  Schleswig  wird  lf>12,'’)  in  Wursten 
luC)!-')  die  Einführung  versucht,  in  Cleve  sie  I7t;7')  prinzipiell 


')  M iuris  „Griiiit  Cliiirli  i lioek  <Ier  graaveu  von  llollaiid,  von  Zuelaml 
eil  Ikrreii  vuii  Vriuslainl“  III.  .S.  :1S0. 

„liaiiilve.sten  . . . cIit  slailt  Enchiiisen  . . ."  1007.  S,  14. 

V „Corpus  Statutoruiii  Sli-svicunaiiim"  I,  .S.  il3. 

Scliliclithorst  „ Heil riii^c“  II.  .S.  'Ji'“. 

’ n<‘ichorilnuiig  von  1707. 

J.  üierke,  Ugechichtc  üirs  •l«ut»cbcn  Ueichrccbu. 
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angeordnet.  Schoo  diese  ganz  oberflächliche  Betrachtung  zeigt 
die  Unmöglichkeit  einer  ganz  scharfen  Antwort  auf  die  an- 
geregte Frage. 

2.  Die  Ansprüche  der  Landesherrn  auf  das  Aussendeichs- 
land stehen  mit  ihren  Ansprüchen  auf  Beteiligung  an  der  Deich- 
verwaltung oft  in  engem  Zusammenhang.  Während  Wilhelm  II. 
von  Holland  schon  1247  die  incrementa  terrarum  dem  princeps 
zuspricht, “)  Anden  wir  derartige  Aussprüche  in  Süderditmarschen 
erst  1671,')  in  Schleswig  etwas  früher  nämlich  1612.*) 

Trotz  alledem  aber,  trotzdem  insbesondere  das  Holländische 
Deichrecht  dem  Deutschen  Deichrecht  im  engeren  Sinn  fast 
immer  um  etliche  Pferdelängen  voraus  ist.  sind  doch  ver- 
schiedene Punkte  vorhanden,  die  es  gestatten,  die  Ent- 
wickelungsgeschichte des  gesammten  Deutschen  Deichrechts  in 
zwei  Perioden  zu  zerlegen,  die  im  grossen  und  ganzen  einen 
anderen  Charakter  tragen.  Im  einzelnen  muss  auf  die  Dar- 
stellung selbst  verwiesen  werden.  Allgemein  kann  man  sagen, 
dass  die  zweite  Periode  sich  von  der  ersten  unterscheidet  durch 
das  verstärkte  Hervortreten  staatlicher  Fürsorge,  durch  ge- 
waltsame Eingriflfe  der  Landesherrn  in  die  Rechte  der 
Deichverbände,  durch  die  innerhalb  der  Deichgenossenschaft 
eingerissenen  Missstände,  durch  die  Fortschritte  der  Deichbau- 
technik, und  die  Entwicklung  einer  Deichrechtswissenschalt. 
Die  zweite  Periode  beginnt  ungefähr  in  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts.  Da  in  den  Beginn  dieser  Periode 
die  Vollendung  der  Reception  des  römischen  Rechts  fällt,  so 
wird  füglich  vor  der  Darstellung  dieser  zweiten  Periode  auf 
die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  hinsichtlich  der 
Deiche  eingegangen  werden. 


*)  Vau  (len  Uergli  „Uorkoiuleubock  vau  Hullaiiil  eu  Suelaiul*  I No.  441. 

Corpus  Statutorum  Uolsat.  II,  5.  S.  aS6. 

*)  Corpus  Stat.  Schlosv.  I,  S.  23G. 
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§ 3. 

Litteratur. 

I.  In  der  Deutschen  Litteratur  existiert  kein  Werk, 
das  die  Geschichte  des  Deutschen  Deichreclits  zusamraenfassend 
schildert. 

1.  Einzelne  historische  Erörterungen  finden  sich  in  den 
Darstellungen,  die  entweder  das  Deichrecht  überhaupt  oder 
einzelne  deichrechtliche  Fragen  dogmatisch  behandeln. 

a)  Von  älteren  Schriftstellern,  deren  Werke  teilweise 
später  bei  Schilderung  der  Entwicklung  der  Deichrechts- 
wissenschaft kritisiert  werden  sollen,  sind  zu  nennen: 

Jodoc.  Hackniann  „de  jure  aggeruni“,  Stade  1690  — 
von  Hohr  „Haushaltungsrecht“,  Leipzig  1738  S.  1060  ft'. 
Daniel  Vircho  „Die  Teich-  und  Schlick-Kechte  derer  dreyen 
hiesigen  Werder“  Danzig  1764  (Kgl.  Bibliothek  zu  Berlin).  — 
Georg  Daniel  Pettit,  alias  Petiscus  „Elementa  Juris  aggeralis 
theoretico-practica“  Zelle  1767  (auf  der  Kgl.  Bibliothek  zu 
Güttingen).  — .1.  W.  A.  Hunrich  „Entwurf  des  jetzigen 
Deichrechts  in  den  Marschländern  der  Grafschaften  Oldenburg 
und  Delmenhorst“  Bremen  1768.  — Christian  Abraham 
Heineken  „Tentamina  juris  aggeralis  Bei  publicae  Bremensis“, 
Göttingen  (diss.)  1774  (auf  der  Kgl.  Bibliothek  zu  Güttingen). 
— ,T.  Mell  mann  „Einleitung  in  das  gemeine  und  Schleswig- 
Holsteinische  Damm-,  Deich-,  Siel-  und  Schleusenrecht“,  Altona 
und  Leipzig  179.^.  — C.  Schräder  „Systematische  Uebersicht 
des  Deichrechts“,  Kiel  1805.  — E.  A.  Dämmert  „Das  Deich- 
und  Stronibaurecht“,  Hannover  1816.  — Carl  .Julius  Rousseau 
„Beiträge  zur  Deich-  und  Flussbaupolizeigesetzgebung“,  Nürn- 
berg 1820. 

2* 
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von  Selchow  „Aiifiiugsgiüiidc  des  Hraunschweig-Lüiie- 
burgisehen  Privatrechts“,  Göttiiigen  ITiiu.  S.  44G  tt.  — von 
Berg  „Polizeirecht“  2.  Aull.  180.5.  S.  'J.i.  — Runde 
..Deutsches  Privatrecht“  8.  Aull.  1824  § 113  tf. 

F.  C.  de  la  Roche-Gallichon  „Rechtliche  Abhandlung 
betreflend  die  Conkurreiicc  nach  Teichmaasse  oder  Rutheu- 
und  Fusszahl,  wonach  zn  den  auf  eine  Nothülle  verwandten 
Kosten  zu  conkurrieren“,  Glückstadt  17(>5  (auf  der  Kgl.  Uni- 
versitätsbibliothek zu  Kiel).  — Pufendorf  „observationes  juris 
universi“,  Hannover  1787. 

b)  Von  neueren  Schriftstellern  sind  zu  erwälinen; 
Dauz,  Eichhorn,  Hillebrund,  Mittel- in  aier,  Bluntschli, 
Gengier,  Stobbe,  Beseler,  Gerber-Cosack  in  ihren  Lehr- 
nnd  Handbüchern  des  Deutschen  Privatrechts.  — Edgar  Loe- 
ning  und  Georg  Meyer  in  iliren  Lehrbüchern  des  Deutschen 
Verwaltungsrechts.  — Spangenberg  in  Etsch  und  Griibers 
Encyclop.  s.  v.  Deichrecht.  — Hermes  in  Stengels  Wörter- 
buch des  Deutschen  Verwaltungsrechts  s.  v.  Deichwesen.  — 
Gierke  in  Holtzendortfs  Rechtslexikon  s.  v.  Deichverbände.  — 
Frank  in  dem  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschat'ten“ 
(1.  Aufl.)  s.  V.  Deichwesen.  — Hage  mann  „Handbuch  des 
Landwirtschaftsrechts“  § 169  ft.  — Lette  und  v.  Rönne 
„Landeskulturgesetzgebung“  II.  S.  670  ff.  — Nieberding 
„Wasserrecht  und  Wasserpolizei  im  Prenssischen  Staate“, 
(2.  Aufl.  von  Frank)  Breslau  1889. 

2.  Besonders  hervorzuheben  sind  die  Darstellungen  von 
Ende,')  WildUj'O  Gierke')  und  Anschütz  ■*)  Sie  betrachten 
im  wesentlichen  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Deich- 
gcnossenschaft.  Sein-  verdienstlich  ist  die  interessante  Arbeit 
von  Auhagen  „Grundlagen  der  iMarschwirtschaft“,-^)  der  in  ihr 


>)  .Vermischte  Juri.stische  Abliaiidlungeu",  Celle  ISO'2.  No.  4. 

*)  in  Weiskes  Keolit.slexikon  li,  III.  S.  280. 

ä)  „Das  deutsche  Genosseiischaftsrecht“,  Berlin  rsijs.  H I.  S.  613  ff. 
u.  8.  770  ff. 

*)  in  dem  „Haiidwürterhuch  der  Staatswissen»chaft(OC‘  2.  Aull.  s.  v. 
Deichwesen. 

“)  in  den  „Landwirtschaftlichen  .hahrbiiehene*  l.silO.  H.  XXV.  .S.  619  ff., 
auch  als  .Sonderabdruck,  Berlin  1896  (Paul  Parej-J. 
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aucli  eine  Kcclitsgesdiichtc  der  DeidipHicht  bietet.  Lenthe**) 
belenditet  liauptsäclilieh  den  Znsaninienhang  des  Braunschweig- 
Lüneburgischen  Deidiwesens  mit  der  Yerl'assungsgeschichte. 
Friedrich  von  Thiinen')  giebt  eine  Schilderung  der  Ent- 
wicklung des  Deicbreclits  in  der  Herrscliatt  Jever,  wobei  er 
versnclit  den  Nachweis  zn  erbringen,  dass  die  Deichlast  in 
ilireni  'Wesen  nur  eine  iiersOnlicho,  nicht  ein  tiir  alle  Mal  fest- 
begrenzte Vcrpfliditnng  sei.  Zum  Deidirecbt  vom  Hammer- 
brok liefert  Wilhelm  Hübbe**)  anregende  Anmerkungen. 
Eiuzelfragen  aus  dem  Deidirecbt  behandeln  Bojunga**)  und 
Griebel.'")  Jener  verfolgt  die  Eigentumsfrage  an  den  Deichen 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung;  dieser  untersucht  die 
Geschichte  der  RediGverlmltnisse  an  den  Ausscndeichen  im 
Xorderditniarschen.  Schliesslich  giebt  Hock")  einen  Einblick 
in  die  Geschichte  der  iilteren  friesi.schen  Dcichgeridite. 

Von  Wert  sind  auch  die  vei'schiedeneu  historischen 
Werke,  die  iiber  die  Entwicklung  der  einzelnen  Deichlande 
Auskunft  geben  — von  den  alten  Chroniken  bis  zu  den 
modernen  Geschichtswerken.  Nur  ganz  beisiiielsweise  seien 
erwähnt  v.  Halem  , Geschichte  des  Herzogtums  Oldenburg“ 
Oldenburg  17‘.G,  Johann  Conrad  Freese  „Ostfriesland  und 
Hailingerland“  Aurich  Otto  Klopp  „Geschichte  Ost- 

frie.slands“  18Ö4  -18öS,  Anton  Heimreich  „Nordfriesische 
Chronik*“  Schleswig  ICifiU,  Itlc.S.  — Abraham  Hartwich 


'■)  ;,Arohiv  für  (teschiclite  uml  Verfa,ssung  dos  Fürsteutums  LUueburg“ 
H.  VI,  isr.s.  S.  105  ff. 

’)  ..Gcsdiiclitliehe  und  recbtliclie  liegrltiidung  der  deicbreclitliclien  Xu- 
KtÄiide  in  der  llerrsehaft  Jever"  Oldenburg  1S47. 

*■)  ..Da.s  Ilnnimerbrüker  Kecnt",  Uainburg  ls43.  Vgl.  aucli  für  das 
bolsteiuHcbe  alte  Deidirecbt  Detlcfseu  ..tiesdiicbte  der  bolsteiuischeii 
Elbmarschen"  isiil.  I.  S.  32s  und  filr  da»  Kirchspiel  Osten:  Hahn  im 
.Archiv  des  V'ereins  für  Oesebiebte  und  Altertünier  der  Herzogtümer  Hremen 
und  Verden“,  lieft  XI. 

*’)  „Neues  .Magazin  für  banniiver.sebcs  liecht"  I).  V.  IsG-l  Xo.  4. 

.lleiuerkungen  über  die  Aussendoiebo  im  Xortlerditmarscben  und  die 
behauptete  Kegalität  derselben“,  Heide  ISll  (auf  der  Kgl.  Bibliothek 
zu  Kiel). 

")  ...Utfriesisebe  (.ierichtsverfassung"  Weimar  1SÜ4,  S.  42,  ü6  ff.,  104, 
112  ff.,  304  ft. 
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„Landesbeschreibung  derer  Dreyer  in  l’ohlnischen  Preussen 
liegenden  Werder“  Königsberg  1720. 

II.  Aus  der  Niederländischen  Litteratnr  mögen  ge- 
nannt sein: 

G.  Acker  Stratingh  „Aloude  Staat  en  Geschicdenis  des 
Vaderlands“  Groningen  1847.  — Snonck  Hurgronjc  „specimen 
hist,  jurid.  inaugur.  de  jure  circa  aggeruiu  aquanunquc  curain 
in  insula  Walacriac  constituto“  Utrecht  1837.  — Meylink 
„Geschiedenis  van  het  Hoogheeinradschap  en  der  lagere 
Waterschappen  van  Delfland“.  Weggeman  Guidemont, 
diss.  „de  aggerum  et  aqiiaruni  curatoium  collegio  atque  de 
historia  tractus  de  Krimpenrewaard“,  liUgdini  Batarorum  1837. 
— Dirk  Willem  Nibbelink  in  der  „Inleiding“  zu  den 
„Handvesten  en  Oorkonden  betrekkelyk  de  regtgescliiedenis  van 
den  Swyndreclitschen  Waard“  (.1.  de  AV'al)  Leiden  18C0. 
Letzterer  geht  ein  auf  das  Amt  des  Deichgrafen  und  das 
Recht  hinsichtlich  der  Deicherde.  Bei  ihm  sind  in  § 1 andere 
Schriftsteller  citiert,  bei  denen  über  das  Deichrecht 
Hollands  etwas  zu  finden  ist.  — Für  Südholland  sind  zu 
einem  Ueberblick  heranzuziehen  J.  von  üudenhoven  Be- 
schrijvinghe  van  Zuyt-Hollandt  (1654)  und  J.  van  der  Eyck 
„Corte  beschrijvinghe  mitsgaders  handvesten  . . . van  dem 
lande  van  Zuyt-Hollandt  (1628).  Die  Entwicklung  der 
Deichverbände  in  den  Groninger  Ommelauden  schildert  F.  J. 
Halsema  in  den  „Yerhandelingen“  der  Groninger  Genossen- 
schaft „pro  excolendo  jure  jiatrio“  B.  II.  Groningen  1778. 
S.  481  IF.  — Einiges  findet  man  auch  bei  Hugo  de  Groot 
„Inleiding  tot  de  Hollandsche  Rechts-Geleertheyt"  Rotterdam 
1631. >2) 


'*)  Erwähnenswert  ist  noch  (4erh.  Fcltinanni,  Dissertalio  de  ac- 
ceasionihus  momorahilibus,  Amstelndami  I6St;  gewi.sse  Auskunft  findet  man 
auch  bei  Holländischen  Chronisten.  Einige  ältere  deichrcchtliche  Werke 
(Christian  Heinrich  Troz  „de  iure  agrario“,  Franecker  1751,  llongart  „de 
jure  aggerum  et  cataraitarum"  Utrecht  1711,  Koch  „do  jure  aggerum*, 
Franecker  1747)  scheinen  verloren  gegangen.  Vergl.  Dreyer  f 6 u.  Vor- 
rede zu  B.  I.  (ebenso  Harlmioin  „von  Deichen  und  Dämmen  und  ihren  (lO- 
richtigkeiten“  .Tenn?).  Beaonder.s  zu  bedauern  ist  dies  (oder  die  grosse 
Seltenheit ?)  hinsichtlich  der  .Abhandlung  Gerb,  Antons  von  Halem 
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„de  jure  eliminaturum  (vul^u  dem  Auegedeiclitenj  eorumque  indemnisatioue, 
aequitati  et  juri  magis  consentanea“,  Havn  1770.  — Vergl.  ferner  die 
Litteraturangabeii  in  § 1 A.  32  u.  35. 

tMir  die  Ueschiclite  dos  Doichreclita  sind  von  Interesse  die  Werke, 
welolie  über  die  Kultur-  und  Agrargeschicbte  der  Deiclilande  Aus- 
kunft geben  z.  B.  Tetens  „Reisen  in  die  Marschländer  an  der  Nordsee  zur 
Beobachtung  des  Deichbaus“  I,eipzigl7H8 — Hermann  Alliners  .Marscben- 
bucli.  Land-  und  Volksbilder  aus  den  Marschen  der  Weser  und  Elbe“  3.  Aufl. 
Oldenburg  und  Leipzig  IsiM  — Detlefsen  „Geschichte  der  bolsteinischeu 
Elbmaraclien“  Glückstadt  l«yL92  — Arends  „Beschreibung  der  Land- 
wirtschaft iu  Ostfriesland  und  .Jever“  Emden  1818  ff.  — Hanssen  Agrar- 
bistoriscbe  Abhandlungen“  — Auhagen  a.  a.  O.  § 2 und  Abhandlung  II. 

Herangezogen  werden  können  auch  die  Beschreibungen  der  Wasser- 
fluten z.  B.  Gabbema  „Nederlandse  Watervloeden“  Gouda  1703, — Outhofs 
„Verlmal  van  alle  booge  Watervloeden,  Emden  1720  — Clement  „Lebens- 
uud  Leidensgeschichte  der  Friesen“  Kiel  1845  — Culemann  „Denkmal  der 
Wasserfluten“  Wüster  1728.  — Cronbelm  .Bericht  von  deram  11.  Sept.  1761 
in  den  HerzogtbUmern  .Schleswig-Holstein  erfolgten  Wasser-Flut“,  Glück- 
stadt  1751  u.  s.  w. 

Wichtiger  sind  die  Werke,  welche  über  die  Technik  des  Deich- 
wesens  Aufschluss  geben  z.  Brahms  „.\nfangsgründe  der  Deich  und 
Wasserhaukuust“  Atirich  1754;  .Silberschlag  „Hydrotechnik“  Leipzig 
1772,  1773;  Kirchmanii  „Anleitung  zur  Deich-Schleusen-,  und  Stak-  Bau- 
Kunst“  1786;  A.  G.  von  Muunich  „Unterredung  von  Deichsachen,  in- 
sonderheit vom  Deichbau“  Oldenburg  1720;  J.  W.  Hunrich,  ITaktische 
Anweisung  zum  Deich-,  .Sielen  und  Schieugenbau"  Bremen  1770,  1771; 
Wolters  „Allgemeinen  Grundsätze  zum  ordnungsmässigen  Verfahren  in 
Deich-  und  Bewässerungssachen  in  den  deutschen  Maraebprovinzeu".  Mit 
Zusätzen  von  Woltmann  und  Erläuterungen  von  J.  G.  Koch,  Qlttckstadt 
1795;  Ben  zier  „Lezikon  der  beim  Deich-  und  Wasserbau,  auch  beim 
Deich-  und  Dammrecht  vorkomuienden  fremden  und  einheimischen  Kunst- 
wörter und  Ausdrücke“  Leipzig  1792  — Hagen  ..Handbuch  der  Wasser- 
baukunst“ Berlin  1863  III.  Teil.  I.  B.;  das  amtliche  Werk  „Preusseui 
landwirtschaftliche  Verwaltung  in  den  .Jahren  1875  — 1877";  StormBuysing 
„Handleiding  tot  de  kennis  der  Waterbouvkunde“  Breda  1844/45. 
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§ 4. 

Quelle  n.') 

Eine  L'ebersicht  über  die  Quellen  des  früheren  Deich- 
rechts soll  die  Quellen  der  Gebiete  des  heutigen  Deutsch- 
lands und  der  Niederlande  getrennt  behandeln.  Für  ein 
grösseres  Gebiet,  das  heute  zuni  Teil  deutsch  und  znm  Teil 
niederländisch  ist,  kommt  eine  alte  und  wenig  ergiebige  Quelle 
n Betracht,  das  sind  die  17  friesischen  Küren,  von  denen 
die  10.  und  I J.  in  das  Deichrecht  einschlagen.'-’) 

§ 4a. 

Die  deutschen  Quellen. 

I.  Die  D e u t s c h e n deichrechtlichen  Quellen  wurzeln 
zu  einem  grossen  Teil  in  Gebieten,  die  heute  zu  Preussen 
gehören.  Innerhalb  Freussens  betrachten  wir  die  (Quellen 
einer  jeder  Provinz  Ihr  sich.  Zuvörderst  aber  ist  einer 
der  ältesten  Quellen  zu  gedenken,  welche  über  das  Deichrecht 
Deutschlands  im  Mittelalter  Aufschluss  giebt  nämlich  des 
Sachsenspiegels,'“)  dem  der  Sch wabenspiegeH)  folgt. 


')  Eine  ausfiibrliclierc  Zusammenstellnn^  von  alteren  ileiilirecht- 
liclien  t^uelleu  findet  man  mir  bei  Dreyer  in  seinem  „Versueb  einer  An- 
leitung zur  Kenntnis  der  Doiebgesetze“  „.Miscellaueen“  Lübeck  I7S4  Abb.  1). 
.sie  ist  sehr  unvollständig  und  nicht  fehlerfrei ; sie  kann  heute  nur  als 
Grundlage  für  eine  neue  Zusammenstellung  teilweise  dienen.  — Für  des 
19.  Jahrhundert  vergl.  Xeubauer  „Zusammenstellungen  des  in  Deutschland 
geltenden  Keehts  betreffend  verschiedene  Uechtsiuaterien“  S.  llfi  ff.;  eine 
kurze  l'ebersicht  giebt  Anschiitz  a.  a.  O.  am  Ende  suh  I!.  Anschiitz 
übersieht  aber  die  Oldenburger  Deichordnung  von  1S55.  Ueberhaupt  ist 
es  unverständlich,  warum  er  das  Oldenburger  Deiehrecht  völlig  aus  dem 
Spiel  lässt.  Xieht  einmal  Hunrichs  bekanntes  Deichrecht  ist  bei  der 
Litteratur  angegeben.  ^Ebenso  wie  Auschütz  freilich  schon  Frank  in  der 
I.  .Auflage,. 

-)  von  Uichthofen  „Friesische  Itechtsquellen“  S.  17  u.  21. 

II,  5H. 

D art.  2l.ä. 
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A.  Die  Provinz  Hannover.’) 
a)  Ost fricsland  und  Harlingerland. 

«)  Einzelne  Bestimmungen  finden  sich  zerstreut  im 
Brokmerbrief,'*)  in  dem  Emsiger  Pfennigschuldbucli") 
(l.i.  .lahrli.)  und  dem  Ostfriesischen  I.andrecht  von  1515.^) 
Deichrechte. 

1.  Ein  altes  ostfriesisehes  Deichrecht  soll  „durch 
Prälaten,  Hän]itlinge  und  die  Stände  der  Lande  mit  Bewilligung 
der  ganzen  Gemeinde  errichtet  und  gemachet“  sein;  es  würde 
also  spätestens  in  das  15.  Jahrhundert  zu  setzen  sein.”)  Von 
seiner  Entstehung  und  seinem  Inhalt  wird  berichtet  in  dem 
I.  Kapitel  des  „Ostfriesichen  Deich-  und  Sielrechts“  d.  h. 
einer  Zusammenstellung  ostfriesischer  Deich-  und  Sielrechte, 
welche  wahrscheinlich  kurz  nach  1(>08  gemacht,  jedenfalls 
1B5:!  im  Druck  erschienen  ist."')  Dieses  Referat  über  das 
alte  ostfriesische  Deicluecht,  wie  es  genannt  werden  kann,  ist 
daher  mit  Vorsicht  zu  benutzen.")  Für  einen  Paragraphen 
werden  wir  später  den  Nachweis  erbringen,  dass  sein  Inhalt 
zu  der  Zeit,  aus  welcher  er  stammen  soll,  nicht  gegolten  hat. 

a.  Die  Verordnungen  Ulrichs  I,  und  der  Gräfin  Theda, 
über  welche  im  II.  und  III.  Kapitel  des  „Ostfriesischen  Deich- 
und  Sielrechts“  ebenfalls  berichtet  wird. 


Kür  Haimorer  einige  Angaben  bei  (xrefo  „Hannovers  Recht“, 
Hannover  l«6l.  li.  II.  .S.  Sl  ft',  für  (iie  spätere  Zeit  nnd  ancli  hei 
H.  C.  .Schulze  ..Saninilnng  der  Wasserbaugesefze  flir  das  Kgr.  Hannover 
V.  1021  — 1808“  Celle  IS.OH. 

'■)  Kichthofen  S.  151.  §j  «o  u.  tct. 

•I  Kichthofen  .S.  liu,  o.  l*.  08.  74—70, 

")  Herausgegeben  von  von  Wicht  1740;  über  es  Stobbe  „Rechta- 
(luelleti“  II,  ,S.  ft'. 

Ebenso  Anscliütz  S.  140. 

*")  Zu  linilen  bei  Urenncisen  „Ustfriesische  Historie”  II.  S.  2110  fl', 
und  bes.ser  bei  von  Wicht  .,Ustfrie.sisches  Ijindrecht“  am  Schluss  nebst 
einer  hochdeutschen  Uebersetzung.  Vergl.  Stobbe  a.  a.  S.  277,  Grefe  S.  81. 

")  Schon  lircnneisen  tr.aut  dieser  Vorrede  nicht,  sie  .schmecke“ 
nach  dem  seiner  Ansicht  nach  .falschen  Principio  von  der  Erwehlung  des 
I>andesberru“  a.  a.  O.  .S  2;!.'). 
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3.  Die  Deichordnung  Edzards  I,  die  im  R'.  Kapitel  der 
genannten  Zusammenstellung  steht. 

4.  1539.  Die  Deichordnung  Enno  II:  über  sie  referiert 
Kap.  V,  Des  „Ostfr.  D.  u.  S.-Rs.“ 

5.  1541  u.  1542.  Die  Verfügungen  Johanns  des  Aelteren 
(Kap.  VI.  a.  a.  O.) 

6.  155«.  Die  Deichordnung  der  Gräfin  Anna  (K.  VII. 
a.  a.  0.) 

7.  1608.  Die  „Confirmierte  Ostfries.  Emsige  Teichordnung“ 
von  Enno  III.'-) 

8.  Die  Deichordnungen  Ennos  III.  von  1625,  Rudolf 
Christians  von  1626  und  Ulrichs  II.  von  1628  für  das  Har- 
lingerland.''*) 

9.  1629.  Die  Esener  „Klultordnug“  Ulrichs  II. 'D 

10.  1630.  Deichverordnung  Ulrichs  II.'-’) 

11.  1632.  Die  Esener  „Communionordnung“  l'lrichs  II.'") 

12.  1647  soll  Herzog  Friedrich  eine  Deichordnung  erlassen 
haben  ; sie  ist  nicht  gedruckt.'^) 

13.  Enno  Ludwigs  Befehle  vom  18.  Juli  1651  und 
11.  August  1651  für  Esens.'") 

14.  1670.  , Fürstlich  Ostfriesische  Teich-  und  S.vl-Ordnung 

der  Herrschaft  Esens“."*) 

15.  1700.  Neue  Esener  Deichordnung.'"’) 

16.  1730.  Die  verbesserte  Deich-  und  Siel-Ordnung  für 
das  Harlingcrland  von  Georg  Albrecht.-') 

1)  Einiges  in  die  Gravamina  der  Stände,  den  Fürstlichen 
Erklärungen  und  Land  tags  Schlüssen  des  17.  Jahrhunderts 


*^)  In  Kap.  VIII  liea  r>eichrecli(a  uml  bei  Itackmaiin  Xo.  V. 

'^1  Bei  Hack  mann  im  Aiibaiig. 

Vorgl.  Freeae  S.  eö'J. 

Bei  llackmaiin  im  Aiibaug. 

**)  a.  a.  0. 

'■)  Vergl.  Schulze  in  der  Ueberaicht  (ür  Oatfriesland  und  Marten» 
in  den  „Annalen  der  Hraunschwcig-LnncImrgisclKMi  Chiirlande"  IV.  S.  909. 
'")  Bei  Hack  mann  im  Anhang. 

'"J  Bei  Hackinann  No.  X. 

**)  Nach  Freese  S.  -JOS. 

Uretc  S.  s6. 
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z.  B.  dem  Osterliuisischcn  Accord  vom  21.  Mai  1611  “)  dem 
Landtag:sschluss  zu  Emden  vom  11.  September  1618,  der 
hierauf  ergangenen  Staatischen  Resolution,-’)  dem  Haagischeu 
und  Emdischen  Vergleich  von  1662,  dem  Finalrecess  von 
1 66.‘l.-<) 

o)  Die  Oktiois  und  Vergleiche  der  Landeshen  schalt  wegen 
des  Anwachses  z.  B.  von  16i:i  und  1705.^’) 

b)  Die  Lünebiirgischen  Landesteile.'-®) 

a)  Deichrechte. 

1.  1564.  Deichordnung  von  den  Herzogen  Heinrich  und 
Wilhelm.-’^) 

2.  1664.  „Fürstlich  Braunschweig-Liineburgische  Teich- 
Ordnung  in  den  Marschländern  an  der  Elbe“  von  Christian 
Ludwig.'-®) 

:i.  1664.  Deichordnung  Georg 'Wilhelms,  die  nicht  Gesetz 
wurde.'-“) 

4.  1748.  „Erneute  Elbteichordiuing  für  Lüneburg  von 
Georg  dem  Anderen.’") 

ji)  Deichgerichte. 

1.  1587/38  im  Amte  Winsen.”') 

2.  1563  im  Amte  Bleckede.-”'-^) 


“)  Teil  VI.  §§  2S,  -29.  32.  Teil  XI  § Sl  bei  Hrenneisen  a.  a.  0. 

■®)  Krerneisen  S.  518  fl. 

•■i«)  a.  a.  0.  S.  »02  ff. 

Ihrem  Inhalt  nach  i»  finden  bei  Freese  .S  380,  384  ff.  — Die 
jüngMte  Deichordnung  für  Ostfriealand  ist  v.  12.  Jiiii  1.853  nebst  Des.  v. 
5.  Januar  1864.  Siehe  auch  unten  Anni  88  und  2.56. 

“)  Eine  ausgezeichnete  Geschichte  der  I.üneburgischen  Deichordnungen 
liefert  v.  Leuthe  im  „.Vrehiv  für  Geschichte  und  Verfassung  des  Fürsten- 
tums Lüneburg"  B.  V'I.  S.  405  ff. 

Bei  Lenthe  S.  428. 

*)  Bei  llackmann  iui  Anhang,  bei  Schulze  S.  29.  Rohr  ..Hau.s- 
haltnngsrechf  S.  1093  ff. 

Bei  Lenthe  a.  a.  O. 

*)  Bei  .Schulze  S.  79  ii.  Sp  angenberg  „Sammlung  der  Ge.setze 
und  Ansschreiben,  welche  für  sämtliche  Provinzen  des  hannov.  Staats  er- 
gangen sind“  B.  I.  S.  165;  sie  bestätigt  die  Deichordnung  von  1664. 
Zu  ihr  vergl.  Lenthe  S 441,  417.  450. 

■"  Bei  Pufendorf  „Observatinnes“  B.  II.  S 584. 

•“)  Bei  Lenthe  S.  427. 
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Verlügimgen  der  Beliiirden  z.  B.  von  161*3,")  1758  und 
1766,'^)  1803  und  1805,''’)  die  Rechtsbelelirnng  von  1615,’’’) 
die  Zeugenaussage  von  1610’-’')  die  Urkunde  von  1342  be- 
züglicli  des  Streites  der  Eingesessenen  von  Boltersen  und 
^Vittort  — abgesehen  vom  Saclisenspiegel  die  älteste  deich- 
rechtliche  Quelle  im  Liineburgischen,  die  bisher  gefunden  ist  — 
und  die  Erkenntnisse  der  ordentlichen  (ierichte  aus  dem 
18.  Jahrhundert.**) 

c)  Die  liauenburgischen  Teile. 

■x)  Aeltere  unvollkommene  Deichverordnungen  von  1501*  fiu' 
das  Amt  Xeuhaus  von  Herzog  Franz,  von  1628  für  das  Amt 
Lauenburg  von  Herzog  August  und  von  1656  fiii'  ebendasselbe 
von  Herzog  .Julius  Heinikdi.’") 

[i)  1752.  Die  Elbdeichordnung  Georgs  II.,  welche  die 
liineburgischen  Deichordnungen  von  1664  und  174s  enthält, 
von  § 32  ab  einige  neue  Bestimmungen  hinzugefügt.-") 

d)  Die  Gebiete  des  Herzogtums  Bremen  und  Verden. 

z)  Von  kleineren  deiehrechtlichen  (Quellen  kommen  in 

Betracht : 

1.  Eine  Urkunde  von  1217,  in  welcher  Land  auf  Kirch- 
werdei  an  das  Bistum  Verden  übertragen  wird.^'*) 

2.  ,,Dat  Diekrecht  to  Xienkerken  und  in  Osterstade  von 
1500  und  etliche.“-*-) 

“)  Bt,'i  Dämmert  Kriirt.  VI.  A.  .'>. 

■'**'  Dnmmort  Erilrt.  II. 

Schulze  S.  607. 

Lenthe  § "2.  Aus  v.  llodenherg  ..Hi»tori.«che  Kachrichten  über 
(las  Amt  und  Schlos.s  Bleckede*’  U.  II.  ^1.  S. 

Leut  he  a.  a,  (I. 

“*)  a.  a.  0.  S.  4or>. 

"■'’l  Zerstreut  in  den  Krürferuugen  Dammerts;  vgl.  auch  .lurist.  Zeitung. 
1S27  I.  S.  s,  II.  ,S.  70. 

♦'  Dreyer  S.  s. 

’b  Bei  Spangenberg  I,  .S.  ‘27(1  n.  .Schulze  S.  s7.  — Heute  gilt  für 
die  Lüneburgischen  und  vormahs  Lauenburgischen  Marschdistrikte  die  Deich- 
ordnung  vom  l.'i.  April  IS02.  .Siehe  auch  unten  Anm.  SS  u.  -256. 

Bei  1’.  Hasse  ..Schleswig-Holstein-Lanenhurgische  Rege.stou  und 
t'rkundeu  I.  aas. 

*-l  Bei  l’ufendorf  111  Ubs  la.ö.  $ IV  linden  sich  Bruchstücke. 
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H.  Deichgesetze  von  Osterstade  von  H!44>'‘) 

4.  Hinsichtlich  des  Biilkau-Neuhäusischen  Schleiisenver- 
bandes  die  Vereinbarung  von  1764,-*^)  die  Verfilgiingen  von 
17.SC>  und  18US.-*'’) 

5.  Für  das  Deichwesen  an  der  Oste  die  Verfügungen  von 
177Ö,  171HI,  1701  und  17‘J7.-^) 

(i.  Für  die  Taineniarsch  das  Erkenntnis  von  Itisi.-*') 

7.  Für  Kehdiugen  die  Verordnungen  vom  2.  Dez.  172()'‘^) 
und  7.  Febr.  1744.^'') 

S.  Im  Amte  Hagen  (an  der  Dreptej  die  Bauernwillkür 
von  Büttel  und  die  von  Wurthdet  (HU  3),  welche  einige  deich- 
rechtlichen Bestimmungen  enthalten, 

3)  Höchst  interessant  lür  das  deutsche  Deichrecht  ist  die 
Entwicklung  im  Kirchspiel  Osten.  Hier  gilt  das  s.  g.  Deich- 
recht der  Altendorfer  Schaumig.  Es  ist  dies  eine  in  mittel- 
niederdeutscher Sprache  um  1580  geschriebene  Aufzeichnung 
des  in  der  Bauerschatt  Altendort  geltenden  Deichrcchts,  welche 
am  Schluss  die  Erkenntnisse  des  Deichgerichts  aus  der  letzten 
Zeit  wiedergiebt  und  teilweise  auch  das  Deichrecht  der  beiden 
anderen  Bauernschatten  des  Kirchspiels  Osten  (Isensee  und 
Hüll)  darstellt.  Später  sind  zwei  hochdeutsche  Stellen  ein- 
geschoben, welche  aber  nichts  Neues  enthalten.  Angelügt 
wurde  insbesondere  der  Vergleich  der  Oberleute  mit  Kirchdorf 
und  Deich-Reege  von  IC. 80. 

VtTgl.  A.  i->. 

“J  Bei  Wolff  „Bremen-  uii4  Vcrdenscbe  lliscelleu“'  111,  Stade 
IMÜ.  S.  l'i. 

c*  a.  a,  O.  S S6  tt'. 

*■)  a.  a.  <1.  S.  SO  ff.  Siehe  auch  unten  sub  ß. 

Bei  Hackmanii  .S.  SS3  fl’. 

Hei  Schulze  S.  7s. 

a.  B.  ».».  S.  f>3. 

*■'•)  „Archiv  dc.s  Vereins  für  tte.schichte  und  Altertümer  der  Herzogtümer 
Bremen  nnd  Verden  und  des  liande.s  Hadeln"  Stade  1SS4.  Hell  10.  S.  107  ff. 

E.s  ist  das  Verdienst  iJietrich  Hahns  dieses  Deichrecht  der  Alteii- 
dorfer  Schauuiijj  aufgefunden  und  veriifl'cntlicht  zu  haben.  Es  ist  gedruckt 
im  „Archiv  des  Vcreins_für  Oeschichto  und  Altertümer  der  Herzogtümer 
Bremen  und  Verden"  Heft  XI.  Hahn  versieht  es  mit  einer  Einleitung, 
die  über  die  Zeit  der  Aufzeichnung  u.  s.  w.  Auskunft  giebt  und  eine 
Schilderung  des  Deichrechts  enthält,  das  sich  auf  Grund  der  publizierten 
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y)  Besonders  zu  betrachten  ist  das  Land  Wnrsten,  iür 
das  hervorzuheben  sind: 

1.  Einzelne  Bestimmungen  der  Quellen,  welche  für  ganz 
Röstringen  Geltung  hatten.-^') 

2.  1565.  Der  auf  die  Beschwerden  der  Wurster^*“)  er- 
gehende Recess  des  Erzbischofs  Georg.'’*) 

3.  Das  Deichrecht  des  Alten  Landes  Wursten,  welches 
von  Erzbischof  Johann  Friedrich  im  Jahre  1621  bestätigt  sein 
soll.  Es  ist  nicht  1568  errichtet;  seine  Entstehung  lässt  sich 
nicht  genau  feststellen.^^) 

4.  1618.  Der  Vertrag  des  Erzbischofs  Johann  Friedrich 
und  der  Stände  mit  den  Wurstern,  welcher  I64'.t  und  1713 
bestätigt  wurde.**) 

5.  1618.  Der  Revers  des  Erzbistums  Bremen  gegenüber 
Hamburg  wegen  Ritzbüttels. ^) 

6.  1620.  Die  Kappeier  Kirchspielsartikel,  welche  teil- 
weise in  das  Deichrecht  einschlagen.*’) 

7.  1625.  Das  ältere  Deichgeschworenen-Recht.'^) 

8.  1651.  Das  neue  Deichgeschworenen-Recht.®^) 

1661.  Der  Vergleich  der  neun  Kirchspiele.*’") 


Quelle  craiobt.  ln  einem  Nachtrag  erörtert  Halm  die  Existenz  einer  U Uli  er 
lleichordnung.  welche  nach  1598  zu  setzen  sei.  — Auf  Hahns  juristische 
llogriffsbestimmungen  wird  später  einzugehen  sein. 

“)  Vergl.  unten  sub  III.  C. 

“•)  l’ufendorf  III.  S.  123. 

'”)  Bei  Pufendorf  III  S.  127  u.  Stern  „Historische  Nachrichten 
Ton  dem  Laude  Wursten“  S.  57. 

t«*)  Bei  Pratje  B.  X.  S.  97,  in  der  „Juristischen  Zeitung  für  das 
Königreich  Hannover“  Jahrg.  1853  S.  IBl  u.  bei  Schulze  S.  14.  Vergl. 
hinsichtlich  des  ini  Text  Bemerkten  Grefe  .S.  82  insbesondere  A.  f. 

“)  Bei  Pratje  B.  V.  S.  325  ff. 

a.  a.  0.  V’ergl.  auch  wegen  der  Eindeichung  des  neuen  Feldes 
„Archiv  des  Vereins  für  Geschichte  und  Alterthümer  der  Herzogtümer 
Bremen  unh  Verden  u.  des  Landes  Hodeln“  Heft  VI.  .S.  158  Anm. 

“j  Pratje  a.  a.  ü 8.  320. 

*)  Bei  Pratje  B.  X.  S.  110  u.  Jur.  Zeitung  1853.  8.  178. 

Bei  Pratje  8.  120,  Jur.  Zeitung  8.  187,  193,  8chulze  .8.  21. 

•*J  Bei  Schliclithorst  „Beiträge  zur  Erläuterung  der  älteren  und 
neueren  Geschichte  der  Herzogtümer  Breiuen  und  Verden“.  (1797) 
11.  8.  297. 
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10.  1697.  Der  Wisraarisclie  Vertrag.'^) 

H.  Spätere  Verordmiugcii  von  1708,'’")  IR.  .lan.  1748, 
26.  April  niS,"')  1780, •’■■’)  1687.'’’) 

o)  Im  Alton  Lande  finden  sich  deiclirechtliclie  Be- 
stimmungen in  „Des  olden  Landes  Ordenuuge  und  Keclite 
Bock  von  1517,'*''’)  für  es  gilt  des  Alten-Landes  Deichrecht,  das 
ans  15  Artikel  besteht,  welchen  das  Spadelaudsrecht  an- 
gefügt ist.'’*)  Die  15  Artikel  sind  eine  Privatarbeit,*’')  die  erst 
unter  schwedischer  Herrschaft'’*’)  gemacht  ist.  Der  Schreiber 
hing  ihr  das  Spadelandsrecht  mit  den  Noten  Heimreichs  an,***) 
da  sich  dieses  des  Ansehens  einer  subsidiären  Deichrechtsquelle 
schon  damals  an  vielen  Orten  erfreute.'")  Von  Erkenntnissen 
der  Land-  und  Deichgerichte  enthalten  einige  „Flucht-Ordele 
des  Jorker  Landgreftings  als  Schöppenstühls“  deichrechtliche 
Entscheidungen.  Ganz  besonders  aber  sind  hervorzuheben  die 
Deichgerichte  vom  Jahre  1571,  von  denen  eins  teilweise  bereits 
von  Hackmann  „de  jure  aggerum“  S.  458  abgedruckt  ist.  Sie 
finden  sich  alle  im  Archiv  des  Vereins  für  Geschichte  und 
Alterthünier  der  Herzogthümcr  Bremen  und  Verden  und  des 
Landes  Hadeln,  Hett  IX.  S.  106  ff.  (No.  3,  4,  86,  96,  119, 
120,  121,  122,  123,  124).  Neuere  gerichtliche  Erkenntnisse 
sind  in  den  Erörterungen  Dammerts  eingestreut. 

5)  Am  20.  Juli  1892  erging  für  das  ganze  Herzogtum 
eine  allgemeine  Deichordnung, “')  die  durch  die  Deichordnung 

■•)  l'ratje  ]{.  V.  S.  337. 

*“)  iScliulze  S.  102. 

■■')  Schulze  .S.  85.  Jur.  Zeit.  184'J.  1.  S.  05. 

®)  Jur.  Zeit.  S.  00. 

**)  Spangenberg  111.  S.  3. 

*“)  Schulze  S.  90.  Jur.  Zeit.  a.  a.  O. 

*■’)  Bei  Pufendorf  IV.  S.  48  flf.  Besser  im  „Archiv  des  Vereins  für 
üeschichte  uud  Altertümer  der  Herzogtümer  Bremen  und  Verden“. 
IX.  S.  07  ff. 

'*)  Bei  Hackmanu  N'o.  1 u.  11  und  in  der  Jur.  Zeit  1842.  1.  S.  145. 
161,  177. 

*t)  Dreyer  S.  lo. 

•**)  Grefe  S.  83  u.  Jur.  Zeit.  a.  a.  0.  S.  177. 

•"1  V'ergl.  uiiteii  suh  B.  a. 

Vergl.  die  die.sliezügliche  Friiite  in  der  Jur.  Zeit.  a.  a.  0.  S.  182 
u.  die  dort  Citierten. 

Bremen-  uud  Verd.  Ge.sctzh.  1.  S.  71. 
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vom  29.  Juli  1743  xevitliert  wurde.*-)  Die  letzte  erfreute  sich 
bei  den  Öchriftstelleru  des  18.  Jahrhundert  eines  ausgezeichneten 
Rufes.  Dreyer  sagt  von  ihr.''*)  „Sie  ist  eine  wahre  Encyclo- 
jiädie  des  Deichreehts  und  macht  aut  den  Ruhm  der  voll- 
ständigsten Deichsordming  die  gegründetste  Ansprache.“  Nach 
ihr  sind  die  älteren  speziellen  Deichrechte  hülfsweise  an- 
znwenden,'-')  wie  überhaupt  auch  später  die  einzelnen  Marsch- 
länder besondere  Deichgesetzc  aufweisen."''’)  Von  allgemeinen 
Verordnungen  mögen  noch  Erwähunng  finden  das  halb  vergessene 
Kgl.  Schwedische  Rescript  für  das  Herzogtum  Bremen  von 
HiSii, *''’•)  das  Regiernngsausschreiben  vom  12.  September  1749,*'*) 
die  Erklärung  der  Deichordnung  vom  29.  Juni  1753, ~)  die 
Verordnung  v.  29.  Dez.  1773.*'') 

c)  Hadeln. 

1.  Von  älteren  deichrechtlichen  Quellen''')  sind  zu  erwähnen 
einige  Bestimmungen  der  „Rechte  von  Altenbruch,  Lüdiugwort 
und  Nordleda“  von  1439,“")  der  Veitrag  Hadclns  mit  Bremen 
von  1574,“*)  der  Bericht  des  Schulzen  wegen  der  Deiche  vom 
20.  Juli  1580,  der  wohl  wegen  der  Coditikation  des  Hadeler 
Landrechts  eingefordert  wurde,“-*)  der  II.  und  III.  Titel  des 
vierten  Teils  des  Hadeler  Landrechts  von  1583,''*)  und  § IH 
der  Polzeiordnnng  des  Herzogs  Franz  von  1597.*’^) 


’^)  a.  a.  ().  II,  S,  1‘JS  u.  Scliiilzc  .S.  3S. 

”)  a,  a.  O.  .S.  13.  A.  13. 

■')  Grel'e  S.  S3. 

Vcrgl.  oben  unter  d.  i.  S. 

‘■■•J  Bei  Kohr  „Hanslialtuni'arei.'hl'’ S.  107S. 

Schulze  S.  13. 

.Schulze  S.  70.  Span  ge  uh  erg  1,  S.  349. 

''■J  Schulze  S.  99,  Betreffs  der  Neuzeit  siehe  unten  a.  88  u.  -256. 
'■')  Vergl.  auch  die  älteste  Urkunde,  welche  auf  lleiche  schliessen 
lässt,  vom  -c-i.  ,Iuni  1-219,  hei  Spangenherg  IV.  Abt.  III,  S.  1. 

Bei  (irinim  „Weistiiuior*  B.  IV.  ,S.  703. 

'■')  Bei  Spangenberg  a.  a.  0.  .S.  43;  altere  Verträge,  die  jedoch 
wenig  ergiebig,  ebenda  .S.  4,  32,  39. 

"j  Bei  Spangenbei'g  u.  a.  O.  S.  ö2. 

Bei  I'ufendorf  I,  App.  1.  iS.  4.s. 

*'*)  Bei  Spangeuberg  a.  a.  O.  S.  13i;. 
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2.  Aus  sjiäterer  Zeit  sind  zu  iieniieu  die  Schleuseuordnung 
von  lt>82’^’)  und  der  Attestat  des  ei-sten  und  zweiten  Standes 
vom  2.  November  1745:'*’)  schliesslicli  die  Kekanntmacliungen 
vom  if.  u.  26.  Oktober 

B.  Die  Provinz  Schleswig-Holstein. 

H)  Für  ganz  Schleswig-Holstein  sind  anzuführen  das 
sgn.  Spadelandsrecht,’^)  der  V.  Titel  des  I.  Teils 
des  Schleswig  - Holsteinschen  Landgerielitsordnung 
von  (l.')72)  Itl.iU,’"’)  das  Patent,  betr.  die  einzufülirende 
Aufsicht  über  die  Deiche  der  sämmtlichen  Marschkom- 
münen  . . in  den  Herzogtümern  Schleswig- Holstein  vom 
‘2u.  Jan.  1800,’")  und  das  Allgemeine  Deichreglement  vom 
6.  Aiiril  1803.*'-) 

Näher  einzugehen  ist  auf  das  Spadelandsreclit.  Es 
besteht  aus  20  Artikeln,  von  denen  18  mit  Noten  versehen 
.sind.  Diese  Anmerkungen  enthalten  gerichtliche  Entscheidungen 
und  landesherrliche  Konstitutionen  bis  auf  das  Jahr  1652.  Ein 
(irund  die  Wahrheit  der  Angaben  der  Anmerkungen  anzu- 
zweifeln, ist  nicht  vorhanden.  Ueber  die  Entstehungsgeschichte 
der  Artikel  selbst  herrscht  viel  Streit;  er  begann  bereits  im 
18.  Jahrhundert. 


a.  ii.  l».  S.  .'>1*0  n.  .Seliulze  S.  Hö. 

Nrhnlze  .S.  .S4. 

'■)  a.  a.  U.  .S.  lil,  l'.M.  — Hoi  8liau;;ciilicrg  fiuclcn  sich  !S.  341 
oine  lladoliische  l’rovisioualteich-Oiiinuug  voio  Hl.  Jlai  lils  uuJ  iS.  343 
eine  Vertüguu;;  wegen  Keimralion  des  henenloseii  Deichs  vom  J.i.  August 
1721  angeführt.  Für  die  „älteren  l’ruvinzcir  (vergl.  Cirefe  1.  Einleitung 
S.  VHj  kommt  in  Hetracht  das  Edikt  vom  23.  .Juni  1711  (Coriiiis  Fuii.st. 
Lütieb.  c.  1.  S.  1007  u.  c.  2.  .S.  il44  ferner  Corpus  Const.  Calenberg.  S.  S45). 

Für  Hoya  ist  zu  eiwähnen  die  Verordnung  vom  20.  Sept.  1775 
(bei  Schulze  .8.  lloj  [Für  Hoya  und  Diepholz  des.  v.  22.  Jan.  1»04]  ' — 
Für  das  l'J.  Jahrhundert  vergleiche  für  ganze  Hannover  Cirefe  11.  S.  S5 
und  bezüglich  der  Veränderungen  nach  Einverleibung  in  Preussen  unten 
A.  25(i. 

'*')  Hei  Hackmanu  im  Anhang  No.  11  und  im  Corpus  Stalutorum 
Schlesw.  I.  S.  3M0. 

“J  V(^rgl.  auch  art.  22.  der  8iider-Ditmarscher  D.  O.  v.  1643. 

Ch.  8.  ISOl.  8.  4. 

Ch.  S.  1S04.  S.  17. 

«I.  Uiorke,  Oetebiebto  des  douUcheii  Delchrechu.  3 
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1.  Daniel  Petiskus  erklärte  das  Spadelandsreclit  im 
Jahre  1767  für  die  Arbeit  eines  Privatmannes,  der  sich  die 
mündlich  fortgepHanzten  und  bewährt  gefundenen  Deichregeln 
aufgezeichnet  habe.  Die  in  den  Anmerkungen  angeführten  ge- 
richtlichen Entscheidungen  hätten  sämmtlich  den  Stoff  für  es 
hergegebeu.  Es  sei  ein  „elendes  Gewerke“,  dem  die  auctolitas 
publica  fehle.“) 

•2.  Gegen  Petiskus  w'andte  sich  mit  der  grössten  Schroftlieit 
Heinrich  Dreyer  in  seinen  Miscellaneen:  „Ein  .solcher  dreister 
Schriftsteller,  der  in  wenigen  Zeilen  so  viele  historische  und 
litterarische  Sünden  gehäuft,  und  sieh  bei  der  Auftischnng 
seines  Ragouts  das  Ansehen  giebt,  dass  er,  ich  weiss  nicht 
was  für  einen  grossen  Vogel  abgeschossen  habe,  ist  mir  nicht 
leichte  vorgekomnien.***)  Nach  Dreyer  wurden  lö.'iö  der  Staller 
Hinrich  Heute,  die  5 Hardesräthe,  die  Deichvoigte  und  die 
16  Männer  im  Nordstrand  von  Christian  III.  mit  Anfertigung 
des  Spadelandsrechts  betraut.  Im  Jahre  1557  sei  es  von  ihnen 
vollendet,  später  von  Anton  Heimreich  mit  Anmerkungen  ver- 
sehen, auch  der  hochdeutschen  Uebersetzung  des  Nordstrandcr 
Landrechts  beigefügt  worden.’*’) 

3.  Etwas  anders  lautet  die  Schildei  ung,  welche  Heimreich 
selbst  in  seiner  nordfriesischen  Chronik  (III.  c.  V.)  giebt:  „Wie 
dem  König  Christianus  III.  nebeust  seinen  Herrn  Brüdern  die 
erfahrensten  und  in  Teichsachen  geübtesten  Männer  anno  1557  aus 
allen  Marschländern  in  Husum  zusammengefordert.  dass  sie  ein 
besonder  Teichrecht  mochten  verfassen;  die  daun  das  sogenannte 
Spade- Landes -Recht  beliebet  und  verordnet:  Welches  dem 
Nordstrandischen  Laudrechte  anno  1572  ist  adjungieret  und 
noch  in  wichtigen  Sachen  wird  gebraucht“. 

4.  Ealck  gedenkt  in  seinem  Handbuch  des  Schleswig- 
Holsteinschen  Privatrechts“”)  dieser  Ansichten  nicht.  Er  sagt 
vom  Spadelandsreclit  nur,  da.ss  seine  Geschichte  „höchst  un- 
gewiss und  zweifelhaft“  sei;  es  „soll“  aber  „zu  den  Zeiten 


'oj  lieorg  Dauiel  Pelitt  al.  l’ctisfus  „Kleiiienta  juris  agg.“  fj.  löO 
’*)  Dreyer  a.  a.  0.  S.  is.  A.  7. 

*’’)  a.  B.  O.  n.  S.  1.").  Ifi, 

B.  I.  § 14U. 
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A(loli)hs  VIII.,  also  vor  1455)  aus  alten  Gewolinlieiten  und 
Beliebungeu  für  die  Landschaften  Eiderstädt  und  Xordstrand 
gesammelt  seyn“. 

Die  letzte  Vermniung  gründet  sich  auf  die  Anmerkung, 
welche  sich  dem  Art.  I.  des  Spadelandsrechts  beigegeben  tindet 
und  lautet:  „Diese  bey  Herz.  Adolfs  des  letzten  ans  dem 
Schauenburgischen  Stamme  Zeiten  von  18  Jlänneru  aus  dem 
Strande  und  Eyderstädt,  getrotlcne  Vergleichung,  ist  anno  1517 
von  den  5 Hardesräthen  bey  voller  Macht  gefunden,  und  ist  auch 
dergleichen  Ausspruch  anno  1520  von  F.  G.  Käthen  geschehen, 
damit  auch  der  Dreyer,  als  Pilwormer,  Lithbnlling-  und 
Edomsharde  Käthe  überein  gekommen,  wie  auch  anno  15.14  da- 
nach ist  entschieden  worden“.  Schon  der  Wortlaut  dieser  An- 
merkung ergiebt  aber,  dass  sie  das  nicht  sagt,  was  Fa  Ick  an- 
nimmt. Sie  bezieht  sich  augen.scheinlich  nicht  auf  das  Spade- 
landsrecht  im  ganzen,  sondern  lediglich  auf  den  ersten  Artikel; 
das  beweist  zur  Genüge  der  Ausdruck  „Aussiwuch“.  Allein 
die  Vermutung,  welche  sich  bei  Falck  tindet  ist  auch  sonst 
gänzlich  haltlos.  Denn  es  wäre  ganz  unbegreiflich,  wie  im 
Jahre  1534  die  5 Hardes- Käthe  erkennen  konnten:  „da.ss  in 
diesem  liande  niemals  geschehen  sey,  dass  mau  ansgeworfen 
Land  hätte  bezahlet“,  obwohl  der  ja  angeblich  vor  145t)  fest- 
gestellte Artikel  IX  des  Spadelandsrechts  lautet:  „Wenn 

es  sich  begiebt,  dass  ein  Stück  Landes  notwendig  wird  ans- 
geworfeu,  sollen  die  Kogeseigner  desselbigeu  Koges,  denen  das 
Land  abgehet,  was  ihnen  davon  eignet,  Erstattung  bekommen 
Xoch  nnbegründetei'  ist  aber  die  Meinung  Dreyers.  Es  ist 
unmöglich,  dass  das  Sitadelandsreclit  von  der  von  ihm  ange- 
gebenen Commission  im  Jahre  1557  znsammengestellt  worden 
ist,  da  es  sonst  eine  ganz  andere  Gestalt  haben  müsste.  Einer- 
seits müsste  sehr  vieles,  was  jetzt  in  den  Anmerkungen  steht, 
im  Spadelandsrecht  mit  enthalten  sein.  Beispielsweise  soll  im 
Jalire  1534  übei-  die  Bezahlung  von  Deicherde  Streit  vorgefallen 
sein ; Art.  II  des  Spadelandsrechts  sagt  darüber  aber  nichts. 


Auch  spricht  d.-is  Spadcliinilsrecht  selbst  mir  von  deu  Kinwuliiieru 
.vom  Strande",  kann  also  nicht  durch  Ueliebung  mit  dem  Lunde  Eyderstädt 
entstanden  sein.  Vergl.  unten  A.  lOü. 

3* 
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obwohl  er  von  der  Deiclierde  liandelt  und  eine  Entscheidung 
von  1534  vorlag.  Artikel  VIII  des  Spiidelandsrechts  schildert 
ausführlich  das  Spatenstechen  der  Richter  ini  Fall  des  Un- 
gehorsams des  Deichhalters,  thut  aber  des  Spateiistecheus  des 
unvermögenden  Deichhalters  keine  Erwähnung,  obschon  1525 
die  5 Harden  darüber  erkannt  hatten.  — Andrerseits  uifisste 
Vieles,  was  jetzt  in  den  Anmerkungen  steht,  an  Stelle  der 
diesbezüglichen  Vorschriften  des  Spadelandsrechts  stehen.  In 
Artikel  XIV  wird  z.  B.  bestimmt,  dass  bei  einem  streitigen 
Deich  die  Deichhalter  gepfändet  und  der  Deich  geme.ssen  werden 
solle,  worauf  der  Unterliegende  den  Deich  annehinen  und  Brüche 
zahlen  müsse.  AVie  kann  aber  dieser  Artikel  im  .lahre  1557 
festgestellt  sein,  wenn  1534  erkannt  worden  ist,  dass  bei  grosser 
Not  zunächst  Hülfe  geschehen  solle  und  1535  publiziert  wurde, 
„dass  der  streitige  Deich  erst  solle  zum  vollen  See-Deich  ge- 
raachet  werden  und  dann  die  Jlaasse  ergehen  Wie  können 
diese  praktisch  diirchgcbildeteren  Rechtssätze,  die  sich,  iui  ein- 
zelnen mit  Abweichungen,  in  allen  späteren  schleswigschcn  Deich- 
ordnungen finden,**^)  1557  übersehen  worden  sein? 

Dies  ist  auch  hinsichtlich  des  Berichtes  von  Heimreich 
geltend  zu  machen.  Im  übrigen  klingt  dessen  ganze  Erzählung  von 
der  Zusammenberufung  der  deichkundigsten  Männer  aus  allen  (?  !) 
Marschlanden  so  unwahrscheinlich,  dass  sic  auf  Glauben  keinen 
Anspruch  machen  kann.  Die  ^Cachricht  Heimreichs  ist  vielleicht 
durch  eine  Notiz  veranlasst,  die  er  auf  seinem  Exemplar  des 
Spadelandsrechts  vorfand ; sie  erklärt  sich  leicht  aus  dem  ge- 
setzlichen Ansehen,  das  es  später  überall  genoss.  Auch  kann 
Heimreich  selbst  in  diesei-  Anschauung  nicht  allzu  sehr  ge- 
wurzelt  gewesen  sein;  denn  er'-'’*)  notiert  zu  Art.  II:  „Dem- 
nach Streit  vorgefallen  ob  Späteland  zu  bezahlen?  als  ist 
darauf  anno  1 534  . . . erkannt“. 

Gegen  alle  aber,  die  eine  oltizielle  Errichtung  und  Pu- 
blikation des  Spadelandsrechts  sei  es  vor  145'J,  sei  es  1553 
oder  1557  annehmen,  siuicht  die  Art  und  Weise,  wie  das 


\'er«l.  Kyderstitill.  1).  O.  I.yu5.  art.  7.  Stapelliolm.  I).  0.  1625. 

an  12. 

V'crgl.  unten  A.  113. 
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Konlstraiulcr  Landredit  von  1572""’)  auf  das  nordstrandische 
Deiclireclit  Bezug  nimmt.  Hätte  man  dann  in  diesem  nur  bei 
einer  deichrechtliclien  Bestimmung  (III,  21)  auf  das  verwiesen, 
was  „ein  Deiclireclit  vermag  und  mit  bringt.“  ? 

Zu  einer  befriedigenden  Lösung  der  Frage  nach  der  Ent- 
stehung des  Spadelandsrechts  kann  man  nur  gelangen,  wenn 
man  den  Gedanken  an  eine  Kechtssammlung  von  offiziellen 
Commissionen  oder  an  einen  Vergleich  verschiedener  Land- 
schaften aulgiebt.  Es  kann  sich  ni.  K.  nur  um  die  Aufzeichnung 
eines  Privatmannes  handeln.  Insoweit  ist  Petiskus  beizustimmen; 
im  übrigen"")  aber  ist  zu  sagen:  Im  Nordstrander  Gebiet  existierten 
gegen  Ende  des  15.  und  Anfang  des  Ifi.  Jahrhunderts  viele  deich- 
rechtliche Beliebungen  und  Erkenntnisse  älterer  und  neuerer 
Zeit.'"^)  Die  Beliebungen  waren  z.  T.  auch  mit  umwohnenden 
Lamlscliaften  eingegangen. '"^’)  Um  das  Jahr  1500"^)  sammelte 
sie  ein  Privatmann  und  fügte  das  hinzu,  was  seiner  Ansicht 
nach  gewolinlieitsrechtlicli  galt  oder  gelten  musste.  Insbesondere 
giebt  Art.  IX  einen  Rechtssatz  wieder,  der  nicht  auf  einem 
Erkenntnis  oder  einer  Beliebung  beruht,  sondern  der  höchst 
wahrscheinlich  hier  wie  anderwärts  sehr  umstritten  war.'"^’) 
Die  Zusaiiinienstelliing  war  jedenfalls  nur  für  das  nordstrander 
Gebiet  zugeschnitten."“')  Man  gebrauchte  sie  bald  als  Aus- 
kunftsmittel in  deichrechtlichen  Fragen.  Ein  bestimmter  Zeit- 
punkt, wann  sie  in  Gebrauch  kam,  lässt  sieh  schwer  angeben. 
Geschah  es  vor  15.T4,  so  würde  das  Erkenntnis  dieses  Jahres'"^) 
zeigen,  dass  man  sie  durchaus  nicht  als  bindendes  Rechtstatut 
betrachtete.  Auch  das  Xordstrandei  Landredit  von  1572  giebt 


('orp.  St.  .Sclilesw.  1 S.  4;io  ff. 

'">)  Ich  gehe  auf  eine  Widerlegung  der  übrigen  Hehauptungen  dieses 
ganz  unfähigen  .Schriftstellers  gar  nicht  ein.  Verwie.sen  sei  auf  Dreyer 
a.  a.  ()..  dem  natürlich  nur  teilweise  beizustimnien  ist. 
iftij  Vergl.  unten  suli  c. 

>'«)  z.  1!.  art.  r A. 

Das  ergiebt  der  l'nistand,  dass  das  wichtige  Krkenntnis  von  l.^i'i 
l^A.  zu  an.  VIII)  nicht  aufgenominen  ist. 

Vergl.  die  Note  Ueimreicha. 

"“)  art.  XVIII:  .Alle  Kinwohner  ira  Strande  die  Land  ge- 

brauchen . . .“ 

A.  zu  .Vrt.  II. 
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keinen  siclieren  Aulschln.ss."'')  (ie<^en  Ende  des  1(>.  .Jahr- 
liunderts  aber  muss  sie  lieteits  ein  gcsetzähnliclies  Ansehen 
genossen  haben.  Sie  erliiell  die  Bezeielinnng  „Spadelandsreclit“. 
Diese  wurde  wold  d(on  Art.  Vlll  entnoinmnn,  nacli  welchem 
die  Deielirielitei'  „nach  altem  Spade-Landes-Reehte“  den  Si>aten 
stechen.  Spadelamlsrecht  bedeutet  nichts  anderes  als  das  Recht 
des  Landes,  das  der  Spaten  erwaib  und  bc.schützt  d.  h.  das 
Recht  des  Deichlandes.  Einen  so  allgemeinen  Inhalt  daher 
auch  der  Ausdruck  „Spadelamlsrecht“  hat,  so  ist,  was  die 
älteren"*')  (Quellen  anlangt,  unter  ihm  stets  das  nordstrandische 
zu  verstehen.  Im  Anläng  des  17.  Jahrhunderts  steht  die 
Geltung  und  Verbreitung  des  Spadelandsrechts  in  Schleswig- 
Holstein  ausser  Zweifel.  Herzog  Friedrich  verweist  ltiü5 
(sogar  im  Widersprucli  zu  dem  Erkenntnis  von  1534),'"')  und 
l(i.')4'")  auf  es;  die  Eyderslädtisclie  Deichordnung  von  15ä5, 
die  Stapelholmische  von  die  Siiderditmarsche  von  1043 

nehmen  auf  es  Bezug."-)  Es  ward  das  allgemeine  Deichrccht 
Schleswig-Holsteins  und  blieb  hier  stets  subsidiär  in  Geltung. 
— Da  es  für  Nordstrand  die  einzige  geschriebene  Deichrechts- 
(luelle  blieb,  fügte  mau  es  schon  früh  dem  Landrecht  von  1572 
an;  eine  solche  Zusammenstellung  lag  Heimreich  vor;  er  ver- 
sah das  Land-  und  Deichrecht  mit  Noten  und  gab  sie  l07o  in 
einer  hochdeutschen  Uebersetzung  heraus. "■*)  Auch  ausserhalb 


"")  Dajs  e*  gegen  eine  ot'fizielle  Anfertigung  des  SpaiieliimUreehts  vor 
»einer  Kmaniition  »priciit,  iat  bemerkt.  Inlialtlieh  galt  ihis  Spadelandsreoht 
damals  jedenfalls.  Da»  Nordsfrander  Landreclit  enthalt  ihm  gegenüber  eine 
Weiterbildung  in  Bezug  auf  die  .Mitteldeiehe:  art.  XX.  Sp.  L.  11.  verbietet 
„sie  uuter  den  Pdug  zu  legen  oder  zu  besäen".  Da»  Xord.»trander  D.  11. 
(III,  11t)  untersagt  auch  das  Ueiten. 

Vergl.  aber  lirem.  D.  U.  von  1713.  e.  is. 

"")  Sp.  b.  11.  art.  II.  A. 

>")  Dreyer  .S.  Iti. 

'“)  Eyderst.  art.  9,  Stapelliolm.  art.  20.  SUder-Ditm.  art.  7. 

Das»  die  Noten  vonHcimreioh  herrithren  ist  kaum  anzuzweifeln. 
Urspr.  ist  das  Spadelandsreeht  in  plattdeutscher  Sprache  geschrieben. 
Dieser  Text  existiert  nur  in  einer  llamlschrift  auf  der  Kieler  rniversität.«- 
bibliofhek.  — Nicht  deutlich  erhellt,  ob  Heimreich  in  seiner  Chronik  meint, 
dass  das  Spadelandsreeht  di'in  Xordstrander  Landreclit  gleich  bei  dessen 
Emanation  angefiigt  worden  ist.  Xatürlich  würde  hiergegen  die  Art  der 
Bezugnahme  de»  letzteren  auf  das  Deichrecht  sprechen. 
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Sflilchwij'-HülsU'iiis  {^elaiiptc  dii.s  Spaddandsiecht  zur  (Geltung, 
und  so  iiianclie  spätere  Deicliordnung  verweist  auf  es  als  sub- 
sidiäre Reclitsquello  oder  ist  vou  seinem  Geist  diircdiweht. 

b)  In  grosser  Anzahl  sind  in  Schleswig- Holstein  sgn. 

Oktrois  ergangen.  Man  versteht  darunter  Freiheitsbriefe, 
welche  vou  dem  Landesherrn  in  Bezug  auf  neu  einzudeichende 
Ländereien  an  bestimmte  Personen  gegeben  werden.  Bei 
Falck  findet  sieh  eine  Zusammenstellung  der  Oktrois,  welche 
dem  neuen  Koog  eigene  Gerichtsbarkeit  gewähren.'*')  Bei 
Dreyer  sind  auch  andere  angegeben."”)  Zu  einem  grossen 
Teil  sind  sie  nur  handschriftlich  vorhanden.  In  den  wesent- 
lichsten Punkten  stimmen  sie  überein.  Als  Vorbild  diente  den 
meisten  insbesondere  die  Oktroi,  welche  Herzog  Friedrich 
einigen  Niederländern  zur  Bedeichung  des  Nordstrands  am 
8.  18.  Juli  verliehen  hatte,  und  die  sich  in  holländischer 

und  deutscher  Sprache  im  Corpus  Constit.  Schlesw.  I.  8. 

If.  abgedruckt  findet.  Die  Oktroi  für  den  Hedewigs-Koog 
steht  in  Anton  Vietens  „Beschreibung  des  Landes  Dit- 
marschen“  S.  fil.  Hervorheben  möchte  ich,  weil  sie  die  älteste 
mir  bekannte  in  Schleswig  ist,  die  Urkunde  von  die  bei 

Lass  in  der  „Fortsetzung  der  Husumer  Nachrichten“  1718, 
S.  !M;  gedruckt  ist.  Im  übrigen  werden  die  auf  Eindeichungen 
sich  beziehenden  Verordnungen  u.  s.  w.  bei  der  Quellen- 
Übersicht  der  einzelnen  Gebietsteile  angegeben  werden. 

c)  Ditmarschen.'") 

Die  für  das  Deichreeht  wichtigen  Satzungen,  Verordnungen, 
Urteile  und  Urkunden  sind  chronologisch  geordnet  in  der  Haupt- 
sache folgende: 


Vcrgl.  hinsichtlich  des  alten  Laiules  oben  aiih  A.  <1.  s. 

"’l  Falck  II.  a.  <).  1,  ^ 21. 

'"■)  Dreyer  .S.  2o.  A.  12.  Vergl.  für  Xorilerditmarscheii  noch  die 
Angaben  hei  Griebel  .S.  ä ft. 

"')  Ih-souders  ungenau  .sind  für  nitinarschen  die  Angaben  von  Dreyer 
S.  0.  Im  Text  ist  die  grosse  Süderdilmarsclie  DeichorJnung  von  1G43  gar 
nicht  erniihnt.  Die  A.  (i.  welche  die  Stellen  nngiebt,  wo  sie  zu  finden  ist, 
bezieht  sich  auf  eine  mir  unbekannte  Verordnung  Friedrichs  vom  2s.  Sept  ITOti. 
Weuii  auch  Dreyer  ein  gut.  Teil  der  von  uns  angegebenen  l^uellen  nicht 
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1.  Einige  Sätze  des  ältesten  Ditmarsclier  Landredits  (1447 
bis  14  t;-).''-) 

2.  Einige  Bestimiiiiingen  des  neueren  Landrechts  (vor 
1480)."*) 

:i.  1455  Das  alte  Deichrecht  von  Büsum.'-“) 

4.  14113  Das  neue  Deichrecht  von  Büsum."’) 

5.  1532  Das  Deichrecht  von  Kettesbüttel,  das  Bruchstücke 
aus  dem  Jahre  l.'>20  enthält.'--) 

(l.  löCiO  Rat  und  Bedenken  der  Ditmarsischen  Abgeordneten'*^) 

7.  l.'iilO  Befehl  an  die  Landvögte.'-*) 

S.  l.''i*o  Schreiben  des  Königs  Friedrich.'*') 

It.  l.*(12.  Sui)]ilik  der  Bauerscliaft  Ostermoor.'**) 

10.  13112  Einige  Be.stimmungen  des  Reehtstages  zu  Rends- 
burg.'*') 

11.  13G2  Gesuch  des  Kirchspiels  Eddelack.'**) 

12.  1303  Gesuch  der  Kirchspiele  Brunsbüttel  und  Eddelack.'*") 

13.  13(17  das  neue  Ditmarsische  liandreeht  in  Art.  8d  und 
imi.'**) 

14.  1373  Büsumer  Kirchspielsschluss.'") 


«nfiilireii  konnte,  weil  er  sie  nicht  kannte,  so  hätte  er  jcilenfalls  die 
wichtige  Veroninung  fiir  SUderditiimrschcn  wegen  der  .Vu.ssendeiclie  vom 
so.  Dezember  1(171,  da  sie  sich  im  Corpus  Stat.  Hols.  befindet,  kennen  und 
nnführen  müssen.  — Beiläufig  »ei  auch  liingewiesen  auf  die  grosse  Unge- 
nauigkeit Dreycr»  in  A.  4 S.  12,  (hauptsächlich  wohl  Druckfehler);  Statt 
der  V'erordnung  vom  20.  Juli  ItlTa  muss  e.s  heissen  1(174;  statt  iler  vom 
22.  Bept.  1723.  vom  18.  Sept.  1727  ; statt  der  von  Ui»3,  von  lä.'iS. 

Bei  Westphalen  »llouumenta  ineditii“  III,  .S.  1743  u.  3Iichel»e n 
„Altditmarsche  Kechtsquellen“. 

"■')  Michelsen  a.  a.  O.  ,S.  141. 

'*')  a.  a.  ().  8.  247  uiiil  bei  Griebel,  Anhang  I. 

Michel  son  S.  24s. 

>;“)  a.  a.  ü.  S.  241t  ff. 

>^‘)  Michelsen  ,Urkundenbneh  zur  Geschichte  des  Bandes  Dit- 
marscheu“  Altona  1834,  8.  235. 

'ä*)  a.  a.  0.  8.  239. 
läs)  a.  a.  O.  ,S.  252. 

*-■*)  a.  a.  O.  8.  267. 

'«)  a.  a.  ü.  8.  269. 

1»)  a.  a.  O.  8.  279. 

’■")  Bei  Uackmann  im  .Vuliang. 

*■'*;  Vergl.  Griebel  S.  37. 
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1').  157:{  Schreiben  des  Anituiaims  von  Steinberg.'”) 
in.  l.')77  Gesuch  der  Eingesessenen  von  Marne.'”) 

17.  l.')77  Schreiben  des  Königs  Friedricli  an  Herzog 
Johann.'”) 

18.  l.')8ö  Verordnung  des  Heraogs  Adolf  für  ganz  l)it- 
niarschen.'”) 

in.  inni  Urteil  für  den  Süderdeich  in  Xorderditmarschen.'”) 
•20.  in  18  Deichrecht  für  U’eslingburen."'') 

21.  ini'i  Verordnung  Herzogs  Adolf  lür  die  Bü.snmer.'”) 

22.  ir.24  Resolution  auf  die  Gravoniina.'”) 

28.  1(!24  u.  mal  Obergerichtsurteile rürXorderditmarschen.'"’) 
24.  Inas  Die  Verabscheidung  für  Süderditmarschen.'*') 

2.').  1041  Erneuertes  Deichrecht  ITtr  Büsuni."-) 

2n.  l()4a  Die  Deichordnung  für  Siidcrditinarschen.'”) 

27.  m71  Die  Verordnung  wegen  der  Aussendeiche  in  Süder- 
ditniarschen.'”) 

28.  mno  Verordnung  für  Süderditniarschen."*) 

211.  lt>H2  Gesuch  des  Kirchspiels  Eddelack.'*") 

ao.  m;i7  Herzogliche  Rescripte  für  die  Büsunier.”’) 
ai.  1705  (f>.  Aug.)  Deichordnung  für  Xorderditniarschen ; 
sie  ist  nicht  gedruckt.'*') 


'■«)  )licliel»en  „frkuinlenbacli“  S.  aifi. 

a.  a.  O.  S.  3->4. 

'^)  a.  a.  O.  S.  :c.>r.. 

K.  a.  O.  8.  Süll  u Griebel  S.  4.'t. 

Griebel.  Anhang  11 
Nach  Dreyer  S.  l*. 
r!»)  a.  a.  U.  III. 

'■*")  llichel.'icn  „L'rkunilenbuch“  S.  40:(. 

'•')  Griebel.  .Vnhaiig  IV, 

'**)  Corpus  Stat,  Hols.  II,  S.  909. 

'*-)  Nach  Dreyer  S.  9. 

Bei  Hackmaun  im  .\nhaiig,  im  l'.  Stat.  llola.  II  .S.  911  n.  in 
Itolir  „llan.shaltmig8recht"  S.  1477. 

Corpus  Stat.  Hols.  II,  S.  9.3ß. 

'»■')  a.  a.  O.  S.  920. 

>«)  a.  B.  O.  S.  921.  ' 

'*')  Griebel,  Anhaiu:  VI,  VII. 

US)  Vergl.  Dreyer.  S.  12  A.  5. 
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.‘(2.  I72;s  und  173(1  X'crorduuiigt'ii  lur  Südeiditmarschen.'*'’) 

d)  Die  Wilstei  - und  K i eni|ier-Marsch  Holsteins.’'“) 

i)  Auf  da.s  materielle  Deiclirecht  haben  Bezug: 

1.  1237  Die  Eiit.sdieidung  des  Grafen  für  einige  Dorf- 
scliafteu  der  Kremper-Marscli.’'’) 

2.  143S  Der  sgn.  Siiadelandbrief  Herzog.s  Adolfs  VIII.  das 
Teich  wesen  der  Wilsfermarsch  betreffend. ’'*) 

3.  1.553  Die  ^■erkündigung  König  Christians,  in  der  auf 
einen  Brief  des  Grafen  Adolfs  von  13(10  Bezug  genommen 
wird.  (Krempermarsch).’“) 

4.  1(11(1  Mandat  an  die  vom  Adel  von  Christian  IV.  für 
die  Wilstermarsch.’'*) 


"“)  Cerpii.'«  Stat.  Hol».  II,  S.  i'22,  9:t0.  — Dreyer  führt  S.  9 noch 
au  VcroritiiunKPU  v.  20.  III.  1650,  von  1701.  1707,  2s.  Scpt.  1709  Süiicr- 
(litmarsflien).  Uclier  (JelirHuche  bol  der  Dficlisrhaii,  PfSmliing  u.  s.  w.  in 
Pitniarscheii  versleiche  unten  Anni.  tOl  am  Knde. 

e“')  Vergl.  im  Allgemeinen  Detlefsen  „ttescliielite  der  lioUteiniscluMi 
Elbmarselieu"  lS9t  ; iiishe.sondere  hezUglitdi  de«  Deiclirecht«  11.  I.  Kap  XIV. 
11.  II.  Kap.  XV  ft. 

'■'*)  „Schleswig  - Holstein  - LauenbiirKisi  lie  Rege.sten  und  I rkiindeii“ 
herausgegeh.  v.  P.  Hasse),  Hamhurg  l.s.so— 90.  I,  561. 

''■«)  Er  ist  gednu'kt  zuerst  von  Westphalen  ,Mon.  iued.“  II,  417  ft'., 
später  im  Corpus  Constitufionum  Holsaticarura  II,  209  ff.  Heide  Drucke 
weichen  etwas  von  einander  ab;  neuerdings  hat  ihm  Detlefsen  a.  a.  (). 
I.  Anhr.ng  I.  nach  einer  selbständigen  Abschrift  der  ursprünglichen  I'rkunde 
mit  Verbesserungen  ans  den  beiden  früheren  Drucken  und  Anführungen, 
die  sich  bei  Culemaun  ,.Denkmahl  der  Wusserlluteir*  tindeu,  heraus- 
gegehen.  — Die  I'rkunde  war  I4:is  nur  in  einem  Exemplar  ansgefertigt 
worden,  welches  dem  Kloster  Hordesholm  übergeben  wurde,  ilamit  dieses  es 
tür  den  Urafen  Adolt  und  die  Kirchspielleute  zu  beiden  Seiten  der  Wüster 
verwahren  sollte  („de  besegeldc  tiref  sthal  liggen  bi  dem  klosteC  tom  bordcs- 
lioline,  [uns  unde]  den  Karspelluden  tor  Wüster  an  beiden  siden  to  truwer 
band“).  Detlefsen  behauptet  S.  .'149  auf  Grund  dieser  Stelle,  dass  die 

I'rkunde  „in  drei  Exemplaren,  deren  eins  im  Kloster  Hordesholm  . . . , 
eins  im  gräflichen  Archiv,  eins  in  Wüster  lag“  aiisgefertigt  sei;  ja  man 
könne  „den  Wortlaut  selbst  so  verstehen,  dass  für  beide  Seiten  des  Kirch- 
spiels Wüster  je  ein  Exemplar  ausgefertigt"  war".  Wie  ersichtlich,  hat 
Detlefsen  die  Stelle  ganz  falsch  vcrstanilen,  insbesondere  die  Worte  „to 
truwer  band"  gar  nicht  berücksichtigt. 

'■‘[1  Corpus  Constitutionem  Holsatiiarum  II.  .S.  29o. 
u.  a.  O.  .S.  2.H2. 
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iri.'iä  (P.).  •lau.  u.  ;i(i.  Juli)  Belelil«  au  den  Aiutiiianii 
VOM  yteiiibergr.  (Wilstenuarsch). 

u.  i;i5  uml  17ir.  DeicliVfrtüguugenJ''®) 

7.  1720  Verordnung  wegen  des  Jlargaretliendeichs  (Wüster- 
uiarsch).*'") 

s.  1727  Verordnung  lür  die  Kreiniierniarscli.''") 

H.  1741«  Confirniation  eines  Vergleiches  dreier  Kirchspiele 
und  Karapens  in  der  Wilsteruiarsch,  der  1542  geschlossen  und 
in  diesem  Jahre,  155:1  und  17:il  bestätigt  wurde.“'®) 

Mehr  auf  das  formelle  Deichreeht  sind  zugeschnitten 
die  Sammlungen  und  Aufzeichnungen  der  Schauungsgebräuche, 
Hegungstormeln  und  anderer  Gebrauche  des  Deichgerichts 
oder  Deichverbandes. 

I.  Der  Wevelsflether  Hovetmann  Lübbeke  machte  in  seinem 
15U9  geschriebenen  Gedenkbuch  einige  Aufzeichnungen  über  das 
Deichreeht.  Ks  handelt  von  den  Gebräuchen  bei  der  Deich- 
schau,  der  Versiiatung  des  Deichlandes,  dem  Geschworenen- 
gelage, der  Pländung  und  der  höchsten  Wedde.'“")  Seine 
Schilderungen  geben  ein  sehr  anschauliches  Bild. 

2.  In  einer  Sammlung  von  „Verordnungen  fürnemlich  die 
Kremp-  und  Wilstermarscli  betrert'end“,  die  sich  handschriftlich 
auf  der  Kieler  Universitätsbibliothek  (S.  H.  555.  B.)  befindet, 
ist  auf  F.  2.'i9  11’.  ein  Schriftstück  enthalten,  das  berichtet  von 
„Dat  högestc  Wedde  in  der  Land-  oder  Dikschwaren-Recht“, 
„Vann  dem  Schauende“  und  „Wo  mann  einen  jianden  schall“. 
Dieses  Stück  ist  mit  einer  Umstellung  seiner  drei  Teile  (der 
erste  Teil  steht  zuletzt)  im  Jahre  1725  unter  dem  Titel:  „Ab- 
druck der  Holsten  (lebräuche  bey  Beziehung  oder  Beschauung 
der  so  wohl  in  Dithmarschen  als  Oreniiier-  und  Wüster- .Marsch 
belegcnen  Teiche  und  Dämme“  zu  Glückstadt  gedruckt  worden 


a.  a.  O. 

>'")  a.  a.  0.  S.  2S8,  «89, 

a.  a.  ().  S.  e-is.  Vprgl.  ancli  die  Verfiigum;  v.  :i.  Mai  1722  bei 
Dotlefseii  U.  S.  40.  • 

'■“)  C.  C.  Hola.  II.  S.  280. 

a.  a.  ().  S.  29:4.  — Für  die  Wilstemiarsch  eergl,  auch  die  Urkunde 
von  I47.’>  lioi  Westplialen  II,  S.  4.^8. 

Ahgodriickt  bei  Pellefseii  I.  .Viibaiig  11. 
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Das  Büchlein,  das  sich  ebenfalls  auf  der  Kieler  Bibliothek  be- 
findet, ist  Detlefsen,  welcher  das  Stück  nach  der  Handschrift 
abdruckt,  eiitgang;en.'®') 

3)  Saueke  überliefert  in  seiner  um  1700  geschriebenen 
Hertzhornischen  Chronik  die  Herzhorner  Schauungsforuieln. 

4)  Der  Deichgraf  Claus  Früchtnicht  zeichnete  im  Jahre 
Klsö  die  Hegungslormeln  des  Rauer  Deichgerichts  auf."**) 

e.  Die  Länder  des  Herzogthums  Schleswig. 

a)  Zunächst  ist  auf  die  Beliebuugen,  Entscheidungen  und 
Yerordnungen  hinzuweiseu,  die  Heimreich  in  seinen  Noten  zum 
Spadelandsrecht  angiebt."*^)  Die  älteste  Beliebung  stammt  aus 
der  Zeit  Adolfs  VIII.  und  bezieht  sich  auf  Nordstrand  und 
Eyderstädt."*'']  V'on  der  ältesten  Beliebung  der  Lande  Eyder- 
städt,  Everschoj)  und  Utholm  berichten  Heinireicb  und  West - 


En  ist  gedruckt  a.  «.  0.  Aiiiitiiig  III  Das.n  Detlefsen  den 
Druck  von  172.')  überselien  Imt,  ist  um  so  hedaiierliclier,  als  dieser  ilini  für 
die  Uer.ntellung  des  Textes  der  Text  der  Handschrift  ist  sehr  vcrderbtl 
Nutzen  gebracht  haben  würde.  Detlefsen  hat  den  Tetxt  meistens  richtig 
lind  in  l'ebereiustiminung  mit  dem  Druck  von  1720  vcrbe.ssert  wiedergegeben. 
Aber  nicht  immer;  z.  U.  S.  :n>r>  unter  Xr.  12  ergänzt  er  vor  „hüden“. 
„Wenn  nu  de  Dickgräf";  es  ist  aber  nur  „Wenn“  zu  ergänzen  und 
statt  „hüden  ’ zu  lesen  „he  den“  (also  „wenn  er  dann  . . Gar 

keinen  Sinn  ergiebt,  wenn  Detlefsen  hei  dem  Verfall  des  Pfand- 
Objekts  an  den  Deichgrafen  S.  267  unter  Nr.  20  „gelehnet“  druckt. 
Das  Pfand  soll  dem  Deichgrafen  zugehören,  gleich  als  wenn  cs  ihm  sein 
Vater  als  Erbe  hinferlassen  und  „gelehnet“  hättet  Den  einzigen  richtigen 
Text  zeigt  der  Druck  von  172.0:  ..gelick  als  wann  idt  nns  unser  (bei  der 
(Teschworenenantwort : jiiw  juwer)  Vater  geervet  und  geleveret  hefft- 
(Als  wenn  es  ihm  sein  Vater  als  Erbe  hinterlas.sen  und  überliefert  hätte.) 
Im  übrigen  bemerke  ich,  dass  auch  der  Druck  von  1725  nicht  ganz  fehler- 
frei ist,  z.  11.  steht  auch  hier  „Kop“  statt  Kor  (vergl.  Detlefsen  S.  360. 
A.  2.)  — Interessant  und  bedeutsam  ist,  dass  der  Druck  von  1725  den 
Hüvetmann  bei  der  höchsten  Wedde  auch  als  Deichgraf  bezeichnet.  An 
der  Stelle,  die  Detlefsen  S.  364  mit  Nr.  4 bezeichnet,  steht  vor  „Will“: 
„De  Dickgreve“.)  Ausserdem  ist  zu  bemerken,  dass  nach  der  Ueberschrift 
des  Druckes  von  1725  diese  Gebräuche  auch  in  Ditinarscben  galten. 

"’'•')  Gedruckt  bei  Detlefsen  Anhang  IV. 

Gedruckt  a.  a.  O.  Anhang  V. 

'**)  Vergl.  oben  H.  a. 

'®’)  Note  zu  art.  I.  Sp.  D.  Rs. 
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phaleii;  sie  fällt  in  das  Jahr  1446  und  hat  „das  tlewehr,  den 
Haus-,  Teich-  mul  Ptlug-Frieden“  zum  Gegenstand."“*) 

,^)  Einzelne  Beslimniungen  finden  sich 

1.  ini  alten  Eyderstädter  Landrecht  vun  1572  (Tit.  «1},'®") 
iui  neuen  von  löitl  (II,  18),  in  der  ihm  angefügten  Folizei- 
verordnung  (II,  18  l u.  2),’**®)  im  Xordstrander  Laudrecht 
von  1572  (I,  1;  III,  l!l,  20,  21,  26),"*") 

2.  in  den  Stadtrechten  von  Garding  1590  (Tit.  XI),'"')  von 
Tönning  1590  (Tit.  11,  18),^"')  Husum  1608  (111,  47),''“) 
Friedrichsstadt  1635  (Tit.  39,  10;  Tit.  74).'"* 

f)  Deich  Ordnungen. 

1.  1595  Deichordnuug  für  <lie  Landschaften  Eyderstadt, 
Everschoj)  und  Utholni.'"'*) 

2.  1619  Friedrichs  Ueichordnung  für  das  Amt  Tündern.'"’’) 

3.  1625  Stopelholmische  Deichordnung.'"**) 

4.  1702  Soerkerküogs  Deichordnung  vun  Friedrich  IV.'“) 

5.  1711  Pellwormer  Deichordnung.'"'*) 

0.  Von  Verordnungen  und  Verfügungen,  die  sich  auf  das 
Deichrecht  beziehen,  seien  genannt; 

1.  1572  Rescript  Herzogs  Adolfs  für  Eyderstadt. '■") 

2.  1597  Dekret  zwischen  Eyderstadt  und  den  Städten 
Tönning  und  Garding.''") 


llcimreich,  Clirou.  ll.c.ll.  Westplialpn,  .iloii.  ined.“  IV,  S.'1651. 
"’’)  Uelitreitistiiumeml  mit  dem  Diunarsclier  Lundrecht ; ver;;!.  oben 
A.  130. 

Corpiis  Stut.  Slesw.  I.  S.  1. 

'«■)  a.  a.  O.  I,  8.  131. 

'"’J  a.  a.  O.  111  8.  113. 

'")  a.  a.  O.  8.  10. 
u.  a.  O.  II,  035. 

'rj)  a a.  O.  111,  1.  nebst  der  Verlüguu)'  von  1633.  8.  596. 

'■*)  Oei  llackmaun  im  Anhang  und  Corji.  Stat.  Slesw.  1. 
a.  a.  t).  I,  .8.  397. 

’"■)  IJei  Hackmanu  a.  a.  U.  und  Corp.  Slat.  81eaw.  I,  8.  63Ö,  ferner 
Kohr  8.  1203. 

"’)  Corp.  Stal.  Slesw.  I.  8.  63o. 

'’»)  a.  a.  0.  S.  40S. 
llei  Kohr  8.  1066. 

Corp.  Stat.  Slesw.  I,  S 221. 
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3.  Jilll  Zusage  des  Herzogs  au  Eyderstddt.'’") 

4.  liUü  Resolution  für  Eyderstädt  wegen  des  Anwaclises.'*’) 

5.  ItilU  Verordnung  für  Eyderstädt. 

(1.  It;i7  „Teichsverteilungs-Recess“  in  Eyderstädt.*'*) 

7.  Die  Verordnungen  von  li>30,  Ki.'fs,  1(140,  1(151, 

1(154,  1(155,  1(171,  KIHO,  löi(8,  1711  für  Eyderstädt."*') 

s.  Die  Verordnungen  von  15H5,  1(123,  1(133,  1(147  für 
Nordstrnnd."'®) 

y.  1703  Reglement  für  die  Deicli-  und  Kooiis-Bedieuteii 
des  Amtes  Tündern."*’) 

10.  1738  Resolution  für  Pellworm."') 

C.  Die  Provinz  Sachsen, 
a)  Die  alte  Mark. 

a)  Über  das  Deichrecht  in  der  alten  Mark  geben  einige 
Urkunden  Anskunft,  von  denen  einige  in  eine  sehr  frühe 
Periode  zurnckreichen. 

1.  Die  älteste  ist  die  Schenkungsurkunde  des  Markgrafen 
Albrechts  11.  an  die  Kirche  zu  Havelberg  vom  Jahre  120!l. 
Abgesehen  von  den  Quellen  der  Xordseeküste  ist  sie  das  älteste 
deichreehtliehe  Denkmal  des  heutigen  Deutschlands.'"’)  .\ns 
dem  in  der  Einleitung  erwähnten  Bericht  Helmolds  ergiebt  sich 
mir  das  Vorhandensein  von  Deichen  ini  12.  Jahrhundert  in 
der  Altniark.'"*’)  An  die  Urkunde  von  1209  reiht  sich  die  von 


''')  a.  a.  (.1.  S.  eati,  Wf.tlpli  aleii  11,  8.,  ItiTO. 

('orp.  St.  Sl.  1.  S.  '.’aij. 

>'<*)  a.  a.  O.  8.  ist. 

>'■<)  a.  a.  t).  S.  Jia. 

'"■'•j  a.  a.  O.  8.  eilt,  •-’dl,  SC.-.',  SOS,  •.'«(,  S7S,  2mi.  SSl.  •.>!((.  ao'.i,  as'.i,  a,^. 
'”'j  a,  a.  O.  .8,  540.  547.  554,  55s, 

'"7)  a.  a.  O.  8.  420. 

>'«)  a.  a.  O.  8.  41H.  — Verel.  aucli  die  IMer  Struck-Stiftuiig  a.  a. 
O.  111,  2.  8.  108.  — lictreffs  der  neueren  Kiitwickluiig  in  Seldeswig-Holstein 
»ielie  unten  A.  25ü. 

'**)  Zuerst  gedruekt  bei  Oelrieli  ..Vbhaudluug  vom  Kottiug  und 
Lodding“  Uerliu  ,S.  7,  dann  bei  Kied.’l  .Codex  diplomaticus  brandeu- 
burgensis“  111,  8.  s'.i.  — vergl.  oben  X.  I'.d. 

Üben  J.  1.  III.  3. 
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1310,  in  der  Woldeniar  der  Grosse  Guter  an  das  Kloster 
Amelungsborn  überträgt.'®*) 

2.  Aus  späterer  Zeit  seien  hervorgeUoben  die  Urkunden  von 
1420,  1473  ’®®)  und  l.'j21.'*®) 

Dei  cliordnuugeu. 

1.  143«  Der  Vertrag,  den  „Manne  und  Stede  des  olden 
Marke  und  alle  die  to  den  Dyken  gehören  und  in  der  Drenke 
Sitten“  in  Gegenwart  des  Markgrafen  Johann  errichteten  wegen 
der  Schauung.'®*) 

2.  147«  Deiehordnung  von  Albreeht  Achilles.'®'’! 

3.  Einige  Zusätze  zu  dieser  Deiehordnung  stauiuien  aus 
der  Zeit  des  Kurfürsten  Johann.'®*) 

4.  150«  Deichordnung  Joachims  I.'®') 

5.  153!»  Deichordnung  Joachims  II.;  sie  bezieht  sich  auf 
den  Hänertschen  Deich.'®*) 

«.  l«i»5  „Xeu  revidierte  und  conlirmirte  Teichordnuug  in 
der  Alten  Mark,  zusanibt  den  Teichrollen  in  beyden  Schauen.'”®) 
Sie  wurde  auf  Veranlassung  des  Kurlüi-sten  Friedrichs  III.  von 
dem  Landeshauptmann  Achatz  von  der  Schulenburg  und  den 
dazu  gehörigen  Interessenten  beratschlagt.  Die  Fortsetzung 


liei  Oelrich  a.  a.  ().  S.  *.*.  Diese  I rkumie  beliaudelt  .ärgerem 
(•wlüseii“  (1.  li.  den  Deicli  bei  dein  heutigen  Auslosen  in  der  Altuiark.  Ein 
Vergleich  dieser  Urkunde  mit  der  von  1200  zeigt  dass  es  sieh  bei  letzterer 
eheul'alls  um  l.andereien  in  der  .\Itmurk  (nicht  im  llavelhergischcu  Gebiet) 
bandelt.  Es  sind  Ackerstücke  in  der  „Wische*  oiier  .Drenke“. 

'”■*)  Ui  edel  V.  2.  S.  :i63,  373. 

V.  Kaumer  „Codex  diidom.  hrandenb.  continuatus*  11,  S.  2i>7. 
zu  «ndeii  bei  Gerckeii  „Codex  diiilom.  hrandenb."  Vlll.  S.  201 
null  besser  hei  Hieilel  a.  a.  O.  V.  2.  S.  4ti4  IT.  — Es  ist  daher  l'alseh, 
Wenn  Anschütz  ,S.  H7  als  die  „cisteii“  bramlenbargischeii  Deichordnungen 
die  von  II7G  und  l.iOlj  anführt. 

von  Kaumer  11.  .S.  20.  Das  Original  hetimlct  sich  auf  dem 
Stadtarchiv  zu  Seehauseu.  — liornhak  „Geschichte  des  jireussischen  Ver- 
waltuugsrecbts"  1.  S.  102  schreibt  sic  versehentlich  Johann  zu. 

'*)  .Sie  stehen  am  Ende  der  Deiehordnung  von  117(5. 
von  Kaumer  II,  .S.  234. 

K icdel  1,  tj  .S.  101.  (llorii  hak  a.  a.  O.  lührt  lilr  sie  zweimal  fälsch- 
lich das  Jahr  13.»7  an.) 

‘''V  .Mjlius  „Corpus  Constituüonum  Jlarchicarunr  iC.  C.  M i IV, 
2.  c.  1.  S.  2Ö5.  Nr.  8. 
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leiteten  Thoinns  von  dem  Knesebeck  und  Cuidt  Gottfried  von 
Uchteritzen.®*") 

7.  177ti  „llevidierte  Deicliordmin^  in  der  Altmark'',  die 
die  Ordnung  von  ItiU.i  bestätigt  und  einige  neue  Bestinimungeu 
tritft.®"') 

b)  Im  Gebiet  des  ehemaligen  Herzogtums  Hachsen  ist 
schon  Ui  in  eine  Deichordnung  für  die  Dämme  an  der  Uberelbe 
ergangen.  Unter  dem  11.  Juni  Ui.7^  erneuerte  sie  Herzog 
August.®*®)  Hackmann  nennt  sie  die  „Sächsisch  - Hallische 
Teichorduung''  Sie  hat  aber  mit  Halle  nur  in  sofern  etwas  zu 
thun,  als  sie  daselbst  bei  (.'hristof  Salfclten  zuerst  gedruckt 
worden  ist.®"*)  Aus  dem  is.  Jahrhundert  ist  für  dies  Gebiet 
anzulühren  die  Verordnung  vom  *is.  April  17g().®"‘) 

c)  Auf  ehemals  kursächsisch  es  Land,  nämlich  die  Elb- 
strecke südlich  von  Wittenberg  bezieht  sich  die  „Ordnung,  wie 
nnd  welcher  Ge.stalt  die  Dämme  an  der  Elbe,  die  man  aus  alter 
Gewohnheit  Teiche  nennet,  bestellet,  und  gegen  Ubergiessung 
der  Elbe  gehalten  werden  sollen,  nebst  Churfürstens  Augusti 
zu  Sachsen  Confirmation  darüber“  vom  12.  Juni  1Ö68;®"®)  zu 
erwähnen  ist  ferner  der  Befehl  von  1712  betreffend  die  Deich- 
lastfreiheit der  rriester.®"") 

d)  Fürdie „Haaldeiche,  bey  Laublingen,  1‘oplitz,  Bce.se- 
dau,  Kustema  und  in  der  l’fuhlschen  Aue“  kommt  der  Vertrag 


V'ergl.  Kinleiiung  der  D.  O,  v.  1605. 

*"!  «Novum  Corpus  Constitutionum“  (X.  C.  C.)  VT,  .S.  266.  — l)ie 
neuste  Deiubonlimug  ttir  üiu  Alimark  ist  vom  I.  Juli  is.vj.  Siehe  auch 
unten  A.  256. 

Enthalten  in  den  .Sämtlichen  Fürstl.  Jlagdeburgischeti  Ordnungen 
und  veranlassteu  Mandaten,  welche  Herzog  Augustus,  postulierter  Ad- 
ministrator des  Erzstil'ts  Magdeburg  Zeit  seiner  Erz.stil'tischoii  Kegierung  iu 
Kirchen-Polizey-Gerichts-Siichen  von  Zeiten  zu  Zeiten  publiziert  und  in 
öffentlichen  Druck  gehen  lassen*  Magdeb.  167a  .S.  690  fl‘.  u.  in  Ahasverus 
Fritschens  ,jus  tluviaticum“  § 111.  S.  79  ff.  — Auszüge  bei  Hack  mann 
im  Text  und  bei  Kohr. 

Vergl.  Dreye r S.  14  Auni.  1«. 

Vergl.  I’arey  .,Das  Deichbuch,  Samml.  der  wichtigsten  aut  das 
Deichweseu  bezüglichen  Bestimmungen“  1871. 

**;  Zu  finden  in  Eüiiigs  „Codex  Augusteus"  II,  ,S.  659. 

'■*•)  a.  a.  0.  S.  698. 
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zwischen  Prenssen,  Anhalt  Benihnrg,  den  adligen  Häusern  Poiilitz 
und  Beesedau  vom  27.  Aiail  177'.)  in  Betracht.'*"') 

D.  Die  Piüvinz  Brandenburg. 

Hier  kommen  nur  (Quellen  aus  dem  IS.  Jahrhundert  in 
Betracht  und  zwar 

1.  17  Ui  Friedrich  Wilhelms  „Teich-  und  Ufer-Ordnung  für 
Lebus  und  andere  Niederungen  au  der  Uder“.®"'') 

2.  1717  Deren  Revision. *"") 

3.  1737  Reglement,  w ie  die  Priegnitzsche  Elbbuhnen-Arbeil 
zu  verrichten.-'") 

l.  14.  Dez.  1770  „Deich-,  Ufer-  und  Graben-Ordnung  für 
das  Ober-  und  Niedcr-Netz-Bruch“.®*') 

17ti!)  Deich- und  Ufer-Orilnung  in  dem  auf  beiden  .Seiten 
der  t )der,  zwischen  Zellin  und  Oderberg  belegcnen  neu  bewaldeten 
und  urbar  gemachten  Niederbruch.'**®) 

E.  Die  Provinz  Westpreussen. 

h ) Hinsichtlich  der  Bedeichung  des  Grossen,  kleinen  und 
des  Elbinger  A\'erders  überliefert  eine  alte  Chronik  zum  .lahre 
12'.)}  folgendes:  ^^zu  dieser  Zeit  was  ein  Graf  von  Querfurt 
-Meinaid  genannt;  diesei  war  der  dreizehnte  Land-Meister  in 
Prenssen.  Dieser  betämniete  erst  den  Nogath  an  beyden  Seiten. 
Bis  zu  seiner  Zeit  was  das  kleine  und  grosse  Werder  ein 


N.  C.  0.  (Jlylius)  VI.  S.  li'ia.'i.  — Kür  ilio  Neuzeit  in  der  l’ruvinz 
Sacliseu  vcrgl.  unten  A.  ebG. 

('.  C.  M,  IV.  2.  c.  l.  S.  204. 

*'")  a.  a.  O.  S.  aus. 

a.  a.  0.  S.  :t47. 

®")  N.  C.  C.  VI.  .S.  16:il  fl'. 

N.  C.  C.  IV.  .S.  jrai.  — Unriehtig  ist  es,  wenn  lluruhak  a.  a.  O. 
.S.  1B4  die  ticlireiben  .foliann  Georgs  von  t:>H4  C.  .M.  IV,  2.  Cap.  IV. 
Nr.  7i  Beil,  l und  2.J  al,s  (Quellen  für  das  Deiehreeht  lieranzielit.  Ks  handelt 
sich  hier  nicht  um  einen  Deich,  .sondern  um  einen  Damm,  der  eine  beijueme 
Fahrt  den  Hoiseuden  verschaflen  soll.  Ks  hei.st  in  diesem  Schreilieu,  da.ss 
der  Damm  in  Ordnung  zu  halten  sei.  „weil  wir  nächstens  dnrehrei.seu."  also 
nicht  zum  Kchulz  gegen  Ueherschwemmung.  Vergl.  oben  § 1.  1.  Für  die 
Neuzeit  vergl.  unten  2.ä(j. 

J.  dierke,  ÜMchiebte  dei  tleuUebcD  Dcicbrecbt«.  4 
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Ge>>umpff.  und  waren  iibeiall  mir  l'iinf  Dörfler,  do  es  so  getiininiet 
ward  und  die  \\'crder  treuge  worden.  Do  gab  er  den  Pauren 
fünf  gantze  Jahre  frey,  dass  sic  nicht  dorffeu  scliossen  noch 
scliorwerken.  Do  baneten  die  Pauren  gewaltig,  und  gruben  tietfe 
Graben  mit  Sehliescn,  dass  sie  das  Wasser  fingen.  Die.ser  Meister 
legte  auch  die  Thämuie  bey  der  Lahmen  Hand  nach  dem 
Elbinger,  liess  sie  schütten  und  machen.  Hiess  Meinardt  von 
t^uerford.  Er  was  ein  Graf  von  (^uerford  von  einem  Schlosse 
leit  zwischen  Halle  und  Magdeburg“.'^**) 

b)  Von  anderen  deichrechtliehen  (Quellen,  die  sieh  aut  die 
Marienburger  W'erder.  den  Elbinger,  Stnbelaner  Werder  und 
den  Marienwerdersehen  Kreis  beziehen,  sind  bei  chrouologiseher 
Ordnung  folgende  zu  nennen: 

1.  137!s  Privileg  Winrichs  von  Kniinode  an  den  Elbinger 
Werder.’’*) 

2.  1387  Privileg  des  Hochmeisters  Konrad  von  Rotenstein, 
dass  die  Plcbanen  von  der  Thammai  beit  frei  sein  sollen ; es  ist 
1523  von  Siegisinnnd  I.  und  1700  von  Angirst  II.  bestätigt 
(Marienburger  Werder).”’’) 

3.  1407  Ans.spruch  des  Vogtes  und  der  Teichgeschworenen 
unter  Konrad  von  Jungingen.”“) 

4.  1423  Ausspruch  unter  Paul  von  Russdorf;  Verfertigung 
der  „Landtafel“.”’) 

b.  1425  Handlesle  llir  das  Dorf  Hochzeit,  erteilt  au  Gerhard 
von  der  Becke  von  Paul  von  Russdorf.”“) 

f>.  14.5S  (’asimirs  Verordnung  betrefls  der  Freiheit  ver- 
sandeter Hufen;  1.5U7  von  Siegismund  bestätigt  (Maiieuburger 
Werder).”") 


OJ)  Dii'sur  Beridit  lietindet  »idi  in  Abraham  llartwicii;«  ,J,andes- 
bescbri'ibung  derer  Dreyen  in  l’obluiscben  Preus-icn  liegende  Werdern“. 
Königsberg.  S.  0. 

Dem  liibalt  iiaeli  bei  llarlwich  .S.  .120. 

Gedruckt  bei  Hartwicb  S.  357  fl'.  Vergl.  auch  Beyers  Chronik 
/.u  13s;s  bei  llariwicli  S.  4s'j. 

Bei  Daniel  Virebu  ..Die  Deich-  und  Seblick-Ueebte  derer  Dreyen 
hiesigen  Werder",  Danzig  1704.  § l. 

^*7)  a.  a.  O.  Naeb  einem  lf>27  geiuacbten  Auszug. 

71«)  a.  a.  I).  ,S.  32.  33. 

Hartwicb  B.  50b  (iubaltlidij. 
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7.  1461  „Eiiii'  alile  Stattutli  <lur  Teichgreben  und  Ge* 
scliworenei'“;  15S3  von  Siegisuiund  bestätigt  (^Grosse  M. 
Werder). --"J 

1472  l’rivilegiiini  wegen  des  Holzes  zur  Tliäuiuiung-*') 
(.Marienburger  Werder). 

'J.  l.')2i)  Confinnation  der  Aussiirnche  von  1407  u.  14211 
durch  Siegismund.-'--) 

10.  1ÖÖ2  Aehnliche  Confinnatiüii  von  Siegismund  August. 

11.  1.160  Vergleicli  zwischen  den  Bischorsdörrern  und  Gul- 
ländern.--*) 

12.  l.‘)64  Entscheidung  des  Reichstages  zu  Warschau  be- 
trcfts  des  Streites  „zwischen  den  Teichgeschworeuen  des  grossen 
Werders  und  Elbinger.  Tiegenhöfer“.-*'’) 

i;i.  l.')64  l’rivileginm  Siegismunds  Augusts  betreti's  der 
Deichfreiheit:  1614  von  Siegisimind  III.  bestätigt.-"'') 

14.  l.'it^;)  Befehl  der  kgl.  Käthe  des  Landes  I’reussen  an 
die  Stübelauischen  Deichgeschworenen  n.  Deichgrafen.’-’) 

l.'i.  lös.'i  Befehl  Stephans  an  die  .,Teichgreber“  und  Deieh- 
halter  des  Sti'ibelauer  Werders;  1676  von  Johannes  II l.  be- 
stätigt.”*) 

16.  1601  Entscheidung  des  Danziger  Bürgermeisters  Johann 
von  der  Linde.”®) 

17.  1605  „Der  Teichgeschworenen-Ürdnung  wegen  der  Eis- 
wacht“ für  den  Stübelauer  Weider.”®) 

15.  1612  Vertrag  der  Deichgeschworenen  mit  den  adlichen 
Gütern  Hochzeit  und  Xeunhuben;  erneut  1641.”') 

l'J.  161'.)  Privileg  Siegismunds  III.”’ 

■-'0  Virc)io  S.  Uti. 

Ilarnvic)i  S.  Säii  (inhiiltliclij. 

*“}  Virclio  .S.  U. 

--*)  Virclio  S.  l.ö. 

-•)  Virclio  S.  ei. 

Virclio  S.  -JO. 

“O  Ilartwicli  .S,  :t.öii  (inlialtlicli). 

Virclio  .S.  lö. 

Virclio  .S.  1«. 

Virclio  S.  Ifi.’l. 

'*')  Virclio  S.  HO. 

^*‘)  Vircho  S.  154. 

’'-)  Hiirnvicli  S.  ;i.5r>  tinlmltliclij. 

4* 
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20.  ItiOfi  Verordnung  wegen  der  Deicligescliworencn  des 
Stübelauer  Werders.”“) 

21.  1H37  Verordnung  des  Danziger  Bürgermeisters  Johann 
Czierenbergk.-“‘) 

22.  IfiTfi  „Revidirte  Ordnung  wegen  der  E^'sswaeht“  (Marieu- 
burger  Werder).-“') 

2.1.  1 t)7B  Dekret  der  Commissarien  der  ManenburgerWerder.”*) 

24.  1676  „Ordnung  für  Teicbgräfen  und  Teiehgescliworene“ 
(Marienb.  W.).”') 

25.  1691  u.  1695  Verordnung  wegen  Holzankaufes.”*) 

26.  1711  Veigleicb  zwischen  Gutländern  und  Deiclige- 
scliworenen.”") 

27.  1773  Reglement  wegen  der  Justizverwaltung  im  grossen 
Marienbmger  Werder.--'") 

Für  den  Marien werdersclien  Kreis: 

2H.  15.  Dez.  1713  „Kgl.  l’reusslsclie  Deieliordnung,  wie  es 
mit  der  Reparation  und  Unterhaltung  des  Weichsel-Dammes  bey 
der  Marienwerder  Niederung  zu  halten“.^-") 

29.  30.  März  1755  Erneuerte  und  verbesserte  Dammordnung 
zur  Unterhaltung  der  AVeichseldämmc  in  der  Marienwerder 
Niederung.-“-) 


F.  Die  Provinz  Ostpreusseii. 

l.  12.  April  1787  „Damm-  und  Ufer-Ordnung  für  Ost- 
preussen  und  Litthaiien.-'') 


•Äi)  Virelio  S.  31. 

»<)  Virilio  S.  1«:.. 

Hartwicli  S.  ft07. 

Hartwicli  S.  30S. 

HartwicL  S,  500. 

“•l  Hartwicli  S.  356  (iulialtlicb). 

Virebo  S.  3!t. 

X.  C.  C.  V.  2 S.  112. 

“O)  (Jrube  „Oirpus  Coiistitutionuiii  l’rutciiicaruiii"  111.  n.  2S6. 

X.  C.  1.  S.  7S7.  — Hinsicbtlich  ilcs  11>.  Jabrbunilert»  vcrgl. 
Parej-  „Das  Ueicbbiiclr*  (\er®r<lii.  von  1S4S  für  Woicbsel  uud  Xogat,  v. 
25.  .Jan.  1830  für  Daiiaig'  und  unten  25f>. 

«’J  X.  U.  U VllI  S.  908. 
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2.  14.  Ajnil  ISOC.  „Allgemeine  StroLm-Deich-  und  Uler- 
Urdiiung  fiir  Ostpreussen  und  Litthauen“.-'*^) 

G.  Die  Provinz  Schlesien. 

Hier  sind  mir  kleine  Verordnungen  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert zu  erwähnen; 

1.  Verordnungen  von  ITtiS.-'*^’) 

2.  Die  Verordnung  von  1784.-*’) 

3.  Verordnung  von  178C.-^’) 

G.  Die  Bheinprovinz. 

1.  l.‘f4.‘5  Das  Deichprivilegium  des  Herrn  von Cranenburg.'-^) 

2.  7.  Juli  1475  Dekhordnung  von  Herzog  Johann  für 
Ilissigh,  Hassen,  Aspel,  Rees,  Hatten,  Embrick.-'*') 

:i.  1.575  , Herzogs  Wilhelms  Dyken-t)rdnnng“;-''0  lt>(>4  be- 
stätigt.“’>) 

4.  1708  Verordnung  wegen  der  Erbentage.'^'-’) 

5.  1725  Edikt  wegen  der  Deichschau.'-’') 

r>.  17(>3  Verordnung  wegen  der  Deichschau.-’^) 


'■^**1  X.  C.  C,  XII,  '2  S.  1.  — Für  die  siüitere  Zeit  vgl.  A.  2?>G. 

uSammliing  aller  in  dem  souveränen  Herzogtum  Schlesien 
(1752 — 1790)  ergangenen  Ordnungen  und  Kdikte“  Breslau  B.  VII.  S.  424 
4;ti,  4;n;. 

■»«)  a.  a.  0.  Ü.  XVIII.  S.  1.58. 

•**')  II.  a.  O.  S.  4sy.  — Kür  die  spätere  Zeit:  Verordn,  v.  24.  April 
und  22.  Juni  18;i0.  Vgl.  auch  A.  250. 

Gedruckt  im  Code.v  Diplomalieus  der  „Annales  C'liviao,  Juliae, 
Moutium,  Mareae,  Westphalicae,  Ravensbergae.  Geldriae  et  Zutphaniae“ 
liemusgegeli.  von  Teschen mache r,  Frankfurt  und  Leipzig  1721.  Nr.  25. 
— Man  findet  cs  öfters  unter  einem  ganz  unzutreffenden  Titel  citiert 
z.  B.  bei  Kamptz  „Ih-oviuzialrecbte“.  — Kine  Bestimmung  hinsichtlich, des 
Deichreohts  findet  sich  auch  in  dem  .Stadtrecht  von  Cleve  (tit.  182);  vgl. 
Kamptz  a.  a.  0.  III.  8.  40. 

**“)  Sie  ist  angeführt  bei  Kamptz  111.  8.  90. 

■''')  Scotti  .Samnil.  der  Verordn,  für  Cleve  und  Mark“.  I,  8.  162  ff. 

'-'•)  Scotti  ,S.  420. 

Scotti  II.  ,S.  755. 

'•“)  Scotti  II.  S.  1054. 

X.  0.  C.  III.  S :i29. 
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7.  24.  Febr.  17i>7  , Erneuertes  Deicli-Scbau-Grabeii-  und 
Sclileusen-Reglement  iu  dem  Herzug  Cleve“."'’) 

H.  Die  Provinz  Westfalen. 

Hier  kommen  für  die  (irafseliaft  Mark  die  bei  der  Rhein- 
provinz angegebenen  Deielioidnungen  von  1708,  17t>;i  u.  17i!7 
in  Betracht.-"*) 

II.  Von  ausserpreussischen  Gebieten  des  heutigen 
Deutschland  ist  nur  auf  Bremer.  Hamburger,  Olden- 
burger und  Badenser  Gebiet  einzugehen,  ln  den  übrigen 
deutsclien  Staaten  kann  von  einer  liülizeitigeren  Entwicklung  des 
Deichrechts  wohl  kaum  die  Rede  sein.  Wenigstens  haben  wir 
keine  (Quellen  dafür.  Erst  das  neunzehnte  .fahrhundert  hat  in 
dieser  Beziehung  Wandlung  geschalten.  Jetzt  haben  wir  auch 
sonsten  Deich-  und  Dammordnungen,  welche  meist  die  neusten 
Quellen  der  Deichlande,  in  denen  das  Deichrecht  auf  eine  lange 
Ge.schichte  zurückblicken  kann,  sich  zum  Muster  genommen 
haben.-’') 


Scotti  III,  .S.  1H12;  «lull  liei  (icgel  .Vorordiiungen  mut 
Rpäcri|)te“  I,  S.  40S  ft',  u.  X.  C.  C.  IV  .S.  f.so  llf  — Vcrpl.  auch  ilic  Ver- 
oritnuiig  für  den  Khein  von  17ia  uScotti  tl,  ist*,,  .\ndere  Vcrordmingt'n, 
die  Drcyer  8.  ’.ia.  24  angieht,  beziehen  sich  nicht  auf  Deiche,  .sondern  nur 
auf  Uriitien,  Schleusen  n.  ».  w.  — Neuere  Verordnungen  vom  ir>.  Dez.  isll 
u.  7.  Mai  1SH8;  vgl.  ferner  A.  2fiil. 

Nach  Absehlus»  der  (juellenUbersiclit  für  I’reussen  nius.s  noch  er- 
wähnt werden,  dass  auch  im  l’reuss ischen  I.andrecht  II.  16  § <;3— OS  sieb 
deichrechtliche  Uestiiumungeii  linden,  von  denen  $ Oii  noch  heute  gilt.  Hin- 
sichtlich des  tu.  Jahrhunderts  vergl.  vor  allem  Parey  ,.D«s  Deichbueb, 
.Saniiul.  der  wichtigsten  auf  das  Deicliwe.-ien  bezüglichen  Kestiinmungen" 
1871.  llesouders  hervorzuheben  ist  da«  bekannte  liesetz  vom  ‘20.  Jan.  1848 
und  der  Kgl.  Erlass  v.  14.  N'ov.  IH.03.  Das  üe.setz  von  1848  ist  durch 
Gesetz  v.  11.  .V|iril  1872  auf  Haunover  u.  Schleswig-Holstein  mit  .\usnabine 
der  dortigen  Marschdistriktc  ausgedehnt.  Es  gilt  ferner  nicht  in  Hessen- 
Nassau  (hier  (tos.  v.  31.  XII.  18241  und  Hoheuzollern.  Vergl.  die  über- 
sichtliche Darstellung  bei  AnschUtz  8.  14«  ff. 

Nur  für  El»  1133- Lot  hri  Ilgen  ist  eine  Ausnahme  zu  machen.  Hi« 
zur  Einverleibung  galt  hier  das  französische  Gesetz  v.  10.  Sept.  1807. 
Dasselbe  hat  durch  das  reichsländische  Gesetz  v.  2.  Juli  ISin  tiefgreifende 
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A.  Bremen. 

I.  Die  älteste'-’^)  Urkunde,  die,  wie  wir  sjiäter  selten  werden, 
auf  das  DeicLreclit  Bezug  hat,  obschon  ihr  Wortlaut  an  sich 
eine  solche  Beziehung  nicht  erkennen  lässt,  stammt  aus  dem 
Jahre  l.‘!81  und  hat  zum  Rechtsgebiet  das  Bremer  Viehland.“'*') 
•2.  Die  nächste  Auskunft  geben  dann  2 Excerpta  ex  liibro 
Memoriali  Amplissimi  Senatus  hinsichtlich  der  Jahre  1410  u. 

3.  2.').  Febr.  1449  das  Deichrecht  in  den  Bremischen  vier 
Gohen.-f**) 

3.  1449  Des  Kapitels  und  des  Rates  Verordnung  für  die 
vier  Lande.'-**^) 

4.  Ein  neueres  Deichrecht  in  den  vier  Gohen,  dessen  Ent- 
stehungsjahr nicht  genau  bekannt  ist.'-**') 

l.Hf)  Der  sgn.  „Landesbrief“.***) 

(’..  lf>38  Das  Gemeine  Gutsherrenreeht  in  den  vier  Gohen, '•*‘‘'') 
welches  aber  eine  Privatarbeit  ist.'-**’) 

7.  Zu  erwähnen  sind  ferner  eine  Anzahl  wichtiger  Deich- 
geriehte,  besonders  aus  den  Jahren  lö,')!, '-*'’)  15GH,  löG9, '■*■’*) 
1590, 1(‘.39,-'")  ItlC.O.'-'^') 


Aemierungt-n  erfahren.  Vergl.  Uber  itas  iiltere  tnnl  neuere  Deichrecht  KUass- 
Lothringcns  An  schlitz  S.  ir>7  IV  Im  übrigen  vergl.  lür  Bayern:  die  Ge- 
setze V.  -2S.  Mai  ls.^2,  liir  .Sachsen:  das  Mandat  vom  7.  Aug.  ISIS,  für 
Hessen:  das  Gesetz  v.  3o.  Juli  lss7. 

Vergl.  auch  oben  § 1.  A.  30. 

Cassel  „fi-kunilen  Bremens"  17r,s.  .S.  71. 

'•*‘3  Zu  tinden  bei  Iteineken  „Tentamina  Juris  .\ggeralis  Keipublicao 
Bremen.sis“  Gott.  1774.  .\nhaug  Nr.  I und  II. 

Hei  l’nfendorf  ,.< ibservationos“  IV.  App,  S.  fiti;  besser  bei 
üclrich  ..Sammlung  Bremischer  Gesetzbücher“  Bremen  1771  S.  567  und 
Brat  je  ...\ltes  und  Neues  aus  den  Herzogtümern  und  Verden“  H.  VIII.  S.  258. 

Putendorf  IV.  .\pp.  S.  01.  Oelricli  .S.  575  11.  Bratjo  S.  -261. 

Ueineken,  Anhang  Nr.  111. 

Oelrich  .S.  571),  Pratje  8.  -207. 

*")  Pufendorf  .S.  71.  Pratje  a.  a.  O. 

'■"'0  Vgl.  .Stobbe  ..BecUtS(|uelleu“  II,  .S.  338. 

Bei  Uclrich  8.  6)i-2. 

Ut-i  Pufendorf  8.  03,  07. 

•""j  Bei  Oelrich  .8.  51U). 

'■'■"J  Bei  Heineken,  Anhang  Nr.  V,  \'I.  VII 
“''j  Bei^Oelrich_S.  ooo. 
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S.  Scliliessüdi  sind  zu  nennen  die  Veiordnung  vom  ;K).  Xov. 
172s-’^-’)  und  das  {’ondusuni  der  Domini  directi  von  1754.'-''^) 

B.  HaniLinrg. 

a)  Der  Billwärder. 

1.  Einige  deidireditlidie  Restimmnngen  cntliiilt  das  älteste 
Billwärder  Landreclit.  das  in  seinem  Grundstock  sdion  in 
die  erste  Hällte  des  la,  .Talirliunderts  gehört Iin  Jahre 
I49K  wurde  ein  neuer  deidirechtlicher  Artikel  beliebt-’^-’)  und 
ItiO.'i  bei  der  Xeuredaktion  nur  weniges  geändert.'-'“) 

i.  14.  Jan.  1012  der  Kece.ss  wegen  der  Deidisdiauung  im 
Billwärder.'-'*^) 

24.  Juli  lo:i‘.t  Billwärder  Imnd-  und  Deichordnung.'-’*'') 

b)  Das  Amt  Kitzbnttel.-’*") 

1.  27.  Mai  1001  Düser  Deichorduung.'-“*') 

2.  loOH  Xeufelder  revidierte  Deidiordnung.-"*') 

c)  Die  vier  Lande. 

1.  Aus  dem  17.  Jahrhundert  sind  einige  Deidiverordnungen 
von  1024,  10')7,  1000,  I07;t  und  10s2  zu  ei  wähnen,  welche  die 


ln  der  „.Siimmlnng  verschiedener  Verordimniren  für  Hreiiieii“ 
1701  .S.  SSO. 

Heineken,  Animiig  Nr.  VIII. 

Das  älteste  Billwärder  Landreclit  ist  herausgegeben  von  Lappen- 
lierg  in  den  ..ilamburgischen  Kechtsaltertümem“  S.  32S  g.  Betreffs  der 
Abfassungszeit  a.  a.  O.  S.  CLXI,  In  Betracht  kommen  die  .\rtikel  2.  3 

4,  B,  12,  13,  5S.  Sl. 

a.  a,  O.  art.  83. 

Vergl.  Klefeker  ..Samml.  der  Hambnrgischen  («esetze  nnd  V^er- 
fassungen“  XI.  S.  411  und  andere  .Abdrucke,  (art.  2,  3.  4.  6.  s,  ii.  li, 
13.  .'>3.  70,  78,  7'.i,  80,  .Sl). 

■-“')  „Hamburger  Slandaten-Saiumlung"  I.  B 14  ft'. 

Bei  Klefeker  ..Samml.  der  Hamb.  Uesetze  und  Verfassungen“ 

5.  BUB  nnd  in  der  llaniburgischen  Statuten  SauimInng  von  1771  ,S.  89  ff.  — 
Eine  neuere  Dcichorduuug  ist  vom  21.  Dez.  1B60;  auf  .»ic  wird  in  dem  an- 
geführten Band  der  Jlandaten-Sammlung  verwiesen. 

^“)  Von  Hackmanu  wird  ein  älteres Ititzbiitteler  Deichrecht  von  lB3ö 
Öfters  citiert. 

■»’)  Klefeker  S.  82.'.  ft. 

*‘J  a.  a.  O.  S.  830  ff. 
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Deiclirrde,  die  Vcrtauscliung  der  Deiclie  und  die  Privilegien 
lür  das  Deicligeld  zuin  Gegenstand  liaben.'**^';  Eine  Deicli- 
ordnung  für  die  vier  Lande  stammt  schon  ans  dem  Jahre 

•2.  Von  den  Quellen  des  1K.  Jahrhunderts  sind  zu  nennen; 
Für  das  Städtchen  Bergedorf  „Beyder  Hochlöblicher 
Städte  r.ülx'ck  und  Hamburg  verordnete  Deichordnung'*  von 
I72.'i.-'“)  die  spätere  vou  ITTi.-’M 

Für  die  vier  Lande  die  Deichordnung  von  1741-'*)  und 
vor  allem  deren  Revision  vom  3.  Mai  1772. -'•) 

d)  Her  Hainnierbrok.*") 

1 . Von  älteren  (Quellen  kommen  namentlich  in  Betracht  die 
l’rkunden  von  i:i I'.t,-'®)  I37.ä®*")  und  i:iu7.®"’) 

2.  Von  den  Findungen  des  Deichgerichts  vor  dem  Jahre 
14Sti  sind  uns  1.')  überliefert.  In  dem  genannten  Jalirc  beschloss 
die  Gemeinde  die  Aufzeichnung  aller  Findungen  von  Jahr  zu 
Jahr.®*®)  Wenn  wir  trotzdem  nicht  alle  Findungen  der 
folgenden  Zeit  besitzen,  so  erkläit  sich  dies  aus  dem  Fehlen 
von  l'rotokollbüchern.  Erst  DUä  wurde  ein  Dykdingsprotokoll 
eingeführt.'-"*)  Nachdem  ein  Jahr  vorher  eine  Revision  der 
Deichrolle  vorgenommen  war,  wurden  am  .ö.  März  l(i45  die 
neuen  Hanimerbröker  Artikel  beliebt.  Im  wesentlichen  ent- 
halten sie  niehts  Neues:  sie  bestätigen  vielmehr  das  alt(“ 


Uri'j  er  ..Vorrfdu“. 

^')  l>r«yer  S.  5. 

K lofeker  S.  309. 

Drcyer  S.  ">. 

Kiiilcitonj;  iltr  Dfiicliordming  von  1772. 

Hi'i  Schulze  S.  5S9.  Für  die  vier  Lande  und  das  StÄdtebeii 
Hergedorf  hu  he.soiideren  vergl.  K lefeker  „Bergedorfer  Laiideaverfassimgeu". 
Siehe  ferner  die  bei  Dreyer  in  der  Vorrede  angegebenen  Verordnungen 
vom  10.  Juni  und  4.  Aug.  1783. 

-”*J  Zum  folgenden  vergleiche  Wilhelm  Hübbe  „Das  Hanimerbröker 
ItechC*.  Hamburg  1843. 

■■«»j  Hübbe  S.  174. 

Hübbe  S.  187. 

Hübbe  S 22  (Samml  Hamb.  V.“  X.  S.  104). 

Vergl.  art.  10. 

Hübbe  S.  41. 
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Deichiccht  und  fassen  das  sich  ans  den  zcrstrenteii  Findungen 
ergebende  Resultat  in  zweckmässiger  Weise  zusammen.-*-'») 

C.  Oldenburg. 

a)  Oie  ältesten  deichrechllichen  Bestimmungen  für  Ge- 
bietsteile des  heutigen  Oldenburgs  finden  sich  in  den  (Quellen  des 
alten  Rüst  ringen,  insbesonderedenalten  R üst  ringer  K üren,-*'^) 
den  Rüstringer  Rechtssatzungen-"*^^’)  und  dem  sgu.  Recht 
der  Rflstringer.**') 

b)  Wenig  ergiebig  sind  die  Binljadinger  Küren  von 
1479, '•*'•)  das  revidierte  Budjadinger  Landrecht  von  1 (>('.4-’'*')  und 
das  Würder  Landreeht  von  1574.-'**) 

c)  Für  Stedingen  Hiessen  die  (Quellen  reichlicher. 
Erwähnt  müssen  werden; 

1.  1 444  Oas  ,.Üickrecht  im  Stedinger  Lande“.’"") 

•I.  1441)  Der  Vertrag  des  Erzbischofs  von  Bremen  Xikolans, 
des  Kapitels  der  Kirchen,  der  Bürgermeister  und  Rathmanuen 
von  Bremen  und  der  gemeinen  Flrlexeii  des  Stedingerlandes.""') 


■■***)  Wenigstens  in  (lera  plaltileulsclien  Text,  dem  agn  Wurster  Land- 
reclit  (Tulendurf  III.  S.  7o  ff  );  dieses  schiebt  uhmlicli  in  der  13.  Küre 
hinter  Oldermami  ein  „offt  dickschwnre'.  Vgl.  Kichthnfen  „Rechtsiiuellen“ 
s.  in;,  A.  7. 

■■**)  Kiclit liefen  „Keehtsi|iiellen“  .S.  1-22,  :i  u 124,  IH.  Im  Wurster 
Iiftndreclit  findet  sieh  nur  die  erste  Stelle  I’ufendort’  S.  S4).  Betreffs  des 
Alters  der  (Quelle  vergl.  Hiebt  holen  „rntersuchuugen"  1,  S.  7.H. 

Rieht  liefen  „Keehtsijucllen“  S.  .bin;.  § 4:1  u.  4i>.  Vergl.  auch 
,,1'nterauchangen“  a.  a.  U. 

'^)  Hicht holen  ,, Rechtsquellen"  S.  :i4.b.  3. 

Oetken  „Corpus  (.'onst.  Oldetilnirg“.  1722  III.  S.  '.m.  § 27. 

'■«'»)  a.  a.  O.  S.  S7,  § 3.  § 8, 

™"’|  Bei  lleiiieken  im  Anhang  N'o.  IV.  4. 

In  Oelrichs  „Sammlung  Bremischer  üesetibücher"  Bremen  1771. 
S.  587  und  bei  Grimm  „Weistümer-*  III.  S.  215.  — Grimm  bemerkt 
dazu:  „Ich  weiaa  Dicht,  wie  ausgedehnt  liier  Stedingerlaml  zu  nehmen  ist. 
in  keinem  Fall  wird  das  friesische,  sondern  das  süclisisclie  gemeint  sein,  auf 
der  linken  .Seite  der  Weser  zwischen  Bremen,  Elsflet  und  weiter  hinab".  Ceber 
Klsflet  geht  aber  das  Stedingerland  nicht  hinaus. 
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.S.  1525  Die  dieses  Vertrages  nebst  Zusätzen 

von  „Herrn  i’riedrieli,  Electus  und  Conlirniatus  der  Kerken  to 
Münster“.*'-') 

s.  I57(t  Der  Vergleich  Johanns  und  Antons,  Grafen  von 
Oldenburg,  und  des  Rats  zu  Bremen  über  das  Deich-  und 
Spadenrecht  iin  Stedinger-Land“.  *")  > 

d)  In  der  Grafschaft  Oldenburg  .soll  schon  1424  ein 
gesi  hriebenes  Deichrecht  existirt  haben.  '®*)  Am  12.  Ai)iil  lt>()7 
publizierte  Anton  Günther  eine  Deich-  und  Siel-Ordnung, '•'■’)  die 
anscheinend  verloren  gegangen  ist.  Sie  wurde  im  Jahre  H>58 
erneuert.'*"'’)  Bald  darauf,  im  Jahre  1681,  erging  von  König 
(’hristian  V.  eine  neue  Deichordnung.'*'') 

e)  Von  späteren  Verordnungen  sind  anzuführen: 

1.  Die  Verordnung  vom  17.  März  1685  betreffs  einer  Deich- 
kasse und  die  Kundmachung  vom  7.  April  1688  betreffs  der 
Deichfreien.""") 

2.  Die  Verordnung  vom  i:i.  Dez.  1686.""") 

a.  Die  Verordnung  vom  24.  März  1694.""') 

^ 4.  Die  Verordnungen  von  1719  wegen  des  Ausserlande.sgehen 

und  von  1720  wegen  dos  Proviantes  bei  der  gemeinen  Deich- 
arbeit."'*) 

5.  Die  In.struktien  für  die  Deichgeschworenen  vom  :i.  h’ebr. 
1757"'-)  und  die  Verordnung  betreffs  der  Deicharbeiter  vom 
12.  November  1759."*") 


) Hei  ( ) e I r i c h S.  .'>02  iinil  I ) t- 1 k e ii  S.  114 
.■»«>  |(,.j  (lassel  „I'rkunileii  llreniens“  S.  59  fi. 

Ha  nie  Im  an  „OlilenhiirKisclie  riirmiik'*  S.  S.''.*. 

*'•’•)  Sibberu  ,.|{ibliotbeca  Hiotoria  Pano  N<irweaiea“  Hamburg  1715 
S.  ‘J.S1.  Tliünen  S.  101. 

(iedruckt  mir  bei  Haekinnnn  iin  .tnlmnir. 

”*)  l!ei  Oetken  II.  S.  2.5(1. 

**■)  Oetken  II.  .S.  2(is  ff. 

Oetken  a.  a.  O. 

■"")  Supplement  I.  zu  Oetki’U  S.  2G. 

Oetken  II.  S.  274,  275. 

■■'y  Supplement  III  zu  Oetken  Xo.  49. 

^”'1  a.  a.  O.  S.  222. 
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t).  Das  Keffieningskunzleircscript  vom  2(’>,  Jan.  ITTK,'*'^)  die 
LandeslitiiTlklien Kescriiitevoni it. Jan.  ITS.'}”'’)  und8.Mail794 
7.  Die  Verordnung  vom  12.  J)ezeniber  1804  ’'’)  und  die 
lustruktion  vom  (>.  Mai  1809. 

f.  In  Bezug  auf  die  Herrscliaft  Jever  ist  liinzuweisen 
auf  das  Minscr  Deiclibuch,'''^)  die  Gravamina  von  1004,  *'**) 
li;C)7,  die  Beseliwerden  von  1743,  die  Ke.solution  von  1690,®’) 
den  Vergleieh  vom  9.  Okt.  1689  '*-’'  und  die  Verordnung  über  die 
Erriclitung  einer  Holzselilagungskouiinunion  vom  2.  Mai  1725.®-’) 

D.  Baden. 

1.  Ans  älterer  Zeit  ist  mir  nur  eine  deiclireelitliclie  (Quelle 
bekannt,  das  ist  das  Weistum  von  Sandliofen  (bei  Mannlieim) 
aus  dem  Jalire  l.'>27.''') 

2.  Die  Jlarkgrätlieh- Badisclie  Rhein -Deicli -Ordnung  von 
Carl  Friedrieli  aus  dem  Jahre  1779."^’^ 


§ 4 b. 

Die  niederländischen  Quellen. 

I.  Was  die  n i e d e r 1 ä n d i s c h e n (Quellen  anlangt. 


”'*)  Verzeichnis  dor  Oldenb.  Verordn,  (l'i.'i — Uvet)  No.  fi. 

■’r*)  a.  a.  0.  No.  8. 

Verzeichnis  der  Oidenh.  Verordn.  (1794  — l.so2)  No.  i. 

"•')  Verzeichnis  der  Oidenh,  X'erordn.  (1S02— isll)  No.  44. 

a.  a.  O.  No.  121. 

:iia.j  Auszüge  hei  Thünen. 

'riiünen  S.  S4. 

'“"j  a.  a 8.  106.  10h, 

a.  a.  O.  S.  124. 

"■“)  a.  a.  O.  >S.  458  0.  — Die  neuste  Oldenburger  Deichordnnng  ist 
vom  8.  .Tuni  1855. 

(trimm  ,.\VeistUnier‘*  1.  tCo. 

•“'j  Sie  ist  gedruckt  hei  Hergins  ..Sammlung  auserlesener  Landes- 
gesetze.  welche  das  Polizey-  und  Kaineralwesen  zum  Gegenstand  haben“. 
fortge.setzt  von  Heckmann,  Frankfurt  1785  IV.  S.  l ff.  — Für  die 
uen.ste  Zeit  vergl.  Ges.  die  Hemitznng  und  rnterhaltung  der  GewSsser  oetr. 
V.  25.  .\ng.  1876. 


Digitized  by  Googic 


()1 

so  kommen  liaiiptsächlicli  nur  die  Quellen  der  ältesten  Periode 
in  Betracht.  Nur  hier  und  da  wird  auch  auf  spätere  t^uellen 
eingegangen  werden  können.  Für  sie  wird  oft  nur  eine  Angabe, 
wo  sie  gedruckt  zu  iimlen  sind,  erfolgen. 

Allgemein  zu  bemerken  ist,  dass  die  Lex  Balica  für  das 
Deichrecht  nichts  enthält, dass  aber  die  Frage,  ob  in  der 
Ewa  Chamavorum  § üs  von  einer  Deichschleuse  die  Rede 
ist,  in  bejahendem  Sinn  entschieden  werden  muss.''^‘) 


II.  Hinsichtlich  der  tJ  r o n i n g e r O m m e 1 a n d e ist 
h)lgendes  zu  sagen: 

1.  Einzelne  Beslininuingen,  die  für  das  Deiclirecht  wichtig 
sind,  finden  sich  in  den  Fivelgocr  Busstaxen,'*'  dem 
Hunsingocr  Obcrrecht,*'-’^)  dem  Landrecht  für  Fivelgo, 
Hunsingo  und  die  Stadt  Groningen  von  N48,*^'  den 


®’)  Li'X  Salicii  til.  'JU  liaudeU  von  )IUIilemVfliri'ii.  Vergl.  Auliai'cn 
S.  30.  ,\.  7.  Dort  cli«  aliwoiclieiiden  Ansichten.  Vcgl.  auch  oben  §1.1. 

l'cbcri'instimniend  Snouck  Ifurgonje  a.  a.  O.  H.  16.  und 
Nibbelink  a.  a.  O.  § 2.  A.  M.  Auhagen  a.  a.  O.  Die  Stelle  lautet; 
Si  quis  sclusaui  diniiserit,  quaiido  suus  coines  ei  rommeuilat  facere.  in 
t'redo  sulidua  4 compuiiero  täeiat.  (|uandu  niiii|iit  et  eaui  emendarc 
voluerit  soilidos  4 in  dominier)  componcre  faciaf.  Wenn  man  den  leliten 
Salz  mit  Snouck  Hurgroiije  auf  das  frovelbafte  /l•rbreehcu  einer  Deieh- 
schleuse  bezieht,  so  ist  der  Kinwand  Auhagens,  dass  es  Wunder  nehmen 
muss,  dass  dies  sonst  mit  den  schwersten  Strafen  bulegte  Delikt  hier  au 
sich  gar  nicht  geahndet  werde,  allerdings  zutri  ffend.  Die  Stelle  bandelt 
aber  von  der  gemeinsamen  Schleiiseuarbeit  Wer  sich  ihr  entzieht,  von  ihr 
fortlaufl,  wird  mit  4 Solidi  bestraft.  Wer  bei  ihr  an  der  Deicbschleuse 
fehlerhaft  arbeitet,  so  dass  sie  teilweise  zerbricht,  zerfallt  in  die  gleiche 
Strafe,  wenn  er  den  Schaden  nicht  sofort  reparirt.  — Mit  der  Demerkung 
Auhagens:  „sclusa  hat  hier  . . . zweifelsohne  eine  ganz  andere  lledeutung. 
wenn  ich  auch  nicht  entriitseln  kann,  welche",  kommt  man  jedenfalls  nicht 
weiter.  Folgt  man  unserer  Interpretation,  so  ergiebt  die  Stelle,  dass  bereits 
im  8.  Jahrhundert  im  llamaland  (wahrscheinlich  au  der  Yssel)  Deiche 
existierten.  Vergl.  oben  § 1 tl.  8.  U. 

Kichthofen  Kij.  S.  307,  3t  ff.  im  sgn.  .Vscga-Kecht,  das  sich 
vollständig  abgedruckt  findet  in  Richthofens  „Untersuchungen"  II.  1.  S. 
486.  Ä.  1.  (vergl.  insbesondere  No.  14);  ferner  Kichthofen,  Kq.  S.  Sti.s,  l ff. 
a.  a.  O.  S.  318  § 6. 

^)  a.  a.  0.  S.  31  ö.  11.  § 10. 
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liHii pewolder  Küren  von  125(i^'")uml  1 282,'’')  dem  Wester- 
w older  J. and  recht  von  1470,”-)  und  den  Küren  der  (»ster- 
und  West erliainnicrick  bei  Groningen  von  i:isf..”-*) 

2.  ilelir  oder  mir  auf  das  Deicliieclit  zugesclinitten  sind: 

a)  Die  Sander  Satzungen  von  J 2;i.’)  '”)  und  Ktl7:-"‘)da.s 
Deichrecht  von  Fcldwerlh  von  130:(;-”'’)  ein  sehr  altes  Deich- 
recht  von  Humstcrland;'”)  Bruchstücke  aus  einem  neueren 
Deichrecht  von  Humstcrlaud.”") 

b)  Die  Knischcidungen  der  Schiedsgerichte  von  12r.i”^) 
lind  Kioi.”*') 

f)  Der  Kinlassungsbrief  der  drei  Deltsiele  für  die  Kirch- 
spiele Kngelbert  und  Middelbert. ’*') 

dl  Die  Veioidnungen  von  und  lant;.''-) 

;t.  Hrwähnt  seien  schliesslich  die  Winsumer  Sielbriefe  von 
1:171,  1 1. ■)*■>,  14ti4:-’*'l  die  Adewarter  Sielbriefe  von  1313,’'^) 


».  a.  ü.  S.  366  § 31. 

•«')  a.  a.  ().  S.  360  § ‘Jn. 
a.  a.  O.  S.  •-•68  XII.  § 7. 
a.  a n.  S.  .’ieo  8,  ‘.I. 

■™)  Ilriessen  ..Munumeiita  (Troiiingiaiia".  (18C2)  S r>r>. 

^■'*)  Kicbt holen  Ki|.  .S,  2S0. 

Bei  Haan  Jlcttenia  ,,Het  KivelingoiT  eii  Oldampster  Ijoniie(;f 
liokkum  1841,  S.  170.  Kr  verlegt  es  l'alschlieh  in  das  Jahr  1318.  Vergl. 
Hichthofvn  „Untersnehungen“  I.  S.  IZH. 

**)  Kichthofen  Rq.  .S.  263. 

HmchstUcke  bei  llalscina  in  den  „Verhandeliiigeu"  der  Groiiinger 
(ienossenschaft  „pro  excolendo  jure  patrio"  II  z.  B.  S.  ■’ill.  &33,  .Mii. 

'*')  Knin  „Wernmensiniii  f'hronikoa“  M.  G.  SS.  XX III.  .S.  400  ff. 

Ilriessen  .S.  62. 

■^'1  Ilriessen  S.  261  ft'. 

■“')  Hiehtholen  Kq.  S.  308. 

'*-)  Driessen  .S  47!t. 

liruchstücke  hei  Halsema;  vegl.  lerner  den  Eiulassungshrief  von 
1408  niriessen  S.  268)  und  Ilriessen  S.  281. 

■‘“I  Ilriessen  S,  72. 
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1382, ]43(i.'^)  Die  Sirlredite  der  drei  Delfsicle  von  1317,-^') 
1 und  dieUliereinkunl't  verscliiedonerSielvesteii  von  I332.‘*’*) 


11 1.  Für  das  w e s t e r 1 a u e r s i;  li  e F i-  i e s 1 a n d 
sind  anziittiliren: 

1.  Einzelne  Bestiniuiungen  in  dem  älteren*-'")  und  jün- 
geren *•’')  Seliulzenreclit;  zu  beaditeii  sind  die  EidesCoruiclii 
aus  Wimbritzeradeel,****-)  erwähnenswert  die  Willkür  des 
Tollegrietmanns  von  riugjum  von  lö04/‘'''’) 

2.  Deichrechte  aus  dem  15.  Jahrhundert: 

a)  Deichredit  des  iieticn  l^andes  bei  Sneek  vom 
2.  Mai  1427.**'*^). 

b)  Akkord  zwischen  dem  Abt  von  Derkeskloster  und 
Eingesessenen  von  Kolluni  und  L’tpost  hinsichtlich  eines  Deiches 
bei  Kolliim  vom  1.  März  1453.*^) 

c)  Das  Deichredit  der  Hemmen  vom  21.  Juui  1453.''*’) 

d)  Das  Isbrechtunier  Deichrecht  vom  23.  August  I473."''”) 


Driesseu  8.  3äti,  707. 

■■*■)  Bruclistückp  bei  Halsemu,  siehe  ferner  lieii  Vertrag  von  1430  u. 
(len  Einlassuiig.sbrief  von  1435  (Driesseu  8.  278,  27Ö). 

Richtliofen  Rq.  8.  230.  Driessen  .8.  83.  i 

*■)  ferner  siehe  Drie.ssen  .S.  201,  271,  274,  376,  :J84. 

Driessen  .8.  111;  vegl.  auch  für  das  Müdester  Siel  8.  213,  für 
das  Sohouwersiel  8.  283,  8.  236,  Tür  die  .\cht  Sielvesten  S.  62,  240,  384. 

Richtliofen  Rq.  8.  :187.  §§  2,  4,  17. 

Richtliofen  Jtq.  .8.  410  §§  i:i,  14— 20,  ;i8.  Richtliofen  be- 
zeichnet es  als  „.Stück " vom  Wergeide".  Lieber  die  im  Text  gebrauchte 
Bezeichnung,  die  passender  ist.  vgl,  Heck  8.  12. 

Richtliofen  Rq.  488. 

™)  Haan  Hcttema  „Dudo  Friesclie  Wetten“  11  (1847)  8.  325. 

O.  F.  v.  Sch wartzen her g „Chartcrboek  von  Friesland",  Lee- 
Warden  1768  ff.  1.  .8.  471. 

’'*)  a.  a.  0.  8.  544. 

a.  a.  O.  8.  545  u.  Richthofen  Rq.  .8.  504. 

Schwarzenberg  1,  S.  656. 
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Von  Deich  rechten  ans  dem  1(>.  J ahrlinnde  rt; 

Die  Artikel  der  tiemeinde  Riperahein  von  15ü2  die 

Deichordming  Ihr  die  Yyfdeels-Deiclie  von  lö47. verschiedene 
Artikel  fiir  versehiedene  Deichverbäiide  ans  dem  .Jahre  loTd,  *“’! 
und  die  Ordonnanzen  von  löOd,  102(1, 

löST“*^)  u.  s.  w. 

4.  Die  Beschlüsse  auf  den  I.andtagen  zu  Leuwaiden 
von  1525, ■'*"1  1Ö27,-’«^)  152'J  '^1  u.  s.  w.“«) 

1\'.  In  O V e r y s s e 1 kommen  die  Deichrcelite  von 
Salland  und  Mastenbrock  in  Betracht. 

ai  Mailand. 

Fhne  Samndnng  der  Deichreebte  Sallands  bis  auf  das  .lahr 
l.)7d  findet  sich  bei  Bnfendort  in  seinen  Observationen  1\’. 
Apiiendix  S.  403  11.  Sie  ist  iibersehrieben;  Datgeheele  Dyekrecht 
des  l.andes  van  Salland  mit  allen  olden  ende  nycn  Coiden, 
Keformationen  enn  Anerdraeliten,  daertoe  behoirende,  .sampt 
die  Taefell  (Inlialtsvcrzeichnis)  daer  voer  geuoegett.  Sie  bestellt 
aus  10(1  Artikeln  und  zerfällt  in  folgende  .\bsclinitte: 

1.  Zunächst  enthält  sie  den  sgn.  (1  hyen  - Brief.  Dieses 
ist  ein  Deichrecht.  welches  der  Bischof  von  Utrecht  Ohyen  im 
.lahre  l.iOS  mit  Bat  des  Burggrafen  und  anderer  guter  Leute 
erliess. ‘'''l  Es  besteht  ans  einer  Vorrede  und  40  Artikeln. 


*'1  a.  a I».  11.  S.  IJH. 

■“•)  a.  a.  ().  III.  S.  117. 

a.  a.  ().  S.  767.  S.  977,  S.  9S1. 
a.  a.  ().  U.  .S.  ■->96,  -.MO,  211. 

■“)  a,  a.  O.  S,  74. 
a.  a.  O.  S.  512. 

•*0  a.  a.  U.  111.  S.  üsi. 
a.  a.  0.  II.  S.  30,  226. 
a.  a.  ().  S.  154,  4s5. 

“'J  a.  a.  (I.  .S.  179. 
a.  a.  O S.  ISl,  l.v.i. 

*")  Anden,'  Verliä!».'.  Verliigunyi  ii.  (lesuclie  u.  «.  w.  tiiidet  man  bei 
.Sebw  arzenberg. 

”“)  Es  winl  olt  als  das  älteste  uns  bekamite  Ueiehreelit  bezeiclmet. 
Wie  sieb  bald  zeigen  wird  mit  Unrecht. 
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Erhalten  ist  dieses  Deiclireclit  uns  nur  dadurcli,  dass  der 
Biscliof  Friedrich  von  Blankenheim  ungefähr  um  1400  das 
Original  neu  abschreibeii  liess.®'^)  Er  versah  diese  Abschrift 
mit  einer  Vorrede  und  einem  Schlusswort  (Art  41).  Die  Vorrede 
giebt  die  Gründe  für  die  Erneuerung  an.  Der  Ghyenbrief  drohte 
infolge  seines  Alters  unleserlich  zu  werden,  das  Papier  zu 
verfallen;  es  existierten  zwar  Abschriften,  aber  es  war  zu 
befürchten,  dass  die  Schreiber  nachlässig  gewesen  waren,  wodurch 
„somwylens  moegen  verwandelt  wesen  in  sommige  woerden,  daer 
den  sinn  medde  verduystert  ofte  verändert  mach  wesen,  datt 
twydracht  ofile  onraidt  inbringen  mochte.“ 

•2.  Dann  folgt  ein  Übereinkommen  des  Bischofs  Friedrichs 
von  Blankenheim  mit  den  gemeinen  Leuten  von  Salland  (Art. 
4-2- 48)'^-) 

3.  Den  dritten  Abschnitt  bildet:  „Eine  nye  Reformatie 
Bissco])  David  van  Burgondyen  Bisscop  toe  Utricht,  op  den 
Sallandtschen  Dyckrechte.“  1485  (Art.  4'.» — 5t>.) 

4.  Xuu  folgen  neue  Übereinkommen  insbesondere  betreffs 
der  Häupter  und  der  herrenlosen  Deiche  von  1403  (Art  57—83) 

5.  Art.  84  u.  8ii  enthalten  Bestätigungen  des  Deichrechts ;■*'•*) 
Art  85  eine  Beliebung. 

ü.  Einige  neue  Bestimmungen  stammen  aus  dem  Jahre 
1533  (Art.  87  — 110). 

7.  Art.  lOO  (1537),  101  (1535),  10*2,  103,  104  (1532),  105 
betreffen  die  Unterhaltung  der  Häupter  (105  auch  das  Deichgeld). 

8.  Den  Schluss  bilden  die  Artikel  von  1572  (loti)  und  1573. 

Bemerkt  mag  noch  werden,  dass  jeder  Artikel  eine  Überschrift 

trägt,  die  jedenfalls  von  dem  Sammler  herrühi-t. 

b.)  Mastenbroek.  Eine  Sammlung  der  Deichrechto 
des  Landes  Mastenbroek  findet  sich  ebenfalls  in  Pufendorfs 


Das  Jahr  lässt  sich  uicht  ;;eDau  aiigeben.  Es  heisst  zwar  am 
Schluss  in  Art.  41:  „UegeutMi  toe  Swolle  int  Jacr  onses  Heren  als  hauen"; 
aber  oben  ist  kein  Jahr  angegeheu.  Es  ist  dies  wahrscheinlich  ein  Ver- 
sehen Pufendorfs. 

Da  es  direkt  hinter  der  .\hschrift  des  ßhjenbriefes  steht,  so 
nehme  ich  an,  dass  mit  dem  „G.  Here  von  Utricht“  Friedrich  gemeint  ist. 

Die  Jahreszahl  14<Xl  in  art.  so  ist  falsch.  Vgl.  art.  84.  wo  der- 
selbe kaiserliche  Statthalter  im  Jahre  15.82  eine  Bestätigung  giebt. 

J.  o i • r k« , Oeieblebt«  des  douUehco  Deichreebu.  5 
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Observationen  IV.  Ajip.  S.  458  abg^edruckt.  Sie  ist  nberscbriebcn : 
„Dat  geheele  Dyckrecbt  des  Landes  van  Mastenbroeck,  niet 
alle  Reformatien  onde  Auerdracliten,  daer  toe  belioirende,  sampt 
einer  Taefel  daer  voeran  gheuaegett.“  Ini  Gegensatz  zu  der 
Sammlung  der  Deichreclite  von  Salland  ist  sie  zunächst  nicht 
chronologisch,  sondern  systematisch  angeordnet.  Am  Schluss 
herrscht  in  jeder  Beziehung  ein  buntes  Dnrcheinander.  Die 
einzelnen  Artikel  werden  meist  als  Auerdracliten  bezeichnet. 
Einige  werden  Ordelle  genannt.  Diese  zerfallen  in  Fragen  und 
Antworten  (Art.  tu  — Itj).  Die  Auerdracliten  sind  entweder 
Beliebungen  des  Bischofs,  der  Städte,  der  Deichbeamten  und 
der  Erft’genaemen  (vgl.  die  Vorrede),  oder  Beliebungen  der 
Erffgenaemen  auf  der  Gerichtsstätte,  (vgl.  Art.  2,  42,  44)  oder 
Beliebungen  des  Bischofs  und  der  Ertfgenaenien,  (vgl.  Art.  47) 
oder  Bcliebungen  der  Erffgenaemen  nebst  den  Rentmeistern 
(vgl.  Art.  87)  oder  schliesslich  Beliebungen  der  Erffgenaemen 
unter  Beirat  der  Städte  (vgl.  Art  113,  120,  123).  Der  Inhalt 
ist  kurz  folgender; 

1.  Art.  1— 4(i  enthalten  Beliebuugen  aus  den  Jahren  1390, 
1439,  1441,  1453  und  beziehen  sich  auf  das  Deichrecht. 

2.  Art.  47  - 1>6  haben  Wege  und  Wetteringe  zum  Gegenstand. 
(Beliebung  von  1483). 

3.  Art.  67 — 84  betreffen  das  Brückenrecht.  (Beliebungen 
von  1407,  1439,  1443,  1450.) 

4.  Art.  95  — 128  handeln  insbesondere  von  den  Schleusen, 
dem  Deichschutz,  der  Pfändung  und  den  Deichbeamten  (Behe- 
bungen von  1408,  1445,  1453,  1445,  1474,  1468.) 

V.  In  G e 1 d e r 1 a u d liudeu  sich  deichrechtliche 
Quellen  für  die  Gebiete  Veluwe,  Betuwe,  das  Land  van 
Maas  en  Waal  und  die  Tieler-  en  Bommcler-Waarden. 

a)  Für  Veluwe  sind  anzuführen : 

1.  1356.  „Der  Deichbrief  von  Erkemeden“,  eine 
Beliebung  Rynolds  III.  und  der  Erbgesessenen  von  Putten  und 
Nykerk.^''*) 


^*)  üroot  Geldern  l’lacaet-Boek.  door  W.  von  Loon,  vervolgd  door 
11.  Caniiegieter  (1701—1740)  I.  app.  S.  l&S. 
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2.  1370.  Der  Deidibrief  für  Veluve  hinsichtlich  der  Kirch- 
spiele Ter  Wolde,  Nieiiwbroek,  Oenen,  Heerden,  Forchteu.’"*) 

3.  1403  u.  1414.  Deichrechtliche  Bestimmungen  für 
Erkeme'Ue.*'“) 

4.  1470.  Ein  neuer  Deichbrief  für  Veluwe.*") 

b.)  In  Bezug  auf  Be  tu  we  ist  hinzuweisen  auf  einzelne 
deichrechtliche  Bestimmungen  des  Landbriefes  von  Over  en 
Neder-Betnwe  von  1327,®*'*)  des  liandbriefes.  von  Over-Betuwe 
von  1383,®"")  der  Landbriefe  für  Neder-Betuwe  von  UIO®"*) 
u.  1439.®®*) 

c)  In  ähnlicher  Weise  kommen  für  das  Land  van  Maas 
en  Waal  die  Landbriefe  von  132I,'*'2)  1328***)  und  1423-***) 
in  Betracht. 

d)  Hinsichtlich  der  Tieler  en  Bommeler  Waarden 
sind  zu  nennen,  abgesehen  von  einer  Bestimmung  in  der 
„Handvest  voor  de  Tieler  en  Bommeler-Waarden“  von  1325"**-'’) 

1.  1399.  Das  Deichrecht  für  die  Tieler- Waard;***) 

2.  1409.  Ein  neues  Deichrecht  für  die  Tieler- Waard;-*®) 

3.  1409.  Das  Deichrecht  für  die  Bo mmeler  Waardt,-*®®) 
welches  übereinstimmt  mit  den  angeführten  Deichrechten  für 
die  Tieler- Waard. 


•'■’>)  a.  a.  O.  S.  153  und  bei  Xyboff  „tieilenkwaardiglieilen  uit  de 
gcsdiiedenia  van  Gclderlaiid*'  (1S30 — 1S75)  11,  357. 

a-«)  Vergl.  Groot  Geddcrs  riacaet  lioek  a.  a.  0.  S.  IGI,  Ki3. 
a**)  a.  a.  O.  8.  15Ö. 
a*»)  a.  a.  Ü.  S.  27. 

a.  a.  O.  8.  30. 
a“)  a.  a.  O.  8.  46. 
a>")  a.  a.  U.  8.  4S. 
a^l  a.  a.  O.  8.  8. 
a»)  a.  a.  O.  8.  11. 
a«)  a.  a.  ü.  8.  15. 
a“)  a.  a.  0.  S.  70, 
a«)  a,  a.  0.  8.  61. 
a«)  a.  a.  0.  8.  66. 
a»)  a.  a.  O.  8.  33. 


Digitized  by  Google 


ß8 

4.  1414.  Ueichbrief  für  die  Stadt  Bommel  und  verschiedene 
Dörfer; 

5.  1447.  Deiclirecht  für  Ticl  und  Sandwich.®*') 

VI.  Eine  ganz  reinliche  Scheidung  der  Deichrechte 
Utrechts  und  Hollands  zu  geben,  ist  unmöglich,  weil  an 
verschiedenen  beide  Gebiete  Anteil  haben.  Sie  sind  daher 
mitunter  Verträge  beider.  Im  allgemeinen  folgen  wir  im 
folgenden  der  Zusammenstellung,  welche  sich  in  J.  van  de 
Waters  „Groot  Utrechtsch  Placaatboek“  II  für  Utrecht  findet. 
Nur  der  Diemer  Secdeich  gehört  mehr  nach  Amstelland 
(Goiland).  Von  Verträgen  sei  gesondert  genannt  der  Vertrag 
zwischen  Utrecht  und  Holland  von  1322  bcticfi's  der  Wehlen 
bei  Nieuwerwaard.*')  Einzelne  deichrechtliche  Bestiinmungeu 
finden  sich  auch  in  den  Verträgen  von  1 Ifi.')  **-)  und  von  122t>.'*’‘*) 

Im  übrigen  unterscheiden  wir  in  Utrecht  die  Kechts- 
quellen  der  einzelnen  Deichstrecken: 

a)  der  „Spakeiiburgse , Bunschoter  Veen-en 
Velden-dyck“. 

1.  Zu  erwähnen  sind  die  Beurkundungen  der  Utrechter 
Bischöfe  aus  den  Jahren  1409,  1433,  143.i  ®'*) 

2.  Das  Zeugnis  einiger  Geerfden  betrefts  ihrer  Rutenzahlen 
aus  den  Jahren  14.iO.'*''’) 

3.  Der  Compromissentscheid  von  aclit  Seggers  und  einem 
Overmaun  aus  dem  Jahre  1467;  konfirmiert  von  den  Städten 


**)  a.  a.  0.  S.  09. 

a.  a.  O.  S.  öS.  Ks  ist  dies  das  Deicbrecbt,  auf  wekhes  Drej  er 
S 28  hinweist.  — Drej  er  führt  S.  28  an;  , Water  cn  Djck-Kecht,  waar 
nacr  een  yder  in  het  FUrsteudoem  Uelderu  ende  Grafschap  Zuthphen  zick 
vorlaen  zal  hebben  to  regeieren".  Arnheim  1682,  1*I.'>,  1767.  4. 

*")  Fr.  van  Micris  „Groot  CUartorboek  der  graaven  van  Holland, 
van  Zeelaud  en  Heeren  van  Vriesland"  11.  S.  280. 

■'*')  Bergh  1.  Nr.  145.  Beteiligt  ist  ferner  Geldern  und  Kleve;  es 
handelt  sich  um  den  Deich  bei  Wjc  (vergl.  oben  § 1.  A.  26,  27).  Betreffs 
der  obstructio  Klieui  apud  .Swadeburg  vgl.  unten.  A.  lli. 

a.  a.  0.  Nr.  294. 

G.  Utr.  I’lac.  11.  S.  49,  ÖO. 

»)  a.  a.  0.  S.  öl. 
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Amei  sfort,  Bunschotten,  Utrecht  und  dem  Bischof  von  Utrecht.^) 

4.  Der  Vertrag  der  Landgenossen  von  1501;  beurkundet 
von  den  drei  genannten  Städten.**^) 

5.  Die  Schaubriefe  von  1531  und  2G.  Mai  1533,  nebst  den 
Verordnungen  vom  18.  Okt.  1533,  und  1535.®**) 

b)  Der  Leckdeich  „boven  Damms“. 

1.  1323  Johann  von  Utreclits  Deichbrief  für  die  Leck- 
deiche; erlassen  vom  Bischof,  der  Kirche,  den  geistlichen  Leuten 
und  der  Stadt  Utrecht  mit  Rat  Wilhelms  von  Holland.*®) 

2.  1493  Der  Deichbrief  Davids  von  Burgnndien;***) 

3.  1532  und  1537  sehr  ausführliche  Deichordnungen.*'') 

c)  der  Leckdeich  in  der  Marsche. 

Für  ihn  kommt  besonders  der  Brief  Karls  V.  von  1530  in 
Betracht.  In  ihm  ist  ein  älterer  Brief  aus  dem  Jahre  1491 
enthalten.*'-) 

d)  der  Leckdeich  „beneden  den  Nieuwen  Dam“ 
— „Loppikkerweerd“. 

1.  1328  Deichbrief  Johanns  von  Diest.***) 

2.  1336  Vertrag  des  Bischofs  mit  dem  Grafen  und  den 
Ambachtsherren.*'^) 


»>)  a.  a.  0.  S.  52 

a.  a.  0.  S.  53. 

a.  a.  0.  S.  55,  56,  5S.  — Für  die  spätere  Zeit  giebt  Auskunft 
das  Placaatboek. 

G.  Utr.  I’lac.  II.  S.  63  u.  Micris  II  S.  333. 

**•)  G.  rtr.  I’lac.  II.  S.  64. 

a.  a.  0.  8.  65,  69.  — Aus  dem  17.  Jalirbundert  sind  herror- 
zuheben  die  Schiereedulle  von  1645  (S.  79)  die  Artikel  von  1650  (S.  82). 
Andere  (Quellen  im  Placaatboek.  Für  das  18.  Jahrhundert  vergl.  die  Fort- 
setzung des  Placaatboeks  von  C.  W.  Moorres  und  P.  J.  Vermeuleu  (1856— 60) 
II.  S.  14  ff. 

*'<)  Gr.  Utr.  Plac  II.  S.  96  ff. 

*’’)  a.  a.  O.  .8.  106  u.  Mieris  II,  S.  460. 

*"•)  llieris  II.  S.  564.  Für  Logik  vergl.  auch  die  Urkunde  von  1155 
(Bergh  1.  Nr.  132;  Kluit  ,Historia  comitatus  Uollaudiae  et  Zelandiae” 
II  S.  166).  die  sich  auf  den  Ysseldeich  bezieht;  und  die  Urkunde  von  1287 
tllergb  II,  628). 
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3.  1405  Deichbrief  Friedrichs  von  Blankenheim.*^’’) 

4.  1434  Deichbrief  Rudolfs  von  Diepholt. 

5.  1440  Ordonanz  Rudolls.*’^) 

6.  10.  Augu.st  1454  Neuer  Deichbrief  Rudolfs  von  Diepholt: 
gemacht  mit  Rat  des  Herzogs  von  Burgund  für  Lopickerweert 
(Yssel-  und  Leckdeieh).  Es  ist  eine  überaus  vollständige  und 
die  anderen  weit  überragende  Deichordnung  des  15.  Jahr- 
hunderts.**'» 

e)  Der  neue  Eemdeich. 

Für  ihn  ist  massgebend  der  Schaubrief,  der  1393  von 
Florens  von  Wevelichoven,  dem  Bischof  von  Utrecht,  Herrn 
von  Abkoude,  der  Stadt  Ainersfort  und  den  Landgenossen  er- 
lassen wurde.*")  Er  ist  1598''>")  und  1667  erneut.*") 

’S’!!.  Für  Holland  und  Seeland  seien  ganz  all- 
gemein genannt  die  vorhin  bei  Utrecht  erwähnten  Verträge,*'-) 
die  Urkunden  von  1247**-')  und  1251,***»  welche  hinsichtlich 


“*)  Mieris  IV.  S.  15.  Ö.  Utr.  I’lnc.  II.  S.  107. 

«*)  Mieris  IV.  S.  1042.  O.  Utr.  PIäc.  II.  S.  lOS. 

a.  a.  O.  S.  lOS. 

**•')  a.  a.  0.  S.  109.  — Kür  das  17.  Jalirlmiidcrt  vcrgl.  das  l’lacaat- 
bock  S.  114  ff.  auch  ij.  1533  ff. 
a.  a.  0.  S.  ISC. 

*><’)  a.  a.  O.  S.  ISS. 

*’•)  a.  a.  O.  ,S.  1S9.  — Im  Placaallmek  sind  noch  folgende  Quellen 
aus  dem  17.  u.  IS.  .lahrhundert  enthalten:  1.  Hinsichtlich  des  Greblien- 
deichs  1*1.  S.  9S.  Ordonnanzen  von  1G37,  1003,  1714.  2.  llinsichtlich  des 
Ysseldeichs  .streckende  van  de  llaastrechter  Weerc  af,  tot  den  Yssel- 
dämm  toe“(Pl.S.  122)  die  Ueachwerde  von  1037.  die  Ordonnanzen  von  1019.  1070, 
1701.  3.  In  llezug  auf  den  _SI  a perdy k“  verschiedene  (Quellen  ans  dem 

17.  und  18.  Jahrh.  (PI.  S.  138).  — Schliesslich  stehen  hier  auch  die 
Satzungen  für  die  Waterscha])  von  lleycop  (PI.  S.  129  ff.)  und  für  die 
Waterschap  von  Pyleveld  (PI  S.  13s).  Kur  die  spätere  Zeit  ist  stets 
heranznziehen  die  A.  401  erwähnte  Fortsetzung  des  Placaatboeks. 

*'t)  Vergl.  oben  aub  IX.  — Die  Urkunde  von  1105  (Ilcrgh  I.  145) 
handelt  von  einer  obstrnctio  Uheni  apud  .Swadeburg.  Ka  ist  dies  die  Hegend 
von  .Snammerdam,  welches  zwischen  Leyden  und  Woerden  am  Khein  liegt. 
Hierzu  sind  heranznziehen  die  Urkunden  von  1201  (Bergh  I,  197,  199). 
ti3j  Hergh  I,  4 II. 

*'*)  Bergh  I.  541. 
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des  Aiiwaclises  von  Interesse  sind,  der  Deichbrief  Frau 
Jakobas  an  die  Bauern  von  Hettersen  vom  7.  März  1417,*''’) 
die  Deichordnung  Wilhelms  für  den  Deichband  zwischen  Honte 
und  Hinkele  von  13-23, ■"■’*)  und  die  Verordnungen  an  die  Be- 
amten Nordhollands  von  1321.-*'®)  Im  übrigen  verteilen  wir  die 
Quellen  getrennt  auf  Holland  und  Seeland. 


VHI.  In  Holland  unterscheiden  wir  kleinere  Gebiete. 

A.  Z u i d - H 0 1 1 a n d. 

a)  Gesondert  sind  zu  nennen  die  Deichordnung  des 
Grafen  Floris  für  die  Lande  zwischen  Merwede  und  Leck  von 
128D'0  und  das  Privilegium  an  Dordrecht  von  1270.'*'*) 

b)  die  Groote  Waard. 

1.  Die  älteste  deichrechtliche  Urkunde  stammt  aus  dem 
Jahre  1275.'''*') 

2.  1314  Privileg  Wilhelms.^^^) 

3.  1375  Verleihung  von  Freiheiten  an  die  Groote 
Waard.-«-'') 

4.  1375  Einsetzung  eines  Stellvertreters  in  der  Grooten 
Waard  durch  Albrecht.-«— ) 

5.  1375  Deichordnung  Albrechts  mit  Kat  guter  Leute,  der 
Ritter,  Knechte,  Dordrechts,  Gertaudenbergs,  der  Ambachts- 
hcrrn  und  der  Gemeenten.-*-’) 


Mieris  IV,  S.  470. 

«'-)  Mieris  II,  S.  31-2. 

*'“)  Mieris  II,  S.  203. 

Bergh  II,  Anhang  \r.  C5.  Bezieht  sich  nur  auf  die  Alb- 
liisserwaard'f 

♦’*')  Bergh  II,  20S.  Andere  Privilegien  der  Stndt  Dordrecht  werden 
den  (Quellen  der  einzelnen  Waarden  eingereiht. 

<»)  Bergh  II,  300. 

Bei  Oudenhoven  «Beschrvvinge  van  Znyt-llollandt“  (1654)  und 
Mieris  II.  S.  131). 

«I)  Mieris  III,  S.  ,309. 

*“)  a.  a.  O.  S.  315. 
a a,  O.  S.  316. 
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(■).  1375  Eine  Deichverordnung  betreffend  das  Auslegen 
von  Deifhgeld.^'^'') 

7.  1400  und  1401  Verordnungen  wegen  der  Deich- 
beamten.'*“’) 

8.  1410  Beschluss  Wilhelms,  der  Städte  und  gemeinen 
Lande  betreffs  eines  neuen  Deichs.*-^’) 

9.  1410  Streitschlichtung  durch  Wilhelm  hinsichtlich  der 
Bruchbussen. 

10.  1410  Verkündigung  Wilhelms  hinsichtlich  des  Streites 
zwischen  drei  Dörfern  und  dem  Herrn  von  Südwinde.*“'*) 

11.  1423  Deichverordnung  Johanns.*-'*') 

12.  1425  Die  Erklärung  Philipps.**') 

c)  Anhängsel  der  Grooten  Waard. 

1.  Für  die  Thysselings-Waard  kommen  in  Betracht 
das  Privileg  Floris' V.  v.  1282*’*)  und  der  Vertrag  Johanns  mit 
Dordrecht  von  1421.*“) 

2.  Für  die  Grafschaft  Strien  die  Deichverordnung  Albrechts 
von  1394**'')  und  der  Vertrag  zwischen  Johann,  Dordrecht,  den 
Geschworenen  der  Grooten  Waard  und  Jakob  von  Gaasbek  von 
1423  betreffend  das  Bedeichen  der  Lande  vor  Strien.*’’*) 

d)  die  Rieder-Waard. 

1.  1288  Handvest  Floris'  an  die  „mannen  ende  luyden  van 
Rieder-Waard,  die  binnen  onse  schouve  leggen“.*^’) 

2.  1292  Erkenntnis  der  Heemraden  von  Rieder-Waard.**’’) 


*2*)  a,  a.  0.  S,  317. 

‘••'j  a.  a.  0.  S.  732. 

Jlieri.s  IV,  S.  129. 
a.  a.  O.  S.  144. 

*2’*)  a.  a.  ü.  ,S.  14«. 

«»)  a.  a.  0.  S.  Ü71. 

a.  a.  0.  S.  «04. 

«>)  llergli  II.  4t>3. 

llieri.s  IV.  S.  626.  Oudenlioven  S.  193,  Eyck  .Corte  be- 
scbryvinghe  niitsgador*  handvesteti  onz.  van  den  lande  van  Znyt-Hollaiidt" 
(162«)  S.  155,  .Groot  Placaatboek  van  Holland  en  Zeeland“  II,  1667. 
llieris  111,  S.  614,  Oudenlioven  8.  201. 

*'•*)  Mioris  IV,  8.  671. 

‘*'^)  Hcrgh  II,  630. 

Hergh  II,  814. 
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3.  1374  Deichordnung  Albrechts .**') 

4.  1334  Privilegien  an  die  Rieder- Waard>"’^) 

5.  14U3  Deichordnung  Albrechts.***) 

f>.  1423,24  Befehl  Johanns.^’) 

7.  142U  Privileg  an  die  Bürger  von  Dordrecht.*") 

8.  1423  Vergabung  Philipps;  1430  bestätigt.^'-) 

3.  144fi  Deichverordnung  für  die  Riederanibacht.“'^’) 

e)  Anhängsel  der  Rieder-Waard. 

1.  Für  Yssclmonde  kommt  insbesondere  der  Vertrag 
zwischen  Ysselmonde  und  Nienw  Riederwaert  von  144t>  in 
Betracht.^^) 

2.  Für  Bavendrecht  ist  zu  erwähueu  der  Vertrag 
zwischen  Bavendrecht  nebst  Carnisse  und  der  Riederwaard 
von  1483. ■«■■’) 

f)  die  Alblasser-Waard.'*^') 

1.  1277  „Handt-vest,  roerende  het  Dyck-recht  van  den 
Ablasscr-AVacrt“  von  Graf  Floris.^0 


Kieria  III,  S 2S7. 

*■■»)  a.  a.  O.  S.  543. 

Ondenlioven  S.  2ri3;  Jlieris  III,  S.  786. 

Mieri.s  IV,  S.  703. 

♦*')  Mieris  IV,  S.  874.  Oudenhoven  S.  255;  Kj  ek  S.  280  vgl.  auch 
das  Privileg  von  1442  (Eyck  S.  278). 

02)  Oudenhoven  S.  256  ff. 

a.  a.  0.  H.  258. 

o‘)  Oudenhoven  S.  268;  Eyck  S.  282. 

**■•)  Oudenhoven  S.  277,  Eyck  S.  286. 

o“)  Die  Deichrechte  der  Alblasser-Waard  sind  öfters  gesammelt  und 
gedruckt.  Es  existieren:  1.  Handvesten,  Privilegien,  Keuren  ende  Regie- 
menten aengai-iide  den  Dykrechte  van  den  Alblasser-Waard.  Dordrecht 
1678.  8.  2.  Ilandvesteii,  Privilegien,  Keuren  eu  Dyk-Reglementen,  aan- 

gaande  den  Alblasser-Waard.  Zo  voor  als  na  den  Jaare  1720  geformeerd. 
Goriuchen  1765.  8.  3.  Oudenhoven  S.  322  ff.  Eyck  S.  28y.  4.  Bei 

Dreyer  S.  27  sind  noch  angeführt:  May -Keuren  by  Dykgraef  ende  hooge 
Dik-Ueemraden  van  Alblassen  Waert  in  der  Tyt  wesende  to  versheyden 
weysen  gemaeckt.  — Die  unter  Nr.  1 genannte  Ausgabe  befindet  sich  auch 
auf  der  Kgl.  Univer.sität  zu  Kiel.  Sie  beginnt  mit  einer  kurzen  Be- 
schreibung der  Waard,  ihrer  Deiche  und  des  Deichgerichts.  Die  im  Text 
angegebenen  Quellen  sind  sämtlichst  in  ihr  enthalten. 

o'j  Sie  ist  in  der  A.  444  sub  1 angeführten  .Sammlung  in  nieder- 
ländischer. bei  Hergh  II.  331  in  lateinischer  Sprache  gedruckt. 
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2.  1375  Deicbordnung  Albrechts.^**) 

3.  1383  Weisung  des  Deichgerichts.'”“) 

4.  1413  (1412)  Verordnung  Wilhelms.^'") 

5.  1421  Deichordnung  Johanns.*’“') 

fi.  1483  Die  Verordnung  Maximilians  und  Philipps. 

7.  1578  „Acte  van  Commissarissen  der  Heeren  Staten 
van  Hollandt  ende  West  • Vrieslandt,  ende  Dyckgraef  ende 
Hoogedyck-Heemraden  van  den  Alblasserwaert,  tot  herdycking 
van  den  selben  Waert“.*'“-) 

g)  die  Krimpenrewaard. 

1.  1287  Handvest  Floris  V.  an  Ouderkerk.*’*') 

2.  12H1»  Vertrag  zwischen  Floris  und  dein  Herrn  van  der 
Lecke;  bestätigt  1323.*^^) 

3.  1422  Edikte  Johanns  von  Bayern  und  Margarethes  von 
Burgund.*-’") 

4.  1423  Ordre  der  Margarethe  von  Burgund.-*-’““) 

5.  1423/24  Verordnung  Johanns.-*-'“’) 

ß.  142‘.i  Deichordnung, ■*^’“)  1430  bestätigt.'*-’'**) 


“*)  Auch  hei  Mieris  111,  S.  30s. 

***)  Nur  bei  .Mieris  111.  S.  40l. 

*-'*_)  Auch  bei  Mieris  IV.  S.  ‘243.  — Daselbst  fimlet  sich  auf  S.  -209 
eine  mit  der  Verordnung  von  1413  wörtlich  übcreiiistiiumcnde  Ordnung  ah- 
gedruckt  au»  dem  Jahre  141-2.  Beide  Vrkuudeii  haben  den  26.  Juli  zum 
Ausstellungstag. 

**')  Auch  bei  Jlieris  IV.  S.  593. 

V’2)  Für  das  17.  Jabrh.  sind  noch  anzufiihreu:  das  I’rovisiouel  Rcgl. 
V.  ‘2.  Mai  1647,  die  Maikeuren  von  1623  und  die  Deicbordnung  vom  17.  .Sept. 
1661.  — Betreffs  der  Alblasserwaard  vergl.  auch  oben  A.  417;  ferner  die 
Urkunde  von  1413  (Jlieris  IV,  S.  243).  Siehe  auch  bezüglich  des  Dyf- 
deiche»  unten  A.  476. 

Bergh  II,  611  entscheidet  sich  hinsichtlich  dieser  Handfeste  für 
das  Jahr  12s7;  Acker  Stratingh  hatte  sic  nach  Mieris  in  das  Jahr 
1097  verlegt;  P.  H.  van  der  Wall  vor  das  Jahr  1277,  Vergl.  hierüber 
Xibbelink  § 3. 

‘■“<)  Mieris  11,  S.  4S‘2. 

••■*)  Mieris  IV,  S.  656. 

Mieris  IV,  S.  673. 

*■’’■)  Mieris  IV,  S.  716. 

ve)  Mieris  IV,  942. 

*'*)  Vergl.  auch  für  die  spätere  Zeit  die  t^uellenangaben  hei  (Jüldemont 
,dis».  de  jnr  agg.  . . .“  1837.  (16.56  Keglement;  1759  Ordination  von  den 
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li)  die  Sw jjndrechtsche  Waard. 

Die  sämtlichen  Urkunden,  welche  sich  auf  diese  Waard 
beziehen,  sind  von  Nibbelink  (.T.  de  Wal)  zusammengestellt. 
Natürlich  haben  nicht  alle  für  das  Deichrecht  Interesse.  Nur 
die  deichrechtlichen,  welche  wichtig  sind,  w-erden  im  folgenden 
aufgeführt.**") 

1.  16.  Mai  132.6  Vertrag  Wilhelms  mit  Heinrich  von 
Brederode***)  nebst  seinem  Versprechen  vom  14.  Scpt.  1325*.***) 

2.  19.  Nov.  1331  Verkündigung  Wilhelms.*“) 

3.  18.  März  1331  Verordnung  Wilhelms.*"*) 

4.  16.  Aug.  1332  Deichordnung  Wilhelms.***) 

5.  8.  April  1333.  Wilhelm  schlichtet  den  Streit  zwischen 
Riederambacht  und  Zwyndrecht.***) 

6.  28.  Sept.  1335.  Deichrechte,  gegeben  von  Wilhelm.*“’) 

7.  12.  Nov.  1337  Vorrechte  und  Handvesten.*“) 

8.  2.  April  1374  Ordonnanien  ter  Gelegenheid  van  het 
overstroomen  der  landen  van  den  Riederwaaret  en  den  Zwynd- 
rechtschen  Waard**"“) 

9.  1386*  und  1387*  Beilegung  der  Streitigkeiten  um  Erde 
und  Soden  mit  benachbarten  Landen.*’“) 

10.  1430*,  1435*,  31.  Dez.  1440*  Uebertragungen  der 
Deichgrafschaft.*’') 


Städten  1702  Neues  Reglement  von  den  Ständen  der  Provinz  Holland;  1805 
Deicliverordnung). 

*®)  Dabei  werden  die  in  gedacliter  Sammlung  zuerst  gedruckten  mit 
einem  Stern  versehen. 

Micris  11,  ,S.  301.  Nibbelink  Nr.  0. 

Nibbelink  Nr.  7. 

Mieris  II.  S.  507.  Eyck  208.  Oudenlioven  S.  240.  Nibbelink 

Nr.  10. 

Mieris  II,  S.  611.  Nibbelink  Nr.  11. 

*“)  Mieris  II,  ,8.  534,  Eyck  S.  209,  üudenhoven  S.  242. 
Nibbelink  Nr.  12. 

Mieris  II,  S.  540.  Nibbelink  Nr.  10. 

Mieris  II.  S.  573.  Nibbolink  Nr.  23. 

‘®*)  Mieris  II,  S.  Ool.  Nibbelink  Nr.  30. 

Nibbelink  Nr.  00. 

«“l  a.  a.  0.  Nr.  HO,  84. 

a.  a.  0.  Nr.  140,  1.54,  102,  103. 


Digilized  by  Google 


11.  1438*,  18.  Okt.  1440*,  20.  Nov.  1440*  Privilegien 
betreffend  die  Anstellung  von  Deichbeamten.^'*» 

12.  8.  Aug.  1464*  Verordnung  betreffend  eine  gleiche 
Verteilung  der  Deicblast.*'*) 

13.  21.  Aug.  15t)3.  Philipp  „beleent  aan  de  stad  Dord- 
recht  voor  zeschonderd  guldens  het  regt  tot  bet  aanstellen  van 
eenen  Djckgiaaf  in  den  Zwyndrecbtschen  Waard,  wanneer  de 
Ambachtsbeeren  wegen  de  verkiezing,  onderling  niet  kuimen 
overeenkomen“.*'*) 

14.  15.  Mai  1564  Ausspruch  betreffend  das  Anstellen  eines 
Deicbgrafen*.*'*) 


B.  Land  van  A r k e 1,  Land  van  II  e u s d e n, 
li  a n d van  V o o r n e,  Land  van  Putten,  Gouda. 

1.  Für  Arkel  führen  wir  vor  allem  die  Deichregeln  Johanns 
von  Arkel  für  den  Dieffdyk  von  1284  an.^'") 

2.  Für  Heusden  kommt  der  Vertrag  zwischen  Herrn 
von  Heusden  und  Graf  Floris  betreffend  die  Schauung  über  den 
Hoüfdyk  von  1273  in  Betracht.^")  Erwähnenswert  ist  auch 
der  Vertrag  mit  Herrn  von  Heesben  von  1277. 

3.  Für  Voor  ne  sind  heranzuziehen  die  Schenkungsurkunde 
von  1220,*'*)  die  Ordnung  der  Abtei  Does  von  1237,^'*")  das 


a.  a.  0.  \r.  156,  160,  161. 
a.  a.  O.  N'r.  16s. 

*"*)  1’.  11.  van  de  Wall  .llandvestcn  der  stad  Dordreebt“  S.  1268, 
Xibbelink  Nr.  181. 

*1^)  Nibbelink  Nr.  182.  — Nr.  189  giebt  die  Formel  einer  Sebau- 
begung.  — Für  das  17.  und  l.s.  Jabrbundert  vergl.  die  Urkunden  Nr.  201 
(nueb  bei  de  Wall  S.  1634).  206*,  207  de  Wall  8.  1899J,  208*,  210*,  211*. 

*'*)  llcrgb  II.  498,  Es  ist  dies  wobl  der  Diefdeicb  der  Alblasser- 
waard  in  seiner  Fortsetzung.  Vergl.  oben  A.  452.  — Vergl.  aiicb  die 
Urkunde  von  1397  (Mieris  III,  S.  660j.  — Nach  Dreyer  S.  27  Nr.  IX. 
giebt  es  eine  Sammlung  der  Deicbrecbte  unter  dem  Titel:  May-Keureii  vau 
Dykgraf  ende  booge  Heemradeu  van  dem  Laude  vau  .\rkel. 

Bergb  II,  248. 

a.  a.  0.  335.  Vergl.  auch  Bergb  II.  843. 

Bergb  I.  269. 

Bergb  I,  362. 
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Privileg  Heinriclis  von  Voonie  an  seine  Lehnsleute  von  1255/“') 
die  Urkunde  von  1413  betreffend  die  Eindeichung  von  Gooi'sen/’^*)  * 

4.  Was  deichrechtliche  Verordnungen  des  Herrn  von  Putten 

anlangt,  so  sind  insbesondere  die  von  und  1412***) 

erwähnenswert. 

5.  Für  Gouda  vergleiche  die  Verordnung  von  1413  und 
das  Privilegium  aus  demselben  Jahre.**') 

Im  Uebrigen  sind  die  Herren  dieser  Länder  und  die  Stadt 
Gouda  bei  verschiedenen  Deichen  oder  Waarden  Südhollands 
beteiligt,  und  es  beziehen  sich  viele  für  Südholland  angeführten 
Deichorduuugen  auch  auf  sie. 

C.  S c h i e 1 a n d. 

1.  1281  Verordnung  des  Grafen  Floris  betreffend  die 
Deiche  zwischen  Schie  und  Goiiwe.***) 

2.  1 291»  Schutzbrief  des  Grafen  Johanns  für  die  Heemradcn 
von  Schieland.**') 

3.  1395  9»)  Verordnung  für  Schieland  betreffend  die  Deich- 
beamteii.*"“) 

D.  D e 1 f 1 a n d. 

1.  1348  Befehl  Wilhelms  an  die  Heemraden  von  Defland.***) 

2.  1379  Verordnung  an  die  Heemraden  von  Delflaud*"*') 
betreffend  das  verspätete  Land. 

3.  138()  Verordnung  an  die  Heemraden  betreffend  die 
Ersatzwahl  für  einen  verstorbenen  Heemrad.*”') 


<»')  Beruh  1.  609. 

Mieris  IV.  S.  223. 

Slieris  11.  S.  151. 

Mieris  IV.  S.  221. 

<“)  Mieris  IV,  S.  221.  225.  l).is  letzte  Privileg  gehört  in  das 
Gebiet  von  Gauderaek  und  llaestrecht. 

Bergh  II,  422. 

Bergh  II,  1066. 

Mieris  III.  S.  639.  — Vergl.  Dreyer  S.  27,  Nr.  V.  „Keuren 
ende  Ordonantien  van  t’  Heemradchap  van  Schieland  mit  der  Gevolge  van 
Dyken“.  Rotterdam  1623,  1644,  1696,  1730. 

««)  Mieris  II.  S.  750. 

«“)  Mieris  III.  S.  354. 
a.  a.  0.  S.  441. 
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4.  1391  Neue  Verordnung  betreffend  die  Deichbeamten.*®*! 


E.  H li  y n 1 a n d. 

1.  1251  Erlaubnis  Willielms  II.  betreffend  die  Eindeicliung 
des  Abtes  von  Rjjudsburg.*®'') 

2.  1253  u.  1255  Urkunden  betrefiend  den  Sparendamm.‘®*) 

3.  1285  Deichordnung  Floris  für  den  Sparendanim.*®') 

4.  1361  Bestätigung  der  Privilegien  der  Heemradscliaft 
von  Rhjjnland;*®*)  ebenso  1407**') 

F.  A ni  s t e 1 1 a n d. 
a)  Der  Diemer  Zeedyk. 

1.  1307  Verordnung  des  Bischofs  von  Utrecht  für  Am- 
stelland.*®") 

2.  1423  Verordnung  Johanns**") 

3.  1436  Aussprache  und  Ordonnanz  Hugos  von  Lenoy.'*’®) 

4.  1446  Herzog  Philipps  Verordnung  betreffend  das 
„Seventuyg“.'"') 

5.  1452  Die  Verpflichtung  Philii»ps.'“*) 

6.  1466  u.  1467  Verordnungen  betreffend  das  Paal  werk. 


*“)  a.  a.  0.  S.  äS4.  — Vergl.  ferner  Borgh  1,  388;  Mieris  III. 
S.  503.  b6«i. 

*")  Kergh  I.  534. 

*''«)  Bergh  1.  S.  306,  330. 

Bergh  II,  Nr.  583. 

Mieris  III.  S.  135. 

*'”)  Mieris  IV,  S.  65.  — Vergl.  fenierMieris  II,  S.  586 ; 111,  S.  13», 
500,  793.  — Für  die  neuere  Zeit ; Keuren  ende  Ordonnantien  van  t'  lleeui- 
radschap  ran  Itynlaud.  glieniaekt  by  Diiekgrave  ende  Uooglie  Ueeuiradon 
desselfs  Landts;  Graven  Haghe  1596,  1610,  1629,  1667.  Die  Ausgabe  von 
1629  ist  auf  der  Kgl.  Bibliothek  zu  Berlin  hinter  Eycks  „Besebryvinghe 
van  Zuyt-Holland“  geheftet. 

G.  Utr.  Flacaaiboek.  U,  S.  1.  Mieris  II,  S.  65. 

Mieris  IV,  S.  687;  Gr.  Utr.  PI.  II,  S.  1. 

“»J  a.  a.  O.  S.  2. 

a.  a.  0.  S.  5. 

s™)  a,  a.  O.  S.  7. 

«»)  8.  a.  G.  S.  7.  8. 
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7.  14S5  Vciordmulg  Maximilians  und  Philipps.'"*) 

8.  1500  Verordnung  Maximilians  und  Karls.'^') 

b)  Die  Verordnung  des  Ritters  Coen  van  Oosterwyk 
betreffend  einen  Sommerdeich  bei  Amsterdam."’*) 

G.  Kennemerland. 

1.  1212  Schenkung  Wilhelms  I.  bezüglich  der  Slikken  vor 
dem  Deich  zwischen  Alkmaar  und  Bergen.'“') 

2.  1250  Abt  von  Egmont  giebt  Deichländer  in  Erbpacht.""*) 

3.  1251  Abt  von  Egmont  ordnet  die  Rechtsverhältnisse 
der  Erbpächter  bei  Popswoude."’®) 

4.  1288  Deichordnung  des  Baljus  von  Kennemerland  und 
Wilhelms  von  Harlem  betrelfend  den  Deich  zwischen  Outgotskoghe 
und  Linnen.'’*") 

5.  1357  Handvestan die„inKrommenyerdam gelandzj’n“.'*') 

6.  1357  Befehl  Wilhelms  an  die  unter  dem  Krom- 
nienyerdam.“**) 

7.  1305  Befreiung  der  Leute  von  Ouddorp.'*“) 

8.  1401  Albrechts  Privileg  an  die  von  Grode,'**) 


!"*)  a.  a.  O.  8.  y. 

a.  a 0.  S.  11.  Vergl.  ferner  die  Verordnungen  von  1591  (a,  a.  O. 
S.  15)  die  Kesolutiunen  von  l6sc  (a.  a.  0.  8.  li>).  Ueber  uytboesimge 
siehe  die  Conventionen  und  Verhandlungen  der  Jahre  17'20  und  1721 
(8.  17  ff.)  In  B.  II.  der  Fortsetzung  des  Placaetboeks  finden  sich  noch 
Beschlüsse  und  Proteste  von  1C83,  Resolutionen  von  1697,  1704,  1715,  1755, 
die  Instruktion  von  1714.  — Vergl.  auch  das  1711  gemachte  Deichregister 
iui  Placaatboek  S.  26  ff.  Das  Zeugnis  des  Deichgrafen  und  der  Deich- 
schoffen  von  1509  (S.  12)  und  die  Deichscheidung  von  14.50  (8.  6). 

Mieris  111.  8.  731.  Vergl  ferner  die  Urkunden  von  1388 
(Mid  is  III.  8.  500),  1387  .88  (Mid  is  111  8.484),  1390  (8.565),  1399 
(8.  712),  1423  (Mieris  IV.  8.  613). 

'■“t)  Bergh  1.  227. 

•'»')  Bergh  I.  533. 

■'“’)  Bergh  I.  545. 

*‘“)  Bergh  11.  641. 

'’")  Mieris  111.  8.  30. 

'■'^)  Mieris  III.  8.  36;  Oroot  Placaatboek  für  Holland  II.  1631. 

^'ä)  Mieris  III.  8.  7o4. 

■'■■*)  Mieris  111  8.  737. 
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1».  1401  Verordnung  für  Schoorle.*’*) 

10.  1407  Ordonnanz  an  die  Heemraden.'*'*) 

11.  1414  15  Wilhelm  verpachtet  seine  Vronlande  an  die 
Bauern  von  Kocdjk.'’*) 

12.  1422  Verorduungen  bctrelFond  den  Hugcndeich.*‘0 

13.  1422  Ordnung  für  den  Schorelschcn  Deich.'''’*) 

14.  1422  Verordnung  und  Ordonnanz  für  Kcnnemerland.®"’) 

H.  Westfrieslau  d. 

al  In  Betracht  kommen  allgemein  das  Landrecht  von 
12'.I9'*’)  und  die  Befehle  von  1321,*-')  1323*®-)  und  1326*®") 

b)  Drechterland. 

1.  V'erordnung  von  129«.’®*) 

2.  1366  Privileg  an  die  Drechterländer.*”l 

3.  1380  Privileg  an  Drechterland.*®") 

4.  1381  Verordnung  Albrechts,  die  mit  der  Verordnung 
von  1380  für  Enchujzen  iibereinstimmt.*®®) 

5.  13S7  V'erordnung  lUi'  Drechterland.*®'*) 


Mieris  IH  S.  TAU. 

(iroot  l’lacartbuck  für  Holland  11.  1638. 

MicrU  IV.  S.  3iü. 

.Mieria  IV.  S.  613. 

‘""l  Mieria  IV.  S.  635. 

Mieris  I\’.  S.  645.  — Vorgl.  ferner  das  Landreclit  von  1292 
(Hergli  11.  816)  und  die  Urkunden  von  1280  (Bergli  11.  Anhang  63), 
1328  (Mieris  U.  S.  470),  1387  (31ieris  111.  S.  465),  1413  14  (Mieris  IV. 
S.  278),  1422  (S.  667),  1424  (S.  743).  — Für  .Ukmar  kommen  in  Hetraelit 
die  Haiidvcstcn  von  1455  und  die  Verordnung  von  1558  (Handvesten  enz. 
der  Stadt  Enchuisen.  1667.  S.  26,  49. 

“*")  Bergh  11.  1098. 

*'■")  Mieris  II.  S.  264. 

“*)  3Iieri s II.  S.  31 1. 

•'^')  Mieris  II.  S.  394. 

*^)  Hcrgh.  II.  1048:  Uaudvesten  enz.  der  Stadt  Enchuisen  enz.  S.  49b. 
*®*)  Mieris  III.  S.  190. 

.Mieris  Hl.  S.  369;  Uaudvesten  . . . S.  52b. 

■’'®')  Mieris  III.  S.  378. 

*®")  Mieris  111.  S.  480. 
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t>.  HOI  und  1402  Deidireclit  von  Drechterland.'’-*) 

7.  1440  Erlaubnis  zum  Eindcklieu  der  Groote  Ness/“"’) 

c)  1330  Deichverordnung  für  Wieringerland.'“') 

d)  Medemblik,  Enchuizen,  Horn. 

1.  In  Betracht  koumien  die  Handvesten  von 

l-'l-Sü,®“)  1382,*“^)  die  Privilegien  und  Verordnungen  von 

13  1401,''“)  1404, “0  1D2,  1423.®“) 

2.  Hervorzuheben  ist  die  Haudveste  Maximilians  für  die 
Ooster-Dyckgraefschap  by  Medenbliek  vom  14.  Febr.  14'J2,'®”) 
die  neue  Deichordnung  Maximilians  von  1495  ®*“)  und  die  Deich- 
ordounauzen  von  1497  und  1499.®**) 

I.  W a t e r 1 a u d und  0 o s t z a a n e n. 

Anzulühren  sind  die  Verordnung  des  Rates  von  Holland 
für  den  Deich  bei  Oostzaaueii  von  1408,®*-)  die  Schlichtungen 
der  Streite  zwischen  Waterlaud  und  Oostzaanen  von  1407  und 
1410.®*®)  Das  Deichrecht  für  den  Oostzaaner  Schinkeldeich 


M»;  Micris  III.  S.  756. 
llanilvesten  . . . S 59b. 

“')  Kioria  II.  8.  502.  Vorgl.  ferner  da»  Oktroi  für  Wieriiigcu  von 
1597  (tiroot  Placaetboek  für  Holland  II.,  1692). 

Mieria  111  8.91;  Handvesten  ...  .8.  14. 

Mieria  III.  8.  364;  Handveatcn  ...  8.  15. 

™)  Mieria  III.  8.  384;  Handveaten  ...  8.  15. 

®*)  Mieria  111.  8.  054;  Handveaten  ...  8.  10. 

®*‘)  Mieria  III  ,S.  751;  Handveaten  ...  8.  18. 

“*)  Mieria  IV.  8.  8;  Handveaten  ...  8.  18. 

***)  Handveaten  ...  8.  19,  21. 

®*)  Handveaten  ...  8.  44. 

®*')  Handveaten  ...  8.  49. 

®**)  a.  a.  O.  8.  55  £f.  — Für  die  spätere  Zeit  sind  insbesondere  an- 
zufübren  die  Aussprachen  von  1640  (a.  a 0.  8.  109.  8.  111).  Die  Verträge 
von  1650  und  der  .\kkord  von  1.561.  Für  Modenblick  vergl.  auch  die 
Handveste  von  1404  (8.  HP)  u.  Mieria  tll.  .S.  369,  756;  für  Enchuizen 
Mieris  II  8.  386  und  Mieria  IV',  8.  667;  für  Hoorn  Micris  IV',  8.  197; 
für  alle  drei  .Städte  die  Verordnungen  von  1422  (Mieria  IV’,  8.  630).  — 

•'**)  Mieria  IV',  8.  113,  Urout  Fl.  für  Holland  II.  1646. 

®*»)  Groot  Placaatboek  für  Holland  II,  1616.  Mieris  IV,  152. 

J.  Qierke,  UMehiebte  des  dealMbeQ  Dei«br«cbu.  0 
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von  1414  '“)  und  das  Deichreclit  für  Ydoren  in  Waterland  von 
142  2.“*) 


IX.  Von  deichrechtlichen  Quellen  Seelands  sind  bei 
chronologischer  Anordnung  folgende  zu  nennen: 

1.  1147  Deichanordnung  für  Südbeveland.“*) 

2.  1290  Einzelne  deichrechtliche  Bestimmungen  in  den 
Landrechten  für  Seeland.'*') 

3.  1291  Bestätigung  einer  Deichmessung  auf  Walcheren 
von  Floris.***) 

4.  1291  Weisung  für  Schouwen.'“”) 

5.  1325  Pachtvertrag  bezüglich  des  Neulandes  bei  Voor- 
trappen. 

R.  1327  Deichrecht  für  Nordbeveland.“*) 

7.  1331  Verordnung  für  Middelburg."*) 

8.  1340  Deichverordnung  für  Nordbevcland.'") 

9.  1358  Erlaubnis  Albreehts  betreffend  eine  neue  Be- 
deichung auf  Nordbeveland."*) 

10.  1374  Urkunden  betreffs  Neueindeichung  auf  Seeland.®") 

11.  1376  Ordonnanz  für  Westeinde  von  Borselen  (Middel- 
burg)."«) 

12.  1400/1401  Befehl  zur  Eindeichung  auf  Seeland.®®') 


(Iroot  Placaatboek  für  Uollaiid  11,  1647. 

Mieriü  1\^  S.  613.  — Im  übrigen  siebe  Mieris  II.  S.  470, 
Mieris  III  S.  712  (Anislelland  und  Waterland),  1V%  8.227  und  630  ff.  — 
Betreffs  der  neueren  holländischen  (Quellen  vergl.  A.  563. 

Bcrgh  1,  127. 

*41)  Bergb  II.  747,  748. 

Bergli  II.  761. 

Bergh  II,  762.  Die  neueren  Keure  von  1327  bei  Mieris  II, 
8.  418;  die  neuste  von  1435. 

»«)  Mieris  II,  H.  368. 

®®')  Mieris  II,  8 420. 
f’“)  Mieris  II.  8.  517. 

Mieris  II  8.  634. 

»*)  Mieris  III,  S.  67. 

Mieris  III,  8.  2‘Jl. 

««)  Mieris  Hl.  S.  320. 

Mieris  111,  8.  733. 
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13.  1410  Oktroi  fiir  das  Gebiet  nördlich  von  Tholen.®’*) 

14.  1411  Deichverorduung  für  Walcheren.'**) 

15  1413  Anstellung  eines  Deicligrafen  auf  Walcheren.'*'*) 
Ifi.  1417  18  Vidiuuis  der  Stadt  Middelburg.'“') 

17.  1421  22  Bewilligung  au  den  Ambachtsherrn  von 
V'üsmer.’'**) 

18.  1423  Deichordnung  für  Schouweu.’*'') 


X.  lieber  das  alte  Deichrecht  in  Flandern  geben 
Ausknnlt; 

1.  Der  Keurbrief  der  Chatelenic  von  Brügge  von  1190 
§ 19.-“') 

2.  Die  Erteilung  einer  Wassergerechtigkeit  von  1239. 

3.  Die  Keure  der  vier  Ambachten  von  1242  Titel  XXIII 
u.  XXIV.'»«) 

4.  Das  Privileg  an  die  Stadt  Ardeiiburg  von  1279.’»‘) 


Mieris  1\\  S.  15«. 

Mieriä  I\',  S.  188. 

Mieris  IV,  S.  225. 

“‘)  Mieris  IV,  S.  479. 

“»)  Mieris  IV,  S.  613. 

Mieris  IV.  S.  698.  — Für  die  neuere  Zeit  ist  hinsichtlich  Hollands 
und  Seelands  hinzuweisen  auf  die  Verordnung  von  1616  (Groot  Placnatboek 
für  Holland  II.  2966),  die  Surcheantie  in  Dykagien  in  Holland  (a.  a.  O. 
II,  2U78j,  die  Ordre  tvegeus  abuiseen  van  de  Oykagie  io  Waicbereu  von 
1561  (a.  a.  O.  II,  1824J,  die  Ordre  für  Walcheren  von  1661  (a  a.  0.  II. 
1825),  die  Ordre  tot  vorderinge  van  de  Dykagie  in  de  Sype  von  1565 
(a.  a.  0.  II,  1G5.S),  die  Missive  van  de  Finantie  op  de  reparatie  der 
Djken  (a.  a.  0.  II,  1820),  das  Placaat  op  de  reparatie  van  Uyken  von 
1570  (a.  a.  0.  II.  1817).  Aus  dem  16.  Jahrhundert  sind  Oktrois  aus  den 
Jahren  1593  (a.  a.  O.  II.  1848),  1695  (a.  a.  0.  II,  1857,  1860),  1596 
(a.  a.  O.  II,  1673,  1685)  1697  (a.  a.  0.  II.  1597),  1598  (a.  a.  O.  II,  1793, 
1868)  anzufiihren.  Fiir  die  neuste  Zeit  siehe  Cau  en  Scheltus  „Groot 
Placatboek  van  Holland  en  Zeeland*  (1658 — 1796)  insbesondere  dl.  II. 

“*‘)  Warnkdnig  „Flandrische  Staats-  und  Kechtsgesebichte“  H.  l 
Urkundenbuch  S.  86. 

■'"’l  a.  a.  O.  III,  Urkuudenbuch  Nr.  85. 

“»)  a.  a.  0.  II.  2.  Urkundenbuch  S.  196. 

a.  a.  0.  Nr.  145. 

6* 
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5.  Die  Schlichtung  des  Streites  zwischen  Brügge,  Dam  und 
einigen  Grundeigentümern  von  Remboudswerf  im  Jahre  1288.***) 


**)  a.  a.  O.  II.  2.  S.  15.  — Vergl.  ferner  a.  a.  O.  III  S.  77  (Schenkung 
des  Uabbekines  Polder  1218).  Auf  das  Schleusen-  und  Siel-Recht  nehmen 
Beaug  die  Keure  von  Waes  von  1241  (a.  a.  O.  II,  2 Nr.  220,  § 32)  und 
die  Keure  von  Eeclo  und  Caprike  von  1240  (a.  a.  0.  Nr.  232  §§  9,  10). 
Pttr  die  neuere  Zeit  findet  sich  einiges  in  den  Costumen  von  dem  Lande 
von  den  Freien  (art.  8.  61  bei  van  den  Uane  ,Costu;men  van  Vlaendem* 
Gent  1664  I.  S.  131,  171)  und  in  den  Costumen  von  Broueburgh  von  15S7 
(a.  a.  0.  II,  S.  669;  Tit.  17  art.  5 u.  Tit.  18,  art.  5). 
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Erster  Abschnitt. 

Die  Anlage  von  Deichen. 

§ 1. 

Allgemeines. 

Die  Frage,  wer  die  ältesten  Deiche  erbaut  hat  und  was 
die  Veranlassung  zu  ihrer  Anlage  gewesen  ist,  kann  nur  richtig 
beantwortet  werden,  wenn  man  sich  eine  ungefähre  Vorstellung 
von  der  Beschaffenheit  der  Gebiete  macht,  welche  mit  Deichen 
eingefasst  wurden.  Auch  für  eine  Betrachtung  der  späteren 
Deichanlagen,  ist  dies  erforderlich.  Die  ältesten  und  wichtigsten 
Deichländer  sind  die  Marschlän  der.  Diese  Marechländer  sind 
erdige  Anschwemmungen,  welche  von  Flüssen  oder  Meeren  oder 
von  beiden  gemeinschaftlich  gebildet  werden  und  einen  land- 
wirtschaftlichen Nutzen  versprechen.*)  Verfolgt  man  diese  all- 
mähliche Aufscblickung,  so  lassen  sich,  wenn  von  einer  Ein- 
deichung abgesehen  wird,  zwei  Stadien  unterscheiden,  die  in 
Bezug  auf  eine  landwirtschaftliche  Verwertung  von  Wichtigkeit 
sind.  Liegt  die  Marschfläche  dem  Flutwechsel  ausgesetzt,  weit 
unter  der  ordinären  Fluthöhe,  so  giebt  sie  entweder  gar  keinen 
Nutzen  ab  oder  gewährt  nur  Schilf  und  Gras.  Zur  eigentlichen 
Viehweide  ist  sie  untauglich,  da  das  Vieh  auf  solch  über- 
schwemmten Weiden  ohne  Nachteil  für  seine  Gesundheit  nicht 
weiden  kann.  Hat  die  Marschfläche  die  Höhe  der  ordinären 
Flut  erreicht  oder  überstiegen,  so  eignet  sie  sich  vortrefflich 
zur  Viehweide,  wenn  schon  von  Ackerbau  kaum  die  Rede  sein 

')  Tergl.  Auhagen  § 1.  — Man  muss  sich  hüten,  den  höchsten 
Wasserstand  zum  Jlassstah  für  den  Unterschied  zwischen  Marsch  und  Oeest 
zu  machen.  Ueber  die  friesischen  Marschen  und  den  Charakter  des  Marsch- 
bodens siehe  Meitzen  II.  S.  2 ff.  8 ff. 
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kann.-)  An  ein  Bewohnen  der  Flächen  erst  gedacliter  Art 
darf  nicht  ini  entferntesten  gedaclit  werden.  Etwa  sich  dar- 
bietende Sandbänke  oder  natürliche  Hügel  sicherten  nicht  ge- 
nügend gegen  die  Flut  und  einen  besonderen  Reiz  konnte  das 
Wohnen  inmitten  des  unergiebigen  Landes  nicht  ausüben. 
Anders  stand  es  bei  den  höheren  Weidemarschstrichen,  den 
reifen  Marschflächen.  Bei  ihnen  war  ein  Wohnen  auf  natür- 
lichen oder  künstlichen  Hügeln  nicht  ausgeschlossen.  Dass  ein 
solches  teilweise  vor  der  ersten  Eindeichung  stattgefunden  hat, 
beweist  die  Schilderung  des  Plinius,  die  bereits  oben  besprochen 
ist.'*)  Ihre  Entstehung  verdanken  diese  Wnrtdörfer  der  Nord- 
seeküste hauptsächlich  der  Ansiedlung  auf  Viehtrankstätten.'*) 
Die  ersten  Ansiedler,  welche  sich  unzweifelhaft  auf  dem  trockenen 
Geeststreifeu  zwischen  der  Marsch  und  den  Hochmooren  nieder- 
gelassen hatten,  benutzten  die  Geest  zum  Ackerbau,  die  Weide- 
marschstriche  zur  Viehweide.  Da  nun  aber  die  Heerden  auf 
der  Marsch  des  Trink  Wassers  entbehrten  und  auch  den  Ueber- 
schwemmungen  stark  ausgesetzt  waren,  so  errichtete  man  Kreis- 
dämme, deren  Inneres  zum  Sammeln  des  Regenwassers  diente 
und  auf  deren  Böschungen  das  Vieh  flüchten  konnte.  Allmählich 
verlegte  man  auf  diese  Dämme  auch  die  Wohnsitze,  es  ent- 
standen auf  ihnen  ganze  Ortschaften.''’)  Neben  diesen  An- 
siedlungen auf  Trankstätten  gab  es  vor  der  Eindeichung  auch 
Besiedlungen  künstlicher  Erhöhungen,  die  nicht  des  Viehs  wegen, 
sondern  gleich  zur  Bewohnung  für  Menschen  angelegt  waren. 
Auch  an  ein  Niederlassen  auf  natürlichen  Erhebungen  und 
Flächen  die  besonders  geschützt  lagen,  darf  gedacht  werden. 
Auf  alle  Fälle  hat  man  sich  die  Besiedlung  der  Marschen  vor  der 
Eindeichung  als  äusserst  gering  vorzustellen.**)  Auch  waren  es 


Vergl.  \V.  C.  UUbbe  „Erläuterungen  zur  historisch-topographischen 
Ausbildung  des  Elbstrouis  und  der  Marscbinsilu  bei  Hamburg“  18B9  S.  10. 
— Zwischen  beiden  Stadien  giebt  es  natürlich  sehr  viele  Zwischenstufen, 
ä)  Siehe  Einleitung  § 1 II. 

Vergl.  zu  folgendem  Meitzen  II.  S.  30,  37 

Meitzen  II.  S.  37;  III.  S.  '.'OS;  Atlas,  Anlage  S7.  liier  ist  das 
auf  einer  Traukstäitc  erbaute  Dorf  Kysum  bei  Emden  dargestellt. 

Vergl.  Meitzen  II.  S.  7 u.  37.  Freilich  findet  sich  bei  Meitzen 
hier  ein  Widerspruch;  S.  7 sagt  er:  ,.)ede  Vorstellung  von  den  Zuständen 
der  vorkarolingischen  und  überhaupt  der  ältesten  Zeiten  muss  indess  notwendig 
davon  ausgehou,  dass  die  Marschen  uneingedeicht  dalagen.  Solange  deshalb 
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keine  Wohnsitze,  die  gegen  Ueberschwemniungen  ganz  gesichert 
waren,  sondern  Plätze,  die  der  Wassersgefahr,  wenn  auch  in 
beschränktem  Masse  ausgesetzt  blieben.')  Es  giebt  ausserdem 
Deichländer,  die  keine  Marschländer  sind.  Dahin  gehören 
Ländstrecken  und  Sumpfländer  längs  der  Slröme,  die  mit  einer 
Anschwemmung  nichts  zu  thiiu  haben.  Die  Frage,  ob  sie  be- 
wohnbar und  bewohnt  waren,  lässt  sich  nicht  allgemein  beant- 
worten. Dahin  gehören  die  Moore,  deren  Kultur  oft  der  Anlage 
von  Deichen  bedarf.*)  Die  Deichländer  der  ersten  Periode  aber 
sind  hauptsächlich  die  Marschländer  und  unter  jenem  Namen 
diese  vorzugsweise  zu  begreifen.*) 


die  Fluth  an  Mangel  solchen  Schutzes  die  Marschfläche  nnherecheiihar  üher- 
schwenimen  konnte,  war  nur  die  Geest  hewohnhar*  — und  S.  37  heisst  es : 
cs  „ist  anztinehmen,  dass  es  auch  schon  vor  der  Vollendung  der  Seedeiche 
Sitte  wurde.  Orte  auf  solche  Höhen  in  die  Marschen  hinausznbauen.  Schon 
l’linins  berichtet  dies  tou  den  Chauken“, 

t)  A.  M.  Auhagen  §§  3.  4. 

”)  Siehe  Meitzen  S.  3.S.  Mitunter  lagert  unter  Moorhodon  Marsch- 
boden. z.  B.  in  Madeln.  Vergl.  Auhagen  Abh,  II.  A.  III.  a.  E 

*)  Im  Gegensatz  zu  den  vorstehenden  Ausführungen  stehen  die  Dar- 
stellungen der  juristischen  Schriftsteller,  indem  in  ihiiem  das,  was  sich  für 
uns  als  Ausnahme  ergab,  zur  Kegel  gestempelt  wird,  ja  sogar  zur  Kegel 
ohne  Ausnahme,  nämlich  das  Wohnen  auf  den  Deichlandeu  vor  der  ersten 
Anlage  von  Deichen.  Meistens  nimmt  man  dies  als  ganz  selbstverständlich 
an;  mitunter  wird  es  zwar  nicht  direkt  ausgesprochen,  liegt  aber  dem 
Gedankengang  der  Schriftsteller  zu  Grunde.  Ganz  deutlich  spricht  sich 
Anschütz  S.  142  aus:  .Wer  war  es  nun.  der  diese  ältesten  Deiche  erbaut 
und  unterhalten  hat?  Sind  sie  freier  Privatthätigkeit  der  Einzelnen  zu 
verdanken,  die,  jeder  für  sich  darauf  bedacht  waren,  durch  Aufschütttung 
des  Dammes  ihr  Erb  und  Eigen  (!)  vor  der  Flut  zu  schirmen?  Gewiss  nur 

selten  und  ausnahmsweise der  Kegelfull  ist  vielmehr  der  Deichbau 

durch  vereinte  Kraft  und  Thätigkeit,  durch  das  planmässige  Zusammenwirken 
aller,  die  in  einer  und  derselben  Niederung  ansässig  waren.  (!)  also  gemeinsam 
den  Schutz  des  Deiches  genossen*.  Das  Nähere  wird  sich  in  § 2 ergehen. 
An  ein  Wohnen  auf  den  Deichlanden  in  umfangreicher  Weise  ist  aber  nur 
dann  zu  denken,  wenn  man,  wie  dies  Auhagen  thut,  die  ganze  Nordseeküste 
mit  Warfen  Ubersät.  Gegen  eine  solche  Annahme  vergl.  oben  Einleitung 
§ 1 II,  ferner  Meitzen  II.  S.  7,  37.,  HUbbe  a.  a.  0.  Es  ist  auch 
namentlich  zu  beachten,  dass  eine  sehr  grosse  Anzahl  der  Wurten  erst  nach 
der  Eindeichung  entstand.  (Meitzen  S.  37). 
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§ 2. 

Die  älteste  Zeit. 


Handelt  es  sich  somit  in  der  ältesten  Zeit  bei  den  Deich- 
anlagen meistens  um  noch  nicht  besiedelte  Landstrecken,  so 
sind  doch  auch  die  Eindeichungen  solcher  Flächen  zu  beachten, 
die  vor  ihnen  bereits  besiedelt  waren.  Schon  aber  ist  klar, 
dass  die  Deicbanlagen  um  unbesiedeltem  und  besiedeltem 
Boden  in  einem  gewissen  Gegensatz  stehen  müssen. 

1.  Ursprünglich  war  die  rechtliche  Beschaffenheit  aller 
Marschländer  derart,  dass  sie  unbewohnt  entweder  als  herren- 
loses Land  galten  oder  den  Marken  grösserer  oder  kleinerer 
politischer  Verbände  gleichstanden.  Somit  stellt  sich  jede  Be- 
siedlung vor  der  Eindeichung,  wie  sie  als  möglich  und  that- 
sächlich  geschehen  geschildert  wurde,*)  als  Besitznahme  herren- 
losen Landes  oder  als  Landnahme  in  der  Mark  dar,  ausgehend 
von  einer  Genossenschaft  von  Ansiedlern,  die  sich  räumlich 
von  einer  älteren  Siedlung  ausserhalb  des  eigentlichen  Deich- 
landes trennte.  In  ganz  analoger  Weise  fand  später  in  den 
vor  einer  Eindeichung  unbesiedelten  Deichlanden  eine  Besiedlung 
statt,  nur  dass  hier  zugleich  mit  der  Ansiedlung  die  Bedeichung 
ins  Werk  gesetzt  wurde.  Hier  bedeuteten  die  Deichanlagen  ein 
Siedlungswerk,  Siedlung  und  Eindeichung  waren  eins. 
Diese  Eindeichungssiedlungen  gingen  aus  von  kleineren  oder 
grösseren  Genossenschaften,  die  sich  von  solchen  Verbänden  ab- 
trennten, welche  ausserhalb  der  Deichländer  fest  angesiedelt  waren. 
Es  waren  sich  abspaltende  Siedlungen  in  Neuland,  aber  keine 


')  Vergl.  § 1. 
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Ansiedlungen  von  Verbänden  wandernder  Volksstämme.2)  Es 
waren  Genossenschaften,  die  zur  Landnahme  zwecks  Ansiedlung 
auszogen.  Die  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  der  dauernden 
Sesshaftigkeit  der  Stämme  um  sich  greifende  Volks  Vermehrung 
trieb  zur  Ansiedlung.  Der  Gedanke  an  Siedlung  beseelte  diese 
Gemeinschaften,  man  wollte  Haus,  Hof  und  Feld  gewinnen, 
man  wollte  an  sich  gar  nicht  deichen,  man  vereinigte  sich  nicht 
zu  Deichgenossenschaften  im  späteren  Sinn,  sondern  man  deichte, 
weil  man  sich  ansiedeln  wollte.  Man  ging  jetzt  sicherer  und 
zweckmässiger  vor  als  früher,  wo  man  einfach  Hügel,  Wurten 
oder  geschütztere  Erhebungen  zu  Wohnsitzen  wählte.  Jene 
alten  Besiedlungen  hatten  den  Nachteil,  dass  sie  keinen  allzu 
grossen  Schutz  gewährten,  vor  allem  war  bei  ihnen  der  Ackerbau 
nur  im  beschränktem  Masse  möglich^)  und  ein  grösseres  ge- 
schütztes Areal  nicht  gegeben.  Da  wo  der  Marschboden  hoch 
aufgeschlickt  war,  lag  der  Gedanke  an  eine  Einfassung  des- 
selben durch  Dämme  sehr  nahe  und  war,  weil  die  Deiche  eben 
wegen  der  Höhe  der  Deichländer  keiner  allzu  grossen  Höhe 
bedurften,^)  nicht  schwer  zu  verwirklichen.  Durch  solche 
Deichanlagen  konnte  man  grosse  Flächen  geschützten  Landes 
gewinnen  und  in  umfassender  Weise  Ackerbau  treiben,  an  den 
man  an  den  alten  Siedlungsplätzen,  von  denen  man  auszog, 
gewöhnt  war.  In  Friesland  hat  man  auch  die  Absicht,  sich  in 
gleicher  Weise  anzusiedeln,  wie  früher  auf  der  Geest,  nämlich 
in  Einzelhöfen,'’)  dabei  mitgewirkt,  dass  man  die  den  An- 
schauungen der  Bevölkerung  widerstrebende  Niederlassung  in 
geschlossenen  Wurtdörfern  aufgab  und  Deiche  errichtete,  welche 
eine  Besiedlung  nach  vereinzelten  Gehöften  erst  erinöglichten.*) 
Hier  und  da  mag  auch  die  Erkenntnis  der  grossen  Ergiebigkeit 
des  Marschbodens  in  Bezug  auf  eine  intensivere  Getreidewirtschaft 


*)  Die  Bemerkungen  Inama  Sterneggg  .Deutsche  Wirtschafta- 
gegehiebte“  B.  I.  S.  32  dürften  daher  in  Bezug  auf  .Deiche“  und  .Dämme“ 
nicht  zutreffend  sein.  f 

•)  Weuigsteng  vor  der  Ziehung  von  Deichen;  vergl.  unten  gub.  2. 

^)  Ueber  die  Niedrigkeit  der  Deiche  am  Dollart  iin  Jahr  1277  vergl. 
.Tegenwordiger  Staat  der  Niederlanden“  IV.  22. 

'•)  Darüber  giehe  Meitzen  II.  S 39. 

*)  Siehe  Meitzen  a.  a.  0. 
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eine  Rolle  gespielt  haben.  Allein  der  Gedanke  an  ein  spekn- 
latives  Unternehmen  lag  den  Siedlungsgenossenschaften  fern.') 
Was  sie  wollten,  war  nicht  blinkendes  Gold,  verschafft  durch 
den  Absatz  ergiebiger  Marschprodukte,  was  sie  wollten,  war 
eine  Heimstätte.  Ebenso  w’enig  darf  an  eine  Landnahme  durch 
den  einzelnen  allein  zur  Vergiösserung  seines  alten  Eigen 
gedacht  werden.  Eine  Analogie  würde  bei  dieser  Annahme  die 
Kultivierung  der  Moore  in  Ostfriesland  gewähren.  Da  torfte 
jeder  Eigentümer,  der  an  ein  Moor  grenzte,  in  der  Breite  seines 
Grundstücks  das  Moor  aus,  bis  er  auf  den  Knltivierer  stiess, 
der  von  der  entgegengesetzten  Seite  ausging.**)  Bei  den  Marsch- 
ländern lag  die  Sache  aber  anders.  Hier  stiess  der  einzelne 
nicht  an  Marschboden  direkt  an,  und  eine  Eindeichung  von 
seiten  des  einzelnen  war  deshalb  unmöglich,  weil  sie,  wenn  sie 
Erfolg  haben  sollte,  seine  Kräfte  erheblich  überstieg.*’)  Diese 
Siedlungsgenossenschaften  waren  freie  Genossenschaften.  Selbst- 
ständig bildeten  sie  sich  aus  der  Bevölkerung  heraus,  ein  Zwang 
zum  Anschluss  fand  nicht  statt.  Wer  wollte,  mochte  sich  dem 
Wagnis  anschliessen,  denn  ein  Wagnis  war  es,  aber  kein  ge- 
schäftlich spekulatives  Wagnis,  sondern  ein  Kampf  um  ein  neues 
Dasein.  Wo  das  Mai'schland  freilich  zur  Mark  gezählt  wurde, 
wird  ein  Beschluss  des  Markverbandes  erforderlich  gewesen 
sein,  um  eine  Neusiedlung  zu  gestatten.  Handelte  es  sich  um 
das  Marschland,  das  man,  weil  der  menschlichen  Hen-schaft 
anscheinend  ununterwerfbar  oder  für  wirtschaftliche  Bedürfnisse 
kaum  nutzbar,  als  herrenlos  betrachtete,  so  fiel  ein  solcher 
Siedlungsbeschluss  der  Muttergemeinden  fort.  In  beiden  Fällen 
war  es  ein  Werk  des  Friedens,  in  beiden  Fällen  war  es 
gleichsam  ein  Kriegswerk.  Eine  Gemeinschaft  machte  einen 
Heereszug,  nicht  um  andere  Völkerschaften  aus  ihren  Wohn- 


Zweifelnd  Meitzen  S.  4fi;  „Das  Risiko  bei  allen  Kulturarbeiten  ist 
zu  gross,  der  Erfolg  iu  seiner  Dauer  zu  zweifelhaft,  als  dass  nicht  alle 
grösseren  Meliorationen  als  Unternehmen  behandelt  werden  mussten,  an  denen 
die  Reteiligung  freiwilliger  Entschluss,  und  der  Gewinn  lediglich  nach  dem 
Maassstab  der  Leistung  bemessen  war.  Ob  auch  schon  die  ältesten  Ein- 
deichungen und  Kooge  so  entstanden  sind,  wird  sich  schwer  entscheiden  lassen“. 

")  Sleitzen  S.  31. 

”)  Auhagen  S.  63a. 
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sitzen  zu  verdrängen,  sondern  um  Siedlungsland  abzuringen  den 
Elementen.  Darum  vergleiclieu  die  Friesen  die  Erhaltung  der 
Deiche  mit  den  Fehden  gegen  die  Normannen,“’)  darum  sind 
Spaten  und  Gabel  ihnen  die  Waffen  gegen  die  salzige  See,") 
darum  gehören  Spaten  und  Forke  zum  Heergewede“*’)  und  der 
Deich  selbst  erscheint  als  Festung  gegen  einen  Feind,  als 
Seeburg.“*)  Wer  sich  dem  Zuge  angeschlossen  hatte,  war  der 
genossenschaftlichen  Gewalt  unterworfen. '■•)  An  Vorstehern 
der  Genossenschaft  kann  es  nicht  gefehlt  liaben."’)  Sie  waren 
Heerführer  und  Leiter  sich  bildender  Gemeinden.  Man  Hess 
sich  zunächst  provisorisch  auf  Hügeln  oder  geschützteren  Orten 
nieder.  Dann  scliritt  man  zuerst  zur  Anlage  der  Deiche  und 
nahm  dann  erst  eine  Verteilung  des  Grundbesitzes  vor.“*)  Elie 
nämlich  der  Deich  errichtet  war,  konnte  man  in  damaliger  Zeit 
an  eine  Regelung  der  Grundbesitz  Verhältnisse  nicht  denken,  weil 
man  die  Richtung  des  Deiches  erst  ausprobieren  musste;  zudem 
trat  der  Deichbau  deshalb  in  den  Vordergrund,  weil  Be- 
schleunigung geboten  war,  indem  eine  Flut  die  Arbeit  von  Tagen 
und  Monaten  zerstören  konnte.*')  Zum  Deichbau  verpflichtet 
war  jeder  Genosse,  der  sich  dem  Zuge  angeschlossen  hatte.  D i e 
Deichbaupflicht  war  eine  genossenschaftliche;  man 
deichte  als  Gesamthänder;  jeder  hatte  nach  Massgabe  seiner 
persönlichen  Arbeitskraft  Dienste  zu  leisten.  Wer  nicht  wollte 
deichen,  musste  weichen,  d.  h.  erkennte  sich  nicht  mit  ansiedeln. 
So  war  die  Deichbaulast  zunächst  eine  persönliche  Ver- 
pflichtung; sie  enthielt  aber  schon  einen  dinglichen  Kem.  Mit  der 
Deichziehung  nämlich  hatte  die  Gesamtheit  Besitz  von  dem  Lande 


’°)  Küre  X.  bei  Richt  bofen  S.  19:  „sa  mugu  wi  bebalda  ase  lonct  anrl 
usa  liode,  witb  tbet  bef  and  witb  tbeiie  nortbbiri,  ief  ua  god  bcipa  will*. 
Vergl,  auch  „(iesetz«  der  Riistringor”  a.  a.  0.  S.  122,  25. 

'*)  Riebtbofen  S.  .188,  16.  441,  21. 

’*)  Siebe  Pufendorf  III,  app.  S.  6 u.  21  (.\mt  Hagen). 

”)  Vergl.  die  Citate  in  Riebtbofens  „Wörterbuclr  unter  „sebureb“ 
“)  Vergl.  ancb  Laiuprecbt  „Deutsche  Ueschiebto“  B.  III,  S.  125  ff. 
Aehnliches  können  wir  ebenfalls  für  die  ältesten  Deichanlagen  aunebiuen. 

'^)  Es  waren  dies  aber  noch  nicht  die  llceniraden  oder  Geschworenen 
(Lamprccht  a,  a.  O.  S.  126).  die  erst  später  auftreten. 

”’■)  Uebcrcinstimmend  v.  Thünen  S.  11.  .Siehe  oben  A.  18. 

Vergl.  auch  Meitzeu  a.  a.  O.  S.  6. 
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erf^ritfen  und  der  einzelue  besass  einen  noch  unausgescbiedenen 
Anteil  am  Land.  Und  als  solch  dinglich  Berechtigter  war  er 
dinglich  zum  Deichbau  verpflichtet.**^)  Wahrscheinlich  ist  es,  dass 
man  zuerst  die  reifen  Marschflächen  einzudeichen  begann.  Hier 
waren  wegen  ihrer  Höhe  nur  kleinere  Deiche  aufzuwerfen.  Sie 
waren  dann  so  gross,  wie  die  durchschnittlichen  Sommerdeiche. 
Näherten  sich  die  Marschflächen  den  unreifen  Marschstricheu, 
und  fing  man  an,  sie  zu  bedeichen,  so  waren  grössere  Deiche, 
Winterdeiche,  erforderlich.  Letztere  bedurfte  mau  insbesondere 
dann,  wenn  die  Ansiedlungsgenossenschaft  die  Wintersaaten 
kannte  und  anwenden  wollte.  War  dies  nicht  der  Fall  und 
gewährten  Höhen  der  Fläche  geschützte  Plätze  für  die  Gründungen 
der  Dörfer,  so  konnte  man  sich  mit  Sommerdeichen  begnügen.*^) 
Nach  der  Eindeichung  ging  man  an  eine  definitive  Bestimmung 
der  Wohnplätze  und  eine  Verteilung  des  Grundbesitzes.  Nun 
spalteten  sich  aus  der  Ansiedlungsgenossenschaft  regelmässig 
mehrere  kleinere  Gemeindebezirke  oder  Dörfer  ab.  Eine  gemeine 
Mark  konnte  bestehen  bleiben  oder  den  kleineren  Bezirken 
eigene  Marken  ansgeschieden  werden.  Die  Grundstücke,  welche 
die  einzelnen  Genossen  zugeteilt  erhielten,  waren  ganz  unregel- 
mässiger Natur.  Man  verteilte  den  Boden  nicht  streifenförmig, 
sondern  blockartig.-’'')  Die  Gräben,  welche  die  einzelnen Par- 


'")  Daher  nicht  richtig  ThUnen  S.  11.  Er  hält  die  Deichbaulast 
für  eine  persönliche  Verpflichtung  und  übersieht  ihren  dinglichen  Kern. 
Z.  T.  küinint  dies  daher,  dass  Thiinen  meint,  dass  auch  eine  Besitznahme  des 
Landes  vor  der  Deichanlage  nicht  möglich  gewesen  sei.  Allein  die  Qesamtheit 
hatte  doch  Besitz.  Bichtig  ist,  dass  die  Verteilung  des  Landes  erst  nach 
der  Bedeichung  geschah.  Siehe  oben  A.  11. 

"’)  Ausgeschlossen  ist  auch  nicUt  die  vorherige  Errichtung  künstlicher 
Hügel.  — Sommenleicho  gewähren  gewöhnlich  den  Wintersaaten  keinen 
Schutz;  allein  oft  wird  ein  .Sommerdeich  doch  diesen  Zweck  erfüllen,  wenn 
das  Marschland  sehr  hoch  liegt,  z.  B.  werden  die  Deiche  am  Dollart  im 
Jahre  1277,  welche  .Soinmerdeiche  waren,  Winterfrucht  geschützt  haben. 
Vergl.  oben  A.  4. 

Vergl.  Meitzeu  S.  3ti.  Wir  Anden  die.se  blockartige  Aufteilung 
in  Ost-,  Westfriesland  und  Holland  in  weitester  Verbreitung  (a.  a.  0. 
S.  38  ff.J.  Sie  ist  jedenfalls  der  Rest  der  älteren  Ansiedlungen.  Keines- 
wegs aber  hat  sie  nur  bei  den  vor  der  Eindeichung  bereits  besiedelten 
Landstrichen  stattgefunden.  Auch  bei  diesen  trat  sie  erst  nach  Anlage  der 
Deiche  ein,  indem  vorher  alles  Land  als  Weideland  gemeinsam  benutzt 
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zellen  trennten,  zog  man  eben  durchaus  im  Anschluss  an  die 
zufällige  natürliche  Abdachung  des  Landes  und  an  die  ursprünglich 
vorhandenen  Wasserläufe.-')  Dabei  ergab  sich,  dass  die  eine 
Parzelle  an  den  Deich  stiess,  die  andere  nicht.'^)  So  bedeichte 
also  der  einzelne  nicht  sein  Grundstück,®)  auch  erdeichte  es 
nicht  der  einzelne,'®)  sondern  jeder  einzelne  erdeichte  als 
Mitglied  der  Ansiedlungsgenossenschaft  mit  eine  Ge- 
samtfläche, in  der  sein  Grundstück  liegen  sollte.  Im 
Hinblick  auf  die  spätere  Entwicklung  ist  es  wichtig,  drei  ver- 
schiedene Arten  von  Siedlungen  zu  unterscheiden: 

a)  Inselsiedlungen  sind  solche  Siedlungen,  bei  denen 
sich  Genossenschaften  auf  Inseln  niederliessen,  indem  sie 
sie  mit  Deichen  umzogen.  Gewöhnlich  ging  man  hier  von  der 
Mitte  der  Insel  aus,  weil  sie  häufig  der  höchste  und  trockenste 
Punkt  war.'®)  So  entstanden  Inselgemeindeii. 

b)  Randlandsied Inngen  sind  solche  Siedlungen,  bei 
denen  die  Genossenschaft  sich  lediglich  am  Rande  einer  Deich- 
landsfläche  niederlicss,  und  ein  Teil  der  Marsch  zwischen  dem 
anderen  Land  (der  Geest)  und  dem  besiedelten  Strich  als  nn- 
besiedeltes  Marsch-  und  Sumpfland  liegen  blieb.  Die  Auf- 
schlicknng  des  unbesiedelten  Striches  zu  reifem  Marschland 
wurde  natürlich  da,  wo  dieser  Prozess  noch  nicht  vor  sich  ge- 


wurde.  Ein  Grund,  diese  Einteilung  bei  den  Siedlnugsdeiclmulagcn  (§  2 
sub.  IJ  niclit  anzuuobmen,  ist  um  so  weniger  vorlmuden,  als  man  eher  diesen 
als  den  Uenieindedeichanlageu  (§  2 sub.  2)  die  l'riorität  zuurkenueu  muss. 
Vergl.  unten  A.  4ö.  Auch  in  den  holsteinisclieu  Harschen  sind  als  die 
ältesten  Flurauftoiluugen  die  ganz  unregelmässigen  Parzellen  erkannt.  Siche 
Detlefseu  I.  S.  61,  der  mit  Recht  bei  ihnen  das  Vorhandensein  von 
Deichen  und  Sielen  vuraussetzt,  aber  den  Grad  der  Kultur  in  den  Marsrhen 
um  diese  Zeit  zu  geriug  veranschlagt. 

-'d  Detlefsen  a.  a.  0. 

'^)  vergl.  die  oben  § l A.  6 erwähnte  Kurte. 

Auf  die  vielfach  vertretene  Heinuug,  dass  dies  der  Fall  war,  wird 
später  genauer  cingegangen  werden 

Unter  , erdeichen“  verstehen  wir  die  Gewinnung  einer  Landstrecko 
zur  Kultur  im  weitesten  Sinn  durch  Anlage  von  Deichen. 

So  war  es  bei  den  ehemaligen  drei  Inseln  der  Landschaft  Eiilerstedt 
der  FaU.  Vergl.  Sach  „Die  deutsche  Heimath“  Halle  ISbä  S.  235. 
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gang»?n  war,  durch  die  Anlegung  der  ßanddeiche  gehemmt, 
meist  für  immer  verhindert.  Diese  Siedlungen  werden  oft  Fluss- 
ufersiedlungeu  gewesen  sein.*) 

c)  Anstosslandsiedlungen  sind  solche  Siedlungen, 
bei  denen  sich  die  Genossenschaft  anf  einer  an  besiedeltes  Land 
direkt  anstossenden  Fläche  niederliess. 

2.  Was  die  Deichanlagen  auf  den  bereits  vor  der 
Eindeichung  besiedelten  Deichlanden  anlangt,  so 
kommen  hauptsächlich  die  Deichbauten  der  Wurtdörfer  iu 
Betracht.  Diese  Wurtdörfer  waren  sicher  die  älteste  Be- 
siedlung der  Marschländer  und  stellten  sich  als  Abspaltungen 
der  Geestgemeinden  dar.  Sie  waren  — mochten  sie 
nun  aus  ehemaligen  Viehtrankstätten  hervorgegangen  oder 
gleich  als  Wohnplätze  für  Menschen  angelegt  sein^)  — ganz 
auf  Viehzucht  angewiesen.  Ob  dem  einzelnen  Wurtdorf  eigenes 
Weideland  zustand,  oder  ob  die  Weidemarschstriche  als  gemeine 
Marken  einer  grösseren  Gesamtheit  benutzt  wurden,  wird  sich 
nicht  sicher  entscheiden  lassen.*)  Vielleicht  ist  es  hier  so  und 
dort  anders  gewesen.  Da  alles  auf  Viehzucht  abgestellt  war, 
so  ward  Ackerbau  so  gut  wie  gar  nicht  betrieben.  Vielleicht 
säte  man  an  den  Abhängen  der  Wurten  etwas  Getreide.  Die 
weiteren  Bedürfnisse  hinsichtlich  der  Körnerfrucht  deckte  man 
durch  Kauf  oder  Tausch  mit  den  Bewohneni  der  Geest.*) 


Id  dieser  Weise  gestalteten  sich  die  ältesten  Siedlungen  in  den 
hulsteiniscben  Klbmarschon.  V'ergl.  Detlefson  I.  S.  30. 

Vergl.  oben  § 1. 

Siehe  Auhagen  S.  634. 

Abweichend  Auhagen,  der  Getreidebau  auch  auf  der  Marschfläche 
und  dessen  Schutz  durch  Sommerdeiche  annimmt.  Allein  wenn  wir  den 
Zustand  auf  den  Halligen  analog  anwendeu,  vielleicht  einen  etwas  grösseren 
Urad  von  Viehzucht  zugebeii,  kanu  von  solchem  Getreidebau,  wie  ihn 
Auhagen  angiebt,  nicht  die  Hede  gewesen  sein.  Dieser  Schriftsteller 
glaubt  ihn  daraus  folgern  zu  müssen,  weil  die  Wurtbewobner  sonst  des 
Getreides  outbebrt  hätten,  während  die  Halligleute  es  sich  durch  Einkauf 
auf  dem  Festlande  verschaffen.  Warum  sollen  aber  nicht  die  Wurtbewobner 
es  sich  von  den  Geestleuten  erhandelt  haben?  Dass  der  ganze  Wirtschafts- 
betrieb auf  Viehzucht  abgestcllt  war,  beweisen  die  gewaltigen  Schichten 
JUst,  welche  die  Wurten  enthalten. 
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Jlit  der  Verbreitung  eines  intensiveren  Ackerbaus  kam  mau 
allmählich  dazu  eine  Veränderung  des  Wirtschaftssystems  vor- 
zunehmen. Man  legte  sich  nun  nicht  bloss  auf  Viehzucht, 
sondern  vermittelte  zwischen  Vieh-  und  Ackerbauwirtschaft; 
.>Ian  gelangte  zur  Wechsel-  oder  Koppelwirtschaft.  An  eine 
Durchführung  derselben  war  nur  dann  zu  denken,  wenn  man 
um  das  gesamte  benutzte  Areal  Deiche  zog.'*')  Dabei  hatte 
man  zugleich  den  Vorzug  eines  Schutzes  des  weidenden  Viehs 
und  einer  grösseren  Sicherheit  der  Wohnplätze.^')  Man  umgab 
das  Areal  zunächst  mit  Sommerdeichen  und  verstärkte  sie  später 
zu  Winterdeichen.'*^)  Das  Weideland,  wie  es  kurz  vor  der 


Eben  wegen  des  Wechsels  twischeii  Weide-  und  ,\ckerlaud,  obwohl 
au  sich  lutztcrcs  nur  ganz  notwendig  der  Deiche  bedarf. 

ä')  Hiergegen  namentlich  Auhagen  S.  6'M  ff.  Nach  ihm  führten  die 
Wurtbewohner  vor  der  Eiudeichung  ein  gegen  die  Fluten  ganz  gesichertes 
Dasein.  Die  Anlage  der  Deiche  bezweckte  nicht  Scliutz  der  Wohuplätzc, 
auch  nicht  Schutz  der  Weiden.  Allein  es  haben  diese  Momente  bei 
der  Errichtung  der  Deiche  mitgewirkt,  wenn  sie  auch  nicht  die  llaupt- 
veranlassuiig  waren.  Es  wird  dies  in  den  einzelnen  tiogenden  verschieden 
gewesen  sein,  in  wie  weit  diese  Nebeumomente  hervortreten. 

Ganz  anderer  Meinung  ist  Auhagen.  Nach  ihm  existierten  vor 
den  grösseren  Eindeichungen  bereits  Sommerdeiche,  welche  ein  kleines  Areal 
schützten.  Wiuterdeichc  habe  man  in  der  Absicht  angelegt,  um  Winter- 
getreido  zu  bauen;  dazu  habe  mau  grösserer  Flächen  bedurft.  Eine  Ver- 
stärkung der  Sommerdeiche  zu  M'interdeichen  habe  daher  nicht  stattgefuuden, 
indem  ja  die  Wiuterdeiche  an  ganz  anderen  Plätzen  angelegt  werden  mussten 
als  die  in  der  Nähe  der  Wurthen  befindlichen  Sommerdeiche.  An  eine 
„allmähliche"  Verstärkung  sei  auch  um  desswillen  nicht  zu  denken,  weil 
ein  Deich,  welcher  eine  Höhe  zwischen  Sommer-  und  Winterdeich  habe, 
schlechter  sei,  als  ein  Sommerdeich  und  ganz  unfruchtbar.  Allein  es  ist 
daran  festzuhalten,  dass  man  die  Sommerdeiche  nicht  um  kleine  Bezirke 
legte  sondern  das  ganze  Arneal  der  Wurt  mit  ihnen  umgab,  als  mau  von 
der  blossen  Weidewirtschaft  zur  Wechselwirtschaft  überging.  .Somit  erfolgte 
der  Uebergang  zn  Winterdeichen  thatsächlich  durch  Verstärkung  der  Sommer- 
deiche. Als  Beweis  hierfür  kann  man  eine  im  Jahre  17ö6  erschienene  Ab- 
handlung verwerten,  in  welcher  berichtet  wird,  dass  damals  au  der  Unter- 
weser Winterdeicho  bestanden,  dass  aber  nach  Aussage  alter  Leute  noch 
vor  150  Jahren  nur  Sommerdeiche  existierten  und  im  Jahre  1095  ein  Deich- 
gericht die  Erhöhung  der  Deiche  beschlossen  habe.  (Vergl.  .Hanuöverisebes 
Magazin"  Jahrg.  1700,  38.  Stück.  § -7.)  Ist  dies  nun  zwar  ein  Zeugnis  aus 
einer  viel  späteren  Zeit,  so  geht  aus  ihm  doch  hervor,  dass  eine  Erhöhung 
von  Sommer-  zu  Winterdeichen  stattgohabt  hat,  und  der  S;hlu  ss,  dass  dies 

J.  Oierke,  Ueicbiebte  d«e  deuUebeQ  D«lehre«bu.  7 
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Eindeichung  bestand,  war  Gesamteigentum  einer  kleineren 
oder  grösseren  Gemeinde.  Erfolgte  danach  eine  Grundbesitz- 
verteilung zur  Bebauung  an  den  einzelnen,  so  waren  es  wieder 
block  artige  Parzellen,  die  er  erhielt.  So  ging  hier  die  Be- 
deichung von  einer  schon  bestehenden  Gemeinde  aus,  einer 
Genossenschaft,  die  bereits  auf  dem  Deichlande  ansässig  war,  einer 
Gesamtheit,  die  eine  Heimstätte  hatte,  die  kein  neues  Dasein 
gründen  wollte,  sondern  nur  beabsichtigte  ihren  Wirtscliafts- 
betrieb  zu  verändern  und  dabei  sicherer  und  glücklicher  zu 
wohnen.*’)  Eine  bereits  erprobte  Gemeindegewalt  zwang  das 
Gemeindeglied  zum  Deichbau.  Wer  nicht  wollte  deichen,  der 
musste  weichen,  d.  h.  er  wurde  von  Haus  und  Hofstätte  ver- 
trieben. So  bedeichte  also  nicht  der  einzelne  sein  Grundstück,**) 
auch  erdeichte  es  nicht  der  einzelne,  auch  erdeichte  nicht  jeder 
einzelne  als  Mitglied  einer  Genossenschaft  mit  eine  Gesamtfläche, 
sondeni  jeder  einzelne  bedeichte  mit  seinen  Genossen  eine 
Landfläche,  die  bereits  im  Eigentum  und  in  Benutzung 
der  Genossenschaft  stand.  Die  Deichbaulast  des  einzelnen 
Genossen  war  eine  dingliche.  Regelmässig  deichte  jede  engere 
oder  weitere  Gemeinde  für  sich.  Ausnahmsw'cise  mögen  Ver- 
einbarungen mit  anderen  Gemeinden  vorgekommen  sein.  Es 
waren  tlann  aber  immer  nur  Verträge  gleichzeitig  deichen  zu 
wollen,  es  waren  Deichbausozietäten;  nicht  als  Gesamthänder 
deichten  die  Gemeinden  und  nie  erhob  sich  aus  mehreren  Ge- 
such früher  und  in  den  ältesten  Zeiten  geschehen  ist.  muss  als  annehmbar 
bezeichnet  werden.  Freilich  darf  mau  meistens  nicht  an  eine  „allmähliche“ 
Verstärkung  denken  (wie  Wiedeniann  in  der  „Festschrift  des  l’rovinzial- 
Landwirt.schaftsvereins  zu  Bremervörde“  Stade  18S5  S,  34  .35.).  Vielmehr 
war  der  Uehergang  von  Sommer-  zn  Winterdeichen  regelmä.ssig  ein  sprung- 
weiser.  Hierin  ist  Anhageii  heizustimmen. 

Auch  nach  Auhagen  ist  die  Kindeichung  veraniasst  durch  eine  Ver 
änderung  des  Wirlschaftsbetriebes.  Für  ihn  bedeutet  sie  den  Uehergang 
von  Weidewirtschaft  und  beschränkter  Ackerb.aukullur  zur  intensiven  Ackor- 
bauwirtschaft.  Unter  der  letzteren  versteht  er  den  Bau  von  Wintergetreide. 
Die  Eindeichung  ist  ihm  ein  „umfangreiches,  planmässiges,  einheitliches 
Werk“,  um  Wintergotreide  zu  bauen.  In  dieser  Hinsicht  ist  ihm  nicht 
heizustimmen.  Die  Eindeichung  trat  vielmehr  sofort  mit  dem  Uehergang 
zur  Wechselwirtschaft  ins  Lehen  und  zwar  in  Gestalt  umfassender  Sommer 
deiche. 

Siehe  oben  A.  23, 
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meinden,  die  nicht  ein  wirtschaftliches  oder  rechtliches  Band 
zu  einer  Einheit  verkörperte,  eine  Deichbaugenossenschaft.  Iin 
Gegensatz  zu  den  vorigen  Ausführungen  stehen  etliche  Schrift- 
steller, welche  die  ersten  Deichanlagen  sich  bildenden  Deich- 
baugenossenschaften zuschreiben.  Dabei  waltet  eine  Verschieden- 
heit, indem  einige  eine  Vereinigung  von  Individuen,  Auhagen 
dagegen  eine  Einigung  von  Gemeinden  annehmen. 

a)  Nach  Wilda  waren  es  die  neben  einander  wohnen- 
den Intere.ssenten,  welche  Verträge  schlossen,  um  einen  Deich 
zu  bauen,  und  eine  Deichgenossenschaft  gründeten  mit  dem 
einzigen  wirtschaftlichen  Zweck,  sich  gegen  Ueberschwemmungen 
zu  schützen.^)  Abgesehen  von  anderen  Irrtümern  liegt  dieser 
Meinung  die  falsche  Vorstellung  zu  Grunde,  dass  die  Deich- 
länder vor  der  Eindeichung  in  gleicher  Weise  wirtschaftlich 
eingerichtet  waren,  wie  andere  Landstriche,  insbesondere  jedes 
Gemeindeglied  eine  reell  ausgeschiedene  Parzelle  zum  Ackerbau 
besass.  Allein  auch  aus  anderen  Gründen  ist  sie  unhaltbar. 
Eine  besondere  Deichgenossenschaft,  die  die  Interessenten  eines 
Bezirkes,  der  mit  einem  Gemeindebezirk  nicht  zusammenfällt, 
kann  nur  existieren,  wenn  sie  besondere  Organe  und  besondere 
Versammlungen  hat.  Fänden  wir  nun  in  den  ältesten  Quellen 
Deichrichter,  Deichgrafen,  Deichgeschworene,  fänden  wir  gemeine 
Schauungen  derselben  oder  besondere  Deichgerichte,  so  wäre 
gegen  eine  solche  Ansicht  nichts  einzuwenden.  Allein  die 
ältesten  Rechte  zeigen  uns  ein  durchaus  anderes  Bild.  Sie 
wissen  nichts  von  besonderen  Deichbeamten, •*’)  wir  hören  nichts 
von  besonderen  Deichgerichten, ")  eine  oberste  Spitze,  der  Deich- 
gi'af,  existiert  nicht.-*^)  Es  ist  überhaupt  keine  Deichgenossen- 
schaft im  engeren  Sinne  vorhanden,  sondern  die  Gemeinde  hat 
die  Direktion  des  Deichwesens  inne,  ihre  Beamten  sind  die 
Deichbeamten,*)  der  Deich  ist  ein  Teil  ihres  Vermögens.'“) 
Erst  in  späterer  Zeit  kommen  besondere  Deichbediente'*)  vor, 
erst  in  späterer  Zeit  bildet  sich  ein  besonderes  Deichgericht, •*^) 

“J  Wilda  8.  281. 

siehe  unten  Abächnitt  II. 

Siehe  uuteu  Abschnitt  V. 

Siehe  unten  Abschnitt  II. 

Siehe  unten  Abschnitt  II. 

*'J  Siehe  unten  Abschnitt  IV. 
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ohne  dass  ein  solches  in  allen  Gegenden  das  ordentliche  Gericht 
von  seinem  Platz  ausschliessen  konnte.  Ist  man  nun  der  ge- 
schilderten Ansicht,  so  ist  man  gezwungen,  folgendes  zu  sagen: 
In  alter  Zeit  gab  es  eine  besondere  Deichgenossenschaft  mit 
besonderen  Beamten.  Später  ward  sie  von  der  Gemeinde  unter- 
jocht, die  Beamten  der  Gemeinde  oktroierte  man  dem  Deich- 
verbande  auf,  die  ordentliche  Rechtspflege  vernichtete  die  be- 
sonderen Deichgerichte,  die  Gemeinde  beaufsichtigte  den  fremden, 
der  Deichgenossenschaft  gehörigen  Deich.  Aber  bald  taucht 
alles  Alte  wieder  auf;  besondere  Deichbeamte  ziehen  ein,  Deich- 
gerichte tagen  wüe  in  alter  Zeit.  Allein  ein  Nachweis  solcher 
Zickzackbewegung  ist  aus  den  Quellen  nicht  zu  erbringen. 
Ueberhaupt  wird  man  keine  Genossenschaft  finden  können,  die 
in  alter  Zeit  von  der  Gemeinde  ihrer  Selbständigkeit  beraubt 
wurde,  wie  dieses  später  von  seiten  des  Staates  geschah. 

b)  Nach  Auhagen  wurden  die  Winterdeiche,  was  die 
nordwestdeutschen  Marschen  anlangt,  von  freien  Vereinigungen 
von  Gemeinden  angelegt.  Die  einzelnen  Wurthgeuossenschaften 
hätten  sich  zu  Deichbauverbänden  ziisammengethan.  Die  er- 
forderliche Eindeichung  habe  die  Kräfte  der  einzelnen  Gemeinde 
überschritten,  der  V'orteil  einer  möglichst  umfassenden  Ein- 
deichung habe  zu  klar  auf  der  Hand  gelegen,  als  dass  mau 
nicht  dringend  die  Mitwirkung  von  anderen  erstrebte.  Ins- 
besondere sei  eine  Verständigung  der  am  Strande  liegenden 
Ortschaften  mit  dem  Hinterlande  nötig  gewesen.  Sehr  wohl 
möglich  sei  es  auch,  dass  die  Gemeinde  zum  Beitritt  zu  einer 
solchen  Vereinigung  durch  die  politische  Landschaft  gezwungen 
werden  konnte.“)  Hiergegen  ist  geltend  zu  machen,  dass  eine 
so  starke  Besiedlung  der  Marsch  vor  der  Eindeichung,  wie  sie 
Auhagen  annimmt,  nicht  stattfand.*”)  Vor  allem  besteht  aber 
die  „Vereinigung“,  wie  es  Auhagen  nennt,  nach  ihm  in  einer 
Genossenschaft.  Und  dagegen  ist  auf  das  Fehlen  besonderer 
Deichbeamten  in  der  ältesten  Zeit  hinzuweisen.  Gerade  die 
Kreierung  von  besonderen  Vorständen  wäre  bei  dieser  Ent- 
wicklung notwendig  gewesen,  da  ja  die  Deichverbände  die 


*')  Auhagen  a.  a.  0. 
Vergl.  oben  § 1. 
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grösseren  Gemeindeverbände  durchkreuzen  mussten.  Im  übrigen, 
liegt  der  Gedanke  der  freien  Einung  zu  einem  Spezialwerk  der 
alten  Zeit  fern.  Aber  auch  eine  Vereinigung,  als  Gesamt- 
liänder  deichen  zu  wollen,  kann  unter  den  Gemeinden  nicht  statt- 
gefunden haben.  Denn  dann  konnte  man  sich  nicht  begnügen 
den  Deichbau  gemeinschaftlich  zu  regeln,  sondern  musste  auch 
die  Unterhaltung  des  Deiches  entweder  durch  Statuierung  ge- 
meinschaftlicher Schauungen*’*)  oder  durch  gegenseitige  Straf- 
stipulationen *”’)  sichern,  wovon  wir  für  die  älteste  Zeit  nichts 
finden.*’)  — An  einen  Zwang  zum  Anschluss,  der  auf  die  ein- 
zelne Gemeinde  geübt  sein  soll,  darf  schliesslich  nicht  im  ent- 
ferntesten gedacht  werden,  um  so  weniger,  wenn  man  sich  auf 
den  Standpunkt  Auhagens  stellt,  dass  es  lediglich  die  Absicht, 
Wintergetreide  zu  bauen,  gewesen  ist,  die  die  grösseren  Deiche 
ins  Leben  rief.**) 

Die  Gründe,  welche  wir  gegen  die  Gegner  angeführt  haben, 
ergeben  zugleich  die  Kichtigkeit  unserer  Auffassung  von  den 


Yergl.  Schwart  zenberg  I,  544  (a.  1453). 

«i»)  a.  a.  0.  S 471  (a.  1427). 

“)  Es  müssten  m.  E.  dann  in  ältesten  Quellen  geineinscliaftliclie 
Schauungeii  von  Schulzen  Vorkommen,  ferner  Verpflichtungen  einer  Gemeinde 
gegenüber  einer  andern  den  Deich  zu  unterhalten. 

o)  Verständlich  wäre  ein  solcher,  wenn  die  liedrängnis  durch  die 
Wassersgefahr  den  alleinigen  Anstoss  zu  den  Deichaidagen  gegeben  hätte. 
— Auch  E.  lioening  scheint  Genossenschaften,  die  sich  in  einem  bewohnten 
Bezirk  bilden,  für  die  Gründer  der  ersten  Deichanlagen  zu  halten  und  auf 
dem  Standpunkt  Wildas  zu  stehen.  Zunächst  lässt  er  dem  einzelnen  die 
Erkenntnis  kommen,  dass  er  allein  zu  schwach  sei.  Vergl.  E Loeniug 
,Verwaltungsrechf  S.  639.  — Ebenso  neigt  sich  Anschütz  der  Ansicht 
Wildas  zu.  Er  lässt  nämlich  (S.  14.3)  die  Streitfrage,  ob  die  ältesten 
Deichverbände  aus  freier  Einung  (Wilda)  oder  aus  .Abzweigung  von  Ge- 
ineindeverbänden  (Gierke)  entstanden  seien,  unentschieden.  Da  er  aber 
allgemein  eine  Besiedlung  der  Deichländer  vor  der  Eindeichung  anuimmt 
(vergl.  oben  § 1 A.  9)  und  die  ältesten  Deiche  durch  G euossen  schaf  ts- 
bildung  entstanden  sein  lässt,  so  kann  es  nach  ihm  nicht  die  Gemeinde 
gewesen  sein,  die  die  ersten  Deiche  anlegte,  da  ja  diese  Genossenschaft  vor 
der  Eindeichung  bereits  gebildet  war,  sondern  nur  eine  sich  aus  der  Ge- 
meinde herausbildende  Genossenschaft.  Auf  dem  richtigen  Standpunkt  — 
aber  einseitig,  weil  sie  die  vor  der  Eindeichung  unbesiedelten  Deichländer 
nicht  beachten  — stehen  Bülow  und  Ilagemann  a.  a.  0.  sub  12  (zuerst 
Sommerdeicho  um  gewisse  Ortschaften). 
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ältesten  Deichbauten.  Wird  insbesondere  berücksichtigt,  dass 
die  ältesten  Quellen  die  Gemeinde  als  Deichverband  kennen, 
und  das.  was  über  eine  Besiedlung  der  Deichländer  vor  der 
Eindeichung  gesagt  ist,  so  sind  die  Gründer,  die  Veranlassung 
und  die  Art  der  ersten  Deichanlagen  so  gewesen,  wie  sie  ge- 
schildert sind.  Die  weitere  Frage,  ob  vielleicht  den  Siedlungs- 
anlagen oder  den  Gemeindeanlagen  eine  gewisse  Priorität  zuzn- 
erkennen  ist,  dürfte  vielleicht  eher  zu  Gunsten  der  ersteren 
beantwortet  werden.”)  Da  die  meisten  Schriftsteller  von  einer 
Besiedlung  der  Deichländer  vor  der  Eindeichung  ausgehen,  so 
werden  die  Siedlungsdeichanlagen  nicht  genügend  beachtet. ‘®) 
In  Zusammenhang  damit  stehen  zwei  weit  verbreitete  falsche 
Ansichten  über  die  Gründer  und  die  Veranla.ssung  der  ersten 
Deichanlagen,  Ansichten,  die  freilich  auch  auf  einer  unrichtigen 
Betrachtung  der  Zustände  auf  den  bereits  vor  den  Deichbauten 
besiedelten  liandstrichen  beruhen.  Alan  schreibt  nämlich  dem 
einzelnen  Individuum  die  ersten  Deichbauten  zu,  zaubert  vor 
den  Blick  eine  Zeit,  in  der  ein  jeder  nach  Gutdünken  seine 


Dafür  spricht  uanientlicli,  dass  die  Deicbaiilagen  bei  den  Gemeinden 
eine  gänzliche  Aenderuiig  des  Wirtschaftsbetriebeä  bezwecken,  die  man  besser 
erst  auf  üniiid  des  Vorbildes,  das  die  sieh  bildenden  Gemeinden  gegeben 
hatten,  annimiut.  Zur  Aendernng  der  Wirtschaft  cntschliessen  sich  Hauern- 
gemeiiiden  nur  schwer  und  langsam,  am  liebsten  erst,  wenn  sie  die  günstigen 
Kolgeu  einer  solchen  bei  anderen  sehen.  Bei  den  Siedlnngsdeichanlageti 
waren  aber  die  Deichanlagen  nicht  das  Mittel  für  eine  Wirtschaftsneueruug, 
sondern  im  Gegenteil  die  notwendigen  Vorkehrungen  zur  Erhaltung  der 
altgewohnten  Wirtschaftsweise  d.  h.  eines  ausgedehnten  Ackerbaubetriebes. 

Vergl.  Änschütz  (oben  § 1.  A.  öj,  Auhagen  (a.  a.  0.), 
E.  Loeniug  (oben  A.  4t)  Wilda  (a.  a.  O.),  Bülow  und  Uagemann 
(a.  a.  0.),  Dämmert  S 23,  Wiedemaun  S.  34,  Bojunga  S.  40. 
G.  Meyer  .Das  Recht  der  Eipropriatiou“  Leipzig  18(5S.  S.  73.  Graf  von 
Berustorff  „Lüneburgisches  Deichrecht"  Gütt.  Diss.  1806  S.  4.  Mitter- 
maier  „Deutsches  Brivatrccht“  I.  § 221  Ende  „Vermischte  Abhandlungen" 
>'r.  4.  Alle  diese  Schriftsteller  stehen  mehr  oder  minder  auf  dem  ira  Text 
angegebenen  einseitigen  .Standpunkt.  — Tliünen  S.  10  schreibt  die  Ein- 
deichungen in  der  Herrschaft  Jever  zwar  friesischen  Kolonien  zu;  er  trennt  diese 
Siedlungsanlagen  aber  nicht  von  den  Geraeindeanlagcu,  sondern  nimmt  eine 
Verquickung  der  Kolonien  mit  den  bisherigen  Besitzern  an.  Letztere 
wohnten  nach  ihm,  vom  Wasser  bedrängt,  auf  Wurtheu  und  nahmen  die 
einwandernden  Friesen  mit  Freuden  auf,  mit  denen  sie  sich  zu  einer  Ge- 
meinde und  Landschaft  verbanden. 
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Anstalten  traf,  ohne  auf  seinen  Nachbarn  Rücksicht  zu  nehmen, 
leugnet  ein  zusammenhängendes  System  und  schildert  einen 
Zustand  der  natürlichen  schrankenlosesten  Freiheit.*’).  Ein  jeder 
deichte  für  sich  sein  Grundstück  ein,  so  meint  man.***)  Manche 
lassen  den  einzelnen  nur  vergebliche  Versuche  machen,**)  andere 
lassen  ihn  nur  Sommerdeiche  zu  Stande  bringen,*®)  andere 
wieder  schreiben  ihm  sogar  die  Errichtung  von  Winterdeichen 
zu.®*)  Alle  Gründe,  die  man  hierfür  anführt,  sind  unhaltbar.®*) 


*’’)  Vergl.  namentlich  Ende  a.  a.  O.  § 3 ff. 

*'*)  Siehe  G.  Meyer  a.  a.  0,  Bernstorff  a.  a.  0. 

*•)  E.  Loening  a,  a.  O. 

Wilda  S.  281. 

'■')  Dämmert  a.  a.  O.  Bojunga  a.  a.  0. 

t**)  üebereiuslimmend  Auhagen  a.  n.  0.  — Man  beruft  sich  darauf, 
dass  die  Deiche  in  so  wunderlichen  Krümmungen  gehen,  was  bei  der  An- 
nahme ursprünglich  genossenschaftlicher  Anlage  unmöglich  sei.  Allein  auch 
bei  genossenschaftlicher  Anlage  kann  der  anränglich  schnurgerade  Deich 
infolge  von  Einlagen,  Uinauslagen  u.  s.  w.  sich  später  in  KrUmmungeu 
hinzieheu.  Als  Uauptargument  benutzt  man  das  „Gutsherrcn-Recht  in  den 
vier  Gohen  und  Gerichten  um  der  Stadt  Bremen.“  (Bei  Ihifeudorf  IV. 
app.  S.  71).  Dort  werde  in  art.  13  die  Freiheit  zum  Deichbau  sanktioniert 
und  in  art.  2 die  Gründung  der  nachbarlichen  Deichsozietät  geschildert.  Es 
ist  nun  allerdings  richtig,  dass  man  dem  art.  13  entnehmen  kann,  dass  es 
einstmals  einen  Zustand  der  natürlichen,  schrankenlosesten  Freiheit  gegeben 
hat,  es  ist  allerdings  richtig,  dass  § 2 es  deutlich  zum  Ausdruck  bringt, 
dass  der  einzelne  seinen  Deich  zunächst  anlegte  und  erst  durch  die  zwingende 
Notwendigkeit  iu  die  nachbarliche  Deichgemeinschaft  gedrängt  wurde  (ab- 
weichend Auhagen  A.  ).  Allein  dieses  Gutsherrenrecht  ist,  wie  art.  6 
bezeugt,  nach  1031  abgetasst,  ist  eine  Privatarbeit  (vergl.  oben  S.  5ö  sub  0), 
von  römischem  Recht  uiusponneu  und  nur  für  einen  kleinen  Teil  des  Erz- 
stifts Bremen  zugeschnitten.  Nie  und  nimmer  aber  können  die  Vermutungen 
eines  mittelmäs.sigen  Juristen  des  17.  Jahrhunderts  ausschlaggebende  .\u- 
haltspunkte  gewähren  tür  die  Art  und  Weise,  wie  in  der  ältesten  Zeit 
Deiche  angelegt  worden  sind.  Sie  haben  keinen  grösseren  Wert  als  die 
Betrachtungen  späterer  Schriftsteller,  die  auf  ihnen  fussen.  — Diese  indi- 
vidualiste  Auffassung  geht  selbstverständlich  davon  aus,  dass  der  einzelne 
vor  der  Eindeichung  seine  oigene  Ackerparzelle  besass.  Allein  selbst  wenn 
wir  von  der  Unrichtigkeit  dieser  Annahme  absehen,  erscheint  sie  unglaublich, 
wenu  wir  die  Kräfte  des  einzelnen  abschätzen  uud  den  gewaltigen  Bau  der 
Beedeiche  betrachten.  Belbst  die  Aulage  von  .Sommerdeicheu  konnte  von 
dem  einzelnen  kleinen  Grundbesitzer  allein  nicht  zweckmässig  durebgefübrt 
werden,  da  in  Anbetracht  der  geringen  Grösse  seines  Grundstücks  — denn 
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Ebenso  unhaltbar  ist  weiter  die  Meinung,  dass  lediglich  das 
stete  Bedrängtsein  durch  die  Fluten  und  die  gefährliche  Un- 
sicherheit notwendig  die  Erbauung  der  Deiche  ins  Leben  riefen.*^) 
Es  ist  hohe  Zeit,  dass  solche  Märchen  aus  den  Darstellungen 
der  ersten  Deichbauten  verschwinden.“*) 


dies  niUsseD  die  Geij^ier  annebmen  — ein  vülliges  Hindern  der  sommerlichen 
Ueberscliwemmungcn  selbst  bei  krnmmor  Anlage  des  Deichs  infolge  des 
Wasserandrangs  von  den  Seiten  kaum  so  erreicht  werden  konnte. 

“)  Die  meisten  Schriftsteller  wurzeln  in  dieser  Anschauung.  Allerdings 
drücken  sie  sieh  meist  gauz  allgemein  aus.  Passen  könnte  diese  Ansicht 
natürlich  nur  für  die  bereits  vor  der  Eindeichung  besiedelten  Landstriche. 
Hier  aber  sind  die  Hauptveruniassung  zu  den  Deichanlkgen  nicht  Not  und 
Bedrängnis  gewesen,  sondern  Veränderungen  des  Wirtschaftsbetriebs.  Zu 
weit  geht  in  dieser  Hinsicht  Auhagen.  Vergl.  oben  A.  31.  — Wir  haben 
unsere  Auffassung  im  Text  genügend  klargelegt.  Vergl.  übrigens  auch 
Hackmauu  K.  V'.  Dieser  .Schriftsteller  nennt  als  Grund  für  die  Aulage 
von  Deichen  die  necessitas  und  die  utilitas.  Die  Not  erzeugte  Kunst- 
fertigkeit, es  galt  die  Hände  zu  rühren,  man  konnte  kein  interdictum  unde 
vi  gegen  das  barbarische  Element  anstreugen.  Der  Nutzen  des  Deichbaus 
aber  liegt  für  ihn  ganz  allgemein  in  dem  Schutz  gegen  üeberschwemmungen. 

So  bedurfte  es  in  der  ältesten  Zeit  keiner  Erlaubnis  einer 
höheren  obrigkeitlichen  Gewalt  zum  Deichbau.  Mancbmal  war  eine  Er- 
laubnis nötig,  aber  dies  war  nur  eine  Erlaubnis  zur  allgemeiueu  Ansiedhing 
in  der  grossen  Mark  (siehe  oben  sub  1 J,  keine  Erlaubnis  zum  deichen.  So 
fand  ein  Zwang  zum  Deichbau  nur  innerhalb  einer  Genossenschaft,  die 
entweder  eine  sich  bildende  Gemeinde  oder  eine  Gemeinde  war,  statt.  Die 
Genossenschaft  selbst  war  zum  Deichbau  nicht  verpflichtet,  es  sei  denn, 
dass  eine  kleinere  Gemeinde  infolge  gemeinschaftlichen  Grundbesitzes  mit 
anderen  Gemeinden  auf  Grund  eines  Beschlusses  aller  Gemeinden  znni 
Deichbau  genötigt  war.  Ub  zum  Schaden  von  Nach  bärge  meinden  gedeicht 
werden  konnte,  wenn  der  Deich  der  Gemeinde,  die  ihn  anlegte.  Nutzen 
brachte,  hönuen  wir  nicht  entscheiden.  Im  allgemeinen  galten  in  dieser 
Hinsicht  keine  besonderen  Kechtssätze.  Man  war  auf  Vereinbarungen  an- 
gewiesen. Der  Lauf  der  Flüsse  durfte  bei  Gemeindedeichanlageu  einseitig 
weder  gebindert  noch  verändert  werden.  Denn  die  Flüsse  und  Bäche  sollten 
stehen  bleiben,  .wie  sie  Gott  geschaflen,  aller  Welt  zum  Nutzen“  (Rüstringer 
Uechtssatzungeii,  Kiebthufen  8.  lü'i.)  Von  einer  Exprop  riation  konnte 
bei  den  ältesten  Deichunlagen  natürlich  keine  Rede  sein.  8iehe  unten 
§ 3.  sub 
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§ 3. 

Die  spätere  Entwicklung. 

I.  Die  Deiclianlagen  der  späteren  Zeit  stellen  sich  ent- 
weder als  Eindeichungen  von  Aussendeichsland  oder  als  Be- 
deichungen von  solchen  Landstrichen  dar,  die  ini  wesentlichen 
unbesiedelt  und  unkultiviert  und  kein  Aussendeichsland 
waren.  Daneben  sind  solche  Deichanlagen  zu  berücksichtigen, 
die  in  einem  stärker  besiedelten,  eingedeichten  oder  unein- 
gcdeichten,  mehr  oder  weniger  kultivierten  Gebiet  oder  für  ein 
solches  errichtet  wurden.  Unter  Aussendeichslaiid  (Vorland, 
Uterland,  Uterteich,  Utdic,  Slykland,  Vorrschland,  Groode, 
Goorse,  Scorren,  Nesse,  Polder,  Aussenteich,  Butendyk)  i)  versteht 
man  alles  Land,  welches  zwischen  dein  Deich  und  den  Ufern 
liegt.  Nicht  Aussendeichsland  sind  natürlich  solche  Landstriche, 
in  deren  Umgebung  überhaupt  keine  Aussendeiche  existieren 
also  uneingedeichte  Inseln  und  Werder,  sumpfige  Brüche  und 
idoore,  die  durch  keine  Dämme  der  Ueberschwemmuug  der 
Gewässer  entrückt  sind.  Ebenfalls  kein  Aussendeichsland  sind 
die  JFarschstriche,  welche  infolge  der  erwähnten  Randland- 
siedlungen entstehen  und  zwischen  dem  Geestland  und  dem 
eingedeichten  Randland  liegen.  Sie  bedürfen  zur  Kultivierung 
der  Bedeichung  der  durch  sie  hinfliessenden  Ströme  und  Bäche 
und  des  Deichschutzes  gegen  das  von  der  Geest  herabrinnende 
Wasser. 

II.  Die  Deichanlagen  der  späteren  Zeit  werden  zu 
einem  grossen  Teil  von  einem  neuen  Prinzip  beherrscht,  das  sich 


')  Verjfl.  irackmnnii  K.  VH,  Warnküiiig  .Flaiidriailit'  Keebts- 
geschiebto“  I,  235,  Ueineken  § 12. 
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früher  gar  nicht  oder  nur  selten  geltend  gemacht  hatte.  Die 
älteren  Deichanlagen  sind  Bauten  selbstherrlicher  Genossen- 
schaften, die  meisten  späteren  knüpfen  an  eine  herrschaftliche 
Gewalt  an.  Dabei  war  diese  sehr  verschiedenartig  nicht  nur 
hinsichtlich  der  Art  ihres  Subjekts,  sondern  auch  hinsichtlich  ihrer 
Stärke.  Teilweise  schon  mit  den  Gemeinden  konkurrierend,  seit 
dem  Ende  der  Karolingerzeit  mehr  hervortretend,  im  elften,  besonders 
aber  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  mächtig  wirkend, 
sind  geistliche  und  weltliche  Herrn,  Kirchen,  Klöster  und 
Städte  neben  den  Gemeinden,  deren  emsige  Deichbauthätig- 
keit  andauert,  die  hervonagendsten  Gründer  von  Deichanlagen 
gew’esen.  Die  Deichanlagen  der  Herrn,  Kirchen  und  Klöster  stehen 
meist  im  Zusammenhang  mit  den  grossen  kolonisatorischen 
Unternehmungen,  welche  bereits  unter  Karl  dem  Grossen 
beginnen,  unaufhaltsam  vom  Westen  nach  dem  Osten  fortschreiten 
und  schliesslich  im  preussischen  Ordenslande  ihren  Abschluss 
finden.  Die  Deichanlagen  bestehender  Gemeinden  und  Deich- 
verbände, einige  der  Städte  und  der  bereits  erwähnten 
Gründer  haben  dagegen  mit  einer  Kolonisation  entweder  gar 
nichts  oder  zunächst  nichts  zu  thun.  Die  Mannigfaltigkeit  der 
Gründer,  die  Mannigfaltigkeit  der  Veranlassungen,  w'elche  die 
Deichanlagen  hervorgerufen  haben,  kennzeichnen  die  spätere 
Entwicklung.  Alle  Kreise  des  Mittelalters  nehmen  daran  mehr 
oder  minder  Teil;  Landeslieirn  und  kleinere  Herrn,  Lehnsherrn 
und  Vasallen,  Knappen  und  Kitter,  Aebte  und  Mönche,  Bürger 
und  Bauern,  Freie  und  Hörige.  Edle  und  unedle  Motive  treiben 
zu  den  Deichaulagcii;  hier  veranla.sst  sie  landesväterliche  Für- 
sorge, dort  die  Sucht  nach  Gewinn,  hier  treibt  zu  ihnen  der 
Mangel  an  Korn,  dort  die  Sehnsucht  nach  Sicherheit  und  der 
Drang  zur  Ansiedlung.  Zu  verstehen  ist  dieser  Gegensatz  zu 
früher  nur,  wenn  man  beachtet,  dass  eine  völlige  Verschiebung 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verliältnisse  eingetreten  ist, 
und  dass  neue  Rechtsgrundsätze  nach  Anerkennung  ringen  oder 
sich  schon  Bahn  gebrochen  haben. 

1.  Die  rechtliche  Xatur  der  unbesiedelten  uneinge- 
deichten  Marschstriche,  die  kein  Aussendeichsland 
bildeten,  hatte  im  Lauf  der  Zeit  meistens  eine  grosse  Veränderung 
erfahren.  Während  diese  früher  allgemein  als  herrenlos  galten  oder 
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als  Volksland  oder  Gemeindeland-)  betrachtet  wurden,  nahmen  sie 
nun  gewöhnlich  weltliche  und  geistliche  Grosse  kraft  Herrschafts- 
recht in  Anspruch.  Ermöglicht  wurde  dies  bei  den  herrenlosen 
Strichen  vermöge  des  den  fränkischen  Königen  zustehenden 
Aneignungsrechts  an  herrenlosem  Land,  das  später  auf  die 
Fürsten  und  Grafen  überging.  Bei  dem  Volks-  oder  Gemeinland 
ganzer  Landschaften  aber  erschien  der  weltliche  oder  geistliche 
Herr  als  Vertreter  der  Gesamtheit;  und  während  er  zunächst 
bei  den  Landvergabungen  aus  der  Fülle  dieser  unkultivierten 
Gebiete  neben  dieser  Gesamtheit  thätig  war,*)  trat  er  sehr 
bald  über  dieselbe,  indem  nach  einer  Zustimmung  des  Volkes 
nicht  mehr  gefragt  wurde.^)  Dazu  wurden  ihnen  solche  Ueich- 
länder  von  seiten  der  Krone  oft  ausdrücklich  bei  Belehnung 
mit  ihren  Territorien  verliehen;*)  schliesslich  hat  es  auch  nicht 
an  ganz  unrechtmässigen  Aneignungen  gefehlt,  indem  man 


2)  Oben  § 1 sub  1 b. 

Sehr  bezeiebiieml  aind  in  dieser  Uinaicht  die  Schenkungen  nn  das 
Kloster  Neumünster  in  der  Wilstermarseb.  Vergl.  Hasse  I,  7i;  73;  74;  SS. 
Westpbalen  .llonuiuenta  inedita"  II.  S.  20.  Eine  Bestätigsurkunde 
Heinrichs  des  Löwen  von  1149  redet  von  den  Marscbstricben,  „die  vom 
Grafen  Adolf  und  allen  Ilolsaten  derselben  Kirche  übertragen  seien“,  und 
sie  ist  unterzeiehnet : „Bestätigt  ist  diese  Schenkung  durch  die  Gunst  und 
Zustimmung  des  ganzen  Heeres,  welches  dort  im  Lager  versammelt  war. 
Ebenso  spricht  das  Neumünsterschc  GUterverzeichnis  (Hasse  I,  ‘--’-l)  von 
diesem  Gebiet  als  einem  .Geschenk  des  Grafen  Adolf  und  der  ganzen 
Provinz“.  Sehr  richtig  sagt  Detlofson  I.  S.  99:  „Daraus  darf  man  doch 
wohl  den  Schluss  ziehen,  dass  Jene  Marsehbezirke  ursprünglich  als  ein  Ge- 
meinbesitz des  Landes  angesehen  wurden,  den  der  Graf  in  Uebereiustimmung 
mit  der  Landgemeinde  vergebeu  konnte.“ 

*)  Vergl.  z.  B.  den  Kolonisationsvertrag  des  Erzbischofs  Friedrich 
von  llOö  (Ehmck  und  v.  Bippen  „Bremer  Urkundenbuch“  Nr.  27)  und 
die  Vergabung  des  Lewenbrooks  au  Ansiedler  von  Herzog  Otto  aus  dem 
Jahre  129ü  (Grupen  .ürigines  Germaiiiae  II  S.  ItiG;  v.  Wersebe  .Nieder- 
ländische Kolonien“  S.  1075).  Wo  aus  den  Händen  der  Landesherrn  die 
Marschstriche  zur  Benutzung  an  Herrn,  Ministerialen,  Klöster  u,  s.  w.  ge- 
kommen waren,  bedurfte  es  deren  Abfindung  oder  Zustimmung.  Vergl.  den 
Kolonisationsvertrag  des  Erzbischofs  Adalbero  von  1142  für  Niederviehlaud 
(Änhalter  Urkundeubuch  I 292)  und  die  Kolouisationsurkundeu  Hartwigs 
von  1149  (Hamburger  Urkundeubuch  Nr.  189)  und  Siegfrieds  von  1181 
(Bremer  Urkundeubuch  Nr.  50). 

■'')  Vergl.  für  l’reusseu  i.  B.  Schroeder  „Kechtsgeschichte“  S.  427. 
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die  ursprünglichen  Verleihungsnrkunden  durch  Hinzufügung  der 
früher  weniger  beachteten  Sumpf-  und  Moorländer  ialschte.*) 
Dabei  gerieten  weltliche  und  geistliche  Fürsten  mit  ihren  An- 
sprüchen oft  hart  an  einander.")  Man  machte  diesen  Streitig- 
keiten durch  gütliche  Vereinbarungen  ein  Ende,*)  behielt  die 
Striche  entweder  in  Gesamteigentum *)  oder  zog  bestimmte 
Gebietsgrenzen;  auch  an  gewaltsamer  Besitznahme  von  seiten 
der  Landeshemi  hat  es  nicht  gefehlt.*“)  Aus  den  Händen  dieser 
gelangten  die  Deichländer  in  die  Gewalt  kleinerer  Heim  oder 
Ministerialen,")  in  den  Besitz  von  Klöstern,  Kirchen'-)  und 

So  waren  die  Elbmarschen  in  der  ursprünglichen  Stiftungsurkunde 
des  Bistums  Hamburg  von  S34  (Hasse  I,  4;  nicht  erwähnt,  sondern  erst 
in  einer  um  1122  gefälschten  Fr.ssung  derselben  aufgenoinmen  (auch  in  der 
Bestätigungsurkunde  Kaiser  Krieilrichs  I von  115S).  L'eber  die  Fälschung 
vergl.  Dehio  „Geschichte  des  Erzbistums  Hamburg-Bremen“  II.  S.  3»  ff- 

’)  Für  die  holsteinischen  Elbmarschen  vergl.  Detlefsen  I.  S.  95  ff. 
S.  100;  für  die  Marschinseln  bei  Hamburg  siehe  namentlich  \V.  C.  Hiibbe 
a.  B.  O.  S.  14  ff. 

®)  V’ergl.  den  Ausgleich  zwischen  Ratzeburg  und  Verden  von  115S 
(Hamburger  Urkundenbuch  I Nr.  215).  Ueber  den  Ausgleich  mit  Hamburg 
siehe  Hüb  he  a.  a.  0. 

•)  Bei  der  Kolonisierung  des  Niederviehlandes  im  Jahre  1142  wird  ein 
bestimmtes  Sumpfland  zwischen  dem  Erzbischof  Adalbero  einer  — der 
Herzogin  Gertrud  und  deren  Sohn  Heinrich,  dem  Herzog  von  Sachsen, 
andererseits  zu  gleichen  Teilen  geteilt  (uos  et  domina  ducissa  Gertrudis  et 

filius  suus  Heinricus  piier,  dui  Saxonum palndem  australem 

equa  inter  nos  porcione  divisimus),  stand  also  bisher  in  deren  Gesaraint- 
eigentum  (Anbaltor  Urkundenbuch  I 202.) 

W.  C.  Hübbe  S.  14. 

")  z.  B.  Hamburger  Urkundenbnch  Nr.  IbO:  „paludem  quandem  . . . 
ministerialibus  admodum  paucis  pertinentem“.  Allhalter  Urkundenbnch; 
„palndem  ....  ab  omni  tarn  nobilium  quam  ministerialium  seu  ruricolarum 
appellatione  liberam  factam.“  Vermutlich  sind  in  Holland  in  früherer  Zeit 
von  dem  Grafen  Marschstriche  verschenkt  worden  an  lleiTeu.  ohne  dass 
man  dabei  an  eine  Eindeichung  dachte.  Der  Besitz  von  eingedeichten 
Ländereien,  den  wir  später  bei  Herrn  und  Vasallen  in  grosser  Anzahl  vor- 
finden (vergl.  z.  B.  Bergh  I 2ß0  [Herr  von  Voorne],  34ß  [Herr  von  Altena)} 
beweist  natürlich  dies  nicht  strikt.  Allein,  es  ist  immerhin  dadurch  wahr- 
scheinlich gemacht,  dass  wir  eine  so  weit  gebende  Thätigkeit  der  Landesherrn 
hinsichtlich  der  Eindeichungen  in  der  früheren  Zeit  durchaus  nicht  an- 
nehineu  dürfen.  — Ueber  die  zahlreichen  Vergabungen  zur  Eindeichung  in 
späterer  Zeit  wird  später  gesprochen  werden. 

"0  Z.  B.  Hamburger  Urkundenbnch  a.  a.  O.:  „palndem  ....  partem 
preposito  et  fratri  majoris  ecclesiae  Bremensis  pertinentem“;  siehe  ferner  die 
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Städten'“)  und  scliliesslich  an  Ansiedlungsgemeinden,  die  ent- 
weder von  den  Landesherrn  selbst,  den  Herrn,  Kirchen,  Klöstern 
und  Städten  herbeigezogen  wurden.")  Daneben  blieben  kleinere 
Marschstriche  als  Allmenden  von  Gemeinden  liegen,  und  als 
solche  in  freieren  Gegenden  von  grundherrlichem  Einfluss  un- 
berührt'') oder  an  anderen  Orten  ihm  mehr  oder  minder  vcr- 


Ilestäti^^ungsnrkunde  Konrads  II.  von  102S  (Jlieris  I.  63;  Bondam 
.Charterb.  der  Hert.  van  Gclderl.  105).  nach  der  von  Bisebot'  Adelbold  an 
das  Kloster  zu  Hohorst  gesclienkt  war  .unua  locus,  qni  vocatur  Swynd- 
recht  — were,  habeiis  in  longitudiuem  et  latitndinem  dccem  miliaria  et 
dimidium“  (vergl.  auch  die  Urkunde  von  1006  bei  Mieris  I,  57  und 
Bondam  SS  nebst  der  Bemerkung  des  letzteren  zu  den  mansos  .,iuter 
villas  diese  et  Soys.“);  vergl.  weiter  Bergh  I 31,  wo  die  Kirche  von 
Utrecht  918/949  bestätigt  erhält  alles,  was  sie  von  Wyek  bis  zum  Meer 
hat  ,et  in  iusulis  ceterisque  mari  contiguis  provinciis“.  Bergh  I 33  (a.  960) 
[insulae  der  St.  Martenskirche].  — Eine  Verleihung  vom  Reich  findet  sich 
bei  Bergh  I.  39,  wo  Otto  der  Grosse  966  an  das  Kloster  S.  Pantaleon  die 
Hälfte  des  Eilandes  Urk  schenkt.  Siehe  auch  Bergh  I 17  (a.  Söö)  und 
Bergh  I,  3 (726);  hier,  im  Testament  Willebrords,  heisst  es:  „Et  Heribaldus 
clericus  mihi  condonabat  et  tradidit  ecclesiam  aliam  in  pago  Marsum,  ubi 
Mosa  iiitrat  in  mare  cum  appendiciis  suis  et  mariseum  nnde  berbices 
naseuutur".  Der  Kirche  war  wohl  dieses  Marschland  mit  bei  der  Gründung 
verliehen. 

’ä)  So  wurde  z.  B.  ein  Teil  dos  grossen  Werders  im  Jahre  1246  an 
Elbing  vom  Onlen  verschenkt. 

'4)  Die.se  Ansiedlungsgemeinden  erhielten  grösstenteils  freilich  den 
Besitz  zum  Behuf  der  Eindeichung,  Die  Fäden  der  von  den  obersten 
Spitzen  des  Volkes  ausgehenden  Verleihungen,  die  teilweise  ohne  deu  Zweck 
der  Bedeichung  geschehen , teilweise  — wie  später  gezeigt  wird  — die 
Eindeichung  voraussetzten,  halten  ihr  gewöhnliches  Endo  bei  diesen  Aii- 
siedlungsgcmeinden.  Und  hier  trat  eben  fast  immer  die  V’erleihung  als 
Vergabung  zur  Eindeichung  auf.  Doch  finden  sich  auch  Vergabungen 
von  Marschstrichen,  die  nicht  Aussendeichsland  waren,  an  Ansiedler, 
die  nicht  direkt  zur  Eindeichung  au  sie  ausgethan  wurden.  Vergl. 

Hamburger  Urkundenhuch  Xo.  189  (oben  A.  11),  der  die  Rechtsamen 
der  ruricolae  d.  h.  Bauern,  die  in  der  Nähe  bereits  früher  angesiedelt  waren, 
für  abgelüst  erklärt,  eine  Vergabung  an  diese  also  zur  Voraussetzung  hat. 
— Natürlich  kamen  die  Marschländer  auch  von  Herrn  an  Klöstern  oder  von 
Klöstern  an  Herrn  n.  s.  w. 

■®)  Wie  der  zu  Hamm  gehörige  Hammerbrok  bei  Hamburg.  Vergl. 
Uübbe  S.  11  (dort  sind  andere  Brüche,  die  im  Besitz  von  Dörfern 
waren,  aufgczäblt.)  — 
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fallen.'*)  Die  Deichläuder,  welche  vor  einer  Eindeichung  bereits 
mit  Dörfern  besiedelt  waren,  kamen  ebenfalls  meist  unter  eine 
heiTschaltliche  Gewalt.'")  Wo  neuer  Anwachs  sich  dem  Marsch- 
lande zugesellte,  gehörte  er  nach  deutschrechtlichen  Grundsätzen 
dem  Eigentümer  des  anstossenden  Landes  und  zwar  bedurfte 
es  rcgclniässig  keiner  Besitznahme.  Denn  bei  dem  steten 
Anscblicken  von  Marschland  wäre  eine  solche  nicht  allein  täglich  | 
oder  stündlich,  sondern  jede  Sekunde  notwendig  gewesen.  Xur 
bei  grösseren  Landungen  konnte  sie  stattflnden  und  auch  hier 
ward  ihr  strenges  Erfordeni  erst  geboten,  nachdem  sich  ein 
Zwiespalt  in  der  Rechtsanschauung  ergeben  hatte,  und  mau 
au  dem  Ainvachsungsrecht  des  Eigentümers  nicht  mehr  überall 
festhielt.  Allein  der  Anwachs  hat  seine  Hauptrolle  als  Ausseu- 
deichsland  oder  bei  und  an  diesem  gespielt.  So  wird  die  teil- 
weise Aenderung  im  Alluvionsrccht  erst  bei  Betrachtung  der 
rechtlichen  Natur  des  Aussendeichslands  besprochen  werden.'*) 

2.  Bei  der  ersten  Anlage  von  Deichen  hatte  man  gewöhnlich  ^ 
einen  Strich  Landes  ausserhalb  des  Deiches  liegen  lassen  und 
gebrauchte  ihn  zur  Unterhaltung  des  Deichs.  Mitunter  hatte 
man  diese  in  technischer  Hinsicht  allein  richtige  Massnahme 
versäumt  und  den  Deich  direkt  dem  Wasser  eutgcgengestellt.  | 


*“)  Es  bildete  sieb  ferner  eine  besondere  Genossenschaft,  die  Eigen- 
tümerin des  ehemaligen  Dorfimirschstriehes  war,  ebenso  wie  beim  Aussen- 
deichsland  eine  Anssendeichsinteressenschaft  und  wie  überhau|it  bei  den 
meisten  Almendcu  eine  Markgenossenschaft,  die  mit  der  Gemeinde  nicht 
zusaromentiel. 

")  Oder  blieben,  wenn  von  einer  herrschaftlichen  Gewalt  angesiedelt, 
unter  dieser;  so  waren  auf  dem  grossen  Werder  (ZantirJ  vor  der  Ein- 
deichung fünf  Dörfer  angesiedelt,  welche  dem  Orden  Erohndienste  zu  leisten 
hatten.  Vergl.  oben  § 4 und  Töppen  in  den  „l’reussischen  Provinzial- 
blältern"  Neue  Folge  I.  S.  1S7  ff. 

Man  kann  bei  vielen  holländischen  Quellen  ohne  ganz  genaue  Landes- 
kunde nicht  sicher  entscheiden,  ob  es  sich  um  Anwachs  handelt,  der  Ausson- 
deichsland  ist  oder  nicht.  Auch  wird  sich  oft  Geuaue.s  wegen  der  vielen  I 

Veränderungen,  die  Holland  durch  die  Meeresciubrüche  erlitten  hat.  nicht 
mehr  feststellen  lassen.  Allgemein  kann  man  sagen,  dass  die  Urkunden 
vom  12.  Jahrhundert  ab,  wenn  sie  von  Anwachs  reden,  Aussendeichsland 
meinen.  — Bei  Betrachtung  des  Alluvionsrcchts  im  engeren  Sinn  wird  auch 
der  „bedeckten  Grunde"  und  der  „nicht  fest  verbundenen  Eilande“  gedacht 
werden. 
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Allein  auch  hier  entstand  bald  durch  Anschlickung  sogenanntes 
Neuland.  Das  Aussendeichsland,  welches  bei  der  Deichlegung 
ausserhalb  liegen  geblieben  war,  befand  sich  im  Gesamteigentum 
der  Deichgemeinde.  Zuvörderst  fiel  daher  in  das  Eigentum 
dieser  auch  der  Anwachs.  War  der  Deich  hart  am  Ufer 
errichtet,  so  landete  der  Anwachs  an  dem  Deich,  und  da  dieser 
und  der  Grund  und  Boden,  auf  dem  er  ruhte,  der  Deichgemeinde 
gehörten,  so  ward  auch  die  Deichgemeinde  Eigentümerin  des 
Anwachses.'®)  Und  zwar  war  in  beiden  Fällen  die  Gemeinde 
unbeschränkte  Eigentumerin  des  Aussendeichslandes,  insoweit 
sie  selbst  nicht  ihre  Rechte  durch  Belastungen  beschränkte. 
Dies  geschah  zuerst  dadurch,  dass  man  die  Unterhaltung  des 
Deiches  unter  die  verschiedenen  in  der  Deichgemeinde  ent- 
haltenen Dorfschaften  nach  Schlägen  verteilte  und  ihnen  das 
vor  ihren  Deichkabeln  liegende  Aussendeiclislaiid  zur  Nutzung 
für  den  Deich  überwies.®“)  In  analoger  Weise  ward  später  bei 
einer  Deichaufteilung  unter  die  einzelnen  Bauern  das  «dies- 
bezügliche Vorland  in  gewissem  Umfang  zu  Gunsten  jedes 
einzelnen  Deichhalters  zur  Entnahme  der  Deicherde  belastet.®*) 
Auch  ward  bei  den  Deichbauten  der  späteren  Zeit  ein  solches 
Aussendeichsstück  für  den  einzelnen  Kabelhalter  schon  vor  der 
eigentlichen  Errichtung  des  Deiches  ausgeschieden,  bestimmt, 
oder  ergab  sich  von  selbst.®®)  Die  nähere  Erörterung  dieser 


'“)  Die  Unterscheidung,  ob  die  Alluvion  vorhandenem  Vorlande  sich 
zugesellte  eder  direkt  dein  Deich,  ist  daher  lUr  die  älteste  Zeit  allerdings 
belanglos.  Sie  wird  aber  später  wichtig,  insbesondere  in  der  II.  Periode. 
Kbenso  kommt  in  der  ältesten  Zeit  die  Frage,  ob  die  Alluvion  dem  Kigen- 
tümer  des  Deichkörpers  oder  dem  Eigentümer  des  Deichgrnndes  zugohöre, 
deshalb  nicht  in  Betracht,  weil  Deich  und  Deichgrund  den  gleichen  Eigen- 
tümer hatten.  Auch  sie  wird  aber  später  wichtig.  Eine  Erörterung  dieser 
Kechtsverhältnisse  mu.sste  daher  schon  in  der  ältesten  Zeit  angedeutet 
werden.  Dass  eine  solche  nicht  bereits  im  § 2 stattfand,  erklärt  sich  daraus, 
dass  das  Aussondeichsland  begrifflich  einen  angelegten  Deich  voraussetzt 
und  im  § a nur  die  erste  Anlage  von  Deichen  besprochen  worden  ist. 

V'ergl.  Griebel  S.  27  ff.;  auch  Ssp.  II.  56,  (Jedes  Dorf  hat  seinen 
Scldag  Deiches  zu  unterhalten,  muss  also  einen  bestimmten  Bezirk  des 
.Aussendeichslandes  ilazu  benutzt  haben). 

®‘)  Vergl  unten  Abschnitt  IV. 

®®)  Vergl.  vorläufig  die  .Austhuungsurkunde  Herzogs  Otto  von  1296 
bezüglich  des  Leweubrooks  an  ihrem  Schluss  (Grupen  U,  166.) 
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Reclitsverliältiiisse  versparen  wir  auf  später.  Hier  interessiert 
das  Vorland  hinsichtlich  seiner  Neubedeichung  nicht  hinsichtlich 
der  Entnahme  von  Deicherde.  Es  gehörte  also  in  der  ältesten 
Zeit  der  Deichgemeinde,  die  sich  mit  der  politischen  Gemeinde 
deckte,  es  gehörte  ihr,  frei  von  staatlicher  oder  herrschaftlicher 
Gewalt,  ebenso  wie  die  gemeine  Mark  der  Markgemeinde.  In  der 
Folgezeit  traten  mannigfache  Aenderungen  und  Neuerungen  ein. 

a)  Legten  Landesherrn,  Herren,  Kirchen,  Klöster, 
Städte  selbst  Deiche  auf  eigenem  Gebiet  an,  so  gehörte  das 
vorhandene  oder  zukünftige  Aussendeichsland  den  gedachten 
Personen,  insoweit  nicht  andere  gleich  zu  erörternde  Modi- 
ficationen  cingriffen;  es  unterlag  an  sich  ihrer  freien  Verfügung. 

b)  Wurde  uneingedeichtes  Land  zur  Eindeichung  aus- 
gegeben,  so  konnte  das  Aussendeichsland,  das  sich  bildete, 
entweder  mit  verliehen  werden  oder  nicht.-“)  Imersteren 
Fall  entstanden  an  ihm  ein  geteiltes  Eigentum  oder  ein  Eigentum 
nebst  anderen  begrenzten  dinglichen  Nutzungsrechten.  Das 
Gleiche  ist  zu  sagen  hinsichtlich  der  Besiedlungen  von  bereits 
bedeichten  Gebieten,  die  Landesherru  oder  andere  Personen 
ins  Welk  setzten.““)  Zu  beachten  ist  auch  hier,  da.ss,  insofern 
der  Landesherr  noch  nicht  direckt  beteiligt  war,  eine  Beteiligung 
seinerseits  auf  andere  Weise  Platz  greifen  konnte. 

c)  Kamen  Gemeindedeichverbände  unter  herr- 
schaftliche Gewalt,  so  musste  sich  diese  Gewalt  auch  be- 
züglich des  Aussendeichlandes  äussern.“*') 

d)  Innerhalb  der  G emeindedcichverbände  vollzog 
sich  — wenn  von  dem  Einfluss  von  oben  abgesehen  wird  — oft 
eine  hinsichtlich  der  rechtlichen  Natur  des  Aussendeichslandes 
wirksame  Veränderung  zwar  in  verschiedenster  Weise,  aber 
stets  auf  einer  zwiefachen  Grundlage. 


Für  jenes  siebe  Mieris  IV,  47!»;  für  dieses  Jticris  II  (it)  ;hier 
10  Hmeu  lUr  die  Deieliunterlnillung)  und  II.  äiis. 

*»)  Vergl.  n.nnentlicli  den  Krbpaclitvertrag  des  Abtes  von  Egmond 
von  12Ü0  (Uergh  I,  5S:t),  siehe  ferner  Bergli  I.  ;lö2,  545. 

Vielleicht  war  es  so  bei  dem  Äussendeichsland  des  Herrn  ven 
Martensdeicb  gewesen.  Biehe  Hicris  III  S.  243, 
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1.  Man  betrachtete  immer  mehr  das  Vorland  als  Zu- 
behör des  Deiclics.  Hatte  man  zunächst  das  Vorland  fiir  den 
Deich  benutzt,  und  war  die  politische  Gemeinde  als  Eigentümerin 
und  Nutzerin  des  Deichs  auch  Eigentümerin  und  Nutzerin  des 
Vorlandes  gewesen,'*)  so  konnte  leicht  bei  einer  Veränderung  des 
Subjekts  des  Vorlandsnutzers  aucli  eine  Veränderung  in  der 
reclitlichen  Beschaffenheit  des  Objekts,  d.  h.  des  Vorlandes, 
eintreten.  Eine  solche  erfolgte  auch  thatsächlich  häufig  da,  wo 
eine  grössere  Gemeinde  an  kleinere  Gemeinden  den  Deich  zur 
Unterhaltung  und  Nutzung  nebst  dem  Vorland  austeilte.’D  Denn 
obschon  zunächst  die  grössere  Gemeinde  Eigentümerin  des 
ganzen  Deiches  und  des  ganzen  Vorlandes  blieb  und  hinsichtlich 
dieser  nur  Unterhaltnngspllichten  und  Nutzungsrechte  vergabt 
hatte,”)  kamen  mit  der  Zeit  die  kleineren  Gemeinden  in  die 
Stellung  von  Eigentümern  ihrer  Deichschläge  und  ihrer  Vor- 
länder,'*") und  von  dem  ehemaligen  Eigentum  der  grösseren 
Gemeinde  blieb  entweder  gar  nichts  oder  nur  ein  Oberaufsichts- 
recht übrig.  Aehnliches  konnte  stattfinden,  wenn  neue  Gemeinden 
zur  Unterhaltung  des  Deiches  eingewiesen  wurden.“)  In  diesem 
Fall  aber  trat  auch  da,  wo  das  Eigentum  am  Vorland  nicht  an 
die  kleineren  Unterhaltungsgemeinden  zerstückelt  wurde,  eine 
Veränderung  in  den  Eigentumsverhältnissen  insofern  ein,  als 
die  Gesamtheit  der  Kabelhalter  und  nicht  die  politische 
Gemeinde,  welche  den  Deich  errichtet  hatte,  als  Eigentümerin 
des  Vorlandes  betrachtet  wurde.  Dies  muss  überhaupt  häufig 


Siehe  üben  S lll. 

Siehe  oben  S.  111. 

ti  riebel  S.  28. 

ttrie  bei  S.  2‘J  meint,  da»  Rocht  de.»  Kirchspiels  sei  in  den  Hintergrund 
getreten  und  nur  von  einem  Eigentum  der  Bauernschaft  die  Rede  gewesen 
Dann  wären  die  Eindeichungen  der  Bauerschaften  auf  eigene  Faust  (tiriebol 
«.  a.  0 ) widerrechtlich  gewesen  Dies  ist  nicht  anzunehmen.  tVir  werden 
bei  Betrachtung  der  rechtlichen  Natur  des  Deiches  (unten  Abschnitt  IVj 
sehen,  wie  leicht  ein  Nutzungsrecht  oder  eine  Unterhaltungspflicht  hin- 
sichtlich eines  Stückes  Deiches  zum  Eigentum  hinführen  konnte,  und  wie 
auch  das  Kechtsbewusstsein  ein  solches  Eigentum  durchaus  anerkannte. 

Unten  Ahschnitt  II. 

J.  Giork«,  (tCMliicbic  dr«  tlcuUcbeii  ü«icbr«cbt«.  ^ 
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bei  jeder  Trennung  des  Deichverbandes  vom  Gemeindeverband 
eingetreten  sein.'”)®'*) 


®*)  So  gohSite  das  .Schilfland  am  Houdeicli  in  .4mstellon.l  und  Water- 
land  den  „liauern,  welche  dem  Uoadeioh  zubehörten“.  Mieris  III  71-2 
(b.  1399).  Vor  allem  aber  in  hier  hinzuweisen  auf  da«  Deichrecht  von 
Kcttesb Uttel  (Einl.  § 4a  A.  122).  E«  «ind  uns  leider  nur  Bruchstücke  ent- 
halten. und  der  Sinn  ist  teilweise  dunkel.  .So  viel  aber  kann  man  aus  ihnen 
mit  Sicherheit  scbliesscn,  dass  ein  Deichverband  existierte,  der  mit  einer  poli 
tischen  (iemeinde  nicht  zusammentiel.  Dies  beweist  $ 5,  wo  es  heisst  „do  qneme 
wy  eutalligen  auer  ein  mit  unsen  gantzen  burscoupe,  alze  Kettelsbiittel  nnd 
Hagenwunden,  nnd  den  gestmannen  dede  erue  unde  guth  in  unser  feltinarcke 
hebben“.  Diesem  Deichverband  .stand  auch  das  Eigentum  am  Aussendeich  zu 
und  nur  die  Deichgenossen  hatten  ursprünglich  kraft  Denossenrechts  Nutzungs- 
rechte. Vergl.  §§  5,  10.  Man  pflegte  dies«  Nutzungsrechte  zu  verheuern.  Ab- 
tretuug  der  Nutzungsrechte  als  solche  fand  ursprünglich  nicht  statt;  dass  sie 
später  zugelassen  wurde,  beweist  § 6.  Darüber  vergl.  unten  A.  33.  Dass  aber  in 
alter  Zeit  die  politische  Oemeinde  KettesbUttel  und  der  Deichverband  Kettes- 
bUttel  zusammenficlen.  dürfte  nicht  zu  bestreiten  sein,  da  sich  in  dem 
Deichrecht  insofern  Heminiscenzen  daran  finden,  als  im  Gegensatz  zu  § 5 
der  Deichverband  einfach  mit  Ilauerschaft  Ketlesbüttel  gleichgestellt  wird 
(§§  3,  10,  12).  Die  Sache  lag  daher  so,  dass  bei  der  Trennung  des  Deich- 
verbandes  von  der  politischen  Gemeinde  das  Eigentum  am  Aussendeich  dem 
ersteren  zufiel  und  die  Nntzungsrt>chte  aus  Kechtsamen  von  (TeincindebUrgern 
zu  Kechtsamen  von  Deichgenossen,  die  hier  zugleich  Markgenossen  waren, 
wurden.  — Nirgends  zeigt  sich  auch  die  Eigenschaft  des  Aussenlandes  als 
Zubehör  des  Deiches  deutlicher  als  in  dem  gedaenten  Deichrecht.  Denn  der 
am  Aussendeich  Nutzungsberechtigte  war  auf  Grund  dieses  Rechtes  deich- 
pflichtig, abgesehen  von  seiner  Deichpflichtigkeit  auf  Grund  seines  binnen- 
ländischen Eigentums.  V'ergl.  §§  1,  2.  4,  o.  — Auch  hei  dem  Sander  Deich- 
verband dürfen  wir  einen  Akt  der  Verschiebung  der  Eigentumsverhältnisse 
am  Aussendeich  mit  der  Bildung  der  Deichgeuossenachaft  aus  dem  Ge- 
meindedeichverband  annehmen.  Die  (Quellen  sprechen  durchaus  dafür,  dass  in 
älterer  Zeit  das  Kirchspiel  Sand  als  solches  Eigentumerin  des  Deiches  und  des 
Vorlandes  gewesen  ist.  Die  Deichsatzungen  von  1293  und  1317  (Einl.  § 4b 
A.  331  u.  334)  zeigen,  dass  das  Kirchspiel  die  am  meisten  beteiligte  Person 
gewesen  ist  und  lassen  den  Schluss  zu,  dass  von  ihm  der  Deich  angelegt  worden 
ist,  und  später  Edle.  Klöster  und  Ausmärker  erst  in  den  Gemeindedeich- 
verband eingetreten  sind  und  damit  eine  Vernichtung  desselben  und 
die  b^itstehung  einer  Deichgenoasenschaft,  die  mit  der  Gemeinde 
nicht  zusammenfiel,  herbeigeführt  haben.  Vergl.  auch  unten  Abschnitt  II. 
Hier  interessiert  nun,  das«  die  Satzung  von  1317  ein  Gesamteigentnm  der 
neuen  Deichgenossenschaft  am  Aussendeichsland  ergiebt,  also  unter  Voraus- 
setzung der  Kichtigkeit  des  bisher  Bemerkten  die  Ueherwälziing  des  Eigen- 
tums am  V'orlaud  von  dem  Kirchspiel  auf  die  Deicbgcnossenschaft  hestätigt. 


Digilizad  by  Google 


115 


|3.  Bereits  in  dieser  Periode  finden  wir  Bauern  als  Eigen- 
tümer von  Aussendeichsland,  welche  zusammen  weder  eine 
Gemeinde,  noch  einen  Deichverbaud  bildeten.  Wir  dürfen  daher 
schon  für  diese  Periode  das  Vorhandensein  von  Aussendeichs- 
interessentenschaften  anuehmen.  Dies  Eigentum  der  ge- 
dachten Bauern  an  grösseren  Strecken  Anssenilcichslandes  ist  her- 
vorgegangen aus  Anteilsrechteu,  die  den  einzelnen  als  Mitgliedern 
einer  Gemeinde  oder  eines  Deichverbandes  zustanden.  Bei 
grossen  Flächen  Aussendeichslandes  war  der  Gedanke  an  sein 
Zubehör  zum  Deich  zurückgedrängt  worden.  Es  erschien  als 
gemeines  Weideland  und  gemeines  zukünftiges  Ackerland.  Dem 
Gemeindebauer  stand  als  Gemeindeglied  ein  Antoilsrecht  an  dem 
der  Gemeinde  gehörigen  Ausscndeichsland  zu  und  dem  Deich- 
genossen ein  gleiches  da,  wo  das  Vorland  im  Gesamteigentum 
des  Deichverbandes  stand.  Es  war  ursprünglich  ein  ideeller 
Anteil,  da  das  Vorland  vorzugsweise  als  Viehweide  gebraucht 
wurde.  Trat  aber  der  Gedanke  an  eine  Eindeichung  näher,  so 
erschien  das  Aussenland  als  werdendes  Ackerland  und  eine 
Realteilung  nicht  unangebracht.  Mit  dem  Eindringen  der  freien 
Veräu.sserlichkeit  dieser  Anteile,  also  ihrer  Emanzipation  von 


Es  gellt  iiämlicb  aus  ilir  licrvor.  'lass  am  XeulanO,  desseii  Eiudeicliung  i"s 
Werk  ge.setzt  wurde,  beteiligt  sind,  in  der  lliiuptsache  die  Paroebie,  ferner 
aber  Menardu.s  von  Utiiusum.  Popeko  .Syerda,  Folkerinnou,  die  Mönche  von 
Feldwirtb  und  das  Kloster  Wertim.  Vou  den  letztgedacliten  Personen  belsst 
es  ,qui  non  esseni  de  paroebia  et  par'em  haberent  in  novaliliu''.“  E«  sind 
das  dieselben,  welche  die  Satzung  von  12H5  im  Hinblick  anf  ihr  biimen- 
Ihndisches  Eigen  neben  der  „Ueineente  van  den  Karspelen  up  den  Sande" 
bezeichnet  als  „al  die  geno  die  landen  hebben  de  in  bedycket  sinnen.*  — 
Im  Zusaninienhang  ist  schon  hier  weiter  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Auf- 
fassung, da.ss  das  Vorland  Zubehör  des  Heiches  und  der  Ciesamiheit  der 
Deichlialter  rechtlich  zugehörig  sei.  in  den  landesherrlichen  Privilegien, 
welche  die  Erlanbni.s  zur  Eindeichung  geben,  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht 
wird,  dass  die  Erlaubnis  biuzugefugt  wird,  den  alten  Deich  mit  zu  ge- 
brauchen. Vergl.  Mieris  IV,  197,  44t  und  nuten.  — Insoweit  das  V'orland 
zur  Entnahme  von  Deicherde  und  als  Stütze  des  Deichs  in  Detracht  kommt, 
ist  die  Zubehöreigenschaft  sehr  leicht  erklärlich.  Nötig  ist  sie  aber  auch 
hier  keineswegs.  Vergl.  unten  Abschnitt  IV. 

Es  konnte  freilich  auch  der  letztere  das  Eigentum  behalten  und  der 
Deichverband  nur  die  Nutzung  haben 

»• 


Digitized  by  Google 


nii 

dem  Geineindebiirtrerrecht  und  Deichpenossenreclit.  waren  die 
Voraussetzungen  für  die  Entstellung  besonderer  Aussendeichs- 
interessentenscliafteu  gegeben.  Zu  beaeliten  ist  freilich,  das.s 
das  Eigentum  am  Vorland  der  Gemeinde  oder  dem  Deicliverband 
auch  bei  Bildung  einer  besonderer  Aussendeichsinteressentenschaft 
verbleiben  konnte,  und  die  Mitglieder  der  letzteren  nur  dingliche 
Nutzungsrechte  haben  konnten.*“)  Auch  war  es  sehr  wohl 
möglich,  dass  eine  solche  Verselbständigung  der  Anteile  bei 
realer  Aufteilung  entstand,  und  aus  dem  Gesamteigentum  ein 
Einzeleigentum  der  Mitglieder  wurde.  Beispiele  für  solche 
Intere.ssentenschaften  bieten  einige  holländische  Quellen.  Ins- 
besondere lässt  die  Urkunde  von  1322,  in  welcher  die  Bedeichung 
eines  Marschstriches  nördlich  von  Enkhuysen  anbefohlen  wurde, 
keinen  Zweifel,  indem  die  Eindeichung  denen  aufgetragen  wird, 
welche  daselbst  Eigentum  haben.**)  Auch  die  Haudveste  von 
1357  ergiebt  für  ein  Aussendeichsland  in  Keunenierland  den 


**t  Eine«  soKhen  Rechlszustninl  nehme  ich  für  Ketteshüttel  (siehe 
oben  A üi)  an.  inüeni  daselbst  aiiäter  die  Abtretunj;  des  Nutzungsrechts 
allein  gestattet  war  und  so  in  die  (lesamtheit  der  Nutzungsberechtigten, 
wenn  von  den  Heuerleulen  abgesehen  wird,  solche  Leute  Eingang  fanden, 
die  weder  zur  (icmeiiide  Keiteahültel.  noch  zu  den  eigentlicbeu  Tiägern 
dos  Deichrerhandes  gehörten.  Träger  des  Deichveibandea  waren  nämlich 
nur  die  .Markgenosreii  (§  .ä);  zur  rnteihaltung  des  Deiches  w.ar  aber  auch 
das  Aussenland  verpflichtet;  somit  war  der  Erwerber  eines  Aussondeichs- 
anteils.  der  nicht  Markgenosse  war,  dem  Deichverband  als  Verpflichteter 
zwar  in  gewisser  Hinsicht  eingcgliedert  worden,  stand  aber,  was  das  Deich- 
genossenrecht anlangt,  durchaus  nicht  anders  als  derjenige,  der  vom  Mark- 
gi  nossen  einen  -\«teil  zur  Heiler  genommen  hatte.  Heide  werden  deshnlh 
auch  einamler  gleichgestellt.  Dies  ergiebt  § (5.  welcher  zugleich  bestätigt, 
dass  in  der  l’hat  das  Nutzungsrecht  am  Aussendeich  als  solches  zur 
Deicliimterhaluing  verpflict  lete  und  nebst  dem  zuhörigen  DcicbstilcU  allein 
aufgegehen  werden  konnte.  Aus  letzterer  Tlialsaclie  aber  folgt  die  selb 
ständige  V’eräus-ei  lichkeit  des  Anteils,  also  die  31öglicbkeit  der  Abtrennung 
des  Anteilsrechtes  vom  Markgenossenrecht.  Gleichwohl  blieben  diese  Anteils- 
rechie  nur  Nutzungsrechte.  Das  Eigentum  gehörte,  nach  wie  vor  dem 
Deicliverband  (§  § lu).  Der  heratigezogene  § l>  lautet;  «Weret  sake.  dat 

dar  ene  ilycke  makede  umme  de  grussingc,  edder  haddo  se  (d.  h.  die  Gräsungj 
ter  hure  und  wolde  se  upseggen,  so  schal  he  dat  doii  up  lichtmissen  dach  “ 
Dazu  ist  zu  vergleichen  § I ,Dat  dejenne  de  .sjiio  djeke  wyl  los  slan  . . 
so  schal  he  de  glassinge  losslau  und  uppseggen  up  lecbtmesseii  dach.“ 
Micris  II,  ;.sü. 
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Bestaiul  einer  besonderen  Aussendeiclisinteressentenscliaft.  welclie 
das  Eigentum  an  dem  einzudeiclienden  Lande  besass,'*'’)  Ebenso 
zeigt  die  Scldiclitung  des  Streites  zwisehen  Waterland  und 
Oostzaanen  im  Jahre  1410,  dass  sich  das  Anssendeichsland  in 
den  Händen  einzelner  befan<i,  die  in  keinem  Zusammenhang 
mit  den  beiden  Deichverbänden  standen.^)  Das  Privileg  des 
Ritters  (’oen  van  üosterwyck  vom  Jahre  1401  schliesslich  ist 
gerichtet  an  die  Leute,  die  „geerft  ende  gelandt“  sind  in  dem  ein- 
zudeichenden Aussendeich.  ) 

e)  Haben  sich  die  zuletzt  geschilderten  Veränderungen 
in  der  rechtlichen  Natur  des  Aussendeichslandes  in  ländlicher 
Stille  und  Abgeschiedenheit  abgespielt  und  ist  ihnen  deshalb  eine 
grosse  Undurchsichtigkeit  eigen,  so  tritt  zu  ihnen  in  den  schroffsten 
Gegensatz  die  Aenderung,  welche  die  landesherrliche  Gewalt 
auf  die  Natur  des  Vorlandes  ausgeübt  hat,  eine  Aenderung,  die 


a a,  0.  III  S.  ao. 

*)  a.  a,  O.  IV.  152  Hier  sollen  .‘-ieben,  die  Au.ssendeichsland  besitzen, 
den  Deich  verteilen.  Hieraus  allein  könnte  freilich  eine  Aussendeich- 
interessenstenchaft,  die  mit  dem  Deichverhand  nichts  zu  thun  hat,  nicht  ge- 
folgert werden.  Berücksichtigt  man  aber,  dass  die  sieben  als  .Schiedsmänner 
fungieren,  dass  sie  daher  vermutlich  wie  es  in  anderen  Quellen  heisst  .Ausser- 
koogesleute“  sein  sollen,  so  kann  man  wohl  annehmen,  dass  die  Besitzer 
von  ÄusBondeichsland  den  Deich verbäudeii  nicht  angehürteu. 

*•)  Mieris  III  i;(4  — Vergl.  ferner  das  bei  Borchgrave  „Hist,  des 
colonies  beiges“  S.  aus  f.  mitgeteilte  SchriitstUck  aus  dem  Jahre  1527,  das 
ebenfalls  besondere  Aussendeichsinterc.ssentenschaften  voraussetzt. 

*')  Der  neue  Auwachs  fiel  den  KigentUmern  'les  Vorlandes  an.  inso- 
weit nicht  Störungen  von  oben  dazwischentraten.  — Wie  aber,  wenn  eine 
Gemeinde  einen  Deich  angelegt  hatte,  ohne  Ausseudeichsland  liegen  zu 
lassen,  und  infolge  der  Abspaltung  oder  Bildung  einer  Deichgenossenschaft, 
die  mit  der  Gemeinde  nicht  zusammenfiel,  oder  infolge  der  Verteilung  des 
Deichs  unter  kleinere  Gemeinden  das  Eigentum  am  Deicn  sich  von  der  alten 
Gemeinde  ahwalzte  und  sich  jetzt  erst  durch  Anschwemmung  Aussendeichs- 
land bildete  — gehörte  dies  der  alten  Gemeinde,  die  den  Deich  angelegt 
hatte  oder  den  verschiedenen  neuen  Eigentümern  des  Deichs  Fasste  man 
den  Anwachs  als  Deichzuhehör  auf,  so  war  das  letztere  der  Fall.  Allein 
auch  auf  Grund  des  Alluvionsrechtes  ergab  sich  das  gleiche  Resultat.  Der 
Deichgrund,  an  den  der  Anwaehs  landete,  war  eben  auch  nicht  im  Eigentum 
der  .alten  Gemeinde  geblieben,  sondern  hatte  die  Eigentumsverschiebnngen 
mit  durchgemacht  Belege  aus  den  Quellen  fehlen. 
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allerdings  auch  sicli  den  zuletzt  besprochenen  Veränderungen 
beigesellen  konnte  und  beigeselll  hat.  Diese  Aeiiderung  ist  auf 
die  späteren  Deichanlagen  von  dem  allergrössten  Einfluss  ge- 
wesen, sie  hat  den  mächtigsten  Umschwung  in  der  Geschichte 
des  Deichrechts  herbeigefilhrt;  sie  ging  aus  vom  Westen  und 
zog  gen  Osten;  langsam  schritt  sie  vorwärts  und  ist  in  der 
ersten  Periode  kraftvoll  nur  in  Flandern  und  Holland  zu  spüren, 
wennschon  auch  die  östlicheren  Gegenden  teilweise  von  ihr  er- 
griffen worden  sind:  Der  Landesherr  machte  Ansprüche  auf  das 
Aussendeichsland.  Diese  Ansprüche  lassen  sich  bezeichnen  als 
Inanspruchnahme  des  Aussendcichsrcgal s.  Allerdings  ist 
der  Ausdruck  „Aussendeichsregal“  in  einem  weiteren  Sinn  zu 
nehmen;  er  umfasst  nicht  nur  das,  was  die  heutige  Doktrin  als 
Aussendeichsregal  benennt  (d.  h.  das  landesherrliche  Recht  auf 
das  Vorland  selbst,'**)  sondern  er  begreift  überhaupt  alle  herr- 
schaftlichen Rechte  in  sich,  die  sich  auf  das  Aussenland  beziehen 
(also  auch  die  regalia  majora  sive  majestatis).  Zu  beachten  ist 
aber,  dass  hier  nur  das  Aussendeichsland  im  Hinblick  auf  seine 
Eindeichung  in  Frage  steht.*) 

Der  Landesherr  eignete  sich  das  Aussenland  an,  indem  er 
sich  den  sich  bildenden  Anwachs  zuschrieb.“’)  Dabei  stützte 
er  sich  auf  verschiedene  rechtliche  Gesichtspunkte.  Insoweit 
Anschwemmungen  erfolgten,  welche  als  unreife  Marschflächen 
der  täglichen  Flut  noch  ausgesetzt  waren  und  von  den  Holländern 
als  „noch  bedeckte  Gründe“  bezeichnet  werden,“)  lag  die  An- 
nahme der  Herrenlosigkeit  des  Anwachses  nahe.  Vermöge  des 


Vergl.  z.  It.  Griebel,  der  zu  dem  llesultat  kommt,  dass  in  Norder- 
ditmarscheii  kein  Ausacndeichsregal  exi-^tirre,  gluicbwohl  aber  daa  laudes- 
herrlicbe  Recht,  die  Hedeiebutig  des  Aussciideichslnndes  anznbefehlen.  aner- 
kennt; den  im  Text  gewählten  Spracligebrnuch  rechtfertigt  die  historische 
Eutwicklnng  der  Regalien,  insbesondere  auch  die  Ausdiucksweise  der  mittel- 
alterlichen Doktrin. 

Die  Aeusserungeii  des  Regals,  die  sich  auf  Entnahme  von  Deich- 
erde aut  dem  V'orlund  beziehen  werdeu  daher  hier  nicht  berücksichtigt, 
lieber  sie  vcrgl.  unten  Abschnitt  IV'. 

*')  Die  Veränderungen  hinsichtlich  des  Alluvionsrechtes  haben  auch 
in  Ueziig  auf  solchen  Anwachs  zu  gelten,  welcher  nicht  Aussendeichsland 
wurde.  Vergl.  oben  sub  1 a.  E.  und  A 18. 

“)  V'ergl.  Hugo  ürotius  „Inle}'dingh“  S.  ,V5  ff. 
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Aneignungsrechtes  an  herrenlosem  Gut  war  daher  der  Landes- 
herr in  die  Lage  versetzt,  das  Neuland  in  seine  Gowere  zu 
nehmen.  In  der  That  geht  die  älteste  Urkunde,  welche  den 
Anwachs  dem  Landesherrn  zuschreibt,  von  solchen  Erwägungen 
aus.  In  der  Urkunde  des  Grafen  von  Flandern  von  1171 
nämlich  werden  erwähnt  „terrae  novae,  quas  mare  foras  ejecit, 
et  quas  saisiri  praecepimus  et  in  nostram  redigi  possessionem“.*^) 
Bei  höher  aufgeschlicktem  Anwachs  aber  brachte  der  Landes- 
herr den  Satz  zur  Geltung,  dass  das  Ufer  des  Meeres  dem 
princeps  gehöre,  somit  die  incrementa  ebenfalls  in  seine  Gewalt 
kommen  müssten.  Daher  heisst  es  in  der  Schenkungsurkunde 
Wilhelms  II.  von  1247:  „Cum  ripa  maris  et  incrementa  terrarum 
que  ripe  per  alluvionem  aquarum  accrescunt,  ex  antiqua  et, 
approbata  consuetudine  dinoscantur  ad  terre  principem  perti- 
nere“.**)  Schliesslich  aber  benutzte  der  Landesherr  auch  die 
Kechtsanschauung,  welche  das  Aussenland  als  Zubehör  des 
Deiches  auffasste  und  brachte  sie  da  zur  Anwendung,  wo  auf 
seine  Kosten  der  Deich  zum  Wohl  der  Angesesessenen  angelegt 
worden  war.  So  sagt  daher  Wilhelm  I.  im  Jahre  1212  hin- 
sichtlich des  Vorlandes  am  Deich  zwischen  Bergen  und  Alk- 
niuar,  der  zur  Zeit  seines  Bruders  begonnen,  auf  seine  Kosten 
aber  vollendet  war:  „quidquid  sub  aquarum  alluvione  latuerat, 
si  ad  cultum  perveniret,  nostre  proprietati  mancipatum  erat“.**) 
Ebenso  wie  das  Alluvionsrecht  bei  den  noch  bedeckten  Gründen 
zu  dem  Recht  an  herrenlosem  Land  hinüberspielte,  war  es  auch 
bei  den  Eilanden  der  Fall,  welche  nur  in  die  Nähe  des  Fest- 
landes geführt  waren,  ohne  mit  ihm  fest  verwachsen  zu  sein. 
Die  Holländer  nennen  sie  die  „unangeführten“  Eilande.**)  Bei 
ihnen  überwog  aber  doch  der  Gedanke  der  Herrenlosigkeit  und 
eiütfneie  damit  dem  Landesherrn  eine  wirksamere  Grundlage  zur 
Aneignung,  wie  andrerseits  die  Notw'endigkeit  einer  besonderen 
Besiiznalmie  in  den  Vordergrund  treten  musste.  Konnte  der 
Landesheir  bei  den  Eilanden,  den  noch  bedeckten  Gründen  und 


siehe  Wnrnkö.iii;  I .S.  23.^,  3'J. 

llergli  I,  eheiiso  iin  Jahre  1231  (a.  a.  0.  5tl_). 

Hergh  1,  221. 

*^J  li  r 0 1 1 u 9 a.  a.  ü. 
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(lern  neuen  An  wachs,  der  sich  gerade  kurz  vor  der  Zeit  der 
Inanspruchnahme  gebildet  hatte,  leichter  mit  seinen  Ansprüchen 
durchdringen,  so  war  es  für  ihn  am  schwierigsten,  sie  bei 
solchem  Vorland  siegreich  geltend  zu  machen,  welches  sich  lange 
im  Besitz  anderer  Personen  befand.  Dort  war  es  mehr  die 
Entziehung  des  Aneignungsrechtes,  hier  die  Wegnahme  eines 
Objekts,  das  den  Unterthanen  gehörte.  Einen  untrüglichen 
Beweis,  dass  eine  .solche  gewaltsame  Wegnahme  von  Aussen- 
deichsland erfolgreich  stattfand,  liefert  eine  Urkunde  von  1246:**’) 
in  anderen  Fällen  war  der  Landesherr  weniger  glücklich.*’) 
Mitunter  räumten  ihm  Gemeinden  von  selbst  das  Hecht  auf  den 
Anwachs  ein  und  Messen  dadurch  erkennen,  dass  an  sich  die.ses 
Recht  ihnen  selbst  znliel.***) 

Infolge  der  Vermischung  von  privatrechtlichen  und  öffentlich- 
rechtlichen  Gesichtspunkten  erscheinen  die  liandesherrn  da,  wo 
sie  ihre  Ansprüche  durchsetzten,  entweder  als  Eigentümer  des 
Vorlandes  oder  als  kraft  Herrschaftsrechtes  Verfügungsberech- 
tigte oder  schliesslich  als  Träger  bestimmter  landesherrlicher 
Hoheitsrechte,  in  Bezug  auf  den  Aussendeich.  Keineswegs  aber 
erhellt  aus  ihren  Handlungen  eine  von  den  angedeuteten  recht- 
lichen Stellungen  stets  mit  voller  Bestimmtheit,  vielmehr  sind 
sie  häufig  mit  einander  venpiickt  und  basieren  teilweise  auf  dem 
Missglücken  der  Inanspruchnahme  der  einen  oder  der  andern,  oder 
auf  derFurcht  der  Unterthanen  vor  einer  solchen  Inanspruchnahme. 
In  Holland  hat  sich  in  manchen  Gegenden  das  Recht  des  Landes- 
herrn auf  das  Vorland  in  der  schroffsten  Weise  schon  in  dieser 
Periode  durchgesetzt,  indem  derselbe  dort  das  Aussenland  ver- 
kaufte oder  verschenkte,*”)  oder  indem  er  hinsichtlich  des  zu- 


*“)  Vi-rgl.  Kergl  I -122.  Hier  wir>l  Aussendeiclislanti  = Scor  von 
Killen  auf  Hitten  cinci  Abtes  verkauft,  wobei  erwähnt  wird,  dass  es  früher 
lange  ini  Besitz  der  Kirche  gewesen  war.  Graf  Wilhelm  aber  es  sich  vindi- 
zierf  und  an  die  Edelleute  verkauft  hatte. 

t”)  Vergl.  Mieris  III,  712.  .Schwarzenberg  II  .S.  U7  (a.  1506). 

***)  Ein  Beispiel  gewahrt  die  Heliebung  der  Nordstrandisclion  Harden 
von  1510.  Vergl.  Faick  .Handbuch“  ab  S.  425  A 51  lüberliefert  durch 
Heiinreichs  Anmerkung  zum  Nonl.strander  Landrecht). 

4»)  Vergl  z.  B.  Bergh  I,  14S,  227,  400,  411;  Mieris  IV,  221.  Wir 
sehen  von  den  Verkäufen  zur  Eindeichung  hier  ab. 
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künftigen  Anwacliscs  den  Zelintcn  verlieh.*")  So  kam  liier  das 
Aussendeichsland  aus  den  Händen  der  Landeshei  rn  in  den  Besitz 
von  Kirchen,  Klöstern  und  Herrn'")  und  gelangte  schliesslich 
in  die  Gewere  von  Ansiedlungsgenossenschaften.'’-)  Bei  der 
V'ergabiing  des  Vorlandes  konnte  der  Ijandesherr  entweder  nur 
das  vorhandene  austhun  oder  auch  das  zukünftige  mitverleiheii.'’'") 
Wurde  von  ihm  Ausscnland  mit  bestimmten  Grenzen  vergeben, 
so  blieb  ihm  der  zukünftige  Anw.'ichs  Vorbehalten.'")  Jlituntei' 
kam  das  Aussendeichsland  auch  in  die  Hände  derer,  denen  es 
der  alten  Anschauung  nach  gehören  musste;  dies  war  dann  der 
Fall,  wenn  der  Landesherr  einem  Deichverband  das  Aussen- 
deichsland schenkte,  das  an  dessen  Deich  lag;’”)  doch  trug  die 
modernere  Rechtsanschauung  auch  hier  insoweit  Consequenzen, 
als  nur  das  vorhandene,  aber  nicht  das  zukünftige  Vorland 
verschenkt  ward.-'®)  Diese  Ansprüche  der  liandesherren  auf  den 
Au  wachs  und  das  Aussendeichsland,  die  jedenfalls  der  volks- 
tümlichen Denkweise  unberechtigt  erschienen,  mussten  notwendig 
teilweise  eine  grosse  Verwirrung  hervorrufen.’’')  Zu  einer  voll- 
ständigen allgemeinen  Klärung  der  Frage  ist  es  nicht  gekommen.-’^) 


“)  ilei  gh  1,  iil.  -U4,  441. 

*')  Bergh  I,  14S,  2S7,  441,  416,  Mieria  IV,  221. 

'äj  Siehe  auch  oben  aub  b 
“)  Bergh  I,  14s,  414  II  lüo". 

'S)  Vergl.  auch  U.  Urotiu»  a.  a.  0. 

“)  Bergh  II  1007. 

“)  Bergh  II  1U07.  Hier  scheukt  im  Jahre  1227  Johann  I.  dem 
Kloster  Leeuweuhorat  den  Auasctidcich,  der  nun  gegeu  deaaeri  Land  liegt. 

*■)  Schon  für  diese  Periode  kann  man  die  Worte  von  Hugo  Grotius 
verwerten,  die  (a.  a.  0.)  lauten:  „In  Ilollant  ende  Weat-Vrieslaut  wert  van 
weghen  de  Giaellickheyl  gheaejt.  dat  de  aenwassen  als  gevolgh  van  de 
wateren  de  t-rraeflicklieydt  toekomeu  Anderen  ontkeunen  aulcks,  ende 
desen  aeiigaetide  wat  voor  recht  meet  werden  gehoudeu,  ia  metde  ver- 
scheydenheyt  van  gliewoonteu  ende  gewesen  vonnisaeu  vry  onseker“ 

*1  Die  „noch  bedeckten  Gründe“  und  „uuangeführten  Eilande-  kann 
mau  — was  Holland  anlangt  — vielleicht  am  ehesten  allgemein  dem  Grafen 
zuaprecheii.  Er  konnte  natürlich  dies  Recht  auf  sie  verleihen.  So  he8a.4Sen 
nach  Grotiiis  die  Herren  von  Egmont  auf  Grund  gräflicher  Verleihung  das 
Recht  auf  die  Gründe,  die  die  mei.ote  Zeit  des  Jahres  mit  Wasser  bedeckt 
waren,  und  auf  die  Eilande,  die  noch  nicht  fest  an  dem  Lande  waren.  Die 
von  Aeebtendijek  aber  be.sasseu  zwar  das  Hecht  auf  allen  Anwuchs,  jedoch 
nicht  die  eben  erwähnten  Rechte  Egmonts. 
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Allem  Vermuten  nacb  aber  sind  es  diese  landesberrlicben  Aii- 
sprücbe  gewesen,  die  die  Recbtsansebauung  bervorgeruten  babeii, 
dass  eine  Besitznahme  des  angescbwemmtcn  Landes  erforderlich 
sei.^)  Ibre  terneren  Consequenzen  sind  aber  die  gewesen,  dass 

>*)  Ganz  falsch  ist  ilie  bebati|iiung  Uackuiaima  S.  S-0,  dass  stets 
eine  Besiiznalime  erforderlich  sei.  auch  für  die  spätere  Zeit.  Das  Erfordernis 
einer  Besitznahme  ist  nicht  allgemein  durchL’edrungen.  In  alter  Zeit  fehlte 
es  tanz.  Vergl,  oben  sub.  1.  Unrichtig  Stobho  «Privatrecht“  2.  .\ufl  U. 
S.  IS4,  der  meint,  dass  gerade  in  alter  Zeit  nach  deutschem  Kecbt  eine 
Besitznahmo  nötig  gewesen  sei,  was  sich  erst  später  geändert  habe. 
Eoenso  Stohbe-Lehmann  II.  1.  S.  ü3U  siib  IV.1  Stnhhe  stützt 
sich  lediglich  auf  die  Niederschreihung  des  klevischen  Alluvionsrecbtes 
von  1541,  die  sich  in  Grimms  .Rechtsalteitümern“  (jetzt  II.  Aufl. 
von  Heusler  und  R.  Hühner  B.  I.  .S.  255  ff ) gedruckt  findet.  Hier  wird 
eine  feierliche  Besitznahme  vonseiten  des  Eigentümers,  der  dem  Fluss  anliegt, 
durch  Befahren  mit  einem  schwer  geladenen  Mistwageii  gefordert.  Allein 
diese  Urkunde  beweist  doch  nichts  für  die  alte  Zeit,  um  so  mehr,  wenn 
inan  heilcnkt.  wie  lange  die  ersten  Eingriffe  der  Landesherrn  in  Holland 
hinsichtlich  des  Aiiwacifcs  zurückreicheii  Im  übrigen  handelt  es  sich  hei 
dem  Anwachs  der  Urkunde  von  151 1 weder  um  Aussendeichsland  noch  um 
Land,  das  später  eingedeiebt  werden  sollte.  Das  Befahren  mit  einem  Wagen, 
welches  zugleicli  die  Haltbarkeit  der  Anschwemmung  erproben  sollte  iGrimm 
S.  2.57;,  passt  für  Deichläuder  gar  nicht.  Bei  ihnen  wird  vielmehr  die 
Haltbarkeit  dos  Grundes  ineisteiis  erst  durch  die  Eindeichung  hergestellt.. 
Selbst  wenn  man  daher  der  Form  der  Urkunde  von  I5tl  einen  ganz  alten 
Charakter  heilegeii  wollte,  so  würde  sic  — ganz  ahgesehen  von  der  durchaus 
unzulässigen  Verallgemeinerung  Stohhes  — für  den  .Auwaclis,  der  das 
Deichreclit  interessiert,  kaum  in  Betracht  kommen.  — Die  alten  holländischen 
i^uelleii.  welche  des  Anwaclises  gedenken,  gehen  sicher  d ivon  aus,  dass  die 
Atischwemmutig  ipso  jure  anlällt;  denn  nirgends  wird  irgendwie  des  Er- 
fordernisses der  Besitznahme  gedacht.  Nur  in  der  Urkunde  von  1171  (oben 
A.  42)  schreibt  der  Graf  eine  Be.sitznahnie  für  sich  vor;  dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  er  in  die  alten  Kechtsaiischaunngen,  dass  der  Anwachs 
dem  Eigentiitiiur  des  anstossenden  Landes  gehöre,  gewaltsam  eingriff  und 
seine  neue  Kecntsaiiscliauung  gewissennasaeu  ad  ocnlos  demonstrieren  musste. 
Beachtenswert  ist  namentlich,  dass  Hugo  Grotius  eine  Besitznahiiie  nicht 
tordert,  dass  also  Hack  mann  zu  ihm  in  direktem  Gegensatz  steht.  Freilich 
ttndet  sich  hei  Grotius  eine  Bemerkung,  die  zu  dem  Erfordernis  einer 
Besitznahme  liinüberspielt.  Nach  ihm  ist  es  nämlich  im  Lande  Putten  eine 
alte  Gewohnheit,  dass  derjenige,  welcher  das  Recht  auf  den  Anwachs  hat. 
auch  das  Recht  auf  die  uuangetübrten  Eilande  besitzt,  ilie  dem  Laude  so 
nahe  kommen,  dass  er  sic  von  dem  Lande  aus  zu  Fuss  mit  seinem  Schwon 
erreichen  kann.  Danach  ist  also  ein  Berühren  mit  dein  Schwert  nicht  er- 
lorderlich,  allein  man  wird  es  angewendet  haben.  Es  ist  ja  überhaupt  das 
Wahrscheinliche,  dass  bei  diesen  „Platten“  das  Erfordernis  der  Besitznahme 
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man,  ehe  man  an  eine  Bedeichung  des  Aussenlandes  schritt, 
sich  an  den  Landesherrn  wandte,  um  ganz  sicher  zu  gehen, 
dass  man  nicht  ein  Gebiet  urbar  machte,  welches  der  Landes- 
herr als  sein  Eigen  betrachten  wollte.*')  In  dieser  Hinsicht 
spielten  freilich  andere  Momente  eine  gewichtigere  Rolle,  auf 
w’elche  später  eingegangen  wird,  deren  Hauptgrundlage  aber 
schon  hier  angedeutet  werden  muss,  insoweit  dabei  die  rechtliche 
Natur  des  Aussendeichslands  in  Betracht  kommt.  Ebenso  wie 
der  Aussendeich  regelmässig  als  nicht  deichpflichtig  betrachtet 
wurde,*')  sah  man  ihn  auch  als  frei  von  Landabgaben  an.**) 
Nur  der  Acker  binnen  Deichs  wurde  als  vollwertiges  Land  der 
Unterthanen  herangezogen,  alles  was  buten  Deichs  lag,  war 
von  Staatslasten  im  allgemeinen  frei.”*)  Mit  der  Bedeichung 
aber  rückte  das  Aussenland  in  die  Stellung  des  Binnenlandes 
ein,  war  also  an  sich  in  demselben  Masse  zu  den  Abgaben 
heranzuziehen,  wie  alles  übrige  Land.  Allein  die  geringe  Er- 
tragsfähigkeit des  eingedeichten  Vorlandes  in  den  ersten  Jahren 
und  die  durch  die  Bedeichung  hervorgerufene  Kostenlast  drängten 
nach  einer  weiteren  Andauer  einer  Sonderstellung  der  einge- 
deichten Groeden.**)  Auf  dieser  Basis  entwickelten  sich  teil- 
weise landesherrliche  Hoheitsrechte  über  das  uneingedeichte 
Aussenland,  die  seine  rechtliche  Natur  insofern  veränderten,  als 


zuerst  auftauulite.  Eiiieu  besseren  Grund  für  diese  Aenderung  im  Alluvions- 
recht  als  den  von  nns  nngegebcoeii  (d.  h die  durch  die  Eiugrilfe  der  Landes- 
herrn  hervorgerufene  Notwendigkeit  feierlicher  Dokumcntieruiig  des  Eigen- 
tums) wird  man  schwerlich  fimicu  können  Wie  gesagt  beginnt  diese  Äen- 
derung  schon  in  dieser  Periode;  es  sind  daher  die  Formalitäten,  welche 
Uackmanu  a.  a.  0.  anrdhrt,  abgesehen  von  den  durch  das  römische  Recht 
hervorgerufenen,  teilweise  schon  für  diese  Zeit  partikulär  anzunehmen. 

®')  Siche  nuten  sub  VIII.  1. 

•')  Mieris  III.  ibz  (,alsoo  uyt  dyckslant  selve  geen  dyck  ou  hout*): 
Ausnahme  oben  A.  öl. 

“)  Siebe  namentlich  Griebel  S.  36. 

Allerdings  gab  das  Aussendeichsland  mitunter  Zehnten,  wie  wir  ja 
die  Vergabungen  solcher  Zehnten  bereits  kennen  gelernt  haben.  Es  waren 
dies  Zehnten  von  Weideland  Sie  fallen  mit  den  .Staatsabgabeu  nicht  zu- 
sammen; auch  ist  zu  beachten,  dass  die  Vergabung  vou  Zehnten  an  zu- 
künftigem Anwaebs  die  stillscbweigende  Voraussetzung  einer  Bedeichung  oft 
in  sich  barg.  Siebe  unten  sub  III 

“)  Vergl.  vorläufig  als  ältestes  Dokument  dafür  Berg b I.  127  (a.  1U7. 
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(He  Eigentümer  desselben  seine  Benutzung  zur  Bedeiclning 
hier  ohne  landesherrliche  Erlaubnis  nicht  vornehmen  konnten, 
dort  aber  auf  landesherrlichen  Befehl  vornehmen  mussten.*^) 

III.  Charakteristisch  für  die  meisten  Deichanlagen  der 
späteren  Entwicklung  ist  der  Umstand,  dass  ihre  Entstehung 
nicht  auf  einzelne  Gründer  zurückzurühren  ist,  sondern  dass  an 
ihnen  eine  Reihe  von  Einzelpersonen  und  Verbandspersonen 
nacheinander  mittelbar  oder  unmittelbar  Teil  genommen  haben. 
Während  früher  eine  sich  bildende  Gemeinde  oder  eine  bereits 
vorhandene  Gemeinde  die  alleinigen  Gründerinnen  von  Deich- 
anlagen gewesen  sind,  entsteht  jetzt  zu  einem  grossen  Teil  eine 
ganze  Stufenleiter  von  Gründern,  ausgehend  von  den 
höchsten  Spitzen  der  Menschheit,  endigend  bei  den  untersten 
Ständen  des  Volks.  In  einfachen  Schenkungen  und  Vergabungen 
von  Marschstrichen,  die  von  den  Landesherrn  ausgingen  und 
von  denen  bereits  gesprochen  ist,  kann  freilich  ein  Anstoss  zur 
Errichtung  von  Deichen  nicht  erblickt  werden.  Der  Kausal- 
zusammenhang ist  vielmehr  erst  dann  vorhanden,  wenn  Land- 
gebiete, deren  Kultivierung  der  Deichanlagen  bedarf,  von  ihnen 
ausgethan  werden  mit  der  Bestimmung,  dass  diese  kultiviert 
und  besiedelt  werden.  Solche  Vergabungen  finden  sich  nicht 
nur  von  seiten  der  Landesherrn,  sondern  auch  von  seiten  von 
kleineren  Herrn,  Kirchen.  Klöstern  und  Städten,  ohne 
in  irgend  einer  Verbindung  mit  dem  Landesherrn  zu  stehn.  Sie 
sind  unzweifelhaft  zuerst  in  den  Niederlanden  vorgekommen. 
Es  ist  freilich  ein  eigentümliches  Schicksal,  dass  die  älteste 
Austhuungsurkunde,  die  mit  Deichanlagen  in  Verbindung  ge- 
bracht werden  muss,  uns  nicht  für  Flandern  und  Holland  über- 
liefert ist,  sondern  für  die  Umgegend  von  Bremen.  Der  be- 
rühmte Vertrag,  den  Erzbischof  Friedrich  von  Bremen  im 
Jahre  HOC  mit  Holländerin  schloss,  ist  das  älteste  Beispiel 
einer  Austhuung  von  Land  zur  Bedeichung.*'’)  Wir  haben 


Stehe  ilariiber  unten  »ub  VIII 

“J  Lieber  ihn  siche  Schroeder  .Niederländische  Kolonien“  S.  1 ff., 
von  Schw.ind  „Zur  Entstehung  der  freien  Erbleihen“  in  Gierkes  .Unter- 
suchungen“ Heft  36  S.  125  ff  und  die  dort  Citierten.  Ferner  siehe  nament- 
lich Keitzen  «Siedlung  und  Agrarwesen“  II.  S.  .HU  ff.  und  III.  Anlage  H6. 
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in  diesem  Kolonisationsvertrag  den  bestimmten  Hinweis  auf 
holländische  Gebiäuclie“’)  und  finden  in  einem  Anklang  an  die 
holländischen  Austhuungsurkunden  der  späteren  Zeit.  So  giebt 
die  Urkunde  von  HOB  — auch  w'enn  hier  vielleicht  die  Ent- 
wässerungsanlagen gegenüber  den  Deichbauten  in  den  Vorder- 
grund traten  “'*)  — - ein  beredtes  Zeugnis  dafür,  dass  in  früherer 
Zeit  solche  Austhuungen  zur  Eindeichung  in  Holland  statt- 
gefunden haben,  und  dass  sie  in  ähnlicher  Weise  ausgestaltet 
worden  sind.  Allerdings  walteten  zwischen  den  alten  holländischen 
Vergabungen  und  der  von  1106  grosse  Unterschiede.  Hier  war 
es  eine  Gruppe  von  Ansiedlern,  die  der  Landesherr  aus  fernen 
Landen  herbeizog,  dort  waren  die  Deicher  liervorgegangen  aus 
der  heimischen  Bevölkerung;  hier  unterhandelt  der  Landesherr 
mit  den  Ansiedlern  oder  deren  Vertretern  selbst,  dort  waren 
es  vermutlich  die  verschiedensten  Mittelspersonen,  die  zwischen 
dem  Landesherrn  und  den  Deichern  standen.  Solche  Mittels- 
personen kommen  ebenfalls  in  den  deutschen  Gebieten  vor;  es 
lässt  sich  hierin  kein  einschneidender  Gegensatz  zwischen 
Deutschland  und  den  Niederlanden  finden.  Bei  diesen  Aus- 
thuungen, die  sich  von  Flandern  bis  an  die  preussischen  Werder 
erstrecken,  waltete  eine  mehr  oder  minder  grössere  Ausführlich- 
keit, im  ganzen  die  bunteste  Verschiedenheit.  Am  genausten 
sind  wir  über  die  holländischen  Vergabungen  und  Austhuungen 
in  den  Wesermarschen  orientiert.  Spärlich  fiiessen  die  Quellen 
über  die  Austhuungen  in  den  nördlichen  Elbmarschen.  Völlig 
ins  Dunkel  gehüllt  sind  die  Vergabungen  in  der  Altmark,  in 
Schlesien  und  auf  den  preussischen  Werdern.*®)  Von  den  Aus- 
tliuungsnrkunden  dieser  Periode,  die  heute  auf  deutsches  Gebiet 
sich  beziehen,  enthalten  nur  zwei  einen  direkten  Hinweis  auf 


z.  li.  beim  Fruchtzehnt  die  elfte  statt  der  zehnten  Garhe. 

Siehe  oben  Einleitung  § I sub.  II.  b und  das  unter  den  .Berich- 
tigungen" zu  S le  Gesagte 

Dass  sie  stattfanden  beweisen  spatere  Quellen.  Für  die  Altmark 
siehe  die  Schenkungsurkunde  von  120M  (obeu  Einleitung  § 4a  A.  189);  für 
Schlesien  vergl.  Tzschuppe  und  Stenzei  „Urkundenbuch“  S.  331  und 
Wutke  „Die  Schlesische  Oderschiflfahrf  1«9»1  S.  3 und  32;  für  Preussen 
siche  die  Quellen  bei  Töppeu  S.  187.  üeber  die  Kolonisationsvertrhge  in 
dic.sen  Gebieten,  die  mit  Deichanlagen  nichts  zu  thun  haben,  orientiert  am 
besten  Schwind  8.  149,  152. 
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Deichalllagen."“)  Man  kann  diese  Austlinnngcn  nur  verstehen, 
wenn  man  einmal  von  einer  Hineiuzwängung  römischrechtlicher 
Begriffe,-  sodann  von  einer  Hineintragung  moderner  Reclits- 
gestaltungen  absieht.  Vor  allem  ist  zu  berücksichtigen,  da.ss 
der  schroffe  und  spröde  Eigeutumsbegriff  der  Römer  dem 
deutschen  Recht  gänzlich  fremd  ist.  Es  muss  daher  als  ver- 
fehlt bezeichnet  werden,  wenn  bei  einer  Construktion  der  ding- 
lichen Rechte,  die  an  dem  auszuthuenden  Lande  bestehen  oder  ent- 
stehen, von  ihm  ausgegangen  wird."')  Zu  unterscheiden  sind  drei 
Gruppen  von  Personen:  Die  Vergaber,  die  Mittelspersonen 
und  die  Ansiedler.  Vergaber  sind  diejenigen,  welche  Land 
zum  ersten  Male  mit  der  Bestimmung  der  Kultivierung  durch 
Deichanlagen  ausgeben.  Mittelspersonen  sind  diejenigen, 
denen  Landstriche  zur  Kultivierung  und  Besiedlung  ausgegeben 
werden  derart,  dass  sie  zwischen  den  Vergabern  und  Ansiedlera 
stehen.  Ansiedler  schliesslich  sind  diejenigen,  an  welche 
Teile  des  Neulandes  vor  der  Bedeichung  und  rücksichtlich  der 
Bedeichung  zu  wirtschaftlichem  Selbstbetrieb  vergeben  werden. 

1.  Die  Vergaber  geben  Land  zum  ersten  Male  mit  der 
Eindeichungsbestimmung  ans.  Auch  die  Mittelspersonen  geben 
das  Land  aus,  nämlich  an  die  Ansiedler  (oder  vorher  an  andere 
Mittelspersonen).  Sie  geben  es  aber  nicht  zum  ei-sten  Male 
aus,  denn  zum  ei-sten  Male  ist  es  an  sie  ausgegeben  worden. 
Die  Vergaber  geben  Land  aus.  Das  Ausgeben  kennzeichnet 
ihren  Begriff.  Personen,  die  zu  den  Deichanlagen  in  anderer 
Beziehung  stehen  — mag  auch  diese  Beziehung  einem  Aus- 
geben sehr  ähnlich  sein,  können  nicht  Vergaber  sein.  Je 
nachdem  dies  Ausgeben  auf  Grund  unbeschränkter  Selbständig- 
keit oder  erst  auf  Grund  von  Genehmigungen,  Privilegien  und 
Eindämmungen  der  Selbstherrlichkeit  von  seiten  dritter  erfolgte. 


Nämlich  die  Urkunde  Herzogs  Ottos  von  1'296  hinsichtlich  des 
I.ewenhrooks  (Urupen  II,  106)  und  die  Bestätigungsurkunde  der  Ansthuung 
des  Ueirii  von  Craneuburg  (bei  Cleve)  von  i:i43  (oben  Einleitung  § 4a 
Anm.  248). 

”)  In  diesen  Fehler  verfällt  .Schwind  a.  a.  0.  S.  1"0.  — Gebt 
mau  vom  rSmischen  EigentumsbegrifT  aus,  so  wird  man  bei  den  freien 
Uandleihen  zu  dem  Resultat  kommen,  dass  die  Kolouistenhufen  in  niemandes 
Eigentum  standen. 
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scheiden  sich  die  selbständigen  Vergaber  von  den  privi- 
legierten Vergabern.  Die  selbständigen  Vergaber  sind  keines- 
wegs blos  die  Landesherrn,  der  Begriff  schliesst  die  Abhängigkeit 
von  anderen  Personen  keineswegs  aus:  dieSelbständigkeit  muss  nur 
hinsichtlich  des  Vergabungsaktes  existieren,  in  jeder  anderen  Be- 
ziehungkann sie  fehlen.  DieKlassederprivilegiertenVergaber 
ist  dadurch  entstanden,  dass  ein  Angehen  geistlicher  oder  weltlicher 
Landesherrn  tätlich,  ja  mitunter  erforderlich  war.  Man  begehrte 
von  den  Landesherrn,  ja  sogar  vom  Reichsoberhaupt,  Bestätigungen 
und  Gestattungen  der  Vergabungen,  teils  um  das  Unternehmen 
glücklicher  zu  Ende  zu  führen,  um  Privilegien  für  sich  und  die 
Ansiedler  zu  gewinnen,  teils  in  Anerkennung  der  landesherrlichen 
oder  lehnsherrlichen  Oberhoheit.  Aus  deutschem  Gebiet  sind 
in  dieser  Hinsicht  die  Privilegien  des  Herzogs  Heinrichs  des 
Löwen,"’)  des  Erzbischofs  Siegfrieds  von  Bremen,’*)  und  Kaiser 
Friedrichs  I.’*)  für  die  Besiedlung  der  Sumpfländoreien  in  der 
Nähe  der  Abtei  Machtenstedt  anznführen.  Hierzu  in  Parallele 
stehen  die  holländischen  Urkunden,  die  eine  Erlaubnis  zur  Ein- 
deichung Vonseiten  der  Landesherrn  enthalten.  Die  technische 
Bezeichnung  für  dieses  Erlaubniserteilen  ist  ,oirlof  gheven“.’*) 
Gleichbedeutend  ist  „macht  gheveii“’")  und  „macht  ende  oerlof 
gheven“”)  oder  „gunnen“,  „consentieren“.’*)  Es  ist  juristisch 
durchaus  von  dem  „Ausgeben“  verschieden.  Der  Charakter  des 
Fortgebens,  der  Veräusserung  im  weitesten  Sinn,  fehlt  dem  Er- 
laubniserteilen. Schon  ein  oberflächlicher  Blick  zeigt  dies  dadurch, 
dass  bei  der  Erlaubnis  eine  bestimmte  Person  von  vornherein  ge- 
geben ist,  der  gegenüber  der  Rechtsakt  vorgenommen  wird,  bei  dem 
Ausgeben  dagegen  jede  l)eliebige  Person  als  Gegenüber  in  Betracht 
kommen  kann.  Freilich  kommen  im  Endresultat  beide  ver- 
schiedene Rechtsakte  scheinbar  auf  dasselbe  hinaus.  Da  nämlich 
auch  bei  der  Erlaubnis  die  rechtliche  Stellung  und  die  Rechts- 


”)  HamburKcr  l’rkundenbnch  23B.  (a.  1170.) 

’*)  a.  a.  0.  2G0,  (a.  IISI  — 11S3). 

a.  a.  O.  20».  (a.  1158.) 

’*)  Mieris  III,  71,  12«,  580;  IV,  671. 

™)  Xioris  IV,  1069. 

”)  Mieris  III,  220,  IV  12» 

■*)  Mieris  IV^.  129,  le.'i,  I06s;  Schwarienberg  II,  558. 
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vorliältnisse  dessen,  dem  erlaubt  wird,  und  der  Ansiedler  oft  geregelt 
werden,  .so  onsclieinen  vom  Standpunkt  der  Landesherrn  die  Privi- 
legierten fast  als  Mittelspensonen.  In  Wahrheit  aber  sind  sie  doch 
die  eigentlichen  Vergäbet'  und  die  Landesherrn  nur  die  Begünstiger 
und  Genehmiger.  Und  bei  genauer  Durchforschung  der  Quellen 
stellt  sich  heraus,  dass  der  landesherrliche  Einfluss  auf  die 
Kultivierung  des  Xeulandes  und  die  Stellung  des  Landesherrn 
in  Rücksicht  der  Rechtsverhältnisse  des  neuen  Bezirks  bei  der 
Erlaubnis  eine  viel  schwächere  ist,  als  bei  der  landes- 
herrlichen  Vergabung.  Auch  zeigen  sich  hier  Momente, 
die  dort  durchaus  fehlen.™)  Zu  berücksichtigen  ist  freilich, 
dass  das  Ausgeben  dann  im  Endresultat  dem  Erlaubniserteilen 
sehr  nahe  kommen  muss,  wenn  es  schenkungsweisc  geschieht.*’) 
Die  inivilegierten  Vergaber  können  zugleich  die  Stellung  von 
Mittelspersonen  einnehmen;  dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  durch 
einen  Vertrag  einer  l'erson  hinsichtlich  von  Landstrichen,  die 
ihr  zugeliüren,  die  Erlaubnis  erteilt  wird,  und  an  sie  vom 
Landesherrn  fremde  Neuländer  ausgegeben  werden.**')  Auch 
kann  der  privilegierte  Vergaber  bei  Gelegenheit  des  Erlaubnis- 
ertcilens  in  eine  Sozietät  mit  dem  Privilegienerteiler  himsichtlich 
der  Bedeichung  von  Landstrichen,  die  beiden  zugehören,  treten.**^) 
Die  privilegierten  Vergaber  unterscheiden  sich  praktisch  von 
den  selbstämligen  Vergabern  dadurch,  dass  ihnen  meist  in  Bezug 
auf  die  Vergabung  in  gewisser  Hinsicht  die  Hände  gebunden 
sind.  Frei  und  selbstherrlich  schaltet  der  selbständige  Vergaber, 
ihm  zieht  nur  der  Wille  der  .Mittelspersonen  und  Ansiedler  eine 
Grenze.  Eingeengt  und  beschränkt  giebt  der  privilegierte  Ver- 


Vertjl.  unten  sub  2. 

I.^t  der  |irivile)!ierte  V'ergabtr  ein  Ilcicliireiliand,  der  unter  Innde»- 
licrrliclier  Verwaltung,  »teilt  wie  die  GruoteWaaid  in  Siidliolland.  so  steht 
ini  Re-sultat  eine  Vergabung  des  Deichverbandes  der  landesherrlichen  Ver- 
gabung »ehr  nabe  Vergl.  Mieris  IV,  140.  (a.  1410.) 

*“)  Vergl.  Mieris  IV  uniS.  Philipp  sagt  hier  1435;  .gunnen  ende 
ujtgheven  mits  dosen  brievc  te  bedycken  . . . alle  die  . . . uytterlanden  . . ., 
die  toebehooren  Fhiri.s  voorseyt  . . . ende  soinndge  andeie  aldaer  streckende"'. 
Kloris  ist  lugleieb  Vergaber  (ihm  wird  erlaubt  seine  Groeden  zu  bedeichen: 
, gunnen  . . . die  toebehooren)  und  Mittelsperson  (ihm  wird  .aasge- 
geben'" Ijuid:  uytghcven  . . . sorainige  andere“. 

Mieris  IV,  2-21.  (a.  141-2) 
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gaben  die  Groeden  meist  aus;  ihn  ländert  an  einer  treieii  Ent- 
faltung eine  Reclitsnorm,  die  der  Landesherr  filr  seine  Vergabung 
lestgestellt  hat.  Allerdings  giebt  es  privilegierte  Vergaben,  bei 
denen  die  Erlaubnis  eine  einfache  Form  ist,  ohne  mit  materiell- 
rechtlichen  Wirkungen  verknüpft  zu  sein.  Die  Fesseln,  welche 
den  privilegierten  Vergaben  beengten,  waren  gewöhnlich  Be- 
stimmungen über  die  Freiheit  der  Ansiedler  von  landesheiTÜchen 
Abgaben  und  Diensten  in  den  nächsten  Jahren.'*’)  Da  nämlich 
das  Land  selbst  als  frei  betrachtet  wurde,  so  war  damit  für  jedes 
Grundstück  eine  diesbezügliche  Freiheit  geschaffen,  die  ihm  der 
privilegierte  Vergaben  nicht  nehmen  konnte.  Allerdings  be- 
zogen sich  die  Freijahre  auch  auf  die  Vergaben  und  waren 
Freiheiten  für  sie.  Allein  die  Freiheit  des  Landes  konnte  für 
sie  hinderlich  sein,  falls  ihr  übriges  Land  gegebenen  Falls  für 
die  Tragung  der  landesherrlichen  Abgaben  zu  schwach  war. 
An  das  Neuland  konnten  sie  eben  nicht  heran;  jede  Bestimmung 
in  ihren  Vergabungsurkunden,  die  ihnen  das  Recht  zur  Ein- 
forderung der  landesheirlichen  Abgaben  verliehen  hätte,  wäre 
nichtig  gewesen.  Die  Vergaber  waren  bei  ihren  Vergabungen 
ferner  dann  gebunden,  wenn  die  Landesherrn  das  dingliche 
Recht  der  Ansiedler  hinsichtlich  ihrer  Neulandsparzellen  fest 
bestimmten,'**)  wenn  Reglungen  hinsichtlich  der  Anlage  von 
Hofstätten  getroffen  waren,'**“)  wenn  eine  feste  Zahl  Morgen  für 
Dritte  zur  Moorkultur  frei  zu  deichen  und  im  Hinblick  darauf 
von  den  Deichern  Sicherheit  zu  leisten  war.'**'’)  Die  privilegierten 
Vergaber  waren  beengt,  wenn  den  Deichern  jährlich  die  Zahlung 


Mieris  111,  120 (a.  1361)  „ende  si  ende  die  ghene.  diel  djkeii 
sulleii,  of  beBitteu,  zullen  't  van  allen  acoten,  van  beden,  ende  heervaerden 
vry  hebben  die  eeraten  seven  jare“. 

Mierie  IV,  220  (a.  1412):  „gbeven  wi  den  gbonon,  diel  bodyken  zullen, 
den  eygbendoem  van  den  erve,  dattet  inbedyct  wert,  bobouden  on»  des  jaira 
pachts  van  ses  groten  van  der  inorghen  voirscreven“.  Die  Ansiedler  er- 
halten liier  ein  Untereigentum,  das  der  Erbpacht  au  die  Seite  zu  stellen  ist. 

'’•*)  Mieris  IV,  140  (a.  1410.) 

'**'')  Uieris  IV,  670  (a.  1423.) 

.Vuert  snllen  die  ghene,  die  dit  voirsz.  land  sullcu  bodiken,  goede 
voirvaerde,  ende  wisheit  doen  dese  vierhondert  morgen  metten  tbien 
morgen  moers  tc  houden  vry  vau  dykingeu  endo  van  anderen  ouraet  der 
dyckaedsen  . . . .“ 

J.  Uierke,  (icvchiohte  det  deuUeheo  Deicbr«r.bu.  U 
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einer  bestimmten  Summe  vom  Gemetc  an  den  Landeshemi  aufer- 
le^'t  wurde.'*'’)  Die  stärkste  Gebundenheit  wurde  ilinen  zu  Teil, 
wenn  ihnen  eine  Frist  zur  Fertigstellung  der  Eindeichung  unter 
Androliung  von  Strafen  gesetzt,'**)  oder  wenn  die  Deicti- 
verwaltung  genau  geregelt  wurde.'*')  Diese  Fesseln  entbehren 
aber  oft  eines  Zwangscharakters  und  stellen  sich  als  Ver- 
{(flichtungen  auf  Grund  freiwilliger  vertragsmässiger  Ueber- 
nahme  dar.***) 

Als  Vergäbet  (selbständige  oder  privilegierte)  figurierten 
die  Landesherrn,'***)  Kirchen  und  Klöster,**')  kleinere  Herrn,**') 
Deich  verbände  *'■')  und  Städte.**')  Am  Ende  der  Periode  tritt 
eine  grosse  Landschaft  als  Vergäbet-  auf.**')  Ihre  Stellung  zu 
den  Landstrichen,  die  sie  ausgaben,  war  eine  Mischung öfFent- 
lichrechtlicher  und  privatrechtlicher  Befugnisse.  Und  zwar  war 
es  gleichgiiltig,  ob  ihnen  das  Land  seit  unvordenklicher  Zeit 
gehörte,  oder  ob  sie  es  sich  durch  Kauf  oder  Schenkung  er- 
worben hatten,  oder  ob  sie  sich  es  oder  eine  Verfügung  über  es 
ki  aft  Land-  oder  Lehnrechts  zuschrieben.  Die  Vergaben  hatten 
ein  öffentliches  Herrschaftsrecht  und  ein  privatrechtliches  Eigen- 
tum, die  nach  mittelalterlicher  Anschauung  mit  einander  ver- 
(liiifkt  waren.  Ueber  ihnen  konnten  sich  andere  Herrschafts- 
reclite,  andere  Privatrechte  wölben.  Aus  der  Gesamtheit  der 
Rechte,  die  sie  besassen  — mochte  sie  nun  klein  oder  gross 
sein  — konnten  sie  bei  den  Vergabungen  etwas  fortgeben  und 
etwas  zurückbehalten.  Es  ist  ohne  weiteres  einleuchtend,  dass 
die  Vergäbet-  einen  um  so  grösseren  Umfang  von  Herrschafts- 


**)  Vcrgl.  A.  84. 

Mieris  III,  74. 

Mieris  IV,  140. 
a.  a.  O. 

Die  älteste  landeslierrliohe  Austhuungsurkundc  ist  der  oben  A.  f>6 
erwälinto  Vertrag  von  1106. 

*'l  Als  ältestes  Beispiel  siehe  Bergh  I,  127.  (a.  1147.) 

"')  Vergl.  nameutlich  das  Privileg  vou  1343  (oben  A.  70). 

“■-)  Mieris  IV,  140  siebe  oben  A.  80. 

“*)  Vor  allem  Elbing.  Siehe  die  ältesten  tjuellen  bei  Toppen  „Preuss. 
Prov.  Bl.“  N.  I.  S.  302. 

®*)  Schwarzenberg  II.  S.  243,  Die  Vereinbarung  betreffend  die 
Bedeichung  der  Bildlande  vou  ir>06. 
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rechten  im.  allgemeiueii  bei  sich  zurückbehielten,  je  mehr  sie 
mit  den  Ansiedlern  selbst  in  Berührung  kommen.  Je  ange- 
sehenere, mächtigere  und  mit  eigenen  Herrschaftsrechten  aus- 
gestattete Mittelspersonen  existierten,  je  notwendiger  war  die 
Abspaltung  von  Herrschaftsrechten  und  eine  üebertragung  dieser 
von  seiten  der  Vergaber  auf  die  Mittelspersonen.  Allerdings 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  auch  bei  einem  gänzlichen  Fehlen 
von  Mittelspersonen  infolge  der  freien  und  selbständigen  Stellung, 
die  man  oft  den  Ansiedlern  zu  geben  bestrebt  war,  Herrschafts- 
rechte in  gewissem  Sinn  auf  die  Gesamtheit  der  Kolonen  über- 
gehen konnten. 

Das  Ausgeben  bezeichnen  die  Quellen  als  ein  „gheven“®-’3 
[„uytgeven“,*)  „verkofen  ende  uytgheven“®^)],  te  dycken  jof  te  doen 
dykcn,  als  ein  „dare“  („tradere“,  „vendere“,  „concedere“)  ad 
excolendam  (al.  terram).’**)  Die  Vergabung  konnte  eine  zeit- 
weise Ueberlassung  sein®)  oder  die  Gewähr  der  Dauer  in  sich 
tragen."")  Sie  konnte  mehr  Herrschaftsrechte  in  Bezug  auf 
das  Land  oder  das  Land  selbst  betreffen.  Sie  konnte  sich  als 
Verkauf'"')  oder  Schenkung"^-)  darstellen  oder  den  Charakter 
eines  Auftrags  oder  eines  Landleihevertrages  in  den  ver- 
schiedensten Formen  annehmen.  Immer  waren  diese  Verträge 
zugleich  üffentlichrechtlicher  Natur;  immer  handelte  es  sich 
um  Verträge,  um  Rechtsgeschäfte,  die  dem  Belieben  der  beteiligten 
Rei-sonen  unterstellt  waren.  Stand  ein  Verkauf  in  Frage,  so 
wurde  dabei  nicht  die  gesamte  Fülle  der  Rechte  des  Vergabers 
verkauft,  sondern  Splitter  dieser  Rechte,  Splitter  des  Herrschafts- 
rechts, Splitter  des  Eigentums,  oder  das  Eigentum.  Eine  solche 
Vergabung  aber,  bei  der  das  ganze  Herrschaftsrechts  in  seiner 
Totalität  übertragen,  und  die  Eindeichung  etwa  als  Ver- 


*)  Mieris  II,  151;  III,  24U;  IV,  474,  479,  981,  1045. 

’*}  Mieris  III,  277,  291. 

”)  Mieris  III,  291,  156,  197. 

■wj  V^ergl.  die  Austhuungsurkunden  für  die  Umgegoad  von  Hamburg 
und  Bremen. 

**)  Bchwarzenberg  II,  245. 

3o  die  moistea. 

'“'J  Mieris  III,  291,  — IV,  156,  223,  569. 

"“)  Mieris  IV.  479. 

9’ 
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trasrsbcdinguiif'  ausgemaclit  wurde,  findet  sich  nirgends.  Ver- 
kaufe fanden  nur  bei  Vorhandensein  von  Mittelspei-sonen  statt.*'“) 
Die  Mittelspersonen  zahlten  in  diesem  Fall  einen  Kaufpreis. 
In  den  holländischen  Urkunden  wird  daher  stets  dann,  wenn 
von  einem  Verkauf  die  Rede  gewesen  ist,  des  Kaufpreises  ge- 
dacht. Der  Kaufpreis  konnte  hinsichtlich  seiner  Höhe  ganz 
bestimmt  ausgemacht  und  bezahlt  werden.  Dann  enthalten  die 
Urkunden  eine  diesbezügliche  Bestätigung,  entweder,  dass  der 
Käufer  „van  desen  coep  wittelike  end  wel  betaelt  ende  voldaen 
lie(.ft“io4)  bezahlt  hätte  „den  lesten  penning  mitten 

er.sten Berechnete  man  den  Kaufpreis  genau  nach  Mass- 
gabe  der  Morgen,  die  eingedeicht  werden  sollten,  und  wai'  in 
Bezug  auf  die  Grösse  der  Eindeichung  dem  Käufer  ein  freier 
Spielraum  gelassen,  so  stellte  man  den  Kaufpreis  in  der  Weise 
fest,  dass  man  für  jedes  „Gemete“  ein  Fixum  vereinbarte,  eine 
diesbezügliche  Anzahlung  ausmacbte,  und  hinsichtlich  der  Be- 
träge, die  sich  infolge  der  Gewinnung  einer  grösseren  Menge 
von  „Gcmeten“  als  der  bei  der  Anzahlung  angenommenen, 
ertrab,  einen  Zahlungstermin  nach  der  Eindeichung  bestimmte.""’) 

Wie  passt  hierzu  .Hremer  UrkuiKienbucb“  No.  5i>?  Da  febleii 
Mittelspersonen  (vert'l.  Sehwind  S.  139),  und  cs  heisst  doch  „vendere*. 
Sonst  ist  bei  Verifabungen  an  Ansiedler  direkt  von  seiten  der  Vergaber 
von  eineiu  coneedere  (Hremer  L'rkb.  27)  oder  „dare“  (Änhalter  L'rkundb. 

I 2921  die  Kede.  Das  „vendere“  in  der  erstgedachten  Urkunde  bedeutet  daher 
keineswegs  V’erkaufen  im  teehnisehen  Sinn,  sondern  Ausgeben.  Würde  mau 
sich  übrigens  der  Interpretation  von  Schwind  S.  UO  anscbliossen,  so 
würde  man  in  den  .viris  et  ministerialibus“  Mittelspersonen  finden  können. 
•\llein  die  vorgeschlagene  Auslegung  Schwind s ist  nicht  annehmbar.  Er 
zieht  , viris  meia  et  ininisterialibus“  zu  vendidi;  siehe  aber  Anhalt.  Urk. 
I.  292;  Hamburg.  Urk.  199. 

"")  Vergl.  Mieris  111  2S1. 

Mieris  IV  S.  156  (a.  I410):  .Voirt  so  belyeii  wi  ons  van  den  coop 
van  den  lande  ende  Heerlichede  mitten  puuten  ende  voirwairden  voirsz.  van 
onsen  getruwen  Kaden,  ende  vrienden  voirgenoemt  vol,  ende  al  betailt  te 
wesen  den  lesten  penning  mitten  eersten  ende  bekennen,  dat  onse  getruwo 
Tresorier,  ...  tot  on.ser  behoif  dair  of  ontfaugen  beeft,  ende  in  ousen 
üirbair  gebracht  twee  dusont  gouden  Uelrescbe  gülden,  alzo  dat  wy  voir 
ons  ende  ousen  nacomellngen  onsen  getruweu  Rade  ende  vrienden  voirsz. 
ende  hören  nacomclingen  ende  erven  dair  of  vri  eude  quyt  scelden  tot 
ewigen  dagen“. 

"*')  Jtieris  IV  (a.  1413)  S.  225  , dat  Peter  cndeGeryt  voirsz  ons  daer 
toe  geven  sullen  voer  elcken  gemete  bedycts  lants  eenen  gouden  Engelscben 
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Man  konnte  auch  sich  mit  der  Vereinbarung  eines  geringen 
Kaufpreises  und  dessen  Begleichung  begnttgen,  eine  Summe  aber 
als  ewige  Rente  auf  das  Neuland  legen,  eventuell  auch  eine 
Erhöhung  dieser  Summe  nach  vollendeter  Bedeichung  ver- 
einbaren.'"^) 

2.  Allen  Mittelspersonen,  so  verschieden  sie  auch  sein 
mochten,  ist  gemeinsam,  dass  sie  durch  die  Vergabungen  von 
seiten  der  Vergaben  eine  Mission  erhalten.  Die  Erfüllung  dieser 
Mission  konnte  mehr  oder  minder  in  das  Belieben  der  Mittels- 
person gestellt  sein.  Doch  wurden  regelmässig  an  die  Erfüllung 
die  Vorteile  und  Rechtssamen,  die  man  den  Mittelspersonen  in 
Aussicht  stellte,  geknüpft,  und  die  Austhnungsurkunden  gehen 
alle  von  dem  Gesichtspunkt  der  Erfüllung  aus.  Dass  der  Ver- 
geber der  Mittelsperson  Land  ausgab  und  ihr  lediglich  die 
Heranziehung  von  Ansiedlern  und  die  Oberleitung  der  Ein- 
deichung übertrug,  ohne  ihr  Herrschaftsrechte  irgend  welcher 
Art  in  Bezug  auf  das  Neuland  in  Aussicht  zu  stellen,  ist  sehr 
.selten."*)  Nicht  hierher  gehört  der  Fall,  dass  ein  Landesherr 
seinem  Beamten  das  Ausgeben  von  Land  befiehlt.  Der  Beamte 
ist  dann  keineswegs  Mittelsperson,  an  ihn  wird  nichts  ausgegeben, 
und  er  steht  dem  Vergäbet  nicht  als  freie  und  unabhängige 
Person  gegenüber,  welche  mit  dem  Vergaben  kontrahiert  — 
sondern  ihm  wird  befohlen  und  er  muss  gehorchen."**)  Kegel- 


nobel, dacr  sy  ons  of  betailt  hebben  ecsa  ende  tsesticb  Eugelscbe  noblen. 
Endo  van  des  sy  meer  bedyckeu  sulIen,  daer  »al  die  dacb  van  betalingen  of 
wesen  tot  Bamisse  naistcomonde*. 

"")  Mieris  IV  (a.  1420  21)  S.  669.  Auch  hier  heisst  es,  dass  die 
Käufer  den  letzten  Pfenning  bezahlt  hätten  mit  dem  ersten ; die  Vereinbarung 
der  Honte  ist  daran  sofort  angeknUpft  dnreh  die  Worte  .beboudelic“. 

"*)  In  der  Kolonisationsurknndo  von  1149  betreffend  die  Kolonien- 
grUndung  im  Stedinger  Land  (Hamburg.  Urkb.  1S9)  wird  das  Land  ausgethan 
an  Johann  und  Simon;  aber  nur  Johann  erhält  den  Distrikt  jure  beneftciali. 
Simon  batte  daher  nach  der  Besiedlung  keine  Herrschaftsreebte.  Dass  er 
eine  Parzelle  sich  vorbehielt,  ist  wahrscheinlich,  aber  nicht  nötig;  damit 
würde  er  auch  nur  die  Stellung  eines  Ansiedlers  haben  und  keine  öffentlicb- 
rechtlicbe  Uewalt  Uber  das  Neuland. 

"*)  Vergl.Mieris  111,733  (a.  1400,1):  .Aelbrecht  . . . doen  cont  . . 
dat  wy  bevnleu  ende  gemachtiget  hebben  , . . onsen  Kentomeestes  . . . 
dat  hi  van  ouser  wegen  utgheven  sal  te  diken  . . .“ 
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mässig  finden  wir,  dass  den  Mittelspersonen  Herrschaftsrechte 
und  andere  Rechte,  die  mehr  einen  privatrechtlichen  Charakter 
tragen,  hinsichtlich  des  gesamten  einzndeichenden  Landes  Dber- 
tragen  werden.  Im  Vergleich  zu  den  privilegierten  Ver- 
gabe rn  ist  allerdings  ihre  Stellung  eine  abhängigere  und  un- 
vorteilhaftere. Die  privilegirten  Vergaber  haben  immer  den 
Zehnten,  die  Mittelspersonen  entbehren  seiner  oft.  Die  privi- 
legierten Vergaber  deichen  nie  Gemete  für  den  Landesherrn 
frei,  nie  erdeichen  sie  diesem  Ambacht  und  Ambachtsgevolgh, 
nie  Bruchteile  der  Gerichtsbussen.  Bei  den  Mittelspersonen 
ist  dies  oder  jenes  der  Fall."")  Für  die  blosse  Uebertragung  der 
Zehntherrlichkeit  hinsichtlich  der  einzndeichenden  Strecke"') 
sind  uns  zwei  Beispiele  überlielert,  von  denen  das  eine  nach 
Seeland,  das  andere  nach  den  holsteinischen  Marschen  weist. 
Bei  jenem  figuriert  als  Vergaber  ein  Kloster  nnd  die  Mittels- 
personen sind  zwei  Edle.  Bei  diesem  ist  der  Vergaber  ein 
Landesherr  und  die  Mittelsperson  ein  Kloster.  Bei  jenem  wird 
der  Zehnt  nur  in  Erbpacht  gegeben  und  nur  eine  Zehntherrlichkeit 
zur  gesamten  Hand  mit  dem  Vergaber  eingeräumt,  bei  diesem 
wird  der  Zehnt  ganz  überlassen  und  damit  eine  Uebertragung 
vorgenommen,  die  einer  Landübertragung  ziemlich  gleichstand."-) 
Im  Jahre  1147  giebt  nämlich  das  Kloster  St.  Peter  zu  Utrecht 
Zehnten  zu  Wohlfahrtsdijk  in  Erbpacht  au  Bodin  und  Balduin 
von  Skinga  und  überträgt  ihnen  die  Hälfte  der  Zehnten  hin- 
sichtlich der  Landstriche  des  Klostergebiets  auf  Südbeveland, 
die  sie  selbst  oder  die  Ihrigen  erdeichen  und  kultivieren  würden 
in  der  Weise,  dass  die  Zehnten  gemeinschaftlich  eingetrieben 
und  dann  erst  verteilt  werden  sollen."'*)  Und  im  Jahre  1139 


Bei  den  Mittelspersonen  Uberwiegt  ferner  ein  Ansthun  des  Landes 
mit  bestimmten  Grenzen.  Bei  der  Erlaubnis  an  die  pririlegierten  Vergaber 
wird  eher  die  Grösse  des  einzudeichenden  Landes  diesen  überlassen. 

Die  Uebertragung  von  Zehnten  an  Slikkeu  und  Marschland  ist 
keine  Vergabung  zur  Eindeichung.  Zu  einer  solchen  gehört  eine  Bezug- 
nahme auf  eine  Bedeichung  oder  Kultivierung. 

”*)  Vergl.  Bergh  I,  227,  441  (hier  handelt  es  sich  aber  nicht  um  eine 
Vergabnng  zur  Eindeichung). 

Bergh  1, 127 (a.  1147):  „Decetero  quoqne  etiam  haec  praedieüs fratri- 
bus  eorumqne  successoribus  hereditariis  indnisimns,  nt  quidquid  ipsi  terrarnm 
infra  terniinos  saucti  Petri  in  Suthbovulaude  suo  vol  suornm  labnre  vailo 
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schenkt  Erzbischof  Adalbert  von  Hamburg-Bremen  dem  Kloster 
zu  Neumünster  den  Zehnten  in  der  Wüster-  und  Breitenberger 
Marsch  und  dehnt  ihn  auf  alles  Land  aus,  welches  die  Kloster- 
leute oder  ihre  Anbauer  dort  erarbeiten  würden  (quae  vel  per 
se  vel  per  colonos  suos  usque  quaque  elaboraverint).  Demselben 
Kloster  werden  in  der  Bestätigungsurkunde  des  Bischofs 
Hartwigs  von  llfi4  alle  Neubrüche,  die  urbar  gemacht  werden 
sollen,  zu  rechtmässigem  Besitz  überlassen.' '■*)  Am  häufigsten 
erhielten  die  Mittelspersonen  die  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf 
das  Neuland  übertragen.  Freilich  behielten  die  Vergaber  einen 
Teil  derselben  sich  selbst  in  irgend  einer  Weise  vor.  In  Holland 
erhalten  die  Mittelspersonen  meist  die  Ambacht  und  das  Ambachts- 
gevolgh  in  Aussicht  gestellt."'’)  Mau  überträgt  ihnen  dies  zu 
Lehn."**)  Dabei  gebrauchte  man  oft  die  Vorsicht,  dass  man 
eine  Belehnung  erst  nach  vollendeter  Eindeichung  versprach."’) 
In  Deutschland  erhielt  die  Mittelsperson  regelmässig  die  Stellung 
des  Richters  oder  Schultheissen."**)  Die  hoheGerichtsharkeit 


cinxerint,  homiiiumque  culturae  aubjecer/int,  puüt  trus  primos  amioa 
quos  pro  labore  fo88orihu.s  addiximua.  ex  bis  aeqiia  portione  nobis  cnui  aiiigulia 
annia  decimia  purtiaiitur  in  imne  modum:  in  campo  decimaa  nos  et  ipai  uiiu 
colligemns,  collectaa  similiter  ad  propria  deferemiia,  delatas  tum  demum 
manipulatim  inter  nos  aeqnis  portionibus  partiemur“.  — Ks  ist  dies  niubt 
allein  die  Älteste  Vergabungsurkunde  Hollands,  sondern  auch  die  erste 
bollAndisebe  Urkunde,  die  anf  Deiebe  Itezug  nimmt. 

"*)  Hasse  I.  75,  77,  US.  Dass  das  „elaborare“  gleicbbedeuteiid  ist 
mit  ,erdcicbcn“,  ergiobt  ein  Vergleich  mit  der  Urkunde  von  1147  (.\nm.  113) 

■■*)  Abweichungen  finden  sieh  davon  insofern,  als  der  Vergaber  sich 
die  Ämbacbt  vorbehielt  (Mieris  III,  -J75)  oder  die  Hklfte  der  Ambacht  re- 
servierte (Hieris  UI,  249j. 

>>»)  Mieris  lU,  249,  291;  IV,  156,  197,  479,  569. 

Mieris  IV,  156  (a  1410):  .Ende  als  dese  voirsz.  lande  bedyct  syn,  so 
sollen  wi  onsen  getruwen  Raden  ende  vrunden  voirsz.  ende  den  genen,  die 
hem  die  helpen  bediken.  ende  hören  erven  na  dat  si  dair  in  deilen  zullen 
eude  elken  bysonder,  als  wy  des  van  hem  vermaent  werden,  die  voirsz. 
Heerlicheden,  endo  ambachten  verlien,  ende  verloven  te  bouden  von  ons  ende 
van  onsen  nacomelingen  tot  ene  onversterfeliken  leen,  in  eersten  lede  niet 
te  versterven,  te  verhoergewaden.  alst  mit  recht  verschynt,  mit  enon  pair 
Witter  bantschoen  . . .“ 

’*•’)  Hamb.  U.  B.  209.  Schwind  S.  166.  Sebroeder  .Kechls- 
gesebiebte*  3.  Anfl.  S.  429. 
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verblieb  dem  Vergaben,  insoweit  er  sie  besass.“®)  Man  übertrug 
nur  die  niedere  Gerichtsbarkeit oder  nahm  bestimmte  wich- 
tigere Fälle  aus.'^')  Die  Verteilung  derBussen  konnte  mit  der 
Verteilung  der  Gerichtsbarkeit  harmonieren  oder  in  der  Weise 
geregelt  werden,  dass  die  Mittelsperson  die  Gefälle  nur  bis  zu 
einer  gewissen  Grenze  erhielt''^)  oder  von  einer  gewissen  Grenze 
ab  mit  dem  Vergaben  zu  teilen  hatte, oder  dass  die  Mittels- 
person die  Bussen  der  ihr  zugewiesenen  Gerichtsbarkeit  ganz, 
die  übrigen  nur  teilweise  bekam. ''^'*)  Die  Mittelsperson  konnte 
auch  alle  Zehnten  übertragen  erhalten'-^)  oder  keine'-’)  oder 
nur  einen  gewissen  Prozentsatz'*)  oder  schliesslich  alle  mit 
Ausnahme  derjenigen,  welche  auf  dem  Lande  vor  der  Eindeichung 
bereits  lasteten,  mochten  sie  dem  Vergaber  zufallen '^)  oder 


"•)  Der  privilegierte  Vergaber  brauchte  sie  nicht  r.u  besitzen.  Vergl. 
Mieris  IV,  t‘29. 

'“t  Dies  ist  bei  einfacher  tlebfirtragung  clor  Ambacht  anzunehmen. 
Die  V’ergaber  behalten  sich  auch  hier  meist  .■uisdrücklich  die  .hohe  Ge- 
rechtigkeit“ oder  „hübe  Uerrlichkeit*  vor. 

'*')  Nach  der  Vergabung  von  1233  haben  die  Mittelspersonen  die  Ge- 
richtsbaikeit  .exceptis  judiciis  que  spectant  ml  dainnatiunem  capituin  et 
colloruni  et  de  furtis  et  manetnris  et  quidqiiid  frnctuum  iude  venorit.  inde 
medietas  men  (des  Vergabers)  erit  et  super  hoc  ego  ad  jndicium  residebo.“ 
(Bergh  I,  34G).  Nach  der  Vergabungsurknnde  von  1110  (Mieris  IV,  150) 
richten  sie  .bet  si  van  diefteu,  van  dootslagen,  van  leemten,  af  anders, 
utgeset,  ende  behoudelic  acn  ons,  ende  aen  onse  nacoinelinge,  dootslagen 
binnen  vreden,  ende  zoenen,  moirt,  reeroeff  ende  vrouwen  vercraft  ende 
zeevonde.“ 

Jlieris  III  291  (Graf  von  Blois).  Bussen  bis  10  Pfund  incl. 

'^)  Mieris  IV  609.  Bussen  bis  zu  sieben  Bcbillinge,  dann  geteilt. 

■^)  Siehe  Bergh  I,  340  oben  A.  121. 

Das  Zebntrecht  ist  in  dem  Ambacbtsrecht  enthalten,  wenn  cs  nicht 
besonders  ausgenommen  wird. 

'»)  Mieris  IV.  226,  1085,  Bergh  I.  346. 

'*)  So  bei  Mieris  IV  291  (Graf  von  Blois)  allen  Zehnten  ausser 
einem  gewissen  Naturalzehnt.  Nach  der  Kolonisationsurkunde  von  1201  von 
Hartwig  II.  (Uamb.  Urknndenbuch  332)  erhielten  die  Mittelspersonen 
Heinrich  und  Hermann  den  Zehnten  jeder  Zehnten  Hufe. 

Boi  Mieris  IV,  479  behält  sich  der  Vergaber  vor  „snlcke  reuten,  als 
wy  im  ter  t.vt  jaerlycx  daer  ut  hebben“.  Vergl.  auch  Mieris  IV,  981. 
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Dritten.'®)  Auch  verpflichtete  man  sie  zu  einer  Jahresabgabe, 
die  nach  der  Anzahl  der  eingedeichten  üemete  bestimmt  war.'®) 
Diese  Jahresabgabe  war  von  ilinen  zu  entrichten,  es  war  dies 
keine  Verpflichtung  der  künftigen  Ansiedler  gegenüber  dem 
Vergaber.  Mochte  die  Mittelsi)erson  sich  an  diesen  erholen, 
entweder  die  gleiche  Abgabe  fordern  oder  zu  ihrem  eigenen 
Profit  eine  höhere.'''")  Oft  ward  den  Mittelspei-sonen  auferlegt, 
für  die  Eintreibung  des  Zehnten  nnd  des  Zinses,  insoweit  er 
ihnen  nicht  zuflel,  zu  sorgen.'-")  Auch  Befugnisse  mehr  ver- 
waltungsrechtlicher N atur  w’urden  ihnen  ausdrücklich  einge- 
räumt. Man  konzessionierte  ihnen  die  Anstellung  von  Beamten"'-^) 
und  Deichbeamten,'-”)  überliess  ihnen  die  Deichschauung  mit  ihren 
Bussen,'")  gestand  ihnen  das  Recht  zu,  Kenren  zu  machen.'”) 
Man  gewährleistete  ihnen,  da,  wo  man  den  alten  Deich  nicht 
mit  vergabte,  das  „Festmachen“  des  neuen  Deiches  an  dem 
alten,  gab  ihnen  in  Bezug  auf  die  Grösse  der  Eindeichung  freien 
Spielraum,'*)  gestattete  ihnen  die  Bestimmung,  wozu  das 
Deichland  benutzt  werden  sollte.'-^)  Schliesslich  gewährte  man 
ihnen,  beiConsens  der  Beamten  das  Recht,  Wateringe,  Schleusen, 
Siele  nach  Gutdünken  anzulegen,'-*)  koncedierte  ihnen  eine  Be- 
fugnis, die  sich  als  e w i g e s E i n d e i c h u n g s r e c h t bezeichnen  lässt. 
Bei  grossen  Ueberschwemmungen  und  Einbrüchen  konnte  nämlich 
das  fjand  mit  Wasser  so  stark  und  solange  bedeckt  werden, 
dass  juristisch  der  Gedanke  an  einen  Landverlust  sehr  nahe 


llieria  III.  249:  ,End  waerd  dat  ycmaent  wäre,  die  höre  tieiiden 
versodit  lieddcii  . . . dat  lii  met  onaen  boekcii  betoeglien  mochte,  die  zoude 
liiien  tiende  behouden.“ 

Mieris  III.  -291.  Die  Mittelsperson  soll  C Pfennige  vom  Gcmet 
äbriieh  zahlen.  Mieris  IV,  479  Ql,  von  den  gewUbnlicben  Abgaben.) 

**)  Zu  schliessen  aus  Mieris  IV,  479  und  9St. 

'”)  Schroeder  a.  a.  0. 

Mieris  IV,  197,  479,  509,  Bergli  II  346. 

>»)  a.  a.  0.  u.  1086. 

'*•)  Mieris  II,  151. 

‘“l  Mieris  IV,  479  u.  a 
’*)  z.  B.  Mieris  IV,  ,569. 

Also  Kom-,  Wiesen-  oder  Moorland.  Hinsicbtlieli  des  Moorlandes 
ergab  sich  aller<liiigs  die  Benutzung  von  selbst. 

Mieris  IV,  156. 
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lag.  War  aber  das  Land  teilweise  verloren,  so  konnten  später, 
wenn  die  Wasser  zurückgingen,  indem  das  alte  Land  als  Anwachs 
angescliwemmt  erschien,  infolge  des  Aussendeichsregals  Momente 
geltend  gemacht  werden,  die  einer  freien  unabhängigen  Neu* 
bedeichung  nach  Art  der  alten  von  seiten  der  ursprünglichen 
Mittelsperson  hinderlich  im  Wege  standen.  Bei  gänzlichem 
Landverlust  aber  fehlte  der  .MitteKsperson  überhaupt  jedes  Recht 
auf  das  alte  Neuland.  Um  alles  dies  zu  verhindern,  fügte  man 
den  Vergabungsurkunden  die  Bestimmung  ein,  dass  die  Mittels- 
personen bei  solchem  Sachverhalt  das  Land  stets  wieder  in 
Besitz  nehmen  und  bedeichen  könnten.  Dies  ewige  Eindeichungs- 
recht wird  in  einer  Austhuungsurkuiide  von  1413'*)  folgender- 
massen  gewährleistet; 

„Ende  waert  dat  saicke,  dat  dit  voirsz.  land  rampte,  of 
inbraecke  van  den  watere,  nae  dattet  ged}xt  wäre,  soe  sullen 
Peter  ende  Gerjt  voirsz.  (die  Mittelspersonen)  of  haer  erven 
dit  voirseyde  landt  weder  mögen  aenwaerden  als  hair  eygen 
goede,  ende  dycken,  of  sy  willen  tot  hoeren  schoensten,  ende 
daer  en  sullen  wy,  noch  yemant  jegens  seggen.“ 

Die  Mittelspersonen  erhielten  in  dem  neuen  Gebiet  auch 
besondere  Gerechtigkeiten  — wenn  sie  einfache  Freie 
waren  und  bei  kleinen  Dorfansiedlungcn : Backofen-,  Schank-, 
Sclimiedegerechtigkeiten'*')  — bei  grösseren  Eindeichungen,  wo 
Edle  und  Herren  Mittelspersonen  waren,  wie  vornehmlich  in 
Holland:  „vogelye  vischerie,  wiiit,  braut,  exechynze,  veeren, 
ghiften  van  Kerken“,'^')  Gerechtigkeiten,  die  regelmässig  einem 
Ambachtsherrn  zufielen.  Vor  allem  aber  wurden  die  Mittels- 
personen'in  Bezug  auf  die  ersten  Jahre  der  Urbarmachung  privile- 
giert. Sie  erhielten  gewisse  Jahre  frei  von  Diensten  und 
Abgaben.  In  Holland  hat  sich  die  Anzahl  der  Jahre  mit  bei- 
nahe ausschliesslicher  Regelmässigkeit  auf  sieben  belaufen. 
Nur  die  älteste  Austhuungsurkundo  von  1147'^'')  und  die  Ver- 
gabung des  Herrn  von  Putte  von  131.’)'*')  setzten  drei  Jahre 

'*)  liier is  IV,  225. 

'•“)  Schroeder  a.  a.  O. 

'*')  Mieris  IV,  156. 

■")  Bergli  1.  127. 

*“)  Mieris  II,  151. 
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fest;  sonst  stösst  man  bis  1436,  wo  bei  einer  Vergabung  10  Frei- 
jahre gewährt  werden, nur  auf  die  Anzahl  sieben.  Diese  Frei- 
jahre bezogen  sich  zu  einem  grossen  Teil  auf  die  Ansiedler  mit. 
Die  Quellen  drücken  die  Privilegierung  ungefähr  in  folgender  Weise 
aus:  „Ende  dit  selve  Nieuwlant  sal  vry  wesen  van  allen  beden, 
schoot,  ende  heervaerden,  diensten  ende  andere  onraeden,  die  vallen 
mögen  in  onsen  Lande  (van  Seeland).“ Die  Mittelspersonen 
waren  daher  nicht  in  der  Lage,  die  Ansiedler  mit  solchen  Lasten 
zu  beschweren.  Wohl  aber  war  ihnen  das  Recht  belassen, 
innerhalb  der  Freijahre  von  dem  eingedeichten  Lande  Abgaben 
einznfordern,  welche  nicht  zu  den  erwähnten  gehörten.  Es  muss 
insbesondere  betont  werden,  dass  dann,  wenn  sie  das  Recht 
auf  den  Zehnten  mit  verliehen  bekommen  hatten,  es  durchaus 
bei  ihnen  stand,  die  neuen  Hufen  mit  Zehnten  zu  belasten.'“) 
Sie  waren  auch  hinsichtlich  der  Eiuforderung  von  Pacht-  oder 
Zinsgeldern,  die  sie  mit  den  Ansiedlern  vereinbaren  konnten, 
keine.swogs  beschränkt.  Die  Abgaben,  von  denen  das  Land 
selbst  und  damit  zugleich  Mittelspersonen  und  Ansiedler  gefreit 
waren,  waren  Lasten,  die  dem  Landesherrn  zu  leisten  waren, 
sie  wurden  auferlegt  kraft  landesherrlicher  Gewalt.  Die  Zehnten 
dagegen  waren  Zubehör  der  Auibachtsherrlichkeit,  d.  h.  einer 
Gewalt,  die  unter  der  landesherrlichen  stand.  Zinsen  und 
Pachtgelder  hatten  einen  privatrechtlichen  Charakter  und  wurden 
kraft  grundherrlicher  Eigenwirtschaft  erhoben.  In  Bezug  auf 
sie  hatten  die  Mittelspersonen  rechtlich  freien  Spielraum,  wenn 
nicht  ausdrücklich  bei  der  Vergabung  die  Freijahre  auf  die 
Zehnten  erstreckt  waren.  Letzteres  war  z.  B.  der  Fall  bei  der 
Vergabung  von  Zehnten  von  seiten  des  Klosters  St.  Peter  zu 
Utrecht  im  Jahre  1147.“")  Allein  auch  da,  wo  die  Freijahre 
von  seiten  der  Vergaber  nicht  auf  Zehnt  und  Zins  ausgedehnt 
waren,  wurden  die  Ansiedler  thatsächlich  auch  in  Bezug  auf 
sie  durch  die  Mittelspersonen  regelmässig  gefreit.  Allerdings 
ist  uns  keine  Austhuungsurknnde  einer  Mittelsperson  an  An- 


Mierig  IV,  1086. 

Mieria  IV,  156. 

'**)  Dies  ergiebt  namentlich  hlieris  IV,  1086,  wo  ausdrücklich  die 
Zehutru  mitgenaunt  werden. 

Bergh  I,  127.  Siehe  oben  A.  113. 
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Siedler  erhalten.  Allein  wir  finden  da,  wo  der  Vergaber  sich 
den  Zehnten  bei  einer  Austhuung  an  die  Mittelsperson  vorbehielt, 
stets  die  Freijahre  dem  Lande  auch  hinsichtlich  der  Zehnten 
gewährleistet.'**)  So  werden  praktisch  die  Mittelspersonen 
während  der  Freijahre  mit  den  Zehnten  nur  insofern  etwas  zu 
thun  gehabt  haben,  als  es  sich  um  Zehnten  handelte,  die  bereits 
auf  dem  uneingedeichten  Neuland  lasteten.**®)  Denn  dass  diese 
regelmässig  bestehen  blieben,  beweisen  die  holländischen  Ur- 
kunden, welche  sie  erwähnen."*®)  Wo  Freijahre  ausgemacht 
wurden,  war  der  Termin  für  ihren  Anfang  in  zweierlei  Weise 
verschieden  bestimmt.  Entweder  datierten  die  Freijahre  von 
der  Zeit  ab,  da  das  Land  gedeicht  war,"*')  oder  von  der  Zeit 
ab,  da  man  Korn  gewann  und  mit  Nutzen  säen  konnte.***) 
DieMittelspersonen  kamen  durch  die  Vergabung  zu  dem  Land 
in  eine  Stellung,  die  regelmässig  zeitlich  nicht  beschränkt 
war.  War  ihnen  allerdings  lediglich  die  Besiedlung  anvertraut, 
ohne  dass  ihnen  eine  Macht  nach  der  Bedeichung  in  Aussicht 
gestellt  war,  so  hatte  nach  der  Bedeichung  es  mit  einer  Be- 
fugnisihrerseits  über  das  Neuland  ein  Ende.  Eine  merk- 
würdige Vergabung  auf  eine  fe.stbegrenzte  Zeit  enthält  auch 
die  Uebereinkunft  mit  einigen  holländischen  Edlen  betreffend 
die  Bedeichung  der  Bildlande  aus  dem  Jahre  1505.  Hiernach 
kamen  diese  Landstriche  auf  elf  Jahre  in  die  Hände  der  Edlen, 
welche  sie  gebrauchen  und  verpachten  konnten,  nach  dem  zweiten 
Jahr  von  jedem  vierten  Morgen,  der  gebraucht  wurde,  5 Gulden 
jährlich  zu  zahlen  hatten  und  in  Bezug  auf  die  Verwaltung 
eine  Oberaufsicht  erhielten.'-**)  Diese  Edle  erscheinen  somit 
als  Pächter,  die  zugleich  eine  gewi.sse  öffcntlichrechtliche  Stellung 
einnahmen.  Ueberhaupt  wird  sich  als  gemeinsames  Merkmal 
aller  Mittelpersonen  nur  sagen  lassen,  dass  sie  eine  üffentlich- 


’“)  Mieris  IV,  225,  lOSß. 

'*’)  llieris  IV,  249,  479. 

*™I  Mieris  IV',  981  ergiebt  vor  allem,  dass  diese  Zehnten  aiicli  schon 
vor  Ablauf  der  Kreijahre  zu  zahlen  waren. 

**')  Mieris  III,  291:  IV,  225. 

*“)  Mieris  III,  249,  IV,  150,  197,  479,  509,  1085. 

*“)  Hamburger  Urkuudenbuch  189  in  Uezug  auf  die  Mittelsperson  Simon. 
'**)  Schwarzenberg  II,  21«. 
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reclitliche,  herrschaftliche  Stellung  in  Bezug  auf  das  Land 
erhielten.  Im  übrigen  ist  es  kaum  möglich,  sogar  die  Stellung 
einer  bestimmten  Mittelsperson  nach  heutigen  juristischen  Be- 
griffen scharf  zu  kennzeichneu.  Da  auch  die  Herrschaflsrechte 
als  Privatrechte  behandelt  und  übertragen  wurden,  so  erhalten 
die  Mittelspersonen  zum  Teil  die  Stellung  von  Erbpächtern  der 
Herrschaftsrechte. '^)  Infolge  der  in  Holland  üblichen  Belehnung 
mit  derAmbacht  und  dem  Ambachtsgevolgh  werden  die  Mittels- 
personen teilweise  Vasallen.'-^)  Hierbei  konnte  die  Mittelsperson 
in  Bezug  auf  das  Land  selbst  als  Eigentümer  erscheinen.  So 
bekommt  Geryt  von  Buschusen  im  Jahre  1420/21  die  Ambacht 
zu  Lehn,  das  Land  aber  „tot  enen  vryen  eyghen  erflic  cud 
cwelic  te  hebben“.'^’)  Es  lag  überhaupt  dann,  wenn  der  Ver- 
gabung ein  Verkauf  oder  eine  Schenkung  zu  Grunde  lagen,  die 
Hervorhebung,  dass  die  Mittelsperson  Eigentümer  sein  solle, 
sehr  nahe.  Sie  findet  sich  z.  B.  am  deutlichsten  bei  der  Ver- 
gabung des  Herzogs  Johann  von  14i:i,  wo  es  heisst:  „Dat  sal 
hoirs  vry  gront  eygen  laiidt  ende  goet  wesen  ende  haeren  erven 
erven,  haeren  vryen  wille  mede  te  doeu“.'^)  Durch  das 
Herrschaftsrecht,  welches  die  Mittelsperson  innehatte,  erhielt 
das  Eigentum  je  nach  der  Art  des  Herrschaftsrechtes  eine  ge- 
wisse Färbung,  die  es  von  dem  vollen  Eigentum  trennte. 
Hierdurch  und  infolge  der  mittelalterlichen  Anschauung,  dass 
in  dem  freien  Eigen  an  sich  öffentlichrechtliche  Elemente  ent- 
halten seien,  erschienen  die  Mittelspersonen  auch  als  Eigentümer 
als  Herrschaftsberechtigte.  Man  kann  sagen:  Je  mehr  die 
Zehnten  und  Abgaben  von  den  Hufen,  die  der  Vergaber  sich 
vorbehielt,  den  Charakter  von  Landesabgaben  und  Steuern  be- 
kamen, die  dem  Landesherru  kraft  öffentlichen  Rechts  zufielen, 
und  je  mehr  der  Vorbehalt  der  „Herrlichkeit“  von  seiten  der 
Vergaber  als  Vorbehalt  der  Landeshoheit  erschien,  um  so  mehr 
waren  die  Mittelspersonen  gegenüber  den  Vergabern  in  der 


*'*j  bergb  1,  127.  Vergl.  auch  Micris  IV.  lOtiS. 

Uicria  IV,  15t3,  197,  179,  5119.  Zu  uuterscheiileii  ist  die  Ueber- 
tragung  des  Aiubacbt  zu  Lebu  vou  der  Oelehuuiig  mit  dem  Land  selbst. 
Vergl.  unten  A.  160  a. 

’*')  )Iieris  IV,  .569. 

.Mieris  IV.  225;  sie  war  natürlicb  nicht  notwendig;  Mieris  III,  291 
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Stellung  von  Eigeiitflnieni;  und  je  mein-  der  Gedanke  der 
Herrschaft  über  das  Land  bei  den  Mittelspersonen  wieder  gegen- 
über den  Ansiedlern  losgelöst  von  privatrechtliclieu  Grundlagen 
zum  Vorschein  kam,  um  so  mehr  büssten  die  Mittelspersonen 
gegenüber  den  Ansiedlern  die  privatrechtliche  Stellung  von 
Eigentümern  zu  deren  Gunsten  ein.  Selbst  da,  wo  die  Mittels- 
person zum  Richter  oder  Schulzen  vom  Vergaben  eingesetzt 
wurde,  hatte  sie  insofern  einen  Teil  des  Eigentums  am  Land,  als 
in  dem  übertragenen  richterlichen  und  polizeilichen  Herrschafts- 
recht eine  Ausscheidung  aus  der  öffentlichrechtlichen  und 
privatrechtlichen  Gewalt  des  Vergabers  zu  erblicken  ist  und 
öffentliche  Herrschaftsbefugniss  und  privatrechtliche  sachen- 
rcchtliche  Macht  mit  einander  verquickt  waren.'*®)  Allerdings 
Oberwiegt  hier  ebenso  wie  bei  dem  blossen  Aultrag  zur  Be- 
siedlung der  öffentlichrechtliche  Gesichtspunkt.  Das  privat- 
rechtliche Element  tritt  dann  wieder  mehr  dem  öfllentlichrecht- 
lichen  zur  Seite,  wenn  der  Distrikt  der  Mittelsperson  als  beneficium 
übertragen  ward,'®“)  oder  diese  das  Land  zu  Lehn  erhielt.'®“*) 
Die  Mission,  welche  den  Mittelspersonen  zu  Teil  ward, 
bestand  darin,  das  Land  zu  bedeicheu  oder  bedeichen  zu  lassen,'*') 
cs  zu  kultiviren  und  weiter  auszugeben.'**)  Häufig  wird  das  Land 
von  dem  Vergaber  an  zwei  oder  mehrere  Mittelsiiersonen 
zugleich  ausgegeben.  Diese  Mittelspersonen  halten  dann  regel- 
mässig eine  gleichartige  Stellung.'®*)  Anders  war  es,  wenn  erst 
durch  Vermittelung  der  Mittelsperson  eine  Person  als 
zweite  Mittelsperson  hinzntrat.  Dann  ergab  sich  eine  Ab- 
hängigkeit der  zweiten  Mittelsperson  von  der  ersten.  Zu  unter- 
scheiden ist  dieser  Beitritt  von  dem  Eintritt  einer  neuen 
Mittelsperson  an  Stelle  der  alten,  bei  welchem  die  letztere  in 


'“1  A.  M.  Schwind.  S.  167;  wenn  auch  nicht  ganz  entschieden. 

'*“)  üamburg.  Urkb.  181)  .Districtum  ....  Johanni  . . . jure  beneficiali 
concessi.“ 

Dergli  I,  346.  Vcrgl.  oben  A.  156. 

'*')  ,te  dycken  of  tc  doeu  bedycken“,  wie  die  holländischen  Urkunden 
sagen.  Manche  setzen  hinzu  ,to  hacren  sclioensten“  oder  „to  lioren  besten 
oirbaer  ciid  profite“  u.  s.  w. 

'“*)  „ad  cicolendam  et  vendendam“  wie  die  deutsclien  Urkunden  sagen. 
*“)  Mieri«  IV,  56!»,  1068.  Bergh  I,  127  u.  a. 
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Bezug  auf  das  von  ilir  ausgegebene  Land  aus  dem  Zusammen- 
luiiig  ganz  ansschied.  Auf  beide  Fälle  ward  in  den  Yergabungs- 
urkunden  Rücksicht  genommen.  Man  versprach,  den  Beitretenden 
oder  Eintretenden  in  Uebereiustimmung  mit  der  Stellung  der 
ersten  Mittelsperson  mit  dem  Land  zu  belehnen,  in  dessen  Besitz 
und  Eigentum  zu  belassen  u.  s.  w.'*^)  Der  E intritt  vollzog  sich 
durch  Uebertragung  aller  Rechte,  welche  der  e rsten  Mittelsperson 
an  dem  Land,  das  sie  ausgab,  zustanden.  E s konnte  sich  um 
das  ganze  Land  handeln,  welches  an  die  Mittelsperson  von  dem 
Vergaber  ausgethan  war,  oder  um  einen  Teil  desselben,  das 
war  gleichgültig.  Eiu  Beispiel  eines  solchen  Eintritts  gewährt 
der  Verkauf  der  Herzogin  Margarethe  an  Plorens  von  Borsselcn 
im  Jahre  1 430,  mit  dem  Margarethe  autliörte  und  Florens  anfing, 
Mittelsperson  zu  sein.'**)  Der  Beitritt  dagegen  vollzog  sich 
dadurch,  dass  die  Mittelsperson  einer  neuen  M i ttelsperson  einen 
Teil  ihrer  Rechte  am  Land  vergabte.  Diese  neuen  Mittels- 
personen nennt  die  Vergabungsurkunde  Herzogs  Philipps  von  1435 
„mededeelders“.'“*)  Die  mededeeldei’s  kommen  in  Deutschland 
nicht  vor.  Sie  finden  sich  uaturgemäss  bei  grosse  reu  Vergabungen. 
Sie  stehen  zwischen  Vergaber  und  Ansiedlern  und  zwischen 
Mittelsperson  und  Ansiedlern,  ln  welcher  W e ise  solche  Ver- 
gabungen an  medodeelders  geschahen,  darüber  bclehit  die  Aus- 
thuung  der  Herzogin  Margarethe  von  143  0 ani|Flouns  von 
Borsseleu,’*")  die  allerdings  nicht  zur  Ausführu  ng  kam.’**)  Die 


llieris  IV,  470.  ,Einl  waert  saccke  dat  imant  dit  yoorsz.  oieuwlaud 
oftc  de  Heerlyckhedeo,  ende  Ambaclitvn  voorsz.  van  ous  er  liever  Viouwe 
ende  Moeder  mit  coepe  ölte  andera  naeriuaeU  vercre  gen,  lioe,  oflio  in  wat 
8CVÜ  dat  geschien,  offte  comon  mochte,  die  geloove  wyse  dan  vcort  te  verlien, 
offto  doeu  verleenen  ....  tot  sulcken  recht ...  als  wy’t  onser  liever  Vruuwe 
. . . doen  suUen.*  Mieris  IV,  lUSh:  .Ende  wairt  dat  aake.  dat  yemant 
deae  . . . aliclanden  ....  van  onson  gemynden  ....  mit  cope  ....  ver- 
cregen  ....  dien  geloveu  wy,  dat  voirt  vor  ona  . . . him  . . dair  in  te 
bouden  ende  te  laten  beaitten  ende  te  gebruken  ende  te  laten  te  gebruken 
endo  te  besitten  tot  sulkcn  recht,  ende  eygendom,  ende  in  olre  maniereu, 
als  wyt  onsen  ghemynden  . . gegounet,  ende  gegeven  hebben.“ 

*“)  Hieris  IV,  9s:i. 

1«)  Mieris  IV,  t06s. 

Mieris  IV,  USl. 

'**)  Denn  später  verkaufte  sie  den  ganzen  Aussendeich  an  Florens. 
Aus  dem  ursprünglich  geplanten  Beitritt  wurde  ein  Eiulritt.  Mieris  IV,  9S3. 
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Heraogiii  vergabt  hier  .')0  Geniete  des  ihr  1417  18  gesehenkten 
Aussendeichs;’*")  die  alten  Renten,  welche  das  ganze  Neuland 
zu  dieser  Zeit  belasteten  und  daher  auch  während  der  Freijahre 
fortlicfen,  sollen  „mede  mede  ghelic“  von  den  50  Gemeten 
proportionaliter  an  die  Gräflichkeit  bezahlt  werden.  Nach  den 
Freijahren  soll  Florens  von  jedem  Gemäss  die  Hälfte  von  den 
üblichen  Jahrgeldern  begleichen,  während  die  Herzogin  1417  18 
nur  ein  Drittel  davon  an  den  Grafen  abzuführen  hatte.  Sonach 
blieb  die  Herzogin  mit  dem  Lande,  insoweit  sie  es  übertrug, 
insofern  in  Zusammenhang,  als  sie  die  Hälfte  der  üblichen  Ab- 
gaben erhielt,  ein  Drittel  abgab,  also  ein  Sechstel  profitierte. 
Ist  dies  auch  die  einzige  Austhuuugsurkunde  von  einer  Mittels- 
person an  eine  andere  leitende  Mittelsperson,  die  uns  überliefert 
ist,  so  lässt  sie  doch  den  Schluss  zu,  dass  die  Austhuungen  an 
die  mededeelders  stets  in  analoger  Weise  stattfanden.  Eine  Aus- 
thuungsurkundc  einer  Mittelsperson  an  die  Ansiedler 
ist  nicht  erhalten.  Die  Austhuung  erfolgte  in  dem  durch  die  Ver- 
gabung bestimmten  Rahmen,  und,  insoweit  dieser  es  zuliess,  in 
freier  Weise.  Auf  die  Bedeichung  und  Besiedlung  selbst  gehen 
wir  später  ein.  Hier  ist  noch  zu  bemerken,  dass  eine  bestimmte 
Frist  für  die  Bewerkstelligung  der  Kultivierung  den  Mittels- 
personen nicht  gesetzt  wurde.  War  ihnen  das  Land  zeitweise 
überlassen,  so  musste  nicht  einmal  innerhalb  dieser  Zeit  die 
Bedeichung  vollendet  sein.'™)  Die  möglichst  schnelle  Anlage 
von  Deichen  stand  zu  sehr  im  Interesse  der  Mittelspereonen, 
als  da.ss  es  einer  rechtlichen  Fixierung  eines  Zeitpunktes,  einer 
Strafe  u.  s.  w.  bedurft  hätte.  Nur  in  einer  Vergabungsurkunde 
wird  ein  Termin  gestellt,  nämlich  in  der  Vergabungsurkunde 
von  1436,''')  wo  16  Jahre  ausgemacht  werden.  Allein  da  auch 
hier  nach  16  Jahren  ilie  Mittelspersonen  ihre  alten  Rechte 
weiterbehalten,  falls  die  Bedeichung  nicht  vollendet  ist,  so  stellt 
sich  dieser  Termin  mehr  als  ein  Wink  von  oben  dar,  der  klar- 
Icgen  sollte,  wenn  mau  das  Ende  des  Werks  erwartete. 


Micri»  IV,  479. 
Sctiwarzeiiberg  11.  i’ts. 
Mieris  1\%  lüS5. 
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So  ligurierten  als  ilittelpersonen  Landeshemi,*“*)  Städte,'"®) 
Klöster  und  Kirchen,'"*)  Edle  und  Knappen,  kleinere  Herrn ''*) 
und  Freie  (locatores).'"®)  In  Bezug  auf  die  locatores  ist  noch 
zu  bemerken,  dass  sie  von  denjenigen  Personen  zu  unterscheiden 
sind,  welche  Stellvertreter  der  Ansiedler  nur  beim  Vertrags- 
schluss sind.  Diesen  Stellvertretern  fehlt  jegliche  Mission,  sic 
sind  keine  Mittelsi)ersonen. 

3.  Zu  den  Ansiedlern,  die  hier  in  Betracht  kommen,  ge- 
hören nur  diejenigen,  welche  Teile  des  Neulandes  vor  der  Be- 
deichung zum  wirtschaftlichen  Eigenbetrieb  erhalten.  Sie  sind 
von  den  Personen  zu  unterscheiden,  welche  in  einem  bereits 
bedeichten  Gebiet  angesiedelt  werden.'"’)  Die  Ansiedler  waren 
entweder  von  den  Vergabern  oder  Mittelspei'sonen  herangezogeii, 
oder  sie  selbst  traten  diesen  gegenüber  als  eine  Gesamtheit,  die 
zu  einer  Gemeinde  werden  wollte,  der  aber  dazu  nur  die  ding- 
liche Unterlage  fehlte.”“)  Die  Ansiedler  waren  entweder 
Heimische  oder  Ausländer,”*)  Freie  oder  Unfreie.  Den  Aus- 
lämiern  belicss  man  häutig  ihr  heimisches  Recht.'““)  Die  Unter- 
schiede zwischen  Freiheit  und  Unfreiheit  hatten  sich  im  Mittel- 
alter  sehr  abgeschwächt.  So  giebt  es  Austhuungsurkunden,  die 
eine  Begabung  in  Unfreiheit  voraussetzen,'“')  und  andere,  welche 


z.  b.  Mieris  IV,  47a. 

'”)  Das  einzige  mir  bekannte  Beispiel  ist  die  Vergabung  an  die  Stadt 
Sevenberg  aus  dem  .labre  1130  (Mieris  IV,  074),  die  zugleich  interessante 
Einblicke  in  das  , Moordeichrecht“  gewährt. 

‘■‘)  Hasse  I,  75,  77. 

Itergh  1,  127,  Mieris  II,  151  u.  s.  w. 

'™)  Hamburg.  L'rkb.  ISO. 

'“)  Ueber  sie  vergl.  unten  sub  IV.  Hier  nur  die  vorläufige  Bemerkung, 
dass  die  Quellen  uns  oft  im  unklaren  las.sen,  ob  Ansiedler  dieser  oder 
jener  .\rt  vorliegen. 

Bei  den  Koloncn,  mit  denen  der  Vertrag  von  1106  abgeschlossen 
wurde,  ist  letzteres  der  Fall;  für  erstcres  passt  mehr  die  Austhunng  des 
Leweubroks  im  Jabro  1296  ^(irupen  II,  166),  wo  es  heisst;  .Quicunque  ad 
terram  Imjus  Lewciiwordher  dictain  spo  fortune  melioris  conttuxerint.“ 

•'■'j  Vergl.  oben  Einleitung  § 1 III. 

•““)  Vergl.  den  Vertrag  von  1106;  in  den  holsteinischen  Elbmarschen 
galt  teilweise  höllisches  Recht.  Siehe  C.  Const.  Hols.  II,  57. 

“'')  Anhalter  Urkb.  I.  202. 

J.  liierke,  Ue«cbicb(e  des  deulächen  DcicbrecbU.  10 
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die  Freilieit  an  eine  bestimmte  Aufentlialtszeit  in  der  Kolonie 
kniipren. Die  üemeinden,  welche  so  entstanden,  erhalten 
eine  freie  und  vorteilhafte  Stellung.  Sie  bildeten  teilweise  einen 
abgeschlossenen  Bezirk,  welcher  dem  übrigen  Land  als  privi- 
legierte Knklave  gegenüberstand.  Auf  alle  einzelnen  mehr  oder 
minder  vei-schiedenen  Vorrechte  einzugehen,  ist  hier  überflüssig. 
Aus  dem,  was  soeben  über  die  Vergäbet-  und  Mittelspersonen 
gesagt  ist,  ergiebt  sich  bereits  ein  ungetahres  Bild  der  Stellung 
der  .Ansiedler.  Zudem  wird  bei  der  Darstellung  der  Struktur 
lief  Deiehverbiinde  auf  manches  zurückzukommen  sein,  was  in 
diesem  Zusammenhang  bereits  eine  Andeutung  erfahren  soll. 
Ks  genügt  daher  folgendes  zu  bemerken:  Der  Gesamtheit  der 

.\nsiedler  wurde  da,  wo  keine  Miitels|)ersonen  waren,  mitunter 
die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  ein  Teil  der  Bussen  übertragen.*“) 
Ks  handelte  sich  nicht  allein  um  die  weltliche  Gerichtsbarkeit, 
sondern  auch  um  die  geistliche.'"*)  Die  hohe  Gerichtsbarkeit 
erhalten  die  Ansiedler  nie.  In  geistlichen  Gebieten  tindet  sich 
für  besonders  wichtige  Fülle,  auch  wenn  sie  an  sich  der  niederen 
Gerichtsbarkeit  zugehörten,  der  Ausweg  der  landesherrlichen 
andientia  vorgesehen.  Der  Vertrag  von  1106  nämlich  bestimmt, 
dass  die  Ansiedler  Judicia  rerum,  si  ipsi  inter  se  ditfinire  rc- 
(luirent,  a<l  epi.scoj)i  audientiam  referreiit,  euimiuo  secum  ad 
causam  difliniendam  diicentes,  inibi  quam  diu  moraretur,  de  suo 
ipsimet  prociirarent.“  Diese  episcopalis  andientia  tindet  sich 
in  sonstigen  Auslhuungsurkunden  nicht.  Sie  begegnet  aber 

piaktiseh  in  der  Altemlorfer  Schauung.  Hier  wendet  sich 

niinilieh  iui  Jahre  lä.'it»  das  Kirchsitiel  bei  einem  Streit  über 
die  Wiederherstellung  eines  Deichbruches  an  ilen  Erzbischof, 
der  zur  Entscheidung  Beamte,  Deichgrafen  und  Deichgeschworeue 
aus  der  Umgegend  .sendet.'“)  .Mitunter  ward  auch  den  An- 


Urupeii  U,  ICiti:  „Si  aliquia  a ilmuinin  altcriiia  principis  ad  torram 
liaiK-  iiiliatiifator  venerit  rt  per  aimum  perscveraveril  habitando  licet  propriua 
riierit.  repiUaliitur  ea.ie  Uber“. 

■’-■*)  Bremer  L'rkb,  -J7.  tirupeii  a.  a.  0.  .Mieria  III,  -277. 

Bremer  l’rkb.  27. 

Deiclirecht  der  Altendorfer  Scbauuiia  (..\rcliiv  de.s  Vereins  tür 
tie.seliiclite  und  Altertümer  der  Herzogtümer  Bremen  und  Verden  und  des 
L.indes  Iladeln“  Heft  11)  sub  XXXI. 
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siedlurn  die  Anstellung  des  Beamten  überlassen.  So  gestattet 
Otto  der  Strenge  im  .hilire  12'.t6  den  Bedeicliern  des  Lewen- 
broks  die  Wahl  des  judex.'*")  Teilweise  war  der  Richter,  auch 
wenn  ihn  der  Vergaber  oder  die  Mittelsperson  anstellte,  doch 
eigentlich  Angestellter  der  Ansiedler.  Dies  war  dann  der  Fall, 
wenn  die  Ansiedler  vor  der  Austhuung  bereits  einen  Vorsteher 
erkoren  hatten,  und  dieser  sich  dem  Vergaber  oder  der  Mittels- 
l)eison  als  Mittelsperson  näherte  und  bei  der  Austhuung  die 
Stellung  eines  Richters  erhielt  o<ler  besser  bestätigt  erhielt.'"') 
Die  Wahl  der  Geschworenen,  Heemraden,  Waarschappen, 
Schöffen,  Deichgeschworenen  u.  s.  w.  konnte  ebenfalls  in  den 
Händen  der  Ansiedler  liegen.'"")  War  dies  nicht  der  Fall,  so 
war  der  Wahlberechtigte  an  eine  Auswahl  unter  den  Ansiedlern 
gebunden. '"’')  Das  Gleiche  fand  statt,  wenn  bei  späteren  Aus- 
thuungen  ein  Deichgraf  gewählt  wurde.'®“)  Auch  war  es 
möglich,  dass  die  Ansiedler  das  Recht  hatten,  die  Entsetzung 
des  unfähigen  Beamten  zu  verlangen"")  oder  für  den  nachlässigen 
Vorkehrungsmassregeln  zu  treffen.'"")  Die  Ansiedler  wurden 
als  neue  ganz  selbständige  Gemeinde  dem  Landesorganismus 
eingefügt  oder  mit  anderen  zu  einer  politischen  Gemeinde  ver- 
bunden, sie  wurden  auch  zwar  jjolitisch  als  Gemeinde  begrenzt 
aber  in  Bezug  auf  Deichanlagen  mit  Angehörigen  anderer  Ge- 
meinilen  venpiickt,  oder  sie  wurden  politisch  anderen  Gemeinden 
angegliedert,  erhielten  aber  in  Bezug  auf  Deich-  und  Sielsachcn 
freie  Selbstverwaltung.  Begünstigt  waren  sie  durch  die  Frei- 
jahre, von  denen  bereits  genauer  gesprochen  ist,'**)  oder  durch 


Grujien  a.  a.  U. 

Vergl.  Lauipreclit  „Doutsclie  Guschiuhte“  III.  S.  326. 

'**)  tVaneuburger  Austbuungsurkunde  von  1343;  liremur  Urkiinden- 
bucli  56;  siehe  auch  Lampreebt  a.  a.  Ü.  u.  Mioris  III,  277.  Das  Nähere 
iinleii  .\bschiiitt  II.  Die  späteren  Quellen,  welche  Deichreehte  bestehender 
liemeinden  sind,  haben  diese  Wahl  der  Ansiedler  und  lassen,  wenn  in  den 
diesbezüglichen  Uehicteu  Austhuungeu  zu  vermuten  sind,  den  Schluss  zu, 
dass  dieses  Wahlrecht  den  Ansiedlern  bei  der  Austhuung  gewährt  war. 

Crauenhurger  Austhuungsurkundc  von  1343. 

a.  a.  Ü. 

«>)  a.  a.  O. 

Z.  B.  .Schauung  der  (ieschworenen  ohne  den  nachlässigen  Sehulzeu. 
''■o)  oben  aub  2. 

10* 
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(li(!  Gewälirung  einer  dauernden  Sonderstellung.  In  letzterer 
Beziehung  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Ansiedler  häufig  für 
frei  von  der  Heerfahrt,  von  Frohnen  und  Steuern  erklärt 
•wurden."'*)  Regelmässig  aber  waren  sie  entweder  sogleich  oder 
nach  Ablauf  der  Freijaiire  trotz  aller  sonstigen  Befreiungen 
ganz  oder  teilweise  heerbannptlichtig."’')  Ausser  den  Jahres- 
abgabeu,  die  sie  zahlten,  wurden  den  Ansiedlern  Zehnten  aufer- 
legt, die  sie  entweder  an  die  Vergaber  oder  die  Mittelspersonen 
oder  an  Dritte  zu  entrichten  hatten.  Ihre  Parzelle  erhielten 
sie  entweder  als  Zin.sgut  oder  als  Pachtgut,  oder  als  Erbpacht- 
grund-stück  oder  als  Eigentum.  Der  Zins  bestand  häufig  nur 
in  einem  Anerkennungszins,''"’)  durch  dessen  Begleichung  sie 


’■■**)  Vergl.  die  bei  Hott'uianii  .liescbicbtc  Magdeburgs  1S17.  II. 
S.  4US  gedruckte  .\u.sthuuiigsurkunde  de*  Erzbischof*  Wichmanu  llir  das 
Dorf  Krakau  (1101?;,  wo  den  Ansiedlern  gewährt  wird  ,ut  ah  omni  an- 
garicione  et  peticione  et  Tara  et  expeditione  aint  lihere,  ut  tantumiuodo 
fossatis  ad  restringondam  uiuam  vacont.“  Bei  Mieris  IV,  509  „von  allen 
vroen  end  jairscote  tot  ewigen  dagen  vry“  (von  Heerfahrt  nur  die  sieben 
Ercijahre);  hei  Mieris  III  -’77  stetige  Freiheit  von  Heerfahrt,  aber  stetige 
Frolinpilicht.  Vergl.  auch  Lamprecht  a.  a.  U.  siehe  aber  dazu  unten  A.  195. 

'■o)  Vergl.  namentlich  Bcrgh  I,  179  „et  ipsi  uinnem  juris  tenorem 
Helandensium  obtiueant  ut  nee  ulla  super  ipsam  terraiii  tiat  petitiu  nisi  in 
expeditione“  (a.  1199),  Hieiiel  III,  *9  „patriain  si  communis  necessitas 
exegerit,  simul  cum  inliabilantibus  defendant  . , , , (a.  1209),  Hasse  I 33S 
„Excipimus  ab  hoc  generaliiate  vulentes,  ut  coloui  praedictorum  mansorum 
et  agrorum  ad  justiliam  aggeri*  qui  dik  vulgariter  appellatiir,  uec  non  ad 
defen.sionem  terrae  que  lantwer  dicitur  teiieantur  et  ad  sullempnia  placita 
ter  in  anno  veniant“  la.  1217).  .Siehe  ferner  Hasse  III,  550  (a,  1325) 
Ost  (a.  132  9).  — Wo  Freijahre  sich  auf  die  Heerfahrt  bezogen,  waren  die 
.\nsiedler  nach  Ablauf  derselben  regelmässig  ganz  heerbauupilichtig.  Was 
Eamprecht  S.  327  sagt,  ist  daher  nicht  ziilredend.  Dort  heisst  es;  „So 
scheinen  die  Jloorsiedler  insgemein  frei  geworden  zu  sein  von  den  Lasten 
gräflicher  Heerfahrt  und  damit  auch  von  der  Auflage  gräflicher  Steuer.“ 
Es  stimmt  dies  weder  lür  die  Privilegierung  der  Ansiedler  bei  der  Aus- 
Ihuung  selbst  noch  für  .spätere  l’rivilegienerteilungen.  ln  letzterer  Beziehung 
siehe  namentlich  Bergh  1.  003  (a.  1254),  wo  Wilhelm  von  Holland  den 
Leuten  zu  Moordnaht  wegen  Deichbrüchen  alle  Abgaben  und  Beden  erlässt 
aber  so,  dass  sie  ihm  Jährlieh  13  Pfund  entriehten  und  ihn  bei  Heerfahrten 
mit  einem  Schiff  von  19  Mann  Besatzung  begleiten  sollen. 

Sleitzeu  II  340,  Schroeder  „Niederl.  Kolonien“  S.  39  Lamprecht 
S.  320,  der  aber  fehl  geht,  wenn  er  die  .\nsiedlung  zu  Zinsrecht,  wobei  der 
Zins  nur  .Vnerkeunungszins  ist,  als  die  alleinige  binstellt. 
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erklärten,  dass  das  Gut  nicht  ihr  echtes  Eigen,  sondern  ihr 
Zinseigen  sei.'®’)  Der  Zins  war  regelmässig  der  Mittelsperson 
zu  entrichten,  wenn  eine  solche  vorhanden  war;  sie  hatte  je 
nach  der  Austhuungsurkunde  ihn  dem  Vergaber  abzuliefeni  oder 
das  Recht,  ihn  für  sich  zu  behalten.  Als  einfache  Pächter 
traten  die  Ansiedler  selten  auf.  Wir  finden  sie  in  dieser  Stellung 
bei  der  Austhuung  der  Bildlande.  Hier  sind  sie  sogar  After- 
pächter. Sie  pachten  von  den  Pächtern  ihre  Hufen  auf  1 1 Jahre, 
nach  deren  Ablauf  es  in  ihrem  Belieben  steht,  ob  sie  zu  altem 
Recht  bleiben  oder  unter  Ersatz  der  Verbesserungen  abziehen 
wollen.*"")  Sehr  verbreitet  ist  das  Austhun  der  Hufen  zu  Erb- 
pacht.*®®) Die  Erbpächter,  Pächter  und  Zinsleute  erhielten  oft 
eine  Befreiung  von  den  Abgaben  gewährleistet  für  den  Fall, 
dass  „per  inundationes  aquarum  terra  inarabilis  fiat  vel  per 
ruidiones  aggernm  segetes  omnino  in  aquis  remaneant.-®")  Erb- 
pächter und  Zinsleute  stehen  den  Eigentümern  sehr  nahe,  sie 
haben  nach  mittelalterlicher  Anschauung  auch  ein  „eigen“  aber 
kein  volles  eigen,®“*)  sondern  ein  abgeleitetes,  das  man  später 

"”)  Anhaltcr  Urkb.  I.  292  „a  po.ssesaoribus  . . . ilenarii  . . , persol- 
vantur,  quo  predium  iioii  suum.  sod  eccleaiae  et  iiostrnm  esse  profiteniitur." 

'**)  Schwarzenberg  II,  24S. 

•""j  Mieria  II.  368.  Siehe  auch  Bergh  I,  533. 

**")  Bergh  I 540. 

'■*’*)  V^ergl.  die  Glosse  zu  art.  79  des  II.  Buches  des  .Ssp.  Lr.:  „Zins- 
gut ist  weder  eigen,  erbe,  noch  lehen  . . . Zinsgut  ist  aber  darumb  kein 
Kigen,  das  der  Herr  darauf)'  einen  zins  hat  . . . denn  eigen  bat  mau  on 
allen  zins.  Es  ist  auch  darumb  kein  erbe,  das  es  der  richter  nicht  aufgebeu 
mag.  Es  ist  auch  kein  Lehen,  das  man  davon  zins  giebt.“  Diese  Stelle  ist 
so  zu  verstehen,  dass  Zinsgnt  kein  echtes  Eigen  ist.  Damit  soll  keineswegs 
gesagt  sein,  dass  es  nicht  ein  Eigen  minderer  Art  sein  kann.  Han  be- 
trachtete es  vielmehr  im  Mittelalter  durchaus  als  Eigen,  die  (Quellen  reden 
vou  Zinseigeu.  Schwind  stützt  sich  S.  165  hauptsächlich  auf  diese  .Stelle, 
indem  er  behauptet,  dass  das  bäuerliche  liecht  die  Universalitätstendenz 
des  romanistisch-moderuen  Eigentumsbegriffs  nicht  gehabt  habe.  Er  meint, 
dass  dies  dieser  Stelle  gegenüber  nicht  weggeleugnet  werden  künue.  Eigen- 
tum im  römischen  Sinn  hatten  die  Kolonisten  allerdings  nicht,  sie  hatten 
auch  nicht  das  volle  deutsche  Eigentum,  aber  sie  hatten  eine  Art  des 
deutschen  Eigentums.  Dass  dies  nicht  der  Fall  war,  beweist  die  Glosse 
keineswegs.  Auch  die  meisten  Schriftsteller,  welche  das  liecht  der  Kolonisten 
als  Eigentum  bezeichnen,  meinen  damit  nicht  das  echte  und  volle  Eigentum. 
Dies  wäre  allerdings  grundfalsch.  Ganz  zu  verwerfen  ist  daher’die  Ansicht 
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als  Untereigentum  bezeichnete.  Sie  haben  kein  volles  Eigen, 
weil  sie  Pacht  oder  Zins  zahlen.  Fiel  aber  die  Zahlung  dieser 
privatrechtlichen  Abgaben  fort,  und  blieb,  was  bei  Leistung  des 
Anerkennungszinses  materiell  auch  schon  der  Fall  war,  nur  die 
Verpflichtung  zur  Tragung  des  Zehnten  und  anderer  öffentlich- 
rechtlicher  Lasten  bestehen,  so  kann  man  in  priviitrechtliclier 
Hinsicht  von  einem  vollen  Eigentum  der  Ansiedler  sprechen.*"®» 
Zu  beachten  ist  eben  nur,  dass  das  volle  Eigentum  nach  mittel- 
alterlicher Anschauung  auch  öffentliche  Herrschaftsrechte  ent- 
hielt, und  dass  diese  dem  einzelnen  Ansiedler  fehlten  und  dem 
Vergaben  oder  der  Mittelsperson  zustanden.  Es  erschien  daher 
auch  das  privatrechtliche  volle  Eigentum  des  Ansiedlers  in  dieser 
Hinsicht  als  ein  abgeleitetes.  — Mitunter  waren  die  Ansiedler 
verpflichtet  für  den  Vergaben  Morgen  frei  zu  deichen.®"")  Privi- 
legiert wurden  die  Ansiedler  unter  anderem  auch  dadurch,  dass 
ihnen  entweder  bestimmte  Flächen  vor  dem  zukünftigen  Deich®"*) 
oder  .sonstige  Gorsen®"")  zur  Entnahme  von  Deicherde  znge- 
wiesen  wurden. 


Stersel,«!  .Geschiclite  Schlesiens“  I.  S.  21S,  der  den  Vorhelmlt  jeglichen 
Obereigentmns  niif  Seiten  der  Grundherrschaft  für  die  altere  Zeit  leugnet. 
Meine  Auffassung  steht  am  nächsten  der  von  Runde,  Sommer,  ,(ie- 
scliiehtliche  und  dogmatische  Kntwicklung  der  häuerlichcn  Rechtsverhältnisse 
in  Peutschland“  I § 03  und  Schroeder  „Niederländische  Kolonien“  S.  3S> 
und  .Deutsche  Rechtsgeschichte“  S.  447.  Im  iihrigen  vergl.  Schwinil 
,S.  I.VJ  ff.,  dessen  Ausführungen  von  dem  von  ihm  eingenommenen  Stand- 
imnkt  immerhin  richtig  sein  mögen,  einer  Nachprüfung  aber  nicht  bedürfen, 
ila  sein  Standpunkt  als  verfehlt  erscheint. 

**t)  Dies  ist  der  Kall-  nach  der  Austhuung-surkunde  für  den  Lewen- 
brok  von  1290.  Siehe  ferner  Mieris  III  220  .Voort  ghoven  wi  den  ghenen. 
diet  bedyken  sullen,  den  eyghendom  van  den  erve,  datter  in  bedyct  wort, 
behouden  ons  des  jairs  pachts  van  ses  gruten  van  der  marghen“.  .Siehe 
auch  Mieris  IV.  129. 

*“)  Mieris  III,  291.  „dat  wy  ende  onso  uacomeliugen  hebben  snllen 
dat  vyfte  gemet  landts“.  Mieris  III,  733  ,soe  sullen  die  ghene,  die  dit 
voirsz.  lant  diken  sullen,  ons  ende  onsen  nacomelingen,  dat  achtevste  gemet 
vry  diken  voer  onse  vronon  tot  ewigen  dagen  toe“. 

*3)  Mieris  II,  151  (zehn  Ruten)  Grnpen  II,  100  (der  ganze  Aussen- 
ileich).  — 

'■*'')  Mieris  III,  291;  besonders  Mieris  III,  733:  ,Voirt  soe  oirloveii 
wy  allen  den  goeden  luden,  die  dit  voirsz.  lant  diken  sullen,  dat  sy  soden. 
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Die  Parzelle,  welche  der  einzelne  Ansiedler  erhielt, 
wurde  meist  vor  der  eigentlichen  Deichlegung  fest  be- 
stimmt. War  dies  nicht  möglich,  weil  das  Wasser  zunächst 
durch  eine  Deichlegung  zurückgedrängt  werden  musste,  so  wurde 
dem  Ansiedler  ein  Recht  auf  eine  solche  Parzelle  eingeräumt. 
Die  Parzelle,  welche  der  Ansiedler  erhielt  war  die  sog.  Marsch- 
hufe.®"®) Wir  sahen,  dass  die  ältesten  Marschgrundstiicke  eine 
unregelmässige  blockartige  Gestalt  hatten.  Die  Marschstufe 
dagegen  zeichnet  sich  durch  eine  grössere  Regelmässigkeit  aus. 
Sie  ist  meist  ein  auf  zwei  Seiten  von  Gräben  cingeschlossenes 
Viereck.  Die  Grösse  ist  in  den  einzelnen  Gegenden  verschieden 
gewesen.  Bezeichnungen  für  die  Marschhufe  sind  „hoeve“, 
„Ham“,  „Fenne“,  „Veline“,  „ein  Stück  Land“,  „land“,  „mansus“, 
„terra“.  Die  rcgelmässigsten  Deichansiedlungen  sind  diejenigen, 
bei  denen  jeder  Ansiedler  eine  Hufe  erhielt , die  mit  einer 
schmalen  Seite  an  den  Hauptdeich  anstie.ss.  Die  Siedlung  war 
dann  ein  Rechteck,  das  mit  Parallelen  zur  Längsseite  durch- 
schnitten war.  Unregelmässiger  war  die  Form,  wenn  Keile 
oder  Gehren  gebildet  werden  mussten,  die  spitzwinklich  an  den 
Deich  anstie.ssen.  Ganz  unregelmässig  war  die  Form,  wenn 
nur  einige  Hufen  an  den  Deich  anstiessen,  andere  ganz  bunt 
im  Ansicdlungsgebiet  (sehr  häufig  als  Rechtecke)  durcheinander 
lagen.  Die  Untersuchungen  W.  C.  Hübbes  haben  für  die  liam- 
burgischen  Marschinseln  ergeben,  dass  sich  die  Eindeichung  umi 
Besiedlung  daselbst  in  der  ersten  Periode  auf  zweierlei  Weise 
vollzogen  haben.®"")  Wenn  die  Insel  nicht  sehr  breit  war,  wählte 
man  eine  längere  Seite  zur  Anlage  des  Hausdeiches  und  die 
andere  zur  Errichtung  des  Achterdeiches.  Zwischen  beiden 
lagen  die  Marschhufen.  Die  letzten  Marscliliufen  grenzten  an 


ende  dyewarc  liabeii  »ullen  binnen  den  voirsz.  lande,  of  dair  buten  aenliggende. 
sonder  eiiich  t)egrip  van  yemende;  ende  wairt  dat's  dair  niet  genoceh  en 
wäre  te  heben  totten  luden  profyt,  ende  des  gbeiueens  lants.  .soe  behben  wy 
bun  vorder  geoerloeft  zoden,  ende  dyekwerk  te  haben  opten  gorss  van 
Hoininenee,  ende  over  alle,  dair  ment  vinden  mach  buten  dyrka  binnen 
on.sen  lande  van  Zeelant,  als  costumelie  is“. 

Vergl.  Landau  „Territorien“  S.  ff..  Meitzen  II  S.  als.  111, 
Anlage  1 l.s  nebst  Karte, 

'^)  llübbe  a.  a.  U.  S.  IS. 
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die  Abschlussdeiche,  welche  die  kürzeren  Seiten  der  Insel  ein- 
fassten. War  dagegen  die  Insel  sehr  breit,  so  teilte  man  sie 
durch  eine  Landscheide  in  zwei  Seiten,  so  dass  die  ilarscbhufen 
zwischen  dem  Hauptdeicb,  zu  dem  sie  gehörten,  und  der  Land- 
scheide lagen.  Hierdurch  erklären  sich  die  verschiedenen 
„Seiten“,  welche  in  den  Quellen  Vorkommen,  z.  B.  „Norderseite“ 
und  „Süderseite“,  „Elbseite“  und  „Bilhseite“.  Der  Gedanke, 
dass  der  einzelne  Hufenbesitzer  verpflichtet  war,  die  Anlage 
der  Deichstücke,  die  seine  Hufe  begrenzten,  zu  bewerkstelligen, 
liegt  bei  den  ganz  regelmässigen  Deichansiedlungen  sehr  nahe, 
um  so  mehr,  als  es  sicher  ist,  dass  ihm  in  sj)äterer  Zeit  — ob 
nun  gleich  nach  Errichtung  des  Deiches  oder  erst  nach  eiTier 
Zeitspanne  nach  dieser  ist  hier  gleichgültig  — deren  Unter- 
haltung anheimfiel.  Und  doch  scheint  es  nicht  richtig  zu  sagen, 
dass  der  einzelne  verpflichtet  war,  sein  Grundstück  mit  Deichen 
zu  umgeben,  weil  diese  fest  begrenzte  Deichverpflichtung  erst 
die  Folge  einer  weiteren,  allgemeineren  Deichverpflichtung  ge- 
wesen ist.  Dem  Kern  der  Sache  wird  man  schon  durch  die 
einfache  Betrachtung  näher  geführt,  dass  die  Bedeichung  der 
einzelnen  Hufe,  wenn  sie  Erfolg  haben  sollte,  zugleich  ein 
planmässiges  Mitdeichen  mit  den  anderen  Hufenbesitzern  in  sich 
schliessen  musste.  Bei  den  Inselbesiedlungen  ferner,  von  denen 
eben  gesprochen  ist,  und  bei  denen  meist  die  ganz  regelmässige 
Form  heranskam,  mussten  die  Abschlussdeiche  von  der  Gesamt- 
heit der  Ansiedler  (die  übrigens  aus  mehreren  sich  bildenden 
Gemeinden  bestand,  an  die  gleichzeitig  vergabt  wurde)  hergestellt 
werden,  denn  sie  befinden  sich  später  in  deren  Händen  zur 
Unterhaltung.  Aus  gleichem  Grunde  sind  die  Siet  wenden  von 
einer  Gesamtheit  von  Ansiedlern  angelegt  worden.  Auch  er- 
folgte die  Beschaffung  von  Erde,  Holz  und  sonstigen  Materialien 
auf  gemeinsame  Rechnung.  Vor  allem  aber  war  bei  Vorhanden- 
sein von  Geren  und  bei  ganz  unregelmässigen  Siedlungsformen 
eine  Verpflichtung  der  Hufenbesitzer,  die  den  Anschot  an  die 
Deichlinie  hatten,  zur  Bedeichung  ihrer  Grundstücke  eine  Un- 
gerechtigkeit gegenüber  den  übrigen  Ansiedlern.  Gerade  dieses 
Moment  ergiebt  für  die  nicht  ganz  regelmässigen  Deichsiedlungen 
eine  Verpflichtung  zur  gemeinschaftlichen  Errichtung  der  Deiche 
von  den  Ansiedlern.  Und  dieses  Resultat  mu.ss  bei  Berück- 
sichtigung der  Momente,  die  soeben  bei  den  ganz  regelmäs.sigcn 
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Deiclisiedlungen  geltend  gemacht  wurden,  und  der  Erwägung, 
dass  stets  der  Gedanke  der  Urbarmachung  aller  Hufen  alle  An- 
siedler beseelen  musste,  da  eine  alleinige  Urbarmachung  einer 
Hufe  nnmüglich  war.  dazu  führen,  dass  auch  bei  den  ganz 
regelmässigen  Hufensiedlungen  es  zunächst  nur  eine  Verpflichtung 
aller  gab,  gemeinschaftlich  die  erforderlichen  Deiche  zu  errichten. 
Ueberall  deichte  so  der  Ansiedler  mit,  um  das  ganze  Ansied- 
lungsterrain zu  bedeichen.  Er  war  zur  Bedeichung  insoweit 
verpflichtet,  als  sich  bei  einer  Verteilung  der  Deichbaulast  unter 
die  Hufengenossen  für  ihn  eine  Teilverpflichtung  ergab.  Auf 
Grund  dieser  Verteilung  konnte  bei  ganz  regelmässigen  Deich- 
siedlungen sich  eine  Verpflichtung  des  einzelnen  zur  Anlage  der 
Deichstücke  ergeben,  die  sein  Grundstück  begrenzten.  Es  er- 
giebt  sich  somit  als  Regel,  dass  der  Ansiedler  eine  Fläche  mit 
bedeichte,  in  der  seine  fest  begrenzte  Hufe  lag.®*")  Waren  die 
Hufen  vor  der  Deichaulage  nicht  au.szumessen,  so  erdeichte  oder 
bedeichte  er  mit  eine  Gesamtfläche,  in  dei-  seine  Hufe  später 
liegen  musste.^**®)  Wer  nicht  wollte  deichen,  verlor  seine  be- 
stiinmte  Hufe  oder  seinen  unausgeschiedenen  Hufenteil.  Die 
Deichbaulast  war  dinglich. Ob  der  weichende  Ansiedler 
Ersatz  des  eventuellen  Kaufpreises  oder  der  gemachten  Auslagen 
verlangen  konnte,  wissen  wir  nicht.  Vermuten  lässt  sich  aber, 
dass  er  hierauf  kein  Recht  hatte.  ®"’) 

Neben  die  Vergabung  zu  vollen  Hufen  ist  später  eine  Aus- 
thuung  getreten,  die  das  Land  nach  Teilmassen  einer  Marsch- 
h.iife  ausgab.  Diese  Art  der  Vergabung  ist  veranlasst  infolge 
des  Umstandes,  dass  bei  den  älteren  Hufen  Vergabungen  später 
von  den  Besitzern  selbst  Teilungen  vorgenommen  wurden,  und 
so  nicht  der  Besitz  einer  vollen  Hufe,  sondern  der  Besitz  einer 
halben , viertel  Hufe  oder  mehrerer  Morgen , Diemathen, 


*•*)  Vergl.  oben  § 2 suh  2. 

Vergl.  oben  S.  U5. 

*'■'*)  Vergl.  auch  A.  2ia. 

**'*)  Dies  ergiebt  einmal  eine  Hotrachtung  <lcs  Spatenreclits  und  sodann 
die  rigorose  Behandlung  der  Eigentümer  von  Aussendeicbsliindereieii,  trotzdem 
ein  Befehl  oiler  eine  an  andere  erteilte  Erlaubnis  sie  dazu  verpflichtete.  Der 
Ansiedler  konnte  sein  liecht  frei  veräussern,  iiusoweit  nicht  eine  Zustimmung 
der  Uenossen  oder  des  Grundherrn  dazu  nötig  war. 
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Grasen  u.  s.  w.  die  Reprel  bildete.  Daraus,  dass  die  Aus- 
tliuiingsurkundeii  die  Abgaben  iiadi  Gemetlien,  Morgen  u.  s.  w. 
bestimmen,  bisst  sicli  mit  völliger  Sicherheit  die  andere  Vei'- 
gabungsart.  nicht  schliessen,  da  diese  Reglung  in  Rücksicht  aut 
die  späteren  Teilungen  durch  die  Besitzer  selbst  vorgenomnieii 
sein  könnten.  Wohl  aber  ist  die  Vergabungsurkunde  der  Grooteii 
Waard  in  Siidholland  von  1410  ein  untrügliches  Zeugnis.  Hier 
wird  nändich  denjenigen,  die  öo  .Morgen  oder  mehr  Neuland 
durch  die  Bedeichung  erhalten,  gestattet,  einen  Morgen  zur 
Errichtung  einer  llotstätte  zu  verwenden.  Denjenigen  aber, 
welche  weniger  als  .50  Morgen  haben,  ist  dieses  nicht  erlaubt, 
sondern  sie  müssen  nach  Gutdünken  des  Deichgralen  wohnen.®“'") 
Da  .')0  Morgen  ungelähr  eine  .Marschhufe  darstellen,  so  wurde 
das  liaml  auch  zu  Teilmasscn  einer  Marschhufe  vergeben  und 
zwar  nach  Morgen. 

Die  Deichbaulast  bestand  in  der  Verjifliclitung  zu  Hand- 
und  Si)anndiensten  und  Geldzahlungen.  Man  kann  die  Ver- 
ptiiehtung  zu  persönlichen  Diensten  für  die  ältere  Zeit  annehmen  ; 
später  wird  die  Dienstleistung  durch  be.soldete  Arbeiter  und 
Knechte  genügt  haben.  Eine  Bedeichung  auf  gemeinsame 
Kosten,  indem  die  (üesamtheit  Arbeiter  mietete  und  die  Aus- 
gaben auf  die  Ansiedler  veiteilte,  kann  ebenfalls  vorgekommen 
sein.  Wir  .sind  über  die  ganze  Art  und  Weise,  wie  die  Deich- 
baulast zu  erfüllen  war,  nicht  unterrichtet.  Das  Schriftstück 
aus  dem  .Jahre  1527,  welches  Borchgrave®'*;  mitteilt,  bezieht 
sich  auf  eine  Bedeichung  von-  seiten  einer  Aussendeichs- 
interessentenschaft und  nicht  auf  eine  Bedeichung  auf  Grund 
einer  V’ergabung.  Eine  analoge  Anwendung  auf  die  letztere 
kann  nur  mit  grosse)'  Voi'sicht  gemacht  werden.®'®)  Eine 
holländische  Vergabungsurkunde  von  1400  Ol  zeigt  aber,  dass 
die  Lasten  niet  met  gleich  verteilt  wurden,  und  diese  Verteilung 
der  „Unkosten“  kann  man  schon  auf  die  Vei  teilung  der  ersten 
Unkosten,  die  die  Ansiedler  tiaf,  beziehen  d.  h.  der  Deichbau- 


Mieris  IV,  140. 

®“)  a.  a.  0.  8.  36S  ff. 

Ich  kann  daher  De  t lofsen  I «S.  .314  ff.  nicht  beistimmen,  wenn  er 
dieses  .Schriftstück  für  die  Ucdcichnng  der  Wilstenuarsch  zu  Grunde  legt. 
Die  Bedeichung  erfolgte  hier  durch  Vergabungen  an  An.siedler.  rnrichtig 
auch  Borchgrare  8.  '4US  ff. 
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kosten.^'^)  Dieselbe  Urkunde  enthält  die  Androhung  von  Frei- 
heitsstrafen für  den  Ansiedler,  der  Streit  erregt:  Es  scheint 
unbedenklich,  dies  auch  schon  auf  den  deichenden  Ansiedler  zu 
beziehen,  sodass  darin  eine  Bestiniuiung  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  beim  Deichbau  erblickt  werden  kann.*'*) 

4.  Die  Veranlassung  zu  den  Deicbanlagen,  welche  auf 
Grund  von  den  Vergabungen  entstanden,  ist  daher  regelmässig 
die  gewesen,  dass  man  den  diesbezüglichen  Landstrich  kultivieren 
wollte.  Es  konnte  sich  auch  uni  bewohnte  Striche  handeln,*"') 
dann  erstrebte  man  eine  bessere  Kultur.  Es  konnte  ein  Land- 
strich sein,  der  nur  geringen  Zehnt  abwarf,*'*)  dann  wollte  inan 
seine  Ertragsfähigkeit  erhöhen.  Es  konnte  ganz  unergiebiges 
Land  sein,*”)  dann  wollte  man  es  der  menschlichen  Kultur 
unterwerfen.  Diese  Kultur  konnte  auf  dreierlei  Weise  erfolgen, 
je  nach  der  Beschatl'enheit  des  Bodens  und  des  Willens  der 
Beteiligten.  Sie  konnte  nur  in  dieser  oder  jener  Weise  ge- 
schehen oder  zwei  oder  alle  mit  einander  verbinden.  Wiesen-, 
Acker-,  Moorkultur  standen  zur  Auswahl.*"*)  Ueberwiegend 
kultivierte  man  Ackerland:  die  meisten  holländischen  Quellen 
haben  bei  der  Bedeichung  die  Gewinnung  von  Kornland  im 
Auge.  Bei  Moorkulturen  linden  wir  besondere  Vorschriften  be- 
züglich der  Tiefe  des  Austorfens.*"’)  Nach  der  Austorfung 
konnte  das  Land  zur  Wiese  oder  als  Acker  benützt  werden, 


aiaj  Vergl.  Mieris  III,  7.'t3  „Eint  nllen  oncoat,  die  in  dit  voiraz.  lanl 
vsllen  inacli,  aalmeii  geiden,  betalen,  ende  rekeiinen  bi  ooseii  dienatladcii, 
met.  met  gelyc,  end  dat  salmcn  inwimicn  ende  inpanden  . . .” 

*'*)  Mieris  a.  a O.  .Ende  aoo  wie  in  dit  voirz.  laut  vechtelic  roert 
of  niaect,  of  ongestuer  bedryft,  die  aal  onsoRonteniceater  voirsz.  of  die  ghene, 
dien  by't  van  onser  wegen  beveclt,  aontusten,  ende  vangen,  ende  brengeuse 
in  onsc  slot  van  . . . ende  aldair  boiidou  liggonde  ter  tyt  ton  des  ay  üat 
gebetert  sullen  liebben  . . 

Hofl'niann  .Geschichte  Magdeburgs“  II.  S.  408;  Die  Auatbuiing 
Wichmanna. 

7t'')  z.  B.  Mieris  III,  240. 

*'■)  z.  B.  Mieris  IV,  lusü. 

Mieris  III,  240,  20l  IV  156,  22.5,  470;  Kornland;  Mieris  IV', 
107,  569  Korn  oder  .Moorland  .Mieris  IV,  10s5  Korn  und  M'eylaml.  Mieris 
IV,  074  Moorland. 

Mieris  IV',  074. 
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da  häufig  unter  dem  Moorboden  Marschboden  lagerte.  — Die 
Veranlassung  zur  Kultivierung  ist  bei  den  einzelnen  Personen 
verschieden  gewesen.  Die  Vergaber  wollten  ihre  Einkünfte 
vermehren,-^')  Kenten,  GerichLssporteln,  Abgaben,  Land  und 
Leute  gewinnen;  daiicben  zeigt  sich  bei  ihnen  eine  landesväter- 
lichc  Eür.sorge,  die  um  den  Ausbau  des  Landes,-  die  Hebung 
seiner  wirtschaftlichen  und  politischen  Wohlfahrt  bedacht  war. 
Die  Mittelspersonen  trieb  wohl  lediglich  die  Sucht  nach  Gewinn, 
nach  Amt,  Land  und  Geld.  Die  Ansiedler  wollten  eine  Heimat 
sich  erwerben,  in  günstigere,  freiere  Leiheverhältnisse  treten, 
ein  glücklicheres  Leben  führen-”)  mitunter  im  fremden  Lande, 
da  das  Vateiland  es  ihnen  nicht  zu  bieten  vermochte.**-)  - — 
Nur  vereinzelt  macht  sich  bei  den  Vergabungen  zur  Eindeichung 
das  Motiv  geltend,  da.ss  das  bereits  bedeichte  Land  durch  den 
neuen  Deich  gestärkt  und  geschützter  werden  sollte.**®) 

IV.  Von  Landesherrn,  kleineren  Herrn,  Städten, 
Kirchen  und  Klöstern  sind  nun  ferner  Deiche  angelegt 

**)  Anhalter  frkb.  I 29-i  .melius  et  utilius  cstimantes  colonos  iiiibi 
Incari  et  ex  onriiiii  noliis  labnre  fruetuiu  prorenire  quam  iin-ultam  et  pene 
imitilein  eain  permanere*.  Mieris  IV.  lo.s5.  .Welke  v.  lande  vy  in  der 
wairheit  liebhen  doen  nndertasteii  enile  verneinen,  dat  ons  ter  glicenre 
nutscippe,  noch  Profiten  van  cuigen  renten  off  anders  tot  desen  dagbc  toe 
geconien  on  ayn.  noch  voir  die  haut  körnen  en  Sonden  möge,  overmits  dattie 
liinnen  costen  jaren  noch  diepc  syn  geweest,  ten  waer  dal  wy  die  yeniande 
wtgaven  te  bedycken,  om  als  dau  die  tienden  dair  uf  te  mögen  hebben  . . .■ 

“')  tirnpen  II,  IGö. 

Daher  heisst  es  in  dem  flämischen  Volks-Lied: 

,Xaer  Oostland  willen  wy  ryden. 

Naer  Oostland  willen  wy  mee, 

AI  over  die  groene  beiden, 

Frisch  over  die  beiden, 

Daer  isser  en  belere  stee.“ 

(Hoffinann  von  Fallersleben  .Niederl.  Volkslieder“  105). 

*“}  Die  Ä.  220  angeluhrte  bolläudiscbc  Vergabuugsurkunde  fährt  fort : 
„ende  oick  angesien  dat  ouse  voirn.  laut  von  Texoll  groteliken  mitten  v. 
bedycten  nyewelanden  dair  mede  gestarket,  gebetert  endo  gemeret  wesen 
soude,  wairt  dattie  by  yemando  aldiis  bedyct  ende  toegebreebt  worden 
mochten,  ende  den  ouden  dyck  ...  tut  ewigen  dagen  dair  mede  versekert 
waer,  ende  daer  »ese  mede  outlast  wesen".  Siebe  ferner  Mieris  I\' 
140,  «71. 
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worden,  die  auf  keiner  Vergabung  zur  Eindeichung  be- 
rulicn.  Mit  den  Doiclianlagen,  welche  auf  Grund  von  Land- 
vergabungen entstanden,  sind  am  nächsten  diejenigen  verwandt, 
welche  die  gedaditen  Personen  selbst  vornehmen,  um  Land  für 
sich  zu  gewinnen  und  dann  eventuell  an  Ansiedler  auszuthun. 
Mitunter  sind  diese  beiden  Arten  von  Deichanlagen  schwer  zu 
trennen.  Vom  juri.stischen  Standpunkt  aus,  sind  sie  aber  zu 
unterscheiden.  Wir  bezeichnen  diejenigen,  welche  Deiche  er- 
richten, um  das  von  ihnen  gewonnene  Land  an  Ansiedler 
eventuell  au.szuthuu  oder  selbst  als  gro.s.se  Gutsherrn  zu  be- 
wirtschaften als  Deichbauherrn.  Die  ältesten  sind  ver- 
mutlich die  Kloster  gewesen.-^*)  Die  Klöster  errichteten 

durch  die  Klosterbrüder  und  ihre  Knechte  Deichanlagen,  um 
Land  der  Kultur  zu  gewinnen.  Nach  Errichtung  der  Deiche 
konnte  das  Kloster  seinen  Hörigen  Parzellen  des  eingedeichten 
Landes  zuweisen,  ihnen  auch  die  Unterhaltung  des  Deiches 
aufbürden,  ln  ähnlicher  Weise  errichteten  wohl  grössere  welt- 
liche Grundherrn  Deiche,  indem  sie  Hörige  zum  Deichbau  ver- 
wandten und  ihnen  später  Land  zuteilten.*'^'')  Es  entwickelten 
sich  aber  jedenfalls  auch  bei  den  Besiedlungen  der  eingedeichten 
Ländereien  die  freieren  Landleiheforinen,  die  wir  bei  den  Ver- 
gabungen zur  Eindeichung  kennen  gelernt  haben. ^-®)  So  kommt 
es,  dass  nach  Anlegung  der  Deiche  die  Stellung  der  Ansiedler 
gegenüber  dem  Bauherrn  der  Stellung  der  Ansiedler  gegenüber 


XiieliTroz  und  Heineken  § der  jenem  folgt,  sind  die  monachi 
diejenigen  gewesen,  welche  den  von  den  Kölnern  übernommenen  Deichbau 
zuerst  pdegten.  Nach  Heiueken  ist  dies  im  7.  und  S.  Jahrhundert  so  ge- 
wesen. In  diesen  Kemerkungeii  ist  der  richtige  Kern  enthalten,  dass  Klöster 
früh  Deiche  aulegten.  Die  lieiiieindeaniageii  sind  aber  in.  E.  älter.  Dazu 
passt  besser,  dass  wir  über  die  Deichanlagen  ans  der  ältesten  Zeit  keine 
Kunde  besitzen.  Wären  Mönche  schon  sehr  früh  Deichgrüuder  gewesen 
und  zwar  in  umfassender  Weise,  so  hätte  ein  chrouikschreibender  Mönch 
sicher  ihrer  gedacht.  .Vuf  keinen  Falt  haben  die  laiien  erst  von  den  Moucheu 
das  Deichen  gelernt,  wie  Heineken  meint,  wenn  er  sagt:  .Sie  a Romanis 
tradita,  et  clericorum  Studio  et  labore  perfectionem  pcrducta  ars  aggerandi 
ad  laicos  lielgicos  Frisiosque  perveuif. 

Vergl.  namentlich  dcu  Vertrag  zwischen  Holland  und  Utrecht  von 
tiiü.  Kergh  1,  •-".i-l. 

Vergl.  Kergli  1,  30-2,  .'■.40,  5tö. 


Digiiized  by  Google 


dem  Vergäbet'  völlig  gleichen  kann.--')  Verschieden  sind  sie 
aber  hei  und  vor  der  Anlage  der  Deiche.  Hei  den  Vergabungen 
zur  Eindeichung  sind  alle  Dciclier  zugleich  Ansiedler,  die 
Dciclier  der  Deiclilierrn  hranditen  keine  Ansiedler  zu  sein.  Die 
Ansiedler  der  Vergaher  haben  schon  vor  der  Deichanlage  eine 
ausgeschiedene  Hufe  oder  einen  nnausgescliiedeneii  Anteil  am 
Hand."')  Die  Leute  der  Deichhauherrn  haben  vor  den  Deicli- 
anlagen  keinen  Grundbesitz  ini  Neuland,  sie  erhalten  höchstens 
ein  Recht  auf  Zuweisung  einer  J’arzelle  nach  der  Bedeichung 
eingeräunit.  Die  \'erpflichtung  zum  Deichbau  ist  hei  den  An- 
siedlern der  Vergäbet'  eitte  dittgliche,  hei  den  Deicherti  der 
Deichbauherrtt  eine  persötiliche.  Mit  diescitt  Uitterschied  läuft 
der  andere  parallel,  dass  die  V'erpHichtutig  zunt  Deichbau  bei 
den  Ansiedlerti  der  Vergaber  eitte  genossenschaftliche  war, 
während  sie  bei  den  Deicltern  der  Bauhemt  sich  als  herr- 
schaftliche kennzeichttet.  Der  Deicltbauherr  war  der  Herr, 
der  Deichet'  sein  Knecht.  Er  war  Knecht  durch  Geburt  oder 
Unterwerfuttg  oder  als  Arbeiter  auf  Grund  eines  Mietsvertrages. 
Der  Herr  forderte  dett  Deichbau  als  Erobtidienst,"'’)  bediente 
sich  der  Hörigen -*“)  oder  zog  freie  Arbeiter  heran.  Das  Arbeiten 
liir  dett  Herrtt  statid  int  Vordergrund.  Die  Deicher  beseelte  nicht 
der  Gedanke  an  Latidgewitinung  für  sich  oder  ait  die  Vorteile,  die 
die  Deichatilageu  nach  ihrer  V’ollendung  bringen  konnten;  uitt 
den  Vorteil  des  Herrtt  hattdelte  es  sich,  tür  ihn  arbeitete  mau 
gezwungen  oder  gedungen.  Von  ihm  empting  man  Geld  oder 
Lattd“*)  als  Gegenleistung  für  dett  erwiesenen  Dienst.  Zum 
ünterschied  von  dett  Deichatilageti,  welche  auf  Grund  von  Ver- 
gabungen zur  Eindeichung  entstanden,  heisst  es  in  den  Quellen, 
dass  der  Deich  von  deut  Kloster,  der  Kirche,  dem  Herrn  u.  s.  w. 


^ Es  koiiut«  aucli  Jen  Aiisiu<II>;rii  im  bedeicLteii  Land  Ncul.and  zur 
Eiudeidiuug  vergabt  werden.  Eergh  I 533. 

Siche  oben  «ub  III  3. 

'■““J  Nach  der  oben  Einleitung  § 4a  erwähnten  Chronik  war  die»  bei 
den  Deiebaiilagen  des  Ordens  auf  den  Werdern  der  Fall.  Vgl.  v.  Tre  itschko 
, Historische  und  politische  Aufsätze“  II.  >S.  4t. 
iJcrgh  I,  204. 

“')  Hergh  I,  .533.  Ein  gewisser  Hugo  wird  wegen  Deieharbeif.  mit 
Land  entschädigt. 
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,proj»riis  expensis  Pt  laboribiiü“  erbaut  sei.’“®)  Ini  übrijren  sind 
die  (Quellen  deslialb  uiidiirclisiclitiit,  weil  sie  sieb  meist  mit  einer 
He'rinn'r  der  Roclitsverliältnisse  der  Ansiedler  bescbäftigen,  ohne 
einen  sdiarl'en  Hinweis  auf  die  Anlaj^e  der  Deiclio  zu  ent- 
halten.Wenn  es  aber  heisst,  dass  Höfe  ansgegeben  worden 
sind  für  eine  Jahresab^abe  von  drei  Schillingen  nml  mit  der 
Vei')illichtnng  den  Dei(di  zu  unterhalten, ’“*)  so  liegt  doch  wohl 
die  Vernintnng,  dass  hier  ein  Deichbanherr  tigurieite,  sehr  nahe. 

Die  Personen,  welche  wir  Deichbanherrn  genannt  haben, 
legten  nun  auch  Deiche  an,  ohne  dass  es  sich  dabei  nni  Land- 
gewinnung im  engeren  Sinn  handelte.  Ihre  Deichaidagen,  die 
sie  auf  ihie  Kosten  errichteten,  konnten  die  Abdämmung  von 
(lewässern  bezwecken,  um  die  Erbauung  von  Städten  zu  er- 
möglichen;-’’') sie  konnten  den  Schutz  eines  besiedelten  Land- 
stiiches  erstreben.’“*)  In  letzter  Beziehung  berriliren  sich  die 
heiTschaftlichen  Deichanlagen  mit  den  Deichanlagen,  welche 
von  (lemeinden  erbaut  wurden,  bei  denen  ein  Beamter  als  Herr 
und  Haupt  der  Gemeinde  die  lieitnng  des  Deichbaus  betrieb.’“®*) 

V.  Die  freien  Gemeinden,  welche  in  der  ältesten  Zeit 
sich  <lurch  Deichung  angesiedelt  hatten,  dehnten  ihr  Gebiet  im 

Hergli  I.  — Hcrgli  1.  2'.’7  Dt-r  Peich  war  zur  Zeit  des 

llnideis  des  timten  Willieliiis  I.  .delilieratü  eunsilio  vironim  prudenluin“ 
l>e);uiincn.  — Khen.s»  legten  die  lirafeii  von  Holstein  im  14.  .lalirliundert 
ileii  Billwärder  Ansaeljlag  au.  hauten  darauf  ein  Vorwerk  und  eine  Wurth. 
Vergl.  W.  C Hühbu  S.  -’5  uml  Willielm  Uiiblie  ..Pas  llammerbroker lieclit" 
S.  Von  einem  alinlielien  Werk  i.st  hei  liergli  I.  1 15  die  Kode;  die 
fikunde  uenut  es  .elausura-.  Wenn  ein  I.ande.sherr  „zu  seinem  i’rofjf  Ein- 
deiclinngen  niaclil.  wie  es  iin  Jahre  150<i  der  Herzog  von  Sachsen  im 
weslerlauwerisehen  Kriesland  versuchte  (.Si  hwartzenberg  II,  S.  ü7)  ist  ehen- 
tälls  eine  Eindeichung  zur  Vergabung  und  keine  Vergabung  zur  Eindeichung 
zu  vermuten. 

Siehe  die  A.  i2G  angeführten  Urkunden. 

Vergl.  Bergh  H,  ta  t2a:t?j 

So  ist  die  Stadt  Paimn  in  Flandern  im  Jahre  1180  entstanden. 
Vergl.  Warnkönig  II.  Kap.  V.  S.  2 u.  Urkunde  10:i. 

““'')  Vergl.  Hergh  I.  227.  Pie  Deiche  werden  angelegt  „ad  excludendas 
aquas  que  intluebaut  et  agrieulturam  aeredine  fossorum  tluctuum  minus 
fertilem  rtnldebauf. 

IJeber  Peiehherru,  die  keine  Peichbauherrn  waren,  siehe  Ab- 
seliuitt  11.  § 1.  sub  111. 
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]jaufe  der  Zeit  durdi  neue  Eindeiclimigen  aus.  Am  freisten 
und  ungebundensten  sclmlteten  die  Gemeinden,  welche  wir  als 
Inselsiedlungen  und  Anstosslandsiedlungeii  bezeichnet  hatten. 
Bei  den  Randlandsiedlungcn  hat  sich  die  Macht  des  Landes- 
herrn in  Bezug  auf  das  zwischen  Geest  und  Randland  liegende 
Gebiet  am  meisten  fühlbar  gemacht,  und  eine  Gebietserweiterung 
der  Randlandsiedlung  von  aussen  nach  innen  geriet  sehr  bald 
ins  Stocken,  indem  die  Landesherrn  diese  Strecken  nach  ihrem 
Gutbefinden  vergabten.  So  bezogen  sich  die  Deichanlagen  der 
Siedlungsdeich-Gemeinden  vorzugsweise  auf  das  Aussendeichs- 
land. Auch  die  Gemeinden,  welche  die  ersten  Deichanlagen  in 
dem  von  ihnen  bereits  besiedelten  Gebiet  errichtet  hatten,  waren 
auf  Bedeichung  ihrer  Aussendeichsländereien  aus.  Die  That- 
sache,  dass  solche  Eindeichungen  von  freien  Gemeinden  unter- 
nommen und  unbeengt  durch  irgendwelche  landesherrliche  oder 
herrschaftliche  Einflüsse  ausgeführt  wurden,  ist  nicht  zu  be- 
streiten. Ungemein  schwierig  aber  ist  cs  die  Art  und  Weise 
der  Ausführung  und  die  treibenden  .Momente  zu  beleuchten. 
Bei  den  ältesten  Gemeindedeichanlagen  war  es  möglich,  infolge 
der  einfachen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  einen 
uugetähreu  sicheren  Einblick  zu  gewinnen.  Und  trotzdem  bei 
diesen  direkte  Quellenzeugnis.se  gänzlich  fehlen,  für  jene  aber 
etliche  existieren,  ist  eine  Vorstellung  dort  leichter  zu  geben  als 
hier;  Unklarheit,  lakonische  Kürze  der  Quellen,  die  Schwierig- 
keit genauer  lokaler  Kenntnisse  sind  daran  Schuld.  Wir 
sind  so  sehr  auf  Vermutungen  angewiesen.  Da  scheint  es  nun 
in  hohem  Grade  wahrscheinlich,  dass  die  ältesten  Bedeichungen 
von  Aussendeichen  von  seiten  freier  Gemeinden  noch  von  dem 
Ansiedlungsgedanken  beherr.scht  waren.  Und  zwar  ist  dies  auch 
für  die  Eindeichungen  der  Gemeinden  anzunehmen,  die  die 
ersten  Deiche  um  ein  von  ihnen  besiedeltes  Gebiet  zur  Ge- 
winnung von  Getreide  angelegt  hatten.  Es  ist  an  die  Gründung 
von  Tochterdeichgemeinden  von  seiten  der  Mutterdeichgemeinden 
zu  denken.  So  blieben  die  neuen  Deichgemeinden  mit  den  alten 
in  politischem  Zusammenhang,  so  entstanden  grosse  Deichland- 
schaften. Eine  zweite  Art  der  Ihitstehung  solcher  Landschaften 
fand  bei  den  Inselsiedlnngen  statt,  indem  von  verschiedenen 
bereits  bedeichten  Inseln  Bedeichungen  der  Ausscnländer  vor- 
geuommen  wurden,  und  die  Inseln  so  miteinander  verwuchsen 
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und  ein  Land  bildeten.  Da  aber  die  einzelnen  Deichgenieinden, 
trotzdem  sie  eine  Landschaft  ausmachten,  sich  ziemlich  abschlossen, 
und  die  Reglung  der  Deichangelegenheiten  meistens  Sache  der 
kleineren  Kommunen  blieb,  so  waren  die  Eindeichungen,  die 
später  vorgenommen  wurden,  meistens  Sache  der  Kommunen 
und  nicht  der  Landschaften.  Es  trat  aber  nun  der  Ansiedlungs- 
gedaiike  ganz  zurück  und  machte  dem  Streben  nach  Reichtum 
und  Gewinnst  Platz.  Dass  die  Gemeinden  bei  den  Bedeichungen 
aus  Sucht  nach  Ackerland  viel  zu  weit  gegangen  sind  und  zum 
Schaden  der  Enkel  vorschnell  gedeicht  haben,  unterliegt  keinem 
Zweifel.'*’')  Diese  Verschiebung  in  den  Motiven  zur  Eindeichung 
aber  hat  m.  E.  eine  durchschlagende  Aenderung  der  Rechts- 
verhältnisse bei  den  Eindeichungen  zu  Folge  gehabt.  Es  ent- 
stand nämlich  damit  die  Verpflichtung  des  Gemeinde- 
glicds  gegenüber  der  Gemeinde,  sich  an  der  Ein- 
deichung zu  beteiligen.  Früher  war  die  Teilnahme  in  das 
Belieben  des  einzelnen  gestellt,  solange  der  Siedlungscharakter 
überwog,  jetzt  ward  das  Miteindeichen  eine  dingliche  Last. 
Zeuge  dalür  — d.  h.  für  den  späteren  Zustand,  nicht  für  die 
von  mir  vermutete  Entwicklung  — ist  das  Spadelandsrcclit:  Es 
heisst  daselbst  in  art.  X,  dass  die  Eindeichung  „Demath  Demaths 
gleich“  geschehen  soll,  und  dieser  Verteilung  liegen  nicht  die 
Aussendeiche,  sondern  das  Binnenland  zu  Grunde.'**“)  Aller- 


Siehe  auch  v.  d.  Höret  iti  der  „Juristischen  Zeitung“  1853  S.  7; 
„Damals  dachten  die  Urundbesitzer  der  Marschen  nicht  daran,  dass  es  genug 
sei,  reichlich  feistes  Woidevivh  zu  haben,  um  dafür  leicht  alles  übrige  zu 
erhalten“.  Man  deichte  aus  Gewinnsucht  auch  Strecken  ein,  die  bei  für- 
sorglicher Uekonomio  noch  einige  Zeit  unbedeicht  gelassen  wurden  wären. 

■®’)  Artikel  X lautet  wörtlich:  .Wenn  ein  Stück  Landes  eingedeichet 
wird,  soll  geschehen  mit  Hülfe  und  Zutbun  des  ganzen  Landes,  Oemath 
Demaths  gleich:  und  wenn  der  Kog  durch  göttliche  Hülfe  erobert,  soll  das 
neue  Land  im  argen  und  guten  einem  jeden  auf  sein  Störtewerk  zngeteilt 
werden*.  M.  G.  ist  hiernach  an  der  Kiudeichnug  das  ganze  Land  als  £in- 
deicbungsberochtigter  beteiligt,  und  die  Landbesitzer  des  ganzen  Landes 
haben  Demath  Demaths  gleich  beizutragen  und  bekommen  nach  demselben 
V'erhältnis  einen  Teil  des  Neulandes.  An  sich  Hesse  sich  auch  eine 
andere  Interpretation  denken,  nach  der  das  Stück  Landes  einer  Aussen- 
deichsinteressenteuschaft  gehört,  und  das  ganze  Land  ebenso  wie  bei  Wehlen 
(art.  VII)  bei  Errichtung  der  Deichanlagen  nurHeibülfu  leistet.  Man  würde 

J.  olerke,  Oeftcbiobt«  des  deutseben  Deiohreebte.  11 
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dings  war  gemäss  dem  Spadelandsrcclit  die  Eindeichung  Sache 
des  ganzen  Landes.'-'®*)  In  Xorderditinarschen  aber  ist  die 
Eindeicliiing  Sache  kleinerer  Gemeinschaften,  nämlich  der  Kirch- 
spiele, gewesen.  Ein  Kirchspielsschluss  war  ihre  notwendige 
Voraussetzung.'^’)  Noch  im  Jahre  1573  beschliessen  die  Bü- 
sumer  als  freie  Landgenossen  „de  Gave  Gottes,  so  ebne  tho 
Norden  so  riklich  gegeven,  nicht  tho  verachten,  sonder  mit 
williger  Hand  anthonehmen. “■'*')  Man  wählte  Männer,  welche 
die  Aufsicht  führen  sollten  und  vereidigte  sie. 2«)  Die  Ein- 
gesessenen waren  verpflichtet,  sich  an  der  Eindeichung  zu  be- 
teiligen und  zwar  entweder  nach  Morgenzahl  oder  nach  Bauer- 
schaftsgerechtigkeiteu.  Nach  demselben  Massstab  verteilte  man 
das  eingedeichte  Land.'-***)  Nach  dem  Spadelaiidsrecht  war  das 
ganze  Land  Demath  Demaths  gleich  zur  Eindeichung  verpflichtet, 
und  jeder  Landbesitzer  erhielt  nach  dem  gleichen  Massstab  seine 
Parzelle  im  Neuland  angewiesen.-^)  Neben  diesen  Eindeichungen 
von  Landschaften  und  Kirchsj)ielen  finden  sich  Eindeichungen 
von  einzelnen  Bauernschaften.'^-*'’)  Wir  haben  oben  bereits  ge- 
sehen, wie  an  manchen  Orten  die  Entwicklung  die  war,  dass 
das  Aussenland  als  Zubehör  der  Dorfdeichschläge  und  bald  als 
Eigentum  des  Dorfes  erschien.''**)  So  kam  es,  dass  sich  Bauern- 
schaften von  der  Herrschaft  der  Kirchspiele  emanzipierten  und 


dann  „Dcmalli  Oeiiiatli»  gleich“  auf  die  Parzellen  derAuäsendeichsinteressenten 
im  Ausseiideich  beziehen  kiinnen.  Allein  Artikel  X spricht  von  einer  .Er- 
oberung“ des  Kogs.  er  setzt  al.'o  ein  Abringen  des  Landes  gegenüber  der 
Flut  voraus  und  läs.st  an  eine  Verteilung  des  Aussendeichs  vor  der  Ein- 
deichung nach  IJematben  nicht  denken.  Das  „Deiuath  Demath  gleich“ 
könnte  auch  auf  die  Verteilung  der  Heihiilfe  des  ganzen  Landes  bezogen 
werden.  Eine  solche  Interpretation  hat  aber  die  Wahrscheinlichkeit  der 
Richtigkeit  gegen  sich,  da  die  Reihiilfo  wohl  nur  in  Leistung  von 
Arbeitskräften  bestanden  haben  würde,  indem  die  Gelder  für  Material  u.  s.  w. 
von  den  Interessenten  hätten  beglichen  werden  müssen  (vergl.  art.  VII),  und 
art.  X hierüber  schweigt. 

■-®’)  Vergl.  A.  2.’)S. 

«»)  Griebel  S.  27. 
a.  a.  Ü.  37. 
a.  a.  0. 
a.  a.  0.  S.  27. 

'«)  Vgl.  A.  23». 

Vergl.  Griebel  S.  29. 

't*)  Vergl.  oben  suh  III  2 d.  s. 
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auf  (irund  eigener  Beschlüsse  selbständig  ihren  Aussendeich 
bedeichten.  Diese  Verselbständigung  der  Dörfer  führte  aber 
weiter  zu  einer  V'erbindung  mehrerer  Dörfer,  die  nicht  zu  ein 
und  derselben  politischen  Gemeinde  gehörten,  um  gemeinschaftlich 
tlas  Aussenland  zu  bedeichen.  Einen  solchen  Vertrag  schlossen 
einige  Ortschaften  des  westerlauwerschen  Frieslands  im  Jahre 
1427.-^')  Sie  wurden  Deichbaugesamthänder:  „So  scholla 
wy  mit  malcorem  bevestighe  een  nya  Dyck.“  Trotzdem  blieb 
jede  Ortschaft  in  vieler  Beziehung  selbständig,  sowohl  in  Bezug 
auf  den  Deichbau,  wie  hinsichtlich  der  Deichunterhaltung. 
Jedenfalls  war  die  Eindeichungspflicht  des  einzelnen  Bauern 
auf  Grund  dieses  Vertrages  eine  Gemeindegliedspflicht.  Er 
deichte  mit,  weil  seine  Ortschaft  ihn  als  ihr  Glied  dazu  zwang. 
Die  Ortschaften  selbst  verpflichteten  sich  erst  gegenseitig  zu 
deichen.  Die  Eindeichungspflicht  des  Bauern  war  eine  ding- 
liche Genossenpflicht,  die  sich  ipso  jure  aus  der  allgemeineren 
Gemeiiidebürgerpflicht  ergab,  die  Eindeichungspflicht  der  Ort- 
schaften war  eine  vertragsmiissige,  neu  geschaffene,  eine  per- 
sönliche Schuld,  für  die  die  Ortschaft  selbst  haftete,  bei  deren 
Nichterfüllung  die  Ortschaft  Bussen  und  Strafen  zu  zahlen 
hatte.'^J  Bei  der  Betrachtung  der  Veränderungen  der  recht- 
lichen Natur  des  Aussendeichslands  ist  darauf  hingewiesen,  dass 
das  Aussenland  bei  Entstehung  einer  Deichgenossenschaft,  die 
sich  mit  der  alten  Deichgemeinde  nicht  deckte,  aus  dem  Eigen- 
tum dieser  in  das  jener  übergehen  konnte.'-^'*)  Die  Berechtigung 
zur  Eindeichung  glitt  dann  mit  auf  die  abgespaltene  Deich- 
genossenschaft  über,  und  die  Deichgenossenschaft  unternahm  die 
Eindeichung.  Da  aber  in  späterer  Zeit  der  Zusammenhang  der 
Deichgenossenschaften  arg  durchbrochen  wurde  durch  die  selb- 
ständige Verwaltung  einzelner  Deichstücke  von  seiten  von 
Herrschaften,  Klöstern,  kleineren  Deichgenossenschaften,  so  Hess 
man  es  an  einem  Eindeichungsbeschluss  nicht  genügen,  sondern 
ordnete  Bürgenstellungcn  der  Herrn,  Klöster  und  Vorsteher  an.'”*'’") 


V'urgl.  Schwartzouberg  I.  S.  471. 

Siebe  feruer  ileii  Akkord  vom  1.  März  14ö3  a.  a.  O.  I S.  ')41. 
Übeu  sub  111  2.  J.  a. 

Sauder-DeiebsaUungen  vou  1317  § 2.  Vergl.  oben  A.  31.  — Es 
baudelt  sieb  bei  diesen  Sandcr-Ueiebsatzuugvu  nicht  um  einen  Vertrag  des 

11* 
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Ebenso  wie  die  Kirchspiele  bei  Neueindeicbungeu  besondere 
Geschworene  wählten,  so  wählten  auch  die  Dcichgcnosscnschaftcn 
Geschworene,  welche  das  Werk  leiten,  die  Ausgaben  verteilen 
und  die  Streitigkeiten  entscheiden  sollten.'^*)  Ausserdem  stellte 
man  die  Strafen  fest,  welche  bei  Verletzungen  und  Tötungen 
der  Beamten  oder  Arbeiter,  während  der  Deicharbeit  zu  zahlen 
waren*'^“)  und  ordnete  überhaupt  die  Rechtsverhältnisse  des 
neuen  Kogs.  Die  Eindeichungspflicht  war  hier  ebenfalls  eine 
dingliche  Last,  die  auf  den  binnenländischen  Grundstücken  der 
Deichgenossen  lastete. 

In  diese  freien  bäuerlichen  Eindeichungen  kamen  neue 
Momente  herein  infolge  des  landesherrlichen  Aussendeichsregals. 
Es  spielen  natürlich  hier  nur  die  Aeusserungen  desselben  eine 
Rolle,  welche  den  Gemeinden  und  Deichgenossenschaiten  die 
Eindeichung  nicht  entziehen.  Es  handelt  sich  um  die  landes- 
herrliche Erlaubnis  und  den  landesherrlichen  Befehl  zum 
Eindeichen,  üeber  die  Entstehung  dieser  Rechte  wird  später 
gehandelt,  hier  betrachten  wir  nur  kurz  ihren  Einfluss.  Die 
landesherrliche  Erlaubnis,  welche  von  den  Gemeinden  ihres 
Vorteils  wegen  nachgesucht  wurde,  ohne  erforderlich  zu  sein, 
gehört  nicht  zum  Aussendeichsregal,  da  sie  kein  Recht  des 
Landesherm  ist.  Die  landesherrliche  Erlaubnis,  welche  ein- 
geholt werden  musste,  ehe  Gemeinden  und  Deichverbände  zur 
Eindeichung  von  Aussendeichsland  schreiten  konnten,  begegnet 
in  Deutscliland  zum  ersten  Mal  im  Spadelandsrecht.  Hier  heisst 
es  in  Art.  X,  dass  die  Eindeichung  geschehen  solle  „mit  gnä- 
digem Vorwissen  und  Willen  der  hohen  Obrigkeit“.  Sonach 
bedurfte  das  Land  der  Zustimmung  der  Obrigkeit.  Es  konnte 
die  Eindeichung  beschliessen,  aber  ausführbar  war  sie  erst  nach 


Kirchspiel«  mit  den  anderen  in  § 2 genannten  Personen.  Schon  die  älteren 
Doichsatzungen  von  1296  ergaben  Deicligenossen,  die  nicht  zur  Parochie 
gehören.  Vergl.  A.  31.  Es  heisst  auch,  dass  die  Eindeichung  ,ange- 
ordnot“  worden  ist,  (§  1)  die  Eürgerstellung  der  Leute,  die  nicht  zur  Parochie 
gehören,  wird  ebenfalls  .ungeordnet“  (§  2).  Es  handelt  sich  also  nicht 
um  einen  Vertrag  von  mehreren  Aussendeichsinteressenten,  die  keine  Deich 
genossensebaft  bilden. 

“’j  Sander-Deichsatzungen  § 1. 

■•“)  a.  a.  O.  §§  3.  4.  5. 
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ein^eholter  Conzession.  In  Holland  hat  die  Erlaubnis  an  bäuer- 
liche Gemeinden  darum  keine  grosse  Rolle  gespielt,  weil  sich 
die  Erlaubnis  meist  an  den  Ambachtsherrn  richtete,  und  dieser 
das  Land  nach  Gutdünken  vergeben  konnte.  Ein  Beispiel,  wo 
auch  in  Holland  die  landesherrliche  Erlaubnis  (und  zwar  m.  E. 
die  notwendige)  an  eine  bäuerliche  Gemeinschaft  selbst  gerichtet 
ist,  bietet  die  Urkunde  von  1417,  in  welcher  die  Jacoba  von 
Holland  den  Bauern  von  Hettersen  erlaubt,  einen  Sommerdeich 
zu  schagen.  Zu  diesem  Behuf  dürfen  sie  vier  Geschworene 
wählen,  welche  mit  dem  Schulzen  den  Deichbau  leiten.  Zugleich 
wird  die  Schauung,  die  Unterhaltung  des  Deichs  u.  s.  w.  geregelt, 
und  den  Geschworenen  auch  der  alte  Ostdeich  anvertraut.  So 
wird  hier  infolge  der  landesherrlichen  Erlaubnis  zugleich  ein 
Teil  der  Deichgesetzgebung  vom  Landesherrn  in  Anspruch 
genommen,  und  seine  Befugnis,  die  Deichverwaltung  seinerseits 
zu  regeln,  nicht  allein  hinsichtlich  des  neuen  Kogs,  sondern 
auch  hinsichtlich  des  alten  siegreich  gchandhabt.  Die  landes- 
herrliche Erlaubnis  vermag  allein  die  Eindeichung  nicht  ins 
Leben  zu  rufen;  dazu  gehört  ein  Beschluss  der  Gemeinde  oder 
des  Deichverbandes,  wie  ihn  die  Bauern  von  Hettersen  sicherlich 
gefasst  haben.  Anders  ist  es  beim  landesherrlichen  Befehl  zum 
Eindeichen.  Da  kommt  es  auf  einen  Beschluss  der  Gemeinde 
niclit  an,  sondern  sie  haben  zu  gehorchen.  Der  einzige  mir 
bekannte  landesherrliche  Befehl  aus  dieser  Periode  ist  die  Ver- 
ordnung Herzogs  Friedrichs  für  die  Kirchspiele  Hatstede  und 
Schobüll  bei  Husum  aus  dem  Jahre  1497.^'‘'')  Hier  wird  diesen 
Gemeinden  die  Bedeichung  von  Aussendeichsland  anbefühlen; 
ja  sogar  jedem,  der  mitdeichen  will,  die  Beteiligung  freigegeben. 
Wir  können  aber  daraus,  wie  die  Herzoge  von  Holstein  die 
ersten  Jahrzehnte  nach  der  Eroberung  Ditmarschens  (1559)  in 
Bezug  auf  Eindeichungen  verfahren  sind,  schliessen,  dass  die- 
selben Grundsätze  auch  anderswo  und,  wo  die  landesherrliche 
Gewalt  bereits  länger  bestand,  schon  früher  gegolten  haben.^) 


2“)  Gedruckt  bei  Lass  .Fortsetzung  der  Husumer  Nachrichten“.  S.  9G. 

Denn  die  Herzoge  behandelten  die  Ditraarscher  wegen  ihrer  Tapfer- 
keit auf  das  glimpflichste  (vergl.  Falck  .Handbuch  I.  S.  305)  und  traten 
keineswegs  so  auf,  dass  man  hier  einen  schärferen  Einfluss  der  Landesberm 
vermuten  könnte. 
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Danach  erfoljirte  der  Befehl  von  seiten  des  Landesherm,  die 
eigentliche  Ausführung  lag  bei  den  Gemeinden,  eine  Kontrolle 
und  Ueberwachung  hatten  die  landesheiTÜchen  Beamten. 

Als  Mitg^lied  einer  Gemeinde  oder  eines  bäuerlichen  Deich- 
verbandes war  der  einzelne  Bauer,  wenn  wir  von  einer  Bedeichung 
von  Aussendeichsländereien  absehen,  zu  solchen  Deichbauten 
verpflichtet,  welche  die  Gemeinde  oder  der  Deichverband  zum 
Schutz  des  Distrikts  beschlossen.  Diese  Deiclibauten  erfolgten  in 
den  verschiedensten  Weisen,  je  nachdem  überhaupt  die  von  einer 
Gemeinde  zu  verrichtenden  öflFentlichen  Arbeiten  unter  die 
Gemeindeglieder  verteilt  wurden.  Gewöhnlich  lag  der  Verteilung 
als  Massstab  der  Grundbesitz  des  einzelnen  zu  Grunde.  Es 
konnte  dann  die  Verteilung  in  Rücksicht  auf  die  Gimse  des 
Ackers  erfolgen.  Dies  war  nach  dem  Spadelandbrief  für  die 
Wilstermai-sch  von  1438  der  Fall,  welcher  bestimmte:  „Ock  so 
scholen  beide  siden,  de  ene  Morgen  gelik  den  andern  de 
Störe  unde  den  moer  helfen  bedickeu  und  wo  ein  water 
schaden  mach“.'’*) 


VI.  Die  Aussendeichsinteressentenschafton,  welche 
in  dieser  Periode  zum  Deichbau  schritten,  bedurften  dazu  immer 
eines  Zusammen.schlusses  von  aussen.  Wenigstens  ist  uns  keine 
Kunde  von  einer  Ansseudeichsinteressentenschatt  erhalten,  die 
einfach  die  Eindeichung  beschloss  und  durch  Organe,  die  sie  an- 
stcllte,  leitete.  Auf  einen  Beschluss  der  Interessenten  weist 
allerdings  das  Privileg  des  Ritters  Coen  van  Oosterwyek  aus 
dem  Jahre  1401  hin;''’)  denn  er  erlaubt  als  Ambachtsherr  denen, 
die  im  Aussendeich  geerfd  und  gelandt  sind,  die  Eindeichung; 
damit  wird  doch  stillschweigend  ein  Eindeichungsbeschluss  der 


*“)  Vurgl.  (iriebcl  S.  42  ff. 

Einleitung  § 4a,  A 152. 

Iin  übrigen  ist  ein  Eingehen  auf  die  Verteilung  der  Deichbauinst 
Überflüssig.  Vcrgl.  noch  Hahn  im  Archiv  des  Vereins  für  Uescliichte  und 
Altertümer  der  Uerz.  llremen  und  Verden”.  Heft  11  S.  21.  .Siehe  auch 
die  HaueruwillkUr  von  Wurtfleth  sub  14  (oben  Einl.  § 4a.  A.  4Ua). 

Mieris  III  7:u. 
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Geerfden  vorausgesetzt.  Die  Leitung  der  Eindeichung  aber  lag 
bei  Schöffen,  von  denen  der  Rat  von  Amsterdam  drei  anstellte, 
und  bei  einem  Schulzen,  den  der  Ritter  Coen  ordinierte.  Und 
während  die  drei  Schöffen  des  Rats  im  Aussendeich  gelandt 
sein  mussten,  war  dies  bei  dem  Schulzen  nicht  der  Fall.  Das 
Ordinationsrecht  des  Ritters  war  nur  auf  die  drei  Schöffen  eines 
Dorfes  beschränkt.'^’’')  So  waren  die  Beamten  nicht  lediglich 
Interessenten  und  nicht  eigene  Organe  einer  Genossenschaft, 
sondern  behördliche  Aufsichtspersonen.  Die  Ausseudeichs- 
interesseiitenscliaft  konnte  auch  einem  Deichverband  angegliedert 
sein.  Der  Eindeichungsbeschluss  erfolgte  dann  vonseiten  des 
Deich  Verbandes.  Die  Leitung  und  Verwaltung  des  neuen  Kogs 
lag  in  den  Händen  der  Organe  oder  einiger  Organe  des  Deich- 
verbandes,  die,  wo  eine  landesherrliche  Erlaubnis  erteilt  wurde, 
der  Landesherr  bestimmte.'^'*)  Beschluss  und  Leitung  konnten 
ganz  beim  liandcsherrn  sein.  So  befiehlt  im  Jahre  1322 
VV^ilhelm  von  Holland  den  Eigentümern  des  Aussendeichs  nördlich 
von  Enkhuysen  die  Eindeichung  und  überträgt  das  Werk  dem 
Schulzen.^'’®)  Umgekehrt  ergiebt  das  Schriftstück  des  Rates 
Jacques  de  Blaze.re  von  1527,'*'^)  dass  ein  Zusammenschluss  der 
Interessenten  infolge  der  Erlaubnis  stattfand,  die  an  einige  erteilt 
war,  und  die  anderen  zum  Mitdeichen  nötigte;  aber  das  Werk 
durch  einen  „meentenare“,  der  wohl  Beauftragter  der  Eigentümer 
ist,  ausgoführt  wurde.  Die  Eindeichungspflicht  war  somit  eine 
dingliche  Last  der  Aussendeichsgrundstücke  der  Interessenten. 
Die  Eindeichung  wurde  durch  die  Eigentümer  in  mehr  natural- 
wirtschaftlicher oder  in  mehr  geldwirtschaftlicher  Weise  betrieben. 
Erstere  bestand  in  der  Leistung  von  „Kost  und  Arbeit“,''*')  d.  h. 
von  Hand-  und  Spanndiensten  und  von  einzelnen  Geldzahlungen. 


a.  a.  O 

Dies  ist  m.  E.  der  Fall  ;.;ewe.sen,  bei  der  Eindeiclmng,  die  in  der 
Haiidvcate  an  die  in  Kroinmcnyerdam  von  i;t57  (M  ieris  III,  30)  verkommt. 
Orj^ane  sind  nicht  neugewälilte  Heemradeu,  sondern  einzelne  der  alten. 

*"}  M ieris  II,  2S(i, 

**)  Bore li grave  S.  308. 

ilieris  II,  280.  Hier  nehmon  neben  den  Eigentümern  auch  andere 
Per.sonen  Teil;  insoweit  das  Aussenland  bestimmten  Eigentümern  nicht  ge- 
bürte. betrachtete  es  der  Landesherr  als  sein  Eigentum. 
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Bei  letzterer  schossen  die  Eigentümer  lediglich  Geld  vor  und 
Hessen  die  Bedeichung  durch  einen  Deichmeister  („meentenare“) 
voiTiehmen,  der  Arbeiter  mietete.^-)  Diese  Arbeiter  („nemers“) 
waren  auf  Grund  eines  Arbeitsvertrages  zur  Eindeichung  gegen- 
über dem  meentenare  verpflichtet.  Sie  waren  also  nur  persön- 
liche Schuldner;  deshalb  war  es  üblich,  dass  der  meentenare  sich 
von  ihnen  eine  Kaution  für  die  gute  Vollendung  der  Bedeichung 
stellen  Hess.  Diese  Kaution  war  meist  so,  dass  alle  nemers 
sich  zur  gesamten  Hand  verbürgten.**)  Diejenigen,  welche 
Geld  vorschossen,  hicsseu  in  den  Niederlanden  „legghers“.**) 
Bei  dem  geldwirtschaftlichen  System  der  legghers  war  es  eher 
möglich,  die  Güte  der  einzelnen  Grundstücke  in  Bezug  auf  die 
Eindeichungspflicht  zu  berücksichtigen,  als  bei  dem  natural- 
wirtschaftlichen.  So  bürgerte  sich  dort  die  Sitte  ein,  den 
Vorschuss  der  Gelder,  der,  wie  mir  scheint,  nach  der  Grund- 
stücksgrösse auferlegt  wurde,  nur  als  provisorische  Massnahme 
zu  betrachten  und  nach  vollendeter  Eindeichung  eine  Aus- 
gleichung nach  der  Güte  der  Grundstücke  eintreten  zu  lassen.*’) 
Die  dingliche  Wirkung  der  Eindeichungspflicht  zeigt  sich  vor 
allem  darin,  dass  derjenige,  der  sich  an  der  Eindeichung  nicht 
beteiligte,  sein  Eigentum  verlor.  Ob  hier  und  da  vorher  noch 
andere  Zwangsmassregeln  zunächst  versucht  wurden,  vermögen 
wir  nicht  zu  erkennen.  Sicher  ist,  dass  das  Schriftstück  von 
1527  bei  der  Weigerung  des  Eigentümers,  mitzudeichen,  sofort 
den  Verlust  des  Eigens  statuiert,  und  dass  der  Befehl  Wilhelms 
von  1322  ebenfalls  dem  unwilligen  Interessenten  sein  Land 
entzieht.**)  Es  scheint  aber,  dass  nach  dem  Schriftstück  von 


*’)  Siehe  das  Schriftstück  von  1527  (Borchgrave  .S.  36S.) 

*3)  a.  a.  0. 

'■*^)  Borchgrave  biitrachtct  S.  299  die  legghers  als  Arbeiter.  Dies 
sind  aber  die  nemers.  IJehereinslimiuend  Detlefsen  I.  S.  313.  A.  5. 

ln  dem  Schriftstück  von  1527  heisst  es:  „Es  ist  auch  Sitte,  eine 
Ausgleichung  zu  machen,  das  heisst.  Jedem  Mass  Landes  wird  nach  ange- 
stellter  Untersuchung  eine  bestimmte  Zahl  nach  der  Güte  des  Landes 
anferlegt.  Und  da  setzen  sie  oft  3,  4 oder  5 unfruchtbare  Masse  Ackers 
gegen  ein  fruchtbares,  und  danach  geschieht  die  Beisteuer  zu  den  Deich- 
kosten,“ Die  Ausgleichung  heisst  „eveniugho“, 

'^)  Mieris  II,  2»t>.  Im  .lahro  1323  kommen  die  alten  Besitzer,  die 
in  Kriesland  das  Land  nicht  bedeicht  hatten  wieder  und  wollten  das  Land 
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1527  diejenigen,  welche  Vorgänger  der  sich  weigernden  Eigen- 
tümer gewesen  waren,  ein  Eintrittsrecht  für  letztere  hatten.^) 
Dieses  Eintrittsrecht  würde  in  Parallele  stehen  zu  der  Eintritts- 
pflicht des  alten  Eigentümers  für  den  Eigentümer,  der  wegen 
Nichterfüllung  der  Deich(unterhaltungs)last  sein  Eigen  verliert.^) 

VII.  Die  schwierigsten  Deichbauten  haben  in  dem 
„Durchschlagen“  oder  „Ueberschlagen“  von  Strömen  be- 
standen. Diese  Deichanlagen  setzen  notwendig  eine  Vereinigung 
mehrerer  Gemeinschaften,  die  an  die  Ströme  anstiesseu,  voraus. 
Sie  machen  Deichbauten  ganzer  Landschaften  wahr- 
scheinlich und  geben  den  Anlass  zu  einer  stärkeren  Ein- 
wirkung der  Landesherrn  auf  den  Deichbau. 

Thünen^«*)  meint,  dass,  soweit  die  Nachrichten  reichen, 
sich  eine  solche  „allgemeinere  Beihülfe“  überall  vorflnde.  V'on 
mutmasslichen  Quellen,  die  solche  allgemeinen  Deichbauten  statu- 
ieren, ist  mir  aber  nur  das  Privileg  des  Grafen  von  Holland  in 
Bezug  auf  Nordbeveland  aus  dem  Jahre  1358*^**)  bekannt.  Hier 
beschliessen  eine  Gemeinde  und  einige  Deichhalter  (ob  beide 
einen  Deichverband  bilden,  ist  nicht  klar)  einen  Stromcinschnitt 
(Wael)  zu  überdeichen.  Der  Graf  giebt  ihnen  die  Erlaubnis 
dazu  und  gewährt  ihnen  gemäss  ihrem  Beschluss,  dass  ganz 
Nordbeveland  an  dem  Deichbau  sich  beteiligen  soll:  „Die  Last 
soll  fest  gemacht  weiden  an  Nordbeveland“,  „es  sollen  deichen 
und  Gold  zahlen  alle  diejenigen,  die  da  Land  haben,  sie  seien 


anfassen.  Der  (traf  erklärt  aber,  dass  dies  jetzt  zu  spät  sei.  (Uieris 
II,  311.) 

^)  Es  heisst  daselbst,  dass  mit  denen,  die  den  octro;  vom  Pürsten 
haben  .alle  zogelasseu  werden,  die  früher  dort  Land  gehabt  haben,  wenn 
sie  die  (telder  zuschiessen.*  Man  könnte  unter  den  alten  Eigentümern  die- 
jenigen verstehen,  welche  einstmals  Land  daselbst  gehabt  haben,  das  zur 
Zeit  der  iledeichung  aber  nicht  mehr  in  ihrem  Eigeutum  steht,  weil  es  die 
Fluten  abgebrochen  hatten.  Diese  Auslegung  passt  aber  nicht  zu  dem 
sonstigen  Inhalt  des  Schriftstücks.  Es  hätte  dann  notwendig  erklärt  werden 
müssen,  welcher  Anteil  am  Neuland  ihnen  gewährt  wurde,  und  wie  sie  sich 
mit  den  anderen  Eigentümern  auseinander  zu  setzen  hatten. 

Uierüber  das  Nähere  bei  der  Darstellung  dos  Spatenrechts, 
a.  a.  O.  S.  17. 

‘•"''J  Mieris  III  (17. 
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j^eiatlich  oder  weltlich  oder  Städter,  wer  es  aucli  sei,  die  einen 
neben  den  anderen^')  in  Rücksicht  auf  solches  Gut,  das  sie  in 
Nordbeveland  haben.“  Hiermit  ist  allerdings  eine  dingliche 
Pflicht  jedes  Landbesitzers  der  Landschaft,  sich  an  einer  von 
dem  Landesherrn  genehmigten  Dnrchschlagung  eines  Stromes 
zu  beteiligen,  statuiert.  Doch  besteht  diese  Veri)flichtung  nur, 
wenn  von  den  am  meisten  beteiligten  Land-  und  Deichbesitzern 
die  Durchschhigung  beschlossen  ist.  So  können  wir  für  andere 
Gegenden  vielleicht  ähnliche  und  vielleicht  noch  umfassendere 
Deichbauten  der  Landschaften  annehmen.  Ueberall  aber  sind 
die  Dnrchschlagungen  von  Strömen  keineswegs  durch  Land- 
.schaften  bewerkstelligt  worden.  Dies  beweist  die  Ueberdeichung 
der  Speme  in  Rijnland,  die  Graf  Floris  im  .fahre  1285  gestattete.'^-) 
Hier  sind  bei  der  Bedeichung  nur  die  beteiligten  Deichverbände 
thätig  und  nicht  alle  Landbesitzer  Rijnlands.  Auch  bei  der 
Ueberdeichung  der  Pante  auf  den  preussischen  Werdern  im 
.fahre  1348'^^!  sind  nur  mehrere  Dörfer  beteiligt  und  nicht 
sämmtliche  Landbesitzer.  Die  Durchschlagung  der  Sperne  wird 
beschlossen  von  allen,  die  wohnten  „oven  Zydwinde  ende  Zwaen- 
denborgherdam  ende  (den)  Sparendam“.  Die  Durchdämmnng 
der  Paute  vereinbaren  Elbing  und  der  Orden. 

Die  Einwirkung  des  Landesherrn  zeigt  sich  bei  der 
Durchschlagung  des  Wael'^^)  und  der  Sperne''^'')  in  schärfster 
Weise.  Von  der  Erteilung  der  landesherrlichen  Erlaubnis  wird 
später  gesprochen,  hier  soll  sie  nur  konstatiert  werden.  Vor 
allem  aber  Hess  der  Graf  von  Holland  den  Deichbau  durch  eine 
von  ihm  dazu  beauftragte  Person  leiten.  Bei  der  Durchdeichung 
des  Wael  ist  es  ein  gewisser  Heinrich,  der  die  „dikaedse“  be- 
treiben soll,  bei  der  Ueberschlagung  der  Sperne  ist  der  Balju 
von  Rijnland  der  Deichbaumeister.  Beide  erhalten  auch  die 
Schanung  über  die  betreffenden  Deiche  übertragen.  Im  übrigen 
wird  von  dem  Landesherrn  bei  diesen  Deichbauten  die  Deich- 


„syu  si  gheestlic,  of  waerlyc  of  poertoreii,  of  wio  .sie  syn.  den  eucn 
neffens  den  anderen.“ 

liergli  II,  .WS. 

Siehe  M Tüppen  S.  S02  uml  unten  A.  27G. 

''*’*)  .Mieria  III,  07. 
liorgh  II.  5H3. 
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Verwaltung  näher  geregelt.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Ucber- 
deichnngen  steht  die  Durchdämmung  der  Paute.  Sie  hat  ins- 
besondere um  deswillen  einen  anderen  Charakter,  weil  sie  von 
zwei  Landeshoheiten  (dem  Hochmeister  und  der  Stadt  Elbing) 
vereinbart  und  von  einigen  diesen  unterthanen  Dörfern  ausgeführt 
wurde.  Die  Elbinger  Bauern  werden  der  Gewalt  des  Hoch- 
meisters unterstellt,  aber  nur  während  des  Deichbaus.  Ist 
dieser  vollendet,  so  gehören  sie  nicht  mehr  zur  „Kore“  des 
grossen  Werders.  Somit  werden  die  Elbinger  Bauern  mit 

Bauern  des  grossen  Werders  zu  keinem  Deich  verband,  sondern 
lediglich  zu  einem  Deichbauverband  vereinigt. 2^'') 


VIII.  Wir  haben  bereits  öftei-s  erwähnt,  dass  in  der  spä- 
teren Entwicklung  bei  der  Anlage  von  Deichen  die  Einholung 
einer  obrigkeitlichen  Erlaubnis  zum  Deichbau  hie  und 
da  notwendig  geworden  w'ar;  jetzt  ist  darzustellen,  auf  welchen 
Grundlagen  sich  diese  Verpflichtung  entwickelt,  und  welche 
Ausdehnung  sie  angenommen  hat.  In  jeder  Vergabung  von 
Deichländern  zur  Ansicdlung  steckt  in  gewisser  Hinsicht  auch 
eine  Erlaubnis  zum  Deichbau.  Doch  wird  hier  diese  Erlaubnis 
zum  Deichbau  durch  die  Erlaubnis  zur  Ansiedlung  zurück- 
gedrängt. Wir  sprechen  hier  von  der  Notwendigkeit  einer  Er- 
laubnis zur  Ansiedlung,  nicht  von  der  Notwendigkeit  einer  Er- 
laubnis zum  Deichbau.'-'")  Die  Erlaubnis  zum  Deichbau  im 
engem  Sinn  ist  mit  einer  Vergabung  nicht  verquickt.^'^)  Die 


Din  Eiiii('iinff  des  Tresslcrs  von  Marienhurg  mit  den  Elbingern  ent- 
hielt unter  anderem  fulgemle.-i:  .diu  rorgenanten  geburon  sullon  anevan 

eynen  tarn  uf  den  unaerrn  und  sulu  den  vuru  und  macbin  bli  zeyle  laue  bis 
au  die  aide  Paute  und  vor  bas  di  selbe  aide  Paute  czu  vonemmene  und 
dar  nbir  vyr  8eyl  uf  der  stat  gute;  die  vorgenaute  lenge  czu  baldine  nach 
unsir  und  nach  ir  bequemekeyt  beydir  seytin;  alz  wir  das  unsir  macbin  alzo 
sullin  sy  ach  das  yre  machin.“  Der  Heister  soll  Gewalt  baben,  sie  zu 

zwingen.  Erde  dürfen  sic  auf  dem  Ordeusgebiet  nehmen;  „ach  sullen  dy 

selbin  geburo  uuvorbundin  sin  mit  audir  Tbicbeu  adir  Thammen  alzo  das 
man  sy  in  keyne  andir  kure  wyse  den  do  sy  gethamet  haben.“ 

So  in  der  ersten  Zeit  der  Deichaulagen;  siehe  oben  § 2 A.  .'>4. 
Dass  sie  zufällig  neben  einander  Vorkommen  können,  ist  erwähnt 
worden,  siehe  oben  8.  12S;  ebenso,  dass  erstere  Hinweise  und  Koglungen 
für  letztere  enthalten  kann  (8.  127J. 
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Einholung  dieser  Erlaubnis  ist  zunächst  dadurch  notwendig  ge- 
worden, dass  bereits  angesiedelte  Leute  innerhalb  ihres  Gebietes 
zum  Deichbau  schreiten  wollten,  aber  unter  einer  Herrschaft 
standen.  Wie  die  neuere  Entwicklung  von  der  ältesten  Zeit 
durch  das  Aufkommen  der  Herrschaft  sich  Überhaupt  unter- 
scheidet,'^) so  tritt  auch  später  die  Notwendigkeit  der  Ein- 
holung einer  Erlaubnis  zum  Deichbau  infolge  der  Gewalt  der 
Herrschaft  auf.  Wir  vermuten  sie  im  Hofverband,'*")  im  kleineren 
Lehnsverband, bei  abhängigen  bäuerlichen  Gemeinden.*^) 
Die  grösste  Rolle  hat  aber  die  Notwendigkeit  der  Erlaubnis 
der  landesherrlichen  Gewalt  gespielt.  Sie  hat  sich  ent- 
wickelt beim  Äussendeichsland  und  bei  den  Deichbauten 
in  Strömen.  In  letzterer  Hinsicht  war  die  landesherrliche 
Gewalt  teilweise  Erbin  der  Reichsgewalt. 

1.  Es  lag  beim  Äussendeichsland  in  vieler  Beziehung 
im  Interesse  der  freien  Gemeinden,  der  Deichverbände,  Klöster 
und  Herrn,  welche  zu  einer  Bedeichung  schreiten  wollten,  sich 
an  den  Landesherrn  vorher  zu  wenden.  Die  Inanspruchnahme 
des  Vorlandes  als  solches  vonseiten  der  Landesherrn  hatte  eine 
grosse  Rechtsunsicherheit  hervorgerufen.'*-’)  Man  konnte  oft 
nicht  wissen,  ob  man  nicht  Land  bedeichte,  das  der  Landesherr 
schon  Willens  war,  sich  anzueignen;  man  konnte  nicht  ermessen, 
ob  man  nicht  grosse  MQhe  nnd  Kosten  zur  Bedeichung  von 
Ivändereien  verausgabte,  die  in  späterer  Zeit  der  Landesherr 
sich  einfach  zuschreiben  würde,  womöglich  ohne  den  Bedeichern 
ihre  Kosten  zu  ersetzen.'*^)  Wollte  man  Gewissheit,  so  musste 
man  sich  an  den  Landesherrn  wenden.  Die  Furcht  vor  seinen 
Uebergriflfen  wies  zu  ihm,  vor  dem  man  sich  fürchtete.  Erteilte 


Siche  oben  .S.  iml 

®“)  V'ergl.  üergh  I,  533  (a.  1250);  man  kann  diese  Urknnde  in 
dieser  Hinsicht  verwerten,  wenn  man  den  Vergabungscharakter  in  itezug 
anf  das  Kenland  streicht. 

Vergl.  Uergh  I,  ß09  (a.  1255)  Heinrich  von  Vorne  erlanht,  dass 
alles  Lehn  von  drei  Lehnsleuten  hedeicht,  mit  (irabcn  durolizogcn  wird  u.  s.  w. 
,sive  sit  recens  sivo  salva,  aggerata  vel  non  aggcraia.“ 

Vergl.  Micris  IV,  47ü  (a.  1417  is)  Kran  Jakoba  erscheint  hier 
allerdings  mehr  als  Landesherrin  (siehe  oben  8.  105). 

Siehe  oben  S.  121. 

**)  Siehe  oben  S,  IIS  ff 
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der  Landesherr  seine  Einwillii^ng  schlechthin,  so  barg  sie, 
wenn  anch  vei-schleiert,  die  Gewährleistung  in  sich,  dass  er 
weder  jetzt  noch  später  das  Deichland  als  ihm  gehörig  ansprechen 
wollte.  Verweigerte  er  sie,  so  wusste  man,  was  die  Uhr  ge- 
schlagen hatte  und  musste  nun  sehen,  ob  man  trotzdem  den 
Deichbau  vornehmen  oder  noch  einmal  sein  Heil  probieren 
wollte.'-*'^’)  Gewährte  der  Landesherr  schliesslich  seine  vorläufige 
Einwilligung,  so  konnte  man  ihn  billiger  Weise  zu  dem  Ver- 
sprechen bringen,  bei  Wegnahme  des  Deichlandes  die  Deich- 
kosten zu  ersetzen.'^)  Es  war  nun  ferner  möglich,  durch  den 
Landesherrn  Privilegien  für  die  Bedeichung  zu  erhalten;  ins- 
besondere musste  die  Möglichkeit  der  Erzielung  von  Freijahren 
den  stärksten  Anreiz  ansüben,  den  Landesherrn  anzugehen.'*') 
Schliesslich  durfte  man  hoffen,  durch  seinen  Machtspruch  zu 
erreichen,  dass  Nutzungsrechte  Dritter,  die  eine  Bedeichung 
hinderten,  deren  Ablösung  im  Wege  des  Vertrages  aber  nicht 
geglückt  war,  aufgehoben  würden.***)  Auch  konnten  in  ähnlicher 
Weise  Teilhaber  von  Aussendeichsinteressentenschaften  erwarten, 
dass  durch  ein  Angehen  an  den  Landesherrn  eine  Bedeichung 
eraielt  werden  könnte,  die  an  dem  Widerstand  anderer  Teilhaber 
bisher  immer  gescheitert  war.***) 

Diese  Vorteile,  die  ein  Angehen  des  Landesherrn  ver- 
sprachen, mussten  dazu  führen,  dass  man  den  Landesherrn  sehr 
häufig  um  seine  Einwilligung  ersuchte.  Doch  hätte  die  Häu- 
figkeit solcher  Gesuche  allein  ein  Recht  der  Landesherrn  auf 
sie  nirgends  erzeugen  können,  wenn  nicht  hier  und  da  Momente 


'■*'’)  Siehe  die  Worte  des  Abtes  von  üerkeskloster  (anten  A.  295)  aus 
dem  Jahre  1529.  Da  war  allerdings  das  Recht  des  Laudesberrn  schon 
anerkauDt. 

“*)  Schwartzenberg  II  556.  Dem  Abt  von  Gerkeskloster  wird 
1529  koDSentiert  Uterland  zu  bcdeichen  „te  wüten  dat  suicken  bedyckinge, 
den  Keyser  oen  zyuc  gerechticheyt,  die  hy  tot  denselben  landen  pretendeert, 
te  hebben,  nyet  schadelyck  sal  wesen,  ende  indyen  naemaels  den  Keyser 
deseluo  landen  mit  rechte  toegewesen  worden*,  soll  seine  Majestät  dom  Abt 
die  Kosten  der  Hedeiebung  ersetzen.  — Auf  eine  frühere  Zeit  angewandt, 
ergiebt  diese  Urkunde  den  im  Text  geschilderten  Ausgang. 

*t)  Siehe  oben  S.  '29,  138. 

**)  Vergl.  Uergb  I.  534  (a.  1152)  und  unten  sub  XI. 

**)  Siehe  das  Schriftstück  bei  Borchgrave  S.  368.  Vergl.  auch 
Mieris  IV,  1068  und  unten  sub  XI. 
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auf  seiner  Seite  wirksam  gewesen  wären,  die  diesen  Prozess 
nur  begünstigen  konnten  An  vielen  Orten  war  es  im  Lauf  der 
Zeit  unmöglich  geworden,  jeden  Zusammenhang  des  Landesherrn 
mit  dem  Aussendeichsland  zu  leugnen.  Vielleicht  wirkte  in 
manchen  Gegenden  der  Gedanke  ein,  dass  man  ihm  eine  Ober- 
hoheit über  die  Küste  nicht  absprechen  könne. ^')  Denn  Neu- 
eindeichungeu  stellen  sich  auch  als  Regulierungen  des  Küsten- 
saumes dar,  somit  lag  ein  Recht  des  Landesherrn,  dass  zu  diesen 
seine  Erlaubnis  erforderlich  sein  müsse,  nahe.  Vermöge  der 
Landeshoheit,  die  ihm  zustand,  war  er  an  einer  Feststellung 
der  Landabgaben  des  Neulandes  lebhaft  interessiert;^')  auch 
stellte  sich  manche  Bedeichung  direkt  als  Gebietserweiterung 
dar,  von  der  man  schwerlich  sagen  konnte,  dass  sie  ihn  gar 
nichts  anginge.  Mit  den  kleineren  Herrn  war  der  Landesherr 
zudem  durch  das  Lehnswesen  aufs  engste  verbunden.  Die 
Erlaubnis  zur  Eindeichung  nahm  hier  meist  von  selbst  den 
Charakter  einer  notwendigen  Vorbedingung  für  die  Belehnung 
mit  der  Gerichtsherrlichkeit  iin  neuen  Lande  an.'^-’)  In  benach- 
barten Gegenden  liatte  der  Landesherr  womöglich  erfolgreich 
das  Aussenland  selbst  sich  zugeeiguet.  Die  Anerkennung  der 
Notwendigkeit  der  landesherrlichen  Erlaubnis  war  demgegenüber 
nur  eine  geringe  Conzession.  So  mochte  sich  die  Einräumung 
dieses  Rechtes  oft  darstellen  als  ein  Compromiss  zwischen  der 
landesherrlichen  Auffassung,  die  sich  den  Anwachs  und  das 
Aussendeichslaud  als  solche  aneignen  wollte  und  der  volks- 
tümlichen Denkweise,  die  die  Alluvion  und  das  Vorland  den 
Gemeinden,  Deichverbänden,  Herrschaften  u.  s.  w.  zuschrieb.''®) 
Schliesslich  aber  erschien  bereits  in  dieser  Periode,  besonders 
in  Holland,  der  Landesberr  als  Verwalter  des  Deichwesens.'-**) 
Vermöge  des  Zusammenwirkens  aller  dieser  Umstände  oder 
des  stäikeren  Hervortreten  des  einen  oder  des  andern  ist  es 
dahin  gekommen,  dass  au  vielen  Urten  ein  Recht  des  Landeshen  n 


Vergl.  Bergh  I,  441  (a.  12471,  541  (a.  1251).  ferner  Hack- 
mann  S.  92. 

™)  tipadelandsrcolit  art.  X. 

*'■■')  Siebe  Micria  Hl.  220,  IV,  129. 

Siebe  oben  S.  121. 

2***)  Darüber  wird  später  zu  spreeben  sein. 
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auf  ein  Naclisuclien  der  Unterthanen  zur  Bewilligung  der  Neu- 
eimleicliung  entstand.*“)  Ueberall  aber  hat  es  sich  nicht  durch- 
gesetzt; insbesondere  blieben  oft  Gesuche,  um  die  landesherrliche 
Einwilligung  von  dem  Gedanken  der  Notwendigkeit  dieser  Ein- 
willigung unberührt  und  sind  oft  für  die  Behauptung  der  Existenz 
eines  solchen  Rechtes  des  Landesherrn  nicht  verwertbar.*"*) 

2.  Die  Notwendigkeit  der  Erlaubnis  zum  Deichbau 
in  Strömen  wurzelt  iin  Stroraregal.  Durch  solche  Deiche 
wird  der  Lauf  des  Stromes  entweder  verändert  oder  gestört. 
Infolgedessen  waren  die  deutschen  Könige  im  Mittelalter  ver- 
möge des  Slroniregals,  das  sie  sich  zuschrieben,  an  der  Ueber- 
wachung  dieser  Deiclibauten  interessiert.  Nur  eine  Urkunde 
freilich  zeigt  uns  ein  Eingieifen  der  Könige,  aber  sie  genügt, 
um  allgemeinere  Schlüsse  zu  ziehn.  Im  .Jahre  1 1G5  genehmigte 
auf  Bitten  Utrechts,  Hollands,  Gelderns  und  Cleves  Kaiser 
Friedrich  den  Deich  bei  Wijc  und  befahl  einen  anderen  Deich 
bei  Steckede,  w’elchen  der  Graf  von  Holland  „injuste  et  violenter“ 
errichtet  hätte,  zu  zerstören.*"")  Es  ist  hier  von  der  Not- 


In  Holland  i»t  dies  Recht  sehr  verbreitet  gewesen.  Wenn  Hugo 
Grotiiis  a,  a.  0.  es  nicht  erwähnt,  so  beruht  dies  auf  einem  V'erseben. 
tianz  deutlich  ist  es  im  Spadelaudsrecht  art.  X zum  Ausdruck  gebracht. 
Im  westerlauwerscben  Friesland  war  es  gleichfalls  anerkannt.  Man  vergl. 
namentlich  die  Worte  de.s  Abtes  von  üerkeskloster,  die  er  l'JiiO  gebraucht 
(Schwurtzenberg  II,  8.  5&S),  unil  die  auch  für  die  Eutstebung  dieses 
Hechtes  von  grösstem  Interesse  sind.  Es  heisst  da:  .Dat  alzoe  w;  langen 
tyt  veuolcht  ende  meiiichwerff  gesuppliceert  hebben  gehadt  aen  den 
Houe  van  Vrieslandt.  o in  te  maeghen  bedyckeu  de  üyterlanden,  liggendi 
buyten  Golinerdyck,  t’  welck  ons  nyet  alleenlyck  geweygcrt,  maer  dat  meer 
is,  eipresBClyck  geinterdiceert,  is  geweest,  uyt  orisaicke,  als  wy  wel 
ouerleggeii  können,  ende  oick  genoueh  verstaen  hebben,  dat  de  Pio- 
cureur  Oenerael  van  weghen  Keyselycke  Mayesteyt  tot  denzeluen  Uyter- 
laiidcn,  als  tot  alluuyen  ofte  aenwassen  gerechticheyt  will  preteiideren, 
ende  hoewel  als  voirsz.  is.  onse  begheerte  ons  vaecke  afgeslagen  ende  ge- 
weygert  is.  hebben  des  nyet  te  min  de  saicke  onvervolcbt  nyet  gelaeten, 
ende  uu  onlancx  oirioH  ende  consent  van  den  voirsz.  Houe  von  Vrieslandt 
verworven“.  Uebor  die  Art  der  Erlaubuisverteilung  siehe  oben  Anm  2ttß. 

®*)  Vergl.  auch  Griebel  S.  37  ff.,  der  für  Norderditmarschen  das 
Recht  des  Laudesherm  leugnet  trotz  Gesuchen  von  Kirchspielen  im  16.  Jahr- 
hundert. 

Hergh  I.  145  .Praeterea  obstructionem  illam  Rheni,  qnae  vulgo 
dicitur  dam,  prope  villam  sive  in  villa  ijuae  appellatur  Wijc,  que  ad  re- 
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Wendigkeit  einer  Erlaubnis  zum  Deichbau  au  sich  nicht  direkt 
die  Rede,  sie  wird  aber  vorausgesetzt.  „Unberechtigter  und 
gewaltsamer  Weise“  hat  der  Graf  von  Holland  den  Deich  er- 
richtet, d.  h.  er  hatte  nicht  die  Erlaubnis  des  Königs  zum 
Deichbau  eingeholt.  Er  wird  nun  angewiesen,  den  Deich  zu 
zerstören,  zumal  dieser  den  Untergang  vieler  Menschen  und 
Eiecken  horbeigeführt  hatte.'®**)  Auch  der  Deich  bei  Wijk  ist 
ohne  königliche  Erlaubnis  angelegt;  sie  wird  aber  jetzt  nach- 
träglich eingeholt  („pro  petitione  . . .“),  worauf  der  vollendete 
Deichbau  in  feierlicher  Weise  ausdrücklich  vom  Kaiser  genehmigt 
wird.  Als  sich  später  das  Stromregal  in  den  Händen  von 
Landesherrn  befand,^)  musste  zu  Stromdeichbauten  die  Erlaubnis 
des  Landesherrn  eingeholt  werden.  Das  beweisen  die  Urkunden 
von  1285  und  1358,  in  welchen  die  Grafen  von  Holland  die 
Durchschlagung  von  Wassern  gestatten.'***)  In  letzterer  Hinsicht 
soll  freilich  nicht  verkannt  werden,  dass  die  holländischen  Grafen 
zugleich  als  oberste  Verwalter  des  Deichwesens  fungierten.***) 

IX.  In  der  späteren  Entwicklung  dieser  Periode  fand  ein 
ZwangzurAnlage  von  Deichen  im  allgemeinen  nur  im  Rahmen 
der  Gemeinden,  Deichverbände,  herrschaftlichen  Verbände  u.  s.  w. 
statt.**^)  Eine  Verpflichtung  der  Untertlianeu  gegenüber  dem 
Landesherrn,  neue  Deiche  anzulegen,  hat  sich  nur  ganz  ver- 
einzelt ausgebildet.  Sie  findet  sich  nur  in  Bezug  auf  das 


movendam  tarn  graTem  aqaarum  pernitiem  aatiquitua  facta  est,  noa  pro 
petitione  predicterum  principum  et  pro  fideli  servitio  hominum  illorum, 
qui  generali  malo  aquarum  participabaut,  ratam  liabemus  et  noatro  im- 
poriali  edicto  contirmamua  et,  ut  eternaliter  iucoucuaaa  in  eodem  atatu  per- 
maueat  et  conaerretur,  praeaenti  juaaioue  decrovimua.  Aliam  quoque  ob- 
atructionem  Bheni,  quam  comoa  Hollandie  iu  loco  qui  dicitur  Steckede'aire 
Swadebur^  iujuate  et  violenter  erexerat  et  feccrat,  per  quam  etiam  in- 
numerabilium  hoiiiinum  et  locorum  aubiueraionea  frequenter  evenerunt,  noa 
ex  judicio  curie  uoatre  caaaavimua  et  peuibua  deatrui  procepimua  atatuentea 
et  imperiali  juaaiono  tirmantea,  quatenua  predicta  clauaura  deatructa  Khenua 
libera  et  regia  atrata  aiue  omni  obataculo  fluat*. 

Siehe  unten  aub  X. 

**’)  Vergl.  darüber  Schroeder  K.  U.  3.  Aufl  S.  528. 

**’)  llergli  11,  583.  Mieria  111,  67. 

*')  Siehe  oben  A.  294. 

*“)  Vergl.  auch  Lenthe  § 1. 
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Anssendeicbsland  und  trägt  einen  agrar-  und  finanz- 
politischen Charakter.  Diese  Thatsache  ist  für  die  ganze 
Geschichte  des  Deichrechts  im  höchsten  Grade  bezeichnend. 
Ein  helles  Streiflicht  fällt  dadnrch  auf  die  Frage  nach  dem 
Grund  der  Anlage  von  Deichen.  Würde  dieser  überwiegend 
in  der  Furcht  vor  Ueberschwemmungen,  die  Leib  und  Gut 
bereits  angesiedelter  Unterthanen  bedrohten,  zu  suchen  sein,  so 
wäre  ein  so  vereinzeltes  Auftauchen  dieser  ünterthanenpflicht 
ganz  unerklärlich.  Dies  um  so  mehr,  als  es  feststeht,  dass  man 
die  Erhaltung  des  Deiches  bei  Sturm  und  Einbruch,  und  die 
Wiederherstellung  zerstörter  Deiche  der  Landesverteidigung 
gleichzustelleu  liebte.’®’)  — Ein  Recht  des  Landesherrn  auf 
Bedeichung  von  Anssendeichsland  hat  sich  hier  und  da  infolge 
des  Umstandes  entwickelt,  dass  das  Vorland  vor  seiner  Be- 
deichung keine  Abgaben  trug,  während  bedeichte  Groeden  zu 
den  Abgaben  herangezogen  wurden.’®*)  Eine  Eindeichung  be- 
deutete so  für  den  Landesherm  eine  Vermehrung  seiner 
Einkünfte;  eine  geflissentliche  Nichtbedeichung  vonseiten 
der  Unterthanen  bedeutete  so  ein  Nichtaufkommenlassen  von 
Laudabgaben.  Infolge  der  Erstarkung  der  landesherrlichen 
Gewalt  und  dem  Aufkommen  einer  gewissen  staatlichen  Bevor- 
mundung bäuerlicher  Gemeinden  vermochte  der  Landesherr 
unter  dem  Banner  seiner  Finanzhoheit  an  manchen  Orten  im 
späteren  Mittelalter  es  durchzusetzen,  dass  er  den  Termin  für 
die  Inangriffnahme  der  Eindeichung  bestimmen,  dass  er  den 
Deichbau  befehlen  konnte.’®*)  In  Hollend  finden  wir  einen 
Befehl  zur  Eindeichung  schon  im  Jahre  1322;  als  Grund  für 
ihn  wird  angegeben,  dass  es  an  Korn-  und  Saatland  fehle.*"*) 


*®)  Siehe  oben  S.  14S.  A.  1S5,  ferner  Kichthofun  Bq.  S.  3SS.  § 2. 

***1  Siehe  oben  S.  123. 

VeTg\.  Griebel  S.  42  ff.  Nach  ihm  war  in  Norderditmarschen 
nach  seiner  Unterwerfung  (1559)  dies  landesherrliche  Recht  anerkennt  Da 
nach  der  Unterworfungsakte  (Griebel  S.  31)  es  mit  den  Anssendeichen 
ebenso  gehalten  werden  sollte,  wie  in  der  Wüster  und  Cremper-Marsch, 
so  kann  man  für  diese  scbliessen,  dass  dort  schon  früher  ein  solcher  Kechts- 
zustaud  war.  Vergl.  auch  oben  A.  254. 

*«)  Mieris  II,  286. 

4.  Olsrks,  Qwohiokte  4m  dtiiUchan  Dsiohnelata.  12 
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So  wirkten  auch  Gesichtspunkte  allgemeinerer  landesherrlicher 
Fürsorge  bei  der  Entstehung  dieses  Rechtes  mit.  Verschleiert 
birgt  einen  iandesheirlichen  Zwang  zur  Anlage  von  Deichen 
mitunter  die  Erlaubnis  des  Landesherrn  zum  Deichbau  in  sich 
So  waren,  wenn  einige  Teilhaber  einer  Aussendeicbsinteressen- 
schafl  die  Erlaubnis  zum  deichen  erlangt  hatten,  kraft  dieser 
Erlaubnis  die  übrigen  Teilhaber  zum  Deichbau  bei  Verlust  ihres 
Eigentums  verpflichtet."®’) 


X.  Besondere  Rechtssätze,  welche  bestimmten,  ob  zum 
Schaden  anderer  gedeicht  werden  konnte,  wenn  der  Deich 
dem  Deicher  selbst  Nutzen  brachte,  haben  sich  später*®“)  nur  in 
sehr  geringem  Umfang  in  dieser  Periode  ausgebildet.  Immerhin 
kann  man  sagen,  dass  Deichanlagen,  wel&he  für  andere  grosse 
schädliche ' Ueberschwemmuiigen  erzeugten,  als  widerrechtlich 
empfunden  wurden.*®®)  Sodann  aber  waren  Deichbauten,  weiche 
die  Schiffahrt  beeinträchtigten,  nicht  gestattet.*'®) 

XI.  Bei  den  ältesten  Deichanlagen  konnte  sich  aus  nahe- 
liegenden Gründen  eine  Enteignung  nicht  Anden*");  Der 


Siehe  dag  Schriftstück  von  1&27  bei  Borchgrave  a.  a.  0. 

Für  die  älteste  Zeit  siebe  oben  § 2 A.  64. 

*•)  Siehe  die  Urkunde  von  1165  (oben  A.  297j,  wo  der  Deich  dos 
Grafen  von  Holland  anch  deshalb  kassiert  wurde,  weil  durch  ihn  .innu- 
merabilium  hominum  et  locorum  submersiones  frequenter  evenerunt.'' 

*"*)  Vergl.  Hasse  III,  634  (a.  1328).  Hier  gewährt  Adolf  von 
Holstein  die  Niederlegung  des  Deiches  am  Ochsenwerder.  Der  Deich  hatte 
Schaden  verursacht  und  die  Schiffahrt  behindert.  Hamburg  batte  um  seine 
Zerstörung  gebeten.  Der  Graf  ordnet  sie  an.  sicherlich  dem  Rechts - 
bewusstsein  der  Zeit  Rechnung  tragend,  und  nicht  aus  Freundlichkeit 
gegen  Hamburg.  Siehe  ferner  die  Urkunde  von  1166  (oben  A.  297),  wo 
die  Niederreissnng  des  Deiches  angoordnet  wird,  weil  er  ein  .obstaculum“ 
war,  der  Rhein  aber  eine  freie  und  königliche  Strasse  sein  sollte.  — 
Infolge  der  Regalität  der  Ströme  konnte  allerdings  ein  Deich,  der  die 
Schiffahrt  hinderte,  zn  Recht  bestehend  sein,  wenn  seine  Anlage  erlaubt 
war.  Eine  solche  Erlaubnis  aber  widersprach  den  eigenen  Interessen  des 
Regalherrn.  — Bei  Privatgewässern  bedurfte  es  zur  Veränderung  oder 
Hemmung  des  Flusslaufes  einer  Vereinbarung  der  Interessenten. 

*")  Darauf  haben  wir  schon  oben  § 2 A.  54  kurz  hingewieseu. 
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Grund  und  Boden,  der  bedeicht  wurde,  stand  im  Gesamt- 
eigentum der  Gemeindegenossen,  die  zum  Deichbau  schritten, 
ohne  dass  reale  Anteile  vorhanden  waren,  und  Deicherde 
existierte  in  Ueberfluss.*'*)  In  späterer  Zeit  aber  kommt  bei 
neuen  Deichanlagen  die  Expropriation  wiederholt  vor.*'®) 
Sie  bezieht  sich  auf  Verschafiung  des  Deichgrundes  d.  h.  des 
Grund  und  Bodens,  auf  dem  der  Deich  ruhen  sollte,  auf  Ver- 
schaffung von  Dciciierde  und  auf  eine  Ermöglichung  der 
Eindeichung  als  solcher;  die  Enteignung  in  Bezug  auf  die 
Deicherde  wird  erst  später  dargestellt  werden.®“)  Eine  Ent- 
eignung von  Land  zum  Gebrauch  als  Deichgrund  werden  wir 
später  noch  bei  der  Einlage  kennen  lernen."®) 

1.  Die  Expropriation  zur  Verschaffung  des  Deich- 
grundes bei  neuen  Deichanlagen  würde  sich  in  dieser 
Periode  später  sicherlich  sehr  häufig  finden,  wenn  nicht  auch 
jetzt  noch  die  grösste  Anzahl  aller  Deichbauten  im  Siedlungs- 
wesen wurzelte.  Das  Siedlungsland,  das  vergabt  wurde,  ge- 
hörte der  Gesamtheit  der  Ansiedler  zu,  und  die  Feststellung  des 
Deichgrundes  ging  der  Einweisung  der  einzelnen  Ansiedler  in 
ihre  Parzellen  vorauf.®’*)  Für  eine  Expropriation  von  Land 
zum  Deichgrund  war  kein  Platz,  es  war  niemand  da,  den  man 
enteignen  konnte  und  wollte.  Aehnlich  verhielt  es  sich  bei  den 
Bedeichungen  von  Aussenland  durch  Gemeinden  und  Deich- 


>’*)  Der  Grund,  den  O.  Meyer  S.  76  anführt,  dass  in  der  ältesten 
Zeit  der  einzelne  Grundeigentümer  selbst  sein  Land  einzudeichen  pflegte, 
ist  ganz  unhaltbar.  Siehe  oben  § 2. 

A.  U.  G.  Ueyer  a.  a.  O.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  hätten  die 
Deichbauten  durch  Genossenschaften  begonnen.  Jetzt  sei  eine  Anwendungs- 
sphäre für  das  Expropriationsrecht  gegeben  gewesen.  Es  sei  aber  nicht 
gesetzlich  geregelt  worden.  Eiue  gesetzliche  Regelung  begönne  erst  die 
ostfriesische  Deichordnung  Ennos  II.  ans  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts.  — 
Die  Grundbesitzer  hätten  früher  die  notwendigen  Grundstücke  freiwillig 
abgetreten.  Möglich  sei  auch  in  einzelnen  Fällen  ein  zwangsweises  Vor- 
gehen gewesen,  aber  nicht  unter  Berufung  auf  gesetzliche  Vorschriften 
sondern  unter  Berufung  auf  einen  Notstand. 

Siehe  unten  Abschnitt  IV. 

•’'*)  Siehe  Abschnitt  III 
Siehe  oben  S.  151  ff. 

12* 
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verbände,  indem  hier  regelmässig  das  Aussendeichsland  im  Ge- 
samteigentam  der  Gemeinde-  oder  Deichverbandsgenossen  zu 
ideellen  Anteilen  stand.*'^)  Nahm  der  Deichbauverband  hier 
Land  zum  Deichgrnnd,  so  bestimmte  er  dazu  sein  eigenes  Gut, 
ohne  jemanden  zu  schädigen.  Zudem  musste  der  Deichgrund 
oft  dem  Meer  erst  abgernngen  werden,  hier  erschien  nur  das 
Meer  als  Enteigneter,  dem  man  Land  unter  so  mannigfachem 
Tribut  an  Geld  und  Kraft  gewaltsam  entzog.  Eine  Aenderung 
konnte  nur  eintreten,  wenn  an  dem  Neuland  entweder  Einzel- 
eigentum mehrerer  Personen  oder  Gosamteigentum  zu  realen 
Nutzteilen  aufkamen. *'")  Und  hier,  wo  die  Expropriation  möglich 
war,  trat  sie  auch  auf.  ln  überraschender  Deutlichkeit  wird 
sie  in  der  Handveste  an  die,  welche  „in  Krommenyerdam  geland 
zyn“  von  1357*’*)  angeordnet.  Ein  neuer  Deich  soll  gelegt 
werden  nach  Gutdünken  der  Hcemraden,  wo  cs  ihnen  nützlich 
dünkt,  und  „wat  landen  geslagen  worden  in  den  dyck  voorseydt,*’®) 
ende  dat  landt,  daer  men  den  dyck  op  leggen  sal,  dat 
salmen  gelden  totten  Heemraets  schattinge.“  Zu  dem 
gleichen  Resultat  führt  das  Schriftstück  von  Jacques  de  Blazere 
von  1527.  Den  Deichgrund  mussten  hier  jedenfalls  die  Eigen- 
tümer hergeben,  die  der  meentenare  bestimmte.  Da  man  aber 
nach  vollendeter  Bedeichung  eine  „Ausgleichung“  behufs  der 
Beisteuer  der  einzelnen  nach  ihrer  GrundstücksgUte  machte,  ist 
der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  man  hierbei  auch  den  Verlust 
in  Betracht  zog,  den  einige  durch  die  Abgabe  des  Doiebgrundes 
erlitten  hatten.”^)  Schliesslich  kann  man  die  Bestimmung 
eines  jüngeren  Uumsterlander  Deichrechts,  nach  welcher  die 
Deichrichter  verpflichtet  sind  mit  der  gemeente  zusammen,  unter 
anderem  „landt  te  copen,  die  Dijcken  daer  op  te  leggen“  nicht 
nur  auf  Einlagen,®”)  sondern  auch  auf  Neudeiche  beziehen  und 


siehe  oben  S.  113,  115. 

>i*)  Siehe  ebeu  S.  115. 
llieris  III,  30. 

Dies  bezieht  sich  wohl  auf  Deicherde;  denn  die  Deichverpflichtung 
wird  in  der  Urkunde  noch  besonders  festgestellt. 

*“)  Siehe  oben  S.  168. 

Von  denen  gerade  vorher  die  Uede  ist. 
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darin  die  Vorschrift  einer  Expropriation  auch  in  dieser  Hinsicht 
erblicken.*“)“**) 

2.  'Wenn  auf  einem  Deichland  Weidenutzungsrechte  Dritter 
lasteten,  so  war  eine  Eindeichung  zu  einem  Eornland  nicht 
möglich,  ohne  dass  diese  Nutzungsrechte,  die  ja  eine  Bedeichung 
vereitelten,  aufgehoben  wurden.  Konnte  Derjenige,  welcher  die 
Bedeichung  ins  Werk  zu  setzen  wünschte,  auf  dem  Wege  des 
Vertrages  diese  Rechte  nicht  ablösen,'**)  und  lag  die  Eindeichung 
im  öffentlichen  Interesse,  so  vermochte  nur  eine  Expropriation 
abzuhelfen.  Eine  solche  verfügte  auch  in  gedachtem  Fall 
Wilhelm  II.  im  Jahre  1251.***)  Er  gestattet  der  Aebtin  von 
Rijndsbnrg  ihr  Neuland  einzudeichen  und  weist  seinen  Bruder 


Oie  betreffende  Stelle  des  Deichrechts  findet  sich  bei  Halsema 

S.  553. 

*“)  üäberlin  bemerkt  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  B.  XXXIX. 
S.  33  folgendes:  .Uerkwürdigerweise*  ist  in  den  Deichordnungen  von 

Zwangsenteignnngen  des  Grund  und  Bodens,  auf  dem  der  Deich  ruhen  solle, 
nicht  die  Rede  .wohl  desshalh,  weil  die  Deichlast  den  durch  den  Deich 
geschützten  Grundeigentümern  ohliegt,  und  jeder  nach  Verhältnis  seines 
deichpflichtigen  Landes  daran  participiert  und  zwar  nach  dom  Prinzip  der 
Pfanddeichung  jeder  den  vor  seinem  liande  liegenden  Deich  erbauen  und 
unterhalten  muss.  Es  versteht  sich  von  seihst,  dass  er  nicht  nur  die  Arbeit 
leisten,  sondern  auch  die  Materialien  zum  Deichbau  bergeben  muss,  da  ja 
zunächst  je<ler  einzelne  in  seinem  Interesse  den  Deich  auf  seinen  Grund 
und  Boden  baut,  er  also  don  Grund  und  Boden  eigentlich  gar  nicht  au  den 
Deichband  abtritt,  sondern  ibn  eben  selbst  bebaut,  so  dass  von  einer 
zwangsweisen  Abtretung  des  Grund  und  Bodens  zur  Anlage  der  Deiche 
gegen  Entschädigung  nicht  die  Rede  sein  kann  * Diesen  Erürtemngen  liegt 
eine  ganz  falsche  Auffassung  Uber  den  Grund  und  die  Ausrdhrung  der 
meisten  Deichbauten  zu  Grunde.  Ausserdem  besteht  das  .System  der  Pfand- 
deiebung  nicht  darin,  dass  jeder  don  vor  seinem  Lund  liegenden  Deich  er- 
halten muss,  sondern  einfach  in  einer  Aufteilung  des  Deiches  zur  Unter- 
haltung nach  Pfändern  unter  die  DeicLpflichtigen,  die  keineswegs  mit  ihren 
Grundstücken  an  den  Deich  anstossen  müssen.  Letzteres  kann  Vor- 
kommen (siehe  oben  S.  I5I),  bildet  aber  durchaus  nicht  die  Regel.  Selbst 
wenn  es  aber  vorkommt,  gehört  der  Doichgrund  dem  Deichverband;  es  ge- 
hören nicht  die  Bodenstrocken  der  verschiedenen  Kabeln  den  einzelnen 
Deichhaltem.  Sein  Grundstück  bebaut  daher  der  einzelne  Kabelbalter  nie. 

Eine  solche  vertragsmässige  Ablösung  siehe  im  Anhalter  Urkunden- 
buch I,  2U2  (oben  S.  108.  A.  11). 

Bergh  I,  534 
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oder  deu  Baljn  an,  sie  zn  beschirmen.  Dann  fährt  er  fort;  „Si 
vero  aliquis  per  sepedictam  abbatissam  ex  eo  gravamen  vel 
dampnum  se  asserat  pertulisse,  vos  eum  nostro  conspectni  citetis, 
qnaliter  inde  dampnum  sustineat  ostensnrum  et  nos  ipsi  faciemns 
justicie  complementum“.**’) 

Aus  alledem  können  wir  den  Schluss  ziehn,  dass  die  Be- 
hauptung Georg  Meyers,*’")  dass  „im  älteren  deutschen  Recht 
nach  keiner  Seite  hin  auch  nur  irgend  ein  Ansatz  eines  Expro- 
priationsrechtes zu  erblicken  ist“,  durchaus  unzutreffend  ist.”*) 
Im  Gegenteil  ist  zn  bemerken,  dass  bei  neuen  Deichanlagen  ein 
Enteignungsrecht  sich  in  der  ersten  Periode  des  Deichrechts 
durchaus  sogleich  vorfindet,  sobald  seine  Anwendungssphäre 
gegeben  war. 


Das  SffeDtUcho  Interesse  dabei  lait  in  der  Erhöhung  der  Kultur 
und  der  Wohlfahrt  des  Landes. 

»)  a.  a.  O.  S.  76. 

Vergl.  auch  Stobbe  D.  Pr.  R.  II.  2.  Aufl.  S.  169.  A.  12  (ebenso 
SCobbe-Lehmann). 


Digitized  by  Google 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Deiehverbände. 

Allgemeines. 

Die  Rechtsgeschichte  der  Deich  verbände  wird  von  zwei 
Gegensätzen  beherrscht. 

1.  Den  Gemeindedeichverbänden  stehen  die  Deich- 
verbäiide  im  engeren  Sinn  gegenüber.  Gemeindedeichver- 
bände sind  solche  Verbände,  bei  denen  sich  der  Deichverband 
mit  einem  Gemeindeverband  deckt.  Deichverbände  im  engeren 
Sinn  sind  Verbände,  deren  Gemeinschaftssphäre  in  Bezug  auf 
den  Deich  und  seine  Pertinenzen  der  alleinige  Ausfluss  des  Ver- 
bundenseins ist. 

2.  Der  Gegensatz  zwischen  genossenschaftlicher 
Freiheit  und  Herrschaft  giebt  den  Deichverbänden  weiter 
ein  verschiedenes  Gepräge.  Der  freie  Deichverband  scheidet 
sich  von  dem  herrschaftlichen  Deichverband.  Der  freie  Deich- 
verband kann  entweder  ein  Gemeindedeichverband  oder  ein 
Deichverband  im  engeren  Sinn  sein.  Ein  herrschaftlicher  Deich- 
verband im  engsten  Sinn  liegt  vor,  wenn  der  Herr  als  alleiniger 
Träger  des  Deichverbandes  erscheint.  Die  übrigen  herrschaft- 
lichen Deichverbände  sind  entweder  herrschaftliche  Gemeinde- 
deichverbände oder  herrschaftliche  Deichverbände  im  engeren  Sinn. 
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§ 1- 

Die  Entstehung  der  Deichverbände. 

I.  Die  ältesten  Deichverbände  sind  die  freien  Ge- 
meindedeichverbände. Die  freien  Deichverbände  sind  älter 
als  die  herrschaftlichen  Deichverbände.  Diese  können  sich 
nur  finden  bei  Entwicklung  einer  Grossgrundherrschaft,  die 
Uber  eine  beträchtliche  Zahl  Höriger  verfugte  oder  bei  dem 
mächtigeren  Hervortreten  einer  starken  landesherrlichen  Gewalt. 
In  den  freien  Gegenden  Nordwestdeutschlands  war  fUr  sie 
zunächst  kein  Platz.')  Die  Gemeindedeichverbände  sind  älter 
als  die  Deichverbände  im  engeren  Sinn.’)  Hierbei  tritt  der 
Unterschied  zwischen  freien  und  herrschaftlichen  Deichverbänden 
zurUck. 

1.  Das  Auftreten  besonderer  Deichbeamte  legt  die  Ver- 
mutung der  Existenz  von  Deichgenossenschaften  und  Deich- 
gesamthänderschaften  (Deichverbänden  im  engeren  Sinn)  nahe. 
Obschon  diese  Vermutung  täuschen  kann,®)  so  gehen  wir  doch 
insofern  zunächst  von  ihr  aus,  als  wir  fUr  den  Beweis  der 
Priorität  der  Gemeindedeichverbände  vorläufig  nur  Quellen  be- 
nutzen wollen,  die  uns  ein  Recht  wiedergeben,  da.s  vor  der  Zeit 


')  Betreffs  der  Klöster  siehe  oben  S.  157.  A.  224.  Vergl.  ferner  di« 
AusführnDgen  unten  sab  III. 

*)  Vergl.  Uierke  .Genossenschaftsrecbt“  I.  S.  613,  der  von  den 
Deichverbänden  sagt : .Sie  Aelon  anfänglich  mit  den  politischen  Orts-  und 

Bezirksgemeinden  zusammen“.  Siehe  ferner  Ueck  .S.  104.  365  ff.  Nach 
seiner  Ansicht  fielen  regelmässig  und  ursprünglich  die  Deichgerichte  mit 
den  ordentlichen  Gerichten  zusammen.  Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  ist 
abweichender  Ansicht.  Vergl.  oben  Abschnitt  I.  § 2.  2. 

Vergl.  unten  sub  2. 


Digifized  by  Googl 


185 


liegt,  die  zum  ersten  Mal  einen  Deichbeamten  vermuten  lässt. 
Die  Schenkungsurkunde  des  Bischofs  von  Utrecht  von  llöö 
erwähnt  zum  ersten  Mal  eine  Person,  die.  wie  spätere  Quellen 
ergeben,  regelmässig  ein  besonderer  Deichbeamter  gewesen  ist, 
den  Heimrat.^)  Indem  wir  bei  Fixierung  des  gedachten  Zeit- 
punktes diese  Quelle  zu  Gründe  legen,  bemerken  wir,  dass 
hierin  unseren  Gegnern  gegenüber  insofern  eine  grosse  Konzession 
liegt,  als  das  holländische  Deicbrecht  in  seiner  Entwicklung 
stets  einen  gewissen  Vorsprung  bat,  und  der  Heimat  erst  wieder 
im  Jahre  1243  erwähnt  wird.*')  Es  sind  nur  ein  paar  Quellen- 
stellen, die  uns  Ober  das  Deicbrecht  des  11.  und  des  Anfangs 
des  12.  Jahrhunderts  Aufschluss  geben,  sie  genügen  aber,  um 
unsere  Behauptung  zu  beweisen. 

a.  Im  11.  Jahrhundert  übte  in  Friesland  jeder  Schulze 
mit  seinen  Asegen  die  Deichverwaltung  aus.  Die  Hegungs- 
iragen  des  Schulzen  an  den  Asega  vor  Eröffnung  des  Dinges, 
welche  eine  Fivelgoer  Rechtshandschrift  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert wiedergeben,  die  aber  das  Recht  des  11.  Jahrhunderts 
überliefern,*)  zeigen,  dass  die  Unterhaltung  und  Wiederherstellung 
der  Deiche  unter  der  Aufsicht  des  Schulzen  und  des  Asega 
standen,  wobei  der  Gemeinde  eine  gewisse  Selbstverwaltung 
überlassen  war.')  Nach  ihnen  unterlagen  ferner  Deichstreitig- 


*)  Bergb  I,  132.  Niemand  soll  sich  unterstehen,  die  nene  Wetterin^e 
„praeter  conjuratos.  quos  heimrat  vocant,  obstruere  aliqno  rallo*.  Not- 
wendig ist  es  nicht,  hier  einen  Deichgeschworenen  ansanehmen,  da  die 
Heemraden  nicht  unbedingt  Deicbgeschworene  sein  müssen.  Ks  ergiebt  sich 
dies  namentlich  aus  der  Bezeichnung  .Dijck-lleemraede",  die  in  holländischen 
(Quellen  (z.  B.  Keure  für  die  Alblasscrwaard  von  1376)  vorkommt;  allein 
regelmassig  ist  der  Heemrad  der  Deichgeschwurene,  was  auch  für  die  Ur- 
kunde von  1165  anzunebmen  sein  dürfte. 

Bergh  I,  400. 

*)  Richtbofen  .Untersuchungen“  II.  1 S.  486  meint,  die  Handschrift 
gebe  erst  das  Recht  aus  dem  Ende  des  XII  Jahrhunderts  wieder.  Allein 
gegen  eine  trübere  Datierung  erbeben  sich  nicht  die  geringsten  Bedenken. 

’’)  Auf  die  Frage  des  Schulzen;  .Was  haben  Wir  mehr  zu  thuu'f“ 
entgegnet  der  Asega:  .Silan  to  blidiane,  and  thorpe-maran  tu  remane, 

herewegan  and  hemeswegan  to  stiftane,  dikan  and  doinman  and 
grundiete  to  slane  hi  eueu-nachte  euen  hach  erthe,  bi  sumeresnacht 
a fnlla  rhine  riwat  and  buta  nppe  Uzet,  bi  middesumera  an  fulla  wirke 
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keilen  dem  ordentlichen  Gericht  des  Schalzen. ")  Nach  dem 

älteren  Schnlzenrecht,  das  ebenfalls  fQr  das  11.  Jahrhundert 
mas.<tgebend  ist,*)  handhabte  der  Schulze  mit  den  Asegen  die 
Deichschanung  in  seinem  Bezirk.'*)  Bildete  somit  jeder  Schnlzen- 
bezirk  einen  abgeschlossenen  Deichbezirk,  und  fand  keine  ge- 
meinschaftliche Deichverwaltung  mehrerer  Schulzen  statt,  und 
fehlten  besondere  Deichbeamte,  so  können  keine  Deichgenossen- 
schaften oder  Deichgesamthänderschaften  bestanden  haben,  welche 
mehrere  Schulzensprengel  umfassten.  Weder  mehrereSchulzen- 
geineinden  als  solche,  noch  einzelne  Mitglieder  mehrerer 
Schalzengemeinden  können  Deichgenossen  oder  Deichgesamt- 
händer  gewesen  sein. 

b.  Für  das  11.  Jahrhundert  ist  uns  fQr  Fivelgo  bezeugt, 
dass  die  Gemeinde  fQr  den  nuvermögenden  Deichhalter  eintrat: 

„An  hockere  hämmere  sa  thet  is  thet  tha  linde  hiara  ayne 
dyc  nout  makia  ne  mugen,  sa  schein  thia  riuchteran,  ther  sen 
in  ther  hämmere  thene  elmetha  alder  to  thwinga,  thet  hiane 
makie;  end  alsa  hi  makat  is,  so  schelma  tha  monne  wither 
iewa  ther  hine  acht“.") 

Wäre  nun  damals  innerhalb  der  Gemeinde  eine  Deicli- 
genossenschaft  oder  Deichgesamthänderschaft  vorhanden  gewesen. 


wroebt;  hit  ne  ae,  thet  hit  tha  linde  er  kiaaa.  aa  iat  tbera  Uude  kere  ther 
bifara  thea  aaega  dorne*.  Mit  Recht  vermntet  Riebtbofen,  daaa  .toalane* 
mit  „featxamachen*  an  Uberaetzen  iat.  Ga  bandelt  aicb  keineawega  hier  am 
daa  Schlagen  neuer  Deiche.  Nur  Unterhaltung  und  Wiederberatellnng 
atanden  in  Frage.  — Ueber  die  Selbatrerwaltung  der  (iemeinde  wird  ap&ter 
geaproeben  werden. 

").  „Bitigeth  er  bim  tbet  thetther  bebbe  miserit,  miaacherit,  mia- 
doinmat,  mitditaet  . . .* 

Siebe  Huck  S.  12.  A.  13. 

Richtbofen  Rq.  390  § I7:  .Dit  ia  riucht,  dat  die  fria  Freaa 

achel  dine  onir,  deer  bi  bi  banne  wareth  toeienat  dyne  aalta  aee,  toe  ainte 
Benedictua  misaa  wrocht  habba,  iefta  mitb  tnaem  acbilliugen  aldua  wr 
nacht  beta  toienat  dine  acelta  . . .*  Daaa  der  Aaega  dabei  war,  ergiebt 
(abgeaehen  von  den  Zengniaaen  de.a  jüngeren  Schulzenrecht a)  die  Analogie 
der  Sielachau.  Vergl.  a.  a 0.  § 19:  .Dit  ia  riucht,  ieff  do  achelta  deer 
wr  dyn  syl  dae  ban  lath  wanwirko  achowat  dyn  ayl  mit  dea  Kouingea  or- 
kenen  ende  mitta  aeagba  . . .* 

")  Fivelgoer  Buaatazen  (a.  a.  0.  8.  308).  Vergl.  oben  A.  4, 
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so  würde  man  doch  den  Eintritt  dieser  bestimmt  haben.  Das 
Eintreten  der  Gemeinde  zeigt,  dass  einzelne  Mitglieder  ein 
und  derselben  Gemeinde  keine  Deichgenossenschaft  oder 
Deichgesamthändersdiaft  bildeten,  sondern  dass  alle  Gemeinde- 
glieder Deichgenossen  waren.'*) 

2.  Spätere  Quellen  ergeben  entweder  das  gleiche  Resultat 
oder  lassen  dementsprechende  Rückschlüsse  für  die  ältere  Zeit 
zu.  Die  Deichverwaltung  steckt  mehr  oder  minder  in  der  Ge- 
meindeverwaltung.'*) 


Aus  derselben  Stelle  ist  auch  cu  schlies'seu,  dass  der  Deichrerband 
nicht  einzelne  Personen  mehrerer  Schulzeobezirke  umfasste.  Es  ist  ferner 
darauf  binzuweisen,  dass  nach  ihr  der  ordentliche  Richter  die  Oemeindo 
zwingt.  In  Bezug  auf  die  ältere  Zeit  ist  schliesslich  die  12.  Küre  heran- 
zuziehen, nach  welcher  der  Schulze  bei  Verletzung  des  Deiclifriedens  21 
Schillinge  erhielt.  Siebe  auch  die  folgende  Anmerkung. 

”)  Wir  führen  im  folgenden  einige  Quellenbelege  aus  verschiedenen 
Ländern  an.  ohne  stets  den  Beweis  unserer  Behauptung  in  derselben  Weise 
zu  präcisieren  wie  oben  sub.  1.  Es  würde  dies  in  vielen  Fällen  überhaupt 
nicht  mSglicb  sein.  Vorangeschickt  muss  aber  folgendes  werden: 

1.  Ergiebt  sich  aus  den  frühsten  Quellen  eines  Gebietes,  dass,  nur 
die  ordentlichen  Qemeindebeamten  Leiter  der  Deichverwaltung  ihrer  Bezirke 
sind,  ohne  dabei  in  anderer  Weise  als  durch  die  Einordnung  in.  die  ge w ähn- 
liche BehUrdeuorganisation  beschränkt  und  verbunden  zu  sein,  so  ist  anzu- 
nehmen, dass  jedenfalls  ehemals  Uemeindedeichverbände  existiert  haben  und 
keine  Deichverbäude  im  engeren  Sinn.  Letztere  hätten,  wenn  sie  mehrere 
Gemeinden  als  Glieder  (Auhagen)  oder  einzelne  Personen  mehrerer  Gemeinden 
(teilweise  Wilda)  umfassten,  zu  besonderen  Deichbeamten  fuhren  oder  auf 
alle  Fälle  ein  V'erbundensein  der  einzelnen  Gemeinden  im  Widerspruch  zu 
der  gewöhnlichen  Landesorganisation  und  diese  durchkreuzend  bervorrufen 
müssen.  (Vergl.  oben  S.  bU  ff.)  Auch  kann  innerhalb  einer  Gemeinde  kein 
Deichverband  i.  e.  S.  anfänglich  bestanden  haben.  Denn  es  ist,  für  die  ältere 
Zeit  undenkbar,  insbesondere  die  Bildung  einer  Deichgenossenschaft  iunerbalb 
einer  Gemeinde  sich  in  der  Weise  vorzustellon,  dass  sie  alle  ordentlichen 
Gemeindebeamten  zu  ihren  Organen  erkürte.  [Bei  meiner  Ausführung  gegen 
Wilda  (oben  S.  99)  habe  ich  darauf  schon  hingewiesen;  das  dort  Gesagte 
bezog  sich  selbstverständlich  nur  aut  die  erste  Existenz  einer  Deichgenossen- 
schaft (oder  besser  auf  eine  Deichgenossenschaft  ohne  Verbandsvarleben)  in 
der  ältesten  Zeit;  dass  später  sich  eine  Deichgenossenschaft  (insbesondere 
auf  Grund  eiuer  Abspaltung  aus  einem  Gemeindedeichverband)  finden  kann, 
deren  Organe  die  ordentlichen  Gemeiudebeamten  des  betreffenden  Bezirks 


Digitized  by  Google 


188 


Ebenso  wie  nach  Fivelgoer  Recht  hat  nach  dem  Hnnsingoer 
Oberrecht  der  ordentliche  Richter  die  Gemeinde  anzuhalten, 
dem  unvermögenden  Deichhalter  beiznstehen.’*)  Die  ^tereu 
Langewolder  Küren  (1204  oder  1250)  befehlen  die  Schannng 
den  Richtern  des  Landes.“)  In  Rflstringen  hat  der  buraldiomon 
das  Zeugnis  über  die  Ausführung  aller  Gemeindearbeiten  und 
zugleich  das  Zeugnis  betreffs  der  Deiche  und  Dämme,  während 
die  eigentliche  Deichverwaltnng  bei  den  Schulzen  und  den  Asegen 
lag.“)  Es  wird  hier  schon  sehr  früh  ein  dikaldiomon  erwähnt;*') 
es  ist  dies  aber  kein  besonderer  Deichbeamter,  sondern  der 


sind,  wird  nicht  geleugnet].  Somit  würde  die  im  Text  sab  la  angeführten 
Rechtaxustünde  schon  allein  die  Priorität  des  Oemeindedeicbrerbandes  darthun. 

2.  Ergiebt  sieb  derselbe  Reebtsaustand  (wie  eben  sub.  1)  mit  dem 
Unterschied,  dass  Deichgeschworene  Vorkommen  (sei  es  unter,  sei  es 
ohne  Mitwirkung  der  ordentlichen  Geschworenen),  so  ist  der  gleiche  Schluss 
XU  sieben,  wenn  die  Deicbbeamten  Gemeindebeamten  sind. 

3.  füllt  der  herrenlose  oder  verwirkte  Deich  an  eine  politische 
Gemeinde  (oder  an  eine  Person,  die  als  politische  Gemeinde  bexeichnet  wird), 
so  kann  in  ihr  früher  kein  Deichverband  i.  e.  S.  existiert  haben. 

4.  Bei  der  ßeweisrührung  muss  der  Unterschied  xwischen  Siedlungs- 
deichanlagen und  Gemeindedeichanlagen  etwas  zurUcktreten.  Denn  auch 
bei  den  Siedlungsdeichanlagen  kann  ein  von  der  Siedlungsgemeinde  ver- 
schiedener Deiebverband  im  engeren  Sinn  bestehen.  In  Bezug  auf  Ver- 
gabungen zur  Eindeichung,  die  uns  urkundlich  bezeugt  sind,  verweise  ich 
aber  auf  die  Quellen  in  Abschnitt  II,  § 3,  bei  denen  der  Oemeindedoich- 
verband  durchaus  die  Regel  bildet. 

“)  Richtbofen  Rq.  S.  348  § 6. 

’'')  a.  a.  O.  S.  368  § 31;  ,De  dyck  by  den  velde  beveletmen  unses 
landes  richteren,  datse  den  ummer  schouwet  hebn  to  vullrn  wercke  by 
billigen  misseduch.*  Diese  und  die  oben  Anm.  14  angegebene  Stelle  ist 
besonders  wertvoll,  weil  gerade  in  den  Ommelanden  schon  früh  besondere 
Deichriebter  Vorkommen  (Uumsterlander  Deicbrecht  § 6),  und  hier  sich 
Deichgenossensebaften  sehr  früh  gebildet  haben. 

")  .Alle  tbet  da  bnraldirmon  behliat  umbe  hiara  hamreke,  umbe 
dika  and  umb  doinma,  umbe  wega  and  umbe  watirlesna,  hwasane  undsettbe 
with  hia  to  unriucte,  tbi  brecht  tian  reilinerk,  and  ther  to  hach  biam  thi 
redieua  and  thi  hodere  to  hilpaude“a.  a.  0.  S.  .'•36  § 43 ; der  buraldirmon 
war  aber  kein  Richter,  wie  Richthofen  meiut,  sondern  Amtszeuge.  Siebe 
Heck  S.  96. 

'*)  Richtbofen  Rq.  S.  194. 
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buraldiomon.**)  Das  jüngere  Scbulzenrecht  ergiebt,  dass  die 
Deicbschau  von  dem  Schulzen  meistens  unter  Teilnahme  des 
Asegen'*)  verrichtet  wurde.“)  Das  Verfahren  gegen  den  Un- 
gehorsamen erfolgt  Schritt  für  Schritt  im  Rahmen  des  ordent- 
lichen Prozesses  auf  Grund  von  Asegaurleilen.*’)  Das  ver- 
spadcte  Land  fällt  an  keinen  Deichverband  sondern  halb  an  die 
ordentliche  Gerichtsgemeinde  und  halb  an  den  Landesherrn.’*) 
In  gleicher  Weise  ist  ein  Asegaurteil  notwendig  zu  einer  Ein- 
ziehung des  Deichs.’*)  Allerdings  finden  wir  im  jüngeren 
Schulzenrecht  besondere  Deichbeamte,  die  „dyckatthen“.’*)  Allein 
ihre  Funktionen  übten  ursprünglich  die  gewöhnlichen  Amtszeugen 
aus,  und  sie  sind  Sonderorgane  der  Gemeinden;'*)  sie  sind 
Deichbeamte,  aber  Gemeindedeichbeamte.**)  In  gleicherweise 
wie  der  Schulze  hat  der  spätere  mit  ihm  identische  greetmann 
die  Deichvcrwaltung.“)  Nach  dem  Deichrecht  der  Hemmen 
(1453)  liegt  die  Doichverwaltung  bei  den  ordentlichen  Richtern, 
den  ordentlichen  Geschworenen  und  Deichgeschworenen.**)  Es 


‘"l  Kichthufen  „Wörterbuch“  gab  voce  „aldirmon“.  Ebengo  Auhagen 
.S.  666  A.,  A.  H.  Heck  a.  a.  0. 

Kicbthofen  Kq.  S.  419  § 3S. 

*“)  a.  a.  O.  8.  416  ff.  § 18.  19. 

“)  a.  a.  0.  S.  417  § 19. 

**)  a.  a.  0.  am  Ende. 

a.  a.  0.  S 416  § 16.  Ungenau  redet  Heck  8.  104  liier  von  einer 
Entbindung  der  Eingesessenen  von  der  Pflicht  der  Heichhaltung. 

**)  Richthofen  a.  a.  O.  8.  419  § 68. 

**)  Vorgl.  Heck  8.  366,  der  dies  mit  vollstem  Recht  aus  den  Eides- 
formeln von  Wimbritzeradeel  folgert.  Da  findet  sich  ein  Dyckatthaeid  und 
doch  ist  die  Verpflichtung  zur  Sorge  für  Deich  und  Damm  in  dom  Eid  der 
gewöhnlichen  Amtszeugen  enthalten.  Vergl.  Richthofen  Rq.  8.  490,  8; 
8.  491,  21.  Ueber  die  Identität  von  attba  und  toleva  siehe  Heck  8.  94  ff. 

Mithin  braucht  bei  ihrem  Vorhandensein  noch  kein  Deichverband 
im  engeren  Sinn  vorhanden  zu  sein.  Selbst  wenn  er  aber  vorhanden  ist, 
so  ist  der  Rückschluss  gerechtfertigt,  dass  ehemals  und  zuerst  ein  Gemeinde- 
dcich verband  existierte.  Siehe  oben  Anm.  13,  2. 

”)  Hock  8.  366. 

Richthofen  Rq.  8.  604  § 1.  Gierke  a.  a.  O.  8.  613  A.  91  nimmt 
an,  dass  nach  diesem  Deichrecht  die  gewöhnlichen  Richter  Uber  die  Deiche 
verfügen.  Doch  sind  die  in  ihm  erwähnten  attben  Deichgeschworene.  Vergl. 
Heck  8.  96  A,  17.  Man  gebrauchte  später  im  westerlauwerschen  Friesland 
fUr  die  Deichgeschworenen  einfach  den  Ausdruck  atthen.  Vergl.  schon  das 
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ist  von  Dielireren  Dorfgemeinden,  die  eine  Gesamtgemeinde 
bilden,  gemacht.’*)  Das  verwirkte  Land  fällt  halb  an  die  Ge- 
samtgemeinde,  halb  an  die  diesbezügliche  Dorfgemeinde.^)  Bei- 
hülfe erfolgt  von  der  Gesamtgemeinde  bis  zu  einem  gewissen 
(irade,  von  da  ab  von  der  diesbezüglichen  Dorfgemeinde.*') 
Mach  dem  alten  ostfriesischen  Deichrecht  bildet  jedes  Kirchspiel 
einen  Deichverband,  es  hat  für  den  herrenlosen  Deich  cinzu- 
stehen,*’)  es  hat  bei  Wehlen  zu  helfen.’*)  Von  ihm  werden  Deich- 
schauer oder  Deichrichter  gewählt.®*)  Diese  sind  also  Ge- 
meindebeamte, woraus  das  Gleiche  für  die  Deichrichter  des 
Emsiger  Pfenningschuldbuchs  zu  folgern  ist.’*)  Aus  letzterem 
ergiebt  sich  ebenfalls,  dass  die  Gemeinde  den  herrenlosen  Deich 
unterhalten  und  dem  Unvermögenden  helfen  musste;  denn  be- 
sondere Einkünfte  der  Gemeinde  waren  bestimmt  zu  „beyterie 
domma  and  dikar,  ther  tha  mene  mente  to  kumpt  to  haldene*.’*) 
In  Wursten  wird  es  162.^  als  ein  „uralt  Teichrecht“  be- 
zeichnet, dass  Deichverband  und  Kirchspielverband  zusammen- 
fallen : 

„So  weit  jeder  Kirchspiele  Teichgeschworene  Mark  und 
Mahl  auf  Wege  und  Stege  haben,  erstrecken  sich  der  Kirch- 
spiele Grenzen  und  Scheidung,  danach  auch  alle  Teich-  und 
Sielschätze  gefordert  w’erden  sollen“.”) 

Die  Deichgeschworenen  sind  Gemeindebeamte,  sic  haben 
nicht  allein  die  Controlle  über  Weg-,  Steg-  und  Schleusenunter- 


jUngere  Scbulzenrecht  (Richtbofen  Rq.  S.  417  § 1‘J  in  Verbindung  mit  S.  419 
§ SS).  Siebe  aber  unten  A.  31. 

*)  Oierke  a.  a.  0. 

®)  Riebtbofen  Rq.  S.  605  § 4. 

>‘)  a a.  0.  § 7.  Aus  alledem  ist  zu  sebiiessen,  dass  die  Deich- 
geschworenen  Gemeindebeamte  waren. 

*•)  Ostfriesisches  Deicbrecht  § 12. 

»)  a.  a.  O.  § 15 

a.  n.  U.  § 1.  Sie  sind  erst  durch  das  Deicbrecht  eiugefiihrt. 

Riebtbofen  Rq.  210,  33.  — Mit  Recht  nimmt  Heck  an,  dass 
diese  nur  Amtszengen  waren  (a.  a.  0.  S 305). 

*)  Riebtbofen  S.  210  § OS.  Auf  diese  Stelle  macht  Uierke  a.  a O. 
aufmerksam.  Man  darf  aus  ihr  nicht  scbliessen,  dass  die  Gemeinde  alle 
Deiche  selbst  unterhielt;  sonst  wäre  ja  auch  der  Relativsatz  überflüssig. 

*')  Deicbgeschworeuenrecht  von  1025  art.  2. 
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baltnne:,  sondern  auch  die  Aufsicht  Ober  Ellen,  Pfunde,  Kannen, 
Gewichte,  Masse,  Brod-,  Bierpreise  und  die  Sonntagsruhe.**) 

Nach  derKeure  der  vier  Ambachten  von  1242  stehen 
der  Deich  Verwaltung  vor  die  Schöffen  und  der  Amman;  sie 
bilden  das  Deichgericht,®*)  sie  erkennen  über  Einlagen  und 
Hinauslagen  des  Deichs,*“)  sie  entscheiden  über  den  ungehor- 
samen Deichhalter,  sie  Iialten  die  Deichschauung  ab.*')  Mittelbar 
und  bei  ausserordentlichen  Fällen  sind  an  der  Deichverwaltnng 
beteiligt  der  Graf  und  der  Kastellan.*®)  Bei  einem  Deichbruch 
haben  die  Kossäthen  des  betreffenden  Officiums  mitzu- 
arbeiten.**) Nach  dem  Keurebrief  der  Chatelonie  von  Brügge 
von  1190  § 19  haben  die  Schöffen  dem  Uebelthäter  die  Zer- 
störung des  Deichs  zu  beweisen.  Bei  der  Erteilung  einer 
Wassergerechtigkeit  im  Jahre  1239  werden  die  „scabini  et  probi 
viri  veteris  Hevinae“  (d.  h.  des  Hevendeichs)  auch  als  „scabini 
et  probi  viri  offlcii  de  Oostborgh“  bezeichnet.**) 

Wie  erwähnt,  kommen  zuerst  inHoIland  Deicbgeschworene 
vor  (a.  115.^  u.  a.  1243).**)  Diese  älteren  holländischen  Heeni- 
raden  sind  als  Sonderorgane  der  Gemeinden  für  die  Deichver- 
waltung aufzufassen.  Sie  setzen  eine  ältere  Zeit  voraus,  in  der 
die  ordentlichen  Geschworenen  die  Deichverwaltung  mit  aus- 
übten.**) Dies  wird  dadurch  bestätigt,  dass  die  Heemraden  dem 
ordentlichen  Richter  unterstehen.  Denn  nach  dem  Landrecht 


*)  Alte»  Deichreebt  de»  Lande»  Wnr»ten  art.  20.  — Die  Kirchspiele 
bilden  zusammen  eine  Deiebgeuosaensebaft,  die  aber  jcloufail»  jünger  i»t 
al»  die  Gemeindodeichverbüude 

“)  Keure  XXill,  63. 

*>)  a.  a.  O.  Falsch  deutet  Warnkönig  hier  die  Worte  ,buutzeten. 
inseten“;  diese  bezeichnen  nicht  .Umpfählungen“,  wie  dieser  Schriftsteller 
„Flandrische  Kechtsgeschiebte“  II  S.  136  meint;  ebenso  falsch  ist  es  aber, 
wenn  derselbe  Schriftsteller  a.  a.  U.  Urkundentoil  S.  196  A.  3 sie  inter- 
pretiert al»  „Ausdeichen  und  Eindeicben,  einen  Deich  im  Grundeigentum 
oder  ausserhalb  desselben  setzen't?)  Richtig  übersetzt  Auhagen  a.  a.  O. 

*')  Keure  a.  a 0.  64. 
a.  a.  0.  u.  63. 

")  a.  a.  O.  XXIV,  69.  Vergl.  übrigen»  XXIII,  67. 

**)  Hierauf  macht  Aubagon  a.  a.  0.  aufmerksam. 

Siehe  oben  sub.  1. 

**)  Uebereinstimmend  Heck  8.  112. 
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von  Kennemerland  von  1292  schanen  die  Richter  mit  den  Hcem- 
raden.*’)  Namentlich  aber  zeigt  die  Keure  von  Floris  an  Seeland 
aus  dem  Jahre  1258  ein  Nebeneinanderwirken  der  Schöffen  and 
Deiclischöffen  unter  dem  Schulzen.*")  Auch  wurden  die  Heim- 
raten  der  Altmark,  welche  sicherlich  die  Holländer  hier  heimisch 
gemacht  haben,**)  von  den  Gemeinden  gewählt.“)  Die  Geschwo- 
renen in  den  Kolonisationsgebieten  Bremens  sind  ferner  durchans 
Gemeindebeamte."’)  Jedenfalls  ist  bis  gegen  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  der  ordentliche  Richter  stets  Deichrichter.  Noch 
nach  dem  Landrecht  von  Seeland  aus  dem  Jahre  1290  lag  die 
Deichverwaltnng  bei  den  Schulzen  und  Schöffen  unter  Ober- 
aufsicht des  Baijns."*)  Zum  ersten  Mal  lässt  eine  Urkunde  von 
1275  einen  Deichgrafen  vermuten;**)  erst  in  der  Handveste  für 
die  Alblasserwaard  von  1277  scheint  Floris  einen  Deichgrafen 
einznsetzen.**)  So  darf  man  den  Deichgrafen  in  der  Keure  für 
Seeland  Bewesterschelde  von  1290  als  eine  Neuerung  betrachten 
und  in  Ermanglung  eines  anderen  dem  Schulzen  in  früherer 
Zeit  die  Funktionen  zuschreiben,  die  nach  der  Keure  dem 
Deichgrafen  oblagen.**)  Die  Schenkungsurkunde  des  Herrn  von 
Voorne  ergiebt,  dass  in  Mittellaud  bis  zum  Jahre  1220  dessen 
Schulzen  und  Schöffen  als  Deichbeamte  thätig  waren.**)  Auf 
Grund  der  Urkunde  von  1287*’)  ist  mit  vollster  Sicherheit  an- 
zunehmen, dass  das  officium  Oudekerk  einen  Deichverband 
bildete:  Alle  Leute  in  dem  Officium  sind  deichpflichtig: 
der  Fremde,  welcher  Grundstücke  in  dem  Officium 


")  Rergh  11,  816. 

“)  Bergli  11,  tO. 

")  Ebenso  Auhagen  S.  686  A.  4. 

“>)  Bornhuk  .Preussisclies  Verwsltungsrecht“  I S.  163. 

•■'J  Vergl  Heineken  §§  21,  22. 

“)  Bergli  II,  747. 

“)  Bergh  II.  300. 

**)  Bergh  II,  331. 

“)  Bergh  II,  748.  — Beachtenswert  ist  ferner,  dass  von  holländischen 
Austhnungsurkunden  erst  die  von  1367  (Mieris  III,  220)  des  Deichgrafen 
gedenkt.  Die  älteste  Vergabungsurkunde,  die  seiner  erwähnt,  ist  die 
Kranenburgscho  von  1343. 

“)  Bergh  I,  260. 

“)  Bergh  II,  611. 
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erbt,  muss  im  Verhältnis  zu  seiner  Erbportion  die 
Deiclilast  übernehmen;  will  er  infolgedessen  die  Erb- 
schaft nicht  antreten,  so  fällt  das  Gut  nebst  der  Deich- 
liist  an  die  Einwohner  des  Officiums.'*)  Die  Deich- 
schaunng  übt  der  Schulze  des  Herrn  von  Lecka  aus. 
Mit  anderen  Gemeinden  oder  Deichverbänden  steht  das  Officium 
nicht  in  Berührung.  Auch  die  Ambacht  Pendrecht  bildete  zu 
Ausgang  des  1*2.  Jahrhunderts  einen  Deichveiband,  denn  Dirk 
VII.  sagt  im  Jahre  IHM'  bei  ihrem  Verkauf  in  Bezug  auf  die 
Ambachtsleute:  „Tales  aggeres  ipsi  coniponemus  quod  nos  per 
eos  terram  nostram  iuundatione  aquae  non  amittanius.“")  Wenn 
ferner  im  Jahre  1254  den  Leuten  des  Amtes  Moordrecht  Be- 
freiungen wegen  Deichbrüche  erteilt  werden,  so  ergiebt  dies,  dass 
das  officium  und  der  Deichverband  sich  deckten.®“)®’) 

Die  ältesten  Quellen  Ditmarschens  zeigen,  dass  regel- 
mässig die  Deichverwaltung  bei  einem  Kirchspiel  lag.  Das 
Kirchspiel  zerfiel  in  Feltmarken  oder  Bauerschaften.  Ein  jeder 
hatte  seine  Deiche  da,  wo  seine  Eeltinark  war.®®)  Das  BUsumer 
Deichrecht  von  1455  (1472)  ist  ein  Kirchspielsschluss.  Es  ist 
gefunden  von  16  Männern.  Am  Schluss  heisst  es:  „Desse 

vorscreuen  sösteyn  man  hebbe  ick  Johannes  Plöne  Kerkhere 
to  Büsen  ghestauet  ouer  sünte  Clementis  scryn,  unde  eren 
eed  cutfanghen  van  volbort  des  ghantzen  Kerspels  to 


°®)  ,«i  alicui  tiomini  extra  dominium  de  Leka  manentium  aliqua  boua 
in  officio  de  0.  Iiercditario  Jure  contingat  succedero.  nullum  inde  percipiut 
portionem,  nisi  onus  recipial  cum  profoctu  iu  opere  aggerandi.  Si  vero 
dicto  modo  hereditatem  suam  adire  spreverit,  dicta  hereditas  parocliianis 
et  iucolis  dicti  offici  debet  succedere  modo  debito  aggeranda  . . .* 
Üergb  I,  179. 

Bergb  I,  603.  Wilhelm  sagt  daselbst  weiter  von  den  Leuten 
des  Amtes:  .Volumus  e'iam  nt  omnes  aggeres,  qui  ad  nos  iu  eodem  officio 
pertinent  vel  qualicumquu  causa  devolventur  ad  nos,  ipsi  nomine  nostro 
recipiant  et  teneant,  ac  ipsos  reparare  procurent“. 

®’)  Für  Holland  ist  auch  noch  anzufübren.  dass  die  Hofgomeinden 
und  freieren  Erbpäclitergemeinden  keine  besonderen  Deichbeamten  haken. 
Die  Deichverwaltuug  hat  der  villicus  (Bergh  I,  362,  533,  II,  335).  — In 
der  Kiederwaard  hatte  in  ältester  Zeit  die  Ambacht  dem  unvermögenden 
Deichhalter  BeihUlfe  zu  leisten  (Bergh  II,  630  a,  1280J. 

'ä)  Vergl.  Ditinarser  Landrecht  (oben  Einleitung  § 4a  A.  118.  § 133; 
A.  119.  § 156;  A.  130.  art.  86.  § 3). 

J.  Qlerke,  üeiobiobt«  de«  deateeb«n  Deiohreeht«.  13 
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Büsen“.**)  Noch  im  16.  Jahrhundert  bildet  regelmässig  ein 
Kirchspiel  einen  geschlos.senen  Deicliverband.  Die  Deiche  eines 
Kirchspiels  liegen  „in  euer  Sehebank“.**) 

Die  Deichordnung  für  die  Lande  Eyderstede,  Everschop 
und  ütholm  von  159.^  ergiebt,  da.ss  ursprünglich  jedes  Kirch- 
spiel einen  Deichverband  für  sich  bildete;*')  dass  lässt  auch 
der  Deichverteilungsrezess  von  1617  erkennen.**) 

Nach  dem  Recht  der  Hadelschen  Kirchspiele  Altenbruch 
Lüdingworth  und  Nordleda  von  1439  schaut  der  Schulze  mit 
den  Schöffen.*')  Die  Deichgeschworenen,  die  sich  daneben 
finden,  sind  Gemeindebeamte.®")  Die  Bauern  Willküren  von 
Büttel  und  Wurthfleth  im  Amte  Hagen  enthalten  Be- 
stimmungen über  das  Deichrecht.*®)  In  Büttel  schauen  Bauern- 
schaftsgeschworene/®) in  Wurthfleth  „legen“  die  drei  Bauer- 
meister den  Deich  „in  Kohr“;”)  die  Beihülfe  ist  ein  „Bawreu- 


*>)  Hichelsen  S.  247. 

**)  Vergl.  die  Supplik  der  Bnuerncliaft  Ostermoor  von  15G2  (a.  a.  O. 
S.  267),  wo  über  uugleicbo  Vertoilung  der  Uciclilast  im  KircLspiel  liruns- 
bUttel  geklagt  wird,  uud  es  dann  beisst,  dass  e.s  in  anderen  Sehcbaiiken  anders 
sei.  Allerdings  wird  schon  im  nächsten  Jahre  anerkannt,  dass  die  beiden 
Kirchspiele  Brunsbüttel  uud  Eddelack  in  einer  Seebank  liegen  (a.  a.  O. 
S.  2S4).  Umgekehrt  erlangten  schon  früh  einzelne  Bauernschaften  und  Felt- 
marken  eine  selbständige  Deichverwaltung.  Vergl.  oben  S.  113;  siehe 
überhaupt  Uriebel  S.  27. 

Die  Deichsebauung  erfolgt  in  jedem  Kirchspiel  getrennt  (an.  2) ; 
ein  jeder  soll  in  dem  Kirchspiel,  da  sein  Land  gelegen,  seinen  Deich 
halten  und  machen  (art.  11);  da  ausdrücklich  bestimmt  wird,  dass  jedes 
Kirchspiel  vier  Personen  ans  seinem  Spiel  zu  Lehnsleuten  präsentiert,  von 
denen  der  Staller  einen  wählt,  so  ist  für  die  „Edingcr  und  anderen  Dick- 
Richter“  anzunehmen,  dass  sie  das  Kirchspiel  frei  wählt.  Sie  sind  also 
Uemeindebeamte.  — Das  Kirchspiel  hilft  bei  Wehlen  (art.  14)  u.  s.  w. 

«)  C.  St.  Sl.  I.  S.  243. 

Qrimm  IV,  703. 

*)  Vergl.  Hadeler  Landrecht  lö83  Teil  IV,  Tit.  12. 

'*)  .Siehe  oben  Einleitung  § 4a.  A.  43a. 

™)  Dabei  ist  herrschaftlicher  Einfluss  vorhanden.  Es  heisst  in  art.  1 : 
.Unsere  Dorfschaft  so  woll  in  Stifts  als  in  wUrdischen  daher  auch,  was  von 
wegen  ....  Teiche  ....  Dämme  belanget  und  in  bceden  Herrschaften 
jedoch  in  unser  eigener  uud  Begriffener  Baue rscbaf ts gesch woreno 
Beschaut,  die  säumhaftigen  und  Nach  Lässigen  nach  alten  Beeden  Landen 
üblichen  Herkommen  bestrafen“. 

^*)  art.  14. 
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wahr“.’’)  Höchst  belehrend  ist  auch  das  Deichrecht  der 
Altendorfer  Schauung,’*)  das  wichtige  Rückschlüsse  zulässt. 
Denn  es  heisst  in  ihm:  „Do  Oldendorper  schowing  gehöret 
denn  geschlechten  ini  carspei  thor  Osden“.^‘)  Da  die 
Geschlechter  einst  die  Kirchspielsgemeinde  bildeten,  so  unter- 
stand ihr  der  Deich.’®)  Die  späteren  Deichbeamten  sind  Ge- 
meindebeanite.’*)  Im  Billwärder  und  Hammerbrok  stehen 
Vogt  und  Geschworene  an  der  Spitze  der  Deichverwaltung. 
Die  Geschworenen  wurden  von  den  Grundeigentümern  gewählt.”) 
Im  Hammerbrok  war  das  Deicbgericht  (Dykding,  bannum 
aggeris)  zugleich  ordentliches  Gericht.  Es  vertrat  ferner 
„die  Stelle  einer  Landesversammlung,  in  welcher  die  Angelegen- 
heiten des  Landes  beraten  wurden“.’*)  Schliesslich  ist  nach 
dem  Weistum  von  Sandhofen  (1527)’®)  die  Gemeinde  Ver- 
walterin des  Deiches.  Zwar  unterhält  die  Herrschaft  ein  Stück 
Deich,  aber  die  Gemeinde  giebt  ihr  dafür  drei  „Schläge  Gras 
an  der  Allmende“.*®)  Die  Gemeinde  schaut  den  Deich  alle 
Jahre,  die  Gemeinde  treibt  die  Bussen  für  den  Deich  ein.“') 


”)  .Woll  syn  Bawrenwahr  nicht  recht  deiht,  brickt  ein  vull  varendel 
Heers,  iss  es  auch  bei  Sielen.  Dicken,  Dämmen  tho  der  nodt  unde  deiht 
.syn  warschaft  nich  recht  mit  Herden,  .Schieden  (Schlitten)  uudo  Ltte  den 
brickt  eine  Tonne  Heers*. 

^)  Siehe  oben  Kinleitung  § 4a.  A.  4Ub. 

’*)  Deichrecht  aub  XXX. 

’®1  Mit  Recht  verateht  Hahn  S.  31  ff.  unter  dem  .geachlecbten*  die 
Hoaitzer  der  ganzen  und  halben  Uäfe.  — Da  ehemala  nur  ganze  Höfe 
existierten,  und  die  Gesamtheit  dieser  die  Gemeinde  bildete,  so  ist  der  im 
Text  gemachte  Schluss  richtig. 

Wenigstens  ursprünglich.  Später  verwischte  sich  dies.  Die  einzelnen 
Bauernschaften  wnrden  in  gewi.^ser  Hinsicht  selbständige  Deich  verbände. 
Doch  blieb  der  alte  Zusammenhang  gewahrt  durch  das  gemeinsame  Doich- 
gericbt,  das  sich  übrigens  direkt  an  das  ordentliche  Gericht  anschlosa. 

”)  Billwärder  Daudrecht  art.  2.  Hammerbroker  Deichrecht  art.  2,  26. 

’»)  Vergl,  W.  Uübbo  S.  27  ff. 

’®)  Grimm  I,  460. 

*")  „Auch  geit  die  gemeine  den  herren  fünff  schiege  grass  an  der 
almende,  der  werden  in  die  drey  darumb,  dass  sie  sollent  denn 
teiche  in  bawe  halten,  ob  herab  bitz  an  Kobans  buuss,  das  der  gemein 
kein  schade  geschee. 

*')  „von  wem  aber  der  teich  geergort  wurde  als  man  dan  zu  einer 
zelten  in  dem  jar  besehen  mag,  denn  mag  die  gemeinde  allen  Tag 
pfenden  . . 

13* 
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II.  Die  freien  Genieindedeicbverbäude  sind  auf  ver- 
schiedene Weisen  ins  Leben  getreten. 

1.  Die  ältesten  Entstehungsformen  sind  diejenigen,  welche 
mit  der  ersten  Anlage  von  Deichen  in  einem  Gebiet  zu- 
sammenfallen. Dabei  sind  die  Genieindedeichverbände,  bei 
welchen  die  Entstehung  der  Gemeinde  mit  der  Entstehung  des 
Deichverbandes  zur  gleichen  Zeit  erfolgt,*’)  von  denen  zu  unter- 
scheiden, bei  welchen  die  Entstehung  des  Gemeindeverbandes 
der  Entstehung  des  Deichverbandes  geraume  Zeit  vorangeht.*’) 
Der  Unterschied  liegt  vor  allem  darin,  dass  man  juristisch  genau 
bei  letzteren  überhaupt  nicht  von  einer  „Entstehung“  eines 
Deichverbandes  sprechen  kann.  Bei  ihnen  entsteht  kein  Ver- 
band durch  den  Deichbau,  sondern  ein  bestehender  Verband 
nimmt  als  neue  Seite  seiner  Thätigkeit  Deichanlagen  und  Deich- 
verwaltung auf.**) 

2.  Innerhalb  dieser  Gemeinden  bestanden  häufig 
kleinere  Gemeinden.**)  Wie  bei  der  Markgemeinde**)  bildeteu 
aber  in  ältester  Zeit  alle  Gemeindegenossen  und  nicht  die  ein- 
zelnen Gemeinden  die  Mitglieder.  Dies  änderte  sich  daun, 
wenn  man  den  Deich  unter  die  einzelnen  Gemeinden  nach 
Schlägen  verteilte.“’)  Hierdurch  entstanden  zwar  noch  keine 
kleineren  Gemeindedeichverbände,  sondern  es  existierten  nur 
grössere  Gemeindedeichverbände,  die  sich  aus  Gemeinden  zu- 
sammensetzten.  Wie  man  nämlich  bei  einer  Markgemeinde 
infolge  der  Aufteilung  der  Mark  unter  mehrere  Gemeinden  von 
der  Entstehung  kleinerer  Markgemeinden  nicht  sprechen  kann, 
wenn  die  Aufteilung  lediglich  die  Zuteilung  eines  bestimmten 
Markstückes  zur  Nutzung  bedeutet,  und  der  alte  Zusammenhang 
völlig  gewahrt  blieb,  indem  keine  kleineren  Markverwaltungen 


**)  Sioho  oben  Abschnitt  I § 2 sub  1. 

"*)  a.  a.  O.  sub  2. 

**)  Ist  man  sich  dessen  bewusst,  so  ist  nichts  dagegen  einzuwenden, 
wenn  man  auch  bei  ihnen  von  einer  Entstehung  des  Doichvorbaudes  spricht. 
**)  Oben  Seite  ‘J4,  98. 

*•)  (iierke  .Oenossenschaftsreebt“  I.  S.  587  A.  10. 

'”)  Siehe  oben  S.  111. 
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ins  Leben  traten,  so  stellten  sich  die  gedachten  kleineren  Ge- 
meinden zuvörderst  nicht  als  eigentliche  Gemeindedeichvorbände 
dar,  indem  sie  lediglich  noch  als  Glieder  eines  grossen  Ge- 
meindedeichverbandes erschienen  und  in  Ermangelung  einer  ge- 
wissen eigenen  Deichverwaltung  (die  mit  der  politischen  Selbst- 
verwaltung Hand  in  Hand  ging)  der  Legitimation  eines  wahren 
Gemeidedeichverbandes  entbehrten.  Im  Laufe  der  Zeit,  ohne 
dass  der  Augenblick  stets  nachweisbar  wäre,  erhob  sich  aber 
manche  kleinere  Gemeinde  zum  Range  eines  echten  Gemeinde- 
deichverbands. Sie  wurde  aus  einem  blossen  Glied  und  Mit- 
träger eines  Deichverbandes,  oft  unter  gleichzeitiger  Aufrecht- 
erhaltung der  alten  Stellung  oder  bleibenden  Reminiscenzen  an 
sie,  zu  einem  eigenen  Deichverbaudsorganismus,  der  mit  einem 
politischen  Verband  zusammenfiel,  sie  wurde  zum  selbständigen 
und  alleinigen  Träger  eines  Gemeindedeichverbands.®*) 

.3.  Neue  Gemcindcdeichverbände  bildeten  sich  ferner  durch 
neueAusiedlungen,  die  von  den  alten  ausgingen.  Sie  be- 
zogen sich  entweder  auf  das  Aussendeichsland  oder  auf  das 
Land  zwischen  Geest  und  Randland®“)  oder  auf  gemeine  Marken, 
die  bereits  völlig  durch  vorhandene  Deiche  geschützt  waren.’"') 
In  den  beiden  ersten  Fällen  entstanden  Gemeindedeichverbände 
infolge  von  Ansiedlungen  und  Deichanlagen,*’)  im  letzten  Fall 
dagegen  durch  Ansiedlung  und  Einweisung  in  den  alten  Deich.**) 


**)  Verdeutlichen  kann  das  Gesagte  der  Hinweis  darauf,  dass,  wenn 
später  Gemeinden  bei  Ausbildung  der  Pfanddcichung  s.  g.  gemeine  Schläge 
haben  (z.  U.  infolge  des  Eintritts  für  den  herrenlosen  Deich),  wir  in  Bezug 
auf  dies  kleine  DeichstUck,  das  zufällig  einer  Gemeinde  gehört,  nicht  von 
einem  Gemeindedeichverhand  sprechen  können,  ln  dieser  Hinsicht  existiert 
kein  Deichverband  sondern  nur  ein  Gemeindeverband.  Die  Gemeinde  als 
solche  ist  rücksichtlich  dieses  Schlages  Glied  eines  Deichverbandes,  aber 
kein  Deichverband  (vielleicht  kann  sie  diesen  in  Bezug  auf  dio  Gesamtheit 
der  Pfänder  bilden). 

•®)  Siehe  oben  S.  160  ff. 

*")  Siehe  oben  S.  91. 

Siche  oben  S.  105  snb  I. 

''')  Eine  solche  Einweisung  konnte  bei  den  Siedlungen  zwischen  Rand- 
und  Geestland  ebenfalls  eintreten,  wenn  die  neue  Gemeinde  zu  ihren  eigenen 
neuen  Deichanlagen  einen  Schlag  im  alten  Deich  zu  erhielt.  Dabei  konnte 
sic  in  letzterer  Beziehung  nur  als  Glied  des  alten  Deichverbandes  oder  als 
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Die  neuen  Gemeinden  waren  Gemeindedeichverbände,  wenn  ihnen 
eigenes  Deichverbandsleben  innewohnte.  Dies  konnte  nicht 
allein  bei  einer  völligen  Trennung  von  den  alten  Gemeinden  in 
deichrechtlicher  Beziehung  der  Fall  sein,  sondern  auch,  wenn 
eine  gewisse  Deichzusammengehörigkeit  zwischen  ihnen  bestehen 
blieb.»») 

4.  Vermöge  des  Rechtssatzes  der  nach  Anerkennung  rang, 
dass  jedes  geschützte  Gebiet  zur  Deichunterhaltung  vcriiflichtet 
sei,  und  auf  Grund  einer  öfters  geleisteten  Beihülfe »‘)  wurden 
Gemeinden,  die  ausserhalb  des  alten  Gemeindedeichverbandes 
lagen,  in  den  Deich  einbezogen  und  konnten  als  Gemeinde- 
deichverbände auftreten.»®)  Andrerseits  konnten  auf  Grund  der 
Anschauung,  dass  nur  die  geschützte  Gemeinde  deichpflichtig 
sei,  innerhalb  eines  grösseren  Gemeindedeichverbandes  der  bisher 
in  Communion  von  allen  Gliedern  der  grossen  Gemeinde  unter- 
haltene Deich  nur  einer  oder  mehreren  kleineren  Gemeinden 
eingewiesen  werden  und  so  Gemeindedeichverbände  entstehen.**) 

5.  Durch  Abspaltungen,  Scheidungen,  Zusammenlegungen, 
Grenzziehungen,  Einbeziehungen,  Vereinigungen  u.  s.  w.  — sei 
es  in  politischer,  sei  es  in  deich  wirtschaftlicher  Hinsicht  — 
traten  später  in  mannigfachster  Weise  neue  Gemeindedeich- 
verbände ins  Leben.  Alle  Möglichkeiten  zu  erschöpfen,  ist  un- 
möglich, aber  auch  unwesentlich.  Wie  oft  spielte  hierbei  der 
Zufall  allein  die  ausschlaggebende  Rolle! 

6.  Auf  eins  ist  aber  mit  der  grössten  Entschiedenheit  hin- 
znweisen,  das  ist  die  Entstehung  der  Samtgemeindedeich- 
verbände. Ein  Samtgemeindedeichverband  ist  vorhanden,  wenn 


eigener  Qemeindedeichverband  erscheinen.  Umgekehrt  konnte  bei  den  Sied- 
lungen anf  dem  Aussendeich  die  alte  Gemeinde  ein  Stück  Deiches  erhalten, 
entweder  als  Glied  eines  Deichverbandes  oder  als  eigener  Deichverband. 
Vergl.  unten  sub  IV. 

Ueber  die  Entstehnng  von  Samtgemeindedeiebverbänden  durch  solche 
Ansiedlungen  vergl.  unten  sub  6u.  Betreffs  der  Deicbgenossenschaften,  die 
durch  dieselben  Umstände  bervorgerufen  wurden,  siehe  unten  sub  IV.  1 . 

**)  Vergl.  Lenthe  § 1. 

»■’)  Siebe  die  Belege  unten  sub  IV.  5. 

Vergl.  unten  sub  IV.  2. 
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mehrere  Gemeindedeicbverbändc  zusammen  eine  Einheit  bilden,  die 
siel)  zugleich  als  Gemeinde  und  als  Deichverband  darstellt.  Diese 
Einheit  i.st  eben  zugleich  Samtgemeiude  und  Samtdeichverband.*’) 
Der  Samtgemeindedeichverband  ist  erst  im  Laufe  der  Zeit  nach 
den  ersten  Deichanlagen  entstanden.  Betreffs  der  verschiedenen 
Entstehungsformen  ist  dies  zu  bemerken: 

a)  Wir  haben  oben  gesehen,  wie  neue  Gemeindedeich  ver- 
bände durch  Ansiedlungen  entstanden,  die  von  einer  Urgemeinde 
ausgingen.  Wir  bemerkten  schon,  dass  dabei  die  alten  und 
neuen  Gemeindedeichverbände  in  deichrechtlichem  Zusammenhang 
bleiben  konnten.**)  War  dies  der  Fall  und  bildeten  die  alte 
und  neue  Gemeinde  eine  politische  Einheit  oder  einen  höheren 
Gemeindedeichverband,  so  entstand  ein  Samtgemeindedeich- 
verband. Diese  Entwicklung  vollzog  sich  bei  den  Ansiedlungen 
auf  dem  Aussendeich,  auf  dem  Land  zwischen  Rand-  und  Geest- 
land und  auf  den  bereits  ganz  geschützten  Marken.  Infolge  der 
Bedeichungen  von  Aussendeichsländereien  entstanden,  wie  wir 
gesehen  haben,  politische  Landschaften.**)  So  konnten  hierdurch 
grosse  Samtgemeindedeich verbände  ins  Leben  treten,  welche 
nicht  nur  mehi  ere  Gemeindedeichverbände  sondern  auch  mehrere 
Samtgemeindedeichverbände  als  kleinere  Einheiten  umfassten. 

b)  Indem  innerhalb  eines  Gemeindedeichverbandes  die 
kleineren  Gemeinden  aus  blossen  Gliedern  zu  eigenen  Deich- 
verbänden  wurden,'“*)  erwuchs  ein  Samtgemeindeverband,  der 
die  ehemaligen  Gemeinden  als  Gemeindedeichverbände  umspannte. 

c)  Infolge  politischer  Einigung  mehrerer  Gemeinden,  die 
Gemeindedeich  verbände  waren,  trat  mit  dem  höhereren  politischen 
Verband  ein  höherer  Deichverband  ins  Leben,  der  ein  Samt- 
gcmeindedeichverband  war.  Auch  auf  stillschweigendem  Wege 
konnte  sich  dies  vollziehen.  Zn  denken  ist  dabei  namentlich 


“O  Unter  den  Begriff  fällt  daher  nicht  ein  Verband  mehrerer  Qemeinde- 
deicliverbäude,  bei  dem  die  Uemeindeu  zusammen  keine  politische  Einheit 
bilden. 

Siehe  oben  sub  3. 

**)  Siehe  oben  S.  160. 

"”)  Siehe  oben  sub  2. 
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an  den  Zasanimenschluss  verschiedener  Inseln  durch  fort- 
schreitende Bedeichungen.*®') 

Der  Samtgeineindedeich verband  stellt  ebenso  wie  der 
Genieindedeichverband  politische  und  deichrechtliche  Beziehungen 
zwischen  seinen  Gliedern  her.  Immer  muss  aJle  Genossen  das 
Gefühl  der  politischen  und  deichwirlschaftlichen  Zusammen- 
gehörigkeit beseelen.  Allerdings  kann  das  Gefühl  der  deich- 
rechtlichen  Zusammengehörigkeit  ein  so  minimales  sein,  dass  es 
sich  nur  in  ganz  kümmerlichen  Aeusserungen  bethätigt.*®*) 


III.  Der  herrschaftliche  Verband  an  sich  ist  eben  so 
alt,  wie  die  freie  Genossenschaft.'*)  Allein  der  herrschaft- 
liche Deichverband  ist  jünger  als  der  freie  genossenschaft- 
liche Deichverband.  Der  alte  freie  Gemeindedeichverband  setzte 
sich  allerdings  aus  vielen  herrschaftlichen  Verbänden  oder  aus 
kleineren  Gemeinden,  in  denen  herrschaftliche  Verbände  enthalten 
waren,  zusammen.  Allein  diese  herrschaftlichen  Verbände,  die 
die  Hausherrn  und  B’aniilicnväter  repräsentierten,  waren  keine 
Deichverbände.  Die  freien  Gemeindeglieder  waren  sowohl  beim 
Deichbau  wie  bei  der  nächsten  Deichunterhaltung  so  ganz 
Glieder  des  Gemeindedeichverbandes,  dass  sie  in  Bezug  auf  ihre 
familia  vollständig  eigenen  Deich verbandslebens  entbehrten. 
Auf  lange  Zeit  steckte  jeder  Grundherrenverband  so  intensiv 
in  dem  Gemeindedeich  verband,  dass  selbst  bei  einer  Verteilung 
des  Deiches  unter  die  einzelnen  Grundbesitzer  zunächst  keine 
herrschaftlichen  Deichverbände  entstanden.  Es  ist  überhaupt 
mit  ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen,  dass  die  ersten  herrschaft- 
lichen Deichverbände  nicht  im  Rahmen  der  alten  Gemeinde- 
deichanlagen ins  Leben  traten,  sondern  infolge  eigener  Deich- 
anlagen. Die  Gründer  von  neuen  Deichen,  die  wir  als  Deich- 


101)  Vergl.  oben  S.  100. 

100)  Darüber  wird  später  zu  sprceheii  sein.  — Als  Samtgemeindedoich- 
verbändo  führe  ich  an;  Dietrcmeinden  der  Hemmen  (U5:t\  die  Landschaften 
Rüstringen,  Oostringen,  Wangerlaud  (vergl.  ThUnen  S.  2<),  die  Land- 
schaft Rydorstedt  in  der  ältesten  Zeit, 
loo)  Gierkc  a.  a.  O.  S.  H6. 
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bauherrn  bezeichnet  haben, bildeten  die  ältesten  herrschaft- 
lichen Deichverbände  nnd  zwar  herrschaftliche  Deich  ver- 
bände iin  engsten  Sinn.  Denn  sie  und  nur  sie  allein  sind 
anfangs  die  Träger  des  Deichverbandes  gewesen.  Sie  waren 
die  Deichbauherrn,  die  Deicher  bildeten  unter  ihnen  keinen 
Deichverband.  Aber  freilich  musste  sich  dies  sehr  bald  ändern, 
wenn  es  auf  Landgewinnung  bei  diesen  herrschaftlichen  Deich- 
bauten abgesehen  war.  Indem  man  nämlich  Ansiedler  in  das  be- 
deichteLand  hineinsetzte,  entwickelten  sich  Deichhofgemeinden, 
und  unter  den  herrschafUichen  Deichverband  im  engsten  Sinn 
trat  ein  Gemeindedeichverband.  Wir  können  die  Bildung 
herrschaftlicher  Deichverbäude  im  engsten  Sinn  auch  auf  Grund 
von  Aufteilungen  eines  freien  genossenschaftlichen  Gemeinde- 
deichs oder  Einweisungen  in  einen  solchen  annehmen.“’“)  Aller- 
dings lagerten  bei  diesen  herrschaftlichen  Verbänden  meistens 
im  Untergrund  Deichhofgemeiuden.  Dies  führt  uns  auf  die  Ent- 
stehung der  herrschaftlichen  Gemeindedeichverbände. 
Da  ist  nnn  ganz  im  allgemeinen  zu  sagen,  dass  sie  dadurch  ins 
Leben  traten,  dass  über  einen  Gemeindedeiehverband  ein  Herr 
als  Deichherr  trat,  oder  dass  eine  Gemeinde  zur  Zeit,  wo  sie 
ein  Gemeindedeichverband  wurde,  unter  einem  Herrn  stand. 
Im  einzelnen  ist  folgendes  hervorzuheben; 

1.  Indem  Vergaben  Land  zur  Eindeichung  ausgaben,  er- 
wuchsen herrschaftliche  Gemeindedeichverbände.  Und  zwar 
konnte  bei  Vergabungen  an  Mittelspersonen  eine  Stufenleiter 
von  Herren  entstehen,  oder  mehrere  Herrn  nebeneinander  über 
dem  Gemeindedeichverband  walten.'“’)  Nahe  verwandt  mit 
diesen  herrschaftlichen  Deichverbänden  sind  diejenigen,  welche 
sich  dadurch  bildeten,  dass  Herrn  in  einem  bereits  von  ihnen 
bedeichteu  Gebiet  Gemeinden  ausiedelten.'““)  Hinzuweisen  ist 
feruer  darauf,  dass  in  Holland  neue  herrschaftliche  Gemeinde- 
deichverbände dadurch  entstanden,  dass  der  Landesherr  zur 


'"*)  Siehe  oben  S.  156  ff. 

Mitunter  schon  gleich  nach  Kertigatellung  der  Deichbauten. 
Vorgl.  Lenthe  § 1. 

107)  Vergl.  oben  S.  1^4  ff. 

'*)  Siehe  oben  .S.  156  ff. 
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Wiederbedeichung  von  Landstrecken  verordnete,  dass  mit 
der  Bedeicliiiug  eines  bestimmten  Teils  des  Landes  als  Miniimini 
eine  Ambacht  ins  Leben  treten  sollte,  die  der  Unternehmer  als 
Ambachtshcrr  erhielt.  Dabei  wurden  dann  zugleich  ähnliche 
Privilegien  erteilt,  wie  bei  den  Vergabungen  von  bisher  un- 
bedeichten  Marschstriclien."”)  Schliesslich  waren  alle  Gemeinde- 
deichverbände, die  auf  Grund  herrschaftlicher  Erlaubnis  zu 
Deichanlagen  entstanden,"“)  herrschaftliche  Gemeindedeichver- 
bände. Einen  besonderen  Platz  nehmen  hier  die  landesherrlichen 
Gemeindedeicliverbände  ein,  da  bei  ihnen  zwischen  Landesherrn 
und  Gemeinden  andere  Herrn  stehen  konnten."') 

2.  Herrschaftliche  Gemeindedeicliverbände  traten  ferner 
dann  auf,  wenn  über  einen  Gemeindedeichverband  ein  Herr 
trat.'")  Sie  bildeten  sich  weiter,  wenn  innerhalb  eines 
Gemoindeichverbandes  eine  Grossgrundherrschaft  mit  ihrer  Hof- 
gcmcindeaus  einem  blossen  Glied  eines  Gemeindedeichverbandes  "*) 
nach  erfolgter  Aufteilung  des  Deichs  zu  einem  eigenen  Deich- 
verband wurde."*)  Endlich  zog  mau  herrschaftliche  Gemeinden 
in  den  Deich  ein,  indem  man  sie  als  mitbeschützt  vom  Deich 
betrachtete.  Auch  freiwillige  Uebernahme  eines  Deichstückes 


'“•)  Siehe  namentlich  die  V’erkUndigung  Wilhelme  von  Holland  betreffs 
die  Wiederbedeic'.hung  der  Zwijndrechtachen  Wnard  vom  19.  Nov.  13;il 
(oben  Einleitung  § 4b  A 403).  Hier  heisst  es:  „Voort,  wie  een  sestieu- 
dendcel  of  meer  neemt,  van  alle  den  lande,  dien  seit  ambacht  volgho 
met  den  gheluyde  van  den  lande  ende  metten  multere  van  alsoe  vele  als 
hy  f neemt.  Ende  dit  ambacht  sal  half  vry  wesen,  ende  die  ander  helft 
sal  dienen  in  die  herevaert,  ende  binnen  den  eersten  seven  jareii  cn  sal 
menre  gheen  herevaert  of  varen“.  Nibbelink  bemerkt  dazu  S.  13  A.  &: 
.Van  hier  do  oorsprong  van  de  ambachten  Heerjansdam,  de  Lindt,  Kyfhoek, 
Heer-Uudelants-ambacht,  Schobbe  lants-ambachts.  die  elk  voor  der  be- 
dijkto  landen  gerekend  werden,  Rysoord  Strevelshoek  Sandelingh  ’/s, 
Hendrick-Ido-Ambacht  '/,  enz“. 

Siehe  oben  S.  172. 

'")  Siehe  oben  S.  171  ff.  u.  S.  127  ff. 

Es  konnten  auch  mehrere  Herrn  oder  der  Landesherr  sein.  Siehe 
oben  A.  70. 

"•)  Siehe  oben  ,S.  200. 

"<)  Groflsgrundherrschaften  bildeten  sich  innerhalb  eines  bereits  be- 
deichteu  Gemeindebezirks  durch  Landnahme  in  der  Allmende  (siehe  oben  A.  88) 
und  durch  Auftragungen.  Vergl.  auch  Sander-Doichsatzungen  von  1317  §2 
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Vonseiten  von  Herrschaften  mag  vorgekommen  sein."')  Sie 
bildeten  einen  eigenen  Deicli verband,  wenn  den' herrschaftlichen 
Gemeindedeich  verband  eigenes  Deichverbandslebeifdurchströmte. 

3.  Es  entwickelten  sich  auch  herrschaftliche  Samt- 
gemeindedeichverbände,  sei  es  dadurch,  dass  ein  Herr  durch 
fortlaufende  Vergabungen  Geineindedeich verbände  ansiedelte,  die 
zu  einer  Samtgemeinde  und  einem  Samtdeichverband  zusammon- 
gefasst  wurden,"*)  sei  es  dadurch,  dass  ein  Herr  über  einen 
Samtgemeindedeichverband  trat.  Ja,  es  erwuchsen  nicht  nur 
Samtgemeindedeichverbände,  die  unter  einander  über-  und  unter- 
geordneten Herren  standen,  sondern  auch  solche,  die  einer 
Gesamthänderschaft  von  Herrn  unterworfen  waren."’) 

IV.  Schon  die  Betrachtung  der  Entstehung  der  späteren 
Gemeindedeichverbände  ergicbt  implicite  ein  Bild  von  einigen 
Entstehnngsformen  der  Deichverbände  im  engeren  Sinn. 
Ging  doch  oft  mit  der  Bildung  eines  neuen  Gemeindedeichver- 
bandes die  Entstehung  eines  Deichverbandes  im  engeren  Sinn 
Hand  in  Hand,  und  waren  es  doch  andrerseits  dieselben  Grund- 
sätze, die  die  Entstehung  beider  hervorgerufen  haben.  Die 
Deichverbände  im  engeren  Sinn  sind  nun  im  wesentlichen"") 
auf  folgende  Weisen  ins  Leben  getreten: 

1.  Bei  den  neuen  Besiedlungen  des  Anssenlandes 
konnten  die  neuen  und  alten  Gemeinden  in  Bezug  auf  den  neuen 
Deich  in  vollkommener  Deichgemeinschaft  sein.  Die  alte  Ge- 
meinde verwaltete  dann  für  sich  nur  den  Mitteldeich;  sie  bildete 
mit  der  neuen  Gemeinde  hinsichtlich  des  Scedeiches  dann  einen 
Deichverband  im  engeren  Sinn,  wenn  sie  beide  zusammen  keine 
höhere  politische  Gemeinde  ausmachten."*)  War  der  alte  Deich 


"»)  Lontbe  § 1. 

.Siehe  oben  S.  152. 

"D  Vergl.  Mieris  II,  151. 

Alle  Kntstebungäfurmen  anztifUbren,  ist  bei  ihrer  Mannigfaltigkeit 
nicht  möglich.  Wir  beschränken  uns  auf  die  wesentlichen  und  versuchen, 
ein  Bild  der  Entwicklung  im  grossen  und  ganzen  zu  entwerfen. 

•'*)  War  das  Uegenteil  der  Fall,  so  bildete  sich,  wenn  die  neue  Ge- 
meinde einen  Deichverband  darstollte,  ein  Samtgomeindedeichverband  (siehe 
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bereits  nach  Schlägen  unter  kleinere  Gemeinden  verteilt,  so 
musste  oft  der  Gedanke  aufkommen,  dass  nur  die  Schläge, 
welche  durch  den  neuen  Deich  beschützt  wurden,  zur  Unter- 
haltung des  letzteren  mitverpflichtet  seien.  Infolgedessen  Hess 
man  nur  die  betreffende  engere  Gemeinde,  deren  Schlag  den 
Schutz  genoss,  mit  der  neuen  Gemeinde  eine  engere  Deich- 
gemeinschaft bezüglich  des  neuen  Deiches  bilden.  War  der  alte 
Deich  auch  bereits  innerhalb  der  Schläge  an  die  einzelnen 
Genossen  nach  Kabeln  verteilt,  so  kam  es  nun  dahin,  dass  man 
nur  die  Kabelhalter,  deren  Kabeln  von  dem  neuen  Deich 
beschützt  wurden,  Deichraasse  in  dem  neuen  Deich  annehmen 
Hess.  Es  ist  ersichtlich,  dass  sich  auf  diese  Weise  Deichver- 
bände  bilden  mussten,  die  sich  mit  Gemeindeverbänden  niclit 
deckten.'“)  Ebenso  verhielt  es  sich  bei  den  Ansiedlungen  auf 
dem  Land  zwischen  Randland  und  Geest  und  bei  den 
Tochtergemeinden,  die  auf  der  gemeinen  Mark  angesiedelt 
wurden,  welche  bereits  durch  Deiche  genügend  geschützt 
war.  Hier  entstanden  Deichverbände  im  engeren  Sinn,  wenn 
die  neue  Gemeinde  in  den  alten  Deich  eingewiesen  wurde 
und  zwischen  der  alten  und  neuen  Gemeinde  Deichzusammen- 
gchörigkeit  bestand,  ohne  dass  sie  zusammen  eine  höhere  politische 
Gemeinde  bildeten.'*')  Ja,  auch  bei  Vorhandenseiu  einer  höheren 
politischen  Einheit  trat  ein  Deichverband  im  engeren  Sinn  dann 
zu  Tage,  wenn  nur  ein  Teil  der  neuen  Gemeinde  als  deich- 


oben II  snb  C).  War  die  neue  Gemeinde  kein  eigener  Deichverband,  »o 
bandelte  cü  aich  mir  um  eine  .Vuadebnung  des  ulten  UemeindcdeichverbauJs 
— Betreffa  der  Entstehung  eines  .Samtdoichverbandes  im  engeren  Siune 
siehe  unten  8.  ‘200. 

'**)  Vergl.  für  diese  Entwicklung  Spadelaudsrecbt  art.  XI,  wo  es  heisst. 
.Wenn  der  neue  Deich  des  eroberten  neuen  Koges,  zu  einem  vollen  See- 
deich  gemachet,  sollen  diejenigen,  denen  ihre  Deiche  abgedeicbet, 
so  viel  in  dem  neuen  Deich  ausfassen,  dass  sie,  gleich  dem  neuen  Laude, 
volle  Maasse  bekommen,  nach  Erkenntnis  der  16  Deichriebter'*.  Wenn  dst 
alte  Land  keinen  Teil  am  neuen  Deich  haben  sollte,  hob  mau  dies  bei  deu 
Vergabungen  besonders  hervor.  Vergl.  Mieris  II,  161.  (Hier  wird  aller- 
dings ein  Samtdeiebverband  zwischen  altem  und  neuem  Land  begründet, 
aber  eine  Einweisung  der  alten  Landbesitzer  in  dem  neuen  Deich  ausdrücklich 
ausgeschlossen). 

'*•)  Siebe  oben  A.  02. 
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pflichtig  angeselieii  wurde  — etwa  weil  der  übrige  Teil  den 
Schutz  des  Deiches  so  gut  wie  gar  nicht  genoss  — und  man 
nur  ihn  in  die  Deichgenieinschaft  mit  dem  alten  Gemeindedeich- 
verband einwics.”“-)  Auch  entkeimte  dem  alten  Gemeinde- 
deichverband dann  ein  eigener  DeichveVband  im  engeren  Sinn, 
wenn  die  neue  Gemeinde  mangels  politischer  Selbständigkeit 
einen  Teil  der  alten  Gemeinde  ausmachte,  aber  von  einer  Unter- 
haltung bezüglich  des  alten  Deichs  befreit  wurde. 

Auf  Grund  neuer  Ansiedlungen  sind  auch  herrschaftliche 
Deich  verbände  im  engeren  Sinn  ins  Leben  getreten.  Bei 
den  Vergabungen,  zur  Eindeichung  war  hinsichtlich  der  Deich- 
anlagen und  der  späteren  Unterhaltung  oft  eine  Verquickung 
der  einzelnen  Gemeinden  erforderlich.'®*)  So  bildeten  sich, 
indem  man  Gemeinden  ansiedelte,  gleichzeitig  Deichverbände, 
deren  Genossen  verschiedenen  Gemeinden  angehörten.  Ja,  in 
späterer  Zeit,  wie  sich  die  freie  Struktur  des  Deichverbandes 
im  engeren  Sinn  herausgebildet  hatte,  siedelte  man  Deich - 
verbände  im  engeren  Sinu  selbst  an  und  schob  sie  in  die 
allgemeine  Landesverwaltung  als  Selbstverwaltungskörper  in 
Deich-  und  Siclsachen  ein.'®')  Schliesslich  wurden  bei  den 
Gemeindegründungen  einzelne  Personen'®*)  oder  kleinere  Ge- 
meinden von  der  Deichunterhaltung  eximiert,'®*)  so  dass  kein 


'“)  Vergl  unten  sub  2. 

*“)  Siehe  oben  S.  147. 

*")  Der  Deiebverband  der  Herren  von  Oranenburg  gehört  hierher.  Im 
Jahre  IS43  erklärt  ein  Herr  von  Craneuburg  (siehe  aber  Eiuleitnug  ^ 4a 
A.  248),  e-t  seien  von  seinen  Vorfahren  Hufen  ausgegeben  worden  an  lajute 
zu  solchem  Recht,  ,dat  sy  einen  Dyckgreff  hebben  sullen,  die  sullen  doen 
dyuken  und  alle  water  keeren,  dat  in  deso  voorge.  Lande  und  hoyven 
kommen  möge,  het  sy  van  boven,  bet  sy  van  beueden,  het  sy  van  binnen 
den  Laude,  het  sy  van  boven  den  Lande,  het  sy  van  allen  Sieden  dat  hem 
die  waetereu  toc  körnen  mögen  und  Weteringen  und  Leygraven  nnd  andere 
(iraven,  Ryndon  und  brnggeii,  Schluysen  und  Schuklaken  doen  maken  und 
doen  gelden  und  Erffliken  doen  halden  daer  sy  vinden  dat  dem  Lande  nuth 
sy  und  den  Erven  daer  die  Heymraet  op  wieset“.  In  Bezug  auf  sonstige 
Angelegenheiten  unterstanden  die  Ansiedler  den  ordentlichen  Beamten  dos 
Landes  ivcrgl.  das  Ende  des  Privilegs)  und  bildeten  keine  Uemeinde 

'®)  Zunächst  konnte  in  der  Gewährung  von  Freihufen  an  die  Mittels- 
personen eine  Befreiung  von  der  Deichpflicht  enthalten  sein. 

Vergl.  unten  Anm.  12‘J  ff. 
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vollkonuneiier,  alle  Gemeindegenossen  berechtigender  und  Ter- 
pflichtender  Deidiverband  entstand. 

Infolge  dieser  Ansiedlungen  haben  sich  nun  in  mannigfaltiger 
Weise  Sauitdeichvcrbändc  im  engeren  Sinn  gebildet. 
Unter  einem  Samtdeichverband  im  engeren  Sinn  verstehen  wir 
einen  Deichverband  im  engeren  Sinn,  der  sich  aus  mehreren 
Deichverbänden  zusammonsetzt.'*')  Die  Deichverbände,  welche 
Glieder  dieses  Samtdeichverbandes  sind,  können  Gcmeindedeich- 
verbändc  oder  Deichverbände  im  engeren  Sinn  sein.  Das 
deichrechtliche  Band  der  Zusamengehörigkeit  kann  zwischen 
ihnen  nur  sehr  lose  geknüpft  erscheinen.  Die  einfachste  Form 
der  Entstehung  eines  Samtdeichverbandes  im  engeren  Sinn  auf 
Grund  von  Ansiedlungen  ist  die  gewesen,  dass  die  Tochter- 
gemeinde einen  eigenen  Deichverband  bildete  bei  Vorhandensein 
einer  deichrechtlichen  Zusammengehörigkeit  zwischen  alter  und 
neuer  Gemeinde  und  dem  Fehlen  einer  höheren  Gemeinde,  die 
nur  beide  umfasste.  Verdeutlichen  kann  die  Entstehung  eines 
Samtdeichverbandes  auf  Grund  von  Ausiedlungen  die  Vergabung 
des  Herrn  von  Putte  in  Bezug  auf  Neuland  in  Katondrecht  aus 
dem  Jahre  ISl.'i.'**)  In  der  Austhuuugsurkunde  heisst  es: 

„Dat  dat  nyeuwe  laud  geeuen  cost  doen  en  sal 
metten  oude  land,  noch  int  oude  land,  hot  ne  waren  in 
opene  walen,  ende  desgelycke  sulien  doen  die  geene, 
die  in't  oude  land  woonen.“ 

Hiernach  hesteht  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Land 
ein  Samtdeichverband  im  engeren  Sinn,  der  durch  die  gegen- 
seitige Verpflichtung  zur  Beihiilfe  bei  Wehlen  geknüpft  ist 
In  anderer  Weise  ist  auf  dem  grossen  Werder,  insoweit  er 
dem  Orden  im  14.  Jahrhundert  gehörte,  ein  Samtdeichverband 
iui  engeren  Sinn  infolge  der  Ansiedlungen  entstanden.  Voraus- 
gesetzt wird  dabei,  dass  das  einzelne  Dammdorf  auf  dem  Werder 
einen  Deichverband  bildet.  Dann  ist  der  Entstehungsgrund  für 
den  Samtdeichverband  im  engeren  Sinn  hier  der  gewesen,  dass 
der  Orden  verschiedene  Werderdorfer  oder  verschiedene  Hufen 
in  einzelnen  Dörfern  von  der  Deichpflicht  eximierte.  Aus- 


>»)  Vergl.  aber  unten  § 2. 
'*)  Mioris  II,  151. 
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genommen  wurden  nämlich  namentlich  die  Gärtnerhufen,  welche 
einen  höheren  Zins  trugen,''*’*)  und  die  Waldhufen. '®'*)  Die 
Excmption  von  ganzen  Dörfern  fand  entweder  unter  gleich- 
zeitiger Befreiung  von  allen  Scharwerksdiensten'®')  oder  unter 
Auferlegung  der  letzteren  statt.'®®)  So  erwuchs  ein  Samtdeich- 
verband, der  sich  nur  aus  einigen  Dörfern  des  Ordens 
zusammensetzte. '®®) 

2.  Innerhalb  eines  Gemcindedeichverbandes  bildeten 
sich,  wenn  von  Ansiedlungen  abgesehen  wird,  Deich  verbände 
im  engeren  Sinn,  wenn  einigen  Genieindegliedern  die  Unter 
haltung  des  Deiches  auferlegt  wurde,  die  keine  Gemeinde 
zusammen  ansmachten. 

Dies  geschah  von  Seiten  einer  weiteren  Gemeinde,  indem 
sie  nur  die  am  Wasser  liegenden  Dörfer  in  den  Deich  einwics.'®') 
Hier  erhielt  also  nicht  jede  engere  Gemeinde  einen  Schlag 
Deiches,  sondern  nur  einige  engere  Gemeinden.'®*)  Der  Grund 
hieiTür  ist  darin  zu  suchen,  dass  mau  darnach  trachtete,  sich 


'**)  Verschreibung  für  Lailekopp  (a.  1341.);  Jeder  USrtiier  erhält 
'/,  Unfe  gegen  Zins  von  4 M.  .und  mit  dem  so  sollen  sie  frei  sein  von 
derselben  halben  hüben  tychens  und  tempneus  und  alles  uiigeldes  und  allerle 
dienstes  odir  arbait,  dy  mau  uf  ander  hüben  setzet,  in  welchem  namen  mau 
sie  genemon  mag.“  (Bei  Toppen  a.  a.  O.) 

Verschreibung  für  Tiego  (a.  134ü);  .Von  der  hüben,  da  man 
achteholb  mark  Zinss  von  gebit  und  von  den  dreyzehu  hüben  waldes  sollen 
die  inwoner  desselbin  dorlia  von  der  herrschaft  keiner  lande  diensto  thnn 
wedir  zu  herfarten  noeb  zu  horrenhete  noch  zu  scliarwerk  Temmon,  noch 
zu  teichen  oder  wie  man  das  gouemen  mag“  (Tbppen  a.  a.  O.j 

'3')  Neukirch  (a.  1351)  Wydow  (a.  13S4)  .Durch  der geburge  willen 
des  cinses  lasse  wir  sie  ledig  alles  scliarwcrks  temmens  oder  teicbens  und 
aller  gebuerlicher  Arbeit.“ 

Eich  Walde  (d.  1351):  „Auch  sollen  sie  au  andern  dingen  thun 
gleich  andern  dorffern  indem  Werder,  ane  tempnens  sollens  sie  ledig  sein 
und  los.“  (Toppen). 

'^)  Znm  ersten  Mal  in  der  Ueschichte  tritt  dieser  Sanitdoichverband 
in  Erscheinung  im  Jahre  1373.  (Preussische  Sammlung  ILl,  95.) 

'®*)_Vergl.  Sachsenspiegel  II.  56:  „Swclke  dorp  bi  watere  liget 
und  enen  dam  bebbet,  die  sie  vor  der  vlut  bewaret,  iowelk  dorp  sal  sinen 
deil  des  dammes  vestenen  vor  der  vlut.“ 

'®*)  Aelter  und  solider  ist  die  Entwicklung,  dass  jede  Uemeinde 
eiuen  Scblag  erhält.  Siehe  oben  S.  lll. 


Digilized  by  Google 


208 


der  Deichpfliclit  zu  entziehen;  teilweise  war  aber  wohl  hierbei 
auch  der  Grundsatz  massgebend,  der  hier  und  da  aufkam,  dass 
nur  das  der  Flut  ausgesetzto  Gebiet  den  Deich  zu  unterhalten 
habe.  Die  Gesamtheit  der  Genossen  dieser  engeren  Gemeinden 
konnte  dann  einen  Deichverband  im  engeren  Sinn  bilden. 
Es  war  aber  auch  möglich,  dass  ein  Samt  deich  verband  im 
engeren  Sinn  entstand,  indem  jede  engere  Gemeinde  für  sich 
einen  Deichverband  bildete,  aber  die  natürliche  Zusammen- 
gehörigkeit zu  einem  Deich  sie  auch  zu  einem  deichrechtlichcn 
Band  verknüpfte.'“) 

Auch  innerhalb  eines  kleineren  Genieindedeichver- 
bandes  bildeten  sich  so  Deichverbände  im  engeren  Sinn,  indem 
man  nur  einigen  Grundeigentümern  die  Deichuntcrlialtung 
aufbürdete.  Oft  wies  mau  die  an  den  Deich  anschiesseuden 
Grundeigentümer  ein.'*’)  So  konnte  ein  Gemeindedeichverband, 
wenn  die  verschiedenen  zur  Gemeinde  gehörigen  Deiche  an  ver- 
schiedene Gemeinschaften  zugeteilt  wurden,  aus  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  bestehen;  doch  war  dies  Verhältnis  meistens 
getrübt,  weil  diese  Gemeinschaften  nicht  zusammen  die  Gemeinde 
ausmachten,  indem  entweder  Angehörige  fremder  Gemeinden  be- 
teiligt waren  oder  etliche  Grundeigentümer  der  Hauptgemeinde 
unbeteiligt  blieben. 


Ich  vermute,  dass  ao  der  Samtdeichvurband  des  Sachaenapiegels 
aich  hier  und  da  gebildet  bat.  Vergl.  A.  134.  Jodenfalla  iat  bei  der  Stelle 
II,  5U  an  eiucu  Saintdeichrerbaiid  itu  engeren  Sinn  zu  denken.  Vergl.  unten 
§ 3.  Eine  andere  Erklärung  für  die  Entstehung  dieaea  Deicbrerbandea  siebe 
unten  A.  161. 

Vergl  das  Doiebreebt  von  Sulland  art.  38,  nach  welchem  .die 
van  Baerlr,  die  bei  dem  water  geaecten  aint“,  deichpflichtig  sind.  — Nach 
dem  Deicbreclit  der  Altendorfcr  Sebaunng  waren  die  an  den  Oatedeicb  aii- 
aebieaaenden  Grundeigentümer,  das  sgu  „Deicbfeld“  zur  Unterhaltung  deä 
Oatedeicha  eingewieaen.  Daa  Deicbfeld  iat  daa  Land  zwischen  dem  Deich 
und  dem  Landwege.  Deichrecht  XVI,  0;  „den  dat  landt  oder  acker  de  aick 
strecket  vam  landtwege  betb  thom  diecke,  machet  dem  dieck  alleno“;  XXll. 
33;  „den  de  acker  vam  wege  betb  thom  diecke  dem  gehöret  allene  tho 
diecken,  und  tho  macken  den  Oten  dieck“.  — Die  übrigen  Grundeigentümer 
trugen  in  Bezug  auf  den  Oatedeicb  keine  Deichlaaten  mit  Auanabme  der 
Scbleusekabeln.  Siehe  Uahn  S.  33.  Später  änderte  aich  dies  etwas.  Vergl. 
Uabn  S.  36. 
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3.  Innerhalb  eines  Gemeindedeicbverbandes  spaltete 
sich  ein  Deich  verband  schon  jetzt  dadurch  ab,  dass  die  Mitglied- 
schaft bei  diesem  an  andere  Voraussetzungen  geknüpft  ward, 
als  bei  jenem.  Auch  hier  kam  freilich  der  Deichverband 
i.  e.  S.  oft  noch  nicht  rein  zur  Erscheinung,  so  dass  man  besser 
meist  nur  von  einer  Trübung  des  Gemeindedeichverbandes  sprechen 
wird.  Eine  solche  trat  auch  infolge  des  Umstandes  ein.  dass 
sich  viele  Glieder  eines  Gemeindedeichverbandes  von  der  Deich- 
last zu  befreien  wussten.  Hierüber  wird  aber  besser  bei  der 
Darstellung  der  Mitgliedschaft  im  Deichverband  gehandelt 
werden.'**) 

4.  Deichverbände  im  engeren  Sinn  bildeten  sich  auch  durch 
das  Eingreifen  von  Schleusenverbänd en  in  den  Dcich- 
verband. 

Infolge  der  Legung  von  Schleusen  in  einen  Deich  bildeten 
sich  Rechtssätze  aus,  wonach  der  Schleusen  verband  gewisse 
Deichstrecken  mitsamt  den  Schleuseu  entweder  stets**“)  oder 
eine  bestimmte  Zeit  hindurch**“)  zu  unterhalten  hatte.  Bei 


'*)  siehe  nnton  § 2 und  Abschnitt  III. 

’*•)  Siehe  die  flandrische  Urkunde  von  1231»  (oben  Einleitung  § 4b 
A.  5G5):  „Scienduin  etiani  quod  si  forte  dikuni  niaris  in  aliquo  contingurit 

pejorari  vcl  infriiigi : ad  ipsum  rcparanduro  vel  melioranduni  probi  viri  veteris 
Ueviuae  in  nullo  custu  debeut  obligari;  hoc  excepto,  quod  dicum  supra 
slusias  suas  firmum  conservare  debent  et  illacsum“.  — Einlassungsbrief  der 
drei  Delfsielo  hinsicbtliub  der  Kirchspiele  Engelbert  und  Middelbert 
(Driessen  II,  2G1):  Die  Uemeiuden  haben  in  dem  Burgwall  eine  Schleuse 
zu  legen  und  zu  unterhalten  „an  beyde  syden  een  roedo  dyckes  in  de  Burg- 
wallo,  dio  gemeenlyk  genoemd  woord  een  Jarfal  (Jerdfal)“.  Deichrecht  der 
.\lteudorfer  Scliauung  XV,  13:  „Up  einer  jedcrm  sheiisc  gehöret  den  biir- 
•selioppen  twe  rode  dieckes  Iho  macken,  achte  eilen  up  einer  jedem  sidt, 
velir  eilen  baven  up  de  liövet  schluse".  Diese  Stelle  ist  auf  fortwährende 
Unterhaltung  zu  beziehen;  keineswegs  sind  damit  die  Kabeln  gemeint, 
welche  bei  Schleusenhauten  eine  Zeitlang  dem  .Schleusenverbänd  zur  Last 
liclcn.  Uehereinstiinmeud  wohl  Hahn  S.  26  Vergl.  die  folgende  Aum. 

'*“)  Das  Deichrecht  der  Altendorfor  Schauung  fährt  in  der  A.  139 
angegebenen  Stelle  su  fort : .Und  is  gemen  wcrck,  so  lange  dat  de  schlüso 
oder  gruudtwerck  uthgenamen  und  gegravon  sin.  Alsz  den  gehöret  sick 
de  wedder  godemppede  und  gemackede  dieck,  zu  vollen  werck  zu  machen, 
und  also  Jahr  und  dagh  gcholdenn,  na  Jahr  und  dagc  alsz  den  den 
dieck  so  tho  vollem  wercke  dem  grnudtherrn,  wedder  mit  rechte  tho 
J.  Oierke,  OMcblcht«  d0i  dent»«h«n  Deiebr«cbu„  14 
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Herausnahme  der  Schleuse  musste  die  Frage  beantwortet  werden, 
wer  in  Bezug  auf  das  entstandene  Loch  deichpflichtig  sei. 
Eine  offenbare  Ungerechtigkeit  wäre  es  gewesen,  wenn  man 
einfach  die  alten  diesbezüglichen  Deichhalter  dafür  in  Anspruch 
genommen  hätte.  Infolgedessen  kam  man  dazu,  dem  alten 
Schleusenverband  entweder  nur  die  Wiederherstellung  des 
früheren  Zustandes’*')  oder  diese  und  eine  Unterhaltung  während 
einer  bestimmten  Zeit’**)  oder  gar  die  ständige  Unterhaltung 
dieses  Deichstückes’*')  aufzuerlegen. 


kennen  und  rinden  lathen,  so  ferne  der  mon  den  dieck  nicht  mit  willen, 
will  snnehmen,  sonsten  hieve  idt  gemen  werck“.  Dieser  Satz  bezieht  sich 
anf  die  Inanspruchnahme  benachbarter  Kabeln  bei  Schleusenbauten.  Sie 
blieben  jedenfalls  Jahr  und  Tag  bei  dem  Schleusenverband  (genauer  dem 
ScblensenherstellungsTerband).  Danach  konnten  die  Schleusenbalter  ver- 
langen, dass  die  alten  Kabelbalter  sie  wieder  übernahmen.  Wenn  diese 
nicht  freiwillig  wollten,  wurden  sie  durch  Gerichtserkenntnis  dazu  ge- 
zwungen. Das  Gericht  entschied  dann  zugleich  auch  darüber,  ob  die  Kabeln 
in  ihrem  früheren  Zustand  seien.  Die  Kabeln  blieben  bei  dem  Schleuseo- 
verband, wenn  dieser  sie  behalten  wollte,  oder,  weil  sie  noch  nicht  in  ihrem 
alten  Zustand  waren,  behalten  musste.  — Hahn  nimmt  auf  S.  26 unrichtiger 
Weise  an.  dass  es  in  dem  Belieben  der  Kabelbalter  gestanden  hhtte,  die 
Kabeln  wieder  anzuuehmen.  Auf  S.  43  bemerkt  er,  dass  das  Deicbgericlit 
den  Kabelbaltem  die  Kabeln  hätte  wieder  zuerkennen  müssen.  Wozu  aber 
ein  Gerichtsbeschluss,  der  nur  ergeben  konnte,  wenn  die  Kabelbalter  Willens 
waren,  die  Kabeln  anzunehmen? 

'*’)  Vergl.  die  Stelle,  welche  Ueineken  §.10  aus  Bührens  Denkel- 
bock  anfübrt  und  lautet;  .De  syel  der  Wetteringe  licht  by  mynen  Danneis 
dycke  un  de  gbink  uth,  unde  nam  mynen  dyck  mede.  sa  bape  ick  des  dickes 
ock  vrig  to  blivende,  so  lange  he  buten  und  bynnen.  so  gud  woddor 
is,  alss  he  to  vorne  was  er  he  uth  gbynghk“. 

'**)  Deichreeht  des  Alten  Liandes  art.  VI:  ,Wor  gemeine  Pfeiffen, 
Sielen  und  Schleussen  im  Teiche  liegen,  müssen  dieselbige  machen,  die  dazu 
wassern.  Wenn  sie  aber  wieder  aussgenommen  werden,  muss  der  Teich 
Jahr  und  Tag  in  gemein  gehalten  und  dem  vorigen  possessori  mit  der 
Erde  wieder  überantwortet  werden“. 

'**)  Bührens  Denkelbock  (Ueineken  § 30):  .Item  Ä.  1640  do  mosten 
de  Erffexen  in  der  Womsyden  eynen  Syel  leggen,  in  eynen  dyck  der  Kerk- 
schwaren  tor  Horst:  unde  de  Erffexen  mosten  en  besegelde  breve  geheven 
den  dick  namals  sunder  schaden  to  holdende“.  — „Item  desgelicken  holden 
de  GrUpelinger  bure  eynen  Dyck,  dede  plach  to  hörende  Alberde  Grauen 
dammme  dat  se  euen  znel  darinne  hadden  gelecht  dede  wecbghunck“. 
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Da  die  Schleuaenverbände  häufig  in  mannigfachster  Weise 
die  verschiedenen  Gemeinden  durchkreuzten,'“)  so  wirkte  der 
vorhandene  oder  ehemalige  Schleusenverband,  wenn  er  Kabcl- 
halter  war,  und  man  alle  Kabelhalter  in  gewisser  Beziehung 
als  Deichverband  betrachtete,  an  der  Entstehung  eines  Deich- 
verbandes i.  e.  S.  mit.  Ja,  wenn  der  Schleusenverband  nicht 
bloss  als  Glied  des  betreffenden  Deichverbandes,  sondern  in  Bezug 
auf  diese  Pfänder  als  eigener  Deichverband,  ähnlich  wie  hin- 
sichtlich seiner  Schleusen,  erschien,  so  wurde  er  zu  einem 
Deichverband  im  engeren  Sinn. 

Immerhin  konnte  solch  Schiensendeichverband  auch  ein 
Gemeindedeichverband  sein,  da  ein  Schleusenverband  sich  mit- 
unter ebenfalls  mit  einem  Gemeindeverband  deckte.  Ueberhaupt 
kein  neuer  Deich  verband  trat  ins  Leben,  wenn  ein  bereits  be- 
stehender Deichverband  in  den  Deich  eines  anderen  eine  Schleuse 
legte  und  diesbezügliche  Deichpfänder  unter  selbständiger  Ver- 
waltung annahm.  Denn  hier  erhielt  ein  Deichverband  nur  eine 
neue  Deichstrecke  zu  seinen  alten.'*“) 

5.  Die  immer  weiter  um  sich  greifende  Rechtsanschauung, 
dass  alles  durch  einen  Deich  geschützte  Gebiet  deichpflicbtig 
sei,  hat  in  verschiedener  Hinsicht  Deichverbände  im  engeren 
Sinn  erzeugt.  Hier  ist  aber  der  Einfiuss  dieser  Rechtsanscliauung 
nur  insoweit  in  Betracht  zu  ziehen,  als  er  sich  nicht  auf  den 
innerhalb  eines  Gemeindedeichverbands  liegenden  Bezirk  be- 
zieht.“*) In  dem  Gedanken,  dass  alle  Lande,  die  vom  Wasser 
Schaden  nehmen  können,  zur  Deichpflicht  heranznziehen  seien, 
schlummert  die  Expansivkraft  des  Gemeindedeichverbandes.“’) 


Siehe  z.  B.  Hahn  S.  137  ff. 

***)  Vergl.  Mioria  II,  640. 

'")  ln  letzterer  Hinsicht  ist  sein  Einflnss  bereits  oben  sub  2 berührt. 
Kr  spielt  aber  auch  bei  der  oben  sab  3 angedeuteten  Entwicklung  eine 
grosse  Rolle.  Trotzdem  diese  Veränderungen  oder  Neuerungen  auf  ein  und 
derselben  Kechtsbasis  beruhen,  empfiehlt  sich  doch  ihre  getrennte  Be- 
handlung. 

'*!)  Vergl.  auch  Auhagen  S.  666:  „Mehr  und  mehr  aber  brach  sich 
die  Anschauung  Bahn,  dass  der  Deich  nicht  Institution  der  Clemeinde  sein 
dürfe,  da  von  dem  Bestände  der  ihr  zugewiesenen  Deichstrecke  nicht  nur 
ihr  Wohl,  sondern  das  der  gesamten,  durch  einen  gemeinsamen  Hauptdeich 
geschützten  Uomeinden  abhängig  war“.  Siehe  aber  unten  A.  149. 

14* 
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Freilich  konnte  sich  dieser  Gedanke  nur  allmählich,  ja  voll- 
ständig in  dieser  Periode  überhaupt  nicht,  durchsetzen.“®)  Dio 
Ausdehnung  machte  mehr  oder  minder  an  den  Grenzen  grosser 
politischer  Verbände  Halt.“’)  Dies  Trachten  nach  Hereiu- 
ziehung  anderer  in  den  Kreis  der  Deichpflichtigen  konnte  auf 
zwei  verschiedene  Resultate  hinauslaufen.  Es  konnte  dadurch 
einmal  eine  Einweisung  in  den  Deich,  sodann  aber  nur  eine 
Rechtspflicht  zur  Beihülfe  bei  drohender  Gefahr  erzeugt  werden. 


'**)  Vergl.  Keure  der  vier  Ambachten  von  1242  § 67:  „ad  . . . re- 

parandum  . . . diken  anxilium  praestare  tenetnr  quaeciimque  terra  infra 
idem  officium  recipit  commodum  et  inuudationia  relevamcn“.  — Sachscn- 
apiegel  II,  &6:  Kumt  arer  die  vlut  unde  briet  sie  den  dam,  unde  ladet  man 
mit  deme  gerUebte  darto,  die  binnen  deme  dumme  geseten  sien,  svelk  ir 
nicht  ne  bilpt  hüten  den  dam,  die  lievet  verworcht  sogetan  erve  als  he 
binnen  deme  dämme  hevet“.  — Bergh  II.  Anhang  63  (a.  1280)  den  Deich 
sollen  halten  alle  „die  daronder  gclant  aijn  ghehecl  off  ongequetst"  — 
Uieris  II,  460  (a.  1328);  463  (a.  1328);  Ks  sollen  alle  Lande  herun- 
gezogen  werden  „mergen  mergens  gelyck  in  allen  manicren  als  tor  gelegen 
is  •.  Ki  eris  IL  (a.  1330);  Auch  die  „Overland"  haben  sollen  deichen. 
— Deichbrief  für  Lopikerweert  von  1454  (oben  Einleitung  § 4b  A.  408) 
art.  25:  Ysselstein  ist  mit  deichpffichtig,  da  es  mit  „bevloyt“  wird  — Be- 
schreibung Emos  für  1219  (siehe  unten  A.  161).  — Altes  Ostfriesisches 
Deicbrecht  § 2 : „alle  lande,  die  van  den  Water  schaden  nemeii  künnen".  — 
Altmürkischo  Dcichordnuiig  von  1476;  „alle  die  in  der  Drencke  und  uuther 
den  bösen  dyken  beseten“  — Deichordnung  von  1539:  „aus  Ursachen,  das 
sie  mit  Irem  ackor  wischeun  und  andorm  unter  dem  teiche  und  desselbigon 
teichs  ferligkeit  liegen“.  — Spadelandbrief  von  1438  art.  17:  „deme  dat 

water  unde  de  vloet  schaden  don  kan,  de  schal  sik  des  wateres  weren  unde 
helpen“.  — Spadelandsrecht  art.  1 : ,.all  das  Land,  da  die  grosse  Fluth 

Ubergegangeu  ist".  — Uldeuburgischc  Deicbordnung  von  1681  art.  1.  — 
><*)  Vergl.  Deicbrecht  von  Salland  art.  65  (a.  1485):  „Dio  Schonweue 
in  Sallandt  offte  in  Mastenbrock  cn  sullcii  in  den  Dyck  nyott  bogheueu 
eunige  Landen,  dye  auer  dye  Issele,  offte  op  den  Lande  van  Volieubue  mitt 
syneu  toebehoireu  gelegen  siut,  ende  oeck  daer  nyott  locgeslaegen  eu  sint. 
Noch  en  salmen  wedderomme  uth  den  Laude  van  Ouoryssel.  noch  op  die 
Laude  van  Vollonhoe  gelegen,  nyet  gheuen  in  Sallaudt  noch  in  Mastenbroeck. 
Ditt  artykell  heft  die  .Stadt  van  Swollc  wedderroepen  ende  nyett  belieuen 
willeu“.  .Siehe  ferner  betreffs  der  wosterlauwerschen  Landschaften  unten 
A.  176.  V'ergl.  auch  Auhagen  a.  a.  U.  Die  Unterscheidung  zwischen 
natürlicher  uud  bürgerlicher  Deichacht  ist  aber  zu  vermeiden.  Einmal 
herrscht  über  diese  Begriffsbestimmungen  keine  Einigkeit  uud  sodann  ist 
jedenfalls  die  Begriffsbestimmung,  dio  Auhagen  vom  bürgerlichen  Deich- 
verband giebt,  falsch.  Siehe  unten  A.  168. 
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Für  die  Deichverbände  im  engeren  Sinn  ist  die  Einweisung 
immer  von  konstitutiver  Bedeutung  gewesen,*'^)  die  Beiliülfe 
dagegen  nur  dann,  wenn  sie  eine  gegenseitige  war. 

a)  Die  Einweisung  erfolgte,  indem  man  andere  Ge- 
meinden von  vorneherein  nötigte,  eine  Deichstrecke  zur  Unter- 
haltung zu  übernehmen.*'“)  Sehr  häufig  entwickelte  sich  aus 


Wenigstens  war  sie  immer  der  Anstoss  zur  Entstehung  eines 
Deichrerbandes  im  engen  Sinn,  wenn  auch  die  Entstehung  nicht  sofort  mit 
der  Einweisung  einzutreten  hrauchte. 

“')  .Als  Beleg  dient  namentlich  Hasse  I.  561  (a.  1837):  ,.Adolfus 

dei  gracia  comes  holtsacie  omnihus  hanc  litterain  inspecturis.  in  perpetuum. 
Noverint  nniversi  tarn  presentes  quam  futuri  quod  cives  de  grevencop. 
nienhroke  et  redwisch,  in  judicio  quod  grafding  vulgariter  appellatur.  coram 
nobis  conqucrendo  proposuerunt  quod  ad  custodiam  et  emen- 
dacionem  aggerum  iuxta  hole  contra  justiciam  cogebantnr. 
unde  in  sentencia  requirehant  si  per  aliquant  aquam  quam  heydcp  seu 
woltwater  vocant.  aggerem  aliquem  facere  tenerentiir.  et  data  sentencia 
diffinitnm  est  eos  aliquatenus  non  teneri.  .Sic  itaqne  de  consensu 
nostro  factiiin  est  quod  aqneductu  quem  sluse  vocant.  in  fluvio  crimpe 
destructo.  aggerem  qni  hovedic  niincupatnr  i uxta  crimpam  ob- 
servahnnt“.  Heber  die  Ijige  der  Ortschaften  orientiert  Detlefsen  S.  186  ff. 
lind  die  seinem  ersten  Bande  beigefiigte  Karte.  Insoweit  sich  die  Inter- 
pretation Detlefsens  auf  die  Befreiung  der  drei  Urtschaften  von  der  Unter- 
haltung der  Schleuse  in  der  Krempau  und  der  Schlagung  des  zu  ihr  ge- 
hörigen Deiches  ("per  aquam  . . . heydep  seu  woltwater)  bezieht  (S.  103), 
kann  man  ihr  beistiinmen.  Im  übrigen  müssen  wir  sie  als  verfehlt  be- 
zeichnen. Detlefsen  nimmt  an.  dass  die  Kauern  der  drei  Dörfer  Orevenkop, 
Neuenbrok  und  Rethwisch  in  dem  Elbdeich  hei  Bole  Deichstücke  zu  unter- 
halten hatten,  dass  sie  im  .Jahre  123  7 versuchten,  im  (rrafending  die  Be- 
freiung von  dieser  Deichlast  zu  erlangen,  dass  sic  aber  ihre  Absicht  nicht 
erreicht  hätten.  Detlefsen  kommt  zu  dieser  Auslegung  dadurch,  dass  er 
„eos  aliquatenus  non  teneri'“  übersetzt  ..dass  sie  bis  zu  einem  gewissen 
I’niikte  nicht  dazu  gehalten  seien“.  Er  meint,  dass  diu  gedachten  Bauern 
in  Bezug  auf  ihre  andere  .Anliegen  (Schleuse  und  Deich  beim  Woltwater) 
Befreiung  erzielt  hätten,  hinsichtlich  des  „Punktes“  betreffend  die  Unter- 
haltung des  Elbdeichs  aber  als  verpflichtet  bezeichnet  würden.  Eine  uugo- 
zwuiigune  Auslegung  muss  jedoch  zu  dem  Resultat  kommen,  dass  die 
Bauern  alle  ihre  Wünsche  bei  dem  (Jericlit  durchsetzen;  „eos  aliquatenus 
non  teneri“  ist  doch  einfach  zu  übersetzen,  .dass  sie  in  keiner  Weise  ver- 
pflichtet seien-.  Das  Urafending  spricht  sie  also  jedenfalls  vou  der  Deich- 
pflicht hinsichtlich  des  Elbdeichs  frei.  Die  Urkunde  ergiebt  nun  aber,  dass 
es  sich  nicht  um  die  Befreiung  von  bestimmten  Deichstückeu.  die  den  Bauern 
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einer  öfter  geleisteten  BeihQIfe  von  seiten  anderer  Gemeinden, 


bereits  oblagen,  bandelt,  sondern  um  eine  Konstatiennii'  ihrer  Deicbfreiheit. 
die  sie  bis  jetzt  besasson.  Die  an  der  Elbe  ^legencn  Gemeinden  wollten 
sie  in  die  Unterhaltung  des  Elbdeichs  hereiuzieheu,  sie  wollten  sie  dazu 
zwingen  auf  Ornnd  des  Rechtssatzes,  dass  auch  sie  den  Vorteil  des  Deichos 
genüssen  Gegen  diese  Zumutung  wehrten  sich  die  Bauern,  indem  sie  sich 
vom  Grafengericht  ihre  Freiheit  bestätigen  Hessen.  Die  Richtigkeit  unserer 
Interpretation  orgiebt  sich  daraus,  dass  in  dem  Urteil  sicherlich  ein  griisseror 
Nachdruck  auf  die  Freiheit  der  Bauern  bezüglich  des  Elbdeiches  gelegt 
wäre,  wenn  sie  schon  bestimmte  Stücke  des  Deiches  unterhalten  hätten. 
Vor  allem  aber  wird  unsere  Meinung  durch  ein  Privileg  des  Grafen  Adolf 
von  1360  bestätigt,  das  in  der  Verkündigung  König  Christians  von  1&53 
(C.  St.  Hols.  II,  S.  290)  teilweise  enthalten  ist.  Danach  wurden  die  Ort- 
schaften Neuenbrok.  Grevenkop,  SUderau  und  Eltersdorf  in  Bezug  auf  den 
Elbdeich  für  frei  erklärt,  sie  sollten  sein  »gantz  und  gar  befriet,  tho 
keinen  diecken  antliotasten,  efte  UUIpe  tho  donende.  mer  alse  ehr  eygen 
Diek“.  Detlcfsen  meint  S.  188,  dass  erst  jetzt  Neuenbrok  und  Grevenkop 
von  der  Deichpflicht  bezüglich  des  Elbdeichos  für  frei  erklärt  seien.  Diese 
Behauptung  steht  sicherlich  zu  der  Urkunde  von  1237  iin  Widerspruch,  denn 
schon  die  ältere  Urkunde  ergab,  wie  wir  sahen,  ihre  Freiheit.  Wenn  nun 
aber  im  Jahre  1360  Neuenbrok  und  Grevenkop  nochmals  für  frei  be- 
züglich der  Elbdeiche  erklärt  wurden,  so  zeigt  dies,  dass  es  sich  wieder  um 
einen  Versuch  der  an  der  Elbe  liegenden  Gemeinden  handelte,  die  binnen- 
ländischen Gemeinden  in  die  Unterhaltung  des  Deiches  hcreinzuziehen. 
Dieser  Versuch  wird  wieder  dadurch  vereitelt,  dass  sich  die  Dörfer  ihre 
Freiheit  vom  Grafen  bestätigen  Hessen.  Vielleicht  hat  die  Urkunde  von 
1360  einen  Hinweis  auf  die  von  1237  enthalten.  (Vergl.  auch  Bergh  II. 
463.  a.  1282,  wo  Floris  V.  die  Tiesselinswaard  für  frei  erklärt  von  allen 
.dyckinge  des  ghemeens  lants“  und  bestätigt,  dass  sie  keinen  Deich  zu  be- 
wahren noch  zu  deichen  hätten  als  ihren  gesetzten  .hofftdijek“.  Der  Aus- 
druck hofftdijek  fiudet  sich  auch  in  der  Urkunde  von  1237.  Er  bezeichnet 
den  vor  den  Höfen  liegenden  Deich.  Die  Interpretation  Detlefsens  S.  193: 
Hovedic  = ovedic  = oudik  = audik  halte  ich  für  unrichtig.) 

So  zeigen  die  Urkunden  von  1237  und  1360  nur  den  missglückten 
Versuch  von  Gemeindedeichverbänden  andere  in  die  Unterhaltung  des  Deiches 
einzubeziehen.  Oft  muss  aber  ein  solcher  Versuch  auch  geglückt  sein. 
Dies  bestätigt  uns  eine  spätere  Urkunde  (aus  dem  Jahre  1653.)  Hier  geht 
die  Inanspruchnahme  einer  Entscheidung  von  seiten  derer  aus,  die  hereiii- 
ziebon  wollen,  nicht  wie  1237  von  seiten  derer,  die  hereiiigezogen  werden 
sollen.  Die  Bauerschaft  Borsfleth  beklagt  sich  bei  König  Christian  über  zu 
drückende  Last  bei  den  Elbdeichen  und  will  die  im  Jahre  1360  für  frei  be- 
stätigten vier  Dorfschaften  bereinziehen.  Diese  berufen  sich  auf  die  Ur- 
kunde von  1360,  doch  gelingt  es  auf  gütlichem  Wege,  sie  zu  einer  Ueber- 
nabme  zu  bewegen.  Jeder  Interessent  der  vier  Dorfschaften  nimmt  auf 
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Herrschaften  und  Städten'*')  schliesslich  eine  Unterhaltnngs* 
pflicht  dieser  in  Bezug  auf  ein  bestimmtes  Deichstück.'**) 
Wurden  sie  in  den  alten  Gemeindedeichverband  oingegliedert, 
ohne  selbständige  Deich  verbände  zu  bilden,  so  entstand  ein 
Deichverband  im  engeren  Sinn.  Stellten  sie  selbst  Deichver- 
bände dar,  so  erwuchsen  Sanitdeichverbände  im  engeren  Sinn. 
Auch  die  Einweisung  einzelner  Bauern  benachbarter  Gemeinden 
dürfen  wir  annebmen. 

b)  Der  Gedanke,  dass  alle  durch  einen  Deich  Be- 
schützten eine  gewisse  deichrechtliche  Zusammengehörigkeit 
vereinen  müsse,  führte  bei  den  Gemeindedeichverbänden, 
die  allein  für  sich  dastanden  — sei  es  infolge  der  ersten  im 
Rahmen  geschlossener  Gemeinden  vor  sich  gegangenen  Deich- 
anlagen,'*') sei  es  infolge  einer  gänzlichen  Äbschliessung  zwischen 
Tochterdeichgenieinden  und  Mutterdeichgemeinden,'**)  sei  es 
infolge  der  völligen  Vereelbständigung  kleinerer  Gemeindedeich- 
verbände,'*®) — zu  einer  gegenseitigen  Annäherung.  Die  Er- 


vior  Morgen  eine  Ruthe  Elbdeich  ,tho  ewigen  Tiden*,  aber  es  soll  ihnen 
der  nächstgelegene  Deichstrich  und  die  Ruten  .strax  na  einander“  ange- 
wiesen werden.  — Vergl.  auch  die  altmärkische  Deichordnung  von  1639. 

"*)  So  hat  die  Stadt  Lüneburg  Deicbkaheln  erhalten.  Freilich  nahm 
sie  diese  auch  infolge  des  Umstandes  an,  dass  sie  Pfandglänbigerin  war 
(l>!nthe  § 1)  oder  meierpfliebtige  liente  in  den  Deichlanden  besass  (Bem- 
storff  S.  2ß). 

'®®)  Vergl.  Lenthe  § 1.  Siehe  die  Urkunden  bezüglich  des  Spaken 
burgschen- Bunseboter  Veen  und  Velden-Deichs  von  1409,  1433,  1436, 
1460  n.  a.  (oben  Einleitung  § 4b,  A.  394  ff),  aus  denen  sich  ergiebt,  dass 
gewisse  Ortschaften  zunächst  nur  Beihttlfe  geleistet  haben,  dass  sie  aber 
trotz  der  Erklärungen,  sie  seien  von  Deichlasten  frei,  später  als  deich- 
pflichtig  erscheinen.  — Siehe  ferner  den  Vergleich  von  1642  (enthalten  in 
der  Konftrmation  von  1746.  C.  Stat.  Hols.  U.  293),  der  zwischen  drei  Kirch- 
spielen und  Kämpen  dahin  goscblossen  wurde;  dass  letzteres  120  Ruthen 
Elbdeichs  zu  sich  nimmt;  vermutlich  auch  auf  Grund  öfters  geleisteter 
Beihilfe.  — Hiermit  in  Zusammenhang  steht  das  so  häufige  Vorkommen 
von  Erklärungen,  dass  die  geleistete  BeihUlfe  nur  ans  Freundschaft  und 
(debe  nicht  aber  von  Rechtswegen  erfolgt  sei.  Als  älteste  Quelle  siehe 
Bergh  II  635  (a.  1288). 

Siehe  oben  S.  90  ff..  S.  196  sub  1. 

'“)  Siehe  oben  S.  160,  197  sub  3. 

'“l  Siehe  oben  S 196  sub  2. 
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kenntnis,  dass  ihr  „vordorfft  unde  wolfahrt“  unter  einem  Deich 
„belegen“  sei,“’)  Hess  zwischen  mehreren  Gemeindedeichver- 
bänden das  Rochtsbcwusstsein  des  Verbundenseins  entstehen, 
das  sie  oft  unmerklich  zu  einem  Samtdeichverband  im  engeren 
Sinn  vereinte.  Die  anfänglich  aus  Freundschaft  und  Liebe  ge- 
leistete Beihülfe  bei  drohender  Gefahr  wurde  zum  Rechts- 
prinzip erhoben  und  die  Grundlage  eines  gemeinsamen 
Verbandslebens.  Ein  gemeinsames  Verbandsleben  und  ein 
Samtdeichverband  lagen  nicht  vor,  wenn  die  Beihülfe  nur  ein- 
seitig zu  leisten  war.“*)  Nicht  ohne  Kampf  hat  sich  mitunter 
die  Anerkennung  gegenseitiger  Beihülfe  durchgesetzt.  Prozesse 
wurden  geführt,“®)  Landesherrn  griffen  ein,“*')  ja  sogar  die 
Waffen  erhob  man,  um  dem  erkannten  Rechtssatz  Geltung  zu 
verschaffen  und  einen  Samtdeich  verband  zu  begründen.“') 


167)  Vergl.  das  Oesucli  von  Eddelack  von  1BG2  (Michelsen  S.  27U),  wo 
cs  heisst,  dass  Brunsbüttel  und  Kddelake  deshalb  eine  .Seebank“'  bilden, 
weil  ihr  „vordorfft  unde  wolfahrt  under  sodannen  vorliken  Dyke  belegem". 

'*)  Siehe  Bergh  II,  2G9  (a.  1220).  liier  gelobt  Herr  von  Voonie 
der  Abtei  Does  in  Bezug  auf  das  ihr  geschenkte  Mittelland  Beihülfe:  „Quod 
si  rupto  diko  terrain  monachorura  maris  inundatin  cepit  occupare,  ego  cum 
Omnibus  meis  et  hominum  meorum  tenebor  ad  illaiu  rupturain  reparaiidam 
juvamen  impendere“.  — Aus  diesem  Grunde  ist  auch  der  Begriff,  den 
Auhagen  S.  G6I>  vom  bürgerlichen  Deichverband  im  GegciiHutz  zum  natür- 
lichen giebt,  unannehmbar. 

'“)  Siehe  Anm.  IGI. 

lau)  Vergl.  Bergh  II,  SS.'t  (422);  teilweise  richtig  Ende  § S. 
Bojunga  8.  41  ff. 

■®')  Siehe  namentlich  den  Bericht  Emos  zum  Jahre  1219  (Weriimensium 
Chronicon“  M.  G.  SS.  XXIII.  ,S.  490  f.):  „In  illa  maris  inundatione  uccidit, 
cum  hinc  iude  aggeres  dissipasset.  et  quasi  irrocuperabiliter  dostruxissct 
secus  Emesam  circa  termiuos  fratrum,  et  multi  depauperati  decessissent  de 
tinibus  illis,  qiiorum  erat  repar.are,  quod  mare  crebro  ascendit  pristinos 
terminos  reposcens  et  facta  est  qiiercla  ab  incolis  sex  villarum,  qunrum 
patres  (Ehrentraut  „Friesisebea  Archiv“  Oldenburg  1H49— B4  B.  II. 
,S.  393  ff.  liest  hier  „parte.s“)  immunes  erant  operis  illius,  nt  Fratres  finridi 
horti  ex  parte  sorornm  suarum  et  alii  pauci  ad  reparationem  compellerentiir. 
Et  circuniveneruut  consules  illius  anni,  et  contra  responsum  est  onines  ad 
onus  teneri,  quia  quorum  erat  reparare  urgente  necessitatc  rccesseraut,  et 
ideo  agros  fratrum  et  aliorum  quorundam  non  debere  immoderate  onerari, 
vel  etiam  mngis.  quam  .siugulos  sex  vill.arum,  quod  esset  fraternae  com- 
passionis  et  publicae  utilitatis.  Unde  factum  est,  ut  cum  viderent  per 
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6.  Bei  den  Bedeichungen  des  Aussenlandes  war  die 
Grundlage  für  die  Entstehung  von  Deichverbänden  im  engeren 


friitres  impediri  )^aviter  minati  aint,  nt  nommunitatem  eundi  ft  dncendi  pnr 
vias  etiam  publicas  aufnrre  conati  sunt.  Cuni  ergo  tanto  periculo  fralres 
an  exposuissent  factum  est  niirabiliter,  quod  majores  de  septeni  »illis  mari 
conterminis  atatiierunt  convenire,  et  uouveoientibus  eis  continue  elegerunt 
Jiiratos.  qiii  pro  utüitate  ot  necossitate  iustantia  periculi  justnm  diclarent 
sententiam,  nam  jani  conrules  anni  dissimulabant  tale  negotium  diffinire  et 
partibus  citatis  talem  dederunt  sententiam:  (|uod  omnes  agri  aequo  onere 

propter  necessitatem  in  reparalioue  aggerura  respondere  debereut.  (^ui 
volentes  efficacem  fore  sentontiaui,  quoniam  pars  altera  nonduin  consensit, 
colleeti  in  unnm  spoliavernnt  rebelles.  (Jui  scqunntcs  spoliura  viilneraverunt 
unum  letaliter  peccatum  cumulantes  danno.  Kt  sic  frutrea  per  gratiam  Dei 
cum  triumpbantibua  triumpbarent“. 

Kine  ältere  Auffassung  (Wiarda  „Landtag  der  Friesen“  S.  »6;  Runde 
„Oldenburger  Chronik“  II.  Ausg.  Oldenburg  1S31  S.  12)  glaubte  in  den 
conaules  anni  die  Richter  von  ganz  Fivelgo  und  in  den  majores  de  aeptem 
villis  diu  Richter  von  Upstallsbom  zu  erblicken  und  kam  zu  dom  Resultat, 
dass  bei  Upstallbom  der  Grundsatz  des  Iteichrecbts  festgestellt  sei.  dass 
nachbarliche  Dorfschaften  wegen  dringender  Gefahr  vereint  die  gleiche  Last 
der  Seedeiche  tragen  müssen.  Diese  Meinung  ist  in  Bezug  auf  äussere 
Vorgänge  von  Ebrentraut  a.  a.  O.  unter  zutreffender  Begründung  abgelehut 
worden  (eonsules  anni  sind  die  Richter  des  Distrikts;  scptein  villi  ktinnen 
unmöglich  die  sieben  Seelande  sein).  Allein  den  Kernpunkt  hatte  die  ältere 
Ansicht  durchaus  erkannt.  Festgestellt  wurde  in  der  Tliat,  dass  Deich- 
verbände,  die  gemeinsam  den  Schutz  des  Deiches  genossen,  sich  gegenseitig 
Beihülfe  zu  gewähren  hätten,  und  dass  sie  so  einen  Samtdeichverband 
bildeten.  Die  Einwohner  von  sechs  Ortschaften  verlangten  von  den  Ein- 
wohnern einer  anderen  Ortschaft,  die  infolge  des  Fortgangs  vieler  stark 
entvölkert  war,  und  dem  Kloster  Floridus  llortus  die  llerstclluug  ihrer 
Deichstrecke.  Die  Einwohner  der  sechs  Ortschaften  waren  bisher  zu  einer 
IleihUIfe  dazu  nicht  verpflichtet  gewesen  (.quotuin  patres  [partes]  immunes 
erant  operis  illius“,  .ihre  Vorfahren  [Gebietsteile]  waren  bis  jetzt  von  jenem 
Werk  frei  gewesen“).  Sie  wenden  sich  an  die  Richter  des  Distrikts.  Diese 
entscheiden,  dass  bei  dringcndcin  Notstände  alle  Bedrohten  zuzutreten  hälten. 
Die  Kläger  waren  mit  dieser  Entscheidung  aufs  höchste  unzufrieden  und 
sperrten  die  öffentlichen  Wege;  die  Richter  waren  machtlos.  Da  ver- 
sammelten sich  die  Angesehensten  von  sieben  anderen  Ortschaften,  die  an 
der  Herstellung  des  Deiches  auch  interessiert  waren,  und  wählten  Ge- 
schworene, die  die  Sache  entscheiden  .sollten.  Diese  Schiedsrichter  erklärten 
das  erste  Erteil  für  richtig.  Als  die  Gegenpartei  sich  auch  Jiiergegon 
wehrte,  schritt  man  mit  Waffengewalt  gegen  sie  ein.  (Im  wesentlichen 
übereinstimmend  Ehrentraut  a,  a.  0.;  nur  scheint  er  anzunehmen,  dass 
die  majores  de  septem  villis  die  Angesehensten  der  sieben  Ortschaften  waren. 
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Sinn  ferner  dann  gef^eben,  wenn  der  Ansiedlnngsgedanke  ver- 
schwand und  die  Bedeichungen  durch  das  Streben,  Ackerland 
zu  gewinnen,  hervorgerufen  wurden.'**)  Zwar  traten  zuvörderst 
infolge  des  Umstandes,  da.ss  anfangs  Kirchspiele,  Bauernschaften 


nni  deren  Deiche  es  sich  handelte).  — Anders  wird  die  Stelle  von  Auhagen 
S.  660.  A.  3 interpretiert.  Er  meint,  dass  .von  den  Einwohnern  ans  C be- 
teiligten Ddrfern  die  Forderung  erhoben“  sei,  .dass  ihre  sonst  von  der 
Deichlast  befreiten  Priester  in  erster  Linie  anstatt  der  Verarmten  eintreten 
.sollten*.  Die  Dorfrichter  hätten  aber  entschieden,  .dass  kein  Acker  mehr 
als  der  andere  belastet  werden  sollte“.  Die  Oerichte  (?)  von  7 an  der  .See 
liegenden  Ortschaften,  die  in  ihrer  Flanke  durch  den  Einsdeich  geschützt 
waren,  hätten  sich,  da  keine  Herstellung  erfolgt  sei,  versammelt  und  Oe- 
schworene  ernannt.  Auch  diese  seien  zu  dem  Schluss  gekommen,  .dass  alle 
Aecker  gleichmnssig  heizutragen  hätten“,  — Auhagen  übersetzt  also  .quornm 
patres  immunes  erant  operis  illius“  mit  .deren  Priester  deichfrei  waren“. 
Hauptsächlich  hierdurch  gelangt  er  zu  einer  Interpretation,  die  das  Wesent- 
liche ganz  übersieht.  Gewiss  wird  in  don  Urteilen  auch  ausgesprochen, 
dass  die  statuierte  Deichlast  gleichmässig  zu  vorteilen  sei.  Das  ist  doch 
aber  nicht  der  Kern  der  .Sache.  Das  Wesentliche  und  Bahnbrechende  ist 
vielmehr  dies,  dass  urgente  necessitate  nicht  der  einzelne  Deichstrecken- 
verband uninässig  beschwert , sondern  von  allen  Grundstücken  der  mit- 
leidenden Nachbar Dorfschaften  unterstützt  werden  solle.  Die  Klosterleute 
waren  bisher  durchaus  deichpflichtig  gewesen.  Was  Auhagen  Uber  die 
deichfreien  Priester  sagt,  ist  unhaltbar.  Einmal  besteht  doch  das  Kloster 
nicht  ans  lauter  .Priestern“,  sodann  wäre  die  Zumutung,  dass  bisher  deich- 
freie  Personen  allein  Deichbrüche  herstellen  sollen,  geradezu  unerhört.  Die 
Priester  hätten  doch  für  ihre  Deichfreiheit  kämpfen  müssen.  Wie  können 
sie  am  Schluss  triumphieren,  wenn  sie  dieser  — wenn  auch  nicht  so  stark 
wie  die  Gegner  wollen  — beraubt  werden!  Zudem  heisst  cs  ausdrücklich, 
dass  an  sich  eine  unverhältnismässige  Belastung  der  Aecker  der  Brüder 
infolge  des  Abzugs  vieler  Einwohner  eingetreten  sei.  Endlich  schweigt 
Auhagen  völlig  Uber  die  .alii  pauci“,  welche  mit  den  Brüdern  den  Deich 
hersteilen  sollten.  Wer  waren  nach  Auhagen  diese  alii.  wieso  kam  man 
dazu,  an  sie  ein  solches  Verlangen  zu  stellen?  Waren  sie  auch  Deich- 
freie? — 

Es  ist  nicht  unmöglich  auch  Sachsenspiegel  II,  &G  hierher  zu 
ziehen  und  darin  den  Ueebtssatz  ausgesprochen  finden,  dass  Dörfer,  die  ein 
Deich  beschützt,  sich  gegenseitig  BeihUlfe  zn  leisten  haben.  Dann  wäre 
hierdurch  der  Sumtdeichverband  des  Sscbseuspiegels  entstanden.  Siehe  auch 
oben  S.  20b  A.  130.  Auf  die  m.  E.  teilweise  unrichtige  Interpretation  von 
Anschiltz  S.  144  und  Beselor  .Deutsches  Privatrecht“  §201,  A.  20  wird 
später  eingegangen  werden.  — Wrgl.  auch  Hasse  III.  751  (a.  1331). 

"®)  Siehe  oben  .S.  161, 
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und  Landschaften  auch  diese  Eindeichungen  nnteniahmen  und 
jeder  Bauer  Neulandsparzellen  erhielt,'*’)  überhaupt  keine  neuen 
Deichverbände  ins  Leben,  sondern  nur  Erweiterungen  bestehen- 
der; allein,  wenn  sich  durch  Veräusserung  der  Parzellen  eine 
eigene  Interessentenschaft  entwickelte  und  jeder  Kog  als  ein 
Deichband  angesehen  wurde,'®*)  entsprosste  bald  ein  Verband, 
den  nur  Deich-  und  Agrargemeinschaft  knüpfte.  Später  entstand 
ein  solcher  Deichverband  mitunter  auch  gleich  bei  der  Deich- 
legung,  wenn  der  Landesherr  die  Beteiligung  an  der  Bedeichung 
allgemein  freigab :'**)  namentlich  aber  dann,  wenn  Aussen- 
deichsinteresseutensch aften  zur  Bedeichung  schritten  oder 
schreiten  mussten.'®*) 

7.  Es  giebt  Samtdeichverbände  im  engeren  Sinn, 
deren  Entstehung  im  wesentlichen  auf  politische  Unterlagen 
oder  auf  freie  Einigungen  zurlickzuführen  ist. 

a)  Nicht  allein  der  Gedanke,  dass  alle  durch  einen 
Deich  geschützten  Personen  deichpflichtig  seien,  führte  zu  einer 
Verbindung  mehrerer  Deich  verbände,'®’)  sondern  auch  das  Gefühl 
der  politischen  Zusammengehörigkeit,  das  sich  geltend  machte 
ganz  unabhängig  davon,  ob  die  Wassersgefahr  für  alle  durch 
einen  bestimmten  Deich  abgewendet  wurde  oder  nicht.  Der 
politi.sche  Zusammenhang  knüpfte  ein  deichrechtlichcs  Band. 
Die  Deichverbände  eines  politischen  Bezirks  wurden  zum  Samt- 
deichverband, der  sich  mit  dem  politischen  Verband  nicht  deckte, 
wohl  aber  von  ihm  erzeugt  war.'®’)  Die  Genieinschaftssphäre 


Siehe  oben  S.  163. 

'*•)  Vergl.  F.  C.  ilo  la  Roclie  Uailichnii  § 4.  — Spailelarnhsrecbt  art.  I. 
'*'•)  Siebe  die  Verordnung  des  Herzogs  Friedrich  von  14‘J7  bei  Lass 
„Fortsetzung  der  Husumer  Nachrichten'*  S.  96, 

Siehe  oben  S.  166  ff. 

'®’)  Siehe  oben  sub  .6. 

"*)  Diese  Entwicklung  ist  wobl  anzunehmen  für  das  Alto  Ijind.  Hier 
umfasste  ein  Saintdeichverband  die  als  drei  Meilen  bezeichuoten  Deich- 
verbände (an  sich  bildet  die  Meile  einen  politischen  Verband).  .Siehe  auch 
Auhagen  a.  a.  0.  Auch  das  Land  Wursten  ist  wohl  hierher  zu  rechnen. 
Vergl.  Pratje  „Altes  und  Neues“  V.  S.  303.  — In  Hadeln  ging  dagegen 
die  Entwicklung  von  einer  grossen  Markgenossenschaft  ans.  Vergl. 
Anhagen.  Abhandlung  IT.  § 1. 
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bestand  in  einer  ge(?enseitijren  Beihiilfepflicht*‘*|  oder  in  der 
Schaffung  einer  gewissen,  alle  Deichverbände  zusaramenfassenden 
Oberleitungsinstanz.*'")  Nicht  irre  machen  darf,  wenn  der 
Samtdeichverband  mit  dem  Namen  des  politischen  Verbandes 
bezeichnet  wird;*'*)  denn  es  handelt  sich  hier  um  die  Bezeich- 
nung, nicht  um  das  Wesen  der  Sache.  Mitunter  rangen  die 
politischen  Verbände  eines  höheren  politischen  Verbands  um  die 
Schaffung  eines  Samtdeichverbandes,  der  ihre  Deichverbände  mit- 
einander verknüpfen  sollte : Der  ärmere  und  gefährdetere  strebte 
ihr  zu,  der  reichere  und  sichere  wollte  nichts  von  ihr  wissen. '•-) 
Häufiger  vollzog  sich  die  Kreirung  von  selbst  in  aller  Stille.*’") 

"*■)  Deiclireclit  des  allen  Landes  art.  V. 

In  Wursten  bildeten  die  Ijandteieliifesebworcnen  in  Deichsaelien 
die  zweite  Instanz.  Siehe  den  Kecess  von  I5tifi  (oben  Einleitang  $ 4 a, 
A.  51). 

'”)  Veri;l.  A.  1C8. 

IW)  Vergl.  namentlich  die  V'erhandlungen  anf  den  Landtagen  des 
wusterlauwerschen  Frieslands.  Z.  B.  1525;  ,I)aii  die  van  Oosterghae  syn 
die  van  Westergbao  affgetreden,  offerendB  lieiire  dyckeii.  zyelen  ende 
sluysen  soo  te  reparieren  ende  laeten  luaecken,  dat  die  van  Westergac. 
noch  nyemant  anders  by  gebreke  van  dyen.  besch.adiget  sonde  werden,  ende 
begeerden,  dat  die,  van  Westergae  oick  in  Westergae  snlcz  souden  doen. 
die  van  Westerghae  bebbeii  gesegbt  ende  begeert,  dat  genieret  die  dycken 
in  Westergae  ende  gebreken  van  dyen,  veel  grooter  ende  swarer  waeren 
dan  in  Oostergae,  ende  dat  sy  sonder  linipe  ende  assistentie  lieiire  dycken 
nyet  konsten  gemaecken,  dat  die  van  Oestergae,  Westergae  ende  .Seucn- 
woolden,  voor  dese  reyse  niaickanderer  souden  hnipen  ende  bystaen,  dat 
d'  Laut  wel  bedyckt  meebte  werden,  ter  contraryen  die  van  Ostergae 
hebben  gi'sustineert,  dat  sy  nyet  aclinldich  en  waeren  andere  dycken,  dan 
de  beure,  te  repareren  ende  onderbolden“.  (Schwarzenberg  II,  485'.  — Auf 
dem  Landtag  von  1529  wollen  die  von  Ostergbo  ,glieen  gbemenschap  noch 
last  annenien  mit  die  van  Westergho" ; ebenso  die  Hinnendyckster  und 
Bntendyckster  in  Westergoe.  Die  Ostergoer  bewilligen  schliesslich  eine 
dreijähre  Steuer,  wobei  einige  ihrer  Dorfschaften  unheschwert  bleiben  sollen, 
mit  den  Worten;  Dass  sie  cs  bewilligen  ,deiir  sonderlinglie  Hefte  ende 
afliictie,  die  zie  hebben  tot  iiiyn  Ohenedyglion  lli-ere  Stadholder,  endo  tot 
zyn  Ubeiiadc  vriindlycke  ende  cernstygbe  beghcsirteii“.  Die  von  Westergo 
müssen  aber  oineu  Brief  geben,  in  dem  sie  auf  das  Hecht,  das  sie  beaii- 
sprueben,  d.  h.  die  Mitverpflichtung  der  Ostergoer  zur  Deicliunterhaltimg 
verzichten,  wenn  sie  es  nicht  innerhalb  von  drei  Jahren  durebkämpfen. 
(Schwarzenberg  II,  181  i. 

’t’)  Siebe  auch  die  Chronik  Emos  (oben  A.  tiil),  wo  die  Richter  die 
Beihülfe  erkennen,  .qiiod  esset  ....  publicae  utilitatis“. 
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b)  Eine  Anzahl  von  Samtdeichverbänden  im  engeren 
Sinn  ist  auf  dem  Wege  freier  Einung  entstanden.  Schwierig- 
keiten in  Bezog  anf  diese  Entstehungsformen  ergeben  sich 
daraus,  dass  sie  nicht  leicht  von  zwei  anderen  rechtlichen  Vor- 
gängen zu  trennen  sind. 

a)  Einmal  nämlich  erweckt  ein  Akt,  der  nur  eine  straffere 
Zusammenfassung  mehrerer  Deich  verbände  innerhalb  eines 
bereits  bestehenden  Samtdeichverbandes  darstellt,  den  An- 
schein der  Entstehung  eines  Samtdeichverbandes.  Es  ist  dies 
insbesondere  dann  der  Pall,  wenn  verschiedene  Herrschaften 
über  verschiedene  Stöcke  eines  Deiches  oder  verschiedene  Deiche 
eines  Deichbezirkes  bisher  getrennt  von  einander  die  Schauung 
ausgeübt  haben”*)  und  sich  nun  zu  , einer  Schau“  vereinigen.”*) 
Liegt  dieser  Einigung  nur  eine  Ordnung  der  Deichverwaltung 
(Schau,  Bussen,  Beamtenanstellung)  zu  Grunde,”“)  so  handelt 
es  sich  nicht  um  die  Entstehung  eines  Deichverbandes,  sondern 
um  die  Herstellung  einer  einheitlichen  Deichverwaltung.  Ja, 
auch  wenn  das  materielle  Deichrecht  hereingezogen  wurde,  ist 
daraus  noch  nicht  auf  die  Entstehung  eines  Deichverbandes  zu 
schliessen.  Der  Zusammenhang  zwischen  einzelnen  Deichver- 
bäuden  war  mitunter  infolge  der  selbständigen  Doichverwaltung 
arg  durchbrochen,  aber  im  Rechtsbewusstsein  lebte  doch  das 
Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  fort.  Zu  untersuchen  ist  daher 
immer,  ob  das  Verbundensein,  wie  es  uns  vor  die  Augen  tritt, 
als  ein  neues,  frei  erkorenes  oder  als  ein  kraft  eines  nie  ganz 
eingeschlummerten  Rechtsbewusstseins  notwendig  vorhandenes 
ei-scheint.  Dabei  darf  man  sich  nicht  von  dem  ersten  Eindruck 


'"*)  V^crgl.  z.  B.  oben  A.  169, 

Hcrgli  II.  24»  (a.  PJ?.!);  „Kgo  Johaiinoa  dominus  de  Uuesdene 
nutiim  facio  . . . quod  ego  cireum.s(iuetionein  qiie  vnigariter  suouwinghe 

nuncupatur,  que  mihi  contingit.  supor iiobili  viri  Florentino  . . . 

inucum  liabendum  in  comiminu  contuli  sub  conditionu  subseqnente.  ülieris 
IV,  üöii  (a.  1422).  In  der  Critnpeurewaard  waron  bisher  5 Schauen,  jetzt 
sollte  eine  .Schau  sein.  Siehe  dazu  auch  IV,  942  (142S;29),  IV,  970, 
9«2  (1430). 

”*)  So  verhält  es  sich  bei  Bcrgli  II  24».  Ks  handelt  sich  hier  um 
eine  Deichordnung,  ebenso  wie  in  Bergh  II  49»  (a.  I2»4)  und  Bergh  II 
331  (a.  1277). 
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bestechen  lassen;  selbst  das  Verbnndensein,  das  zunächst  fast 
nur  als  eine  Wiedererweckung  früheren  Verbundenseins  erscheint, 
stellt  sich  hei  genauerer  Betrachtung  als  ein  nie  völlig  ver- 
nichtetes dar.'”)  Analoges  ist  zu  sagen,  wenn  in  den  Quellen 
Eindeichungen  Vorkommen,  die  von  mehreren  Deichverbänden 
ausgehen. '■“)  Auch  hier  bedarf  es  einer  genauen  Prüfung,  ob 
die  einzelnen  Verbände  nicht  schon  einen  Sanitdeichverband 
bilden  oder  ob  ein  Samtdeichverband  erst  durch  die  Eindeichung 
entsteht.  Zu  der  letzteren  Annahme  dürfen  Bestimmungen  über 
die  Wahl  gemeinschaftlicher  Deicbbeamten  oder  gegenseitiger 
Bürgenstellungen  allein  nicht  verführen.*’*) 


'”)  Han  wird  bei  Würdiguug  des  im  Text  Gesagten  zu  dem  Resultat 
kommen,  dass  es  sich  bei  den  Einigungen  und  Verordnungen  hinsichtlich  der 
Crimpenrewaard  r.  1422,  1430  nicht  um  die  Entstehung  eines  Samtdeich- 
verbandes handelt,  sondern  um  die  Herstellung  einer  gesicherten  einheit- 
lichen Grundlage  und  einheitlichen  Verwaltung  eines  bereits  bestehenden 
Samtdoichverbandes.  Im  Kechtsbewusstsein  lebte  das  Gefühl  der  Zu- 
sammengehörigkeit. Auf  Bitten  der  Städte  wird  1422  eingegriffen.  Als 
der  Graf  von  Nassau  seine  Schaumig  nicht  uiederlegen  will,  wird  sein  Recht 
nicht  respektiert  (Mieris  IV,  6731  Siehe  auch  Guidemont  S.  40/41. 
Dieser  nimmt  bis  1422  fünf  „diversa  aggerum  regimina“  an,  von  da  ab  ein 
„Collegium  generale'. 

Vergl  Sander-Deichsatzungen  von  1317;  ferner  Sch  wartzen  berg 
I,  544,  671. 

*’*}  Nach  den  Sander-Deichsatzungen  von  1317  entsteht  kein  Samt- 
deichverband, sondern  ein  alter  deicht  ein.  Die  Anregung  zur  Eindeichung 
giebt  das  Kirchspiel.  Vergl.  oben  S.  114.  A.  31  u.  S.  163.  A.  250.  — Die 
Anstellung  von  neuen  Beamten  bei  einer  Eindeichung  findet  sich  auch  dann, 
wenn  diese  von  einer  Gemeinde  ausgeht.  Vergl.  oben  S.  162  u.  Uieris 
IV.  470. 

Man  kann  daher  daraus,  dass  mehrere  Deichverbände  zwecks  Ein- 
deichung Deichbeamte  wählen,  nicht  schliesscn,  dass  ein  Samtdeichverhand 
erst  entsteht;  dies  um  so  weniger,  weil  es  der  Natur  des  Samtdeichverbandes 
nicht  widerspricht,  wenn  gemeinschaftliche  Beamte  fehlen  und  weil  infolge 
der  Durchbrechungen  der  Zusammengehörigkeit  das  Bedürfnis  nach  ge- 
meinsamen Beamten  bei  grösseren  gemeinschaftlichen  Unternehmungen  sich 
ungemein  regen  musste  {vergl.  nun  Sander-Deichsatzungen  von  1317  § 1). — 
Die  Vorschrift  jährlicher  gegenseitiger  Bürgonstellungen  findet  sich  bei 
Deicli-(Siel)verbändeu,  die  unzweifelhaft  einen  Samtverband  bilden  (vergl. 
Sielrecht  der  drei  Delfsicle  von  1317  § 17).  Daher  ist  daraus,  dass  mehrere 
Deienverbände  bei  einer  Neueindeichung  sich  gegenseitig  Bürgen  stellen, 
auf  eine  Entstehung  eines  Samtdeichverbandes  gelegentlich  einer  Eindeichung 
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P)  Bei  einem  Vertrage,  den  ein  umfassender  Samtdeich- 
vcrband  mit  einem  kleineren  Deichverband  (der  auch  ein  Samt- 
deichverband sein  kann,  wenn  auch  in  beschränkterem  Masse) 
zwecks  eines  Verbundenseins  in  Deichsachen  abschliesst,  kann 
es  mitunter  zweifelhaft  sein,  ob  es  sich  nur  um  die  Auf- 
nahme eines  Gliedes  in  den  grösseren  Samtdeich  verband,  oder 
um  Entstehung  eines  neuen  Samtdeichverbandes  handelt. 
Allgemeine  Hegeln,  die  fQr  die  eine  oder  andere  Annahme  aus- 
schlaggebend sind,  lassen  sich  nicht  aufstellen.  Man  kann  aber 
sagen,  dass  in  diesen  Fällen  ein  neuer  Samtdeichverband  dann 
entsteht,  wenn  die  Vertragsparteien  sich  auch  später  als  Ein- 
heiten gegenilberstehen  und  dem  kleineren  Deichverband  eine 
andere  Stellung  eingeräumt  wird,  als  sie  die  in  dem  grösseren 
Samtdeichverband  bereits  enthaltenen  Deichverbände  haben.'*®) 
Die  Entstehung  von  Samtdeichverbänden  im  engeren  Sinn 
auf  Grund  freier  Einung  ist  entweder  auf  die  Vornahme  einer 
gemeinschaftlichen  Eindeichung  ziirflckzufUhren  '*')  oder  ohne 
eine  solche  zu  Stande  gekommen.'**)  Bei  jenen  kann  es  sich 
lediglich  um  die  Begründung  eines  Deichbauverbandes  handeln.'**) 
Doch  ist  eine  solche  deshalb  selten  erfolgt,  weil  den  sich  so  ver- 
bindenden Verbänden  regelmässig  auch  eine  Vergemeinschaftung 
dieser  oder  jener  Art  nach  Errichtung  der  Deiche  am  Herzen 
liegen  musste.'*')  Die  Samtdeichverbände  vermittelt  durch  Be- 
deichungen unterscheiden  sich  in  Bezug  auf  ihre  Entstehung 


nicht  ohne  weitere»  zu  schliessen.  Bei  Samtdeichverbänden  ist  der  Zu- 
sammenhang eben  oft  so  lose,  dass  die  Anordnung  einer  BUrgenstellung  bei 
neuen  gemeinschaftlichen  Werken  ebenso  notwendig  erschien,  wie  hier  und 
da  eine  jährliche.  (Vergl.  nnn  Sander-Deichsatzungeu  von  1317  § 2.J 

“*)  Vergl.  den  Einlassungsbrief  der  drei  Delfsiele  betreffend  die  Kirch- 
spiele Engelbert  und  Uiddelbert  (Driessen  II,  261)  und  die  .Elbingische 
Handfeste  über  etliche  Dörfer  zu  Dammrecht*  von  1378  (Preussische 
Sammlung  UI,  95).  Ich  nehme  hier  die  Entstehung  eines  Samtdeichver- 
bandes an. 

■*‘)  Vergl.  Schwartzenberg  I,  471  (a  1427),  544  (a.  14.53). 

■™)  V’ergl.  Mieris,  614  (a.  1394),  Oudenhoven  S.  268  (a.  1446) 
S.  277  (a.  1483);  Sielrocht  der  drei  Delfsiele  von  1317.  Adewartor  Siol- 
brief  von  1382.  Ferner  die  oben  A.  179  angegebenen  Quellen. 

'*”)  Also  um  die  Vereinbarung  mit  gesamter  Hand  einen  Deich  schlagen 
zu  wollen.  Betreffs  der  Deicbbausozietäten  siehe  unten  § 4. 

’'**)  Vergl.  auch  oben  S.  98,  lOO. 
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von  den  übrigen  dadurch,  dass  bei  jenen  das  sachliche  Substrat, 
an  welches  die  Vergemeinschaftung  anknüpft,  erst  geschaffen 
werden  muss,  während  es  bei  diesen  bereits  vorhanden  ist.  Die 
Entstehung  der  Samtdeichverbände,  welche  mit  einer  Eindeichung 
nichts  zu  schaßen  hat,  ist  auf  verschiedene  Motive  zurückzu- 
führen.  Man  strebte  zu  einander,  um  die  Vorteile  einer  ein- 
heitlichen Organisation  zu  geniessen,  um  sich  gegenseitig  zur 
Beihülfe  bei  Deichbrüchen  zu  verpflichten,  oder  um  einen  Schutz- 
und  Trutzverband  nach  aussen  herzustellen  gegen  so  mannig- 
fache Behinderungen  und  Schädigungen.’“)  Zu  dem  Zusammen- 
schluss zwang  kein  Eechtssatz,  dass  Rechtsbewusstsein  der 
Zusammengehörigkeit  verknüpfte  die  V'ertragschliessenden  im 
wesentlichen  nicht;  sie  behen-schte  mehr  der  Gedanke  der 
Zweckmässigkeit  und  praktischen  Vorzüge  einer  Vereinigung. 
Freilich  konnte  sich  die  freie  Einung  dem  festeren  Zusammen- 
schluss eines  verfallenen  oder  stark  zerbröckelten  Samtdeich- 
verbandes ungemein  annähern. ""*)  Andererseits  fiel  häufig  ein 
Schimmer  rechtlicher  Zusammengehörigkeit  durch,  wenn  die 
Verbindung  mehr  zwecks  gegenseitiger  Beihülfe  geschlossen 
wurde. 

8.  Innerhalb  der  Deichverbände  bildeten  sich  infolge  be- 
sonderer Umstände  kleinere  Deichgemeinschaften.  Erwähnens- 
wert sind  in  dieser  Beziehung  namentlich  die  Höfter ver- 
bände.'"") Ausführlicher  unterrichtet  über  sie  das  Deichrecht 
von  Salland.  In  älterer  Zeit  durfte  derjenige,  dessen  Land 
ausserhalb  des  Deichs  soweit  abgebrochen  war,  dass  das  Schar'"") 


BiiUl  tritt  du»  eiue,  bald  das  andere  Motiv  uielir  hervor;  mitunter 
vermiitclieii  sie  sieh,  ln  Bezug  auf  den  Hchutz  nach  aussen  vergl.  Hicht- 
hufeu  Uy.  S.  30S;  Halsenia  S.  550  fl'.  Driessen  111,  ti.  179.  — Das 
Streben  nach  geincinsamer  Organisation  übet  wiegt  beim  A Jewerter  Sielbrief 
von  1SS9.  Das  Streben  nach  BeibUlfe  liegt  meist  nur  auf  der  scbwächerou 
Seite.  Siehe  die  Quellen  in  A.  182. 

"*’J  Der  Adewarter  Sielbrief  von  ISsS  (Kichthofen  Rq.  S.  345)  § 1 
nennt  den  Siet,  an  den  sich  die  Einung  anschlie.<isl  .desen  . . . ziil.  den  wy 
tezamen  legghende  hebben".  Andrerseits  aber  wird  im  § 17  gesagt,  dass 
die  Vorschriften  nur  drei  Jahre  gelten  sollen. 

Ilüfter  sind  in  das  Watt  oder  den  Strom  hinaus  gebaute  Anlagen. 

'*)  Schar  ist  die  „Scheuer-  oiler  Bruchstelle“. 
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so  nahe  an  den  Deich  berankam,  dass  er  den  Schardeich  nicht 
länger  halten  konnte,  eine  Einlage  begehren;'^*)  eine  solche  war 
ihm  nicht  abzuschlagen,  wenn  er  mit  zwei  Landgenossen  schwur, 
„dat  die  wilde  wykinge  die  van  Ouerlandt  koemett,  syn  erue 
buyten  synen  Dyck,  soe  seer  en  wech  gebroeken  hefft,  ende  toe 
schoirt,  soe  dattet  schaer  soe  nae  synen  Dyck  gaett,  dat  hy 
die  nederste  zoede  mitter  ouerster  noch  die  ouerste  zoede  mitter 
nederster  langer  nyett  geholden  en  kan“,'**)  oder  wenn  er,  wie 
es  im  jüngeren  Schulzenrecht  heisst,  mit  den  übrigen  Scbar- 
deichsieuten  den  Schwur  leistete,  „datso  deer  dine  banneua  dyck 
naet  längere  ne  halda  ne  möge  mit  höre  ende  mit  holte,  mit 
eerda  ende  mit  eke“.'*')  Später  suchte  man  die  Einlagen  nach 
Möglichkeit  einzuschränken.'**)  Man  half  sich  bei  Schardeichen 
mit  der  Anlage  besonderer  Befestigungswerke.  Die  Errichtung 
eines  „Hoefts“  konnte  verlangt  werden,  wenn  das  Schar  sich 
auf  drei  Ruten  dem  Deich  genähert  hatte.'*“)  Alle  Schardeichs- 
leute mussten  sich  dann  auf  einem  bestimmten,  angesagten  Tag 
auf  dem  Deich  unter  dem  Vorsitz  des  Deichgrafen  und  der 
Ueemraden  versammeln,  und  vier  Leute  erküren,  die  mit  den 
Deichbeamten  die  Höhe  und  Breite  des  Hoefts  bestimmen 
sollten.’**)  Alsdann  erwählten  Deichgraf  und  Heemraden  aus 
den  Schardeichserffgenaemen  einen  Hoeftmeister,'"')  welcher  von 
den  Schardeichsleuten  die  Matcrialkosten'““)  für  das  Werk  nach 
Deichrutenzahl  zu  empfangen  hatte.'*')  Die  übrigen  Kosten 
batte  das  Kirchspiel,  daiin  der  Deich,  vor  dem  man  „hoefden“ 
musste,  gelegen  war,  zu  begleichen.'**)  War  das  Hoeft  „zu  Deich- 


'*)  Doichrecht  von  Sallanil  art.  2.  — Der  Mann  soll  bei  der  ersten 
Scbauuug  auf  dom  Deich  stehen  und  sagen:  ,Uerr  Deichgraf,  ich  bitte  Euch 
um  einen  Versprecher  und  dass  Ihr  absitzet  und  richtet,  als  Ihr  zu  thuu 
schuldig  seid*.  Der  bestellte  Vorsprecber  begehrt  dann  im  Namen  des 
Schardeichmannes  die  Einlage. 

'**)  Doichrecht  von  Salland  art.  2,  4. 

'”')  Richthofen  Kq.  S.  416  § 16. 

Vergl.  unten  Ähschuitt  III. 

Wenigstens  nach  dem  Deichrecht  von  Salland  art.  66. 
a.  a.  O.  art.  59,  60. 

'“1  a.  a O.  art.  81. 

'*’)  Zu  bezahlen  sind  „palen,  holt  ende  alle  Uuwaor*  (art.  62). 
a.  a.  Ü.  art.  62. 

"**)  a.  a.  U.  art.  64.  Das  Kirchspiel  verteilt  die  Kosten  nach 
J.  Olvrke,  Ovichieht«  dM  dMlMbaa  DaidnrMbta.  16 
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grafen  und  Heemraden  Lobe“  gemacht,  so  sollten  „die  Erff- 
genaemen  op  den  Schaire  met  hairen  Dyken  gelegen,  dat  hoenet 
op  oire  kost  schonwfry  holdenn“.'**) 

Was  die  Entstehung  dieser  Schardeichs-  oder  Hoefterver- 
bände  anlangt,  so  wird  in  den  späteren  Quellen  Sallands 
namentlich  betont,  dass  dann,  wenn  ein  Schardeichsbesitzer  aut 
der  ersten  Schanung“®)  die  Enichtung  eines  Hoefts  nicht  be- 
gehrt, die  Deichbeamten  von  selbst  einschreiten  und  die  be- 
treffenden Geerfden  versammeln  können.*®*)  Auch  tritt  das 
Wahlrecht  der  Schardeicbsleute  bezüglich  der  vier  Vertreter 
gegenüber  einer  Berechtigung  der  Deichbeamten  zur  Anstel  Inng 
dieser  zurück*®*)  und  der  Einfluss  der  Städte  bei  Errichtung 
der  Höfter  stark  hervor.*®*) 

Sehr  verwickelt  werden  die  Verhältnisse,  wenn  bei  der 
Legung  der  Höfter  mehrere  Gemeinden  und  Deichverbände  be- 
teiligt sind.  Dabei  ergeben  die  Quellen  mitunter  nicht  ganz 
deutlich,  ob  die  Gesamtheit  der  Erbauer  identisch  ist  mit  der 
Gesamtheit  der  Unterhalter,  oder  ob  gewisse  Gemeinschaften 
nur  eine  einmalige  Beihülfe  zur  Errichtung  gewähren,  oder  ob 
zwar  eine  besondere  Unterhaltungsgemeinscbaft  entsteht,  aber 
eine  weitere  Höftergemeinschaft  für  den  Fall  der  Zerstörung 
des  Hoefts  (nach  Massgabe  der  erstmaligen  Kontributionen)  be- 
stehen bleibt.  Das  Vorkommen  dieser  verschiedenen  Möglich- 
keiten dürfen  wir  annehmen.*®*) 


„waertael*,  worüber  später  zu  bandeln  ist.  Diese  Kosten  bestanden  hanpt- 
sBchlieh  im  Arbeitslohn. 

'")  a.  a.  O.  art.  65. 

*”)  Die  erste  Scbaunng  beisst  „Aennanck“. 

*>')  a.  a.  0.  art.  91. 
a.  a.  0. 

^)  art.  91;  .Ende  daer  beneffens  van  den  dreen  Steden  scriffteijken 
begberen,  oire  geschickte  Raidesfrunden  daermedde  by  te  bebben,  die  des 
nyett  weygerern  sullen,  omme  met  hem  to  helpen  raeden,  enn  kentenisse  te 
draegen,  offtet  nutte  ende  profitelik  sall  wesen,  aldaer  te  hoeffden  . . .“ 

*®*)  Vergl.  betreffs  dieser  interessanten  Rechtsverhältnisse  namentlich 
art.  101  des  Deichrechts  von  Salland,  der  freilich  schon  in  die  zweite 
Periode  bineinragt.  Eine  ganz  genaue  Interpretation  kann  nnr  anf  Grand 
lokaler  Untersuchungen  erfolgen.  Zu  bemerken  ist  folgendes;  Es  handelt 
sich  um  die  Errichtung  von  drei  Hoeften: 


Digiiized  by  Google) 


227 


HiuzuzufÜgen  ist  noch,  dass  sich  innerhalb  grösserer  Deich* 
verbände  auf  Grund  verwaltungsrechtlicher  Abgrenzungen  Ge- 
meinschaften bildeten,  die  hinsichtlich  bestimmter  Strecken  des 
Deiches  bei  Wassersnot,  Deichbrüchen  und  Einlagen  als  Bei- 
httlfe-  oder  Notverbände  erschienen.®“*) 

Herrschaftliche  Deichverbände  im  engeren  Sinn 
traten  schliesslich  nicht  nur  auf  Grund  neuer  Ausicdlungcn,®“*) 
sondern  überhaupt  in  analoger  Weise  wie  herrschaftliche  Ge- 
meindedeichverbände ins  Leben.®“’)  Sie  bildeten  sich  also,  wenn 
über  einen  bestehenden  Deichverband  im  engeren  Sinn  ein 
Deichherr  trat,  oder  wenn  die  Entstehung  eines  Deichverbandes 
im  engeren  Sinn  sich  unter  herrschaftlicher  Gewalt  vollzog. 

V.  Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  stellt  sich  den 
Hergang  bei  der  Entstehung  der  Deichverbände  in  falscher 
Weise  vor.  So  erblickt  man  die  älteste  Quelle  der  Deich- 
verbände in  freien  Einungen  nachbarlicher  Grund- 
besitzer. Dabei  lässt  man  den  Deichverband  entweder  als 
Einung  zum  ersten  Deichbau  oder  als  Einung  zur  Unterhaltung 


1)  Das  eine  soll  errichtet  werdeo  bei  Jan  Laessens  Camp.  Bezahlen 
sollen  dies  die  von  Vortmann.  es  sollen  ihnen  aber  zu  Hülfe  kommen  die 
Qeerffden  des  Kirchspiels  von  Ölst,  die  von  dem  Wasser  überlaufen  werden 
können,  mit  einem  Drittel  des  Arbeitslohnes  und  der  Kosten  des  eventuell 
auswärts  zu  beschaffenden  Holzmaterials. 

2)  Das  andere  Hoeft  soll  errichtet  werifen  auf  Unterwykes  Kamp. 
Hierzu  sollen  kontribuieren  die  Hälfte  die  Kirchspielsleute  von  Ölst,  '/i  <iäie 
gedycken  van  Vortmer  hecke  aff  hent  tott  wyer  veerstall  toe“,  '/«  aber  die 
Kircbspielsleute  von  Wye. 

S)  Das  dritte  Hoeft  soll  gelegt  werden  bei  Juffer  van  Domiz  Camp 
Dazu  sollen  die  eine  Hälfte  gewisse  Gedeichte,  die  andere  Hälfte  die  £rff- 
genamen  des  Kirchspiels  Wye  bezahlen. 

Zur  weiteren  Verdeutlichung  des  im  Text  Gesagten  ist  zu  bemerken, 
dass  nach  art.  104  zwei  Hoefte  von  denen  „aufgemacht“  werden  sollen, 
„dien  datt  medde  beroert  ende  angaet“  und  dass  nach  art.  66  bei  Wegbrueb 
des  Hoefts  die  Wiederherstellung  auf  dieselbe  Weise  erfolgen  soll,  wie 
seine  erstmalige  Errichtung. 

Vergl.  art.  67  des  Deichrechts  von  Salland.  Die  Abgrenzungen 
werden  daselbst  „Landscheidungen*  genannt 

Siehe  oben  S.  206  ff. 

Vergl.  oben  S.  201. 

15* 
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resp.  Verstärkung  der  zunächst  von  einzelnen  aufgeworfenen 
Dämme  ins  Leben  treten.***)  Manche  lassen  überhaupt  als 
einzigen  Entstehungsgrund  nur  die  freie  Einung  zu.***)  Diese 
Ansichten  sind  aus  dem  Bestreben  hervorgegangen,  eine  Er- 
klärung tür  das  Vorhandensein  der  von  uns  sgn.  Deichverbände 
im  engeren  Sinn  zu  finden.  Sie  konnten  sich  nur  dadurch 
bilden,  dass  man  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Deichländer,*'*) 
die  Quellenzeugnisse , welche  als  ältesten  Deichverband  den 
Gemeindedeichverband  kennen*")  und  das  die  Geschichte  des 
Deichrechts  beherrschende  Zwangsmoment***)  gar  nicht  oder 
nicht  genügend  beachtet  hat.  Ebensowenig  aber  darf  man 
sagen,  dass  in  späterer  Zeit  die  freie  Einung  der  nachbarlichen 
Grundbesitzer  (der  Interessenten)  bei  der  Entstehung  von  Deich- 
verbänden im  engeren  Sinn  eine  bedeutendere  Rolle  gespielt  hat 


*")  Vergl.  Wilda  a.  a.  0.  S.  28'2  ff.,  v.  Ende  §§  6.  7.  Nach  letzterem 
führte  die  Einsicht,  dass  der  einzelne  gegenüber  dem  durch  die  ersten  von 
ihm  ausgefUhrten  Ueichanlagen  reissender  werdenden  Strom  machtlos  sei, 
zu  gesellschaftlichen  Vereinigungen,  die  sich  zu  grosseren  Deich  verbänden 
auswuebseu.  — Siehe  weiter  Dammort  S.  23,  Deorg  Meyer  S.  75, 
Edgar  Loening  S.  UHU,  Uraf  run  Berustorff  S.  4.  Näheres  teilweise 
auch  oben  Abschnitt  1.  § 2.  A.  44  ff.  Betreffs  der  Sondermeinung 
Auhagens  siehe  oben  S.  lOU.  — Gegen  Wilda  erklärt  sich  namentlich 
Uierke  I.  614.  A.  lOl.  Gierke  sagt  mit  Recht,  dass  die  Deichgenossen- 
schaften ursprünglich  mit  den  politischen  Gemeinden  zusammenfielen;  nach 
seiner  Ansicht  lösten  sich  allmählich  besondere  Deichverbände  ganz  ähnlich 
wie  anderswo  Markgemeinden  ab  (a.  a.  O.  S.  613);  allein  es  wirkten  bei 
der  Entstehung  von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn,  wie  wir  sahen,  auch 
uoch  andere  Momente  mit  als  bei  der  Entstehung  von  Markverbänden.  — 
Was  die  spätere  Zeit  anlangt,  so  nimmt  Gierke  (S.  614)  die  Entstehung 
von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  auf  Grund  freier  Einung  in  gewisser 
Uiusicht  an.  Vergl.  hierüber  unten  Ä.  214.  — Anschütz  (S.  143)  lässt 
die  Frage,  ob  die  ältesten  Deichverbände  im  engeren  Sinn  infolge  von  Ab- 
spaltungen von  Gemeinden  oder  auf  Grund  freier  Einung  entstanden  seien, 
unentschieden. 

**)  Siehe  Georg  Meyer  a.  a.  O.  auch  Graf  von  Bernstorff  a.  a.  0. 
Bezüglich  der  Meinungen  Wildas  und  von  Endes  siebe  oben  Abschnitt  L 
§ 2 sub  2. 

**“)  Siehe  oben  S.  87  ff.  103. 

*“)  Siehe  oben  S.  184  ff. 

^)  Man  beachte  namentlich  den  weitgehenden  Zwang,  der  die  Ent- 
stehung der  aus  Aossendeichsiuteresseutenschaften  hervorgebenden  Deich- 
verbände beherrscht;  siehe  oben  Abschnitt  1.  § 3 sub  VI. 
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Denn  nur  bei  der  Schaffung  von  Samtdeichverbänden  im  engeren 
Sinn  wirkte  sie  in  ganz  bescheidener  Weise  mit,  indem  mit- 
unter Deichgenossenschaften  sich  zu  Samtdeichverbänden  frei 
einten*’*)  und  nach  deutscher  Auffassung  jeder  dieser  kleineren 
Deichverbände  zugleich  als  Einheit  und  Vielheit  erschien.*“) 
Nicht  zu  verwechseln  ist  mit  dem  eben  Besprochenen  die  Frage, 
in  wie  weit  dieDejchverbände  durch  freie  Einung  überhaupt  ins 
Leben  gerufen  sind.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  muss  ver- 
schieden ausfallen,  je  nachdem  man  die  Siedlungs-  und  Tochter- 
gemeinden  in  mehr  oder  minder  starker  Weise  auf  freie  Einungen 
der  sich  Abschichtenden  zurfickführt.  Wir  meinen,  dass  schon  von 
Anfang  an  die  freie  Einung  hier  ein  ausschlaggebender  Faktor 
gewesen  ist;*“)  hinsichtlich  der  Kolonien  der  späteren  Zeit  kann 
dies  jedenfalls  nicht  bestritten  werden.  Bei  diesen  freien 
Einungen  aber  handelte  es  sich  nun  nicht  um  Vereinigungen 
der  nachbarlichen  Grundbesitzer,  sondern  um  freie  Einungen 
zur  Erwerbung  nachbarlichen  Grundbesitzes  — oder  um  eine 
schärfere  Formulierung  anzuwenden:  nicht  um  Einigungen  der 
Interessenten,  sondern  um  Einungen  zu  Interessenten.*'*) 


*”)  Siebe  oben  sub  IV. 

Siehe  unten  § 4.  — Man  muss  daher  in  der  Ablehnung  des  Moments 
der  freien  Einung  bezüglich  der  Entstehung  von  Deicbverbänden  noch  weiter 
geben  als  Gierke.  Dieser  sagt  S.  üI4:  ..Neben  den  ans  den  Gemeinde- 
Verhältnissen  allmählich  abgelüsten  Genossenschaften  dieser  Art  (den  Deicb- 
verbänden i.  e.  S.)  mochten  auch  freie  Einungen  zur  Anlegung  und  Unter- 
haltung von  Deichen  und  Sielen  Vorkommen.“  — 

Vergl.  oben  S.  92. 

Wir  sehen  hierbei  davon  ab,  dass  bei  den  Siedlungsgemeinden  die 
späteren  Deichgenossen  vor  dem  Unternehmen  der  Eindeichung  dann  schon 
in  gewisser  Minsicbt  Interessenten  gewesen  sind,  wenn  es  sich  um  Be- 
deichungen von  Strecken,  die  zur  gemeinen  Mark  gebürten,  durch  einzelne 
sich  abschichtende  Markgenossen  bandelte. 
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§ 2. 

Die  Zusammensetzang  der  Deichverbände. 


I.  Eine  Betrachtung  der  Znsammensetzang  der  Deich- 
verbände hat  von  den  Gemeindedeichverbänden  auszugehen 
und  daran  eine  Schilderung  der  Mitgliedschaftsverhältnisse  bei 
den  Oeichverbänden  im  engeren  Sinn  anzuknQpfen.  Die 
Zugehörigkeit  zu  einem  herrschaftlichen  Deich  verband  im 
engsten  Sinn  als  solchem  wird  später  kurz  berührt  werden. 
Die  Gemeindedeichverbände  und  Deichverbände  im  engeren 
Sinn  setzen  sich  aus  Individuen  oder  Verbänden  zusammen. 
Da  aber  nach  alter  Auffassung  einerseits  die  Genossen- 
schaft zugleich  als  Vielheit  von  Individuen  andrerseits  der 
herrschaftliche  Verbandsträger  zugleich  als  Individuum  erschien,') 
lässt  sich  eine  schroffe  Scheidung  zwischen  der  Mitgliedschaft 
von  Individuen  und  Verbänden  nicht  machen.  Immerhin  ist 
aber  zunächst  davon  anszngehen,  als  ob  sich  die  gedachten 
Deichverbände  aus  Individuen  zusammensetzen.  Es  wird  dies 
namentlich  dadurch  gerechtfertigt,  dass  innerhalb  grösserer 
Deichgenossenschaften  ursprünglich  nicht  die  kleineren  Deich- 
genossenschaflen,  sondern  die  Individuen  als  solche  als  Deicb- 
genossen  auftreten.*)*)  Einige  Worte  über  die  Gliedstellung 


*)  siehe  Qierke  II.  48. 

Siehe  unten  aub  lY,  2.  Betreffe  der  Harkgemeinde  vergl.  Oierke  I, 
B87,  A.  10.  II,  340. 

4)  Es  apielen  daher  die  herrachaftlichen  Deiebverbände  im  engaten 
Sinn  insofern  auch  zun&chat  schon  in  die  Darstellung  hinein,  als  diese 
herrschaftlichen  Verbände  Glieder  eines  grösseren  Deichverbandes  sind, 
indem  der  Herr  als  Träger  des  Verbandes  zugleich  als  Individnnm  inner- 
halb des  umfassenderen  Deichverbandes  in  Betracht  kommt  und  gegebenen 


Digitized  by  Google 


231 


von  Verbänden  (sei  es  herrschaftlichen  Verbänden  im  engsten 
Sinn,  sei  es  Gemeinden,  sei  es  Deichverbänden  irgend  welcher 
Art),  werden  später  hinzugefOgt  werden.*) 

II.  Indem  wir  so  von  den  herrschaftlichen  Deichverbänden 
im  engsten  Sinn  in  gewisser  Hinsicht  absehen,  betrachten  wir 
die  Mitgliedschaft  im  Deichverband  vom  Standpunkt  des 
Individuums  aus  hinsichtlich  ihrer  Voraussetzungen,  ihres 
Inhalts  und  ihres  Umfangs. 

1.  Da  sich  in  der  ältesten  Zeit  jeder  Deichverband  mit 
dem  Gemeindeverband  deckte,  so  war  die  Mitgliedschaft  im 
Deichverband  an  dieselben  Voraussetzungen  geknüpft,  wie 
die  Mitgliedschaft  im  Gemeindeverhand.  Bei  den  Siedlungs- 
deichgemeinden bedingten  sich  beide  Mitgliedschaften  derartig, 
dass  sie  beide  als  gegenseitige  Ausflüsse  erschienen;  bei  den 
übrigen  Gemeindedeichverbänden  dagegen  stellte  sich  die  Mit- 
gliedschaft im  Deichverband  dar  als  notwendiger  Ausfluss  der 
Gemeindcmitgliedscbaft.'')  Bei  allen  Gemeindedeiebverbänden, 
mochten  sie  nun  freie  oder  herrschaftliche  sein,  bestimmte  so 
die  Gemeindezugehürigkeit  die  Deichverbandszugehürigkeit.  Dies 
änderte  sich  als  Deichverbände  im  engeren  Sinn  ins  Leben  traten 
und  der  Gemeindedeichverband  eine  Trübung  nach  der  Seite 
eines  Deichverbandes  im  engeren  Sinn  erfuhr.  Die  Mitglied- 
schaft bei  einem  Deichverband  im  engeren  Sinn  nämlich  be- 
stimmte, wenn  er  die  Hülle  des  Gemeindeverbandes  völlig 
abgestreift  hatte,  nicht  die  Gemeinde-  sondern  die  Deich- 
zugebörigkeit.  Dieser  Satz  erlitt  insofern  eine  Einschränkung, 
als  es  sich  um  Deichverbände  im  engeren  Sinn  handelte,  die 
aus  mehreren  Gemeinden  bestanden. 


Falls  die  AngehöriKen  des  berrscbaftlicben  Verbandes  in  gewisser  Hinsiebt 
an  der  Kitgliedscbaft  im  böberen  Deiebverband  selbständig  Teil  haben 
kbnuen.  — Analoges  ist  cu  sagen  bei  der  Hliedstellung  von  berrscbaftlicben 
Verbänden  im  engsten  Sinn,  die  keine  Deiebverbände  sind. 

*)  Siebe  nnten  sub  IV. 

Die  Ausdrucksweise  im  Texte  empfiehlt  sich  wegen  der  späteren 
Entwicklung.  Dass  genau  genommen  weder  von  verschiedenen  Hitgiied- 
sebaften  noch  von  verschiedenen  Verbänden  gesprochen  werden  darf,  ist 
klar:  Es  existiert  ja  nur  ein  Verband,  der  Gemeindedeichverband. 
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a.  Die  persönlichen  Voraussetzungen  um  Vollgenosse 
zu  sein,  waren  anfänglich  Geburt  mit  hinzutretender  Selbst- 
ständigkeit oder  Aufnahme  innerhalb  des  Verbandes.*)  Jemehr 
der  Schwerpunkt  der  Deichverbandsmitgliedschaft  in  der  ding- 
lichen Grundlage  gesehen  wurde  und  ihr  Inhalt  von  einer  auf 
dinglicher  Basis  ruhenden  Pflicht  beherrscht  ward,  um  so  mehr 
traten  die  persönlichen  Voraussetzungen  zurück,  ohne  dass  sie 
je  ganz  verschwunden  wären.  In  gewissem  Zusammenhang 
steht  diese  Entwicklung  mit  der  Entstehung  von  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn.  Doch  darf  man  hierin  keinen  prinzipiellen 
Gegensatz  zwischen  Gemeindedeichverbänden  und  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  erblicken.  Wurde  doch  die  Notwendigkeit  der 
persönlichen  Voraussetzungen  bei  vielen  Gemeinden  und  damit 
implicite  bei  den  Gemeindedeich  verbänden  erheblich  modifiziert.') 
Das  ist  freilich  zu  bemerken,  dass  die  Ablehnung  eines  per- 
sönlichen Moments  für  die  Befähigung  zur  Deichpflicht  und 
Deichverwaltung  im  Gegensatz  zur  Qualifikation  zum  Gemeinde- 
genossen innerhalb  eines  Gemeindedeichverbands  einen  Deich- 
verband im  engeren  Sinn  ins  Leben  rufen  konnte.*) 

Daher  waren  die  Ausmärker  keine  vollen  Deichgenossen. 
Im  Laufe  der  Zeit  rückten  sie  freilich  in  demselben  Mass  za 
einer  ähnlichen  Stellung  empor,  wie  sie  sich  vollen  Gemeinde- 
genossen näherten.*)  Ja,  sie  wurden  auch  im  Gegensatz  zur 
Gemeindemitgliedschaft  immer  mehr  der  vollen  Deichverbands- 
mitgliedschaft teilhaftig,  und  je  nach  der  Stärke  dieses  Gegen- 
satzes erfuhr  durch  sie  der  Gemeindedeichverband  eine  mehr 
oder  minder  starke  Trübung  nach  der  Seite  eines  Deichverbandes 
im  engeren  Sinn,  die  schliesslich  zur  Entstehung  eines  solchen 
führen  konnte.*“)  Man  würde  freilich  fehl  gehen,  wenn  man 


*)  Im  allgemeinon  vergl.  Öierke  I,  693  ff.  II.  2G8  ff. 

7)  Uierke  II,  274. 

Dies  war  namentlich  der  Fall,  wenn  der  Ausmärker  als  voller  Deich- 
genosse anerkannt  wurde,  aber  nicht  voller  Gemeindegenosse  war.  Vergl. 
das  Deichreoht  von  Kettosbüttel  (oben  Einleitung  § 4a  A.  122).  — Be- 
günstigt wurde  die  Entwicklung  da,  wo  jedem  Grundstück  eine  bestimmte 
Strecke  Deichs  zur  Unterhaltung  zugewiesen  war. 

®)  Siehe  Berghll,  611. 

Siehe  Anm.  8. 
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dem  Deichverband  im  engeren  Sinn  den  Begriff  des  Ausmärkers 
absprechen  wollte.  Da  nämlich  eine  Gruppe  von  Gemeinden 
einen  Deichverband  im  engeren  Sinn  bilden  konnte,  so  waren 
die  innerhalb  der  Gemeinden  vorhandenen  Ausmärker  zunächst 
auch  Ausmärker  eines  Deichverbandes  im  engeren  Sinn.  Aller- 
dings kann  man  annehmen,  dass  gerade  in  diesen  Fällen  die 
Ausmärker  sich  sehr  bald  zu  vollen  Deichgenossen  erhoben.”) 
Die  BrUcke,  welche  für  den  Ausmärker  von  der  Position  eines 
Ungenossen  zur  Stellung  eines  Vollgenossen  hinUberführte,  war 
die,  dass  man  von  ihm  die  Ernennung  von  Stellvertretern, 
Bürgen,  Bauerwahrsmännern  forderte.'*)  Man  bezweckte  damit 
freilich  zunächst  nur,  eine  ordentliche  Pflichterfüllung  des  Aus- 
märkers und  eine  Sicherstellung  des  Verbandes  zu  erreichen. 
Doch  ward  bald  da,  wo  insbesondere  infolge  der  Verdinglichung 
der  Gemeinde-  oder  Deich verbandsämter  oder  infolge  des 
Rechtssatzes,  dass  der  Kabelhalter  die  Gräsung  seines  Deich- 
schlages geniessen  dürfe,  eine  Vertretung  für  den  Ausmärker 
billig  erschien,  die  Anschauung  angebahnt,  dass  der  Ausmärker 
voller  Deichgenosse  sei,  aber  hinsichtlich  der  Ausübung  seiner 
Rechte  und  Pflichten  eines  für  ihn  haftenden  Stellvertreters 
bedürfe.  Schon  früh  kam  man  andrerseits  dahin,  den  Ausmärker 
unter  der  Bedingung  zuzulassen,  dass  er  in  dem  Gebiete  wohne  ; 
hier  entfiel  dann  die  Notwendigkeit  einer  Vertretungsbestellung, 
ja  man  könnte  dabei  vielleicht  an  eine  Aufnahme  des  Fremden 
denken.'*) 

Das  Wohnen  im  Gebiet  war  in  den  Deichländern  von 
grosser  Wichtigkeit;  es  kam  nicht  nur  bei  der  Regelung  der 
rechtlichen  Stellung  der  Ausmärker,  die  wohl  grössten  Teils 
ausserhalb  wohnten,  in  Betracht,  sondern  für  jeden  Deichgenossen. 
Ursprünglich  musste  jeder  Deichgenosse  im  Bezirk  wohnen; 


")  Vergl.  da»  Deichrecht  für  Barendrecht  u.  s.  w.  von  148.S  (oben  Ein- 
leitung § 4b.  A.  44&). 

r“)  Neueres  Deichrecht  in  den  vier  Gehen  art.  19  (Ausmärker  haben 
Bürgen  oder  Bauerwabrsmänner  zu  stellen);  Uinnebecker  Bauer- Willkilr 
von  1749  [bei  Auhagen  S.  671  A.  5]  (detjenige.  der  Land  possediert,  aber 
im  Dorf  nicht  wohnt,  muss  einen  Banerwahrsmann  bestellen). 

Bergh  I.  646  (der  Fremde,  der  Grundstücke  erbt,  muss  im  Gebiet 
wohnen  oder  verkaufen  oder  carere). 
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8p&ter  gestattete  man  das  Wohnen  ansserbalb  des  Bezirks  unter 
der  Bedingung  der  Ernennung  eines  Vertreters.’*)  Namentlich 
sah  man  da,  wo  die  Erffgemannen  einen  höheren  Deichverband 
Ober  ihren  Meyem  und  Kolonen  bildeten,  von  dem  Erfordernis 
binnenländischen  Wohnens  fDr  die  Erbezen  ab.’*)  Auch  wurde 
jedenfalls  derjenige,  welcher  als  mittelbarer  Genosse  dem  Ver- 
bände zunächst  haftpdichtig  erschien,  ohne  weiteres  als  ge- 
nügender Vertreter  angesehen.’*)  Ingleichen  war  bei  der  Bildung 
kleinerer  Deichverbände  innerhalb  grösserer”)  nur  das  Wohnen 
in  dem  Gebiet  des  letzteren  erforderlich.  Zum  Vollgenossen 
gehörte  anfänglich  auch  das  passive  Wahlrecht  znm  Deich- 
bcamten.  Es  ist  daher  sehr  bezeichnend,  wenn  der  Wohnsitz 
im  Gebiet  lange  Zeit  Voraussetzung  der  Wählbarkeit  war.’*) 
Wenn  man  sj)äter  sich  hiergegen  wehrte  oder  von  ihr  absah, 
aber  das  Erfordernis  des  Begütcrtseins  binnen  der  Schau  be- 
stehen Hess,’*)  so  zeigt  dies,  dass  man  nicht  mehr  in  alter  Weise 
daran  festhielt,  dass  nur  das  Wohnen  im  Bezirk  die  Qualifikation 
eines  vollen  Deichgenossen  gewährte. 

In  späterer  Zeit,  die  nur  noch  teilweise  in  die  erste 
Periode  gehört,  wurde  dem  Fremden  die  Mitgliedschaft  mitunter 
geradezu  versagt.  Der  Begriff  des  Fremden  wurde  dann  je 
nach  dem  Gebiet,  für  welches  der  Rechtssatz  gelten  sollte,  ent- 
weder im  Sinn  des  Gemeindefremden  “)  oder  des  Landes-(Staats-) 
Fremden*’)  genommen.  Der  Grund  für  diesen  Ausschluss  lag 
namentlich  darin,  dass  die  persönliche  Haftung  des  Ausländers 
sei  es  in  Frage  gestellt,  sei  es  schwer  realisierbar  sein  konnte. 

Mangels  wirtschaftlicher  oder  rechtlicher  Selbständigkeit 
waren  die  Frauen  keine  vollen  Deichgenossen.  Ganz  abgesehen 


■*)  Siehe  A.  11. 

I5J  Vergl.  das  Deichgericht  von  1569  bei  Pufendorf  IV  S.  67. 

")  Siehe  unten  sub  b. 

1’)  Vergl.  die  Deichordnung  für  Cleve  von  1575  (oben  Einleitung  § 4a 
A.  250). 

*")  Vergl.  Nyhoff  „Uedenkw.*  II.  S.  >75  (a.  1370).  Keure  von  See- 
land V 1495  I,  41  und  unten  § 3. 

'*)  Vergl.  Ouldemont  S.  41,  47. 

Uainmerbroker  Deicbrecht  art.  103. 

*')  liUnebnrgische  DBichordnnne;  von  1564.  § 12. 
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von  ihrer  Unfähigkeit  zu  den  gewöhnlichen  Deichbeamtenstellen 
Anden  sich  Reste  dieser  Anschannng  in  späterer  Zeit  darin, 
dass  man  ihnen  die  Ansflbnng  der  anf  ihren  Qrundstttcken 
ruhenden  Rechte  und  PAichten  entweder  ganz  oder  in  gewissen 
Beziehungen  versagte.  Nach  dem  Hammerbroker  Deicbrecht 
vertritt  die  Frau  ein  Deichgeschworener;”)  nach  dem  Deichbrief 
für  Niederbetnve  von  1410  kann  sie  die  PAichten  eines  Busen- 
landgebers („Siebeners“  nur  in  Gemeinschaft  mit  einem  „momber“ 
(Vormund)  erfüllen.**)  Doch  gestattete  man  der  Frau  in  anderen 
Gegenden  auch  die  Ausübung  des  Deichgenossenrechts  in  mancher 
Hinsicht.**) 

Ebenso  waren  Kinder  und  Minderjährige  keine  vollen 
Deichgenossen.  Schon  der  Erbpachtbrief  des  Abtes  von  Egmont 
fürPopswoude  ans  dem  Jahre  1251  erklärte,  dass  Minderjährige 
kein  Deichgeld  zu  zahlen  hätten.**)  Mangels  wirtschaftlicher 
Selbständigkeit  erscheinen  ferner  die  ungeteilten  Erben  nicht 


“)  Hammerbroker  Deicbrecht  art.  32  (a.  1523):  ,Weker  Wedeve,  de 
dar  Land  heft  im  Hammerbroke,  de  schall  enen  van  den  olden  Dykswaren 
darto  bewilligen,  de  erentbalben  datzenue  deit,  gelik  affte  desnlre  Wewede 
enen  eheliken  Han  hadde  de  dat  sulven  mochte  dobn“. 

Plakaetbncb  für  Oelderland  S 46:  Busenlandgeber  soll  sein  .geen 
wyf,  sy  en  sal  eerst  eenen  Homber  hebben  ende  werwen  nae  onsen  Land- 
recht“, dann  soll  sie  .mit  oeren  Homber  t'samen  sweeren  ende  geven  voer 
eenen  man,  als  een  ander  recht  soevende.  sonder  arcb*.  Busenlandgeber 
nennen  wir  denjenigen,  der  bei  der  Bnsenlandsuche  tbätig  ist.  Das  Institut 
der  Busenlandsuche  heisst  holländisch  .Bozeming*.  Ueber  es  wird  später 
zu  sprechen  sein.  Die  beste  Wiedergabe  des  bolländiscben  Bozeming  scheint 
mir  Busenlandsuche  zu  sein.  Sie  findet  dann  statt,  wenn  ein  Deichgenosse 
seine  Deichpfiicht  nicht  erflillen  kann  oder  will.  Alsdann  wird  gewisser- 
messen  der  Stammbaum  des  Landes  verfolgt  nnd  soweit  es  nStig  ist,  alles 
Land,  dass  demselben  .Busen*  angehSrt  als  deichpflicbtig  und  eintritts- 
pflichtig  betrachtet.  Die  Landgenossen,  welche  bei  der  Busenlandsuche  zum 
Suchen  verpflichtet  sind,  heissen  Basenlandgeber  oder  Siebener.  Vergl.  vor- 
läufig Hugo  Grotius  S.  39. 

**)  Deicbrecht  von  Hastenbroek  art.  12;  ,Off  daer  ennicb  vronwen 
uaeme  weer,  off  sy  wall  ghenen  mecbte  (als  Busenlandgeber  thätig  sein 
könne)'?  Ein  vronwe  mach  genen  gelyck  een  Han*. 

Bergh  1.  545.  — Später  vertrat  sie  der  Vormund.  Siebe  Deich- 
recht von  Hastenbroek  art.  13:  .Ofte  daer  onmendinge  kinder  wairen,  wie 
daer  voer  gheuen  solde  (d.  h.  als  Busenlandgeber)?  Die  oldeshe  Hanspersoene 
vander  zweert  sytt,  die  daer  ein  Homber  toe  is“. 
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als  mehrere  Deicbgenossen,  sondern  repräsentierten  nur  eine 
Mitgliedschaft.**) 

Was  die  Aufnahme  in  den  Verband  anlangt,  so  sind  wir 
darüber  durch  deichrechtliche  Quellen  wenig  unterrichtet.  Es 
handelt  sich  hier  zunächst  nur  um  die  Aufnahme  der  Person - 
lichkeit.*^  Dass  über  sie  die  Quellen  schweigen,  ist  daraus 
zu  erklären,  dass  die  Deichverbände  noch  stark  mit  den  Ge- 
meinden in  Verquickung  standen,  so  dass  eine  Aufnahme  in  den 
Gemeindeverband  genügte.  Wir  können  dies  bei  den  Deich- 
verbänden im  engeren  Sinn,  die  sich  ans  Gemeinden  zusammen-^ 
setzten,  mit  Sicherheit  vermuten.  Auch  bei  den  kleineren  Deich- 
verbänden innerhalb  eines  Gemeindedeichverbandes  war  die  Auf- 
nahme in  den  grösseren  Gemeindedeichverband  genügend.  Die 
Modifikationen,  welche  die  Aufnahme  bei  der  Markgemeinde 
namentlich  dadurch  erfuhr,  dass  eine  Aufnahme  nach  Jahr  und 
Tag  stillschweigend  als  erfolgt  galt,**)  zeigt  sich  in  den  deich- 
rechtlichen Quellen  insofern,  als  später  mitunter  zur  Qualifikation 
eines  Deichbeamten  oder  Busenlandgebers  der  Besitz  des  Erbes 
während  Jahr  und  Tag  gefordert  war.**)  Die  Frage,  ob  eine 
Aufnahme  der  Person  stattfinden  mus.ste,  bedurfte  aber  in  deich- 
rechtlichen Quellen  dann  einer  Beantwortung,  wenn  es  sich  um 
die  Erwerbsart  eines  Grundstückes  handelte,  welche  dem  Deich- 
recht eigentümlich  ist,  nämlich  dem  Grundstückserwerb  durch 
Spatenziehen.  Da  aber  die  Entwicklung  des  Spatenrechts 
es  mit  sich  brachte,  dass  lange  Zeit  das  Spatenziehen  als  Näher- 
pflicht bezw.  Näherrecht  der  Sippe  oder  der  Rentner  aufgefasst 


Deiclibrief  für  Niederbetuve  von  1410  (oben  A.  23):  Die  ,t'samen 
seien  in  geineynen  budel,  die  niet  jaer  ende  dagb  geacheyden  hebben  ge- 
weeat“,  aollen  nur  einen  Husenlandt;eber  stellen.  — Handveate  für  Medem- 
blick  von  1404  (oben  Einieitnng  § 4b  A.  537):  Die  Witwe  und  der  Witwer, 
die  mit  Kindern  zusammen  und  ,unverscbieden  gelandt“  sind,  zahlen  nur 
eine  ünaae.  — Siehe  aber  Bergh  II,  24s  (a  1273),  wo  die  Bannbusae  dea 
einzelnen  5 Solidi  beträgt,  aber  die  Bnaae  mehrerer,  die  ein  Deicbteil  ge- 
meinsam haben,  auf  20  Solidi  berechnet  wird. 

lieber  die  Aufnahme  von  (irundstUcken  siebe  unten  sub  b. 

*“)  Uierke  I,  594;  II,  274. 

®)  Deichbrief  für  Niederbetuve  v.  1410  (oben  A.  23):  ,Soe  en  aal 

niemant  soevende  off  gever  weaen  van  dyck  off  van  onraede  der  dyck,  hy 
en  beeft  synen  eygen  erve  beaeten  jaer  ende  dagb*. 
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wurde,*")  andererseits  in  vielen  Gebieten  das  Spatenziehen  wegen 
des  Instituts  der  Busenlandsuche*')  fortfiel,  so  findet  sich  die 
Vorschrift  einer  Aufnahme  spät  und  selten.  Bezeugt  ist  sie  im 
Deichrecht  des  Alten  Landes,  wo**)  bei  der  Verspätung  gefragt 
wird;  „Ob  jemand  sey,  der  das  Guth  annehmen,  entsetzen  und 
beteichen  wollte?  Und  ob  auch  der,  so  sich  dazu  erbeut,  der 
Meile  tüchtig  und  genugbaft  sei  anzunehmen?"  Bezeugt  ist  sie 
ferner  in  einer  Lüneburgischen  Deichfindung  von  1537,  wo  die 
Landlente  erklären,  dass  beim  Spatenziehen  derjenige  näher  ist, 
der  die  meiste  Schuld  im  Gute  hat,  „indeme  idt  der  Herschop 
und  den  Landtluden  beleuet  und  bequeme  ist“.’*) 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  streng  genommen  zu  den 
persönlichen  Voraussetzungen  der  Mitgliedschaft  alle  die  persön- 
lichen Voraussetzungen  zu  zählen  sind,  die  man  insbesondere 
später  an  die  Wählbarkeit  zum  Deichbeamten  knüpfte.”)  Schliess- 
lich muss  umgekehrt  erwähnt  werden,  dass  gewisse  Personen 
nicht  Vollgenossen  sein  konnten,  da  sie  aus  Gründen,  die  in 
ihrer  Person  lagen,  von  der  Deichpflicht  befreit  wurden.**) 

b)  Die  dinglichen  Voraussetzungen,  um  Vollgenosse  zu 
sein,  knüpfen  alle  au  das  Erfordernis  von  Grundbesitz  an. 

a)  Ursprünglich  forderte  man  hinsichtlich  der  Art  des 
Grundbesitzes  eine  dem  betreffenden  Verband  entsprechende 
Gewere**)  und  den  Besitz  einer  vollen  Hufe.”) 


Siche  z.  B.  Altes  Deichrecht  vod  Humsterland  (Ricbthofen  Rq. 
S.  364  § 12);  Neueres  Deiohrecht  von  Humsterland  (a.  a.  0.  S.  365  A.  3). 
— Kmsiger  Pfenningschuldbach  (a.  a.  O.  S.  2 tu)  § 75.  — Ostfricsisches 
Land  rocht  II.  cap.  263.  Näheres  bei  der  Darstellung  des  Spatenrecbts. 
’•)  Siehe  oben  A.  23. 

“)  art.  14. 

Siehe  Pnfendorf  II  S.  5S4.  Der  im  Text  in  Anführungszeichen 
gesetzte  Satz  bedeutet,  „wenn  die  Landleute  und  die  Herrschaft  ihn  als 
Deichgenossen  aufuehmen  wollen“.  Es  soll  nicht  etwa  die  Bedeutung  haben, 
„weil  die  Landleute  und  die  Herrschaft  die  Geltung  des  gefundenen  liechts- 
satzes  wollen*. 

Siebe  unten  § 3. 

Vergl.  Abschnitt  III. 

*)  Oierke  II,  274. 

”)  a.  a.  0.  276. 
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iDfoli^dessen  waren  alle  Grundbesitzer,  welche  ihren  Besitz 
erst  von  einem  Vollgenossen  ableiteten,  nur  mittelbare  Ge- 
nossen. Ferner  waren  alle  Gmndbesitzlosen  nnd  diejenigen, 
welche  keine  volle  Hufe  besassen,  keine  vollen  Deirhgenossen. 

ß)  Im  Laufe  der  Zeit  wui'den  die  mittelbaren  Ge- 
nossen, welche  ihren  Grundbesitz  von  einem  Vollgenossen  ab- 
leiteteu,  insofern  Vollgenossen  angenähert,  als  sie  gegenüber 
dem  Deichverbaiid  als  deichpflichtig  erschienen.  Dabei  konnte 
die  Deichpflicht  in  verschiedenster  Weise  auf  mittelbare  und 
volle  Genossen  verteilt  werden.'^)  Diese  mittelbaren  Genossen 
erwarben  sich  ferner  häuflg  als  Sonderverband  unter  dem  Voll- 
genossenverband  Anteil  an  der  Deichverwaltung.  Dieser  Anteil 
konnte  sogar  soweit  gehen,  dass  ihm  nur  dadurch  eine  Schranke 
gezogen  war,  dass  den  mittelbaren  Genossen  eine  Verfügung 
oder  Findung  über  das  Eigen  und  Erbe  nicht  zukam.'*) 

ln  späterer  Zeit  ist  die  volle  Verbandsmitgliedschaft 
regelmässig  nicht  mehr  an  den  Besitz  einer  vollen  Hufe 
geknüpft.  Oft  entbehrt  sogar  die  Verbandsmitgliedschaft  einer 
einheitlichen  Grundlage,  indem  die  Basis  der  Deich  last  nnd 
der  Teilnahme  an  der  Deichverwaltung  eine  verschiedene  ist. 

Was  die  Deichpflicht  anlangt,  so  war  die  Entwicklung 
eine  andere,  je  nachdem  man  von  der  Anschauung  ausging,  dass 


Vergl.  betreffs  der  Kolonen,  Pächter,  Meyer  u.  s.  w.  nnten  Ab- 
schnitt III.  — Siehe  vorläufig  z.  B.  Alte  Ostfriesische  Deichordnung  § 18. 
ües  Kapitels  und  des  Rates  von  Bremen  Verordnung  für  die  vier  Lande 
V.  1449  (oben  Einleitung  § 4a  A.  361)  § l.S;  Deichiecht  vonSalland  art  102. 
— Der  mittelbare  Qenosse  wurde  insoweit  dem  Vollgenossen  angenäbert, 
als  er  dem  Verband  gegenüber  deichpfiicbtig  wurde;  gleichgültig  ist  die 
Deichpfiicht  des  mittelbaren  Genossen,  welche  ihm  nur  gegenüber  seinem 
Vollgenossen  oblag;  umgekehrt  ist  es  gleichgültig,  ob  der  VoUgenosse  dem 
mittelbaren  Genossen  dessen  Auslagen  an  den  Verband  zu  ersetzen  ver- 
pfiichtet  war. 

Vergl.  das  Deichgericbt  von  1669  zu  Arsten  (Pufendorf  IV,  App. 
S.  67):  .Wanner  idt  eine  sacke  sy,  so  Grass,  Weide,  Granen,  fiüteundder- 
gelickon  bedrepe,  so  follgede  minneste  dem  meisten,  dewile  anerst  dat  eine 
sacke  were.  so  de  Gutheren  und  Erffexen  belangeede.  so  befohlede  sick  dat 
Land  beschweret,  eine  willküre  darup  tho  finden“.  Die  Gutsherrn  belangt 
aber  alles  was  Erbe  nnd  Gut  betrifft,  lieber  die  Art  und  Weise  derEabel- 
verteilung  finden  die  Landleute. 
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die  Hofbesitzer  oder  die  Landbesitzer  deichpflicbtig  seien/") 
Es  finden  sich  Quellen,  welche  die  einzelnen  Höfe  mit  der 
Deichlast  beschweren/')  Und  zwar  konnten  hierbei  nur  die 
altberechtigten  Ehehofsstätten  dem  Deichverband  gegenüber'") 
verpflichtet  erscheinen  oder  überhaupt  alle  Höfe,  also  auch  die 
neu  sich  abschichtenden.  Allein  alles  dies  waren  Ausnahmen. 
Im  allgemeinen  siegte  die  Bechtsanschauung,  dass  die  Deichlast 
eine  Last  der  Ackergrundstücke  sei.  Dies  steht  damit  in 
Zusammenhang,  dass  die  späteren  Eindeichungen  auf  das  Streben, 
Ackerland  zu  gewinnen,  znrückzuführen  sind  und  dass  man 
immer  mehr  alles  Land,  das  den  Schutz  des  Deiches  genoss, 
als  deichpflichtig  betrachtete.  Wo  dieser  Entwicklungsgang 
stattfand,  forderte  man  ursprünglich  keine  bestimmte  Grösse  der 
Ackerparcelle.'")  Allein  ein  ganz  minimaler  Grundbesitz,  der 
keinen  landwirtschaftlichen  Nutzen  abgab,")  kann  als  solcher 
nicht  deichpflichtig  gewesen  sein.  Die  Grnndbesitzlosen  waren 
anfangs  von  der  Deichpflicht  prinzipiell  ausgeschlossen.  Wo 
sie  deichen,  erhalten  sie  dafür  besondere  Vergütungen.**)  Später 
kamen  teilweise  Abweichungen  vor.  So  machte  man  in  manchen 
Gegenden  die  Teilnahme  an  der  Deichlast  von  dem  Besitz  einer 
bestimmten  Grundstücksgrösse  abhängig.**)  Auch  begann  man 
in  gewisser  Hinneigung  zu  dem  System,  das  die  Höfe  belastete. 


*<’)  N&heres  UDt«n  Abschnitt  IIl. 

'*)  Vergl.  Hackmann  8.  283.  Heineken  § 33. 

Betreffs  eines  Regresses  an  Parcellengrundbesitaer  siebe  Hack- 
mann  a.  a.  O. 

^ Vergl.  die  oben  8.  212  A.  148  angeführten  Quellenstellen  und 
Bergh  II  611  (hierzu  siehe  oben  8.  192). 

**)  Z.  B.  Landbesitz,  der  eines  Kampfscbildes  Breite  und  eines  Schaftes 
IJinge  hat;  dieser  gab  in  Eiderstädt  das  Vollgenossenrecbt  in  der  Gemeinde 
(Kiebthofen  Kq.  566.  § 6).  Dazu  siehe  Gierke  8.  276,  A.  43. 

“)  Siehe  Keure  der  vier  Ambacbten  ven  1242  § 69:  „Si  destructo 
littore  mare  terras  inundaverit,  debent  Cosati.  id  est,  qui  in  eodem  officio 
terram  non  habent,  cum  fossoriis  suis  tribus  diebns  in  expensis  propriis 
laborare  et  amplius  si  opportunnm  fuerit  in  expeiisis  terram  ibidem  habentinm 
et  hoc  debent  singulis  annis.  Qua  propter  debent  habere  aliquos  Com- 
munes  ad  pistnras  et  berstraten  ad  pastnras,  qnod  terram  habentibus 
non  licet“. 

**)  Deichbrief  für  Lopickerweert  von  1464  (oben  Einleitung  $ 4b 
A.  408)  art.  16. 
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Hänser  mit  kleinerem  Grundbesitz  als  deichpflichtig  anzusehen.^'l 
Und  schliesslich  kommen  auch  gewisse  selbständige  Deich  Ver- 
pflichtungen von  Grnndbesitzlosen  vor.**) 

So  stand  prinzipiell  die  Deichpflicht  mit  dem  Hof  oder 
Ackerland  in  unzertrennlicher  Berührung.  Eine  Verlegung  der 
Deichverbandsmitgliedschaft  in  die  von  dieser  dinglichen  Unter- 
lage getrennte  Deichlast  war  nach  den  ältesten  Quellen  un- 
möglich.*'’) Später  kamen  hiervon  ganz  vereinzelte  Ausnahmen 
vor;  sie  waren  aber  immer  nur  Ausnahmen  innerhalb  des  im 
allgemeinen  auf  alten  Grundsätzen  aufgebauten  Verbandes;  einen 
Deichverband  nach  Analogie  der  Rechtsame-  oder  Nutzungs- 
gemeinden“) hat  es  nicht  gegeben.*') 

Es  ist  klar,  dass  sich  die  Basis  der  Deichlast  gegebenen 
Falls  mit  der  Basis  einer  Gemeindelast**)  decken  konnte.  Es 
konnte  aber  auch  eine  Verschiedenheit  obwalten,  welche  eine 
Heransschälnng  von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  aus  Ge- 
meindedeichverbänden hervorrief.  Besonders  häufig  war  dies 
dann  der  Fall,  wenn  die  Basis  der  Deichlast  nicht  allein  in  dem 
Besitz  eines  Grundstücks,  sondern  in  dem  Besitz  eines  schutz- 
bedürftigen Grundstücks  gefunden  wurde.  Auf  diesem  Moment 
beruht  die  Hereinziehung  von  Grundstücken,  die  bisher  ausser- 
halb des  Verbandes  lagen.  Von  der  einen  Seite  stellt  sich  diese 
Hereinziehung  als  Aufnahme  von  Grundstücken  in  den 
Verband  dar;  von  der  anderen  Seite  war  sie  die  Bildnerin  eines 
Deichverbandes  im  engeren  Sinn.**) 

Die  Grundlage  der  Teilnahme  an  der  Deichverwaltung 
konnte  durchaus  mit  der  Basis  der  Teilnahme  an  der  Gemeinde- 
verwaltung harmonieren.**)  Sie  konnte  sich  dabei  mit  der  Basis 


*')  Altes  Ostfriosisches  Deichrocht  § 21 : Es  sollen  auf  die  Warfen 
Deiche  gelegt  werden,  wenn  sie  mit  Hänseru  bebaut  sind. 

**)  Vergl.  Abschnitt  III. 

“J  ,Dyc  ende  lond  heert  togader".  (Richthofen  Rq.  S.  308). 
lieber  sie  Oierke  I,  604,  II,  279. 

"t)  Wobl  aber  konnte  eine  Nutanngsgemoinde  als  Aussendeicha- 
interessentsebaft  zu  einem  Deicbvvrband  werden.  Siehe  oben  S.  116, 166,  219. 
“)  Hierüber  vergl.  Gierke  I.  602  ff.,  II.  278  ff. 

Siehe  oben  § 1 sub  6a. 

Deichrecht  der  Altendorfer  Sebanung  sub  XXX. 
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der  Deichlast  decken.  Sie  konnte  auch  mit  letzterer  dishar- 
monieren, indem  die  Deichverwaltung  auf  die  HOfe  und  die 
Deichlast  auf  die  Ackergrundstücke  gelegt  war®*)  oder  umge- 
kehrt. Wo  die  Grundstücke  die  Basis  bildeten,  verlangte  man 
im  Laufe  der  Zeit  eine  bestimmte  (erheblichere)  Grnndstflcks- 
grösse.  Dies  Erfordernis  sollte  nicht  nicht  nur  beim  passiven  **) 
und  aktiven  Wahlrecht,®’)  sondern  überhaupt  hinsichtlich  der 
Teilnahme  au  derMitgliederversammlnng  in  Betracht  kommen.®*)®*) 

7)  Ursprünglich  standen  Dritte,  welche  an  deichpflichtigen 
Grundstücken  begrenzte  dingliche  Rechte  hatten,  ohne  dass  sie 
im  Besitz  der  Grundstücke  waren,  ganz  ausserhalb  des  Deich- 
verbandes. Später  gliederte  man  sie  hinsichtlich  der  Deichpflicht 
dem  Verbände  in  gewisser  Beziehung  ein.  Hierher  gehören 
namentlich  die  Rentner;  bei  ihnen  wurde  mitunter  eine  sub- 
sidiäre Deichpflicht  allgemein  statuiert;**)  oder  man  bestimmte 
für  sie  ein  Eintrittsrecht  oder  eine  Eintrittspflicht  im  Fall  der 
V erspatung.*') 

c)  Verloren  wurde  die  Mitgliedschaft  des  Vollgenossen, 
insofern  ihr  Verlust  nicht  infolge  der  Veräusserung  des  deich- 
pflichtigen Grundstücks  (nach  Zustimmung  der  Genossen  oder 
nach  herrschaftlicher  Genehmigung)  eintrat,  durch  förmlichen 
Austritt  oder  förmlichen  Ausschluss.  Beide  hatten  den 
Verlust  des  Gutes  des  Genossen  zur  Folge,  insoweit  als  es 
gemäss  der  in  Frage  kommenden  Rechtsanschaunng  von  der 
Mitgliedschaft  umspannt  wurde.*'*) 


Deichrecht  des  Alten  Landes  art  VII.  I. 

“)  Vergl.  unten  § 3. 

Vergl  Deichrecht  von  Ilavendrecht  von  1483  (oben  Einleitung  § 4a 
A.  445):  „Voort  so  en  sal  niemant  Heemraet  kiesen,  noch  kenren  geven, 
hy  en  sal  geerfft  wesen  in  ’t  Ambacht,  daer  hy  kiesen  sal  tot  drie  Uergen 
Landts,  of  daer  boren“. 

Siehe  nnten  § 3. 

Von  dem  herrschaftlichen  Einfluss,  der  den  Oenossen  die  Deichvor- 
waltung  teilweise  entzog,  sehen  wir  hier  ab. 

®)  Siebe  Abschnitt  ELI. 

*')  Vergl.  z.  B.  Neueres  Deichrecht  von  Humsterland  bei  Riebthofen 
Kq.  S.  365  A.  3.  — Deichrecht  des  Alten  Landes  art  15. 

^*)  Hierüber  siebe  nnten  Abschnitt  UL 

J.  Oi«rk«,  a«Mhkht«  dM  danltehm  DtiohrMkU.  16 
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a)  Der  Austritt  vollzo(?  sich  durch  feierliche  Erklärung 
vor  dem  Verband.  Wo  der  Deich  unter  die  Genossen  nach 
Pfändern  verteilt  war,  geschah  es  in  der  Weise,  dass  der  Deich- 
halter vor  versammelter  Gemeine  einen  Spaten  in  seine  Kabel 
steckte.“)  Hier  und  da  kamen  auch  andere  Formalitäten  vor.“®) 
In  einigen  Gegenden  genügte  das  Spatenstechen;  in  anderen 
verlangte  man  ausserdem  einen  Schwur  des  Deichgenossen  und 
zwar  nach  einigen  Quellen  dahin,  dass  er  den  Deich  nicht  länger 
halten  könne“)  und  nach  anderen  Quellen  dahin,  dass  er  all 
sein  Gut  aufgebe  mit  Ausnahme  der  wenigen  Kleidungsstücke, 
die  er  bei  der  Austrittserklärung  tragen  durfte.*')  Anderswo 


“)  Doichrecht  von  Salland  art.  21.  SpadelamUrecht  art.  VII.  Note, 
lu  der  Altmärkischan  Üeichordiiung  t.  I47(S  heisst  ob.  weil  das  Sputonstochen 
den  Verlust  des  Landes  nach  sich  zog  dass  der  Deichhalter  das  Uut  auf 
den  Deich  stecken  solle. 

In  Humsterlaud  wurde  Forke  und  Spaten  in  den  Deich  gestossen 
(§  12).  Nach  dem  Emsiger  Pfonningsschuldbuch  § 76  waren  S Rasenstücke 
in  das  Deicbloch  zu  werfen.  Nach  der  alten  Ostfriesischen  Deichordnung 
§ 14  waren  die  Forke  auf  den  Deich  zu  setzen  und  dann  mit  dem  Spaten 
drei  Soden  zu  stechen.  Nach  dem  Ustfriesischen  Landrecht  II.  cap.  263 
waren  drei  Rasen  zu  stechen.  — Die  ganze  Rechtssitte  erinnert  an  die- 
jenige, nach  welcher  ein  Bauer,  der  sein  Out  aufgab,  einen  Zweig  in  den 
Zaun  stecken  musste. 

“*)  Vcrgl.  die  in  A.  63  aufgeführten  (Quellen. 

“)  Deichreebt  von  Salland  art.  21:  .Als  eyn  Mau  synen  Dyck  mit 

Rechte  opgeueu  will,  die  sali  komun  voer  den  Dyckgreue  enn  voer  die 
Ileemraeden  opten  Dyck,  in  een  hecinpt,  in  een  neddercleet,  gegordet  mit 
eine  lyne  ende  eine  spaedc  voer  hem  stockende  in  den  Dyck,  die  eine  krucke 
hoefft,  ende  loggen  syne  handt  daerop.  Ende  sweereu  dun  tun  billigen,  dat 
by  anders  gien  guedt  en  heefft  danmen  an  hem  tasten  mach  ende  ansien. 
Ende  als  hy  datt  gbedaeuu  bufft,  watt  guedt  datt  hy  daemae  dou  winuut, 
vaerende  guedt  offte  Eruc  datt  in  den  Dyck  nyett  en  hoirt,  daeraff  en  darff 
(braucht)  hy  nümmor  den  Dyck  maekenn“.  — Deichbrief  für  Veluvo  v.  1370 
(oben  Einleitung  § 4b  A.  376):  Nyemant  en  sal  sijuen  dijk  op  moegou 
geven,  off  laoten  drijven,  hy  en  sal  körnen  opten  dijek  by  den  Heymraet  in 
cnen  bloten  rocke,  bloets  boefts,  ind  barvoots  mit  euen  stro  zele  gegordet, 
hebbeude  eneu  spaden  in  sinre  handt,  ind  swereu  dair  ten  Heyligen,  dat  hy 
binnen  alle  den  landen,  dair  die  dijk  gelegen  is,  geen  gued  en  beeft  noch 
en  beholt,  by  en  gevet  mit  den  dijek  op.“ 

Aus  diesen  beiden  (Quellen  ergiebt  sich,  dass  der  Schwur  des  Deicb- 
genossen  nicht  dahin  geht,  dass  er  den  Deich  nicht  länger  halten  könne, 
sondern  dabin,  dass  er  tbatsäcblicb  all  sein  Out  aufgebe,  insbesondere 
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forderte  man  zwar  keinen  Scliwur,  aber  eine  Erfüllung  der 
Deiclipfliclit:  Der  Deich  musste  „ins  Loff“  gebracht  werden. ••) 
Ohne  solchen  förmlichen  Austritt  blieb  der  abziehende  Genosse 
dem  Verbände  verhaftet.®’) 

ß)  Der  Ausschluss  vollzog  sich  ursprünglich  durch  Ver- 
stossnng  aus  dem  Verbände,  ohne  dass  man  eine  besondere 
deichrechtliche  Form  anwandte.  Später  kam  bei  dom  System 
der  Pfanddeichung  im  Fall  der  Nichterfüllung  der  Deichpflicht 
meist  die  Form  auf,  dass  ein  Deichbeamter  den  Spaten  in  die 


nichts  heimlich  hei  Seite  gebracht  habe.  Das  Kigentum  verlor  der  Deich- 
gciiusse  mit  dem  Spateusteekeii.  — Die  liehauptnug  Auhagens  8.  G'J,  dass 
der  Deichhalter  „einen  feierlichen  Eid  leisten  musste,  dass  es  ihm  durchaus 
an  allen  Mitteln  gebräche,  den  Deich  langer  zu  halten*  ist  daher  iu  ihrer 
Allgemeinheit  unrichtig;  sie  beweist  nicht  art.  21  des  Deichreebts  von 
Ealland,  wie  Auhagen  meint.  Gegen  sie  siehe  ferner  die  Quellen  in  A.  62 
und  66. 

Altmärkische  Deichordnung  von  1476:  Uodde  ock  Jemant  Jenigh 
gudt  dar  quade  Dyke  tho  legen  und  wolde  he  dat  snlven  gudt  myt  dem 
Dyke  avergeven  und  dat  up  den  Dyke  stekeu,  de  scal  to  dem  ersten  sodaneu 
synen  Dick  In  loff  maken  und  mach  deune  sodane  gut  up  den  dick  stecken 
alse  dicks  recht  is  mit  allem  gude,  dat  ho  in  dem  geriebte  und  In  der 
Schouwingo  heft,  ydt  sy  tegeden,  Tyuse,  pechte,  denste,  effte  gerichte  mit 
aller  gerochticbeit,  neynerleye  buten  besebeyden  und  dese  sulvon  schal  dat 
denne  den  dickschonveni  titlyken  to  voren  vor  der  dmdden  und  lasten 
8couwynge  toseggon,  dat  he  unsen  mannen  und  Steden  de  in  der  Scouwynge 
und  under  Drencke  boseten  synt,  also  dem  Bade  to  Sehnsen  unde  to  Werben 
und  dem  gantzo  laude  de  dartho  varpflichtet  syntb  bey  towesendo,  en  sulkes 
wytlyck  don,  dat  se  seen  und  hören  dat  sodans  Jo  to  ga  alse  dikes  recht 
is  und  dat  up  recht  mit  aller  tobohoryngen  alse  vorscreven  is*. 

"’)  Deicbrecht  von  Salland  art.  20;  „Off  een  Uan  badde  een  Erve 
liggeu  an  den  Dyck,  die  soe  verarmett  weer,  dat  hy  den  vaeren  wolde 
laeten,  den  soldcmen  tasten  alle  syn  roerendo  gnedt,  en  badde  hy  anders 
gbieu  Erve.  Vuer  by  oeck  uth  den  Lande  ene  wyle  endo  wonno  guedt, 
occk  woet  bem  toequeeme,  hett  waer  Erve  offte  roerende  gnedt.  Ende  der 
wylen  datt  hy  uth  dem  Laude  weer  den  Dyck  die  syne  wass,  ende  ander 
luydeu  gedykott  hadden,  die  daer  mit  Rechte  toe  gewysott  wesen.  Ende 
queeme  hy  wedder  int  Laudt,  ende  brechte  hy  guedt,  soe  weer  die  Dyck- 
grevo  schuldich  den  genen  die  den  Dyck  gedykett  hadden  daer  toe  helpen, 
datt  sy  au  datt  gnedt  oiren  sebaeden  verhoelden*.  Siehe  hierzu  Auhagen 
a.  a.  0. 

16* 
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betreffende  Deichkabel  steckte.**)  Und  zwar  fand  diese  Prozedur 
nicht  nur  bei  hartnäckiger  Nachlässigkeit,  sondern  auch  beim 
Unvermögen  des  Deichhalters  statt.**)  Anch  finden  sich  Quellen, 
aus  denen  hervorgeht,  dass  der  Genosse  im  Fall  des  Unver- 
mögens den  Spaten  selbst  stecken  musste.’*)  Im  fibrigen”) 
statuieren  die  Quellen  den  Ausschluss  des  Yerbandsgenossen 
einfach  in  der  Weise,  dass  sie  ihm  sein  Grundstück  absprechen.’*) 


*)  Vergl.  Spadelandsrecht  art.  11.  Deichrecht  in  den  Bremischen  Vier- 
gohen  Ton  U49  art.  16  (Pufendorf  IV,  59),  Deichgericht  ron  15CS  (a.  a.  U. 
S.  63)j  u.  1569  (a.  a.  0.  S.  67),  Neueres  Deichrecht  in  den  vier  Uohen  (Heinekon 
Anhang  sub  111  art.  14),  Deichgerichte  von  1551  (oben  Einleitung  § 4a  Ä.  267) 
1660  (Oelrich  S.  606),  Deichordnungon  für  Stedingen  (oben  S.  58  sub  c)  — 
Deichrecbt  des  AUeu  Landes  art.  14,  dazu  das  Weistum  von  1571  (oben 
S.  31)  — LUbbekes  Aufzeichnung  vom  Deicbrecht  (oben  Einleitung  § 4a 
A.  160). 

**)  Abweichend  Auhagen  a.  a.  0. 

’*)  Altmärkische  Deichordnnng  von  1476  (oben  Einleitung  § 4a,  A.  195), 
Spadelandsrecht  Note  art.  11.  LUneburgiscbe  Deichordnnng  von  1564  art.  13. 
Kochtsbelehrung  von  1615  (oben  Einleitung  § 4a  A.  36).  Ganz  abweichend 
Auhagen  a.  a.  0.  Siehe  aber  unten  Abschnitt  III. 

^')  Also  bei  der  Commuuiondeichuug,  bei  vielen  Pfanddeichnngen  im 
Kail  der  Nichterfüllung  der  Deichpflicht  und  stets  bei  sonstigen  Vergehen 
gegenüber  dem  Verband.  Siebe  die  folg.  A. 

’■■*)  Vergl.  Kcure  der  vier  Auibachten  von  1242  XXII I,  64.  Alt- 
mürkische  Deichordnnng  von  1436  (oben  Einleitung  § 4a  A.  195).  Neueres 
Schulzenrecht  § 19  (Richthofeu  Kq.  S.  417),  Deichrecht  der  Hemmen 
§ 4 (a.  a.  0.  S.  505),  Uieris  II,  333  (a.  1323).  Sachsenspiegel  II,  56. 
Schwabonspiegel  art.  15.  — Keurebriof  der  Cbatbeleuie  von  Brügge  a.  1190 
(oben  Einleitung  § 4b  A.  564),  § 19.  (Wer  den  Deich  des  Heeres  zerstört 
verliert  sein  Out  und  seine  i echte  Hand];  Lüneburger  Deichordnnng  von 
1564  § 12,  Neueres  Deichrccht  in  den  vier  Gehen  (a.  a.  0.  A.  § 4a  263)  [Wer 
Land,  das  er  an  Ausländische  versetzt  bat,  binnen  2 Jahren  nicht  einlöst, 
verliert  esj;  Spadelandsrecht  art.  13:  .So  aber  unter  den  Deichrichter  einer 
oder  mehr  befunden,  die  aus  Nachlässigkeit  ihrem  Amt  nicht  treulich  vor- 
stehen und  durch  ihre  Versäumnis  dem  Koge  Schaden  widerführe  und  be- 
gegnete, desselben  Güter  sollen  an  I.  F.  Gnaden  verbrochen  seyn,  und  er 
als  ein  Meineidiger  gestrafft  werden“.  Siehe  auch  Spadelandsrecht  art.  15, 
dazu  Stapelbolmsche  Deicbordnung  von  1625  art.  1 (anders  Eyderstädter 
Deichordnuug  von  1595  art.  11).  — Betreffs  des  Ausschlusses  aus  einer 
Aussendeicbsintcressentenscbaft  bei  Nichterfüllung  der  Deichbaupfliebt  in- 
folge des  Verlustes  des  Landes  siebe  oben  Abschnitt  I § 3 sub  VI.  BetreS's 
des  Ausschlusses  aus  einem  Deichbauverband  vergl.  das  oben  S.  93,  98.  153 
Bemerkte. 
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Was  den  Verlust  des  mittelbaren  Genossenrechts  anlangt, 
so  erfolgte  er  entweder  durch  Aufsage  zwischen  mittelbarem 
und  unmittelbaiem  Genossen’“)  oder  durch  die  Verspadung.’*) 

2.  Der  Inhalt  der  Mitgliedschaft  setzte  sich  aus  ver- 
schiedenen Rechten  und  Pflichten  zusammen.  In  der  ältesten 
Zeit  waren  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Genossen,  welche 
sich  auf  den  Deich  bezogen,  Anhängsel  der  Gemeindemitglied- 
schaft. Mit  dem  allmählichen  Auftauchen  von  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  verselbständigten  sieh  diese  Deichrechte  und 
Deicbpflichten;  freilich  trugen  sie  in  dieser  oder  jener  Beziehung 
meistens  noch  ein  Stflck  der  älteren  Epoche  an  sich.  In  oder 
ohne  Zusammenhang  mit  dieser  Entwicklung  steht  das  Teil- 


^ Die  Aufsago  musste  meist  zu  bestimmten  Zeiten,  in  bestimmten 
Formen  geschehen.  Vergl.  Bergh  I,  362,  Stedinger  Deichrecht  von  1625 
(1579),  des  Kapitels  und  des  Rates  von  Bremen  Verordnung  von  1449  (oben 
Eiul.  § 4a  A.  262)  art.  12  [Will  der  Landberr  dem  lieber  oder  der 
Meyer  dem  Landherrn  kündigen  in  den  heiligen  zwölf  Nächten  zu  Weih- 
nachten, so  soll  er  zwei  Nachbarn  als  Zeugen  dazu  nehmen,  einen  von  oben 
und  einen  von  unten,  oder  wenn  keine  Nachbarn  da,  zwei  andere  Landleute  in 
der  Qerichtsmarkuug];  Landbrief  in  den  vier  Gohen  von  1545  (a.  a.  0. 
A.  263)  sub  7 : „OBt  enig  Landheer  sinen  Ueyer  wolde  upseggeu  Iahten, 

da  man  deme  thosendo  den  edigeu  Schwären  im  Dorp,  das  datt  Gutt  ge- 
legen, de  schall  darmede  hennegahn  by  sinem  Ede,  dat  anhören  und  daer 
Tucheuisse,  wanneer  idt  nohtig  is  van  geven  und  schall  een  Verndeel  Bcers 
darvor  hebbeu,  und  so  de  Schwären  krank,  offte  nicht  einheimisch  wehren, 
magh  de  Gogreffe  synen  Dener  darby  senden“.  Deichrecht  von  Kettes- 
büttel  von  1532  (a.  a.  0.  A.  122)  §§  1,  6 ff..  Altes  Ostfriesiscbes  Deich- 
recht § 7.  Vergl.  auch  Heineken  § 26.  Siehe  ferner  unten  sub  III. 

’*)  Vergl.  Deicbrecht  in  den  4 Gohen  von  1449  art.  12  ff.  Neueres 
Deichrccht  art.  12.  Stedinger  Deicbrecht  von  1525,  1579.  (Betreffs  dieser 
Quellen  vergl.  oben  A.  68.)  Vergl.  ferner  Heineken  § 41  f.  — Durch 
jede  vollendete  Verspadung  wurden  auch  die  dem  Verband  sonst  Einge- 
gliederten von  ihrer  Teilnahme  an  der  Mitgliedschaft  ausgeschlossen.  Vergl. 
namentlich  Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  14,  Altländisches  Weistum 
von  1671,  Deicbgericht  von  1537  im  Amte  Winsen  (Pufendorf  II,  S.  584), 
Deichgericht  von  1444  (Streit  zwischen  dem  Probst  von  Bremen  und  einem 
Senator):  .Wor  ein  Gudt  verspadet  werd,  an  dem  gude  wertt  verspadet 
Eigendom,  Tins,  und  alle  Rechtigkeit,  na  rechte  zede  und  Wahrheit*  bei 
Heineken  § 43. 
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nelimen  der  Schutz-  und  Ungenossen  an  einzelnen  Rechten  und 
Pflicliten,  welche  der  Verbandssphäre  entkeimten.”) 

a)  In  dom  Vollgenossenrecht  waren  anfangs  von  Rechten 
namentlich  enthalten  das  Stimmrecht,  das  pa.ssive  Wahlrecht, 
das  Recht  auf  den  Deichfrieden,  das  Recht  auf  Schutz  gegen 
Angriffe  von  aussen,  das  Recht  auf  Heihülfe  und  Nothüifo,  die 
verschieden  gearteten  Rechte  auf  Deicherde,  die  Teilnahme  an 
den  Gesuintrechten  des  Verbandes  n.  a.  m.  In  späterer  Zeit 
beschränkte  oder  vernichtete  häufig  herrschaftlicher  Einfluss 
dieses  oder  jenes  der  genannten  Rechte  für  alle  V^erbands- 
geno.ssen  z.  B.  das  im  Stimmrecht  enthaltene  aktive  Wahlrecht 
zum  Deichbeamten.’*) 

Wer  nicht  Vollgenosse  war,  nahm  anfangs  an  diesen  Deich- 
rechten nur  in  sehr  beschränktem  Masse  Teil.  Mit  der  Zeit 
errang  sich  aber  der  Nichtvollgenossc  dieses  oder  jenes  von 
ihnen,  zum  Teil  neben  dem  Vollgenossen,”)  znm  Teil  ihn  ein- 
schränkend.’*) Am  umfassendsten  war  das  Recht  auf  den 
Deichfrieden.  Dies  bcsassen  die  mittelbaren  Genossen,  überhaupt 
jeder,  der  auf  dem  Deich  zu  thun  hatte.’®) 


”)  Die  folgende  Oaratellung  iin  Text  aoll  nur  einen  ganz  allgemeinen 
Einblick  in  den  Inhalt  der  Mitgliedschaft  gewähren.  Die  Ilclegc  im 
einzelnen  ergeben  die  früheren  Schilderungen  und  die  spateren  Abschnitte. 

™)  Auch  kamen  Hechte  für  alle  Vorhandsgenosson  infolge  V'eränderungen 
des  inneren  Hechtsleheus  io  manchen  Deichverbäuduu  in  Fortfall,  z.  B.  das 
Wahlrecht  zum  Deichbeamteu  da  wo  das  Amt  von  Hof  zu  Hof  oder  von 
Dand  zu  Dand  umging.  Siehe  unten  § 3. 

'Iä  B.  das  Hecht  auf  den  Deiclifrieden,  auf  Schutz  gegen  aussen 
tf)  J5.  B.  Nutzungsrechte  am  Deithkörper  und  V'orlaiul;  namentlich 
wurde  das  Vollgenossenrecht  dann  erheblich  beschränkt,  wenn  die  mittel- 
baren Uenossen  unter  dem  Vollgenosseuvci  band  einen  .Sonderverband 
bildeten,  der  einen  Teil  der  Deichverwaltung  batte.  — Auch  ist  zu  be- 
merken. dass  da,  wo  mittelbare  Uenoss.-u  in  stärkerem  oder  schwächerem 
lirade  deichpflichtig  wurden,  dieser  Pflicht  in  verschiedener  Weise  ein  Hecht 
auf  Unterstützung  durch  den  diesbezüglichen  Vollgonossen  entsprach  — und 
zwar  ein  Recht,  das  dem  Verbandslcben  entkeimte.  — Zu  beachten  ist  auch, 
dass  nicht  allein  Sebutzgenosseu  den  Vollgenosseu  sich  assimilierten,  sondern 
auch  ehemalige  Vollgenossen  infolge  der  Verschärfung  der  Voraussetzungen 
für  Vollgenosseu  ihr  altes  Vollrccht  verloren. 

t*)  Vergl.  Hichtliofon,  Hn.  \ii,  13:  ,Alsa  thi  inrosta  to  tha  dike 

enrnth,  sa  hagere  alsa  gratene  fretho  opa  tha  dike.  alsare  oua  tha  wilasa 


Digitized  by  Googic 


247 


b)  Was  dio  Pflichten  angelil,  die  die  volle  Mitgliedschaft 
herbeiführte,  so  bestanden  sie  in  der  Deichlast, '®‘)  oft  in  Ver- 
waltungspflichten, wie  der  Notwendigkeit  der  Thätigkeit  als 
Deichbeamter  oder  dom  Zwang  „Busenlandgeber“  zu  sein,  in 
der  Schaupflicht,  der  Gerichtspflicht,  der  Pflicht  zur  Hergabe 
von  Deicherde,  Deichgrnnd,  Deichbaumaterial,  in  der  Gehorsams- 
und Anstandspflicht,  in  der  Pflicht  den  Deichfrieden  zu  wahren 
und  den  Genossen  gegen  Angriffe  von  aussen  zu  schützen. 

Wer  nicht  Vollgenosse  war,  nahm  an  einigen  dieser  Pflichten 
überhaupt  nicht  Teil.  Andere  erhielt  er  im  Laufe  der  Zeit. 
Namentlich  wurde  der  mittelbare  Genosse,  der  Grundstücks- 
nntzer  war,  meist  deichpflichtig,  schaupflichtig,  gerichtspflichtig; 
und  zwar  trat  er  entweder  neben  den  Vollgenossen*")  oder  an 
dessen  Stelle.*') 

3.  Während  ursprünglich  der  Umfang  der  Mitgliedschaft 
innerhalb  eines  Deicliverban<lcs  bei  den  einzelnen  Genossen  an- 
nähernd gleich  war,  wurde  er  im  Lauf  der  Zeit  bei  ihnen  sehr 
verschieden. 

a)  Was  das  Verhältnis  der  Vollgenossen  unter  ein- 
ander anlangt,  so  war  meist  dieser  oder  jener  in  höherem  Masse 


werpo.  onil  alsare  oua  tha  weida  Htborekhoui*.  Daaa  Kq.  SIS  fl.  § 10. 
.Sander-Dficbsatiimgon  von  1317  §§  a.  G ff.,  Sielrecbt  der  drei  Delfsiele 
von  1317  §§  10.  11.  Adewarter  Sielbrief  von  1382  § 14.  Peiebreebt  von 
Feldwebrt  von  1303  5 2.  Erasinger  Pfcnningsscbuldbncb  § 76.  Altes  Ost- 
frieaiacbes  Deicbrecht  § 25.  Neueres  Pitinarser  Landrecht  §151.  Pitmarser 
I.sindrecht  von  1567  art.  86  § 7.  art.  106.  Siehe  unten  § 4 aub  II  und 
Abschnitt  V. 

”*)  Infolge  der  Radizieriing  der  Peicblast  auf  Grundstücke  erhielt  die 
Peicblast  noch  eine  andere  Grundlage.  .Sie  entsprang  nicht  nur  der  Mit- 
gliedschaft. sondern  wurde  zur  Sonderpfiiclit.  Siehe  Gierko  II,  S.  884  und 
unten  § 3 sub  I. 

So  bei  der  Peichpilicht;  hierdurch  wurde  die  Peichpflicht  des  Voll- 
gennssen  modifiziert.  Es  wurde  eben  das  Verhältnis  zwischen  Vollgenossen 
und  mittelbaren  Genossen  bezüglich  der  Verteilung  der  Peicblast  teils 
zwingend,  teils  für  das  Verhältnis  beider  zum  Verband  geregelt.  Siehe 
auch  unten  A.  108. 

e>)  So  bei  der  Schaupflicht.  Vergl.  z.  B.  Peichordnung  für  Cleve 
von  1575. 
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doicbpfliclitig  als  der  andere.  Dies  kam  infolge  ding)  icher  i 
oder  persönlieher  Momente. 

Wo  die  Deichlast  nach  Höfen  verteilt  war,  konnte  einer 
mehrere  Höfe  besitzen,  infolgedessen  eine  grössere  Deichstrecke 
zu  unterhalten  haben  wie  die  übrigen.^*)  Wo  die  Deichlast 
nach  Ackermassen"*)  und  hierbei  womöglich  schon  unter  Be- 
rücksichtigung der  Güte  des  Landes**)  oder  nach  dem  Anschott**) 
verteilt  war,  ergaben  sich  bei  der  Ungleichheit  des  Grund- 
besitzes**) ebenfalls  Verschiedenheiten. 

Infolge  persönlicher  Gründe  waren  einzelne  Genossen, 
namentlich  Herren,  Adliche  und  Geistliche,  hinsichtlich  der 
Deicbpflicht  bevorzugt,***)  indem  sie  teilweise  überhaupt  nicht,**) 


**)  Vergl.  namentlich  daa  Deicbgericht  anf  dem  Alkerdeich  von  1603 
(bei  Heineken  Anhang  Nr.  V):  ,I)aaa  aber  der  Alker  etzlicbe  mehr  den 
einen  Schlag  in  ihrem  Deiche  haben,  ae;  die  Ursache,  dass  derselbe  gemeiner 
Deich  nach  Uüven  anagethoilet  worden,  als  nämlich  wehr  mehr  den  einen 
Hoff  hat,  derselbe  habe  auch  mehr  denn  einen  Schlag.* 

Siehe  oben  S.  239. 

"*)  Vergl.  Alte  Ostfriesische  Deicbordnung  § 2:  Oeeat-  und  ktoorland 
ist  als  Ualbland  an  rechnen.  Keure  der  vier  Ambachteu  von  1243  § 67. 
(Jodes  Land  ist  deichpflichtig,  .proportionaliter  tarnen  de  noris  terris  seenndum 
Talorem  terrae“),  dazu  siehe  Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  2 : .Soviel 
man  aus  der  Uaupt-Tbeilung  judiziereu  künnen,  so  haben  die  Teich-Richter- 
schafften,  die  mit  ihrem  Lande  vor  dem  Teiche  her  bolegeu,  mehr  Teiches 
als  die  oberwerts  liegen.  Ob  nun  solches  wegen  Bonität  und  Unterscheid 
des  Laudes  in  alten  Zeiten  geschehen,  kann  mau  nicht  wissen.* 

*)  Vergl.  unten  Abschnitt  III. 

**)  Auch  infolge  von  Einlagen  entstand  Ungleichheit  des  Orundbesitaes 
und  damit  Ungieichlieit  der  Deichlast.  Vergl.  Deichrecht  des  Alten  Landes 
art  2:  .Keguluriter  hat  ein  Stück  Landes  in  einer  Teich-,  Richter-  oder 
Schwareusebaft  gleich  viel  Teiches,  es  wäre  denn,  dass  ein  Hoff  deswegen 
vor  einem  andern  beschweret  wäre,  dass  ein  Teil  seines  Landes  ausgeteicbet 
worden.“ 

*"*)  Prinzipiell  galt  der  Orundsatz,  dass  kein  Land  frei  von  der  Deich- 
pflicht sein  solle,  .es  sei  geistlich  oder  weltlich,  edel  oder  unedel“;  doch 
kamen  vielfache  Durchbrechungen  vor,  anf  deren  Grundlage  später  einzu- 
gehen ist. 

"*)  Vergl.  Uackmann  S.  270.  0.  St.  Uols.  II.  S.  232  ff.  ThUuen 
S.  71.  Mich  eisen,  Altditmarsche  Rechtsquelleu  S.  369.  Groot  Placaat 
boek  für  Utrecht  II.  ,S.  103  (a.  144UJ,  Osterhusischcr  Akkord  (oben  Ein- 
leitung § 4a,  A.  22)  VI.  § 28.  Hunrich  art.  1.  Bergh  II,  248  (Herr 
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teilweise  in  weniger  unbequemer  Weise*")  teilweise  mit  ge- 
ringerem Risiko**)  deichpllichtig  waren.*®)®"») 

In  Bezug  auf  sonstige  Pflichten  finden  sich  in  den 
Quellen  Unterschiede,  indem  einige  Genossen  im  Gegensatz  zu 
den  anderen  die  Wahl  zum  Deichbeamten  nicht  anzunehmen 
brauchten,  oder  indem  einige  nicht  in  gleicher  Weise  gerichts- 
pflichtig waren,  wie  die  übrigen.  Für  die  vier  Lande  ward 
z.  B.  im  Jahr  1449  bestimmt,  dass  Pfaffen  und  Büi’ger,  welche 
in  die  Schwarenschaft  fallen,  aber  nicht  Geschworene  sein  wollen, 
einen  guten  besitzenden  Landmann  als  Vertreter  schicken  sollen.*') 
Andrerseits  gewährte  z.  B.  GrafFloris  im  Jahre  1270  der  Stadt 
Dordrecht  die  Vergünstigung,  dass  einem  Bürge  keine  Deichlast 


von  Heusden  hat  6 Hufen  frei).  Siehe  betreffs  der  Freihufen  auch  oben 
■S.  160.  A.  203.  Näheres  unten  Abschnitt  III. 

**)  Namentlich  ward  bei  Geistlichen  oder  Edlen  die  Deicblast  in  einen 
Geldbeitrag  umgewandelr.  Vergl.  Hunrich  art.  1 (Deichfreiengeld),  ferner 
das  Privileg  Konrads  von  Rotenstein  von  1387  .dass  ein  jeder  Pleban  drei 
Mark  bahres  Geld  geben  soll",  wodurch  er  von  aller  Dammarbeit  frei  sein 
solle  ewiglich.  Ueber  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Freiheit  siehe  unten 
Abschnitt  III. 

*•)  Siehe  Mieris  IV,  243  (25.  Juli  1413).  Wilhelm  giebt  die 
Ländereien  zweier  Herrn  an  Ambachtsherrn  mit  der  Klausel:  .Ende  bebben 
den  selven  Heeren  ende  Ambachts  Heeren  voirder  aisulke  gracie  gegeren, 
waert  dat  hem  hier  namals  verongel;cte,  ende  sy  den  dyck  niet  hnuden  en 
kondon  off  en  wouden,  dat  zy  dan  die  Goeden,  Hebrlicheden  ende  den  dyck 
voirsz.  weder  overgeven  mögen,  beboudeliken  hem  hoiren  anderen  Heer- 
licheden  ende  de  goeden,  die  zy  nu  bebben,  off  hier  namaels  krygen  moegen 
onbebyndert  ende  belast  van  den  voirsz.  dyck  te  wesen  ende  te  blyven  tot 
eewigen  dagen“.  (Ebenso  Mieris  a.  a.  O.  13.  Juli  1413).  — Siehe  ferner 
Glosse  zu  Ssp.  II,  56,  wo  die  Ausnahmestellung  des  Lehngutes  mit  dem 
Satze: '.Lehn  ist  des  Ritters  Sold“  gerechtfertigt  wird. 

*°)  Umgekehrt  gab  es  z.  B.  aus  persiinlicbeii  Gründen  Erhübungen  der 
Deichpflicbt,  wie  die  Pflicht  des  Herrn,  das  Spadengut  zu  Übernehmen. 
Hier  ist  freilich  der  Unterschied  zu  den  übrigen  Gliedern  ein  qualitativer 
und  entspringt  mehr  der  Verbandssphäre  des  Herrn  als  seiner  Individual- 
spbäre. 

*“•)  Hierher  gehören  natürlich  nicht  die  Befreiungen  von  der  Deich- 
last, welche  rechtlich  jedem  Vollgenossen  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
zustanden,  wie  die  Freiheit  der  Deichbeamten,  die  Secbswochenfreiheit  des 
Hofbesitzers,  dessen  Frau  im  Kindbett  war,  die  Jahresfreihoit  während  der 
Zeit  des  Weinkaufs  (hierzu  siebe  ThUnen  S.  69). 

*')  Des  Kapitels  und  des  Rates  Verordnung  von  1449  art.  13. 
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auferlegt  werden  kann,  wenn  die  Heemraden  sic  nicht  den 
Stadtschöffen  glaubhaft  machen;  wird  dies  nicht  glaubhaft 
gemacht,  so  ist  zur  Entscheidung  vom  Balju  ein  Schiedsgericht 
einzusetzen,  das  aus  zwei  Städtern  und  zwei  Nichtstädtem 
besteht.“) 

Hinsichtlich  der  Rechte  ergaben  sich  auf  dinglicher 
Basis  Unterschiede,  indem  zum  Teil  die  Kabelverteilnng  ans- 
schlaggebeiid  für  die  Nutzungsrechte  am  Deich  war,**)  und 
indem  dingliche  Momente  die  Teilnahme  an  der  Deichverwaltnng 
bestimmten.“)  Eine  Erweiterung  der  Rechte  ans  persönlichen 
Gründen  trat  namentlich  für  Adliche  und  Städter  ein.  So  be- 
durften Adliche  in  der  Altendorfer  Schauung  keine  Erlaubnis 
zur  Anlegung  von  Stausielen*®)  und  die  Städter  wurden  namentlich 
in  Holland  bevorzugt,  indem  z.  B.  entweder  der  Deichgraf**) 
oder  der  grösste  Teil  der  Heemraden '*')  Bürger  der  in  Betracht 
kommenden  Städte  sein  musste.“") 

Es  erwuchsen  infolge  persönlicher  Unterschiede  hänfi? 


■'*)  Hergh  II,  208.  Ebenso  Bergb  II.  522  (a.  1284). 

*“)  Vergl.  z.  B.  Spadelanilsrecht  art.  3. 

*•)  Siehe  oben  S.  241;  ferner  Handvesten  der  Stadt  Eoebnysen  S.  59b 
(a.  1440:  die  sieben  reichsten  wShlen  Deichbeamto).  Deichordnung  fiir  die 
Osterdijkgraefschap  by  Medcmblick  von  1495  (oben  Eint.  § 4b  A.  540): 
,Dat  die  rijekdom  van  de  drie  Coggen  alle  Jaren  kioson  sullen“. 

“5)  Deichrecht  der  Alteudorfer  Schauung  VIII. 

“)  Siehe  die  Keure  für  die  Alblasserwaard  von  1483:  .Dat  een  dije- 
graeff  van  den  selven  waert  gegoet  wesen  zai  binnen  den  waert  voorsx.  an 
goede  off  an  laude  tottcr  sorame  van  bondert  pond  groten  vlaemscb  of  daer 
honen  ende  porter  sal  zijn  binnen  der  stede  van  Dordrecht.“  Privileg 
Herzog  Johanns  von  Bayern  v.  1418  für  Südbolland  (Oudenhoven  S.  101) 

„dat  niemant  binnen  onaen  lande gcen  dyeusten  (js  te  weten  die 

bayliuscop  die  dijcgreuescapp ) off  ouso  tollen  t'  Dordrecht  vueren 

eil  sal.  hi  en  si  poirter  Tordrecht  ende  wonachtig  mit  siinre  alingen 
woenstat  “ 

“t)  Privileg  für  die  Riederward  v.  1442  (oben  Einleitung  § 4b  A.  441). 

*)  Siehe  auch  die  Deichordnung  Johanns  von  1421  tür  die  Alblasser- 
waard  lohen  Einleitung  § 4b  A.  451)  und  Mierls  II,  333  (Ireistliche).  Siehe 
ferner  bezüglich  der  Bevorzugung  der  Vornehmen,  Mion,  Ritter  im  Hinblick 
auf  die  Teilnahme  an  der  Deichverwaltung  EyderstÄdter  Deichordnnng  von 
1595  art.  3.  Hieris  III,  3ll>;  Placaatb.  f.  Utrecht  II.  8.  65. 
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innorlialb  der  Deirliverbände  als  Gliederverbiinde  besondere  Ge- 
nosseiiklassen.*") 

b)  Der  Untei-schied  zwischen  Vollgenossen  und  Scbntz- 
genossen  bezog  sich  anfangs  auf  den  Inhalt  der  Mitglied- 
scliaft,  er  war  ein  iiualitat i ver.  Da  aber  ini  Tianfe  der  Zeit 
die  Sclintzgenossen  deiclipflicbtig  wurden,  nnd  die  Deiebpfliebt 
bekanntlicli  bei  den  Deichverbänden  im  Mittelpunkt  des  Ver- 
bandslebens stand,  so  ward  namentlich  der  Unterschied  zwischen 
Vollgenossenpfliclit  nnd  der  Pflicht  des  mittelbaren  Genossen  zn 
einem  quantitativengestempelt.  Der  mittelbare  Genosse  ward 
in  geringerem  Umfang  deichpflichtig  als  der  Vollgenosse.  Der 
mittelbare  Genosse  erschien  im  Gewände  eines  wahren  Deich- 
genossen, der  nur  in  kleinerem  Massstab  zu  deichen  hatte  als 
der  Vollgenosse.  Immer  aber  erschien  er  nur  im  Gewansde 
eines  Deichgenossen,  der  Wesensuntersehied,  der  juiistische, 
der  (lualitative  Unterschied  zwi.schen  beiden  Genossen  blieb 
gewahrt,  indem  die  Deichverwaltnng  mit  ihren  Rechten  nnd 
Pflichten  den  mittelbaren  Genossen  nie  völlig  zu  Teil  wurde."“’) 

III.  In  den  herrschaftlichen  Deichverbänden  im 
engsten  Sinn,  die,  wie  bereits  öfters  bemerkt,  selten  vorge- 
kommen sind,'“*)  war  die  Zugehörigkeit  zum  Verband  immer 
durch  ein  persönliches  Verhältnis  zum  Herrn  bestimmt,  das  sehr 
verschieden  .sein  konnte.  Es  konnte  auf  Knechtschaft,  Hörig- 


Diese  {jUcilerverbändo  brauchten  keine  besonderen  De  ich  verbünde 

zn  sein. 

'*')  Dies  tritt  namentlich  dann  hervor,  wenn  ein  Sonderverbnnd  der 
mittelbaren  Genossen  unter  den  ehemaligen  V'ollgenossen  existiert.  Denn 
die  höhere  Verwaltung  ruht  dann  immer  noch  bei  letzteren,  wennschon  sie 
einen  Teil  der  V’erwaltung  einbüssen.  Vergl.  oben  S.  238  A.  3y.  — Inner- 
halb solcher  Sonderverbände  waren  Rechte  und  Pflichten  der  iniltelbaren 
Genossen  zu  einander  natürlich  in  mannigfacher  Weise  quantitativ  ver- 
schieden. 

""J  Siehe  oben  S.  157  ff.  S.  200.  — Darin,  dass  sie  thai.säcblich  vor- 
gekommen sind,  darf  man  nicht  zweifeln.  Wir  können  uns  freilich  ein  IJild 
von  ihnen  nur  durch  HUckschlUsse  von  solchen  Deiebverbänden  entwerfen, 
bei  denen  der  herrschaftliche  Charakter  sehr  stark  ausgeprägt  ist.  Hierher 
ist  namentlich  zu  rechnen  Bergh  II,  362. 
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keit'**)  oder  Vertrag'“*)  beruhen.  Häufig  wurzelte  die  Zu- 
gehörigkeit zugleich  auf  dinglicher  Basis.  Ihr  entsprangen 
Deichpfiiehten  und  Deichrechte.  Die  Deichpfiieht  wurde  als 
Frohn-  oder  Scharwerksdienst'®*)  geschuldet,  oder  sie  war 
Ausfiuss-  eines  Arbeits-  oder  Pachtvertrages.'““)  Dem  Unter- 
tlianen  konnten  auch  Nutzungsrechte  am  Deich  und  Vorland 
eingeräumt  sein.  An  der  Deichverwaltung  nahm  er  keinen 
Anteil.  Der  Umfang  der  Rechte  und  Pfiiehten  war  bei  den 
einzelnen  Leuten  des  Verbandes  erheblich  verschieden.  Nament- 
lich war  die  Deichpflicht,  wo  sie  zu  den  Frohndiensten  ge- 
rechnet wurde  ungleich  verteilt,  indem  auf  die  sonst  zu  leistenden 
Abgaben  und  Dienste  Rücksicht  genommen  wurde.'““)  Austritt 
und  Ausschluss  vollzogen  sich,  insoweit  sie  möglich  waren, 
durch  gegenseitige  Aufsage  zwischen  Herrn  und  Unterthan. 
In  wie  weit  eine  solche  nur  zu  bestimmten  Zeiten  oder  in  be- 
stimmten Fristen  erfolgen  konnte,  regelte  das  Verbandsrecht.’“’) 

IV.  In  den  Deichverbänden  konnten  nun  aber  nicht  nur 
Individuen,  sondern  auch  Verbände  mehr  oder  minder  eine 
Gliedstellung  einuehmen. 

1.  Wenn  ein  Herr  Mitglied  eines  Deichverbandes  war  und 
als  alleiniger  Träger  eines  Verbandes  figurierte,  war  zugleich 
mit  dem  Individuum  ein  Verband  Glied  des  Deichverbandes. 
Ein  Verband  hatte  Rechte  und  Pflichten.'““) 


*“)  Bergh  I,  294  siehe  ferner  oben  S.  15».  A.  229. 

Bergh  I,  3B2. 

■“•J  Siehe  die  Quellen  bei  Tüppen  s.  a.  O. 

'“j  Bergh  VI,  362,  Hieris  II,  368. 

Verg).  Verschreibung  für  Carweso  von  1339  (bei  Töppen): 
.Eiipyndeu  wir  von  allen  gebuerlicheu  arbeiten  genannt  gemeinlicben  Schar- 
werk, sunder  Temme  zeuhuften,  das  man  gemeinliuh  heisot  Teichen  und 
Temmou  wellen  wir  si  als  ander  ynwoner  des  Werders  syn  vorbunden“. 

'*”1  Siehe  oben  A.  73. 

Der  Verband  war  insbesondere  deichpflichtig.  Im  Lauf  der  Zeit 
trat  aber  in  Bezug  auf  seine  Deiehpflicht  eine  Aenderung  ein,  indem  lUe 
durch  ihn  bisher  vertretenen  üenossen  dem  Deichverhand  gegenüber  deich- 
pflichtig wurden.  Hierdurch  bekam  seine  Deichpflicht  teilweise  einen  mehr 
subsidiären  Charakter.  Jedenfalls  ward  dadurch  das  Verhältnis  zu  seinen 
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2.  Auch  Oeuossenscbaften  konnten  eine  Gliedstellung 
in  Deichverbänden  einnehmen. 

Eine  solche  wurde  angebahnt,  wenn  man  die  Genossen 
eines  Deichverbandes  nach  kleineren  Verbänden  z.  B.  Dörfern 
gruppierte.  Namentlich  bildete  sich  mit  der  Verteilung  des 
Deiches  unter  einzelne  Dörfer  zuerst  eine  Gliedstellung  von 
Genossenschaften  aus.*®®)  Am  sichtbarsten  trat  sie  hervor,  wenn 
man  die  Dörfer  nicht  von  ihrer  vielheitlichen,  sondern  von  ihrer 
einheitlichen  Seite  betrachtete,  also  bei  der  Verteilung  der 
Unterhaltung  des  Deiches**“)  oder  einer  Gesanitpflicht  des 
Deichverbandes*")  nicht  nach  Individuen  sondern  nach  Dörfern 
rechnete.  Ebenso  verhielt  es  sich,  wenn  die  Wahl  der  Beamten 
des  Deichverbandes  nicht  bei  der  Gesamtheit  seiner  Individuen 
lag,  sondern  kleinere  Genossenschaften  für  sich  Beamte  wählten, 
welche  vereinigt  teilweise  das  Beamtentlium  des  höheren  Deich- 
verbandes darstellten.**®) 

Es  erwuchsen  ferner  Gliedstellungen  von  Verbänden  infolge 
besonderer  Eintrittspflichten,  die  man  Genossenschaften  für  ihre 
Angehörigen  auferlegte,*'*)  und  infolge  von  Einweisungen  von 


AiiguhUrigen  bezüglich  der  demVerbaud  obliegeoden  Deichlaat  kraft  hüberer 
VerbaiidsverfassuDg  iiorniiert.  Diese  Normierung  konnte  nun  nur  für  das 
Verhältnis  zum  Deichverbaud  bustimmend  sein  oder  zugleich  auch  für  das 
gegenseitige  Verhältnis  von  Verband  und  Angehörigen. 

"")  Siehe  oben  S.  113. 

Dies  fand  namentlich  dann  statt,  wenn  der  Deich  an  jedes  Dorf 
nach  Massgahe  seines  an  den  Deich  anschliessenden  Landes  verteilt  ward. 
Iin  übrigen  siehe  Ssp.  II,  5U,  Kursächsische  Deichordnuug  von  U>58  (oben 
Eiul.  § 4a.  A.  205),  Kieris  IV,  113.  Oriebel  S.  28,  auch  die  Ver- 
schreibungen für  die  preussischen  Dörfer  bciTöppon  undHeiueken  § 37. 

"')  Deichrecht  für  Salland  nrt.  103,  Borgh  II,  867.  Anders  war  es 
wenn  bei  der  Verteilung  unter  Dörfer  die  .Anzahl  der  in  jedem  Dorf  vor- 
handenen Hufen  oder  Höfe  zu  Grunde  gelegt  wurde.  Biehe  in  letzter 
Hinsicht  Deichrecht  für  Salland  art.  7. 

*")  Vergl.  Deichordnuug  für  Medemblick  von  1402;  Deicborduung  für 
die  Altmark  von  1533,  Mieris  III,  480,  (III,  30);  Pratje  V,  307. 

'”)  Sei  es,  dass  die  Genossenschaft  den  verspadetcn  oder  herreidosen 
Deich  übernehmen  musste  und  infolgedessen  deicbpflichtig  wurde,  sei  es, 
dass  sie  BeihUlfo  zu  leisten  hatte.  Daher  finden  wir  sgn.  Kirchspiels-, 
Bauerschafts-  und  Stadtdeiche  (Deichordnung  für  Kleve  von  1575  § 11); 
daher  haben  Ambacbten  Deichbrüche  zu  zahlen  (Bergh  II,  498'.  Diese  neben 
die  Individuen  tretenden  Genossenschaften  batten  oft  hinsichtlich  ihrer  Deich- 
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Gemeinden  in  den  Deich  eines  Deichverbandes.’**)  Viele 
Schlensenverhändc  wurden  zn  Gliedern  von  Deichverbäiuien  und 
deichjjflichtig."®)  Man  verpflichtete  kleinere  Verbände  zur 
gegenseitigen  Unterstützung,”®)  und  gab  schliesslich  einzelnen 
Genossenschaften  besondere  Rechte  hinsichtlich  der  Anstellung 
von  Deichbeamten. ”’)”*) 


jiHiclit  eine  •'^nüorstulliiiig.  Z.  B.  wird  in  der  DBieliurdimng  Rudolfs  tod 
Diepholz  VOM  I4:!4  (oben  Kiiileitung  § 4b,  A.  lüü)  verordnet,  dass  bei  der 
vollendeten  aber  nicht  ausreicliendcii  liusenlaiidsucbe  die  durch  das  Buseuland 
nicht  gedeckten  Kosten  de.s  Deichgrafen  vom  gemeinen  Land  bezahlt  werdeii 
.sollen;  gehört  aber  das  eigentlich  pflichtige  Land  Dörfern  oder  Kirchspielen 
zu,  so  haben  diese  zunächst  die  Kosten  zu  ersetzen.  Siehe  ferner  die  nnteii 
angeführte  Quelle  bei  Mieris  III.  UI7.  — Betreffs  der  Beihülfe  vergl. 
Bergh  II,  030,  498  und  die  nuten  § 4,  sub.  II.  angegebenen  Quellen  lür 
die  lleihülfe  kleinerer  Deicliverbändc.  Es  ist  ferner  auf  die  Eintrittspflhil 
von  (ienossensciiaften  aufmerksam  zu  machen,  welche  darin  besteht,  dsts 
sie  das  (jeld,  welches  für  ihre  Angehörigen  ausgelegt  worden  ist,  zu  er- 
setzen haben,  Vergl.  Mieris  IV,  942  (a  1428  29):  Kür  die  unwilliger 
I’oorter  logt  der  Herr  aus  ,up  alle  der  medepoirtereu  costo  wt  dier  stede 
dair  die  onwillige  geseteu  wair  ende  mede  in  vorsz  Weert  gelant  waren 
enile  dat  sal  die  Heere  dan  verbalen  an  hoire  also  laut  van  der  stede,  dair 
die  onwillicheit  of  gevielo.'  Es  haben  tienossenschaften  auch  insofern  eine 
Eintrittspflicht  gehabt,  als  sie  Geld  für  ihre  Angehörigen  ausznlegen  habeii, 
das  sie  freilich  wieder  eiupfäuden  konnten;  vergl.  Mieris  III.  317  (a.  13751 
Hier  bestimmt  Albrecht,  dass  er  bis  zu  einer  Buinmo  von  3000  alten  .Schilden 
Geld  auslege,  dass  dann  aber  für  den  Poorter  die  Stadt,  für  den  Landniann 
der  Ambachtsherr  auslegcn  müsse.  Zum  Schluss  heisst  es;  „En  zullen  «i. 
onse  stede  ende  Ambaclitsheren  niet  uieer  Verliesen  moegheu  mitten  lande, 
dat  oens  aencoemt  mit  onsen  uytleggheu,  dan  dat  laud,  das  ons  daer  uiede 
aenghecomen  waere,  of  daer  scado  van  djcrechte  op  ijuamo.“  — Es  ergiebt 
sich  also,  dass  nicht  allein  solche  Genossenschaften,  bei  denen  alle  Glieder 
Verbandsgenossen  waren,  sondern  auch  solche,  welche  nur  mit  einem  Teil 
ihrer  Angehörigen  beteiligt  waren,  eine  gewisse  Gliedstellung  im  Deich- 
verband  hatten. 

”*)  .Siehe  oben  S.  213. 

”5)  Siehe  oben  S.  209  ff. 

"®)  Siehe  Ostfriesische  Deichordnung  § 15.  Spadelandsrecht  art-  4. — 
Es  waren  diese  kleineren  Verbände  meist  Deichverbäude. 

Vergl.  uamentlich  die  Deichorduung  für  den  Veen-  und  Veldeu- 
deich  von  1633  (Utrechts  Placaatboeck  II.  S.  50),  nach  der  ein  Tnmus 
zwischen  Gemeinden  bezüglich  der  Anstellung  eines  Heemrads  stattfindet. 
In  gewisser  Hinsicht  gehöreu  hierher  die  zahlreichen  Rechte  auf  An- 
stellungen von  Deicbbeamten,  welche  Städte,  Mannen,  Ritterschaften  nnd 
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Vor  allem  entwickelte  sich  eine  GliedstellniiR  von  Deich- 
veibänden  innerhalb  grösserer  Deichverbände.  Kleinere  Deich- 
verbände bildeten  Samtdeichverbände,  Samtdeichverbäiule  höhere 
Samtdeichverbände.““)  Da  nun  aber  die  eingeschalteten  Deich- 
verbände neben  ihrer  Erscheinung  als  Einheiten  sich  zugleich 
als  Vielheiten  darstellten,  w’ar  für  diese  oder  jene  Fälle  eine 
Auffassung  durchaus  möglich,  welche  den  Sanitdeichverbaiid  nur 
aus  Individuen  bestehen  liess.'-") 

3.  Waren  gemischte  Verbände  Glieder  eines  Deichver- 
bandes, so  konnte  der  Schwerpunkt  der  Gliedstellung  auf  die 
herrschaftliche  oder  genossenschaftliche  Seite  fallen“')  oder 
zwischen  beiden  eine  Vermittlung  herbeigeführt  sein.'““) 


Kupitel  (Kircheu)  hatten.  Freilich  iiehiiieii  diese  mehr  den  (.diarakter  von 

Uerrsehaftcu  an,  welche  den  Ueichverband  reijieren.  Im  übrigen  vcrgl. 
auch  Mieris  III,  704. 

'”*)  Eine  Genossenschaft  konnte  auch  als  Glied  ein  Xäheirecht  bei  der 
V'erspatunj;  des  Gutes  haben.  So  z.  B,  das  Kirchspiel  nach  Spadelandsr.  art.  7. 

"*)  Hierüber  vergl.  unten  § 4 siib  II. 

'*’)  Vergl.  unten  § 4 sub  IV. 

'2')  Also  z.  B.  entweder  der  Herr  oder  die  Genossensebaft  das  Spaden- 
gut annehmen  oder  die  Deichbeaiuton  anstellou. 

'■“)  Siehe  z.  B.  Oudeiihoveu  S.  277,  wo  die  Geno8sen.schaft  zu  Deich- 
beamten präsentiert,  der  Ilerr  wählt. 
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§ 3. 

Die  Organe  der  Deichverbände. 

1.  ln  den  Gemeiudedeichverbänden  und  Deichverbänden  ini 
engeren  Sinn  bildete  anfangs  die  Versammlung  aller  Glieder 
nur  die  sichbare  Ereclieinnng  des  Verbandes.  Die  Versammlung 
und  die  Genossenschaft  war  identisch.  Die  Genossenschaft 
wollte  und  handelte  als  Versammlung  aller  Glieder.’)  Allmählich 
entwickelte  sich  die  Mitgliederversammlung  sum  Ver- 
bandsorgan.’) 

1.  UrsprQnglich  konnte  nur  auf  Grund  eines  einstimmigen 
Beschlusses  aller  Genossen  ein  Willensakt  der  Gesamtheit 
ei-zeugt  werden.’)  Später  berücksichtigte  man  nur  die  Er- 
schienenen’) und  führte  für  die  Beschlüsse,  welche  die  Verbands- 
sphäre betrafen  das  Majoritätsprinzip  ein.  Gerade  dies  machte 
die  Mitgliederversammlung  zum  Organ.®)  Das  Majoritäts- 
prinzip brach  sich  in  der  Weise  Bahn,  dass  man  die  Minder- 
heit der  Mehrheit  folgen  Hess,  um  zu  einem  äusserlich  ein- 


')  Vergl.  Gierke  II.  § 18.  S.  475  ff.  S.  485  ff.  Siehe  unten  § 4, 
sub  II. 

3)  Gierke  II,  S.  883,  S.  904. 

*)  Siehe  A.  1. 

*)  Deichordnung  für  Cleve  von  1575  § 1.  Schaubrief  für  den  Emdeich 
von  1493  (oben  EinL  § 4b,  A.  409),  Deichbrief  für  Lopikerweert  von  1464 
(oben  Einl.  § 4a,  A.  408),  art.  14  (bei  Einlagen)  art.  19  (bei  Rechnungs- 
legung vor  Landgenossen,  .die  dabei  kommen  wollen  und  die  dos  angehf'), 
Uieris  111,  786  (a.  1403). 

®)  Gierke  II,  S.  478  ff. 
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stimmigen  Beschluss  zu  gelangen.*)  Bald  aber,  insbesondere 
in  Holland,  erklärte  man  die  Melii  licit  einfach  für  ausreichend.’) 
Infolge  der  ungemein  starken  N erdinglichung  der  Mitgliedschaft 
wurde  in  vielen  Gegenden  nicht  nur  die  Teilnahme  an  der 
Mitgliederversammlung  überhaupt  oder  an  gewissen  Willens- 
akten  derselben  von  einer  bestimmten  Grundstücksgrösse*)  oder 
einem  verhältnismässig  grossen  Grundbesitz*)  abhängig  gemacht, 
sondern  in  der  Mitgliederversammlung  entschied  sogar  die  Mehr- 
heit der  am  meisten  Begüterten.'“) 


®)  Siehe  oben  § 2.  A.  39.  Namentlich  siehe  die  AltmSrkische  Deich- 
orduung  von  1476,  wo  es  heisst:  „Werot  ock  dat  amptludc  und  man  und 

Rede  uth  unsen  Steden  Sehnsen  und  werben  erkenne  den  vor  des  landes  beste 
dat  man  etlyke  de  Krancke  und  böse  d^^ke  hedden  and  der  nicht  woll  maken 
künde,  wolde  Iluipo  don,  myt  anferende,  dat  denne  villiohto  etlyken  euthiegeii 
wer  dat  meyuede  tho  werende  unde  darto  nicht  helpen  wolden,  war  denne 
de  meyste  dele  hon  volgeden,  de  In  der  Scouwynge  boseten  synt,  dar 
scal  dat  mynre  deel  myt  Involgen  und  helpen  anweren  bey  unsen 
gewedde  und  Ungnaden  edder  ein  snikes  dulden  dat  de  unsen  damp  von 
liraken  settende  werden.“  Siehe  auch  die  folgende  Anm. 

’)  Mieris  IV,  613  (a.  1422);  Die  (Jenossenschaft  wählt  Heemraden 
„bei  dem  meesten  Gefolge“.  Mieris  734  (a.  1401):  Der  meiste  Teil  von  den 
Leuten,  die  den  meisten  Teil  von  den  Landen  in  der  Deichacht  haben, 
wählt  Schöffen,  bestimmt  über  die  Deichlegung  und  die  Eliminierung  des 
Deichwesens  aus  dem  Verbandsleben  (über  letzteres  siehe  unten  § 5 a.  E.) 
Deichhrief  für  die  Isipikerwaard  von  1456  (siehe  oben  A.  4):  Die  meisten 
Stimmen  entscheiden  über  eine  Einlage.  Deichordnung  für  Cleve  von  1575 
§ 3:  Nach  den  meisten  Stimmen  werden  die  Wahlen  vorgenommen.  Allgemein 
spricht  das  Majoritätsprinzip  aus,  die  bei  Halsoma  S.  553  ff.  angeführte 
Quelle  für  Vredewold:  „Ofte  enich  buren,  offte  merendeel  der  buyron  ver- 
droegen  onige  punten  off  to  doen  datt  desse  vors,  punten  an  roert  als  wegen 
to  machen,  ....  dijeken  offte  andere  zaecken  de  daeranne  roeren  moegen. 
Ende  waer  daer  dan  enich  wederspannich  weer,  soe  moegen  de  Rechters 
schrijven  bij  pene  soe  hoge  ende  alsoe  lange  als  sn  willen  dat  he  doen  als 
een  ander  buirmon  nabner  gelijken“.  Siebe  auch  den  letzten  Satz  in  der 
Stelle  der  Altmärkischen  Deichordnung  von  1476,  die  in  der  vorigen  Anm. 
wiedergegeben  ist. 

*)  Siebe  oben  § 2,  A.  58,  ferner  Mieris  III,  786  (a.  1403);  Alle  die 
5 Morgen  haben,  sollen  Heemraden  wählen. 

•)  Handfesten  für  Enchnyzen  S.  49,  a.  1495  („dat  die  rijedom  von  de 
drio  Coggen  ....  alle  Jaren  kiesen  sullen  . . seven  van  de  rijekste  ende 
notabelste  Personen  van  henre  Coggen“),  S.  59b,  (a.  1440);  Die  sieben 
Reichsten  wählen  die  Deicbbeamten. 

*“)  Mieris  HI,  734  (oben  A.  7). 

J.  01«rk«g  QttohlchU  dM  d*BiMb«o  D«ieiur«ohli»  17 
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2.  So  wollte  und  handelte  oft  schon  in  dieser  Periode  der 

Verband  durch  die  Mitgliederversainuilung  als  sein  Organ.  Und 
diese  Organstellung  blieb  durchaus  gewahrt,  auch  wenn  ein 
einstimmiger  Beschluss  der  Versammlung  erforderlich  war.") 
Ein  solcher  war  namentlich  dann  nötig,  wenn  es  sich  um  Sonder- 
rechte und  Sonderpflichten  der  Glieder  handelte.  Im  Deichver- 
band, der  auf  der  Deichlast  aufgebant  ist,  kommen  namentlich 
die  Sonderpflichten  in  Betracht.  Vor  allem  war  in  vielen 
Verbänden  die  Deichlast  selbst  eine  Sonderpflicht  d.  h.  sie  war 
nicht  allein  ein  Ausfluss  der  Mitgliedschaft  sondern  wurzelte 
zugleich  in  der  Sondersphäre  des  Glieds.  Dies  war  da  der 

Fall,  wo  die  Deichlast  als  Reallast  auf  ein  konkretes  Grund- 
eigentum gelegt  war.**)  Diese  Sonderi)flicht  war  in  gewisser 
Hinsicht  einem  Majoritätsbeschluss  entzogen.'“)  Ihr  entsprach 
teilweise  ein  Sonderrecht  bezüglich  der  Deich-  und  Vorland- 
nutzung.") Es  gab  auch  Sonderrechte,  die  zugleich  Sonder- 
pflichten waren,  wie  die  Beschwerung  von  Grundstücken  mit 
Deichämtern.")  Auch  Verbände  hatten  innerhalb  grösserer 
Deichverbände  Sonderrechte  und  Sonderpflichten.") 

3.  Zusammentritt  und  Thätigkeit  der  Mitgliederversammlung 
waren  bei  den  einzelnen  Deichverbänden  sehr  verschieden  ge- 
staltet. Wir  finden  sie  zusammentreten  zu  Schauungen,  Ge- 


“)  Giorke  II,  S.  SS4. 

“)  Gierke  II,  'J21.  Siehe  die  folgende  Aiim. 

*’)  Es  wird  unten  im  Abecbnitt  III,  der  über  die  Deichlast  bandelt, 
der  Charakter  der  Deichlust  als  Sonderpfliebt  besprochen  und  festgesteUt 
werden,  in  wie  weit  sie  einer  Hajorisieruug  entrückt  war. 

■*)  Hierüber  unten  Abschnitt  IV. 

'*)  Z.  D.  war  das  Deichgrafenamt  in  Hüll  auf  den  Klosterhof  gelegt, 
in  den  Ommelanden  ging  das  Deiebrichteramt  von  Heerd  zu  Heerd,  in 
Isensee  von  Hof  zu  Hof  um.  Siehe  unten  suh  II. 

■®)  Die  Deichlast,  die  ein  kleinerer  Verband  im  grüsseren  V'^erbami 
trug,  war,  wenn  sie  auf  dinglicher  Grundlage  ruhte,  oiue  Sonderpflicht  Es 
setzten  sich  auch  Gesamtdeichpflichten  von  Deichverbätiden  aus  einer  Vielheit 
von  Souderpflichten  der  Glieder  zusammen.  Siehe  unten  § 4 sub  II,  2.  — 
Ein  Sonderrecht  hatte  z.  B.  üudekerk  in  der  Crimpenrewaard , welches  be- 
sondere Doichschauungsbussen  innerhalb  dos  Samtdeichverbandes  verfassungs- 
mässig hatte.  Siche  die  Doichordnuug  von  143U  (oben  Einleitung  § 4b, 
A.  459). 
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richtssitzungen,  Pländungeii,  zur  gemeinsamen  Deicharbeit,  zu 
Trinkgelagen,  beim  Austritt  und  Ausscliluss  von  Genossen,  zu 
Beamtenwahlen,  zu  sonstigen  wichtigeren  Beschlüssen,  mochten 
sie  nun  die  Verbandssatzung  oder  eine  augenblickliche  deich- 
rechtliche, deichwirtschaftliche  oder  deichtechnische  Massregel 
betiefifen.'*)  Wer  unentschuldbar  nicht  erschien,  namentlich  zur 
.Schaumig  und  zum  Deicligericht,  hatte  Strafgelder  zu  zahlen.’“) 
Die  Versammlungen  waren  entweder  ungebotene  oder  gebotene. 
Fest  bestimmt  waieii  sie  namentlich  für  die  Schauungen  und 
Beamtenwahlen.’'*)  Der  Ort  der  Versammlung  war  bei  letzteren, 
bei  Deicliarbeiten,  bei  Deichgerichten  vorwiegend  der  Deich,”“) 
bei  Beamtenwahlen  häufig  eine  .Stadtkirche.”)  Die  Mitglieder- 
versammlug  setzte  und  wies  das  Recht;  wählte  und  vereidigte 
die  Beamten,  ordnete  die  Deicharbeit  an  und  war  überhaupt 
das  beschliessende  Organ  des  Verbandes.  In  späterer  Zeit 
erscheinen  bei  vielen  Deichverbäuden  diese  Funktionen  infolge 
des  Einflusses  von  Landesherrn  und  anderen  Inhabern  öfFcnt- 
licher  Gewalten,  sowie  infolge  der  Thätigkeit  anderer  Ver- 
bandsorgane vernichtet  oder  beschränkt.  Um  aus  der  überaus 
reichen  Fülle  nur  Etliches  hervorzuheben,  so  ging  der  Mit- 
gliederversammlung meist  die  Satzungsgewalt  in  grösserem 
oder  geringerem  ümläng  verloren,  indem  sie  teils  an  Heemraden 
oder  sonstige  Ausschüsse  fiel,  teils  von  dem  Landesherrn  ent- 
weder für  sich  allein  oder  zur  gemeinsamen  Ausübung  mit 
Städten,  Kirchen,  Kapiteln,  Herrschaften,  Edlen,  Rittern  nnter 
allmählicher  Entfernung  der  Gemeinen  Erffexen  oder  des  Ge- 
meinen Landes  angeeignet  wurde.”)  In  Bezug  auf  die  Urteils- 


'^3  Ueber  die  Kiuzelbeiteu  wird  in  Abscbiiitt  V gehandelt.  Siehe  auch 
uiitcii  § 4 Bub  II, 

Deicbrecht  der  Alteudorfer  Sdiauung  sub  X,  aub  XVII.  Deich- 
urdiiuiig  für  Cleve  vou  1575.  Ueber  die  später  zulässige  Vertretung  siehe 
unten  Abschnitt  V. 

'")  Dieselben  fielen  häufig  auf  , St  Peters  Tag;  siehe  Privileg  des  Herrn 
von  Kraneuburg  von  1313.  Kichthofen  Uq.  521,  § S.  Des  Kapitols  und 
des  Uates  von  Bremen  Verordnung  von  lll'J.  — Es  hängt  dies  damit  zu- 
sammen, dass  im  Frühjahr  die  Deicharbeit  und  die  ersten  Sebauungen 
beginnen. 

*’)  Hierüber  siehe  Abschnitt  V. 

Siehe  A.  la. 

Hierüber  vergl.  Abschnitt  V. 

17* 


Digitized  by  Google 


260 


findang  weicht  die  Mitgliederversammlung  immer  mehr  den  Ge* 
schworenen.*’)  So  wird  in  der  Altendorfer  Acht  die  Schanungs- 
gemeinde  nnr  noch  bei  zweifelhaften  Fällen  um  Rat  gefragt. 
Betreffs  der  Finanzgewalt  erlitt  die  Mitgliederversammlung 
starke  Einbnssen,  indem  teils  der  Staat  oder  Landesherr  die 
nötigen  Summen  bestimmte,**)  teils  die  Beamten  einen  rechts- 
gültigen Besteuerungsbeschluss  fassen  konnten.**)  Zu  vielen 
Beschlüssen  wurde  schliesslich  landesherrliche  Erlaubnis  er- 
forderlich.’*) Trotz  alledem  erhielt  sich  in  Bezug  auf  viele 
Fälle,  in  der  einen  Gegend  mehr  in  der  anderen  weniger,  die 
Mitgliederversammlung  die  entscheidende  Stimme.*^) 


Vergl.  z.  B.  Mieris  II,  33.S,  111,205,584;  Berghll,  248.  Privileg 
für  Kraneuburg  von  1343.  Ueichordnung  Tür  Cleve  vou  1575,  Deielirecht  für 
StedingeQ  von  1446.  Sander-Deichsatzungen  von  1317,  § 1.  Ädewarter 
Sielbrief  von  1382,  § 2 n.  s.  w. 

**J  Bergh  U,  762,  867;  Mieris  II,  280;  III,  317;  IV,  645.  — 
Schwarzenberg  II,  154,  179;  III,  864. 

*)  Deichrecht  dos  Hammerbroks,  art.  23. 

*)  Siehe  namentlich  oben  .S.  171  ff. 

”)  Vergl.  Mieris  III,  734,  IV.  470.  Schwarzenberg  II, 429,  Doich- 
ordnung  für  Cleve  von  1575,  für  die  Alte  Mark  von  1476.  Eiderstädter 
Deichurdnung  von  1595  art.  9,  10,  11;  Deichrocht  der  Altendorfer  Sebauung 
II,  1.  Deichgericht  von  1537  bei  Pufendorf  II,  07  und  andere  Deich- 
gerichte (siehe  oben  Einl.  § 4a,  A.  267  ff.).  Siche  siuch  Nenes  Deicbrecht  von 
Humstorland(Halsema  S.  553):  In  den  cersten  nije  zijien  te  maeken,  item 
zijitochten  ofte  maeren  te  graven,  item  nije  tiilen  te  macken  item  Dijckcn 
in  te  loggen,  item  laud  te  copen,  die  Dijcken  daor  op  te  loggen,  ofte  van 
te  maoekon;  in  eenige  Steden  binnen  Dijeks,  ofte  buiten  Dijeks;  item  dijekou 
te  hoogen,  offte  te  dicken,  item  die  olde  Dijekbrieven  in  eenige  stoden  te 
vernijen,  item  Dijcken  te  beschrijven  die  onbesebreven  sijn  ....  wes  hijer 
vors,  alles  in  te  doen  is,  zoe  zullen  die  Dijckrechters  in  de  Ziilvestinge, 
dner  dan  des  te  doen  is,  alle  Eijgen  arffden,  die  in  de  Zijlvestinge  woouagUg 
zijn,  ofte  die  daar  anders  ock  niede  gearvot  mögen  wesen  te  boope  laeteu 
daegen  op  den  Zijl  ofte  Dijck.  ofte  op  dat  Landt  ende  stede  daer  dat  von 
nooden  is,  die  sullen  setten  uit  ben  allen  vier  of  meer  goede  standhafftigo 
mannen,  die  mede  raeden,  zullen  mit  dat  Dijckrechte  wat  best  in  eenigen 
van  allen  desen  articulen  gedaan  is.  Diese  Vorschrift  ist  deshalb  von 
besonderem  Interesse,  weil  sie  zwischen  Deichbeamten  und  Mitgliederver- 
sammlung vermittelt.  — Betreffs  der  Entziehung  der  organisatorischen 
Thfttigkeit  der  Deichverwaltung  siehe  snb  II.  — Hingewiesen  sei  noch  auf 
die  Spaltung  der  Mitgliederversammlung,  wenn  die  ehemals  mittelbaren  Ge- 
nossen einen  Verband  bilden.  Siehe  oben  S.  238,  A.  39. 


Digitized  by  Google 


2R1 


II.  Anfangs  waren  alle  Beamten  der  Deichverbände  ge- 
wöhnliche Gemeindebeamte.®*)  In  späterer  Zeit  kommen 
besondere  Deichbeamte  vor,  das  sind  die  Deichbeamten  im 
technischen  Sinn. 

Diese  Deichbeamten  waren  entweder  nur  Gemeinde- 
beamte oder  nur  Beamte  eines  Spezialverbandes  oder 
zugleich  Gemeindebeamte  und  Beamte  eines  Spezialverbandes. 
Der  erste  Deichbeamte  im  technischen  Sinn  war  nur  Gemeinde- 
beamter. In  den  Gemeindedeichverbänden  übertrug  man  eine 
gewisse  Thätigkeit  in  Deichsachen  einem  Sonderbcamten.**) 
Diese  Entwicklung  fand  nun  aber  statt,  auch  wenn  sich  noch 
kein  Deichverband  im  engeren  Sinn  aus  dem  Gemeindedeich- 
verband herausgeschält  hatte.  Somit  war  der  Sonderbeamte  nur 
Gemeindebeamter  und  nicht  Beamter  eines  Spezialverbandes. 
Mit  der  Entstehung  von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  treten 
besondere  Deichbeamte  auf,  weiche  Beamte  des  Spezialverbandes 
waren.  Man  darf  freilich  nicht  meinen,  dass  der  Begriff  dos  be- 
sonderen Deichbeamten  dem  Deich  verband  i.  e.  S.  irgendwie  wesent- 
lich wäre.  Allerdings  finden  sich  regelmässig  und  zwar  insbesondere 
da,  wo  der  Deichverband  den  Charakter  der  Körperschaft  hat, 
in  ihm  besondere  Deichbeamte;  doch  giebt  es  Deich  verbände 
im  engeren  Sinn,  bei  denen  namentlich  die  obersten  Beamten 
gewöhnliche  Gemeindebeamte  sind.  Die  besonderen  Deich- 
beamten der  Deichverbände  im  engeren  Sinn  waren  anfänglich 


Siehe  oben  .S.  184  ff. 

^ Ans  der  Bezeichnung  Deichbeamter  ist  ohne  weiteres  noch  nicht 
auf  ein  Sonderorgan  za  schlicssen.  Denn  es  kann  diese  Bezeicimung  in  den 
(|ucllon  für  den  gewilhnlichon  Oemeiudobeamten  gewühlt  sein  im  üinblick 
auf  die  spezielle  Thätigkeit,  von  welcher  gerade  geredet  wird.  So  ist  der 
dikaldirmon,  der  in  den  Rttstringor  Recbtssatzungen  (Richthofen,  Rq. 
124,  lU)  erwähnt  wird,  kein  besonderer  Deichbeamter,  sondern  der  gewöhn- 
liche Uemeiiidegeschworene,  der  buraldinnon.  Das  Gegenteil,  das  zwar  mit 
der  Entwicklung  im  allgemeinen  nicht  im  Widersprach  stehen  würde,  nimmt 
Heck  S.  96  an.  Entscheidend  ist  aber,  dass  die  Rechtshandscbrift  von 
1H27.  welche  jünger  ist  als  die  Rüstringer  Rechtssatzungen,  dem  buraldimion 
das  Aussagen  und  Zeugnis  (hlieno)  in  Deichsacben  znspricht  (Rq.  641,  33), 
ohne  des  dikaldirmons  zn  gedenken,  dem  die  ältere  (Quelle  diese  Funktion 
zuteilt.  Siehe  oben  .S.  189,  A.  18. 
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zugleich  Gemeindebeanite.  Später,  bei  der  reinen  Ausbildung 
der  Deichverbände  iiu  engeren  Sinn,  finden  sich  bei  ihnen  be- 
sondere Deichbeauite,  lediglich  als  Beamte  des  Spezialverbandes, 
indem  sie  mit  einer  Gemeinde  in  keiner  Weise  zusammenhingen. 
Und  auch  da,  wo  bei  genauer  Feststellung  die  betreffenden 
Deichbeamten  zugleich  Gemeindebeamte  waren,  verblasste  ihr 
Charakter  als  Gemeindebeamte  und  Hess  sie  in  viel  deutlicher 
Weise  als  Beamte  des  Spezialverbandes  ei'scheinen. 

Die  rechtliche  Stellung  der  besonderen  Deichbeamten 
beherrschte  aber  noch  ein  anderer  Gegensatz,  nämlich  der 
zwischen  Herrschaft  und  Genossenschaft.  In  den  herr- 
schaftlichen Deich  verbänden  im  engsten  Sinn  fiel  er 
freilich  fort.  In  diesen  hat  es  zunächst  ebenfalls  keine  be- 
sonderen Deichbeamte  gegeben  : Der  gewöhnliche  Beamte  des 
Herrn  war  der  Deichbeamte.“)  Später  kamen  auch  in  ihnen 
besondere  Deichbeamte  vor.“')  Bei  den  übrigen  Deichverbänden 
aber  traten  Herrschaft  und  Genossenschaft  hinsichtlich  der 
Deichbeamten  meist  schon  in  dieser  Periode  als  Rivalen  gegen- 
über. Denn  nicht  allein  die  Deichbeamten,  welche  gewöhnliche 
Gemeindebeamte  waren,  empfingen  herrschaftlichen  Anstrich,  nicht 
allein  die  gewöhnlichen  herrscliattlichen  Beamten  oder  der  Herr 
selbst  wurden  neben  oder  über  genossenschaftlichen  Organen 
zu  Deichbeamten,  sondern  auch  die  besonderen  Deichbeamten 
mussten  herrschaftlichen  Einfluss  spüren.  Viele  Deichverbände 
blieben  freilich  in  dieser  Periode  hiervon  noch  unberührt;  allein 
die  grosse  Masse  der  unter  herrschaftlicher  Gewalt  angesiedelten 
Deichverbände  war  ihr  auch  bezüglich  der  besonderen  Deich- 
beamten unterw’orf'en ; und  mancher  Herr,  der  über  einen  bereits 
bestehenden  Deichverband  trat,  Hess  seine  Herrenmacht  über 
den  Deichbeamten  walten.  Zudem  stempelten  viele  Herrn 
durch  ihre  Gewalt  über  Gemeinden  infolge  der  Verquickung 
und  Ineinderschachtelung  von  Gemeinde  und  Spezialverband 
viele  besondere  Deichbeamte  zu  herrschaftlichen.  Dazu  kam, 
dass  die  besonderen  Deichbeamten  der  Städte  häufig  mehr  als 
herrschaftliche  wie  als  Gemeindebeamte  erschienen.  Schliesslich 


*)  Siehe  Bergh  t,  583. 
Siehe  Bergh  I,  362. 


Digitized  by  Google 


2R3 


breitete  die  landesherrliche  Gewalt,  stetig  wachsend  nnd  die 
selbstherrliche  Sphäre  der  Deicliverbände  verdunkelnd,  ihre 
Schwingen  aus  und  nahm  die  besonderen  Deichbeamten  unter 
ihre  Fittige.  So  traten  die  herrschaftlichen  besonderen 
Deichbeamten  den  genossenschaftlichen  gegenüber.  Doch 
gab  es  auch  hier  meist  Zwischengebilde,  die  gewissermassen 
auf  einem  Corapromiss  zwischen  Herr  und  Genossenschaft  be- 
ruhen. Bei  der  ganzen  Entwicklung  handelt  es  sich  nicht 
immer  um  einen  Eingriff  des  Herrschaftsverbandes  in  be- 
stehende genossenschaftliche  Deich  verbände ; denn  bei  vielen 
Deichverbänden  stand  der  herrschaftliche  Einfluss  sofort  bei 
ihrer  Entstehung  fest.  Auch  abgesehen  hiervon  muss  man  sich 
hüten,  den  Eingriff  der  Herrschaft  stets  als  einen  Akt  brutaler 
mittelalterlicher  Herrengewalt  aufzufassen.  Es  wäre  dies  ebenso 
falsch,  als  wenn  man,  wie  dies  so  vielfach  geschieht,“”)  sich 
alle  Deichverbände  des  Mittelalters  als  freie  und  autonome 
Körperschaften  vorstellt,  die  unbeeinflusst  von  Herrenmacht 
und  Henenrecht  nur  ihre  eigenen  genossenschaftlichen  Deich- 
beamten gehabt  hätten. 

Das  besondere  Deichbeamtentum  hat  sich  in  vielen  Deich- 
verbänden ganz  allmählich  entwickelt.  Zuerst  kommen  Beamte 
untergeordneter  Natur  vor.“®)  Dann  treten  höhere  Deichbeamte 
auf,““)  schliesslich  bildet  sich  ein  subalternes  besonderes  Be- 
amtentum aus.  Allein  ebenso  wenig  wie  jeder  Deichverband 
im  engeren  Sinn  sich  aus  einem  Gemeindedeichverband  heraus- 
geschält hat,  ebenso  wenig  hat  jeder  Deichverband  erst  diese 
allmähliche  Entwicklung  in  seinem  Beamtentum  durcbgemacht. 
Denn  es  veränderten  sich  nicht  nur  die  vorhandenen 
Deichverbände,  sondern  es  entstanden  auch  neue.  Diese 
neuen  aber  nahmen  sofort  mit  ihrer  Entstehung  den  mehr 
oder  minder  ausgestalteten  Deichbeamtenorganismus  an.  Von 
dem  entwickelteren  besonderen  Deichbeamtentum  muss  auch 
eine  Betrachtung  der  Deichbeamten  ansgehen.  Die  ausgeprägten 


®)  Siehe  z.  li.  Anschiitz  S.  143. 

**)  Siehe  Heck  S.  3IU  ff.  (betreffs  dos  Deielialdinnons  in  Riistrini'oii 
siche  aber  oben  A.  20).  lietreffs  Hollands  vergl.  vorläufig  Huck  S.  112. 
Genaueres  siehe  unten  snb  2. 

**J  Siehe  unten  sub  1,  auch  Heck  S.  365. 


Digitized  by  Google 


264 


DeichverbSnde  des  Mittelalters  stehen  vor  nns.”)  Wir  be- 
schäftigen uns  nur  mit  den  besonderen  Deichbeamten.  Die 
Qbrigen  Beamten  (Herrn)  kommen  nur  insoweit  in  Betracht  als 
sie  die  Stellung  jener  berühren. 

Es  ist  am  zweckmässigsten  zunächst  die  Deichgrafen,  so- 
dann die  Qbrigen  Deichrichter  und  die  Deichgeschworenen 
und  schliesslich  die  Deichbeamten  ganz  subalterner  Natu  r 
zu  betrachten. 

1.  Was  die  Deichgrafen  (Teichgrefen,  Teichgreben,  Dijck- 
graeven,  chomarchi,  wateringraven,  watergraven)  anlangt,  so  ist 
ein  solcher  zum  ersten  Male  für  Seeland  Bewesterschelde  be- 
zeugt.“) Doch  wird  schon  im  Jahre  127.')  ein  „provisor“  der 
Grooten  Waard  erwähnt,*’)  und  die  Handveste  für  die  Alblasser- 
waard  von  1277  lässt  die  Einsetzung  eines  Deichgrafen  ver- 
muten.’*) Was  die  Gebiete  betrifft,  die  heute  zu  Deutschland 
gehören,  so  ist  die  älteste  Urkunde,  die  hier  einen  Deichgrafen 
kennt,  das  Privileg  des  Herrn  von  Cranenburg  von  1343.*®) 
Es  ist  aber  in  der  Wahl  des  Grafen  von  Delmenhorst  von  1381 
zum  Gohgrafen  des  Viehlandes,  welche  der  Rat  von  Bremen, 
die  Geschworenen  und  das  gemeine  Land  vollzogen,  die  Wahl 


Es  wird  selbatverstänillich  das  Erforderliche  in  historischer  Be- 
siehnng  bemerkt  werden. 

*)  Bergh  II,  748.  Dies  übersieht  Nibbelink  S X,  der  als  erste 
Urkunde,  die  einen  Deichgrafen  bezeugt,  das  Privileg  Johanns  von  Henne- 
gauen von  1303  bezeichnet.  In  dem  Vertrage  Johanns  von  Heusden  und 
QrafFloris  von  1273  kam  kein  Deichgraf  vor;  zwar  steht  in  der  hollhndisclien 
Handschrift  dieses  Vertrages  (Mieris  I,  3(31)  .Djrckgrave“ ; allein  in  dem 
lateinischen  (Bergh  II,  24«)  Original  heisst  es  nur  Comes,  womit  Graf 
Floris  bezeichnet  wird;  der  „Deichgraf“  der  erst  gedachten  Handschrift  ist 
infolge  eines  Versehens  des  Bchreiber.-i  beroingekominen,  der  statt  .dictus 
Comes“  „dici  Comes“  las  (da  er  nicht  .Djckgravo  voersz.“,  sondern  lediglich 
„Dvckgrave*  übersetzte).  Siehe  die  zutreffende  Darstellung  von  Nibbelink 
S.  IX  ff. 

«)  Bergh  II,  300. 

®)  Bergh  II,  331. 

*)  Siehe  oben  Einleitung  § 4a,  A.  24«.  Ks  ist  unrichtig,  wenn 
J.  M.  Lajpenberg  .Die  Elbkarte  des  Melchior  Ijorichs  vom  Jahre  15(18“ 
Hamburg  1847,  109  unter  dem  Comes  der  oben  S.  213,  A.  151  interpretierten 
Urkunde  von  1237  einen  Deichgrafen  versteht  Richtig  Detlefsen  S.  329. 
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eines  Deichgrafen  zu  erblicken/“)  Es  kennt  weiter  der  Spade- 
landbrief  für  die  VVilstermarsch  von  1438  einen  Deicligrafen 
und  das  Stedinger  Deichrecht  von  144G  ordnet  die  Einsetzung 
von  Deichgrafen  an/') 

a)  Der  Deichgraf  Wurde  auf  die  verschiedensten 
Weisen  zu  seinem  Amt  berufen. 

In  manchen  Deichverbänden  wählten  ihn  die  Deieh- 
genossen,**)  in  manchen  die  Geschworenen  oder  Heemraden.*®) 
Hier  setzte  ihn  der  Ambachtsherr,“)  oder  die  Gesamtheit  der 
Herrschaften/®)  dort  der  alte  Deichgraf*®*)  ein.  In  vielen 
Deichverbänden  ernannte  der  Landesherr  den  Deicligrafen/®) 


Siehe  oben  Einleitung  § 4a,  A.  250. 

*')  Grimm  III,  S.  215. 

Vergl.  Heine ken  § 18  Detlefscn  S.  331.  Anscliillr.  S,  144. 
Mioris  II,  420  (1327):  Die  Geraeenen  Mannen  wollen  2 Peichgrafen  lialien, 
können  eich  auf  eineu  nicht  einigen.  Siehe  ferner  die  Quellen  unten  in 
Anm.  45a,  48,  4‘J.  In  der  Grooten  Nesg  in  Drechterland  wählen  ihn  die 
sieben  Reichsten  (Uaudvesten  für  Enchuizen  S.  59b.  A.  1440). 

4^)  Mieris  IV,  ü5G  (a.  1422j  nach  Stimmenmehrheit. 

**)  Siehe  Mieris  III,  580  (a.  1391),  III,  220  (a.  1387)  Oudenhoven 
S.  256  (a.  1429/30),  S.  277  (a.  1483  Deichrecht  für  Bavendrecht). 

Vergl.  Mieris  IV,  129,  (a.  129). 

“•)  Deichrecht  der  Altendorfer  .Schauung. 

**)  Mieris  II.  28  (a.  1303):  „Men  sol  hebben  in  elken  Waert  eenen 

Dijekgrave,  die  in  dien  Waert  gegoet  is  tot  drio  bondort  Pond  Uollandts 
of  daer  boeven“  (Privil.  Johanns  für  Südbolland).  Mieris  II.  307  (a.  1323 
für  Walcheren),  ,Wi  (Willem  van  Henegouwen  hebben)  enen  wateringrave 
gheset  endo  bevolen  . . de  v;f  ambachte  in  W.  te  bedriven  als  van  baren 
diken  . . .*  Mieris  II,  313  (a.  1323).  Privileg  Reinalds  II.  für  das  Land 
zwischen  Maas  und  Waal  von  1321  (Plakaatbock  für  Geldern  II.  App.  S.  8.) 
,Wy  hebben  umme  be^de  oirber  ende  behouff  uns  Laut  voerschreveu  gesät 
gesworen  Dyck-grove  ende  Heemracdcn  in  dit  voerschreveu  Lant,  die  op  oer 
eede  die  sy  gesworen  hebben,  ende  sweeren  sulleti  die  Uyck-Greve  ende 
Heemraede  nae  hem  sullen  wesen,  stillen  weteringe  leyden  ende  doon  graven, 
sluysen  sydtwynden  ende  bruggen  doen  maicken  endo  leggeu  in't  geineyne 
Laut  ende  in  elck  deel  des  Lants  den  oversten  ende  den  nedersten  gelyck 
daer  't  hem  dunckt  ende  dunckou  sal  den  Lande  nut  ende  oerberlyck.“  — 
Deichreclit  an  die  Bommlor  nnd  Tieler  Waard  von  1325  a.  a.  O.  S.  7o. 
Deicbrecht  für  die  Tieler  Waard  von  1409  (a.  a.  O.  S.  08).  — Deichrccht 
für  Leckendeicli  boven  Damms  von  1532.  (oben  Eiul.  § 4b,  A.  401).  Siebe 
auch  Mieris  IV,  970  (1430).  — Vergl.  ferner  Keure  für  die  Alblasserwaard 
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auch  Qbertrug  er  ihm  das  Amt  zum  Lehn.*’)  In  anderen  Be- 
zirken war  das  Deichgrafenamt  auf  die  einzelnen  Höfe  gelegt 
und  ging  von  Hof  zu  Hof  um,***)  oder  es  war  mit  einem  be- 
stimmten Hof**)  oder  mit  einem  Amt“)  verknüpft.  Zuweilen 
gehörte  es  als  Erbdeichgrafenamt  gewissen  Familien  zu,  denen 
es  entweder  durch  landesherrliche  Vergabung  oder  durch  einen 
Beschluss  der  Deichgenossen  übertragen  worden  war.'*) 

In  zahlreichen  Verbänden  galten  gemischte  Wahlsysteme. 
Dabei  wurde  in  buntester  Weise  zwischen  einer  Anstellung 
von  seiten  der  Deichgenossen,  der  Deichbeamten  selbst,  der 
Herrn  und  Landesherrn  und  anderer  öffentlicher  Gewalten  ver- 
mittelt. Was  das  Verhältnis  der  Genossen  und  der  Deich- 
beamten angeht,  so  ist  namentlich  der  sgn.  Deichbrief  von 
Erkemeden  von  1356  von  grösstem  Interesse,  in  welchem 
Reinhold  III.  für  Putten  und  Nijkerk  verordnete,  dass  man 
einen  Deichgrafen  und  drei  Heemraden  haben  sollte,  zwei  aus 
Putten  und  zwei  aus  Nijkerk.  Diese  vier  Deichbeamten  sollten 
acht  Leute  aus  Putten  und  acht  aus  Nijkerk  wählen.  Diese 
sechzehn  Männer  sollten  das  nächste  Jahr  den  Deichgraf  und 
die  Heemraden  kiesen;  alsdann  sollten  Deichgraf  und  Heem- 
raden wieder  16  Bauern  wählen,  welche  das  nächste  Jahr 
Deichgraf  und  Heemraden  zu  erküren  hätten.  Wären  aber 


von  1277  (Bergh  II,  .S3I).  Deiehordnung  Edzards  von  IM5  (Wicht  II, 
S.  90G,  17).  — Siehe  ferner  Mioria  IV.  1002  (der  Castellan  setzt  den  Deich- 
grnfen',  Schwarzenberg  II,  239  (a.  1509)  und  Warnküuig  II,  2.  S.  137. 

")  Mieris  III,  482.  Siehe  auch  Hackmau|n  S.  375  ff. 

“)  Deichrecht  der  Altendorfer  Schauung  sub  XXX  (in  Isensee). 

"*)  a.  a.  0.  (in  Hüll). 

“)  So  ist  der  Maarschalk  von  Eemland  Deichgraf  für  den  Veen-  und 
Veitdeich.  (Sieho  die  Deichordnung  von  1532  oben  Einl.  § 4b,  A.  298),  so 
sind  die  Bnijus  von  Delfland,  Rbijnland,  Amstolland  Deichgrafen  [vergl. 
Mieris  III,  584  und  Placaatboek  für  Illreclit,  S.  11  (a  1509)].  — Vergl.  ferner 
Landbrief  an  Ober-  und  Niederbetuve  v.  1327  (oben  Einl.  § 4b,  A.  378), 
nach  dom  2 Richter  zugleich  Deichgrafon  sind;  Mieris  IV,  224  (Schulz 
von  Ooiida»,  .Schwarzenberg  II,  382  (a.  1519):  Abt  von  Gerkeskloster 
erhält  die  Stellung  eines  Deichgrafen;  siehe  auch  II,  062  (a.  1535).  — Auch 
.Städte  konnten  Deichgrafon  sein;  a.  a.  O.  S.  490  (a.  1525). 

**')  .Siebe  Mieris  IV,  15  (a.  1405  Herr  von  Monfoerde  wird  zum  Erb- 
deichgraf  von  dem  Bischof  von  Utrecht  eingesetzt).  Clevirche  Deichordnung 
von  1575  (die  Erbdeichgrafen  sind  beizubehalten)  Heineken  § 19. 
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die  sechzehn  nicht  einig,  so  sollte  das,  worüber  sich  die 
Majorität  mit  dem  alten  Deichgrafen  und  den  alten  Heem- 
raden  einigte,  entscheidend  sein.**)  In  Bezug  auf  das 
Verhältnis  zwischen  Deichgenossen  und  Herrn,  Landesherrn 
und  öffentlichen  Gewalten  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  mit- 
unter zwar  die  Deichgenossen  wählten,  aber  der  Herr  oder 
der  Landesherr  bestätigte  und  vereidigte"*)  oder  sogar  bei 
Meinungsverschiedenheiten  der  Verbandsgenossen  auf  Grund 
einer  Präsentation  dieser  einen  Deichgiafen  ernannte,"*)  dass*") 


“)  Plcaetboek  für  Gelderland  App.  S.  168:  „Voerts  soe  sollen  »y  liebben 
enen  Dieckurere  und  drie  Heinelradon,  twee  ut  het  Kerspel  van  Putten  urd 
twee  ut  het  Kerspel  van  Nykerke,  die  vyr  sollen  nu  ten  eersten  op  haoreii  eot 
kiesen  agt  goeder  Knapen  die  geerft  sijn  toe  Putten,  ind  agt  diergelijeken  die 
georft  sijn  ter  Nykcrk.  welcke  sestien  des  naesten  jaers  daer  iiae  op  linoren 
kie.senmoegenoff  sy  willen,  enen  anderen  Dieckgreve.  ind  drie  andere  Hemelraeden 
als  voorschreven  is,  ende  die  uye  Dieckgreve  endo  die  nye  Hemelraeden  sollen 
eftcr  op  haeren  eedt  oft  hoin  goet  dunckt  sestiene  ander  kiesen  geerfter 
luyden  uytten  tween  kerspelen  als  voorseit  is,  dien  den  Dieckgreve  ind  die 
Hemelraeden  iles  jaers  daer  nao  versetten  ende  kiesen  moogen  oft  liem 
orberlick  dunct  te  wesen,  ind  aldus  soe  sollen  alle  jaer  die  Dijck-grere  ende 
die  Hemelraeden  ende  die  sostione  vorschreven  verset  warden,  ind  die  aude 
Dieckgreve  sal  den  nien  eeden  wanneer  hy  gokoeren  is,  Ind  die  nye  Dieck- 
greve sal  voirt  die  nye  Hemelraeden,  ende  wie  van  den  voersebreven  sestienen 
niet  en  quemen  alle  jaer  up  Sunt  Peters  dach  ad  Catbedram,  als  vur- 
.sebrevon  is,  ind  als  dat  gekündigt  is  in  der  kercken,  dien  mecht  men  peynden 
des  anderen  daeges  voer  vyf  Schillingen  kleyne,  ind  alsoe  voerth  ses  daegen 
alomme  hent  ter  tyt  dat  sy  daer  by  quemen,  Ind  gevyeit  dat  dese  sestiene 
niet  over  - een  en  draegen,  soe  waer  don  die  meeste  hoop  mitten  Dieck- 
greve ende  mit  den  Hemelraeden  heme  draegen,  dat  sonde  voert  gaen.“ 

“J  Deichordnung  für  Cleve  von  1575  § 0.  Siehe  auch  Heineken  § 19. 

"♦)  Reglement  für  die  Vyfdeels  Deiche  von  1547  (.Schwarzenberg  III, 
1171:  Alle  zwei  Jahre  ist  ein  Deichgraf  von  den  Deichgenossen  oder  ihren 
Bevollmächtigten  zu  wählen;  sie  kUiiuen  auch  don  alten  bestätigen.  Wenn 
sie  sich  nicht  einigen  können,  sollen  sie,  falls  der  alte  Deichgraf  noch  am 
Leben  ist.  zwei,  sonst  drei  Personen  nominieren,  von  denen  der  Hof  einen 
nimmt. 

“)  Als  charakteristisches  Merkmal  sotzo  ich  die  folgende  Quollonstelle 
wörtlich  hierher,  die  in  dieser  oder  jener  Wendung  eine  grosse  Reihe 
holländischer  Urkunden  cinrehzieht,  uuil  zugleich  die  Thätigkeit  des  Deich- 
grafon  beleuchtet;  „Wie  ....  maken  cond  . ..  dat  wi  . . . . hevolen  hebben 
ende  bevelen  mit  desen  briove  onso  Dycgravescip  ....  toe  bedriven,  endo 
te  verwaren  van  onsen  wegben  t'  onser  eren,  ende  tote  des  gbemeens  lands 
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ferner  der  Landesherr  mit  Willkür  der  Landgenossen  an 
jemanden  die  Deicbgrafschafl  befahl.  Eine  Berührang 
landesherrlicher  Anstellung  mit  einer  Einsetzung  seitens  Herr- 
schaften, öffentlicher  Gewalten  und  Yerbandsgenossen  fand 
dadurch  statt,  dass  mitunter  die  Wahl  prinzipiell  bei  den 
Ambachtsherrn  lag,  allein  bei  Nichteinstimmigkeit  derselben 
der  Landesherr  das  Amt  besetzte,**)  oder  Landesherr,  Stadt  und 
Kirche  jeder  einen  Deichgrafen  cinsetzte.*')  Dass  öffentliche 
Gewalten,  Deichbeamte  und  Deichgenossen  gemein.sam  einen 
Deichgrafen  wählten,  ergiebt  die  bereits  erwähnte  Wahl  des 
Grafen  von  Delmenhorst  von  1381.®*)  Auch  in  anderer  Weise 
standen  sie  untereinander  in  Beziehung,  indem  mitunter  zwar 
prinzipiell  der  alte  Deichgraf  den  neuen  ernannte,  aber,  wenn 
er  dem  nicht  innerhalb  eines  Monats  nachkam,  das  Wahlrecht 
auf  Städte  und  den  Deichverband  überging.“*)  Auch  war  da, 
wo  der  Herr  den  Deichgrafen  cinsetzte,  sein  Recht  insofern 
zuweilen  beschränkt,  da.ss  er  jeden  Deichgrafen,  den  die  Heem- 
raden  für  untauglich  erklärten,  absetzen  musste.*") 

Schliesslich  ist  zu  erwähnen,  dass  den  Hecmraden  an 
vielen  Orten  das  Recht  gegeben  ward  au  Stelle  des  säumigen 


orbaer.  Ende  gbevcn  hem  macht  van  onaen  weghen  Gbesuoerne  te  maken. 
of,  ende  on  te  doene  alst  tem  orbaer  denken  sal,  gbebot  te  legghen,  te  be- 
driveno  dike,  wattering,  wegc,  ende  die  te  berechten  mit  einen  gesnoernen, 
onae  ghell  doen  in  legghen  alat  te  doene  ca,  ende  weder  in  te  pandcn  vier- 
acat  bi  einen  gbeauoemen  na  den  rechte  ran  den  lande,  vrede  te  vermanen 
ende  wie  hem  vrede  wederacyde,  die  rerboirde  00  pond  Tomoya  jeghena  ona, 
ende  die  ander  hellte  jeghena  hem  ende  eine  gheaworne,  jof  manne  die  dair 
mit  hem  körnen.  Endo  omme  dat  onae  ghemeno  manne  dit  ghewilcoirt 
hebben,  ao  ontbieden  wi  allen  . . .*  (31ieria  II,  312  a.  1323).  Siebe  ferner 
Micria  IV,  225  (a.  1413). 

“j  Privileg  für  die  Swijndrccbtache  Waard  von  1331  (oben  Einl.  § 4b, 
A.  403):  ,I)it  lont  aol  men  bodryven  met  eenen  Dyckgrave,  die  den  ghe- 
meenen  Ambachta  Heeren  van  Svindrecht  kieaen  anllen.  Ende  iat  dat  de 
Ambuchta  Heeren  niet  overeen  en  dragbcn  jacrlyck  een  Dyckgrave  te  selten 
die  binnen  den  lande  ghcgoet  is,  ao  mechten  wy  bcn  gheven,  die  wy  wilden." 
Dazu  aiehe  auch  Mieria  II,  151. 

So  in  Stcdingen;  Grimm  III.  31.5. 

■'')  Oben  A.  40. 

“>  Deichrecht  für  die  Crimpenrewanrd  von  1430. 

“’)  Privileg  des  Herrn  von  Cranenburg  von  1343. 
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Deichgrafen  ans  ihrem  Collegium  heraus  fttr  den  Einzelfall 
einen  Stellvertreter  zu  wählen.**) 

Die  Anstellung  selbst  erfolgte  meist  auf  Grund  einer 
Eidesleistung.  Den  Eid  nahmen  entweder  der  alte  Deich- 
graf,*’) der  Herr  oder  Beamte  des  Herrn**)  od(?r  andere 
Inhaber  öffentlicher  Gewalten**)  ab. 

In  Bezug  auf  die  Amtsdauer  galten  sehr  verschiedene 
Rechtssätze.  Entweder  war  der  Deichgraf  auf  Lebenszeit  be- 
stellt,*') oder  auf  ein  Jahr*“)  oder  mehrere  Jahre.*')  Ausserdem 
aber  konnte  der  Untaugliche  meist  jederzeit  abgesetzt  werden.**) 
Die  Erfordernisse,  welchen  der  zu  wählende  Deich- 
graf genügen  musste,  bestanden  vor  allem  in  ein  Begütert- 
sein binnen  der  Schau.““)  Häufig  mu-sste  er  ein  Grundstück 
von  einer  bestimmten  Grösse’“)  oder  von  einem  bestimmten 
Mindest  werte’“*)  besitzen.  Ausserdem  nni.sste  der  Deichgraf  in 


“')  Mieris  IV,  584  (a.  1391  für  Delflainl),  MiorU  IV,  039  (I39Ö/9G 
für  SchielandJ.  Kbeiiso  1399  für  Kijiilaml;  Nilibcliiik  S.  XIII.  Siebe 
ferner  die  in  A.  59  angegebene  Quelle  und  Deicbbrief  für  Ober  lietuve 
von  1383. 

®)  Siebe  oben  A.  52. 

®)  Deichordmiiig  für  Cleve  von  1575,  Cranonburger  Privileg  von  1343, 
Ste<linger  neiebreebt  von  1410,  Deicbordnntig  für  die  Vyfdeelsdeicbe  von  1547. 

Oudenbovon  S.  10  ff.  (der  Deiebgraf  sebwört  in  die  Hand  des  Hürge  r- 
meister.t  von  Dordreebt.)  liaudveaten  von  Kncbuizcii  S.  21  (a,  1423) 
Hcineken  § 19. 

Siebe  oben  A.  52. 

“*)  Dciclirocbt  in  Tbiolrcwi-ert  von  1399  (2  .labre),  Deicbrecbt  für 
Ijeekendeieh  boven  dämm»  von  15.32  (I,  5 .labre). 

Deicbrecbt  von  Salland  art.  34. 

““J  DeicbrcHibt  für  die  Boenielre  Waart  von  1325,  Stedinger  Deicbrecbt 
von  1440.  Verordnung  für  die  Oroote  Waard  v.  1374  (Van  de  Wall  1,309). 

’“)  Deicbrecbt  von  1370  lür  veraebiedene  Kircbapiele  in  üeldern 
(Nyboff  II,  257)  [10.  Morgen],  liommelacbo  Landrecbt  von  1409  (40  M.) 
Dcicbrecbte  für  das  Land  zwiacben  Maas  und  Waal  von  1328.  1423  (50  M.) 
Keure  von  Seeland  von  1445  (20  Gemete),  Deicbrecbt  für  Tielrewaart  von 
1399  (40  M.)  Deicbbrief  für  Veluve  von  1370  (10  M.),  Deicbrecbt  für  die 
Kiederwaard  von  1403  (10  M.),  Deicbrecbt  für  Bavendreebt  von  1483  (10  M.), 
Privileg  von  Cranenburg  von  1343  (*/j  Hufe.) 

’"•)  Deicbordnung  für  die  Crimpenrewaard  von  14.30.  Siehe  auch 
Mieris  IV,  942.  — Auch  beguügte  mau  sich  mit  dem  Nachweis  eines  be- 
stimmten Vermögens  Überhaupt.  Siebe  Handfest  für  die  Alblaaserwaard 
von  1483. 
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der  Waard  wohnen.’*)  Später  kamen  hiervon  Abweichungen 
vor.  Er  konnte  hei  Konsen.s  der  Mehrlieit  der  Eingesessenen 
in  den  benachbarten  Städten  wohnen.”)  Oder  er  musste  sogar 
seinen  Wohnsitz  in  einer  Stadt  haben.”)  Dies  hängt  damit 
zusammen,  dass  er  in  manchen  Gegenden  infolge  städtischer 
Machtentfaltung  Stadtbürger  sein  musste.’^)  Mitunter  konnte 
nur  ein  ehemaliger  Deichgeschworener  Deichgraf  werden.’*) 
Andere  Erfordernisse  waren,  allgemein  Tauglichkeit  zum  Amte,’*) 
zuweilen  eheliche  Geburt,”)  Besitz  des  Grundstücks  während 
.lahr  und  Tag,’")  Schildbflrtigkeit’“)  und  ein  bestimmtes  Lebens- 
alter.’") 


U)  Deichbrief  für  Vcliive  von  l37o,  Deiclireclit  für  üie  Criiiipeiire»a.tni 
von  I ISO.  Keure  für  Seeliincl  von  1145  („woeneu  binnen  der  Vorstlie,  duer 
liy  Dyckj-raefschap  bedienen  aal“). 

Uuldeniont  .S.  47  ff. 

Privileg  Jubanna  von  Bayern  für  .Südbollaml  von  14IS  (Ouden 
boven  8.  lOl  ff'.):  ,I)at  nieuient  binnen  unaeii  lande  von  Zwt  bollant  binnen 
Steden  jof  dair  buten  geen  dyensteii  (is  te  weten  die  bayliuscapp,  die  diie- 
grevescapp,  die  rentineesterscapp  aldair  offt  scoutscapp)  off  onso  tollen 
f Dordreebt  vueren  en  aal  hi  cn  si  )ioirter  Tordreebt  ende  wunarlitig 
mit  siiiire  aliiiger  woenstat“ 

’•)  Siehe  A.  73,  ferner  Keure  für  die  Alblasscrwaard  von  1483:  ,])af 
een  dijegraeff  van  den  selvon  waert  gegoet  wesen  zai  binnen  den  waert 
voorsz  an  gaedo  off  an  lande  totter  somme  van  hondert  pond  groten 
vlaemach  of  daer  boven  ende  porter  sal  zijn  binnen  der  stede  van  Dordreebt“. 
lieber  dag  Erfordernis  des  Bürgertums  in  der  Alblasscrwaard  kam  es 
später  zu  lebhaftem  Streit.  Im  Jahre  15ü3  ward  ein  Deichgraf  augestellt. 
der  kein  Bürger  war.  Dordreebt  protestierte  dagegen  und  berief  sich  einmal 
auf  das  Privileg  Johanns  von  1418  (oben  A.  73)  und  auf  die  Keure  von  1483. 
ln  letzterer  stand  in  einer  Abschrift  statt  „endo“  „ofte  porter“.  Die  Stadt 
bekam  Hecht.  Nibbelink  8.  XVllI. 

’*>)  Deichrocht  der  Altendorfer  Schauung.  II. 

’**)  Keure  von  Seeland  von  1445:  ,hy  en  sal  dartoe  vroet  ende  nut 

wesen“. 

”)  Privileg  Johanns  von  Bayern  von  1418  (Oudenboven  S.  101  ff.); 
,ter)  sii  witliieke  geboren  ende  vau  enon  getruweden  beddo“. 

Deichreebt  für  die  Thielerwaard  von  1339. 

Deichreebt  für  das  Land  zwischen  Maas  und  Wael  von  1433. 

*°)  Deichreebt  für  Leckendoich  boven  Damms  von  1532. 
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b)  Die  Pflichten*')  des  Deichgrafen  bestanden  in  der 
Leitung  der  Schauung,  der  Vorstoherschaft  des  Schwaren- 
kollegiums,  der  Entscheidung  über  wichtigere  Angelegenheiten, 
der  Verpfliehtung  in  gewissen  Fällen  Gold  auszulegen  ; er  hatte 
ferner  die  Leitung  der  Exekution  und  des  Deichgerichts : er 
hatte  Rechnung  zu  legen  ; er  war  überhaupt  der  Genossenschaft 
oder  der  Henschaft  verantwortlich ; ausserdem  war  ihm  die 
Sorge  für  Siele,  Schleusen,  Graben,  Wege,  Stege  und  Brücken 
anvertraut. 

Seinen  Pflichten  standen  weitgehende  Rechte**)  gegen- 
über. Er  genoss  einen  erhöhten  Frieden,  er  hatte  eine  An- 
teilnahme an  den  Bussen  und  Brüchen,**)  er  konnte  sein  aus- 
gelegtes  Geld  in  mehrfachem  Betrage  eini)fänden  ;**)  häufig  fiel 
an  ihn  ein  Teil  des  verspadeten  Guts  ausserdem  hatte  er 
sein  Gut  ganz  oder  teilweise  deichfrei.*")  Schliesslich  stand 
ihm  das  Recht  zu  auf  des  Säumigen  Kosten  zu  zehren.*’)  Mit 
dem  Ablauf  der  ersten  Periode  kommen  in  Holland  auch  schon 
feste  Besoldungen  des  Deichgrafen  vor.*") 

c)  Das  Verhältnis  des  Deichgrafen  zu  anderen  Deich- 
beamten war  meist  ein  übergeordnetes.  Ganz  abgesehen 


“"l  Siehe  uameiitlicli  oben  A.  55.  Im  «iuzelneii  werden  die  Pflichten 
sich  in  dem  Abschnitt  V über  diu  Deichverwultung  ergeben.  Da  sie  aber 
dort  nicht  zusammenhängend  dargestellt  werden,  ist  liier  eine  kurze  Zu- 
sammenfassung gegeben. 

•'*)  Auch  hierüber  ist  Abschnitt  V zu  Itatu  zu  ziehen. 

®)  Siehe  z.  B.  Deichrecht  von  Salland  art.  lU,  aller  Bussen) 
Mieris  II,  3!i.S,  lleineken  § eo  ff.,  ('/j  aller  Bussen).  Siehe  auch  Hahn 
S.  ay.  Ilandvesten  lür  Euchuizen  S,  4U.  l’lacatboek  für  Utrecht,  S.  2. 
S.  lOU.  art.  20.  28.  Deichrecht  für  die  Krimpenrewaard  von  1430  art.  14. 

"*)  Siehe  oben  A.  55.  Placatbuek  für  Utrecht  S.  09.  art.  19. 

**)  lleineken  § 20. 

*•’)  Siehe  Utrechts  Placaetboek  S.  108  (a.  1440),  Mieris  III.  287. 

”)  Hahn  S.  39,  wo  andere  Einkünfte  der  Deichbeamten  erwähnt 
sind.  Diese  waren  mit  dem  Deichgrafen  zu  repartieren. 

*)  Deichordnung  für  Jjekendeich  boven  dams  von  1532  (siehe  oben 
Einl.  § 4b  A.  401) ; Die  Deichgrafen  erhalten  32  Gulden  jedes  Jahr;  ausserdem 
erhalten  sie  bei  Wasser-  und  Eisuot,  wenn  sie  Schautage  abhalteu,  Tage- 
gelder. Daneben  haben  sie  in  gewissen  Fällen  noch  Rechte  auf  Bussen 
(art.  9,  art.  25).  — Siehe  auch  Deichordnung  von  1537  (Utrechts  Placaet- 
boek S.  69)  art.  VIII 
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von  dem  subalternen  Deichbeamtentum  unterstanden  ihm 
namentlich  die  Deichgescliworenen.  Sie  bildeten  regelmässig 
das  urteilende  Collegium,  während  er  die  Stellung  des  deutschen 
Richters  hatte.  Allein  häufig  erscheint  der  Deichgraf  doch 
nur  mehr  als  der  erste  der  Geschworenen,  als  primus  inter 
pares."*)  Hierdurch  wird  das  Collegium  des  Deichgrafen  und 
der  Dcichgeschworenen  den  später  zu  besprechenden  Deich- 
richterkollegien und  selbständigen  Geschworencnkollegien  un- 
gemein angenähert.  Andrerseits  aber  erhält  der  Doichgraf  da, 
wo  er  infolge  herrschaftlichen  Einflusses  in  einen  ausgebildeten 
Deichverband  mit  Geschworenenkullegium  hineingesetzt  wurde, 
mehr  die  Stellung  eines  Aufsichtsbeamten.*“) 

In  eine  Nebenorduung  zu  anderen  Deichbeamten  trat 
der  einzelne  Deichgraf  dadurch,  dass  er  mit  anderen  Deich- 
grafen zu.sammen  thätig  sein  musste.  Dies  war  natürlich  bei 
Samtdeichverbänden  der  Fall.  Wir  finden  so  in  der  Alten- 
dorfer Schanung  die  Deichgrafen  von  Isensee,  Hüll  und  Alten- 
dorf zusammen  sich  zum  Deichgericht  versammeln.*')  In 
Stedingen  sollen  womöglich  alle,  zum  mindesten  aber  zwei 
Deichgrafen  dabei  sein,  wenn  die  Schwären  schauen  und 
pfänden.*-).  Mit  einander  waren  die  Deichgrafen  verschiedener 
Verbände  thätig,  wenn  es  sich  um  die  Erfüllung  gewisser 
(nicht  aller)  gemeinschaftlicher  Aufgaben  handelte,  wie  die 
Verstopfung  einer  Wehle,*“)  den  gemeinsamen  Ankauf  von 
Erde**)  u.  a. 

In  eine  Unterordnung  unter  besondere  Deichbeamte  sind 
die  Deichgrafen  nur  selten  gekommen.  Immerhin  finden  wir 
sie  im  Spadelandsbrief  von  14äB  einem  Hanptmann  unter- 
geordnet. Diesen  setzt  der  Graf  um  des  Kirchspiels  und  des 
Landes  Besten  und  giebt  ihm  Schwären  zur  Seite.  Es  wird 
eine  Oberaufsichtsbehörde  für  den  Deichgrafen  geschaffen, 
welche  sich  an  der  Deichschauung  beteiligen  soll,  darauf  zu 


"*)  Siolio  z.  B (Uo  oben  A.  52  augufUbrte  Deichordnung. 

Stedinger  Deichrecht  von  1446. 

*■)  Deichrecht  der  Altendorfer  Behauung.  XVII. 

Uri  mm  III.  215. 

*“)  Deicbrecht  für  Ysselmonde  1446  (Ondonhoven  S.  268). 
**)  Deichrecht  für  Bavendrocht  von  1483  (a.  a.  O.  S.  277). 
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sehen  hat,  dass  der  Deichgraf,  Schwären  und  alle  Deich- 
genossen ihre  Deiche  machen,  und  entscheiden  soll,  wenn  der 
Deichgraf  mit  seinen  Schwären  uneinig  ist.®“)  Man  kam  weiter 
dahin  einen  „Oberdeichgrafen“  anzustellen®*)  und  den  Landes- 
herrn selbst  als  Oberdeiebgrafen  zu  bezeichnen.*')  Schliesslich 
unterstand  der  Deichgraf  in  manchen  Gegenden  den  vom 
Staate  zur  Kontrollierung  des  Deichwesens  flir  den  Einzelfall 
ernannten  Commissarien.®“) 

d)  Schon  die  letzten  Bemerkungen  fuhren  zu  dem 
Verhältnis  des  Deichgrafen  zu  der  gewöhnlichen  Landes- 
verwaltung hinüber.  Auch  in  dieser  Beziehung  findet  sich 
eine  lieber-,  Neben-  und  Unterordnung  des  Doichgrafen.  Dies 
orgiebt  schon  die  einfache  Erwägung,  dass  die  Träger  der 
gewöhnlichen  Landesverwaltung  Deichgrafen  einsetzten"®)  und 
dass  gewöhnliche  Beamte  Stellung  und  Bezeichnung  von  Deich- 
grafen erhielten.*"®)  Im  übrigen  ist  folgendes  hervorzuheben : 

Der  Deichgraf  stand  auch  da,  wo  er  nicht  zugleich  ge- 
wöhnlicher Landesbeamter  war,  mit  seinen  Geschworenen  häufig 
über  Beamten  der  allgemeinen  Landesorganisation.  Ihm  unter- 
standen die  Schulzen  der  Land-  und  Stadtgemeinden,  die  Am- 
bachtsherm  und  deren  Richter  in  vielen  grösseren  Deichver- 
bänden.*®') Dies  hängt  zum  Teil  wieder  damit  zusammen,  dass 
der  Deichgraf  als  dem  Landesherr  untergeordnet  erschien. 

"*)  Spadelandbrief  §§  9,  13,  14.  Hier  verhielt  eich  die  Sache  folgender 
Maesen  : Bie  zum  Jahre  1438  funktionierten  Deichgraf  und  Deichgeschworene 
und  daneben  zwei  Uauptleute  mit  Geschworenen  für  Entwässerungeeachen 
(§  9).  Diese  Hauptleute  waren  dem  Deichgrafen  nicht  übergeordnet.  Im 
Jahre  1438  aber  setzt  der  Graf  einen  Hauptmanu  aus  der  Stadt  ein  imd 
giebt  ilim  Schwareu  zur  Seite,  unter  welchen  sich  auch  diu  beiden  alten 
Hauptlcute  für  Entwässerungssachen  behnden  ($  13).  Diese  als  Hulfsleute 
bezcichneteu  Beamten  stehen  Uber  dem  Deichgrafeu  (§  14).  Zum  Teil  ganz 
abweichender  Meinung  Detlefsen  S.  331  f. 

**)  Schwarzenberg  U,  198  (a.  1530). 

'■")  a.  a.  O.  S.  662  (a.  1533). 

*)  Siche  Schwarzenberg  UI  S.  117.  — Auch  den  Geschworenen 
unterstand  er  in  gewisser  Hinsicht.  Siehe  Bergh  II,  748  sub.  XUI. 

*•)  Siehe  oben  S.  265. 

'"”)  Siehe  oben  A.  50. 

Keure  für  die  Alblasserwaard  von  1277,  1375.  PI.  für  Utrecht. 
S.  65  (a.  1532)  §§  19.  S,  109  (a.  1454)  § 15.  Deichrecht  für  die  Krimpen- 
rewuard  von  1430  § 14  Deichrecht  von  Sallaud  art.  34. 

J»  Uierk«,  OeMtüeht«  d«a  deoUeben  D«icbr*fthte.  ' 
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Neben  dem  Deicligrafen  waren  Landesbeamte  namentlich 
zu  dessen  Unterstützung  thütig,  sei  es  dass  man  sie  ihm  bei 
wichtigeren  Deichangelegenheiten  als  Ratgeber  und  Mitanordner 
zu  Seite  stellte,'®’)  sei  es  dass  man  sie  verpflichtete  dem  Deicli- 
grafen zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen.'"®) 

Der  Deichgraf  war  allen  gewöhnlichen  Landesbeamteii 
untergeordnet,  welche  bei  seiner  Anstellung  in  Thätigkeit 
traten;  also  namentlich  dem  Landesherrn.  Es  ist  aber  nach- 
drücklich darauf  hinzuweisen,  dass  der  Landesherr  nirgends 
einem  Deichverband  das  Recht  auf  Anstellung  gewaltsam  ent- 
zogen hat.  Vielmehr  tritt  überall  da,  wo  wir  eine  Anstellung 
von  seiten  des  Landesherrn  finden,  zum  ersten  Male  ein  Deicli- 
graf  in  Erscheinung.  Wohl  war  es  hier  und  da  ein  Eingriff  in 
die  genossenschaftliche  Freiheit  des  Verbandes,  aber  es  war 
keine  Vertreibung  eines  bestimmten  genossenschaftlichen  Beamten. 
Es  war  ein  Bruch  mit  dem  Satze,  dass  eine  Genossenschaft  selbst- 
herrlich ihre  Organe  anstelle.  Je  nach  der  Stärke  dieses  Bruches 
war  der  Landesherr  an  der  Anstellung  beteiligt.  Auf  Schonung 
der  genossenschaftlichen  Freiheit  beruhen  die  vermittelnden  An- 
stellungssysteme. Allein  auch  bei  der  für  die  Genossenschaft 
günstigsten  Regelung  erfuhr  im  Laufe  der  Zeit  der  Deichgraf 
in  seiner  Stellung  selbst  grössere  herrschaftliche  üoberordnnng, 
und  auch  der  frei  gekorene  Deichgraf  bekam  mehr  oder  minder 
den  Anstrich  eiues  landesherrlichen  Beamten.  Der  Landesherr 
setzte  ihm  andere  Beamte  vor,*®*)  er  bestrafte  ihn  wenn  er  sich 


*“*)  Deichrecht  der  Altendorfer  .Schauung  sub.  XX-  (Die  gewöhnlichen 
Richter  sind  bei  der  Deichzutneesang  zugegen).  Mieris  II,  S64  (a.  ‘264)  : 
Balja,  Deichgraf  und  Heemradon  »ollen  das  ungeherde  Land  auf  das  gc- 
'neine  Kirchspiel  setzen,  da  es  drunter  liegt.  — Befehle  hinsichtlich  des 

Hugondeichs  von  I4'2‘2  (Mieris  IV,  620).  — Vergl.  auch  Mieris  IV,  iss 

(a.  1411). 

■®)  Siehe  Mieris  II,  ‘263.  (Dem  Balju,  Schulzen  und  Richter  von 
Nordholland  wird  anbefohlen,  dem  Deichgrafen  bei  Eintreibung  der  Deich- 
kosten behilflich  zu  sein).  Privileg  des  Herrn  von  Cranenbnrg  von  1343  : 
,Uud  wehrt  dat  die  Dyckgreff  onser  hulpe  van  doen  liedde  in  einiger  hand 
mauieren  dat  in  den  Heymraet  droege,  so  bevelen  wy  onsen  Richter  tho 

Cranenborgh  die  nu  is.  off  ter  tyt  wesen  sali,  dat  hy  hem  helpe  und 

stercke  . .“ 

’“*)  z.  li.  Mieris  II,  470;  III,  4S0.  IV.  ISS.  Siehe  ferner  Deich- 
ordnnng  für  die  Vyfdeelsdeiche  von  1647. 
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verging, “’*)  er  nahm  ihn  unter  seinen  Schutz.'®®*)  Am  aller- 
schroffsten  erscheint  der  Deichgraf  in  einer  Unterordnung  unter 
den  Landesherrn,  wenn  er  zugleich  als  Ersatzmann  des  ordent- 
lichen Beamten  diente."’®) 

2.  Einer  Betrachtung  der  übrigen  Deichrichter  und  der 
Deicligeschworenen  ist  voranzuschicken,  dass  in  den  Quellen 
Deichbeamte  Vorkommen,  deren  Stellung  der  des  Deichgrafen 
sehr  ähnlich  ist.  Es  ist  dies  namentlich  der  Fall  bei  gewissen 
als  Deichrichter  bezeichneton  Personen,  die  als  Einzelvorsteher 
das  Amt  eines  deutschen  Richters  bekleiden  und  denen  Schwareu 
als  Urteiler  zur  Seite  stehen.*®’)  Eine  gewisse  Verwandtschaft 
mit  ihm  weisen  auch  die  Häupter  der  Deichrichter-  und  Ge- 
schworenenkollegien auf.  Diese  Deichrichter-  und  Geschworenen- 
kollegieu  gruppieren  sich  in  solche  niederer  und  höherer 
Ordnung.  Bekanntlich  waren  die  ersten  besonderen  Deich- 
beamten die  Deichgeschworenen  (atthen,  dyckatten,  toleven, 
heemraden,  dyckheemraden,  Eydiger,  Schwären,  Geswooreus, 
sijlriuchters,  dijckriuchters).'®®)  Sie  hatten  ursprünglich  nur  eine 
beschränkte  Zeugnispflicht  und  Rügefunktion  in  bescheidenem 
Umfange:  sie  waren  in  die  allgemeine  Landesverwaltung  ein- 
geschoben und  standen  unter  dom  Schulzen  und  den  Asegen 
resp.  später  den  Schöffen.'®®)  Allmälilich  erlangten  sie  zum  Teil 
erweiterte  Funktionen,  indem  sie  namentlich  das  Recht  zur 
Pfandnahme  bekamen  und  zu  Urteilfindern  wurden."®)  Die 


**)  z.  B.  Mieria  UI,  732. 

■®'*)  DeichordnQQg  für  die  Krimponrewaard  von  1423;  ferner  MierisU, 

312,  (a.  1323.) 

>'*)  Vergl.  Bergh  U 748  (a.  1290)  sub  I.  XUl.  XU. 

*’')  Dcicbrecht  dea  alten  Landes  art.  7.  Siebe  anebUettema  „Oude 
friesebe  wetten*  II  8.  325,  wo  (a.  1504)  ein  Deichgretmann  erwähnt  wird. 

>'*)  Siehe  oben  snb  I. 

'®“)  Siehe  Richtbofen  Kq.  S.  417  § 19,  S.  419,  § 38.  Grimm  IV, 

703  (a.  1439).  Hier  schauen  Graf,  Scböfleu  uud  Schwären.  Deichrecht  der 
Hemmen  von  1453:  Grietniann,  Atten  (d.  h.  Deichatten)  und  Tollen 

gehauen.  • 

"®)  Siehe  Verdrag  over  de  onderboudinge  van  de  Ysbrechthumer  dyk, 
tusschen  Oosterzyl  en  Dyksterbuuren  v.  1473  (Schwarzenberg  I,  656), 

Artikel  der  Gemeinde  Riperahem  von  1522  (a.  a.  O.  II,  429).  Uadoler 
Landrecht  von  1583.  Ueber  das  Hinaufrücken  der  atthen  im  allgemeinen 
zu  Urteilern  siehe  Heck  S.  346  ff. 

18* 
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Deichgeschworenen  verdrängten  die  Asegen.'")  Schliesslich 
bildeten  sie  mitunter  ein  selbständiges  richterliches  und 
urteilendes  Collegium.*")  In  Saratdeichverbänden  erwuchs 
aus  solchen  Collegien  der  Gliederverbände  ein  gemeinsames 
Collegium.'*^)  Innerhalb  der  erwähnten  selbständigen  kleineren 
Deichrichterkollegien  traten  nun  aber  teilweise  wieder  Führer 
auf  ;*'*)  und  die  Gesamtheit  dieser  Führer  bildete  bei  Samt- 
doichverbänden  ein  höheres  Collegium.'*“)  Es  war  somit  dann 
in  diesen  Samtdeiebverbänden  ein  getrenntes  oder  vereinigtes 
Handeln  der  niederen  und  höheren  Collegien  möglich.  Da 
nun  die  Entwicklung  bald  auf  dieser  oder  jener  Stufe  stehen 
blieb,  und  andrerseits  die  Organisation  bei  neuen  Deich- 
verbänden in  dieser  oder  jener  Form  übernommen  wurde, 
findet  sich  die  bunteste  Mannichfaltigkeit,  wenn  wir  die  Ge- 
samtheit der  Deicbländer  überblicken.  Hieraus  erklärt  sich, 
dass  wir  die  Geschworenen  teils  als  selbständig  regierendes,*'*) 
teils  als  urteilendes  Collegium,  sei  es  des  Deichgrafen,'")  sei 
es  eines  gewöhnlichen  Landesbeamten*"*)  finden.  Immerhin 
heben  sich  die  Deichrichterkollegien,  welche  aus  den  Führern 
kleinerer  Deichrichterkollegieu  bestehen,  als  höhere  von  den 
übrigen  ab. 

a)  Wir  betrachten  zuvörderst  die  Deichrichter-  oder  Deich- 
gosch worenen-Kollegien  niederer  Ordnung. 

a)  Was  die  Anstellung  dieser  anlangt,  so  wurden  sie 
uisprünglich  von  den  Genossen  des  Gemeinde-  oder  Deicli- 
verbandes  gewählt.*'*)  In  vielen  Deichverbändeu  hielt  mau 


ni)  Vergl.  Richthofen  Kq.  S.  419,  § 38. 

’’^)  Sandor-Doichgatzungen  von  139&. 

”’)  Sielrecht  der  drei  Dolfgiele  von  1317,  § 10  ff. 

"*)  Siehe  vorläufig  Heck  S.  367. 

'“)  Siehe  vorläufig  Riebtbofon  Rq.  S.  298,  § 12. 

**“)  z.  B.  Sielreeht  der  drei  Delfsiele  von  1317. 

'*’)  z.  B.  Cranonburger  Privileg  von  1343. 

"*•)  z.  B.  Mierig  IV,  470. 

**")  Vergl.  Sander-Deicheatznngen  von  1295.  Altes  Ostfriesisches 
Deichrecht  § 1.  Billwärder  Laudrecht  art.  2.  Uammeibrnkcr  Deichrecht 
art.  26.  Privileg  desllerrn  von  Oraneuhurg  von  1343.  — Bremer  Urkunden- 
buch 56.  — Richthofeu  Rq.  S.  521.  § 8.  Sander-Deiebsatzuugen  von 
1317  § 1 Siehe  auch  Ualsema  S.  524,  Heck  S.  367. 
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auch  später  hieran  fest.  In  anderen  gingen  die  Aemter  nach 
Bauernschaften  um  und  innerhalb  der  letzteren  nach  Hecrden;*’") 
oder  cs  hatte  jede  Bauernschaft  einen  Geschworenen  zu  be- 
stellen, wobei  jeder  überlassen  blieb,  ob  sie  die  Kosten  für 
einen  solchen  jedesmal  anf  ihre  Glieder  verteilen  oder  die 
einzelnen  Morgen  zu  einer  Anstellung  in  jährlichem  Tunius 
verpflichten  wollte.'*“)  In  manchen  Deichverbänden  ging  das 
Amt  nach  Höfen  um'*')  oder  unter  den  Besitzern  einer  be- 
stimmten Morgenzahl,  wobei  die  Besitzer  kleinerer  Grund- 
stücke zu  einer  Gruppe  vereinigt  wurden.**®)  Mitunter  erkor 
zwar  der  Deichgraf  die  Schwären,  aber  er  sollte  wählen,  „wem 
cs  gebührte  nach  alter  Sitte  und  an  niemandem  vorbeigehn.“**®) 
In  anderen  Gegenden  hatte  der  Deichgraf  ein  freieres  Wahl- 
recht,'**) in  manchen  war  er  an  den  Rat  der  alten  Schwären 
gebunden.**“)  Mitunter  lag  die  Wahl  bei  den  Deichgeschworenen 
selbst  und  zwar  nicht  nur  insofern  als  sie  bei  lebenslänglicher 


■’•)  Haisera»  a.  a.  ü.,  Heck  a.  a.  O. 

'*“)  So  in  Kchdingen.  Vergl.  Pratje  IV,  S.  27fi  ff.  Vergl.  auch  di« 
Altmärkisch«  Di-icliordniing  von  153U,  siehe  ferner  Bornhak  a.  a.  0. 
Mieris  IV,  70l  (a.  1395.) 

'■■t')  ricichrecht  lies  Alten  Landes  art.  ü. 

Siehe  den  Bericht  des  Schulzen  wegen  der  Teiche von  den 

Kirchspielen  Altenhrock,  Lüdingwohrt  und  Nordleda  von  1380  (oben  Einl. 
§ 4a,  A.  82),  snb  8:  Schepen-  und  Schwarenschop  geit  von  Jahren  tho 
Jahren  um  und  halt  jeder  deel  färliken  eenen  Schwären  und  eenen  Schepen ; 
wenn  eener  een  ,Tahr  lang  de  schepen  oder  schwarenschop  bedenet  befft, 
damit  sie  gantz  Outh  — in  dem  Dehl  entferret,  wenn  er  up  iedern  Dehl 
thom  Ende  gekommen,  fanget  man  von  ersten  wedder  an.  De  veer  Morgen 
hefft  und  daraver,  muth  een  Schep-  oder  .Schwären  holden,  de  damnde 
hebben,  den  wehret  een  oder  mehr  tho  bedann,  bet  de  4 Morgen  full  waren.“ 
Siehe  dazu  Landrecht  von  1583  IV,  2.  — Vergl.  auch  das  Deichrecht  von 
1457  für  den  Deich  bei  Oxwerdersiel : „Voortan  soo  sullen  daer  wesen  vijff 
rechteren  . . . ende  we  daer  meest  op  gelandet  is,  de  sal  eerst  anzweeren, 
ende  de  kleijneu  solen  twe  ofte  drie  toe  gader  eene  maken.“  (Halsema 
S.  524.) 

'**)  Bremisches  Deichrecht  von  1449  (oben  Einl.  § 4a,  A.  261),  art.  1. 
Dazu  siehe  auch  Heineken  § 18. 

■■•t*)  Deichrecht  der  Altendorfer  Schauung  sub  1.  Mieris  II,  312 
(a.  1323)  Mieris  II,  534  (a.  1332). 

■®)  Deichrecht  für  Stedingen  v.  1446. 
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Anstellung  das  Collegium  selbst  ergänzen  konnten,'**)  sondern 
auch  indem  sie  bei  jährlichem  Wechsel  zur  Neuwahl  berechtigt 
waren.’*’)  Zuweilen  erkoren  Deichgrafen  und  Hcemraden  die 
neuen  Geschworenen,'*")  oder  es  fand  eine  eigentümliche  Ver- 
mittelung zwischen  einer  Anstellung  seitens  der  Deichbeamten 
und  der  Deichgenossen  statt.'**)  Das  Wahlrecht  der  Deich- 
genossen erfuhr  dadurch  eine  Aenderung,  dass  es  von  einem 
erheblichen  Grundbesitz'*")  oder  einer  bestimmten  Grundstücks- 
grösse'*')  abhängig  gemacht  wurde.  In  Samtdeichverbänden 
wählte  jeder  kleinere  Deicbverband-  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Deichrichtem  für  ein  gemeinsames  Collegium.'**) 

Während  aber  auf  deutschen  Gebieten  die  Deichrichter 
regelmässig  nach  wie  vor  nnberührt  von  herrschaftlichem  Ein- 
fluss angestellt  wurden,'**)  machte  sich  in  Holland  herrschaftliche, 
landesherrliche  und  städtische  Macht  in  dieser  Beziehung  ent- 
scheidend geltend.  Vor  allem  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Landesherm  den  Deichverbänden  die  von  ihnen  ausgeübte 
Anstellung  von  Deichrichtern  (im  Gegensatz  zum  Dcichgrafen- 
amt)  entzogen : Die  Handvoste  Herzog  Albrechts  an  Amstel- 
land  und  Goiland  von  1388'**)  erklärt:  Die  von  Altamstel  und 
Neuamstel  sollen  die  Asinge  und  Heemraden  abschaffen  und 
sollen  Schöffen  haben  gleichwie  die  anderen  Dörfer  in  den 
vorerwähnten  Ländern.  Und  den  Deich  sollen  drei  Schöffen 
besichtigen,  einer  von  Neuamstel,  einer  von  Amsterdamm  nnd 


Borjgh  II.  Mieris  HI,  584,  G39;  IV,  470  (127).  Deiclirecht  für  Ydnreo 
von  1422  (Mioris  IV,  620):  Zum  orBten  Mal  wurden  hier  die  Uoeinraden 

von  der  Majorität  der  Hauern  gewählt.  Khenso  Küre  der  Ooester  und 
WoBterhammerick  bei  Groningen  von  1386,  Kichthofen  R<i.  521  § 2. 
Aderwertor  Sielbricf  von  1382  § 3. 

'*')  Doichreoht  in  der  Tielorwnard  von  1399. 

'^)  Landbrief  für  das  Land  zwischen  Maas  und  WacI  v.  1328. 

'*’)  Brief  von  Erkoineden  v.  1366  (oben  A.  62). 

'*)  Uandvesten  fUr  Enchnizen  . . . S.  49b  (a.  1440). 

'**)  Deicbrocht  der  Rieder-Waard  von  1403  (alle  die  5 Morgen  baben). 
'**)  Sieho  Adowerter  Sielbrief  von  1382,  Bergb  II.  248,  49S. 
Driessen  II,  261;  Plakaetboek  fiir  Utreebt  S.  61,  63.  Oudenboven 
.S.  268. 

*”)  Siebe  aber  Stedinger  Deichreebt  v.  1446. 

'**)  Mieris  III.  486. 
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einer  von  Eeteweck  gleichwie  die  Heemraden  es  zn  thun  pflegen 
ohne  linkost  davon  zu  haben.  Dies  bedeutet  „eine  Beseitigung 
der  erwählten  Urteiler  zu  Gunsten  der  ernannten“*“)  und  eine 
Beseitigung  der  gewählten  Deichgeschworenen  zu  Gunsten  der 
ernannten.  Und  ebenso  charakterisieren  sich  die  Verordnungen, 
welche  Albrecht  im  Jahre  1401  an  die  von  Grode  und  an  die 
von  Schoorle  giebt,  und  in  denen  es  heisst,  dass  Schoflen  als 
Heemraden  fungieren  sollen.’“)  Es  setzten  ferner  Lande.s- 
henn'“’)  und  Ambachtaherm**")  Geschworene  ein.  Mitunter 
hatten  ihnen  die  Deichgenossen*®*)  oder  die  ehemals  selbst- 
herrlich anstellenden  Verbände’*")  etliche  Personen  zu  prä- 
sentieren, aus  denen  die  Herrn  die  geeigneten  auswählten. 
Schliesslich  waren  infolge  der  stetig  um  sich  greifenden  Macht 
der  Städte,  Kirchen,  Geistlichen,  Gerichtsherrn,  Edlen  und 
Ritterschatlen  die  verschiedensten  Elemente  bei  der  Bildung 
eines  Heemradenkollegiums  jedes  zu  einem  gewissen  Teil  thätig. 
So  setzten  z.  B.  nach  dem  Deichbrief  Johanns  von  Utrecht 
für  die  Leckdeiche  von  1323  der  Bischof  drei,  die  Kirche  und 
die  Stadt  je  zwei,  endlich  die  geistlichen  Leute  und  das  ge- 
meine Land  ebenfalls  je  zwei  Heemraden***)  — eine  Regelung, 
die  im  Jahre  1532  nur  insofern  eine  Aendorung  erfuhr,  als 
an  Stelle  des  gemeinen  Landes  die  Edlen  und  die  Ritterschaft 
trat**'*)  — so  setzten  nach  dem  Deichrecht  für  die  Lopikerwaard 
von  1454  der  Landesherr  zwei,  die  Stadt  Utrecht,  das  Kapitel 
zu  St.  Marien,  der  Hcit  von  Ysselstein,  der  Gerichtsinhaber 
von  Langerack  und  der  Gerichtsinhaber  von  Jaasvelt  jeder 
einen  Heemraden.'*®)***) 


'*)  So  «ehr  richtig  betrelTs  der  Asinge  Heck  S.  117. 

'*)  Hierig  III,  737.  73S  (Wir  setzen  die  Schöffen);  (Siehe  «nch 
Uierie  11,  291,  III,  734). 

"**)  Landbrief  für  dag  Land  zwiaclien  Maag  und  W'ael  von  1321. 

'*)  llieria  III,  287.  Oudenhoven  S.  250  (a.  1429,  1430). 

'*)  Deichrecht  für  Bavendreebt  von  1483. 

'*")  Deicbrecbt  für  den  Veen-  und  Veldendeich  von  1531.  (PI.  für 
rtrecht  S.  55). 

'*•)  Mierig  UI,  333,  PI.  für  Utrecht  S.  63. 

'**)  PI  für  Utrecht  S 65. 

'“)  Pi.  für  Utrecht  S.  109. 

'“)  Siehe  ferner  Mierig  III,  7.32  (Städte  und  Amhachtgliorm) 
Mierig  Ul,  30  (die  Schöffen  der  beteiligten  Ambachten).  Schaubrief  für 
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Die  Anstellung  selbst  geschah  stets  auf  Grund  einer 
Eidesleistung;  doch  kam  man  schon  früh  dahin,  von  dem- 
jenigen. der  schon  einmal  Geschworener  gewesen  war,  nur 
eine  Berufung  auf  seinen  alten  Eid  zu  verlangen."*)  Die  Ab- 
nahme des  Eides  erfolgte  entweder  durch  den  Deichverband,"''’) 
den  Deichgrafen,"')  den  Grafen,"®)  den  Schulzen"“)  oder  einen 
Bürgermeister.’“’)  Sie  schwuren  unparteiisch  zu  richten,  ohne 
Ansehen  der  Person,  den  Reichen  ebenso  wie  den  Armen,  den 
Freund  ebenso  wie  den  Feind."’’)  An  manchen  Orten  schwuren 


den  Eemdeich  von  I39:t  (.StAdt,  Herr  und  Oandgonos.sen).  Siehe  aucli  PI. 
für  Utrecht  S.  5;t  (a.  l.'iOI).  Deichrecht  der  Krimpenrewaard  von  1430 
(Städte  je  2,  Deichgraf  1 ; wenn  sie  nicht  innerhalb  8 Tagen  anstelleii. 
Tällt  das  Wahlrecht  an  die  Heemraden). 

'*•'•)  .Siehe  die  Anfiscichnung  Lübbeckes  (oben  Einl.  g 4a,  A.  160). 
sub  1:  .Wen  de  dyckgreve  mit  synen  schwären  schonweu  will  undo  de  erste 
wyse  up  de  schouwyng  tucht  undc  de  schmiwyng  ersten  anfangen  wyll.  so 
fracht  hu  syne  schwären,  yfft  dar  ock  wol  myt  ys,  de  synen  edt  noch  nycht 
gedan  helft.  De  den  vorhen  nenen  edt  gedan  helft,  de  moten  den  dem 
dyckgreven  de  forsten  beyden  fynger  yn  der  fordern  handt  np  dat  spedt 
leggen  unde  schweren,  dat  se  den  frnnden  rechten  wyllen  alse  den  fromden 
lind  den  ryckon  alse  den  armen,  unde  de  ehrinals  geschwaren  hehhen,  de 
treden  wedder  yn  ehren  olden  edt.“  — Siehe  auch  Pratje  IV,  S.  278  If. 

■*®)  .Sander-Deichsatzungen  von  1317,  Kiire  der  Oster-  und  W'ester- 
hammerik  bei  Uroniugen  von  1386,  g 9 Adewerter  .Sielhrief  von  1382  §3 
Hadeler  laindrecht  IV.  2. 

Mieris  III,  732,  Keure  für  die  Alblasscrwaard  von  1483,  Deich- 
recht  der  Altendorfer  Schauung  II,  1.  LUbheko  sub  1 (oben  A.  14.5),  Raer 
Uegeformeln  (Detlefsou  S.  374).  Uremisches  Viergohondeichrecht  von  1449 
art.  I.  Des  Kapitels  und  des  Kalos  Verurdnung  1. 

'♦"j  Bergh  II,  583,  Mieris  III,  441  (a.  1386). 

”“)  Mieris  IV,  470.  V’ogt:  Ilamhurger  Landrecht  art.  .3.  (Bill- 

wärder  art.  .3),  Haramerbrokor  Deichrecht  art.  26,  Klefeker.  ..Samml.  der 
Hamb.  Oesolze  u.  Verf.“  XI.  S.  260.  Deichordnung  des  alten  Landes 
Wursten  art.  7 (Vogl  und  Pastor). 

'*)  PI.  für  Utrecht  S.  53. 

*'’’)  Siehe  oben  A.  145.  Vergl.  ferner  der  .Teichgeschworenen  Kocht 
und  Eid“  von  1651  für  Wursten;  Kaer  Hegungsformel  am  Ende  (Detlefsen 
a.  a.  O.).  Sehr  alt  ist  auch  die  Eidesformel,  die  sich  bei  Klefeker  a.  a.  O. 
für  die  jährlichen  Geschworenen  lindet.  Danach  ging  am  Petri  Tage  der 
Vogt  mit  den  Geschworenen  auf  den  Deich  hinaus  und  sprach  vor: 

„Heute  ist  der  Dag 

Dat  ick  Dickschwaar  wairen  mag 

Aver  Dieck  und  Damm.  Elw,  Vetter,  Siel  und  Graben; 
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sie  auch  kein  Deichgeld  zu  unterschlagen“*)  und  in  Wahl- 
verbänden schliesslich,  dass  sie  ihr  Amt  durch  keine  Be- 
stechung erlangt  hätten."'*)  Der  Eid  wurde  in  der  Form 
geleistet,  dass  der  Deichrichter  seinen  Fuss  auf  den  Deich 
setzte'")  oder  auf  dem  Damm  kniete'*'')  oder  seine  Finger 
auf  ein  Schwert,'**)  einen  Stock'*')  oder  einen  Spaten'**)  legte. 

Die  Erfordernisse,  welchen  die  Deichrichter  genügen 
mussten,  waren  sehr  verschiedener  Art.  Vor  allem  mussten  für 
die  zu  wählenden  Deichgeschworenen  besondere  Bedingungen 
autgestellt  werden.  Diese  mussten  namentlich  in  der  Schau'”') 
oder  später  zum  mindesten  in  der  Nähe'*“)  wohnen,  sie  mussten 
eine  bestimmte  Grundstücksgrö.sse'“')  oder  ein  bestimmtes  sicheres 


Und  will  dohn  den  Friindt,  als  den  Friimden, 

Den  Friimden  als  den  Friindt, 

Kehn  utli  Friinilschop  verschonen 
Uder  ntli  Fendschaft  straffen. 

Hadt  ehn  jeder  dat  vorstahn,  so  legt  de  beyden  fdrsten  Finger  in  der 
liechten  Hand  obt  .Schwert  un  ^gt  my  nach; 

Was  mir  heute  ist  vorgehalten 
Und  ich  wohl  verstanden  hab. 

Demselben  will  ich  treulich  iiachkomnien. 

So  viel  es  mir  möglich  ist 

So  wahr  als  mir  Gott  helfen  soll  und  sein  heiliges  Wort.“ 
liiehthofen  Rq.  490,  IB. 

'“)  Deichrecht  der  Krimpenrewaard  von  l&GS:  .Datso  ome  Ueemrad 

to  we.sen  niet  geheden  en  hebben  noch  doen  bidden  gelt  noch  niet  daervon 
gheloeft  en  hebben;  noch  doen  gheveu  noch  doen  loven.“ 

'**)  Oldenburger  Deicbordming  von  1B5S  art.  2.  Hackmann  S.  39H. 

'**)  Daniel  Vircho  S.  29. 

'■''*)  .Siebe  oben  A.  IBS. 

**’)  Halsema  S.  530. 

'“*)  Siehe  oben  S.  145. 

■®)  Deichrecht  für  die  Krimpenrewaard  von  14.30:  .woonachtig  geeift, 
off  gegoet  binnen  der  Schouwe  tot  bondert  Wilbelmus  llollandscbe  scbellingen 
toc“.  lieber  den  .Streit,  der  sieb  später  an  diese  Worte  knüpfte,  indem  die 
einen  sie  disjunktiv,  die  andern  sie  kopulativ  anffassten.  siehe  Guidemont 
ft.  — .Siehe  ferner  Uieris  III,  584. 

‘“O  Deichbrief  für  die  Lopikerwaard  von  1454  (,in  ofte  op  eene  myl 
na  omtrent  der  schouwe  geseton“). 

'*')  Deicbrecht  für  Bavendrecht  von  1483  (6  Morgen)  Uandbrief  für 
das  Land  zwischen  Maas  und  Wael  von  1328  (20  Morgen),  Deichrecht  in 
der  Tielerwaart  von  1399  (20  Morgen;  Jahr  und  Tag),  Deichbrief  für 
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Vermögen**®)  besitzen;  dies  verlangte  man  auch  da,  wo  das 
Amt  nach  Hcerden  umging.***)  Als  selbstverständlich  wird 
häufig  hinzugefügt,  dass  sie  gute,  bequeme  und  friedfertige 
Leute  sein  müssten.'**)  In  manchen  Verbänden  musste  der 
grösste  Teil  des  Heemradenkollegiums  Städter  sein,***)  in 
anderen  durfte  das  Geschworenenamt  mit  dom  Schnlzenamt 
nicht  verknüpft  sein.***)**") 

Wer  zum  Deichrichteramt  berufen  wurde,  musste  sich 
ihm  unterziehen.  Wollte  jemand  das  Amt  nicht  annehmen. 


Veliivp  von  I.S70  ('s  Morgen),  Doichonlnung  für  den  Veen-  nmi  Veldemteich 
V.  l.")»!  (10  Demat).  PI.  für  Utrecht  8.  nsta.  Ui.'n  (1  Hufe  oder  &o  (iulden 
jührlinh)  Deiclibrief  für  Hopikerwaard  von  14.'>4  (1  Hufe)  — Mieris  III. 
ÜS4  (a.  1391}:  50  Morgen.  Allgemein  Mieris  IV.  470,  Oranenbnrger 
Privileg  von  1343  ('/t  Hufe). 

'®)  Gr.  PI.  für  Utrecht  S.  69  (a.  1637):  60  Gulden  an  Erhrenten 
jährlich  oder  1 Hufe.  Mieris  III.  639  (a.  1.396  96):  An  liegeiulem  Gut 
oder  Renten  1000  Pfund  Hollands,  Deichrecht  für  die  Krimpen  re  waaol  von 
1430  (siehe  oben  A.  169), 

'®)  Siehe  Halsema  S.  6.30;  ,Dat  ne  ghene  man  sal  rochier  wesen 
hie  en  hebbe  eijgen  hemijng  und  huys  eude  theijn  grase  landes  die  sijn 
egben  sint.  Ende  dos  gelijkes  salt  oick  wesen  van  dijckrechters.“  Win- 
SHiner  Zijl  Briew  von  1464:  .Eigen  koen.  ens  een  eigen  peenlt  toe  rijden 

ende  alzoo  rijek,  dat  he  zijn  gelag  mag  betalen. 

>“)  Gr.  I’l.  für  Utrecht  S.  107  (a.  1405)  S.  109  (a.  1464)  Mieris  IV. 
470  (.dien  zy  mit  oeren  kiezen  moichten*.  Mieris  III,  732  (.van  goeden 
naemen*)  Altes  Deichrecht  des  Landes  Wursten  art.  1 (.Ehrliche  n.  fried- 
fertige Teichgeschworene'). 

o"’)  Eick  S.  278  (a.  1422).  Mitunter  war  auch  sonst  die  ZugebUrigkeit 
zu  einer  bestimmten  Klasse  von  Personen  insofern  gefordert,  als  bei  An- 
stellnngen  von  einzelnen  Verbänden  die  Deichgeschworenen  den  diesbezüg- 
lichen Verbänden  angehiiren  mussten.  .Siehe  Keare  für  die  Alblasserwanrd 
von  1277,  Deiehbrief  für  die  Lopickerwaard  von  1454  u.  a. 

’°'’)  Deichordnung  für  die  Krimpenrewaard  von  1468:  „En  sal  gbeeii 
Sebout  in  den  Waert  voornoemt  aldaer  gheen  hoogh  Heemraedt  mögen 
wesen,  nech  geeneu  Heemreedt  en  sal  aen  dat  Schout  Ambacht  deelen.* 

'“1)  Frauen  konnten  nie  Deichgeschworene  sein.  Siehe  oben  S.  236. 
— Teilweise  ward  ein  bestimmtes  Alter  gefordert  (siehe  Deichordnuug  für 
den  Leckendeich  von  15.32  und  1537  art.  1),  mitunter  eheliche  Geburt  (siehe 
Micbelsen  .Archiv  für  Staats-  und  Kirchengescbichte  der  Herz.  Schleswig- 
Holstein  und  Laueiiburg  I.  81,  wo  König  Christian  im  Jahre  1465  einen 
Unehelichen  vergönnt  ,im  Deichrecht  mit  zu  schanen*). 
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so  wurde  or  entweder  bruchfiUIig,’**)  oder  es  wurde  auf  seine 
Kosten  ein  Gelage  veranstaltet.  **•)  Dieses  Verfahren  wieder- 
holte sich  in  gewissen  Abständen,  bis  schliesslich  der  Säumige 
seine  Wohnung  oder  sein  Erbe  einbttsste.“®*)  Wenn  infolge  der 
Verdinglichung  des  Amtes  Ausländer  der  Billigkeit  entsprechend 
für  schwarenpfiiehtig  erklärt  wurden,  gestattete  man  ihnen 
einen  Stellveitreter  zu  stellen.”“)  Auch  wurden  Geistliche  und 
Bürger  von  einer  persönlichen  Ausübung  des  Amtes  zum  Teil 
befreit.”*)  Sie  hatten  aber  einen  Stellvertreter  innerhalb  einer 
bestimmten  Zeit  zu  schicken,  widrigenfalls  die  Geschworenen 
und  die  Landleute  auf  Kosten  der  Nachlässigen  ein  Gelage 
veranstalten  konnten.”*) 

In  einigen  Gegenden  bekam  der  neue  Geschworene  von 
den  Laudienten  eine  Tonne  Biers  und  Speisen  spendiert.'"*) 
Später  wurde  von  jedem  neuen  (Jeschworenen  ein  Eintritts- 
geld erhoben,  das  man  Schwären-  oder  Hensegeld  nannt«,  und 
von  dem  die  Gasterei  bestritten  wurde. *^‘) 


Adewerter  Sielbrief  von  1382.  § 3.  Küren  der  Oster-  und  Wester- 
hainmerik  bei  Groningen  von  1386  § 8 (.ende  wie  gekoien  word,  die  sai 
dyckreebter  wesen  by  euer  ame  wyns  toe  broke").  Hamburger  Landrecbt 
art,  2.  Aeltestes  BillwKrder  Rocht  art.  2. 

"")  Deichrecht  der  Altendorfer  Behauung  sub  U. 

"®*)  Adewerter  Sielbrief  von  1382.  § 3.  Deicbreclit  der  Altendorfer 
Sebauung  sub  II.  Nach  letaterom  hatte  der  Deichvorband  vorher  die  Ent- 
scheidung ob  er  den  vom  Deichgrafen  ernannten  Deichgesebworenen  fahren 
lassen  wollte  oder  nicht. 

Bremisches  Viergohendoichreebt  von  U49  art.  2 : .Dar  feilet  siek 
ock,  dat  ein  Uthmann,  he  were  geistlick  offte  weltliek,  van  eines  Landes 
wegen,  Schwären  scholde  wesen,  un  in  de  Schwarenschup  feile,  de  schall 
ein  Ijandtmann  dartbo  vermögen,  und  in  sine  stede  schäften  und  hebben 
sinetwegen  tho  gelcke  einen  andern  Landtmanne,  wat  ehme  behöret  tbo 
dohnde“. 

'")  Des  Kapitels  und  Rates  von  Bremen  Verordnung  von  1449  art.  13. 

*’*)  A.  a.  0.  art.  14:  .Wenn  de  veer  Wecken  kahmen  sind,  schicke 
den  se  ebne  den  kenen  Schwären,  so  mögen  se  dorby  fahren  nnd  nptberen, 
alse  ein  Oltsede  nud  Landrecbt  is.* 

'")  Siehe  Heineken  § 21. 

*’*)  Des  Kapitels  und  des  Rates  von  Bremen  Verordnung  von  1449 
art.  7 : Wer  in  die  Schwarenschaft  ftllt,  und  ist  noch  nicht  Geschworener 
gewesen,  der  soll  dom  Grafen  nnd  den  Schwären  8 Groschen  geben  .tho 
hense“.  Wer  in  die  beiden  Schwarensebaften  fallt,  soll  jeder  4 geben  und 
wer  einmal  gehenset  hat,  der  soll  der  Hense  frei  sein. 
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Ursprünglich  wurden  die  Deichgeschworenen  und  Deich- 
richter auf  ein  Jahr  bestellt.  Das  passte  für  einfachere 
Verhältnisse  und  blieb  auch  in  der  Folgezeit  namentlich  bei 
kleineren  Deichverbänden  bestehen.”*)  In  anderen  Deich- 
verbänden erwies  sich  diese  Regelung  als  iinzweckmässig  in- 
dem einerseits  derjenige,  welcher  sich  eben  erst  in  das  Amt 
hineingearbeitet  hatte,  von  ihm  scheiden  musste,  andrerseits 
die  neuen  Deichrichter  vielleicht  ganz  unerfahren  einer  nenen 
Aufgabe  ratlos  gegenüberstanden.  Nur  dem  ersteren  Hebel 
half  man  ab,  wenn  man  die  Zeit  der  Amtsdauer  verlängerte, 
wie  es  vielfach  geschehen  ist.”®)  Alle  gerügten  Missstände 
beseitigte  man,  wenn  man  die  Deicliheemraden  lebenslänglich 
anstellte  oder  in  gewissen  Zeitabschnitten  nur  einen  Teil  des 
(’ollegiums  abkiesen  liess.  Hier  wählte  man  diesen,'”)  dort 
jenen”*)  Weg.  Häufig  blieb  ein  jederzeitiges  Absef zungsrecht 
im  Fall  der  Untauglichkeit  gewahrt.”*) 


'™)  Cranenbnrger  Privilei^  von  1343,  Bremer  Viergohendeichrecht  rnn 
1449;  BillwÄrcler  Deiclireeht  art.  I,  Deichreeht  ilea  Hammerbroka  art.  26. 
.Stediiiger  Deicbrecbt  von  144r>,  Hadeler  Bandreclit  von  ir>83.  IV.  2,  ;d»in 
den  Herieht  dea  .Schulaen  von  l.'iSO).  Deiebrt'ebt  dea  Alten  Landea  art.  '. 
— Küren  der  Oater-  und  Westerhaniinerik  bei  (ironingen  von  13s6  § 8. 
Adewerter  Sielbrief  von  1383  § 3.  Deielirecdit  für  Ydoren  von  1422  Mieri- 
IV,  (>20,  Deichrecht  für  die  Riederwaard  von  14ti3,  Deicbrecbt  für  dif 
Krimpenrewaard  von  14.30;  Dandbrief  für  daa  I>and  zwiacben  Maas  and 
Waal  von  1328,  Deiclibrief  für  Erkemeden  v.  135C>.  Or.  PI  für  rtrecht 
S.  f)3.  Deiclibrief  für  die  Ixipikerwaard  von  14’>4.  Deicbordnung  für  den 
Eemdoich  von  1393. 

(Ir.  PI.  für  Utrecht  S.  H5. 

■”)  Siehe  Deicbrecbt  für  die  Krimpenrewaard  von  14C8.  Deichrrchi 
für  die  Thielerwaard  von  1399  (7.  Heemraden;  ein  Jahr  4,  das  nächste  3 
abgesetrtl,  Deiclibrief  für  Veluven  von  1370,  Deicbordnung  für  den  V'een- 
lind  Veldendeic.h  von  l.^Sl. 

Streng  durchgefübrt  bei  Bergti  II,  r>83  (a.  1285),  Mierialll 
639:  Wenn  ein  ileemrad  stirbt,  wählen  die  Heemraden  einen  neuen  wenn 
ein  Heeiurad  nur  verbannt  oder  ausser  Landes,  treten  die  anderen  für  ibn 
ein.  Nach  Mieria  III,  .584  ist  das  (leachworenenamt  lebenslänglich,  doch 
kann  derjenige  entla.saen  worden,  der  einen  Eid  leistet,  dass  er  nicht  mehr 
tauglich  sei.  Nach  Mieria  III,  441  und  Mieris  IV,  470  können  die  de- 
schworenen  eineu  anderen  wählen,  wenn  einer  stirbt  oder  ausserhalb  der 
.Schau  wohnt. 

>™)  Mieris  III,  732  (1400  0t)  Mieris  IV.  15  (1406). 
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Die  Pflichten  der  Deichgeschworenen  waren  zu  den 
einzelnen  Zeiten  und  in  den  einzelnen  Verbänden  mannichfach 
verschieden.  Ursprünglich  hatten  sie  eine  Rügefnnktion,'“) 
später  finden  wir  sie  nicht  allein  zor  Pfandnahme  berechtigt, 
sondern  auch  als  Urteilsfinder  des  Deichgrafen, •**)  des  Deich- 
richters,**®) des  gewöhnlichen  Landesbeamten;'“*)  schliesslich 
bildeten  sie  ein  mehr  oder  minder  selbständiges  recht- 
si)rechendes  oder  regierendes  Organ.'**)  Allen  gemeinsam  ist, 
dass  sie  bei  der  Schaunng  tbätig  sind.  Meist  handelten  sic 
als  kollegiale  Behörde.  Doch  hatte  schon  sehr  früh,  zum  Teil 
auch  der  einzelne,  seinen  Wirkungskreis  für  sich.'*®)  Der 
einzelne  beaufsichtigte  die  Deicharbeiten  seines  Bezirkes,'**) 
er  sammelte  in  ihm  den  Deichschott  ein'*’)  und  pfändete  in 
ihm  um  die  Bruchgelder;'**)  schliesslich  bekam  der  einzelne 
mitunter  auch  eine  geringe  Jurisdiktion.'"*)  Insoweit  sie  als 
Kollegium  auilraten,  ward  ursprünglich  hinsichtlich  ihrer 
Beschlüsse,  ihrer  Weisungen,  ihrer  Wahlhandlungen  Ein- 
stimmigkeit gefordert.  Später  war  eine  solche  meist  nur  in 
bestimmten  Fällen  nötig.'*®)  Im  allgemeinen  brach  sich  das 
Majoritätsprinzip  Bahn.  Namentlich  kehren  in  grösseren 


'»)  Heck  S.  634,  Richthofen  Rq.  419  § 38. 

•'*')  Siehe  z.  Mieris  II,  333. 

Deichrecht  des  alten  Landes  art.  10. 

"®)  Siehe  z.  B.  Bergh  II,  683.  641,  Hieris  IV,  470  Schwarzen- 
berg I,  656. 

Siehe  z.  B.  Adewerter  Sieibrief  von  1382.  Die  .Selbständigkeit 
konnte  durch  Landesbeamte  oder  Deicbgrafen  beschränkt  sein. 

•*)  A.  M.  Heck  S.  367. 

■*)  Siehe  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  § 2:  ,Et  ubi  unus 
iudex,  duo  Tel  tres,  causa  laboris  aqueductus  advenerint,  et  si  tune  aliquis 
dyabulico  instinctu  occisus  fuerit,  solvetur  pocunia  praetaxata.* 

'*')  Adewerter  Sielbrief  von  1382.  § 5 (er  haftete  auch  für  seine  Be- 
zahlung). Winsumer  Sielbrief  von  1464. 

'*)  Adewerter  Sieibrief  von  1382  § 15  (zunächst  fiel  der  Sielrichter 
in  Busse,  der  nicht  genug  Arbeitsleute  bei  gcmeinsainen  Werken  da  hatte; 
er  konnte  diese  Busse  aber  in  doppeltem  Betrage  von  dem  Säumigen  eiu- 
pfänden). 

•*®)  Winsumer  Sielbrief  von  1464:  „Item  elk  Sijlregter  in  zijn  wagen- 
reede  mag  keeden  zijue  meeute  by  einen  olden  mark  ten  eersten  maale*. 

‘»"l  Mieris  IV,  613. 
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holländischen  Deichordnungen  die  Sätze  wieder;  „Wat  die 
meeste  partye  wyst,  dat  zel  recht  bliven“;'*')  „waer  die 
ineeste  meny  waer,  daer  zoude  die  Kiese  ghaen.“""*)  Bei 
Stimmengleichheit  entschied  mitunter  der  Landesherr.'**)  Wo 
sie  deicbpflichtig  waren,  wurde  eine  Nachlässigkeit  ihrerseits 
schwerer  geahndet,  als  bei  anderen  Verbandsgenossen.'**)  Zur 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  wurden  sie  durch  Androhung  von 
Strafgeldern  oder  des  Verlustes  von  Amt,  Leib  und  Gut  an* 
gehalteu.'**)  Verantwortlich  waren  sie  dem  Verband,  den 

Beamten  oder  dem  Landesherrn.'**)  Es  stand  ihnen  aber 
auch  eine  Kontrolle  der  Thätigkcit  dos  Dcichgrafcn  oder  des 
ihnen  Vorgesetzten  Landesbeamten  zu.'”)  Erwähnt  mag  noch 
werden,  dass  die  Deichgeschworenen  oft  auch  eine  Thätigkeit 
ausQbten,  die  au  und  für  sich  nur  Beamten  der  gewöhnlichen 
Landesverwaltung  zufiel.'**) 

'*')  Uieris  II,  333.  Deichrecbt  von  .Salland  art.  106.  Deichrocht 
fUr  dio  Tielerwaard  von  1399.  (Es  sind  7 Beemraden;  wa.s  einer  weist  mit 
Uefolg  von  drei,  das  gilt),  Deichordnnng  für  den  Leckeudeich  von  1533. 
Dcichordnnog  für  den  Ecmdeich  von  1393. 

'«)  Mieris  UI.  584. 

'•*)  a.  a.  0.  — Nach  Bergh  U,  348  (a.  1273)  sollten  bei  Meinungs- 
verschiedenheit im  Heemradenkollegium,  das  aus  sechs  Ueemraden  von 
Holland,  vier  von  Uensden  und  zwei  von  Althena  bestand,  hinsichtlich  der 
Höhe,  Breite  und  Urösse  des  Deiches  die  sechs  von  Holland  den  Ausschlag 
geben. 

'**)  Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  § 23.  Deichgericht  von  1537  bei 
Pnfendorf  II,  584,  Spadelandsrecbt  art.  XI. 

'‘*’)  In  Samtdeichverbünden  verpflichteten  sich  die  Deichrichter  gegen- 
seitig durch  Bürgenstellungen.  Siehe  Sielrecbt  der  drei  Delfsiele  von  1317 
§§  13-  1»- 

'“)  Vergl.  Altes  Ostlriesisches  Deichrecbt  §§  22,  23,  Deichrecht  für 
die  Krimpenrewaard  von  1430  snb  15.  Deichrecbt  für  die  Lopikerwaard 
von  1405,  Mieris  II,  7.50;  III,  354;  III,  364,  732,  734;  IV,  141. 

"”)  .Siehe  Bergh  II,  583  (a.  1285):  „Waer  dat  sake,  dat  dese  voirs. 

baliu  gbemaent  van  tweeu  hiemradoren  werde  ene  werwe  ende  ander  werwe 
bi  orkondc  goeder  lüde,  ende  derde  werwe  slap  gbevonden  werde  ofte  tracch 
tot  dier  scowe  te  bedrijven,  so  willen  wi  dat,  dat  bi  dat  ongbelde  also  vele 
alse  oiis  ende  den  liiemraderen  goed  duncket*.  Bergh  II,  748  sub  XIII. 
Vergl.  auch  Deichrecbt  für  die  Krimpenrewaard  von  1440  sub  16. 

'*)  So  die  Wurster  Teichgeschworenen.  Vergl.  oben  S.  190  f.  nnd 
Handvesten  für  Enchuyzen  S.  49  (für  Alkmaar)  a.  1559.  (Die  Heemraden 
haben  auch  die  Aufsicht  über  die  Wassermühlen). 
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Von  besonderen,  mit  dem  Amt  verbundenen  Rechten  sind 
zu  erwähnen  der  erhöhte  Schntz  ihrer  Pereönlichkeit,''’*)  das 
Reclit  auf  einen  Teil  der  Schau-  und  Strafbrüche, das 
Recht  auf  Zelirung  bei  bestimmten  Gelegenheiten  und  die 
Deichfreiheit  ihres  Gutes,  die  sich  freilich  nicht  überall  und 
nicht  immer  in  vollem  Umfange  findet.*'")*'”) 

Y)  Die  Deichrichter-  oder  Deichgeschworenkollegieu 
eines  Deichverbandes  konnten  mit  denen  eines  anderen  Deich- 
verbandes ein  gemeinsames  Collegium  bilden.  Dies  General- 
kollegium konnte  überhaupt  die  höhere  Leitung  des  Samtdeich- 
verbandes in  Händen  haben*"*)  oder  nur  als  Berufungsinstanz 
dienen.*'") 

Unter  den  Doicligeschworenen  eines  Kollegiums  gab  es 
Führer  in  hervorragender  Stellung,  welche  das  Kollegium  in 
dieser  oder  jener  Hinsicht  leiteten  oder  vertraten.  In  den 


•'*)  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  §§  1 ff.  Sander-Deich- 
srntzungen  § 3 ff.  Oeicbrecht  von  Feldwerth  von  1303  art.  2 Spadeland- 
brief  art.  lö.  Driesen  II.  479. 

^’)  Dabei  konnte  die  verschiedenste  Yerteiinng  zwischen  Deichgraf, 
Hoamten,  Landesherr  und  Ueemradeu  stattlinden.  Siehe  Bergh  II,  298. 
498,  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  § 5 ff.  Sander -Deichsatzungen 
von  1317,  § 3 ff.  Mieris  11,  333,  IV,  144,  470.  Deichreebt  für  die 
Krimpenrewaard  von  1430;  Deichbrief  für  den  Eemdeich  von  1393.  Deich- 
recht  von  Salland  art.  19.  Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  § 4 ff.  Deich- 
recht  für  Stedingen  von  l44(i,  Lüneburger  Deichordnung  von  1564,  Bill- 
wärder  Landrecht,  art.  5.  Uammerbroker  Deicbrecht.  art.  2.  Siehe  auch 
Uahn  S.  39,  Thünen  S.  67. 

Bergh  11.  248;  Hadler  I..andrecht  von  1583  IV,  2.  Deichrecht 
fUrStedingen  von  1446;  Bremenser  Schatzregister  von  1544  (Thünen  S.  67) 
Mieris  111,  287.  Siehe  auch  Thünen  S.  67,  68  und  Halsema  S.  533  ff. 

*“)  Ueber  andere  Einnahmen  der  Doichgeschworenen  siehe  z.  B.  Hahn 
S.  39.  — Eine  feste  Besoldung  üudet  sich  ganz  ausnahmsweise  schon  bei 
Mieris  Hl,  369  (a.  1380):  4 Pfund  .jährlich;  sodann  aber  in  den  Deich- 
ordnuugen  für  den  Leckdeich  von  1532  ff. 

*°)  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  §§  10,  11,  13.  Schwarzen- 
berg 1.  471.  Deichrecht  von  Feldworth  von  1303,  art.  4,  art.  8. 

*'8)  So  in  Wursten.  .Siehe  den  Kecess  von  1565  (oben  Einleitung, 
§ 4a,  A.  51). 


Digitized  by  Google 


288 


Ommelanden*"®)  komnieii  namentlich  Deichrichter  vor,  welche 
mit  den  Namen  „atheman“,*®*)  „skepperan“,“’J  „edictores“*®*) 
oder  „tinchga“*®*)  bezeichnet  werden.  Sie  wurden  von  den 
Deichgeschworenen  gewählt;*'®)  wo  es  sich  um  ein  Collegium 
handelte,  das  sich  aus  kleineren  Coilegien  zusammensetzte, 
musste  häufig  der  Führer  abwechselnd  dem  einen  oder  dem 
anderen  Sonderkollegium  angehören.*")  Hervorzuheben  ist  noch, 
dass  sich  infolge  der  urteilenden  Thätigkeit  der  Deichrichter 
als  einzelner  eine  Berufung  von  ihnen  an  die  genannten  Führer 
ausbildete.*'*)  Eine  höhere  Stellung  unter  den  Deichgeschworenen 
nehmen  auch  die  Rechensleute  und  Vorsprecher  der  Bremer 
Deichgebiete  ein.*'®)  Sie  worden  vom  Deichgrafen  eingesetzt;*") 
die  Rechensleute  hatten  namentlich  über  die  Ausgaben  bei  der 
Zehrung  zu  wachen ; der  älteste  stach  bei  der  Verspadung  den 
Spaten.*'“) 

b)  Die  soeben  erwähnten  Führer  der  Deichrichterkollegien 
in  den  Ommelanden  bildeten  bei  grösseren  Samtdeichverbänden 
wieder  ein  eigenes  Kollegium.  Sie  konnten  als  solches 
entweder  in  Gemeinschaft  mit  dem  Geschw'orenenkollegium  des 
Samtdeichverbandes,  aus  dessen  Rahmen  sie  herausgefallen 
waren,*'*)  oder  allein  thätig  sein.  In  letzterer  Hinsicht  be- 
gegnen wir  sie  bereits  im  Jahre  1317.  Nach  dem  Sielrecht 


ÄttsfiUirlicbe  Darstellung  bei  Halsema  S.  612  ff.  Siehe  auch 
Hock  a.  a.  O. 

^ Sander-Deiebsatzungen  von  1317  § 4. 

'■*”)  Sielrocbt  der  drei  Delfsiele  von  1317,  § 14. 

Deicbrecht  von  Fcldwertb,  art.  a.  Sielrocht  der  drei  Delfsiele. 

Sander-Deiebsatzungen  von  1317  § 2. 

*'“)  Halsema  S.  627. 

*")  Deicbrecht  von  Fcldwerth  art.  9;  „Item  odictor  eorum  uno  anuo 
erit  apud  orientales,  altero  apud  alios.“ 

Halsema  S.  536. 

■■"*)  Siehe  Heiueken  § 21. 

Dos  Kapitels  und  des  Kates  Verordnung  von  1449  art.  2. 

***)  Siehe  das  Deichgericht  von  156S  im  Vieblando  (oben  Einl. 
§ 4a,  A.  268). 

*"')  Vergl.  Sander-Deichsatzungen  von  1317  § 7.  Dazu  auch  § 1.  — 
Sie  konnten  auch  durchaus  noch  in  dem  Ueschworeneukollegium  des  Samt- 
deichverbaudes  enthalten  sein.  So  wohl  iu  dem  Sielrocht  der  drei  Delfsiele  von 
1317  §§  10,  11,  12. 
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der  drei  Delfeiele  habe  der  Abt  von  Wemm  and  die  sechs  Ediktoren 
d.  h.  die  Skepperan  die  Entscheidung  Qher  alle  Sachen,  welche 
nicht  schriftlich  festgelegt  sind;*’’)  sie  haben  ferner  die  Be- 
stimmung darüber,  wo  sich  die  Oeichkasse  befinden  soll.*'*) 
Es  erklärt  sich  daher  leicht,  dass  wir  später  in  Samtdeich- 
, verbänden,  wo  die  Berufung  nicht  von  einem  Collegium  eines 
kleineren  Deichverbandes  an  das  andere  ging,*'*)  das  ganze 
Collegium  aller  Scheppers  als  höchste  Berufungsinstanz  finden.***) 
Und  ebenso  verständlich  ist,  dass  unter  diesen  Scheppern  einer 
eine  führende  Rolle  einnahm,  welcher  als  dominus**')  oder 
oberster  Schepper***)  bezeichnet  wird. 

3.  Nur  geringes  Interesse  beanspruchen  die  zahlreichen 
Subalternbeamten,  welche  sich  in  den  Deichverbänden  vor- 
finden. Zu  ihnen  gehören  namentlich  die  Boten  des  Deich- 
grafen und  der  Heemraden,  welche  zu  laden  hatten,***)  die 
Schütter,  welche  das  Vieh  auf  dem  Deich  pfändeten,***)  die 
Wallgeschworenen,***)  welche  Achterdeiche  zu  beschauen  hatten, 
und  die  Schleusengeschworenen,*’*)  denen  die  Erhebung  von 
Pachtgeldern,  Ladungen  und  Ansagungen  von  Versammlungen 
oblagen.  Wenn  es  sich  mehr  um  die  Erledigung  besonderer 
technischer  Arbeiten  handelte,  wurden  Deich-,  Uoeft-  oder 


a.  a.  O.  § 18. 

a.  a.  O.  — Siehe  auch  Sander-Deichsatzungen  von  1317,  §§  9,  10. 

**’)  UaUema  S.  643.  Winimmor  Sielbrief  vun  1464. 

HaUema  a.  a.  O.  Sielrecht  der  drei  Delfeiele  von  1445. 

™)  Sielrecht  der  drei  Delfeiele  von  1317.  §§  14.  18. 

**“)  Ualeema  S.  638  ff. 

Privileg  dea  Herrn  von  Cranenburg  von  1343.  Adewerther  Sielbrief 
von  1382  § 10.  Küre  der  Oeter-  und  Weeterbammerik  von  1386,  § 9. 
Altee  üetfrieeischee  Deicbrecht  §§  24,  27,  28.  Sielrecht  der  drei  Delfeiele 
von  1317.  § 7.  Mierie  III,  684,  Haleema  S.  648. 

***)  Hierie  III,  224.  Deichordnung  für  den  Veen-  und  Veldendoich 
von  1636. 

'■“)  Pratje  V,  S.  303  ff. 

***)  Siehe  Hahn  S.  33. 

J.  Oi«rk«,  0«tehl«lkt*  <Imi  4«til«eb«ii  D*lebr*«bt«e  19 
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Sielmeister  eingesetzt**^  Ein  Deichgerichtsschreiber  begegnet 
erst  zu  Ende  dieser  Periode.’**) 

Siehe  Handveeten  von  Knchnizen  8.  44.  Deichrecht  Ton  Salland 
art  61  ff.  Groot  Flacaatbok  tür  Utrecht  8.  96.  UaUoma  8.  547. 

7^  Deichrecht  Ton  Salland  art.  69.  Deivhordnung  für  CleTe  Ton 
1676.  UaUema  8.  647. 
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§ 4. 

Die  Deichverbände  als  Gesamtheiten. 

17  Die  ältesten  Deichverbände,  die  Gemeindedeich- 
verbände, und  die  späteren  Deicbverbände  im  engeren  Sinn 
waren  anfangs  Genossenschaften  des  alten  Rechts.') 
Sie  stellten  sich  dar  als  Einheiten  nnd  Vielheiten  zugleich, 
welche  in  der  sichtbaren  Versammlung  aller  Glieder  zur  Er- 
scheinung kamen.**)  Schon  in  dieser  Periode  aber  bildeten 
sich  im  Laufe  der  Zeit  viele  Gemeindedeichverbände  nnd 
Deicbverbände  im  engeren  Sinn  zu  Körperschaften  aus,*) 
während  einige  Deichverbände  im  engeren  Sinn  sich  als  Ge- 
meinschaftsverbältnisse  zur  gesamten  Hand')  darstellten. 


lieber  den  Begriff  siehe  Gierke  ,Das  deutsche  Genossenschafu- 
recht“  B.  II.  § 8 ff. 

**)  A.  a.  O.  8.  46  ff.  Siebe  auch  die  Bezeichnungen  der  Deicbverbände 
im  engeren  Sinn  unten  sub  V. 

Siehe  Gierke  a.  a.  O.  B.  I.  8.  613.  lieber  den  Begriff  der  Körper- 
schaft nnd  die  Unterschiede  zwischen  ihr  und  der  alten  Genossenschaft 
siehe  Gierke  a.  a.  O.  B.  II,  § 3‘2.  Diese  Körperschaften  scheiden  sich  in 
Gemeindedeichverbände  und  Deichgenossenschaften.  A.  a.  O.  §§  34,  36. 

^ A.  a.  O.  § 36.  Gesamtbänderschaften  liegen  m.  E.  vor  bei  den 
kleineren  Gemeinden  in  der  Altondorfer  Schauung.  Siehe  oben  S.  308, 
A.  37  und  Hahn  8.  139,  der  aber  diese  Verbände  juristisch  falsch  auffasst. 
Namentlich  ist  es  auch  durchaus  verkehrt,  für  das  Deichfeld  anzuuehmeu, 
dass  dessen  Grundstücksbesitzer  von  jeher  Einzeleigentum  an  ihrer  Kabeln 
hatten.  Gesamtbänderschaften  bilden  ferner  die  Deicbverbände,  welche 
sich  bei  Schwarzenberg  II,  S.  471  (a.  1427),  S.  644  (a.  1463)  finden. 
Siehe  oben  S.  163.  Auch  die  Höfterverbände  sind  grössten  Teils  Gemein- 
schaften zur  gesamten  Hand.  Siebe  über  sie  oben  S.  224  ff.  Es  sind 
ferner  manche  kleineren  Kooge  in  Schleswig  mehr  Gesamtbänderschaften  als 
Deicbgenossenschaften.  Darüber,  dass  die  ältesten  Deichbauverbände  keine 
Deicbgeeamthänderschaflen  waren,  siebe  oben  8.  98. 

19* 
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Noch  bleibt  es  freilich  bei  vielen  Deichverbänden  höchst 
zweifelhaft,  ob  wir  in  ihnen  Genossenschaften  des  alten 
Rechts,  Körperschaften  oder  Rechtsgemeinschaften  znr  ge- 
samten Hand  erblicken  sollen.  Und  ebenso  wenig  scharf  hebt 
sich  der  Unterschied  dieser  Verbände  von  blossen  Sozietäten 
ab.*)  Deichgesellschaften  hat  es  jedenfalls  sehr  wenige  ge- 
geben ; sie  konnten  sich  aus  den  Deichbansozietäton  entwickeln, 
d.  h.  aus  Vertragsverhältnissen,  die  nur  ein  gleichzeitiges 
Deichen,  aber  kein  Deichen  zur  gesamten  Hand  zum  Inhalt 
hatten.®)  Am  schärfsten  finden  wir  in  dieser  Periode  einige 
Korporationen  ausgebildet,  wie  ja  überhaupt  die  Entwicklung 
im  allgemeinen  mehr  der  Korporation  als  der  Gesamthänderschaft 
zustrebt.  Bei  manchen  Deichvorbänden,  namentlich  denjenigen, 
die  auf  giösserer  tenitorialer  Grundlage  beruhen,  oder  die 
politische  Verbände  darstellen,  ist  die  Einheit  als  reale,  sinnlich 
nicht  wahrnehmbare  Person  erkannt  und,  soweit  dies  für  den 
BegriflF  der  Korporation  erforderlich  ist,  die  Einheit  von  der 
Vielheit  gelost.*) 


*)  a.  a.  O.  S.  924  ff. 

*)  Siehe  oben  S.  98,  22». 

*)  Dies  geschah  durch  die  Bildung  von  Organen  im  technischen  Sinn, 
durch  den  Sieg  des  Majoritätsprinzips  in  der  Mitgliederversammlung, 
durch  die  Gründung  besonderer  Deichkassen  u.  s.  w.  Was  die  Erfassung 
der  juristischen  Person  anlangt,  so  vergl.  namentlich  Deichrecht  des  Alten 
l^andes  art.  14  („Der  Sceburg  Erkenntnis“)  und  die  bei  Gierke  a.  a.  O. 
S.  449  A.  163;  S.  454  A.  179;  S.  456  A.  184  angeführten  deichrecbtlicheu 
(Quellen.  — Anderer  Ansicht  ist  Ueusler  „Institutionen“  1.  8.  297.  Nach 
ihm  sind  die  mittelalterlichen  Deiebverbäude  als  juristische  Personen  er- 
kannt und  aufgefasst  worden.  Hierbei  ist  einmal  übersehen,  dass  viele 
Deichverbände  den  Charakter  von  Gesamtbänderschaften  haben;  andrerseits 
geht  Heu  sie  r fehl,  wenn  er  dem  Mittelalter  die  abstrakte  Erkenntnis  der 
juristischen  Person  allgemein  von  vornherein  imputiert,  anstatt  sie  langsam 
und,  namentlich  iu  den  bäuerlichen  Verbänden,  sporadisch  sich  entwickeln  zu 
lassen.  Infolgedessen  leugnet  Ueusler  den  Begriff  der  deutschen  Körper 
Schaft,  bei  welchem  sich  Einheits-  und  Vielbeitsrecbt  verwebt  und  für 
Sonderrechte  und  Sonderpflichten  Kaum  bleibt,  und  nimmt  bei  Fixierung 
der  letzteren  .Stiftungen  an.  Damit  würde  der  grösste  Teil  der  Deich- 
verbände  zu  Stiftungen  gestempelt!  — Vergl.  übrigens  gegen  die  Aus- 
führungen Ueuslers,  in  denen  er  vergeblich  die  Lehre  Gierkes  bekämpft, 
die  unten  sub  V.  aufgeführten  Benennungen  der  Deichverbände  im  engeren 
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Ein  grosser  Teil  der  Deichverbände  trägt  nun  aber  nicht 
bloss  einen  genossenschaftlichen,  sondern  auch  einen  herr- 
schaftlichen Charakter.  Und  indem  der  herrschaftliche  Ver- 
bandsbegriff in  dieserer  Periode  bereits  durch  das  Eindringen 
des  Gedankens  der  Obrigkeit  eine  Läuterung  zu  Gunsten  des 
Anstaltsbegriffes  erfährt,’)  empfangen  viele  mehr  korporative 
Deichverbände  einen  korporativ  anstaltlichen  Charakter.*)  Da- 
gegen ist  der  Anstaltsbegriff  bei  den  herrschaftlichen  Deich- 
verbänden im  engsten  Sinn  nicht  au.sgestaltet  worden.*) 

Wir  betrachten  nun  die  Deichverbände  als  Gesamtheiten 
zunächst  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Genossenschaft,  um 
sodann  von  dem  Einfluss  der  Herrschaft  auf  das  Verbands- 
leben zu  handeln. 

II.  Der  Deichverband  erscheint  als  Gesamtheit  im  öffent- 
lichen Recht  und  im  Privatrecht. 

1.  Der  Deichverband  als  Gesamtheit  war  ein  öffentlich- 
rechtlicher  Verband.’“)  Bei  den  Gemeiudedeichverbänden  ver- 
steht sich  dies  von  selbst.  Bei  den  Deichverbänden  im  engeren 
Sinn  findet  es  dadurch  seine  Erklärung,  dass  sie  zum  Teil  aus 
Gemeindeverbänden  hervorgegangen  sind,  zum  Teil  sich  ans 
ihnen  zusammensetzen  und  infolge  ihrer  territorialen  Grund- 
lage den  Gemeinden  stets  nahe  stehen.  Bei  kleineren  Deich- 
gemeinschaften, die  keine  selbständige  Organisation  haben  und 
sich  mehr  den  Rechtsgemeinschaften  zur  gesamten  Hand  nähern, 
verblasst  freilich  der  öffentlichrechtliche  Charakter.  Anfangs 
handhabte  die  Gesamtheit  in  ihrer  sichtbaren  Erscheinung 
Frieden  und  Recht  nach  innen.  Der  Friede  nahm  seinen 
Ausgang  von  einer  Sache,  dem  Deich.  Er  war  und  blieb  in 
den  Gemeindedeichverbänden  einer  der  vielen  Sonderfrieden, 


Sinn.  — Dass  bei  den  Deichverbänden  kein  blosses  Miteigentum  vorliegt, 
wird  von  Heuslor  sehr  richtig  angenommen  (a.  a.  0.  S.  298).  Ueber  das 
Eigentum  am  Deich  siehe  näheres  nnten  Abschnitt  IV. 

’)  Gierke  II,  980. 

Dies  ergiebt  die  Darstellung  sub  III. 

*)  Natürlich  konnten  sich  auch  herrschaftliche  Deicbgesamthänder- 
schaften  bilden. 

>®)  AnscbUtz  S.  143.  Amira  .Grundriss*  8.  77. 
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welche  das  deutsche  Recht  von  gewissen  Sachen  aasgehen 
lässt;  Er  steht  dem  Hansfrieden  und  dem  Frieden  des  Kirch* 
hofs  gleich.")  In  den  Deich  verbänden  im  engeren  Sinn  wurde 
der  Deichfriede  der  GenossenschaftsfHede.  Wer  ihn  bricht, 
zahlt  in  geringeren  Fällen  Bosse  an  die  Gesamtheit,")  in 
schwereren  wird  er  verstümmelt")  oder  getötet")  oder  von 
der  Gesamtheit  friedlos  gelegt.")  Die  Gesamtheit  übt  die 
übrige  Kriniinalgerichtsbarkeit,  die  Gesamtheit  fällt  die  Civil- 
orteile,  die  Gesamtheit  findet  das  Recht,  die  Gesamtheit  voll- 
streckt;") sie  versammelt  sich,  sie  erkürt  sich  einen  Vorsteher, 
sie  fasst  die  Verbandsbeschlüsse;  sie  übt  die  Deichverwaltnng,’’) 
an  sie  fallen  die  Brüche,")  an  sie  das  herrenlose  and  verspadete 


”)  Kllre  12. 

'»)  Küre  12. 

”)  Kenre  der  Cliatelenie  von  Brügge  von  1190. 

'•)  Siehe  da*  Deichgericht  von  1637  hei  Pnfendorf  II.  S.  684  nnd 
Ommelander  Ijandrecht  B.  VII.  art.  53. 

Vergl.  A.  14.  — N&heres  nnten  in  Abschnitt  V. 

'*)  Zahlreiche  Belege  bieten  die  deichreohtlichen  Quellen,  indem  sie 
teils  den  geschilderten  Zostand  ergeben,  teils  Rückschlüsse  für  die  altere 
Zeit  xnlassen.  Vergl.  z.  B.  Weistum  für  Sandhofen  von  1627  (oben  S.  196, 
A.  Sl),  Kappelor  Kirchspielsartikel  von  1G20  sah  3 (Pratje  V,  S.  320), 
Deichordnung  der  Altmark  von  1436;  Neueres  Deichrecht  in  den  vier  Oohen 
§ 13.  — Sander-Deichsatzungen  von  1296,  1317.  Deichgericbt  von  1637 
(oben  A.  14)  Richthofen  Rq.  417,  § 19  u.  s.  w. 

‘^)  Siehe  die  Hegnngsfragen  des  Schnlzen  oben  S.  186.  A.  7.  Hiernach 
hatte  die  Gemeinde  das  Recht  einen  früheren  Asegaspruch  hinsichtlich  gewisser 
Deicbverwaltungssachen  nmxnstossen.  Der  Asega  hatte  die  Urteils- 
findnng,  allein  die  Gemeine  brauchte  sich  an  sie  in  konkreten  Fäiien  nicht 
zn  kehren,  sondern  konnte  von  ihr  abgeben.  Der  Grund  scheint  mir  darin 
zu  liegen,  dass  der  Asega  bei  der  Ausübung  der  Deicbverwaltnng  nicht 
immer  dabei  war  (Richthofen  Rq.  S.  419  § 38),  aber  im  gegebenen  Fall  ein 
abandemder,  die  Arbeit  beschleunigender  oder  anfschiebender  Beschluss  des 
Deicbverbandes  erforderlich  war.  Fs  ist  dies  ein  Rest  der  Uteren  Zeit 
In  dieser  fasste  die  Gemeinde  alle  Beschlüsse  und  sie  fand  die  Urteile. 
Später  war  der  Asega  regelmässig  der  Urteilflnder.  Dies  beweist  die  an- 
gegebene, von  Heck  hierfür  sehr  richtig  verwertete  Quelle.  (Siehe  Heck 
S.  87;  betreffs  der  verschiedenen  Ansichten  über  die  Urteilsfindung  der 
Asegen  siehe  Heck  S.  3).  — Siehe  ferner  Deichrecht  der  Altendorfer 
Schannng  sub  XIV',  Weistum  für  Sandhofen  (oben  8.  196). 

Deicbrecht  der  Altendorfer  Schauung  XX,  X.  4. 
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Land,**)  sie  hilft  dem  unvermögenden  Deichhalter,**)  sie  ver- 
anstaltet Trinkgelage.**)  Und  diese  Yersammlnng  ward  dar- 
gestellt durch  die  sinnlich  wahrnehmbare  Yersammlnng  aller 
Glieder.  Dies  änderte  sich  dadurch,  dass  die  Mitglieder- 
versammlung zum  Organ  der  Gesamtheit  wurde,**)  und  sich 
andere  Organe  bildeten,  welche  verfassungsmässig  für  die  Ge- 
samtheit wollten  und  handelten.**)  Es  änderte  sich  dies  aber 
ferner  dadurch,  dass  ans  einem  Deichverband  ein  Samtdeich- 
verband wurde  oder  mehrere  Deichverbände  zu  Samtdeich- 
verbänden verwuchsen.  Freilich  blieben  die  Gemeindedeich- 
verbände in  der  allgemeinen  Landesverwaltnng  stecken,  während 
die  Deichverbände  im  engeren  Sinn  sich  mehr  oder  minder  von 
ihr  emanzipierten  und  zu  eigenen  Yerwaltnngskörpem  wurden.**) 
Auch  nach  aussen  trat  die  Gesamtheit  als  öffentlichrechtlicher 
Yerband  auf.  Ein  Yerband  hilft  dem  anderen.  In  Samtdeich- 
verbänden beteiligen  sich  die  kleineren  Deichverbände  an  der 
gemeinsamen  Deichverwaltung**)  und  leisten  sich  gegenseitig 


”)  Richtbofen  Rq.  S.  210,  § 68.  — Deicbrecht  der  Hemmen  Ton 
1453  n.  a.  O.  S.  606,  §4.  Richtbofen  Rq.  8.417  § 19.  SpadeUndsrecht 
art.  7.  Weistum  des  Alten  Landes  von  1671.  Bergh  II,  611  n.  s.  w. 

Siehe  oben  S.  196  sab  b;  Spadelandsrecbt  art.  VII.  Ssp.  II,  66. 
Der  Deichbalter  war  bänfig  ein  Oliedverband. 

*')  .Sander-Deicbsatanngen  von  1317  § 6,  Deichr.  Altendorfer  Scbanung 
XX,  X,  4.  Heineken  § 21.  Borchgraves  S.  317  nimmt  an,  dass  der  iro 
l.Ande  Wursten  heute  gebrilncblicbe  Trinkspmcb:  .Gott  bewahre  Dam  nn 

Dyken  — Syl  nn  Bollwerk  un  derglicken  — darto  — nnse  Land  nn  Qod  — 
un  en  ehrlich  wnrster  Blöd!“  ein  gelegentlich  der  DeicbachtsTeraammlungen 
abgesungenes  Chorlied  gewesen  sei.  Hiergegen  wendet  sieb  Auhagen 
Abh.  II.  (Separatabdr.)  8.  122.  Allein  wamm  sollen  wir  nicht  rermuten, 
dass  die  Deichgenossen  bei  ihren  Trinkgelagen  anch  Trink-  und  Deichlieder 
hatten,  um  so  mehr,  wenn  wir  einen  ausgebildeten  Kneipkoment  (.beerbmcke 
recht“)  finden  (Liibbekes  Aufseichnnng  von  Deichrecht  sah  3 and  4),  wenn 
wir  später  auf  Befehle  stossen,  die  das  Absingen  geistlicher  Lieder  bei  der 
Deicharbeit  unordnen? 

*')  8iehe  oben  § 3 snb  I. 

a.  a.  O.  sah  II. 

Siehe  vorläufig  statt  aller  weiteren  Belege  Deichrecht  von  Feld- 
wert von  1303  art.  6:  .Nec  consnles  terrae  nec  X jurati  nec  aliqui  jndices 
intromittant  se  de  iuredictione  ipsorum  (d.  b.  der  Deichrichter)  ac  emenda“. 
Näheres  unten  Abschnitt  V. 

'^)  Schwarienberg  II,  471  (a.  1427),  Sielrecht  der  drei  Delfsiele 
§ 11  ff.,  Adewerter  Sielbrief  von  1382. 
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BeihQlfe.***)  Die  Gesamtheit  bildet  eine  Schatzgenossenschaft, 
mehrere  Deich  verbände  werden  zu  Wehrgenossenschaften  gegen 
äussere  Angriffe;**)  alle  stehen  für  einen,  einer  f&r  alle;  die 
Gesamtlieit  führt  Krieg  nnd  schliesst  Frieden.*^  So  bilden  die 
grösseren  Deich  verbände  einen  Staat  im  Staat.**) 

2.  Von  mehr  privatrechtlichen  Gesichtspunkten  ans  hatte 
die  Gesamtheit  mannichfache  Rechte  und  Pflichten.  Der  Ge- 
samtheit stand  ein  Gesamtrecht  am  Deich  und  Vorland  zu.**) 
Die  Gesamtheit  hatte  eine  Deichkasse  oder  mehrere,*®)  die  Ge- 
samtheit hatte  Deichbücher.*’)  Namentlich  aber  war  die  Ge- 
samtheit deichpflichtig.  Diese  Deichpflicht  der  Gesamtheit 
bestand  entweder  nach  innen  d.  h.  im  Verhältnis  der  Gesamtheit 


Z.  B.  Deichrecht  dea  Alten  Landea  art.  4. 

*)  Schwarzenberg  II,  471  (a.  1427):  «Yefta  diaae  voeraz.  Dycken 
enighe  deelfte,  yefta  gaet  mecket  (löcherig  macht)  wy  dat  mit  diaae  voeraz. 
Rionchten  alheelic  mit  oren  ty  keren,  ende  dat  eene  ryocht  dat  oren  thi 
holpe  ty  kommen,  ala  ment  byierin  ia.*  Schwarzenberg II,  644(a.  1453); 
.Item  offtet  daer  jrmment  were.  daer  ona  daer  an  behenderen  woelde  and 
ona  dat  verbeden  wolde,  dat  wy  onae  dyke  und  ayle  nycht  legghen  moeaten, 
daer  ze  ona  nnd  den  Lande  nutteat  tbo  holden  aent,  dat  znllen  wy  ende 
meyne  Lande,  tho  aamene  myt  recht  oft  mytter  hand  keren  . — Ade- 

werter  Sielbrief  von  1382.  § IS.  — Deichverordnnng  von  1396  (Drieaaen 
m,  479):  .Vortmer  ia  dar  enych  man  baten  lande,  he  ae  wat  he  ae,  de 
deae  voracreven  puncteo  wyl  bebynderen,  ende  weaen  den  lande  acadelych, 
dat  aal  man  keren  myt  male  anderen,  myt  lyf  ende  myt  gaede“. 

")  Verodnnng  von  1386  (Richthofen  Rq.  S.  308):  „Sa  reka  wy  vry 
orloff  alle  lyudam,  tber  in  diaae  londnm  aeten  aendt,  ryk  ende  erm,  baadingom 
and  menete,  tbe  duren  ende  maghen  an  hiera  honda  reppa,  wellath  an  dnren 
diaae  vor  acriwena  lyndam,  thet  ya  tha  Thriantam  and  hiera  helperen,  wider 
acada  to  dwan  to  hoher  wya  alaa  ma  mey  . . .* 

Halaema  S.  652:  .Qnatenaa  jure  belli  ac  pacia  gandeant  nolliaa 
juriaditioni,  neqae  Principi,  neqae  ordinibna  Provinciae,  neqne  Camerae 
Hovetmannorum,  vel  caique  alii  aubjaceant*. 

^ Hierüber  unten  Äbachnitt  IV. 

*’)  Siehe  Bergh  L ö45,  Sander-Deichaatzangen  von  1317.  § 1.  Ade- 
werter  Sielbrief  von  1382,  § 6;  ferner  Richthofen  Rq.  S.  621,  36.  Eyder- 
atüdter  Deicbordnnng  von  1696  art.  1 1.  Hammerbroker  Deichreebt  art.  84. 
Privileg  Konrada  von  Rotenatein  von  1387  (oben  Einl.  § 4a,  A.  216). 

**)  Spadelandarecht  art.  16.  Deiohrecht  für  KetteabUttel  von  1632, 
§ 9.  (Dazu  Hichelaen  .Urkandenbneb*  S.  236.)  Deichordnang  für  den 
Leckendeich  von  1493  (oben  EUnl.  § 4b,  A.  400),  Oudenhoven  S.  268. 
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ZU  ihreu  Oliedern  oder  nach  aussen  d.  h.  dritten  gegenüber  oder 
sie  war  eine  Qesamtpflicht  nach  aussen  und  innen. 

a)  Nach  aussen  existierte  eine  Gesamtdeichpf licht 
namentlich  dann,  wenn  ein  Deichverband  verpflichtet  war  einem 
anderen,  der  nicht  sein  Glied  war,  Beihfllfe  zu  leisten.  Diese 
Gesaiutpflicht  konnte  nur  für  den  einzelnen  Fall  auf  Grund 
eines  Vertrages  festgelegt  sein*')  oder  ein  für  alle  Mal  bestimmt 
sein  und  hierdurch  den  Ausfluss  der  Verfassung  eines  Samt- 
deichverbandes bilden.**)  Diese  Gesamtpflicht  war  Einheits-  und 
Vielheitspflicht  zugleich  und  konnte  je  nach  der  Hervorkehrung 
dieser  oder  jener  Seite  eine  verschiedene  Gestalt  annehmen. 
Meistens  erschien  sie  aber  insofern  mehr  als  Vielheitspflicht, 
als  sie  von  vornherein  auf  die  Glieder  nach  Morgenzahl  ver- 
teilt war,  und  insbesondere  da,  wo  sie  der  Ausfluss  einer  Samt- 
deichverbands-Verfassung  war,  der  Samtdeichverband  jedes  Glied 
zu  der  auf  es  fallende  Leistung  zwingen  konnte. 

b)  Nach  innen  existierte  eine  Gesamtdeichpflicht  auf 
einer  doppelten  Basis: 

a)  Der  Verband  hatte  eine  Gesamtdeichpflicht  auf  rein 
dinglicher  Grundlage  hinsichtlich  der  Grundstücke  die  im 
Gesamteigentum  des  Verbandes  standen.  Hierher  gehört  ein- 
mal die  Almende,  die  teilweise  deichpflichtig  war,**)  sodann 
aber  die  Grundstücke,  welche  wegen  Nichterfüllung  der  Deich- 
pflicht eines  Gliedes  an  den  Verband  gefallen  waren.*^) 


")  Vergl.  OadenhoveD  S.  193  (a.  1421);  Schwarzenberg  II,  181  ; 
Mieria  IV,  693  (a.  1423). 

”)  Altes  Ostfriesisebes  Deichrecht  § 16.  — Vom  Standpunkt  des 
kleineren  Verbandes  gehören  aber  anch  hierher  alle  BeihUlfeflllle  von  Samt- 
deicbTerb&nden  nach  innen,  insoweit  sie  nicht  nnr  die  Interessen  des  kleineren 
Verbandes  berühren. 

'*)  Deichrecht  TonSalland  art.  17:  ,Item  voert  werett  saeke,  datt  een 
Sandtbroess  die  nu  voer  gienen  Dyck  licht,  en  wecb  braeke  mit  waeter, 
ofte  mit  winde,  ende  daer  gien  landt  achter  an  den  berch  en  laeghe,  then 
sy  dergemeender  Marke,  datt  sali  dat  gemeyne  Marke  dyken“. 

*)  Siehe  A.  19. 
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ß)  Der  Deiebverband  batte  nun  aber  weiter  eine  Qe- 
samtdeichpflicht,  die  mehr  dem  persönlichen  Verbandsnexns 
und  üffentlichrechtlicben  Anscbannngen  entsprang.  Der  Deieb- 
verband musste  nämlich  häufig  herrenlose  Deiche  Qbemehmen,**) 
er  batte  ferner  den  Deich,  insoweit  er  nicht  verteilt  war  (nnd 
in  manchen  Deichverbänden  war  er  überhaupt  nicht  nach  Kabeln 
verteilt,  sondern  kommun)  zu  unterhalten.*^)  Der  Verband  hatte 
schliesslich  seinen  Gliedern  Beihülfe  nnd  NothOlfe  zu  leisten.**) 

Diese  Gesamtdeichpflicht  stellt  sich  auch  als  Einheits-  nnd 
Vielheitspflicht  dar.  Die  Einheitspflicht  kann  sich  ans  einer 
Vielheit  von  Pflichten  von  Individuen  oder  Verbänden,  in  Samt- 
deichverbänden ans  einer  Vielheit  von  Pflichten  von  Individuen, 
Verbänden  oder  Deich  verbänden  zusammensetzen.**)  Sie  ge- 
staltet sich  da,  wo  die  Deicblast  zu  einer  Sonderpflicht  wurde, 
zu  einer  Einheitspflicht,  die  aus  einer  Vielheit  von  Sonder- 
pflichten besteht**)  Schliesslich  kann  sich  in  Samtdeich- 
verbänden infolge  derselben  Ursache  eine  Gesamtdeichpfliebt 
des  weiteren  Verbandes  neben  einer  Gesamtdeichpflicht  des 
engeren  finden.**) 

c)  Der  Deichverband  konnte  endlich  auch  eine  Gesamt- 
deichpflicht nach  aussen  wie  nach  innen  haben.  Dies  war  dann 
der  Fall,  wenn  ein  Deichverband  als  Gliedverband  eines  Samt- 
deichverbandes zur  Erfüllung  seiner  Gesamtdeichpflicht  nach 
innen  verpflichtet  war. 

Ausser  den  Deichpflichten  gab  es  die  verschiedensten  Ge- 
samtpflichten von  Deichverbänden.  So  ist  z.  B.  die  Ver- 


*)  Siehe  oben  S.  190. 

Siehe  Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  § 21.  Deichordnung  für 
Kleve  von  157!>.  Emsiger  Pfeiiuiugsschuldbuch  68,  Heineken  § 30. 

*)  .Siehe  oben  A.  20;  ferner  Oudenhoven  S.  268  fs.  1446),  S.  277 
(a.  I486).  Deichrecht  der  Hemmen  von  1463  § 4.  Deichrecht  des  Alten 
Landes  art.  IV.  Alte  Ostfriesische  Deichordnnng  §15.  Kyderstttdter  Deich- 
ordnung von  1695  § 14.  tiergh  II,  6.30,  Keure  für  die  Alblasserwaard 
von  1277. 

*)  Vergl.  unten  sub  IV. 

*>)  Siehe  die  Ausführungen  bei  Uierke  II.  S. 

*')  Deicbrecht  der  Hemmen  § 7.  Deicbrecht  des  Alten  Landes  art.  IV. 
Eyderstkdter  Deichordnnng  § 16. 
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pflichtung  des  Deicbverbandes,  das  verspadete  Land  anzanebmen, 
eine  Gesamtpflicbt,  ebenso  die  Yerpfiicbtang  dem  Deichgrafen 
seine  Anslagen  zu  ersetzen.**)  Der  Verband  konnnte  sich  ferner 
durch  die  verschiedensten  Verträge  berechtigen  und  verpflichten. 
So  scbliesst  die  Deichacht  der  Riederwaard  im  Jahre  1442  mit 
Dordrecht  einen  Vertrags  dahin  ab,  dass  sie  all  ihr  Korn  auf 
den  dortigen  Markt  bringen  will  ;**)  so  bezahlt  nicht  nur  der 
Altendorfer  Deicbverband  den  Käthner,  der  den  Seedamm 
unterhält,**)  mit  drei  Moorblöcken,  sondern  der  Deichverband 
zu  Sandhofen  giebt  der  Herrschaft  drei  Schläge  Gras  an  der 
Allmende  fUr  die  Unterhaltung  eines  Deicbstttckes.**) 

III.  In  ungleicher  Weise  und  in  verschiedener  Zeitfolge 
machte  sich  herrschaftlicher  Einflnss  bei  den  einzelnen 
Deichverbänden  geltend. 

So  gab  der  Landesherr  mit,  neben  oder  Aber  der  Ge- 
nossenschaft Gesetze;  andere  Herrschaften  waren  in  gleicher 
Weise  oder  neben  dem  Landesberm  thätig.**)  Hier  Uberti-ngen 
die  Landesberm  gewöhnlichen  Landesbeamten  die  Sorge  für  die 
Deichverwaltung,*'')  dort  entsandten  sie  oder  andere  Herrschaften 
fUr  die  Schaunngen  eigene  Aufsichtspersonen,**)  dort  stellten  sie 
allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Deichgrafen  oder  Deich- 
geschworene an.**)  Sie  bekamen  Anteil  an  den  Brüchen  und 
Strafgeldern.**)  Sie  machten  Ansprüche  auf  das  Vorland*')  und 


")  Flacaatboek  für  Utrecht  II,  106. 

“)  Oudenhoven  S.  101  ff. 

Deicbrecht  der  Altendorfer  Sehauung  aub  XXIII. 

“)  Siehe  oben  S.  196.  Vergl.  auch  Mieris  IV,  148. 

“)  Siehe  oben  S.  259  nnd  unten  Abschnitt  V. 

Altm&rkische Deichordnaugen  von  1506  und  1539;  Bergh  II,  641; 
Mieris  II,  311,  470,  IV,  188,  IV,  278.  Spadelandsrecht.  art  4,  5. 

Altmärkische  Deichordunngen  von  1436  n.  1476.  Bergh  II,  628 

u.  3.  w. 

‘»)  Siehe  oben  § 3. 

’^)  z,  B.  Deicbrecht  der  Altendorfer  Scbanung  snb  XIV;  Deicbrecht  des 
Alten  Landes  art.  X.  Mieris  II,  312,  333,  418  IV,  144  Plaecatboek  für 
Utrecht  S.  65, 

Siebe  oben  S.  117  ff. 
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den  Deich  selbst.®*)  Von  ihrer  Erlaubnis  hingen  die  Aus- 
führungen grösserer  Werke,  namentlich  von  Einlagen®*)  und 
Neubedeichuugen®®)  ab. 

lieber  den  Deichverbänden  breitete  sich  ein  Frieden,  der 
von  den  Herrschaften  seinen  Ansgang  nahm.  Die  Deich- 
genossen und  namentlich  die  Deichbeamten  standen  unter 
herrschaftlichem  Schutz  und  herrschaftlichem  Geleit.®®) 

Die  Erfüllung  der  Deichpflicht  erschien  immer  mehr  als 
Unterthanenpflicht;  die  holländischen  Grafen  betrachteten  den- 
jenigen, der  ihr  nicht  nachkam,  als  einen  solchen,  der  ihre 
Herrlichkeit  vermindern  wollte.'®)  Von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  Hessen  sich  die  mannichfachsten  Einmischungen  in  die 
Sphäre  der  Genossenschaften  rechtfertigen.  Namentlich  wird 
es  dadurch  verständlich,  dass  der  Landesherr  unwillige  Deicher 
gefangen  nehmen  Hess®’)  und  BeihOlfe  verschiedener  Deich- 
verbände anordnen  konnte.®*) 

Zum  Teil  ging  die  Gesamtdeichpflicht  des  Deichverbandes, 
welche  auf  Grund  einer  Verspadung  entstand,  auf  die  Herrschaft 
über:  An  den  Herrn  fiel  das  Spadengut.®*)  Doch  hatte  er  in 
Holland  häufig  als  Aeqnivalent  dafür  das  Recht  auf  den  „nakoop“, 
auf  Grund  dessen  ihm  bei  Verkäufen  von  Häusern  oder  Grund- 
stücken in  seinem  Bezirk  eine  bestimmte  .\bgabe  zu  zahlen  war.®*) 

Zu  erwähnen  ist  ferner,  dass  die  Landesherrn  den  Schutz 
der  Deichverbände  den  Organen  der  gewöhnlichen  Landes- 
verwaltung anbefehlen,*’)  und  dass  sie  die  Bezahlung  von 


“)  Siebe  unten  Abschnitt  IV. 

“)  Deicbrecht  für  die  Crimpenrewsard  von  1430. 

Siehe  oben  8.  171  ff. 

“)  Bergh  II,  248,  843.  Mieris  IV,  656;  976 
"*)  Mieris  HI,  287,  Bergh  I,  179. 

“1  Mieris  IV,  141,  635. 

***)  Bergh  II,  422,  Ondenhoven  S 193. 

“)  Bergh  II,  814.  Placaethoek  für  Geldern  S.  8.  Mieris  IV,  243 
Siehe  auch  Mieris  III,  354. 

Mieris  II.  S.  482.  Mieris  IV,  942  Deicbordnung  für  die  Oimpen- 
rewanrd  von  1468.  Siehe  Überhaupt  Guidemont  S.  59  f. 

<“)  Deicbrecht  für  die  Riederwaard  von  1403.  Privileg  für  Cranenbnrg 
von  1343.  Mieris  II,  263. 
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Zinsen,  Renten,  Abgaben,  Bussen  den  Deichgenossen  eriiessen 
oder  stundeten. 

IV.  Ob  man  bei  den  Samtdeichverbänden  von  der 
Anschauung  aiisgiug,  dass  sie  aus  mehreren  Verbänden  be- 
ständen, oder  man  sie  so  auffasste,  als  ob  sie  sich  aus  einzelnen 
Individuen  zusammensetzten,  war  insbesondere  für  die  Bei- 
tragspflicht der  einzelnen  von  grosser  Wichtigkeit.  Im 
ersteren  Fall  ward  die  betreffende  Leistungsgesamtheit  unter 
die  Verbände  und  dann  innerhalb  dieser  unter  die  Genossen 
verteilt,  im  letzteren  dagegen  wurde  sie  von  vorneherein  auf 
die  Genossen  umgelegt.  Ein  Beispiel  für  die  eine  Alternative 
giebt  der  Adewerter  Sielbrief  von  1382,  nach  welchem  jeder 
der  drei  Verbände,  die  den  Samtdeich  verband  bilden,  '/a  der 
Deichkosten  trägt."')  Beispiele  für  die  zweite  Alternative  geben 
zahlreiche  holländische  Urkunden,  nach  denen  im  Samtdeich- 
verband die  Samt -Lasten  Morgen  Morgens  gleich  repartiert 
wurden.“)  Es  kommen  auch  Samtdeichverbände  vor,  bei  denen 
sich  beide  Anschauungsweisen  verquicken.**)  Andereiseits  gab 
es  Samtdeieh verbände,  bei  denen  die  kleineren  Verbände  in 
ungleicher  Weise  als  Einheiten  an  der  Samtsphäre  teilnahmen.*’) 
Analoges  fand  übrigens  bei  der  Wahl  von  Deichbeamten  im 
Samtdeichvenland  statt.**) 

V.  Entsprechend  der  historischen  Entwicklung  werden 
die  ältesten  Deich  verbände  mit  den  Namen  der  betreffenden 


Deiclirecht  fiir  die  Kioderwaard  vuu  1403.  Bergh  1,  60.3,  Mieris 
111,  28S,  30a,  IV,  153. 

*^)  Im  übrigen  wird  der  lierrachnitlicbe  Einfluaa  namentlich  bei  der 
Betrachtung  der  Ueichverwaltung  zur  Sprache  kommen. 

Vergl.  Kichthofen  Rq.  S.  345  § 1. 

“)  Vergl.  z.  B.  Ejek  S.  286.  Siehe  auch  Spadelanderc  ht  art.  \”1 
“)  Siehe  Eyck  S.  82. 

Deichbriel  für  die  I.opikerwaard  von  1454;  Ysaelsteim  nimmt  bei 
Einlagen  u.  a.  w.  den  dritten  Teil. 

®)  Siehe  Adewerter  .Sielbrief  von  1382  § 2.  (Jeder  Verband  wählt 
3 Sielricbter).  Drieesen  I,  55,  III,  47'J.  (Die  gemeine  Meente  wählt  die 
Richter). 
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Gemeinden  belegt.**)  Als  Deichverbände  im  engeren  Sinn  ins 
Leben  treten,  behielt  man  öfter  auch  den  Namen  der  Gemeinde 
oder  des  politischen  Verbandes  für  den  Deichverband  im  engeren 
Sinn  bei.^)  Die  herrschaftlichen  Deich  verbände  im  engsten 
Sinn  bezeichnete  man  mit  dem  Namen  der  Herrn.  FQr  die 
Deichverbände  im  engeren  Sinn  bediente  man  sich  später 
besonderer  Ansdrucksweisen.  Sehen  wir  von  den  Zu- 
sätzen oder  Benennungen,  die  herrschaftlicher  Einfluss  hervor- 
rief, ab,  so  sind  folgende  Verschiedenheiten  hervorzuheben : 

1.  Man  benannte  den  Deichverband  nach  dem  Deich.  Man 
sprach  von  , allen  die  einem  Deich  Zubehören“, von  „allen, 
die  ZU  den  Deichen  gehören“,^')  von  „den  guten  Leuten  eines 
Deichs“  ;’*)  später  bezeichnete  man  den  Verband  als  „Seeburg“. ’■*) 

2.  Man  behielt  den  Namen  von  der  Gemeinde  bei,  iflgte 
ihm  aber  einen  entsprechenden  Zusatz  an.  So  stellte  die 
„Gemeente  eines  Kirchspiels  mit  allen  die  mit  einbedeichet 
sind“,’*)  einen  Deichverband  dar.’*) 

3.  Am  häufigsten  wählte  man  eine  Bezeichnung,  die  dem 
Eindeichungsgebiet  oder  dem  Inundatiousgebiet  entlehnt 
war.  So  bildeten  einen  Deichverband  „alle  die  in  der  Dyckagie 
beseten  sind“,”)  „alle  die  binnen  dem  Deich  geseten  sind,“  ’*) 


•*)  Vergl.  Bergh  I,  179,  269,  603,  540;  II,  611,  876,  877.  Siehe 
ferner  die  Quellen  oben  in  § 1 eub  I. 

Vergl.  Üeicbrecbt  des  Alten  Landes  art.  V. 

’*)  Siebe  Bergb  II.  583,  Mieris  UI.  712. 

Altmärkiscbe  Deichordnung  von  1436 

”)  Siehe  oben  Einleitung  § 4b,  A.  566  („probi  viri  veteris  Hevinae“). 
Vergl.  übrigens  Bergh  U.  422. 

Deichrecht  des  Alton  Landes  art.  14. 

Sander-Deicbsatzungou  von  1296. 

’’*)  Siebe  ferner  die  Ausdrücke  „eeningo  ran  Thujl“,  .eeninge  ran 
Deyl“  im  Deichbrief  von  1409  (oben  Einl.  § 4b,  A.  387).  Placaatboek  für 
Utrecht  II,  S.  8 (a.  1467):  .Die  Unterthanen  der  Djrkagie  ran  Diemen“. 

Keure  für  die  Alblasserwaard  von  1413.  Deichordnnng  Philipps 
für  den  Diemor  Seedeicb  von  1440  (PI.  für  Utrecht  8.  5).  — Deich- 
gericbt  zu  Walle  von  1551  (Heinekon  § 44.  Oolrich  8 602).  Siehe  auch 
diu  in  A.  8 an  letzter  Stelle  angeführte  Quelle. 

’”)  Sachsenspiegel  U,  56. 
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„alle  binnen  dem  Deich  gelegenen  Ambacbten“,’*)  „die  ge* 
meinen  Poldern“,®*)  „die  Koogeseigner“,**)  ein  „Kog‘  (Koog, 
Keegh,  Kogg,  Koch),**)  alle  „die  unter  dem  Deich  gelandt 
sind“,**)  „die  in  dem  Seeryhm  liegen“,**)  „die  in  einer  Sehebank 
beseten  sind“,**)  „die  in  der  Drenke  (Wische)  sitzen“,**)  „die 
vom  Wasser  belaufen  werden  können“,**)  „alles  Land,  da  die 
grosse  Flut  übergegangen  ist“,"*)  „alle  die  beflutet  werden“,**) 
„alles  Land,  dem  das  Wasser  schaden  kann“,***)  „alle,  die  unter 
der  Fährlichkeit  des  Deiches  liegen“.**) 

4.  Eine  andere  Bezeichnung  entnahm  man  der  häufigsten 
Verwaltungstbätigkeit  innerhalb  des  Verbandes,  der  Schauung. 
So  bildeten  einen  Deichverband  alle  „die  binnen  der  Schau  ge- 
sessen waren,“**)  alle  „unter  der  Schau“**)  eines  bestimmten 
Deichs,  und  als  Deichverband  erscheint  „die  ganze  Schau“.**) 

•’>.  Auch  Namen  der  besonderen  Deichbeamten  beein- 
flussten die  Bezeichnung  des  Deichverbaodes  im  engeren  Sinn. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass  man  die  Deichbeamten  neben  dem 
Verband  nannte  um  die  Gesamtheit  auszudrficken,  gab  mau 


”)  Bergh  II,  867. 

Bergh  II,  498  (a.  1284). 

>**)  Spadelandsrecht  art.  9 („Koogesleute“  art.  7). 

^)  Siebe  Handresten  für  Enchuyzeo  tod  1381,  1492  (obeu  Einl.  § 4b, 
Ä.  539);  Mierie  III,  464,  II,  286;  Spadelandgrecht  art.  1.  4,  7,  8, 
9.  10,  13. 

Bergh  II,  Anhang  63,  Mioris  III,  30. 

*'^)  Ueinekeu  § 29  (a.  1656). 

*)  Siehe  oben  S.  216  A.  157. 

^)  AJtmärkiache  Deichordnung  von  1476  mit  dem  Zusatz  .und  unter 
den  boesen  Dyken“. 

Deicbrecht  von  Salland  art.  104. 

Spadelandsrecht  art.  l. 

'*’)  Deicbbrief  für  Lopikerwaart  von  1454  (oben  Ein!  § 4b,  A.  408) 
art.  25. 

^)  Altes  Ostfriesisches  Deicbrecht  art.  2.  Spadelandbrief  art.  17. 

")  Altmärkiscbe  Deichordnung  von  1539. 

Bergh  II,  630,  Uieris  III,  206. 

“)  Hierin  III,  500. 

»•)  Deichbrief  für  Veluve  von  1370  (oben  Einl.  § 4b,  375),  Eleviache 
Deichordnnng  von  1575  art.  1. 
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Deichverbänden  die  Benennung  nur  nach  dem  Beamtentum. 
So  sprach  man  von  „Dyckgraefschap“,**)  „Teichrichterschaft“, 
Schwarenschaft“,**)  vom  gemeinen  Land  in  der  Heemradschap,*^) 
von  allen  „die  innerhalb  des  Bannes  der  Heemradschap  ge- 
sessen siud“,”‘)  von  den  „Erffgemanen,  die  binnen  dem  heymraet 
geerft  sind“.**) 

6.  Wo  die  Siel-  und  Schleussengemeinschaft  fiberwog, 
gab  diese  den  Sondernamen  für  den  Deichverband  mit  ab.’**) 

7.  Nur  ganz  vereinzelt  kommt  der  Ausdruck  „Deichband“ 
vor.'“')’®*) 


Handvesten  Uaximilians  für  die  OoBter-Dijkgraefachap  bei  Medem- 
blick  Ton  1492  and  149b. 

"*)  Deichrecbt  des  Alten  Landes  art.  7. 

*1)  Mieria  III,  364. 

*)  Mieria  III,  500. 

Pririleg  dea  Herrn  von  Cranenburg  von  1343. 

Adewerter  Sielbrief  von  1382,  hier  ateht  für  die  kleineren  Verbinde 
.zijlveaten“  § 1 IT. ; für  den  Samtverband  .meenre  ajlveatene'',  „de  ziil- 
veatene*  „de  aiilveateue  alghemeenlike*  §§  2,  13,  16. 

'*”)  Mieria  II,  312  (a.  1323),  Deichrecht  dea  Hammerbroks  art  103. 
(a.  1557). 

■<°)  Natürlich  finden  sich  auch  allgemeine  AnsdrUcke  wie  die  „geheele 
gemeente*,  das  „gemeene  Landt“,  das  „ganae  Land“,  „tota  terra“,  „tota 
communitaa“,  „das  Land“,  „die  Landleute*  u.  s.  w. 
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Die  Endigung  der  Deichverbände. 

Wenn  die  See  siegreich  ihr  ehemaliges  Eigen  znrück- 
fordert,  wenn  sich  gewaltige  Meereseinrisse  bilden,  wie  im 
Jahre  1277  der  Dollart,’)  wenn  Deich  und  Land  völlig  ein 
Raub  der  Fluten  werden,  endigen  die  Deichverbände  von  selbst 
auf  natürlichem  Wege.  Die  Deichverbände  endigten  ferner, 
wenn  alle  Verbandsgenossen  das  eingedeichte  Land  im  Stich 
liessen  und  von  dannen  zogen.  Es  war  dabei  gleichgiltig,  ob 
diesem  Abzug  ein  dementsprechender  Beschluss  vorangegangen 
war  oder  nicht.  Der  Fortgang  vieler  oder  der  meisten  löste 
den  Verband  noch  nicht.*)  Vielmehr  fiel  das  Genossenrecht  der 
Abziehendon  und  die  dementsprechenden  Pflichten  den  Zurück- 
gebliebenen*) oder  in  herrschaftlichen  Deichverbänden  der  Herr- 
schaft*) an.  Eine  Auflösung  des  Deich  Verbandes,  ohne  dass 
völliger  Landverlust  eintrat,  und  der  Deichverband  in  keinem 
anderen  Verband  fortlebte,  ist  kaum  vorgekommen.  Rechtlich 
war  sic  zuläs.sig,  insoweit  nicht  die  Gesamtheit  als  solche  sei 
es  gegenüber  anderen  Verbänden,  sei  es  gegenüber  Herrn  zur 
Deichhaltung  verpflichtet  war.  Wohl  aber  haben  sich  vielfach 
Deichverbände  dadurch  aufgelöst,  dass  sie  aus  dem  Verbands- 
leben das  Deich  wesen  eliminierten,  jedoch  als  Verbände  weiter 
fortbestanden.  Es  ist  sicher  vielfach  vorgekommen,  dass  Ge- 
meindedeichverbände, sei  es  mehr  der  Not  gehorchend,  sei  es 


*)  Siehe  oben  S.  97.  A.  4. 

*)  Vergl.  den  Bericht  Emos  zum  Jahre  1219  oben  S.  216,  A.  161. 
’)  a.  a.  0. 

Vergl.  Mieris  II,  311  und  511. 

J.  Oi«rk«,  OMohlebt«  dM  d«ut*ch«o  D«iehr«obla.  20 


Digitized  by  Google 


30B 


mehr  aus  Zweckmässigkeitsrücksichteu,  zwar  den  Deich,  aber 
nicht  das  cingedeichte  Land  fahren  Hessen,  und  so  aus  Ge- 
meindedeichverbänden zu  reinen  Gemeindeverbänden  wurden. 
Eine  solche  Niederlegung  oder  eine  Nicht  Wiedererrichtung  des 
Deiches  konnte  in  ältester  Zeit  zwar  ohne  besondere  Erlaubnis, 
aber  nur  bei  Einstimmigkeit  der  Verbandsgenossen  erfolgen.“) 
Im  Laufe  der  Zeit  änderte  sich  dies  dadurch,  dass  die  Er- 
haltung der  Deiche  als  Pflicht  gegenüber  Herrn  oder  Landes- 
herm  betrachtet  wurde;  während  man  die  erstmalige  Anlage 
von  Deichen  regelmässig  in  dieser  Periode  als  keine  Unter- 
thanenpfliclit  auffasste,  erschien  die  Erhaltung  und  Wieder- 
herstellung einmal  errichteter  Deiche  als  Pflicht  gegenüber  dem 
Herrn,*)  deren  Versäumnis  den  Verlust  des  Landes  herbeiführte. 
Eine  Befreiung  von  ihr  bedurfte  herrschaftlicher  Erlaubnis.’) 
Daher  kommt  es,  da.ss  wir  in  einigen  Quellen  die  Deichgenossen 
oder  deren  Vorsteher  dadurch  privilegiert  finden,  dass  sie  ohne 
besondere  Erlaubnis,  sei  es  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten,  sei  es 
aus  Not  den  Deich  für  immer  einreissen  können  oder  den  zerstörten 
nicht  wieder  herzustellen  brauchen,  ohne  dass  sie  dadurch  ihr 
Land  verlieren.*)  Bei  den  Genossenschaften  hielt  man  ferner 


*)  Auch  durfte  anderen  Verbänden  dadurch  kein  Nachteil  geschehen. 
War  die  Bedeichung  infolge  gegenseitigen  Vertrages  erfolgt,  80  lag  eine 
beiderseitige  Verpflichtung  den  Deich  nicht  anfzugeben,  nahe.  Deshalb  wird 
später  in  solchen  Verträgen  CMieris  IV,  221,  a.  1412)  auagemacht,  daaa  ein 
Verband  seine  Deiche  bei  Meereaeinbruch  nicht  neu  wiederherzustellen  braucht. 

*)  Siehe  oben  S.  300. 

^ Durch  einen  Beschluss,  vom  Deiche  absehen  zn  wollen,  konnte  ja  der 
Herr  beträchtliche  Einbusseu  an  Land  und  I..andabgaben,  sodann  auch 
an  sonstigen  Einnahmen  (Deichschauungsbrüchcn)  haben.  Vergl.  auch 
Bergh  I.  179. 

^ Vergl.  namentlich  Mieris  m,  734  (a.  1401):  „Ende  waer't  saecke 
dattet  meesten  deel  van  den  luyden,  die  daer  gbelandt  z;n  end't  meesten 
deel  van  den  landen  bebben,  hier  naemals  tot  eeniger  tydt  ende  sebowinge 
van  den  somerdyck  voorsz.  verdragen  ende  los  wilde  wesen,  so  stillen  die 
luyden  gbemeylyck  ende  alle  die  gene  die  daer  inne  geerft  zyn,  vry,  quyt 
ende  onbecommert  wesen  van  den  kenren  end  schonven  voorsz*.  Kieris 
IV,  470  (a.  1417  18),  Mieris  IV,  013  (Deichreebt  für  Ydoren  a.  1422).  Es 
enthalten  ferner  die  Bestimmungen,  welche  das  ewige  Eindeichnngsrecht  ge- 
währen (siehe  oben  S.  137  ff.  und  Mieris  IV,  129)  für  die  Fälle,  wo  das 
I.,and  nicht  vSllig  herrenlos  geworden  ist,  zugleich  das  Privileg,  das  die 
Deicber  nicht  wieder  neue  Deiche  schlagen  müssen. 
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an  der  Notwendigkeit  eines  einstimmigen  Beschlusses  der  Ver- 
bandsgenossen zur  Eliminierung  des  Deicbwesens  ausnahmsweise 
nicht  mehr  fest.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  einige  Quellen, 
welche  von  der  Notwendigkeit  herrschaftlicher  Erlaubnis  dis- 
pensieren, entweder  die  Majorität  des  Verbandes  nnd  zwar 
mitunter  sogar,  wie  die  Urkunde  des  Ritters  Coen  van  Ooster- 
vyk  von  1401  bezeugt,  „dat  meeste  deel  vau  den  luyden  die’t 
nieesten  deel  van  den  landen  daer  in  hebben“,®)  oder  die  Ge- 
schworenen'®) entscheiden  lassen.") 


“)  siebe  A.  S 

Siche  Mieris  IV.  470. 

O)  Siehe  aber  Mieris  IV.  013  (lieichr.  für  Ydoreu  a.  1422). 
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